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INHALT: Die Erleichterung des Wechselprotestes, S. i. — Polarisation und Polari- 
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Die Erleichterung des Wechselprotestes. 
Von Ober-Postpraktikant Völker in Berlin. 

Der Reichstag hat sich am letzten Tage vor Beginn der Weihnachts- 
ferien mit dem Entwurf eines Gesetzes, betreffend die Erleichte- 
rung des Wechselprotestes, beschäftigt. Dieser Gesetzentwurf ist für 
die Postbeamten insofern von besonderer Wichtigkeit, als durch ihn der 
Postprotest, d. h. die Erhebung von Wechselprotesten durch Postbeamte, 
eingeführt werden soll. Wie bereits im Archiv 1005, S. 737 ff., bei Er- 
örterung des belgischen Postprotestverfahrens dargelegt worden ist. wird 
eine Reform des deutschen Wechselprotestes in den beteiligten Kreisen 
ebenso wie in der juristischen Literatur seit längerer Zeit befürwortet. Die 
umständlichen Formen, an welche die deutsche Wechselordnung die Auf- 
nahme des Protestes bindet, haben sich bei dem steigenden Verkehre mit 
Wechseln immer störender bemerkbar gemacht ; auch hat sich der Kreis der 
zur Erhebung des Protestes berechtigten Personen als zu eng erwiesen; ins- 
besondere aber bilden die für die Erhebung des Protestes entstehenden ver- 
hältnismäßig hohen Kosten den Gegenstand lebhafter Klagen. Die Ältesten 
der Kaufmannschaft von Berlin baten daher in einer an den Reichskanzler 
gerichteten Eingabe um eine entsprechende Reform der Vorschriften der 
Allgemeinen Deutschen Wechselordnung über den Wechselprotest. Dieser 
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Eingabe schlössen sich fast alle deutschen Handelskammern sowie die Ver- 
bände der Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschatten an. und schließlich 
wurde im Reichstage, nachdem schon bei früheren Verhandlungen von ver- 
schiedenen Seiten des Hauses eine Änderung des Wcchselprotcstverfahrens 
empfohlen worden war, im Mai i«)<>6 eine dahin gehende Resolution ange- 
nommen. 

Eine Vereinfachung der für die Erhebung des Wechselprotestes geltenden 
Bestimmungen erschien somit wünschenswert. Bei der Änderung der Be- 
stimmungen mußte indes berücksichtigt werden, daß die Protesturkunde den 
am Wechselregresse beteiligten Personen ein möglichst zuverlässiges Be- 
weismittel für die rechtzeitige und ordnungsmäßige Vorzeigung des Wechsels 
liefern und so eine Gewähr für die glatte Durchführung des Regresses 
bieten soll. Um diesen Zweck zu erfüllen, wird die Protesturkunde immer 
bestimmten Formerfordernissen genügen müssen. Eine Reform des Wechsel- 
protestes konnte somit nur insoweit in Betracht kommen, als es galt, über- 
flüssige Weiterungen wegfallen zu lassen und das Verfahren möglichst ein- 
fach zu gestalten. 

Um bei der beabsichtigten Neuregelung des Protestverfahrens den 
Wünschen der beteiligten Kreise möglichst Rechnung tragen zu können, 
stellte die Reichs- Justizverwaltung im Einvernehmen mit den übrigen Reichs- 
und Staatsverwaltungen, insbesondere mit der Reichs- Postverwaltung und der 
Reichsbank, zunächst einen vorläufigen Gesetzentwurf auf und veröffentlichte 
diesen im Juni 1906 im Reichsanzeiger. Die Anregungen, die sich aus den 
Erörterungen über diesen vorläufigen Gesetzentwurf ergeben hatten, wurden 
dann bei Ausarbeitung des endgültigen Entwurfs, soweit als möglich, be- 
rücksichtigt. 

Entsprechend den aus den Kreisen des Handels und der Industrie ge- 
äußerten Wünschen gehen die Änderungen des bestehenden Rechtszustandes, 
die der vorliegende Gesetzentwurf vorsieht, vornehmlich nach zwei Rich- 
tungen. Es soll einerseits die Form des Protestes vereinfacht, anderseits 
der Kreis der Protestbeamten durch Einführung des Postprotestes erweitert 
werden. Beide Richtungen haben denselben Endzweck : die Ermäßigung der 
Protestkosten. Daneben regelt der Gesetzentwurf noch einige Gegenstände, 
die bisher landesrechtlich geordnet waren, wie die Vorschriften über die 
Proteststunden und über die Befugnis der Protestbeamten zur Annahme von 
Wechselzahlungen; auch beabsichtigt er neben der Vereinfachung des Pro- 
testes noch einzelne andere Erleichterungen , namentlich für den soge- 
nannten Windprotest und für die Protestierung von Wechseln mit ungenauen 
Ortsbezeichnungen. 

Von den im Gesetzentwurfe vorgesehenen Vereinfachungen des Protest- 
verfahrens ist als die wesentlichste der Wegfall der Wechselabschrift bei 
dem Proteste mangels Zahlung anzusehen. Nach Art. 88 Nr. 1 der geltenden 
Wechselordnung muß jeder Protest eine wörtliche Abschrift des Wechsels 
oder der Kopie und aller darauf befindlichen Indossamente und Bemer- 
kungen enthalten. Gerade dieses Erfordernis machte das Verfahren bei der 
Protestaufnahme umständlich; auch konnten Fehler in der Abschrift unter 
Umständen die Ungültigkeit des Protestes zur Folge haben. Der Entwurf 
bestimmt nunmehr, daß der Protest mangels Zahlung auf den Wechsel 
selbst oder auf ein mit dem Wechsel zu verbindendes Blatt zu setzen ist 
(Art. 88a. Abs. 1). Die bisher geforderte Wechselabschrift wird damit über- 
flüssig. Diese hat den Zweck, den Zustand des Wechsels zur Zeit der 
Protesterhebung festzustellen. Damit dieser Zustand auch künftig jederzeit 
erkennbar ist, und nachträglich hinzugefügte Indossamente als solche ersicht- 
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lieh werden, soll der Zahlungsprotest unmittelbar hinter den letzten auf der 
Rückseite des Wechsels befindlichen Vermerk, in Ermangelung eines solchen 
Vermerks an einen Rand der Rückseite gesetzt werden. Wird der Protest 
auf ein Blatt gesetzt, so ist dieses mit dem Wechsel durch Abdruck des 
Amtssiegels oder des Amtsstempels zu verbinden. Der Unterschrift des 
Protestbeamten braucht dann ein Siegel oder Stempel nicht beigefügt zu 
werden. 

Wie bereits erwähnt, soll die Vorschrift, daß der Protest auf den 
Wechsel selbst oder auf ein damit zu verbindendes Blatt zu setzen ist, nur 
für den Protest mangels Zahlung gelten. Für Proteste anderer Art, z. B. 
Proteste mangels Annahme, hat der Entwurf die Wechselabschrift beibe- 
halten. Um eine Übereinstimmung dieser Proteste wenigstens in der äußeren 
Form mit dem Proteste mangels Zahlung herbeizuführen, soll neben der 
Wechselabschrift nicht mehr, wie bisher, eine eigentliche Protesturkunde 
ausgefertigt, sondern die Proteste sollen auf die Wechselabschrift oder auf 
ein mit der Abschrift zu verbindendes Blatt gesetzt werden. 

Im übrigen bringt der Entwurf hinsichtlich des Inhalts der Protest- 
urkunde insofern eine Änderung, als es nicht mehr erforderlich sein soll, 
in den Protest die Antwort der Person, gegen die protestiert wird, auf- 
zunehmen; es genügt vielmehr die Angabe, daß die bezeichnete Person ohne 
Erfolg zur Vornahme der wechselrechtlichen Leistung aufgefordert worden 
oder nicht anzutreffen gewesen ist. Auch ist die Eingangsformel zu Art. 88 
der Wechselordnung, die bisher lautete: »Der Protest muß enthalten«, ge- 
ändert worden in : »In den Protest ist aufzunehmen«, um einer Auslegung 
der Vorschriften des Art. 88 der Wechselordnung dahin, daß jeder Verstoß 
gegen diese Vorschriften den Protest ohne weiteres ungültig mache, vor- 
zubeugen. 

Nach dem geltenden Wechselrechte muß die Protesturkunde innerhalb 
der Protestfrist fertiggestellt sein. Nach Ablauf dieser Frist dürfen an der 
Urkunde keine Änderungen mehr vorgenommen, Fehler und Mängel der 
Protesturkunde also nicht mehr berichtigt werden. Aus praktischen 
Rücksichten will der Gesetzentwurf künftig gestatten, daß Schreibfehler, 
Auslassungen und sonstige Mängel der Protesturkunde bis zur Aushändigung 
der Urkunde an die Person , für die der Protest erhoben worden ist , also 
auch noch nach Ablauf der Protestfrist berichtigt werden dürfen. Die Be- 
richtigungen sind jedoch als solche unter Beifügung der Unterschrift kennt- 
lich zu machen. Wird zur Ausstellung der Protesturkunde ein vorge- 
drucktes Formular benutzt, so gelten Durchstreichungen im Formulare, so- 
fern sie vor Abschluß der Urkunde erfolgen, nicht als nachträgliche Be- 
richtigungen. Wie in der Begründung zu dem Gesetzentwurfe hervor- 
gehoben ist, soll durch die Zulassung einer nachträglichen Berichtigung der 
Protesturkunde namentlich die Möglichkeit geschaffen werden, daß die nach 
Einführung des Postprotestes von Postunterbeamten aufgenommenen Pro- 
teste einer wirksamen Prüfung durch die vorgesetzten Beamten unterzogen 
werden können. 

Auch hinsichtlich des Ortes und der Zeit der Protesterhebung weist der 
Gesetzentwurf einige Änderungen und Ergänzungen des bestehenden Rechtes 
auf. Nach Art. 91 der Wechselordnung muß die Protesterhebung im Ge- 
schäftslokale der Person, gegen die protestiert werden soll (Protestat), 
und in Ermangelung eines solchen in der Wohnung des Protestaten vor- 
genommen werden. Daß das Geschäftslokal oder die Wohnung nicht zu ■ 
ermitteln sei, gilt erst dann als festgestellt, wenn auch eine dieserhalb bei 
der Polizeibehörde des Ortes geschehene Nachfrage fruchtlos geblieben, und 
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dies im Proteste vermerkt worden ist. Hiernach ist der Protestheamte, bevor 
er einen sog. Windprotest erheben, d. h. beurkunden darf, daß der Protestat 
nicht zu ermitteln gewesen sei, verpflichtet, bei der Ortspolizeibehörde eine 
persönliche Nachfrage nach dem Protestaten zu halten. Diese Nachfrage 
ist häufig nur eine leere Form, z. R. dann, wenn dem Protestbeamten schon 
bekannt ist, daß der Protestat nach einem anderen Orte verzogen ist. 
Ferner geben Polizeibehörden vielfach über Firmen grundsätzlich keine 
Auskunft. Trotzdem muß der Protestbeamte auch dann, wenn es sich um 
die Protesterhebung bei einer Firma handelt, bei der Polizei nachfragen, 
lediglich um der Form zu genügen. Diesen Rechtszustand will der Gesetz- 
entwurf dadurch ändern, daß er den Protestbeamten nicht mehr zu einer 
Nachfrage bei der Polizeibehörde verpflichtet. Für die Gültigkeit des Pro- 
testes soll künftig der Vermerk genügen, daß das Geschäftslokal oder die 
Wohnung des Protestaten sich nicht hat ermitteln lassen. Ob dieser Ver- 
merk tatsächlich zutrifft, ist unerheblich; der Protest wird nicht deshalb 
ungültig, weil die Ermittlung möglich war. Allerdings bleibt der Protest- 
beamte, der es unterläßt, geeignete Ermittlungen anzustellen, der Person, 
für die er den Protest erhebt, verantwortlich. Um eine Erschwerung der 
Lage der Protestbeamten zu vermeiden , sollen diese indes zu weiteren 
Nachforschungen nach dem Protestaten dann nicht verpflichtet sein, wenn 
eine Nachfrage bei der Ortspolizeibehörde ohne Erfolg geblieben ist. Daß 
die Protestbeamten diese Nachfrage nicht persönlich zu halten brauchen, 
wird in der Begründung des Gesetzentwurfs ausdrücklich hervorgehoben. 

Nach den bestehenden Vorschriften muß der Protest am Zahlungsorte 
des Wechsels erhoben werden; als Zahlungsort gilt, sofern nicht im Wechsel 
ein besonderer Zahlungsort angegeben ist (Domizilwechsel), bei gezogenen 
Wechseln der bei dem Namen oder der Firma des Bezogenen angegebene 
Ort, bei eigenen Wechseln der Ort der Ausstellung. Der hiernach aus dem 
Inhalte des Wechsels hervorgehende Zahlungsort gilt unbedingt, es ist gleich- 
gültig, ob er der tatsächliche Wohnort des Protestaten ist oder nicht. Die 
strenge Anwendung dieser Vorschriften hat zu Mißständen geführt in dem 
nicht seltenen Falle, daß der Protestat nicht in dem auf dem Wechsel an- 
gegebenen, sondern in einem benachbarten Orte — z. B. nicht, wie im 
Wechsel angegeben, in Berlin, sondern in Schöneberg — wohnt. In diesem 
Falle ist ein am Wohnorte des Protestaten aufgenommener Protest ungültig, 
der Protestheamte muß somit am Zahlungsorte des Wechsels Windprotest 
erheben, obwohl ihm vielleicht das Geschäftslokal oder die Wohnung des 
Protestaten bekannt und für ihn leicht erreichbar ist. Der Gesetzentwurf 
sieht nun zur Abstellung dieses Übelstandes in Art. 91a vor, daß eine in 
dem Geschäftslokal oder in der Wohnung eines Beteiligten vorgenommene 
wechselrechtliche Handlung auch dann gültig ist, wenn an Stelle des Ortes, 
in dem das Geschäftslokal oder die Wohnung liegt, ein benachbarter Ort 
in dem Wechsel angegeben ist. Welche Orte im Sinne dieser Vorschriften 
als benachbarte anzusehen sind, bestimmt der Bundesrat; die Bestimmung 
wird im Reichs -Gesetzblatte bekannt gemacht werden. 

Endlich sollen nach dem Gesetzentwurf in bezug auf die Form der 
Protesterhebung die Domizilwechsel, d.h. Wechsel, die an einem anderen 
Orte als dem Wohnorte des Bezogenen zahlbar sind, und die sog. Zahl- 
stellenwechscl, d. h. solche Wechsel, die zwar am Wohnorte des Bezogenen, 
aber bei einer anderen Person als dem Bezogenen zahlbar sind, gleichgestellt 
werden. Während jetzt Domizilwechsel dem Domiziliaten zur Zahlung vor- 
zulegen und. wenn die Zahlung unterbleibt, auch bei diesem zu protestieren 
sind, muß bei Zahlstellenwechseln die Protesterhebung zwar an der Zahl- 
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stelle, aber nicht gegenüber der Person, die Zahlung leisten soll, sondern 
gegenüber dem Bezogenen seihst geschehen. Dieser Unterschied ist den Be- 
teiligten vielfach unbekannt und gibt somit oft zu Verschen Anlaß, die die 
Ungültigkeit des Protestes zur Folge haben. Da ausreichende Gründe für 
die verschiedenartige Behandlung der Domizil- und der Zahlstellenwechsel 
bei der Protesterhebung nicht bestehen . hebt der Gesetzentwurf nunmehr 
diese Verschiedenheiten auf. indem er die einschlägigen, für Domizilwechsel 
bestehenden Vorschriften auf die Zahlstellenwechscl überträgt. 

Hinsichtlich der Zeit der Protesterhebung läßt der Gesetzentwurf die 
Vorschriften über die Protestfrist im allgemeinen unverändert. Nur für 
Wechsel mit Ehrenakzepten und mit Notadressen sieht er eine Verlängerung 
der Protestfrist zur Erhebung des Protestes bei F.hrenakzeptanten und Not- 
adressaten um einen Tag vor. da es bisher bei Wechseln mit mehreren Not- 
adressen oft erheblichen Schwierigkeiten begegnete, die Wechsel innerhalb 
der gewöhnlichen Protestfrist von zwei Tagen bei allen Beteiligten vorzu- 
legen und zu protestieren. Dagegen bringt der Gesetzentwurf die einheit- 
liche Regelung der Proteststunden für das gesamte Reichsgebiet. Die 
Proteststunden sind zur Zeit landesgesetzlich geregelt, in Preußen z. B. durch 
das Gesetz vom i. Juni 1^04. Sie sind in den einzelnen Bundesstaaten ver- 
schieden festgesetzt, in Preußen und in den meisten anderen Bundesstaaten 
gilt als Protestzeit die Zeit von 9 Uhr morgens bis 6 Uhr abends, in anderen 
Bundesstaaten wieder die Zeit von 8 Uhr morgens bis 7 Uhr oder 8 Uhr 
abends (Baden. Württemberg) oder von 9 Uhr morgens bis 7 Uhr abends 
(Mecklenburg, Sachsen-Coburg u.a.); in Sachsen-Meiningen fällt die Protest- 
zeit in die Stunden von 9 bis 12 Uhr vormittags und 3 bis 6 Uhr nach- 
mittags. In mehreren Bundesstaaten, z. B. in Bayern und in Anhalt, sind 
Proteststunden überhaupt nicht vorgeschrieben. Diese verschiedenartige 
Regelung der Proteststunden hätte bei Einführung des Postprotestes zu 
Schwierigkeiten geführt; der Gesetzentwurf setzt daher die Proteststunden 
einheitlich auf die Zeit von 9 Uhr vormittags bis 6 Uhr abends fest. Die 
landesgesetzlichen Vorschriften über die Proteststunden müssen, nachdem 
die Regelung der Proteststunden reichsgesetzlich erfolgt ist, außer Kraft 
treten. Entsprechend den Vorschriften zahlreicher Landesgesetze soll auch 
künftig die Protesterhebung außerhalb der Proteststunden dann gestattet 
sein, wenn die Person, gegen die protestiert wird, sich ausdrücklich damit 
einverstanden erklärt. Zur Vermeidung von Zweifeln wird in der Begrün- 
dung des Gesetzentwurfs besonders darauf hingewiesen, daß innerhalb der 
Proteststunden nur die Handlungen auszuführen sind, die der Protestbeamte 
gegenüber dem Protestaten vorzunehmen hat, also vor allem die Präsentation 
des Wechsels, daß die Anfertigung der Protesturkunde jedoch außerhalb der 
I'roteststunden erfolgen kann. 

Endlich soll durch den Gesetzentwurf das Protestregister in Wegfall 
gebracht werden, zu dessen Führung gegenwärtig nach Art. 00 der Wechsel- 
ordnung die Protestbcamten verpflichtet sind. An Stelle des Protestregisters 
sollen geordnet aufzubewahrende beglaubigte Abschriften der Proteste und 
Vermerke über den Inhalt des Wechsels treten, die von den Protestbeamten 
zurückbehalten werden müssen. 

Die Flrleichtcrungen und Vereinfachungen des Protestverfahrens, die 
der Gesetzentwurf vorsieht, sind hiernach sehr wesentlicher Natur. Es be- 
durfte aber auch solcher Vereinfachungen , bevor dem weiteren Wunsche 
der Handelswelt auf Einführung des Postprotestes nähergetreten werden 
konnte. Wie von dem Staatssekretär des Reichs- Postamts bereits bei Be- 
ratung des Etats der Reichs-Post- und Tele^raphenverwaltung für 1906 im 
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Reichstage dargelegt worden war, mußte eine einfachere Gestaltung des 
Wechselrechts die Voraussetzung für die Einführung des Postprotestes 
bilden. Seiner zweiten Hauptaufgabe, der Einführung des Postprotestes, 
entledigt sich der Gesetzentwurf, indem er die Worte »oder einen Post- 
beamten« in Art. 87 der Wechselordnung einschaltet. Art. 87 soll demnach 
künftig lauten: 

»Jeder Protest muß durch einen Notar oder einen Gerichtsbeamten 
oder einen Postbeamten aufgenommen werden . . .« 
Darüber, wie das Postprotestverfahren auszugestalten sein wird, enthält der 
Gesetzentwurf keine Vorschriften. Die Regelung dieser Frage wird durch 
§ 3 des Entwurfs dem Verordnungswege vorbehalten, indem § 3 bestimmt: 
»Unter Zustimmung des Bundesrats kann der Reichskanzler an- 
ordnen, daß die Postverwaltung für bestimmte Fälle, insbesondere mit 
Rücksicht auf die Art des Protestes oder die Höhe der Wechselsummc. 
die Protesterhebung nicht übernimmt. 

Die näheren Bestimmungen über die Benutzung der Postanstalten 
zur Aufnahme von Wechselprotesten erläßt der Reichskanzler. Für 
den inneren Verkehr der Königreiche Bayern und Württemberg werden 
diese Bestimmungen von den zuständigen Behörden dieser Staaten 
erlassen.« 

Für die Regelung des Postprotestverfahrens im Verordnungswege ist nach 
der Begründung des Entwurfs der Gesichtspunkt maßgebend , daß es sich 
um die Übernahme eines ganz neuen Geschäftszweigs seitens der Postver- 
waltungen handelt, und daher der praktischen Erfahrung Raum für die Aus- 
gestaltung des Verfahrens gelassen werden muß. Insbesondere kann aus 
diesem Grunde nicht im Gesetze festgelegt werden, innerhalb welcher 
Grenzen die Post die Ausführung von Wechselprotesten übernehmen soll. 
Eine solche gesetzliche Regelung des Verfahrens in allen Einzelheiten würde 
der Entwicklung des Postprotestes nur hinderlich sein. In welchem Um- 
fange die Postverwaltungen den neuen Dienst einführen werden, läßt sich 
hiernach aus dem Gesetzentwurfe selbst nicht erkennen. Aus der Begrün- 
dung geht indes hervor, daß die Post ihre Tätigkeit zur Erleichterung der 
Anforderungen, welche die Erhebung des Wechselprotestes an die Postbeamten 
stellt, zunächst auf die Proteste mangels Zahlung beschränken wird, die 
künftig einer besonders einfachen Form unterliegen und, wie in der Be- 
gründung an der Hand statistischer Grundlagen nachgewiesen wird, auch 
bei weitem am häufigsten vorkommen. Ferner wird die Postverwaltung zu- 
nächst Wechsel mit Notadressen und Ehrenakzepten von der Protesterhebung 
ausschließen , die bei diesen Wechseln mit besonderen Schwierigkeiten ver- 
bunden ist. Endlich werden Wechsel, deren Betrag 800 Mark übersteigt, 
ausgeschlossen werden müssen, da das Postprotestverfahren in engem Zu- 
sammenhange mit dem Postauftragsverfahren zur Einziehung von Geld- 
beträgen stehen wird, und der Meistbetrag für Postaufträge zur Geldein- 
ziehuug sich auf 800 Mark beläuft. 

Die Haftung der Postverwaltung für Postaufträge ist in § 18 xx der 
Postordnung vom 20. März 1900 dahin geregelt, daß die Postverwaltung- 
für eine Postauftragssendung wie für einen eingeschriebenen Brief, für den 
eingezogenen Betrag wie für die auf Postanweisungen eingezahlten Beträge 
haftet. Bei den erheblichen Nachteilen, die der Person, für die der Protest 
erhoben wird, durch eine Unterlassung des Protestes oder durch einen 
mangelhaft erhobenen und deshalb ungültigen Protest erwachsen können, 
war die Haftung der Postverwaltung für Postaufträge zur Geldeinzichun^ 
nicht als ausreichend anzusehen. Dem Wunsche der beteiligten Kreise, daß 
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die Post für Versehen ihrer Protestbeamten hafte, trägt deshalb der Gesetz- 
entwurf Rechnung, indem er in § 4 bestimmt: 

»Die Postverwaltung haftet dem Auftraggeber für die ordnungs- 
mäßige Ausführung des Protestauftrags nach den allgemeinen Vor- 
schriften des bürgerlichen Rechtes über die Haftung eines Schuldners 
für die Erfüllung seiner Verbindlichkeit Sie haftet nicht über den 
Betrag des wechselmäßigen Regreßanspruchs hinaus. 

Der Anspruch gegen die Postverwaltung verjährt in drei Jahren. 
Die Verjährung beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der Protest- 
auftrag bei der Postanstalt eingeht, von welcher der Auftrag auszu- 
führen ist.« 

Bezüglich der Haftung soll nach der Begründung zu dem Gesetzentwurfe zwi- 
schen dem Beförderungsgeschäftc der Post und dem Protestgeschäft unter- 
schieden werden, so daß die im § 4 des Entwurfs vorgesehene Haftung 
nur für das Protestgeschäft im engeren Sinne eintritt, für die Beförderung 
des Protestauftrags zum Bestimmungsort und für die Rückbeförderung des 
protestierten Wechsels nebst Protesturkunde dagegen die Vorschriften des 
i'ostgesetzes über die Haftung für eingeschriebene Briefe Anwendung finden. 
Eine derartige Unterscheidung erscheint gerechtfertigt ; denn auch bisher hat 
die Post lediglich nach den Vorschriften des Postgesetzes gehaftet, wenn 
ein Wechselinhaber einen Wechsel nach auswärts versandte, um ihn durch 
einen Notar oder einen Gerichtsbeamten protestieren zu lassen. Eine Ver- 
schlechterung gegen den früheren Zustand tritt also nicht ein. Im weiteren 
ist die Unterscheidung zwischen Protestgeschäft und Beförderungsgeschäft 
rechtlich schon dadurch bedingt, daß der Vertrag mit der Postverwaltung 
hinsichtlich des Protestgeschäfts erst am Bestimmungsorte zum Abschlüsse 
gelangt, da der Auftrag an die Postanstalt dieses Ortes gerichtet, und der 
Inhalt des Auftrags der Aufgabe-Postanstalt nicht näher bekannt ist. Die 
Verjährung von drei Jahren für Ansprüche gegen die Postvcrwaltung aus 
dem Protestgeschäfte wurde gewählt, weil für diese Ansprüche einerseits 
die im § 14 des Postgesetzes für Ansprüche aus diesem Gesetze vorgesehene 
Verjährung von sechs Monaten zu kurz erschien, anderseits es jedoch im 
Interesse der Postverwaltung lag, eine möglichst kurze Verjährungsfrist fest- 
zusetzen und somit die Anwendung der allgemeinen Vorschriften des B. G. B. 
über die regelmäßige Verjährungsfrist (§ 195) auszuschließen. 

Die Aufnahme der Postbeamten in den Kreis der zur Erhebung von 
Wechselprotesten berechtigten Beamten macht auch eine Änderung des Wechsel- 
stempelsteuergesetzes vom 10. Juni 1869 notwendig. Nach § 21 dieses Ge- 
setzes haben die Notare und andere Beamte, die Wechselproteste ausfertigen, 
die Besteuerung der bei ihnen vorkommenden Wechsel von Amts wegen zu 
prüfen und die zu ihrer Kenntnis kommenden Zuwiderhandlungen gegen 
das Wechselstempelsteuergesetz bei der zuständigen Behörde zur Anzeige zu 
bringen. Durch eine Ergänzung dieser Vorschrift will der neue Gesetzent- 
wurf ausdrücklich hervorheben, daß diese Verpflichtung künftig auch den 
mit der Erhebung von Wechselprotesten betrauten Postbeamten obliegt. 
Ferner bestimmt § 21 des Wcchselstempelsteuergesetzes, daß die Protest- 
beamten in dem Protest angeben müssen , mit welchem Stempel der pro- 
testierte Wechsel versehen, oder daß er mit einem Stempel nicht versehen 
ist. Diese Vorschrift ist zwecklos geworden, da nach den vom Gesetzent- 
wurfe beabsichtigten Änderungen des Protestverfahrens die Proteste mangels 
Zahlung künftig auf die Wechsel selbst, die Proteste anderer Art auf 
Wechselabschriften gesetzt werden sollen, die alle auf den Wechseln befind- 
lichen Vermerke, also auch den Stempelkassicrungsvermerk enthalten müssen. 
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Nach der neuen Fassung des § 21 soll daher ein Vermerk über die Ver- 
stempelung im Proteste selbst nicht mehr erforderlich sein, dagegen soll er 
in die vom Protestbeamten zurückzubehaltende Abschrift des Protestes auf- . 
genommen werden. 

Im § 5 des Gesetzentwurfs wird schließlich der Reichskanzler ermäch- 
tigt, den Text der Allgemeinen Deutschen Wechselordnung, wie er sich aus 
den im Gesetzentwurfe vorgesehenen und den früheren Änderungen ergibt, 
unter der Uberschrift »Wechselordnung« und unter fortlaufender Nummern- 
folge der Artikel durch das Reichs-Gesetzblatt bekannt zu machen. Eine 
derartige Bekanntmachung des Textes vielfach geänderter Gesetze trägt 
wesentlich zu einer leichteren Handhabung der Gesetze bei und ist schon 
wiederholt für Reichsgesetze, zuletzt durch das Gesetz vom 17. Mai 1907 
für das Reichsbeamtengesetz angeordnet worden. 

Bei der ersten Lesung des Gesetzentwurfs im Reichstage erhob der 
Abgeordnete Ablaß Einwendungen gegen §3, indem er es für erforderlich 
bezeichnete, daß der Umfang, innerhalb dessen die Postvcrwaltung die 
Protesterhebung übernehmen solle, und die Hohe der Postprotestgebühren 
im Gesetze selbst geregelt werde. Im übrigen gaben alle Redner ihrer 
Befriedigung über die geplanten Vereinfachungen des Protestverfahrens und 
über die Einführung des Postprotestes sowie der Hoffnung Ausdruck, daß 
in der Kommission ein allen Wünschen entsprechendes Gesetz geschaffen 
werde. Pen vom Abgeordneten Ablaß geäußerten Bedenken gegenüber führte 
der Staatssekretär des Reichs- Postamts folgendes aus: 

»Meine Herren! Ich befinde mich in der angenehmen Lage, dem 
«Herrn Vorredner in seiner Hoffnung vollständig zuzustimmen. Ich 
benutze heute lediglich die Gelegenheit, ein paar Worte zu sagen, um 
dem entgegenzutreten, daß der Herr Vorredner unser Verfahren bei- 
nahe für illoyal halten zu sollen erklärt hat. Ich glaube nicht, daß 
er das so gemeint hat. Denn wie liegt die Sache? Ich möchte in 
Erinnerung bringen, daß die Reichs - Postverwaltung sich freiwillig 
erboten hat, das Wechselprotestgeschäft zu übernehmen, daß bereits 
im Jahre 1876, also bereits vor 31 Jahren, von dieser Stelle hier er- 
klärt ist. daß die Postverwaltung gern bereit ist, dieses Geschäft zu 
übernehmen und dem Volke die Erleichterung zu gewähren . gegen 
geringe Kosten die Wechsel protestieren zu lassen, sobald eine Er- 
leichterung des Wechselprotestes an sich eintritt. Das ist lediglich der 
Grund gewesen, weshalb die Sache aufgeschoben worden ist. 

Nun führte der Herr Vorredner selbst aus, er habe die schwersten 
Bedenken, ob die Postbeamten das übernehmen können, es würden 
wahrscheinlich sehr viele Versehen vorkommen, die Postverwaltung 
sei für die Verluste verantwortlich. Auf der anderen Seite führte er 
wieder aus, daß der § 3 davon ausgehe, der Postverwaltung vollständig 
freizustellen, ihr zu überlassen, ob sie dies oder jenes tue. Ich 
stimme vollständig mit dem Herrn Vorredner darin überein, daß wir 
augenblicklich noch nicht übersehen können, inwieweit die Geschäfte 
des Wechselprotestes für alle Wechsel bis zu allen Beträgen von den 
Postbeamten übernommen werden können. Weil diese Verhältnisse 
schwierig liegen, müssen wir es erst von der Erfahrung abhängig 
machen, wie weit wir das Geschäft gut verschen können. Gerade um 
Freiheit zu haben, um möglichst weit fortschreiten zu können, müssen 
wir mit geringen Beträgen anfangen, zunächst bis 800 Mark, und mit 
dem einfachen Wechsel. Davon kann das hohe Haus vollständig 
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überzeugt sein, daß wir, sobald wir sehen, daß die erst gezogenen 
Grenzen ausgedehnt werden können, wir es auch wirklich tun. Durch 
den § 3 wird dann die Möglichkeit geboten, das in einfacher Weise 
zu tun, ohne daß wir erst wieder die Klinke der Gesetzgebung zu 
ergreifen und ein neues Gesetz zu machen brauchen. Das ist der 
Zweck dieses Paragraphen, kein böser Wille, sondern lediglich die 
Absicht, es von der Erfahrung abhängig zu machen und in leichter 
Weise den Bedürfnissen des Verkehrs folgen zu können. Darauf 
möchte ich mich heute beschränken; es wird sich in der Kommission 
Gelegenheit bieten, die Frage weiter zu erörtern. 

Ich möchte nur noch eins, um es nicht zu vergessen, anführen. 
Auch beabsichtigt die Reichs - Postvcrwaltung nicht, mit der Übernahme 
des Wechselprotestes ein großes Geschäft zu machen, sondern die 
Forderungen, die wir stellen werden, werden sehr gering sein. Nach 
den Berechnungen, die wir aufgestellt haben, werden wir den Protest 
für I Mark für Wechsel bis zu Beträgen von 500 Mark ausführen. 
Also es liegt nicht in der Absicht, das Publikum irgendwie schlecht 
zu stellen oder dieselben Siitze zu erheben, die jetzt die Notare er- 
heben, sondern wir lehnen uns den Sätzen an. die in Belgien, wo die 
Sache ja bereits ausgeführt ist. erhoben werden.« 
Die Vorlage wurde hierauf einer Kommission von 14 Mitgliedern zur 
Beratung überwiesen. 



Polarisation und Polarisationszellen. 
Von Telegrapheningenieur Ambrosius in Leipzig. 

(Schluß.) 

III. Form, Anwendung und Verhalten der Polarisationszellen. 

A. N atronzcllen. 

Die Natronzellen bestehen aus kleinen, etwa 2,9 cm hohen zylindrischen 
Glasgefäßen mit einem Durchmesser von etwa 10 mm; in diese Gefäße sind 
etwa 7 mm lange, 1 mm breite und o, t mm dicke blanke Platin- 
Fig. 8. bleche an dünnen Kupferdrähten eingelassen. Als Elektrolyt dient 
Natronlauge (Na OH). Um ein Ausfließen der Flüssigkeit zu ver- 
hüten, sind die Glasgefäße zugeschmolzen (Fig. 8). Je nach der 
Art ihrer Verwendung werden 3 oder 12 solcher Zellen hinter- 
einander geschaltet und zum Schutze gegen Beschädigungen in einem 
Pappkästchen untergebracht, wo sie mit einer asphalthaltigen Harz- 
masse vergossen werden. Jede Zelle soll eine gegenelektromotorische 
Kraft von 2,7 Volt liefern. (Fig. 0 zeigt oben rechts einen Satz 
zu 12 ungebrauchten Zellen.) 

Die Polarisationszellensätze zu 3 Zellen sind bei Vermittlungs- 
anstalten kleineren Umfanges im Gebrauch, um die selbsttätige Ab- 
gabe des Schlußzeichens zu ermöglichen. Der Grundgedanke hier- 
bei ist folgender. Sobald die Teilnehmer ihre Hörer vom Haken ge- 
nommen haben (Fig. 10). werden die Zellen in den Stromkreis einge- 
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schaltet, so daß eine auf dem Vermittlungsamt über zwei Galvanoskope 
mit hoher Selbstinduktion und über eine Drosselspule in Brücke liegende 
Batterie von 6 bis 8 Volt während des Gesprächs über die Sprechstellen 
keinen Strom entsenden kann, da die gegenelektromotorische Kraft der 
3 Polarisationszellen etwa 8 Volt beträgt; die Schlußzeichengalvanoskope 
bleiben mithin in Ruhe. Hängt aber einer der Teilnehmer den Hörer an 
den Haken, so werden die Polarisationszellen ausgeschaltet, der Schluß- 
zeichenstrom findet über den Wecker einen Weg und bringt das Galvano- 
skop auf dem Amte zum Ansprechen. 



Fig 




Eine zweite Art der Benutzung von Polarisationszellen findet in den 
Fernschränken statt, um einen von einem anderen Amte nach Beendigung 
des Gesprächs mit Batterie gesandten Gleichstrom von dem in Brücke lie- 
genden Fernsprechübertrager Ue fernzuhalten und über die parallel dazu 
liegende Anrufklappe zu drängen (Fig. Ii). Hierdurch wird ermöglicht, 
daß der Gleichstrom die als Schlußzeichen dienende Anrufklappe FK sicher 
zum Abfallen bringt. 

Endlich haben die Polarisationszellen, und zwar in Sätzen zu 12 Stück, 
in Fernsprechnetzen mit zentraler Mikrophon- und Anrufbatterie Eingang 
gefunden. Bei der Schaltung der Fernsprechgehäuse Z B04 liegen die 
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Polarisationszellen dauernd in dem Weck- und Sprechstronikreise, zu dem 
Zwecke, I. bei angehängtem Hörer den Gleichstrom der Zentralbatterie zu 
verriegeln, so daß auf dem Amte kein Anrufzeichen erscheint; 2. bei abge- 
nommenem Hörer den Gleichstrom von dem Hörer sowie von der sekun- 
dären Wicklung der Induktionsrolle fernzuhalten, damit der gesamte Strom 
über das Mikrophon fließt. 

Namentlich bei der letzten Verwendungsart zeigen die Polarisationszellen 
ein in mancher Hinsicht sehr interessantes Verhalten, das wir unter Berück- 
sichtigung der vorstehend angeführten Gesetze der Polarisation im folgenden 
kurz betrachten wollen. 

Neue Polarisationszellen, die blanke Platinelektroden enthalten, haben zu- 
nächst eine elektromotorische Gegenkraft von etwa 2,7 Volt. Da nach Le Blanc 
der Zersetzungswert der Natronlauge bei 1,69 Volt liegt, so ist diese hohe gegen- 
elektromotorische Kraft auffallend; jedenfalls wird sie lediglich durch eine 
»»Überspannung« (vgl. Abschn. II. F.) hervorgerufen, besonders weil die blanken 
Elektroden nur eine geringe »Okklusionsfähigkeit« für Gas besitzen. In- 
folge des fortgesetzten Durchganges von Wechselstrom beim Wecken und beim 
Sprechen tritt aber allmählich ein Zerfall des Platins an der Oberfläche ein ; 
es bildet sich mehr und mehr Platinschwarz, so daß die Elektroden langsam 
platiniert werden (vgl. Abschn. II. G.). Hierdurch sinkt nach und nach die 
elektromotorische Gegenkraft bis auf 1,22 Volt, wodurch die Zellen nicht mehr 
imstande sind, den entgegengeschalteten Gleichstrom der Zentralbatterie völlig 
zu verriegeln. Ein schwacher Stromdurchgang, verbunden mit einer ganz 
geringen Zersetzung des Elektrolyten, ist die notwendige Folge davon. Die 
nachstehende, nach eigenen Messungsergebnissen gefertigte Übersicht läßt 
die durch einen wenig gebrauchten Zellensatz fließenden Stromstärken für 
verschiedene angeschaltete Spannungen erkennen. 



Angeschaltete 


Durch 


das Galvano- 




elektromotorische 


meter angezeigte Strom- 


Bemerkungen 


Kraft 




stärke 
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Milliampere 


/ 


1 .40 - 






Gasentwicklung nicht sichtbar 


1,69 - 


0,0 167 


— 


I,8o - 


0,0234 






2.2o - 


O,o6(>8 




hin und wieder ein Gasbläschen 


2.-0 - 


0,3072 




langsame Gasentwicklung. 



Aber nicht nur die Platzierung der Elektroden, sondern vermutlich auch 
eine Bildung von Platinsulfat (vgl. Abschn. II. E.) verursacht das Sinken der 
elektromotorischen Kraft der Polarisation, so daß die Zellen, von denen 
jede etwa 2 bis 2,2 Volt zu verriegeln hat, nach einer Gebrauchszeit von 
einigen Monaten einen Strom durchlassen, der im Mittel auf 0,017 Milli- 
ampere festgestellt worden ist. 

Außer dem Gleichstrome führt bei jedem Anrufe der Sprechstelle der 
Weckstrom, der nur 15 Perioden in der Sekunde besitzt, eine schwache 
Zersetzung (vgl. Abschn. II.G.) des Elektrolyten herbei, die man mitunter an 
dem Aufsteigen von winzigen Gasbläschen erkennen kann. Die durch die 
zersetzende Wirkung dieser Weckströme sowie durch die des Gleichstroms 
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erzeugten Gase Wasserstoff und Sauerstoff werden anfangs von dem Elek- 
trolyten durch Lösung autgenommen, spater, nachdem die Platzierung der 
Elektroden eingetreten ist, von diesen »okkludiert«. Haben aber die Elek- 
troden und der Elektrolyt sich mit den Gasen gesättigt, so erfolgt teils 
Bläschenbildung an den Elektroden, teils geben die gesättigten Elektroden 
eine gewisse Menge des »okkludiert en« Gases ab. Hierdurch füllt sich der 
nur etwa 0,3 bis 0,5 cem große Luftraum über dem Elektrolyten allmählich 
mit den Gasen, so daß der Druck in der Zelle nach und nach wächst. 

Bei erhöhtem Drucke steigt die elektromotorische Gegenkraft der Zelle 
wieder; es ist jedoch vielleicht nicht ausgeschlossen, daß die Erhöhung des 
Druckes eine Temperaturerhöhung der Gase in den Zellen zur Folge hat, 
die ihrerseits ein Sinken der Polarisation verursachen wurde. (Vereinzelt 
sind Zellensatze vorgefunden worden, die ziemlich warm waren.) Jeden- 
falls sind die Vorgänge in den zugeschmolzenen und in Asphaltmasse ein- 
gebetteten Polarisationszellen durchaus nicht einfach. 

Die Verringerung der Flüssigkeit in den Polarisationszellen, die durch 
allmähliche Vergasung eintritt, ist nicht, wie vielfach angenommen wird, 
beträchtlich, sondern nur ganz unbedeutend. Dies ergibt sich aus fol- 
genden Erwägungen. I emm Wasser liefert cem Wasserstoff und 
0,05 cem Sauerstoff, mithin 2.19 cem Knallgas. Da der Luftraum in den 
Zellen nur o,* bis 0.5 cem beträgt, würde selbst bei Vergasung nur eines 
Kubikmillimeters Wasser in der Zelle ein Druck von mehreren Atmosphären 
auftreten, und die Vergasung von 2 bis 3 emm Wasser die Zelle sicher 
zersprengen. Der Verbrauch von etwa 3 emm Wasser bringt aber den Flüssig- 
keitsspiegel in den Zellen kaum merklich zum Sinken. 

Eine größere Anzahl von Zellen, die längere Zeit im Betriebe waren, 
zeigte die eigenartige Erscheinung, daß sowohl die Weckströme als auch 
die Sprechströme beim Durchgange durch sie eine Schwächung erfuhren. 
Drei verschiedene Zellensätze lieferten beispielsweise folgende Ergebnisse. 



Art der Zelle 


Starke des Weck- 
stroms bei 

ein- aus- 
geschalteter geschalteter 
Zelle Zelle 

Milliampere Mühampere 


Sprech- 
verstandigung 




34 


40 


gut 




24 


4<> 


ausreichend 




10 


40 


mangelhaft. 



Die Schwächung der Weckströme macht sich im Betriebe indes nicht 
störend bemerkbar, da sie selbst bei einer Stärke von nur 10 Milliampere 
die Wecker noch kräftig zum Ansprechen bringen. Daher wird meist an- 
genommen, daß die Weckstrome durch derartige Zellen ungeschwächt 
hindurchgehen, während die Sprechströme in ihrer Stärke erheblich beein- 
trächtigt werden. Wie die vorstehende Übersicht beweist, ist diese An- 
nahme nicht zutreffend, überläßt man solche Polarisationszellen längere 
Zeit der Ruhe oder schüttelt sie kräftig, so werden die Wechselströme 
durch die Zellen bedeutend weniger geschwächt. 

Die Ursache für die Schwächung der Weck- und Sprechströme ist noch 
nicht in vollem Umfange aufgeklärt. Verschiedene Forscher haben bereits 
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früher an Polarisationszcllen ähnliche Beobachtungen gemacht und gehen ver- 
schiedene Erklärungen dafür, her vorher (Ahschn. I. a.) angeführte Lohn- 
steinsche V ersuch, der viel Ähnlichkeit mit dieser Erscheinung besitzt, läßt 
beispielsweise den Üb ergangsw iderstand als Ursache vermuten. Winkelmann 
ermittelte, daß bei Wechselstromen durch Einschaltung einer polarisierenden 
Flüssigkeitszelle die Schwingungsphase und auch die Stromstärke verändert 
werden. Wiedemann fand, daß bei wiederholtem Durchleiten von Induktions- 
strömen durch eine Zersetzungszelle deren Widerstand scheinbar zunimmt, 
und erklärt diesen Umstand durch ein Anwachsen der Oberflächenbeladung, 
nachdem sich schon das Innere der Elektroden mit Wasserstoff mehr und 
mehr gesättigt hat. Durch die allmähliche Platzierung der Elektroden soll 
dieser Vorgang noch begünstigt werden. 

Die fortgesetzte Beschäftigung mit diesem Gegenstande hat den Verfasser 
zu der Vermutung geführt, daß die mangelhafte Sprechverständigung mit dem 
hohen Gasdruck in den Zellen im Zusammenhange steht, und zwar aus fol- 
genden Gründen. Nach den Ausführungen von Danneel ist die Menge des im 
Platin »okkludierten« Wasserstoffs, also seine Konzentration und aktive Masse, 



Fig, 10. 




abhängig von dem Drucke, unter dem das über der Elüssigkeit befindliche 
Wasserstoffgas steht. Es ist dies eine Folgerung aus dem Henrvschcn 
Absorptionsgesetze, wonach die Löslichkeit eines Gases in einer Flüssigkeit 
oder einem festen Stoffe proportional ist der Konzentration des gasförmigen 
Gases, und diese ist nach dem Boyle- Mariotteschen Gesetze dem Drucke 
des Gases proportional. Je höher demnach der Druck des Gases ist, 
um so mehr Wasserstoff nimmt das Platin auf, außerdem haften Gasbläschen 
an den Elektroden, weil sie infolge des hohen, auf der Flüssigkeit lasten- 
den Druckes nicht in die Höhe steigen können. Durch die zersetzende 
Wirkung des Wechselstroms bilden sich daher an den Elektroden Schichten 
von äußerst geringer Dicke, die einen verhältnismäßig hohen Ohmschen 
Widerstand haben (Starke). Diese Gasschichten sind wahrscheinlich die 
Ursache der mangelhaften Sprechverständigung in Stromkreisen, die längere 
Zeit im Betriebe befindliche Polarisationszellen enthalten. Hieraus läßt sich 
auch eine Erklärung dafür finden, daß die Zellen durch Schütteln usw. 
wieder vorübergehend betriebsfähig werden, indem durch die mechanischen 
Erschütterungen das an den Elektroden haftende Gas entfernt wird. Wenn 
sich jedoch bei weiteren Stromdurchgängen von neuem Gas gebildet und 
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an den Elektroden angesetzt hat, so beeinträchtigen die Zellen wiederum 
die Sprechverständigung. 

Die Gasentwicklung in den Zellen hat nun zweierlei zur Folge. Wenn 
die Glasgefäße nicht luftdicht zugeschmolzen sind, strömen die Gase all- 
mählich aus und treiben langsam die Vergußmasse blasenförmig auf, bis 



Fig. 1 1 . 




schließlich die Blasen platzen. (Dies ist an den beiden unteren Zellensätzen 
der Fig. 9 ersichtlich.) Sind die Zcllengcfäße dagegen für Gase undurch- 
lässig, so werden sie durch den hohen inneren Druck schließlich zersprengt 
und zertrümmern u. U. den ganzen Zellensatz, wie es an dem in Fig. 9 
links oben abgebildeten Zellensatze zu sehen ist. 

Die Anzahl der durch Zerplatzen oder sonst unbrauchbar gewordenen 
Polarisationszcllen belief sich beim Fernsprechamt in Leipzig in den drei 



Fig. 12 




Monaten Juni bis August iqoj auf durchschnittlich 1023 Stück. Das 
Reichs -Postamt hat daher auf Antrag der Ober - Postdirektion die Um- 
änderung sämtlicher im Betriebe befindlichen Gehäuse /ß 04 genehmigt, 
so daß. da hierfür die Schaltung ZU 06 angewendet werden soll, die 
Polarisationszellen allmählich aus dem Betriebe verschwinden werden. 
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Kine abweichende Art von Natronzellen ist in die Rufstromkreise der 
yfß-Amter eingeschaltet; sie haben den Zweck, beim Wecken einen Kurz- 
schluß der Z-Batterie über den Anker der Rufmaschine zu verhüten. Die 
Zellen unterscheiden sich von den vorher besprochenen dadurch , daß die 
Platinelektroden eine dreimal so große Oberfläche besitzen. Daher ist die 
auf die Elektroden entfallende Stromdichte kleiner als bei den gewöhn- 
lichen Zellen. Daß von den im Betriebe befindlichen Zellensätzen bisher 
noch keiner schadhaft geworden ist, dürfte auf die geringe Stromdichte 
und die dadurch verursachte geringere Gasbildung zurückzuführen sein. 

Daß aber eine Zersetzung des Elektrolyten der Zellen durch den Weck- 
strom tatsächlich eintritt, mögen die Ergebnisse der in folgender Übersicht 
autgeführten Versuche beweisen. Es waren in den Wechselstromkreis (Span- 
nung 62 Volt) außer den Polarisationszellen die nachstehend angegebenen 
Apparate eingeschaltet: 
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Hieraus geht deutlich hervor, daß die Gasbildung mit der Stromstärke 
und bei gleichen Elektroden mit der Stromdichte wächst. Wenn auch 
unter gewöhnlichen Verhältnissen beim Wecken keine sichtbare Gasbildung 
stattfinden wird, so können doch durch Systemfehler usw. Kalle vorkommen, 
in denen sich durch den Weckstrom in den Zellen Gase entwickeln, die 
mit der Zeit eine Zerstörung der Zellensätze zur Folge haben müssen. 

Bei den in neuester Zeit gebauten Z /i-Ämtern , wie auch in den Fern- 
ämtern Herlin und Leipzig sind an Stelle dieser Polarisationszellen bereits 
Kondensatoren zu 10 Mikrofarad verwendet worden. 

B. Säurezellen. 

Äußerlich und in den Abmessungen sind die Säurezellen den Natron- 
zellen ganz gleich; der Elektrolyt besteht jedoch aus verdünnter Schwefel- 
säure. 

Diese Zellen werden in Sätzen zu vier Stück bei den Vermittlungs- 
anstalten kleineren Umfanges zur selbsttätigen Abgabe des Schlußzeichens 
verwendet (vgl. S. 9 und Fig. 10). 

Außerdem sind sie in großer Zahl in den Gehäusen ZU 04 benutzt 
worden , um mit der primären Spule der Induktionsrolle zusammen den 
Schwingungskreis für das Mikrophon zu liefern. Die Säurczellc befindet 
sich mit den 12 Natronzellen in demselben Kästchen (Fig. 9): sie steht, 
sobald der Hörer abgenommen ist, unter Spannung. Bei Verwendung 
niedrigohmiger Mikrophone und neuer Zellen lassen diese keinen Strom 
hindurch. Jede Zelle verriegelt 1,8 Volt. Bei längerem Gebrauche bedeckt 
sich jedoch die Kathode der Zelle mit Platinschwarz, d. h. die Elektrode 
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wird platiniert; alsdann hat die Zelle nur noch die Fähigkeit, etwa I.» Volt 
zu verriegeln. Ein Schadhaftwerden dieser Zellen ist verhältnismäßig selten 
eingetreten, was folgendermaßen zu erklären ist. Wenn das Mikrophon 
niedrigen Widerstand besitzt, so steht die Zelle nur unter Spannung, der 
gesamte Strom fließt durch das Mikrophon; ist der Widerstand im Mikro- 
phonstromkreis aber hoch, oder benutzt man. wie es versuchsweise ge- 
schehen ist, ein hochohmiges Mikrophon (von etwa 250 Ohm), dann wird 
ein Teil des Stromes über die Zelle gedrängt; dieser Strom steigt bei Ver- 
wendung hochohmiger Mikrophone bis auf 25 Milliampere an. Solche 
Uberlastungen haben naturgemäß zunächst eine lebhafte Gasentwicklung in 
den Zellen und später ein Zerplatzen dieser zur Folge. Wie im vorigen Ab- 
schnitt angegeben ist, werden die Gehäuse Z Ii 04 nach und nach umgebaut; 
hierbei w ird auch die Säurezelle im Mikrophonschwingungskreis entbehrlich. 

Das mitunter vorkommende Platzen der zum Geben des Schlußzeichens 
benutzten Säurezellen dürfte ebenfalls auf einen allmählichen Rückgang der 
Polarisation infolge Platzierung der Kathoden und auf eine dadurch hervor- 
gerufene Überlastung der Zellen zurückzuführen sein. Da die Schlußzeichen- 
batterie in der Regel eine Spannung von 6 Volt hat, wird deren Strom 
durch vier neue Säurezellen (4« 1,8 = 7,2 Volt) verriegelt; dies ist jedoch 
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nicht mehr der Fall, wenn die Polarisation der Zellen auf 1,1 Volt 
(4. 1,4 = 5,6 Volt) zurückgegangen ist. 



C. Aluminiumzellen. 

a) Für Fernsprechbetrieb. Bei einigen größeren Vermittlungsämtern 
sind versuchsweise Polarisationszellcn mit Aluminiumelektroden in einer 
Lösung von Ammoniumzitrat eingeschaltet worden. Jede dieser Zellen hat 
eine elektromotorische Gegenkraft von etwa 20 Volt. Uber das Verhalten 
dieser Zellen hat Verfasser keine Erfahrungen. 

b) Grätzsche Zellen. Schickt man durch eine Zelle, deren positive 
Elektrode aus Aluminium, deren negative aus Kohle und deren Elektrolyt 
aus Alaunlösung besteht, einen Strom, so scheidet sich an der Aluminium- 
elektrode Sauerstoff ab, der mit dem Aluminium eine derartig schlecht 
leitende Verbindung eingeht, daß die Stromleitung durch die Zelle fast ganz 
unterbrochen wird. Eine solche Zelle verriegelt etwa 22 Volt. Bei höherer 
Spannung wird sie allmählich für Strom durchlässig. Nach Umkehrung 
der Stromrichtung, wenn also das Aluminium Kathode wird, läßt die Zelle 
dagegen den Strom ungehindert hindurchfließen. An Stelle des Alauns 
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kann man jede andere Lösung verwenden, wenn diese nur hei der Elektrolyse 
an der Anode unmittelbar oder mittelbar Sauerstoff ausscheidet. Am besten 
haben sich nach Angabc von Prof. Grätz Lösungen von phosphorsauren 
Salzen, Ammonium-. Natrium- oder Kaliumpbosphat bewährt. Zellen mit 
derartigen Elektrolyten verriegeln mehr als 100 Volt. Grätz verwendet 
solche Zellen zur Gleichrichtung von Wechselströmen; er bedient sich da/u 
der in Fig. 13 angegebenen Schaltung. In dieser sei M eine Wechselstrom- 
maschine mit den Polen C und D. A t , A.,, Zf, und seien vier Alu- 
miniumzellen , von denen die Kohleelektrode von A x mit der Aluminium- 
elektrode von A 2 und die Kohleclektrodc von Ii { mit der Aluminiumelek- 
trode von li 7 verbunden sind; außerdem stehen die Aluminiumclektroden 
vi n .4, und /{, und die Kohleclcktroden von .1., und />'.. miteinander in 
Verbindung. Zwischen diesen beiden Leitern sei in G und H die Vcr- 
brauch>stclle angcschh)ssen. Wenn nun der Pol C positiv wird, dann ist 
dem Strom über die Zelle A 2 , weil dort die Aluminiumelektrode Anode ist, 
der Weg versperrt; er fließt daher über A t , H und, weil ihm der Weg über 
Ii t verriegelt ist, in der Richtung des Pfeiles über \\\ G und Ii., nach D. 
Wird in der nächsten halben Periode der Pol C negativ, dann nimmt der 
positive Strom seinen Weg von D über ß,, H, in der Richtung des Pfeiles 
durch M", G und A. t nach C. In dem Verbrauchskreisc U* sind also beide 
Stromhälften gleichgerichtet; der Wechselstrom ist in einen pulsierenden 
Gleichstrom umgewandelt worden. Man nennt daher solche Zellen Gleich- 
richter. Für die Anwendung im großen ist dieses Verfahren noch nicht 
durchgebildet, dagegen benutzt man es bereits zum Laden kleinerer Sammlcr- 
zellen. Auch eine Schaltung für Mehrfachtelegraphic ist unter Verwendung 
derartiger Zellen von dem verstorbenen Postsekretär Schätzlc angegeben 
worden. Die seinerzeit damit angestellten Versuche führten aber zu keinem 
«günstigen Ergebnisse, weil die Aluminiumelcktrodc sich allmählich mit 
einer dicken Schicht bedeckte, die auch den negativen Stromteil nicht mehr 
hindurchließ, und weil die Flüssigkeit sich durch den Wechselstrom stark 
erhitzte. 

Die Erscheinung der Polarisation, die in den galvanischen Elementen 
früher so lästig empfunden wurde, ist, wie wir gesehen haben, auf den ver- 
schiedensten Gebieten zur Erreichung neuer Zwecke benutzt worden. Infolge 
der Unbeständigkeit der Zellen kommt man aber wieder von ihrer Verwen- 
dung 1 zurück und sucht dieselben Wirkungen auf andere Weise zu erzielen. 



Badeeinrichtungen in den Dienstgebäuden der Reichs-Post- 

und Telegraphenverwaltung. 

Auf dem Gebiete der allgemeinen Wohlfahrtspflege sind aus neuerer 
Zeit viele wesentliche Fortschritte zu verzeichnen. Die Erkenntnis, daß es 
nicht nur wichtig ist, Krankheiten zu bekämpfen, sondern ihnen durch 
gesunde und vernunftgemäße Lebensführung vorzubeugen, hat zu zahl- 
reichen Einrichtungen im Interesse der Gesundheitspflege geführt. Unter 
den Forderungen der heutigen Gesundheitslehre nimmt die der gehörigen 
Reinhaltung und der sorgsamen Pflege des Körpers mit die erste Stelle 
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ein. Ihr entsprechen die Bestrebungen nach Herstellung zweckmäßig ein- 
gerichteter und auch den minder bemittelten Klassen zugänglicher Bade- 
gelegenheiten. Staatliche und Gemeindebehörden, Wohlfahrtsgesell- 
schaften und Privatpersonen wetteifern neuerdings darin, durch Schaffung 
derartiger Hinrichtungen die allgemeine Gesundheitspflege zu unterstützen. 
Es sei auf die in vielen Orten eingerichteten Volksbadeanstalten, auf die 
erfolgreichen Bemühungen der »Deutschen Gesellschaft für Volksbäder« 
und auf die teilweise mustergültigen Einrichtungen hingewiesen, die ein- 
zelne industrielle Großbetriebe (Schultheißbrauerei in Berlin, Färberei von 
W. Spindler, Spindlersfeld bei Copenick usw.) für ihre Angestellten haben 
herstellen lassen. Bei staatlichen Betrieben, in denen Arbeiter in größerer 
Zahl beschäftigt werden, wie bei den Eisenbahn -Werkstätten, den Geschütz- 
gießereien, den Werften, den Artillerie -Werkstätten usw., ist die Ausstattung 
der Arbeitstellcn mit Badeeinrichtungen ebenfalls schon seit längerer Zeit 
üblich. 

Auch die Reichs -Post- und Telegraphenverwaltung, die sich die 
Förderung aller gesundheitlichen Maßnahmen besonders angelegen sein 
läßt, hat in den letzten Jahren vielen ihrer Angestellten die Segnungen 
bequemer und billiger Badegelegenheiten zuteil werden lassen, indem 
sie, namentlich bei Neubauten, in den Dienstgebäuden Badccinrichtungen 
herstellen ließ. Der erste Versuch wurde im Frühjahre lSq8 in der 
Reichsdruckerei in Berlin gemacht. Nachdem sich hierbei herausgestellt 
hatte, daß die Bäder von dem Personal außerordentlich stark benutzt 
wurden (Archiv 1898. S. 704 ff., und 1907, S. 1 1 Oy Iii), entschloß sich die 
Reichs - Post - und Telegraphenverwaltung, mit der Herstellung von Bade- 
einrichtungen weiter vorzugehen. Die ersten Postdienstgebäude . die mit 
einer derartigen Einrichtung ausgestattet wurden . waren die Neubauten in 
Bromberg (Anfang 1899) und in Straßburg (Elsaß) (Mitte 1900). Infolge 
der auch hierbei gemachten günstigen Erfahrungen wurde die Herstellung 
weiterer Badeanstalten in den Posthäusern usw. mit Nachdruck gefördert. 

Gegenwärtig sind in 21 Ober - Postdircktionsbezirken an 28 Orten 
41 Dienstgebäude der Reichs -Post- und Telegraphcnverwaltung mit Badc- 
anlagen versehen. Eine Anzahl weiterer Anlagen befindet sich im Bau. 

Die Regel bildet die Einrichtung von Brausebädern . während daneben 
besondere Wannenbäder nur in einzelnen F*ällen versuchsweise hergestellt 
worden sind. Abweichend von der bei Volks-, Kasernen- usw. Bade- 
anlagen üblichen Bauweise, die Brausebadeinrichtungen gemeinsam und offen 
anzulegen, werden in den Post- und Telegraphendienstgebäuden die Brause- 
bäder meist zur Einzelbenutzung eingerichtet und in getrennten Zellen 
nebeneinander angeordnet, deren jede außer der Brauseanlage auch einen 
als Kleiderablage dienenden kleinen Vorraum enthält. In Häusern mit 
Zentralheizungsanlagen sind die Badeeinrichtungen in der Regel an diese 
angeschlossen worden, so daß die Wasserbehälter der Badcanlagen durch 
die Röhren der Heizanlagen erwärmt werden können. In einigen Gebäuden 
Berlins wird auch der Dampf der dem Rohrpostbetriebe dienenden Kessel 
zur Erwärmung des Badewassers nutzbar gemacht. 

Die Gesamtzahl der zur Zeit in den 41 mit Badeeinrichtungen versehenen 
Dienstgebäuden vorhandenen Brausebadzellen beläuft sich auf 178; durch- 
schnittlich entfallen mithin auf ein Gebäude 4 bis 5 Zellen. In 14 Gebäuden 
sind mehr als je 5 Zellen vorhanden. Die größte Zahl der in einem Post- 
hause vorhandenen Zellen beträgt 12. Wannenbäder sind bei 3 Dienst- 
gebäuden neben Brausebädern eingerichtet worden. 
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Die Badeanlagcn können in einigen Gebäuden nur von den Unter- 
beamten und Arbeitern sowie von den männlichen Beamten, in anderen 
Gebäuden auch von dem weiblichen Personale benutzt werden. Im allgemeinen 
beschränkt sich die Benutzung auf das in dem Gebäude beschäftigte Personal. 
Vereinzelt sind indes die Badeeinrichtungen auch dem Personal anderer 
am Orte befindlicher Verkehrsanstalten , einschließlich der Bahnpostämter, 
zugänglich gemacht worden. Soweit weibliche Personen in Betracht 
kommen, ist die Benutzung entweder so geregelt, daß an bestimmten Tagen 
oder in bestimmten Tagesstunden die Anlagen ausschließlich dem weiblichen 
Personale zur Verfügung stehen, oder in der Weise, daß eine bestimmte 
Zahl von Zellen, für die dann meistens auch ein besonderer Zugang besteht, 
von vornherein ausschließlich dem weiblichen Personale vorbehalten wird. 
Bei größeren Anlagen tritt außerdem noch eine weitere Scheidung der 
Zellen nach solchen für Beamte und solchen für Unterbeamte und Ar- 
beiter ein. 

Die Benutzung der Brausebadzellen ist den Unterbeamten und Arbeitern 
unentgeltlich, den Beamten und Beamtinnen gegen eine Gebühr von 10 Pf. 
für jedes Bad gestattet. Für die Benutzung eines Wannenbads werden von 
den Unterbeamten und den Arbeitern je 10 Pf., von den Beamten und 
Beamtinnen je 20 Pf. erhoben. Handtuch und Seife zu den Bädern werden 
durchweg unentgeltlich verabfolgt. 

Die Bedienung der Anlagen wird in den meisten Fällen durch Unter- 
beamte nebenher besorgt. Bei den größeren Anlagen sind dagegen für 
die Bedienung besondere männliche oder weibliche Personen als Bade- 
wärter oder -Wärterinnen eingestellt. Wird für die Bedienung einer Bade- 
anstalt mindestens eine volle Arbeitskraft verwendet, so rechnet die Anlage 
zu den sogenannten »Hilfsbetrieben« und unterliegt den über diese erlassenen 
besonderen Vorschriften. 

Überall, wo Badeanlageu in den Dienstgebäuden eingerichtet worden sind, 
haben sie sich einer lebhaften Benutzung zu erfreuen gehabt. Störungen fin- 
den Betrieb haben sich nirgends ergeben. 



Dampffährenverbindung zwischen Deutschland und 

Schweden. 

Als im Jahre 1897 die Postdampfschiffverbindung Saßnitz -Trelleborg 
in< Leben gerufen wurde, kam es vor allem darauf an, eine unmittel- 
bare Verbindung zwischen Deutschland und Schweden zu schatten, die das 
^anze Fahr über zur Verfügung stand. Bei der früheren Postlinie Stralsund- 
Malmö war dies nicht der Fall gewesen, da die Fahrten im Winter wegen 
der ungünstigen Eisverhältnisse des Stralsunder Hafens eingestellt werden 
mußten. Auf dem neuen Wege entwickelte sich der Verkehr rasch in stetig 
aufsteigender Linie. Infolgedessen entschlossen sich die beiden beteiligten 
Reedereien — eine deutsche und eine schwedische — . die zunächst täglich 
einmaligen Fahrten in jeder Richtung zu verdoppeln, und bemühten sich. 
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ihren Schiffspark dauernd zu verbessern; vorzügliche, allen neuzeitlichen 
Anforderungen entsprechende Personendampfer verkehren jetzt auf der von 
den Reisenden gern benutzten Linie. 

Trotzdem wurde in den letzten Jahren, besonders von schwedischer 
Seite, immer lauter der Wunsch geäußert, den Verkehr über See nicht mehr 
auf Dampfschiffen, sondern auf Dampf fähren zu vermitteln. Den 
äußeren Anlaß hierzu bot die Fährenlinie Warnemünde -Gedser, die vom 
Augenblick ihrer Einrichtung an einen gewaltigen Verkehr in sich aufnahm. 
Der Schaffung einer unmittelbaren Fäh ren Verbindung auch zwischen 
Deutschland und Schweden standen indessen gewichtige Bedenken entgegen. 
Die durch Ausführung des Planes entstehenden Kosten waren so hoch, 
daß von vornherein außer Frage stand, daß nur die Staaten, nicht aber 
Private den Plan durchführen konnten. Die in F.uropa mit Dampf fähren- 
betrieb gesammelten Erfahrungen w aren noch sehr gering ; zu bedenken war 
besonders, daß die Dauer der Seefahrt zwischen Deutschland und Schweden 
auf jeden Fall annähernd das Doppelte von jener zwischen Warnemünde 
und Gedser betragen würde. Dazu aber waren Fährschiffe von 16 Knoten 
Geschwindigkeit erforderlich, während auf der deutsch -dänischen Linie nur 
solche von 12 Knoten verkehren; die Atischaffungskosten der Fähren selbst 
mußten sich also bedeutend steigern. Weitere Schwierigkeiten boten die 
Fahrwasserverhältnisse. War doch erst im Jahre 1900 der schwedische 
Postdampfer Rex unweit Lohme (Rügen) infolge von Stromversetzung ge- 
scheitert. 

Wenn nunmehr die erstrebte Fährenverbindung gesichert ist. so können 
wir das freudig begrüßen. Nicht nur der Verkehr beim Austausch 
der Erzeugnisse aus beiden Ländern wird sich heben und ausdehnen, 
sondern es werden auch die beiden stammverwandten Völker durch 
die neue Verbindung einander näher gerückt werden. Der vor kurzem 
zwischen Preußen und Schweden geschlossene Staatsvertrag sieht die 
Schaffung eines Dampffährenbetriebs zwischen Saßnitz und Trelleborg 
vor. Die Fährschiffe werden sowohl Personen als auch Güter be- 
fördern. Die Anlegestellen und Fährbetten in den Häfen sollen beider- 
seitig nach gleichen Gesichtspunkten hergestellt werden, so daß möglichste 
Sicherheit für den Betrieb gewährleistet wird. Die vertragschließenden 
Staaten haben hiernach für die Fährenfahrten denselben Weg in Aussicht 
genommen, den jetzt die Postdampfschiffe fahren. Während auf schwedischer 
Seite die Wahl des Hafens von Trelleborg wohl von Anfang an außer 
Zweifel stand, wurden als deutsche Anlegeplätze u. a. der Lotsenhafen Bar- 
höft (nördlich von Stralsund) und Arkona genannt. Wenn die preußische 
Regierung sich für Saßnitz als deutschen Ausgangspunkt entschieden hat. 
so ist zu bedenken, daß dort bereits ein Hafen besteht, während dies bei 
den beiden anderen Orten nicht der Fall ist. Auch hätten für Barhöft 
und Arkona erst besondere Eisenbahnanlagen geschaffen werden müssen. 

Von Interesse für die vorliegende Frage ist ein Aufsatz in Nummer 93 
der »Zeitung des Vereins deutscher Eiscnbahnverwaltungcn« von 1907 mit 
seinen Ausführungen über das a m er i k an i sehe Dampffährenwesen. Danach 
verkehrt auf dem Michigansee ein Fährschiff zwischen Ludington und Mani- 
towoc, d. h. in einer Fahrt von etwa 100 km Länge. Hierbei sei erwähnt, 
daß der Seeweg Warnemünde- Gedser 42 km, der Seeweg Saßnitz -Trelleborg 
107 km beträgt. Nach der Z. d. V. d. E. treten im Fahrwasser der er- 
wähnten nordamerikanischen Fahre Stürme mit weit größerer Heftigkeit 
als in der Ostsee auf; alle Fährenlinicn des Michigan haben aber in be- 
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friedigender Weise gearbeitet. Auf der 400 km langen Strecke zwischen 
Chicago und Peshtigo verkehren sogar hölzerne Prahmfähren, die auf 
vier Gleisen 22 bis 24 Eisenbahnwagen aufnehmen. Den schwierigsten 
Dampf fährenbetrieb der Welt findet man jedoch in dem die Seen Michigan 
und Huron verbindenden Mackinacsund , wo die beiden für Eisverhältnisse 
besonders gebauten Dampffähren »St. Ignace« und »Ste. Marie« den 
Endpunkt der Michigan Central Railroad mit der gegenüberliegenden Stadt 
St. Ignace verbinden. Unter den dortigen, geradezu arktischen Verhältnissen, 
wo sich während des Winters die Eismassen bis zu 6 m Dicke zusammen- 
stauen, ähnlich wie es in Europa im finnischen Meerbusen vorkommt, waren 
die Dampf fähren bisher immer imstande, das Eis zu bewältigen und den 
regelmäßigen Verkehr aufrechtzuerhalten. Nach diesen in Amerika ge- 
sammelten Erfahrungen kann man mit Recht annehmen , daß auch der 
Eährenbetrieb auf der Strecke Saßnitz -Trellcborg technisch ohne Schwierig- 
keit durchführbar sein wird. 

An Stelle der jetzt auf der Linie verkehrenden Dampfschiffe sollen künftig 
die Dampf fähren zur regelmäßigen Postbetördcrung benutzt werden. Es ist 
beabsichtigt, mit jeder fahrplanmäßigen Fährenfahrt auch einen Hahn- 
postwagen überzuführen, in dem von Deutschland und Schweden ge- 
meinsam unterhaltene Bahnposten verkehren sollen Auf den Fährschiffen 
selbst sollen außerdem Räume zur Unterbringung der Postladung für die 
Fälle vorgesehen werden, in denen der Bahnpostwagen nicht übergeführt 
werden kann, oder in denen der Raum des Postwagens nicht ausreicht ; auch 
sollen besondere Kojen für das Postpersonal eingerichtet werden. 

Von den vertragschließenden Regierungen wird nach Zeitungsnachrichten 
die ganze Angelegenheit möglichst beschleunigt werden; man hofft, bereits 
im Frühjahre 1909 den Dampf fährenbetrieb eröffnen zu können. 



Dienstverhältnisse der württembergischen Post- 
und Telegraphenbeamten. 

In Württemberg ist unterm I. August 1007 ein Ergänzungsgesetz zum 
Beamtengesetz erlassen worden, dem wir im Anschluß an unsere früheren 
Mitteilungen über die Dienstverhältnisse der Post- und Telegraphenbeamten 
in Württemberg (Archiv I903, S. 561 ff.) folgende Einzelheiten entnehmen. 

Die Anstellung auf jederzeitigen Widerruf ist weggefallen. 
Die bisher auf Widerruf angestellten Beamten gelten nunmehr als auf 
vierteljährliche Kündigung angestellt. Der ziemlich eng gezogene 
Kreis der lebenslänglich angestellten Beamten hat vorerst keine Erweiterung 
erfahren. Bei den auf Kündigung angestellten Beamten erfolgt die 
Kündigung, wenn der Beamte durch Königliche Entschließung angestellt 
ist. durch das Ministerium mit Genehmigung des Königs: zu dem Antrag 
auf Erteilung dieser Genehmigung ist die Zustimmung des Staats- 
ministeriums erforderlich. Vor Einholung der Zustimmung ist dem Be- 
amten Gelegenheit zu geben, sich zu den Gründen, aus denen die Kündi- 
gung erfolgen soll, zu erklären. In anderen Fällen erfolgt die Kündigung 
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durch die Behörde, die die Anstellung verfügt oder bestätigt hat, d. h. 
durch das Ministerium oder die Generaldirektion der Posten und Telegraphen, 
nachdem dem Beamten Gelegenheit zur Erklärung gegeben worden ist. 
Gegen die Entscheidung der Generaldirektion steht dem Beamten die Be- 
schwerde an das Ministerium zu. die an eine vom Tage der Eröffnung 
der Kündigung an beginnende Frist von zwei Wochen gebunden ist. Das 
Ministerium hat, ehe es eine Kündigung ausspricht oder im Falle einer 
Beschwerde bestätigt, die Zustimmung des Staatsministcriums einzuholen. Die 
für die Kündigung zuständigen Behörden können, zutreffendenfalls mit 
Königlicher Genehmigung, bei Vergehen gröberer Art die Entlassung 
und bei geringen Verfehlungen, wenn nicht eine Ahndung durch Ordnungs- 
strafe ausreicht, die Strafversetzung der auf Kündigung angestellten Be- 
amten verfügen. Gegen die vermögensrechtlichen Folgen einer solchen 
Entlassung oder Strafversetzung ist Beschwerde bis zum Verwaltungs- 
gerichtshofe zulässig. Gleiche Grundsätze wie für die Kündigung der 
nicht lebenslänglich angestellten Beamten gelten gegenüber allen Beamten 
hinsichtlich der Versagung des Aufrückens im Gehalte. 

V on besonderer Wichtigkeit sind die neuen Bestimmungen, die sich auf 
die Versorgungsansprüche des Personals beziehen. Während früher 
nur die lebenslänglich angestellten Beamten Anspruch auf Gewährung von 
Ruhegehalt aus der Staatskasse hatten, steht jetzt auch den auf Kündigung 
angestellten Beamten ein solcher Anspruch zu. Ebenso haben fortan alle 
angestellten Beamten gesetzlichen Anspruch auf Versorgung ihrer Hinter- 
bliebenen. Im Zusammenhange damit fallen für die lebenslänglich ange- 
stellten Beamten die Beiträge zur »Witwen- und Waisenkasse für die Zivil- 
staatsdiener« weg, mit denen sie bisher für den Fall ihres Todes das Recht 
auf Versorgung ihrer Hinterbliebenen erkaufen mußten, ebenso für die 
nicht lebenslänglich angestellten Beamten die Beiträge zum »Unterstützungs- 
verein für Angestellte der Verkchrsanstalten«, die sie zu entrichten hatten, 
um im Falle der Dienstunfähigkeit Ruhegehalt und im Falle des Todes 
Witwen- und Waisengeld für ihre Hinterbliebenen zu erlangen. Die er- 
weiterten Versorgungsansprüche bedeuten also für das Personal eine mehr 
oder minder weitgehende Einkommensverbesserung. Die Zivilstaatsdiener- 
Witwenkasse und der Unterstützungsverein werden, aber erst zum t. April 
1909, aufgelöst; ihr Vermögen und ihre Verbindlichkeiten gehen auf den 
Staat über. Soweit Beamte an die Kasse oder den Verein am 31. März 1907 
noch eine Restschuld zu entrichten hatten , kommen diese Abträge mit 
Wir kung vom 1. April ab in Wegfall; sind Beiträge über den 31. März 
hinaus im voraus geleistet worden, so werden sie erstattet. Hatten Beamte 
zum Unterstützungsvereine Jahresbeiträge nach einem höheren als dem wirk- 
lich bezogenen Gehalt entrichtet, so bleibt der Betrag, nach dem bisher die 
Beiträge entrichtet worden sind, für die Bemessung der Versorgungsansprüche 
auch weiter maßgebend , solange die Beamten ein hinter diesem Betrage 
zurückbleibendes Gehalt beziehen. 

Die Höhe des Ruhegehalts beträgt, wie bisher, vom 10. Dienstjahr 
ab 40 v. H. des pensionsfähigen Diensteinkommens und steigt mit jedem 
weiteren Dienstjahre bis zum vollendeten 40. Dienstjahr um i 3 / 4 V. H. aus 
dem die Summe von 2400 Mark nicht übersteigenden Betrage des Dienst- 
einkommens und um 1 v. H. aus dem diese Summe übersteigenden Be- 
trage. Die bei Feststellung des Ruhegehalts in Betracht kommende Dienst- 
zeit zählt vom Tage der Anstellung ab; ist der Anstellung eine nichtständige 
Verwendung im Staatsdienste vorhergegangen, so wird die in die Zeit nach 
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Vollendung des 23. Lebensjahrs fallende nichtständige Dienstzeit bei Berech- 
nung des Ruhegehalts mitberücksichtigt. Eine nicht unwesentliche Erhöhung 
der Ruhegehälter tritt dadurch ein, daß als pensionsfähiges Diensteinkommen 
fortan nicht mehr lediglich das Gehalt, sondern das Gehalt einschließlich 
des Wohnungsgeldes — und zwar, gleichviel an welchem Orte der Beamte 
beschäftigt ist, des Wohnungsgeldes der II. Ortsklasse — zu gelten 
hat. Diese Neuerung ist um so wichtiger, als zugleich eine Erhöhung 
des Wohnungsgeldes eingetreten ist; dieses beträgt nach den neuen Fest- 
setzungen, je nach sechs Klassen von Beamten getrennt, in der I. Orts- 
klasse (nur Stuttgart) 280 bis 800 Mark, in der II. Ortsklasse 220 bis 
650 Mark, in der III. Ortsklasse 200 bis 520 Mark und in der IV. Orts- 
klasse 170 bis 470 Mark. Die bei Berechnung der Ruhegehälter zugrunde 
zu legenden Sätze der II. Ortsklasse stellen sich für die Beamtenklasse VI 
auf 220, V auf 250, IV auf 320, III auf 400, II auf 500 und I auf 
650 Mark. Der Meistbetrag des Ruhegehalts ist durch das neue Gesetz 
auf 8000 Mark (statt 6000 Mark) festgesetzt worden. 

Das Witwengeld beträgt nach den neuen Bestimmungen 50 v. H. 
(bisher 40 v. H.) des Ruhegehalts, das der verstorbene Ehemann bezogen 
hat oder zur Zeit seines Todes zu beziehen berechtigt gewesen wäre; der 
Mindestbetrag des Witwengeldes ist auf 350 Mark und der Höchstbetrag 
auf 4000 Mark festgesetzt worden. Das Waisengeld beträgt, wenn die 
Mutter lebt, für jedes Kind unter 18 Jahren 20 v. H. (wie bisher) und, 
wenn die Mutter nicht mehr lebt, 33 '/ 3 v. H. (bisher 25 v. H.) des Witwen- 
geldes. Der Gesamtbetrag des Witwen- und Waisengeldes darf eleu Betrag 
des Ruhegehalts des verstorbenen Ehemanns nicht übersteigen. Die er- 
wähnten Erhöhungen des Witwen- und Waisengeldes fallen umsomehr 
ins Gewicht, als auch die Ruhegehälter, nach denen die Witwen- und 
Waisengelder berechnet werden, infolge Einbeziehung des Wohnungsgeldes 
in das pensionsfähige Diensteinkommen erhöht worden sind. Das »Sterbe- 
nachgehalt«, das an die Hinterbliebenen eines verstorbenen Beamten, 
abgesehen von dem Gehalt usw. für den Sterbemonat, bisher in Höhe 
des anderthalbmonatigen Betrags des Diensteinkommens. Wartegeldes oder 
Ruhegehalts gezahlt wurde, ist auf den zweimonatigen Betrag des Dienst- 
einkommens usw. erhöht worden. Beim Tode eines weiblichen Beamten 
ist weder ein Sterbenachgehalt zahlbar, noch haben die Hinterbliebenen 
eines weiblichen Beamten auf die Gewährung von Waisengeld Anspruch. 



Neuer Schiffahrts- und Postvertrag des österreichischen 

Lloyd. 

Das Geschäftsjahr 1907 hat für den österreichischen Lloyd bereits unter 
dem neuen Staatsvertrage begonnen, der nach der Rede des Lloydpräsidenten 
bei Eröffnung der 86. Generalversammlung vom 16. Mai 1907 in Wien die 
Verhältnisse des Lloyd auf eine neue Grundlage gestellt und seinen Aktionären 
nach schwerer, sorgenvoller Zeit einen günstigen Ausblick in die Zukunft 
eröffnet hat. Der Staatsvertrag, der durch Gesetz vom 23. Februar 1907 
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genehmigt worden ist, bildet einen wichtigen Markstein in der Entwick- 
lungsgeschichte des größten österreichischen Schiffahrtsunternehmens. Bevor 
wir auf seinen Inhalt und seine Bedeutung näher eingehen, wird ein kurzer 
Rückblick auf den Werdegang des Österreichischen Lloyd umsomehr von 
Interesse sein, als das Jahr 1906 unter den Bedingungen des alten Subven- 
tionsvertrags sieben Jahrzehnte der Lebensgeschichte des Lloyd abge- 
schlossen hat. 

Der Österreichische Lloyd wurde 1836 von sechs Triester Gesellschaften, 
die hauptsächlich die Seeversicherung betrieben, zu dem /wecke gegründet, 
Triest in regelmäßige Dampfschiffsverbindung mit den Haupthäfen des 
Orients zu bringen. Genau 70 Jahre vor Eröffnung der 86. Generalver- 
sammlung, der ersten unter dem neuen Vertrage, nahm der Lloyd mit der 
am 16. Mai 1837 von Triest erfolgten Abreise des Dampfers »Lodovico 
Arciduca d"Austria« seine regelmäßigen Fahrten auf. Bis 1850 beschränkte 
sich die Tätigkeit des Lloyd fast ausschließlich auf den Personen- und 
rostverkehr, von da ab wurden auch besondere Frachtlinien unterhalten. 
Zunächst wurden Linien nach Constantinopel, Smyrna und Syra eingerichtet, 
dann nach Venedig, Ancona, Istricn und Dalmatien; auch übernahm der 
Lloyd noch im ersten Jahrzehnte den von der Donau - 1 )ampfschiffahrts- 
Gesellschaft besorgten Schiffsdienst im Schwarzen Meere. 1848 wurde eine 
unmittelbare Verbindung mit Alexandrien, 1857 mit Barcelona und 1866 
mit England geschaffen. Hand in Hand mit der Einrichtung dieser neuen 
Linien ging im Laufe des dritten Jahrzehnts die weitere Verdichtung des 
Liniennetzes im Adrintischcn Meere und in der Levante. Ein regelmäßiger 
Überseedienst trat erst 1872 mit Schaffung der Linie Triest - Bombay ins 
Leben, die kurze Zeit darauf bis Calcutta ausgedehnt und 187g bis Colombo, 
Singapore und 1881 bis Hongkong verlängert wurde. 1883 folgte eine 
regelmäßige Verbindung nach Brasilien. 

180,1 wurde der indochinesische Dienst bis Schanghai, 180,2 bis Japan 
durchgeführt. Von 1903 bis Ende 1906 fanden außerhalb des laufenden 
Lloydvertrags auch Fahrten nach Ostafrika statt. 

Die Beziehungen des Lloyd zur Regierung reichen bis in die ersten Jahre 
seines Bestehens zurück. Mit dem Allerhöchsten Erlasse vom 15. Mai 1838 
wurden seine als Postpaketboote verwendeten Dampfer von der Entrich- 
tung der tarifmäßigen Konsulargebühren befreit. 1845 wurde dem Lloyd 
die Vergrößerung seines Stammkapitals (1500 Aktien zu je 1000 fl.) um 
weitere 1500 Aktien zu je 1000 fl. unter staatlicher Verbürgung einer 
vierprozentigen Verzinsung auf die Dauer von 20 Jahren — gestattet; 
hierbei übernahm der Lloyd die Verpflichtung, eine regelmäßige Verbindung 
zwischen Triest und Alexandrien einzurichten und die bis dahin von der 
Donau - Dampfschiffahrts- Gesellschaft betriebenen Dampferlinien zu über- 
nehmen. In das Jahr 185 1 fällt der Abschluß des ersten förmlichen Post- 
vertrags, der die dem Lloyd in seiner Eigenschaft als Postanstalt im Laufe 
der Zeit gewährten Vergünstigungen — Führung der Postflagge, Erhebung 
des Seeportos für Rechnung der Gesellschaft usw. — bestätigte, dafür aber 
> dem Lloyd eine Vermehrung der regelmäßigen Fahrten auferlegte. Be- 
kanntlich ist der Lloyd in der Levante dem Postdienst angegliedert, indem 
seine dortigen Agenturen zugleich Postämter und seine Angestellten Post- 
beamte sind. 

Die erste Gegenleistung des Staates in Form einer Geldunterstützung 
fällt in das Jahr 1855. Durch Vertrag mit der Regierung erhielt der Lloyd 
zunächst auf 10 Jahre eine jährliche Beihilfe von I Million Gulden: 1858 
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traten an Stelle der Pauschvergutung Meilengelder nach Maßgabe der 
Jahresleistung (Schnell fahrten 4.20 n\, Frachtlinien 3,50 fl. für die Seemeile). 
Hierdurch stieg die Gesamtbeihilfe auf fast 2 Millionen Gulden. Gleich- 
zeitig wurde dem Lloyd ein Staatsvorschuß von 3 Millionen Gulden bewilligt. 
Weitere Verträge unter Anwendung des gleichen Unterstützungssystems 
folgten in den Jahren 1865, 1871, 1872, 1877, 1878 und 1888. Die finan- 
ziellen Verhältnisse des Lloyd, die schon 1888 sehr ungünstig waren, 
nahmen in der Folge unter dem Einflüsse des zunehmenden Wettbewerbes 
und der gedrückten Lage des Frachtenmarkts einen bedrohlichen Charakter 
an. so daß die Gesellschaft die Regierung um Hilfe angehen mußte. Durch 
den Vertrag vom Jahre 1891, der erhebliche Geldopfer vom Staate forderte 
und auf 15 Jahre bis Ende 190O Gültigkeit hatte, wurde der Fortbestand 
des Lloyd gesichert. Die Gesellschaft hat indes in den letzten 10 Jahren 
unbefriedigende Geschäftsergebnisse gehabt; die Dividende betrug bis 1903 
durchschnittlich etwas über 2 v. H. jährlich (die höchste 4 v. TL), seit 1903 
ist überhaupt keine Dividende mehr verteilt worden. Der SchirTsbestand, 
von dem etwa die Hälfte noch aus den Jahren 1803 bis 1880 stammt, ist 
zum großen Teile veraltet (Durchschnittsalter der Schiffe i8'/._, Jahre — da- 
gegen Norddeutscher Lloyd 6, Deutsche Ostafrika-Linie 10, P. & O. - Gesell- 
schaft 1 1 \., Jahre). Das Aktienkapital des Lloyd bestand während der letzten 
Vertragsdauer aus 24000 Aktien zu je 1050 Kr gleich 25,2 Millionen Kronen, 
die Vorzugsanleihen betrugen Ende 1906 37860476 Kr., der Buchwert der 
Flotte, die am Schlüsse des letzten Geschäftsjahrs aus 65 Dampfern mit 
104252 Bruttotonnen Gehalt und mit 143423 Pferdekräften bestand, ist 
im Rechnungsabschlüsse für 1906 mit 39778850 Kr. angesetzt. 

Durch den neuen Subventionsvertrag soll die Leistungsfähigkeit des Lloyd 
im staatlichen und wirtschaftlichen Leben der österreichischen Monarchie 
für die Zukunft gestärkt, und die zweckmäßige Ausgestaltung des öster- 
reichischen Verkehrsnetzes zur See gefördert werden. Ob die Festigung 
des Lnternchmens unter den Wirkungen des neuen Vertrags in gedeih- 
lichem Maße eintreten, und der Lloyd trotz des steigenden Wettbewerbes 
ausländicher Linien seine alte Stellung behaupten wird, muß die Zukunft 
lehren. Denn vorläufig ist eine Wendung zum Besseren in den Verhält- 
nissen des Lloyd, wie sie allgemein als Folge des für ihn gunstigen Sub- 
ventionsvertrags erwartet wurde, noch nicht eingetreten. Das erste Halb- 
jahr 1907 hat mit einem nicht unbedeutenden Finnahmcausfallc gegenüber 
dem ersten Halbjahre 1906 abgeschlossen, da die Schifte des Lloyd bis Ende 
Juni 28 243 Seemeilen weniger als in dem gleichen Zeiträume des Jahres 
1906 zurückgelegt haben. 

Nach dem neuen Vertrage, welcher vom I. Januar l<)°7 ab auf 15 Jahre 
gültig ist, hat der österreichische Lloyd regelmäßig folgende Dampfschi fis- 
linien zu unterhalten: 

1. Triest-Constantinopel 52 Fahrten zu 2542 Seemeilen mit mindestens 
12 Seemeilen Geschwindigkeit; 

2. Triest- Salonichi - Constantinopel 52 Fahrten zu 

3414 Seemeilen / 

_ . ~ . , r, . ' mit mindestens 

*. Tnest - Smvrna - Constantinopel =,2 fahrten zu 

3.34 Seemeilen ' 10 Nemden 

4. Triest- Beirut - Mersina 26 Fahrten zu 3700 See \ Geschwindigkeit; 
meilen, 26 Fahrten zu 3898 Seemeilen (über Alexandrien) ' 

5. Triest- Alexandrien 52 Fahrten zu 2424 Seemeilen mit mindestens 
14 Seemeilen Geschwindigkeit; 
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6. Constantinopel ~ Braila 20 Fahrten zu 777 Seemeilen, \ m - t m i nc jestens 
20 Fahrten zu 828 Seemeilen ( IO Seemeilen 

7. Constantinopel-Odessa 26 Fahrten zu 849 Seemeilen ( Geschwindig- 

8. Constantinopel -Batum 52 Fahrten zu 1262 Seemeilen; keit; 

q. Triest - Bombay 12 Fahrten zu 8086 Seemeilen mit mindestens 
13 Seemeilen Geschwindigkeit; 

10. Triest- Bombay 6 Fahrten zu 8686 Seemeilen \ m jt mindestens 

11. Triest -Calcutta 12 Fahrten zu 14 244 Seemeilen , 10 Seemeilen 

12. Triest- Kobe 12 Fahrten zu 19643 Seemeilen 3 Geschwindigkeit. 

Durch den neuen Vertrag wird der Arbeitstätigkeit des Lloyd ein mehr 
begrenztes Verkehrsgebiet zugewiesen. Während das in den alten Vertrag 
einbezogene Verkehrsnetz den adriatischen Dienst mit 6 Linien, den Levante- 
dienst mit 5 Haupt- und 3 Nebenlinien sowie den indo- ostasiatischen und 
den Brasiliendienst umfaßte, werden nach dem laufenden Vertrage der 
dalmatinisch -albanische Dienst sowie die Brasilienfahrten ausgeschaltet. Die 
übrigen überseeischen und die Levantefahrten werden dagegen vermehrt, 
und die Fahrtgeschwindigkeiten durchweg erhöht. Der Lloyddienst be- 
schränkt sich demnach auf den Verkehr nach Indien, Ostasien und im 
Mittehneer (einschließlich des Jonischen, Agäischen und Schwarzen Meeres). 
Die jährliche Gesamtleistung des Lloyd stellt sich gegenwärtig auf 
wenigstens 1 499866 Seemeilen (Mittelmeer 936 874, Ubersee 562992); da- 
nach erhöht sich der Umfang des Levantedienstes gegen früher um 
1 45 308 Seemeilen, während der indisch - ostasiatischc Dienst ein Mehr von 
178 254 Seemeilen aufweist. 

Die vertragsmäßigen Geschwindigkeiten sind auf der Eillinie Triest- 
Alcxandrien von 1 1 */ 2 auf 14, auf der Eilfahrt nach Constantinopel von 
10 auf 12 und auf der Eilfahrt Triest- Bombay von 11 auf 13 Seemeilen 
erhöht worden. Für alle übrigen Fahrten ist eine Geschwindigkeit von 
10 Seemeilen (gegen früher 8 oder 9) vorgeschrieben. 

An Einheitssätzen für die Seemeile werden gezahlt: 

a) im Levantedienste 

7.10 Kr. bei einer Geschwindigkeit von 12 bis 14 Seemeilen. 
4, so Kr. bei einer Geschwindigkeit von 10 Seemeilen; 

b) im überseeischen Dienste 

5,60 Kr. bei einer Geschwindigkeit von 13 Seemeilen, 
3,10 Kr. bei einer Geschwindigkeit von 10 Seemeilen. 

Demgegenüber erhält der Norddeutsche Lloyd 4,77 Mark bei einer Ge- 
schwindigkeit von 12 bis 14 Seemeilen, die Deutsche Ostafrika- Linie 
2,10 Mark bei einer Geschwindigkeit von 10 bis 12 Seemeilen. 

Die früher üblichen Mindestsätze von 3,<k>, 3,30 und 2,yo Kr. kommen 
nicht mehr zur Anwendung, da die Mindestgeschwindigkeiten durchweg 
erhöht sind. Die höchste Jahresbeihilfe beträgt, wenn sämtliche Fahrten 
planmäßig ausgeführt werden. 7234412 Kr., mithin gegen früher 1 414 412 Kr. 
mehr. Außer den Meilengeldern erhält der Lloyd auch noch die veraus- 
lagten Suezkanalgebühren erstattet. Bei den 84 im Jahre 1907 vorge- 
sehenen Fahrten durch den Suezkanal werden sich diese Gebühren nach 
dem Tonnengehalte der Dampfer auf ungefähr 2'/ 2 Millionen Kronen 
belaufen. 

Da die mißlichen Verhältnisse, in die der Lloyd trotz der Verkehrs- 
zunahme allmählich geraten ist, hauptsächlich darauf beruhten, daß der ver- 
altete Schiffsbestand den Verkehrsanforderungen nicht gewachsen war, so 
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sieht der neue Vertrag die Verjüngung der Lloydflotte in einer möglichst 
kurzen Frist vor. An die Stelle der bisherigen allgemeinen Verpflichtung 
des Lloyd zu einer allmählichen Ausgestaltung seiner Flotte tritt die Ver- 
pflichtung, innerhalb der ersten zwölf Vertragsjahre neue Schiffe von zu- 
sammen 120000 t Tragfähigkeit und hiervon bis spätestens 31. Dezember 
191 1 solche von insgesamt 60000 t in Dienst zu stellen. Die Nichtein- 
haltung des Bauplans wird mit schweren Vertragsstrafen geahndet. Iiis 
Ende 191 1 wird bei Ausführung des Flottenplans die Flotte nach Ab- 
stoßung von 20 Dampfern, die teils wegen ihres hohen Alters, teils wegen 
ihrer mangelhaften Bauart den Anforderungen nicht mehr genügen, 
67 Dampfer im Durchschnittsalter von 10,3 Jahren zählen. 

Um dem Lloyd die Einhaltung der Bau Verpflichtung zu erleichtern, 
leistet der Staat in den ersten fünf Jahren einen unverzinslichen Vorschuß 
von 100 Kr. für die Tonne neu in Dienst gestellter Schiffe bis zur Ilöchst- 
summc von 1200000 Kr. für das Jahr, zusammen also 6000000 Kr.; 
dieser Vorschuß ist in den letzten fünf Jahren der Vertragsdauer zurück- 
zuzahlen. (Nach dem Vertrage von 1891 hat der Lloyd einen Gesamtvor- 
schuß von 5 x 600000 3 Millionen Kronen erhalten.) Die Schiffspläne 
unterliegen der Genehmigung des Handelsministeriums; es dürfen keine 
Dampfer in Dienst gestellt werden, bevor sie nicht von der Seebehörde 
geprüft worden sind. 

Neu ist die Bestimmung des Vertrags, daß der Lloyd jährlich mindestens 
250000 Kr. dem bestehenden Pensionsfonds für die Angestellten zuzuführen 
und spätestens im Jahre 1910 eine Altersversorgung der länger gedienten 
Schiffsmannschaften einzurichten hat. 

Weitere Artikel des Vertrags befassen sich mit dem Verhältnisse des 
Lloyd zur Kriegs- und zur Postverwaltung, mit der Beteiligung der Staats- 
verwaltung am Reingewinn usw.; diese Bestimmungen decken sich im 
wesentlichen mit den im Vertrage vom Jahre 1891 enthaltenen. Hervorzu- 
heben ist noch die zur finanziellen Wiederaufrichtung des Lloyd getroffene 
Bestimmung, daß das bestehende Aktienkapital von 25 200000 Kr. durch 
Abstempelung auf 14400000 Kr. herabzusetzen ist, und neue Aktien in 
Höhe von 14400000 Kr. auszugeben sind, so daß das gesamte Aktien- 
kapital 28800000 Kr. beträgt. Der durch die Herabsetzung des Aktien- 
kapitals gewonnene Betrag von 10800000 Kr. hat zur Gesundung des 
Unternehmens gedient. 



KLEINE MITTEILUNGEN. 

Brüssel als Seehafen. Brüssel ist schon seit der Mitte des 16. Jahr- 
hunderts durch einen 28 km langen Kanal mit dem Unterlaufe des Rüpel, 
eines Nebenflusses der Scheide, und durch diese mit dem Meere verbunden. 
Da dieser Kanal nur 3,2 m tief und 7,25 m breit ist und unter seinen fünf 
Schleusen eine solche von nur 39 m nutzbarer Länge hat, kann er nur 
einen geringen Verkehr bewältigen und nur sehr kleine Seeschiffe auf- 
nehmen. Um auch mittleren Seeschiffen die Fahrt unmittelbar bis Brüssel 
zu ermöglichen und somit Brüssel zum Seehafen zu machen, beabsichtigt 
eine vom belgischen Staate, der Provinz, der Stadt Brüssel und einigen 
anderen Städten gebildete Gesellschaft, den Kanal zu verbreitern und zu 
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vertiefen. Über die Einzelheiten des Planes teilt der »Prometheus« in 
Nr. 934 vom 11. September 1907 folgendes mit. Zunächst soll der Kanal 
auf eine Tiefe von 5,1 m und eine geringste Sohlenbreite von 18 m gebracht 
werden ; für später ist eine Tiefe von 6,5 m und eine Breite von 20 m vor- 
gesehen. Die Breite in der Wasserlinie soll 40 bis 60 m, an den Aus- 
weichestellen 70 bis 100 m betragen. Die Schleusen werden eine nutzbare 
Lange von 114 m erhalten. Alle Böschungen des Kanals sollen in Mauer- 
werk ausgeführt und dadurch gegen Unterwaschungen und Rutschungen 
vollständig geschützt werden, so daß die Schiffe den Kanal mit größerer 
Geschwindigkeit werden durchfahren können, als dies bei Kanälen mit nicht 
geschützten Böschungen möglich ist. In und bei Brüssel werden zwei 
große, mit neuzeitlichen Lösch- und Ladeeinrichtungen, Kranen, Hebewerken 
usw. ausgestattete Hafenbecken erbaut werden, eines für größere Schiffe 
bei Lacken mit unmittelbarem Anschluß an die Gleise des Bahnhofs Schaer- 
beek und ein kleineres, für Schiffe mit geringerem Tiefgange bestimmtes, 
näher bei der Stadt Brüssel, in der Nähe des Bahnhofs Tour et Taxis; 
dieser innere Hafen soll mit dem Binnenschiffahrtskanale von Charleroy 
verbunden werden und somit auch als Umladehafcn dienen. Die Gesamt- 
kosten sind auf etwa 24 Millionen Franken veranschlagt. Das ganze Werk 
hofft man im Laufe des Jahres 1908 fertigzustellen. 



Gefahren, die d.cm Hafen und der Stadt Batum drohen. Batum, 
schon im Altertum als fcst£i'; Xtp/jV bekannt, hat sich unter russischer Herrschaft 
(seit 1878) zu einer wichtigen Hafenstadt des Schwarzen Meeres und einem be- 
deutenden. Ausfuhrplatze für Naphtha und Naphthaerzeugnisse entwickelt. 
Während seit Menschengedenken durch die Wirkung der Wellen am nord- 
östlichen Ufer der Bucht, an der Batum liegt, sich Land ansetzte, so daß ein 
schöner Park am Ufer des Meeres angelegt werden konnte, hat das Meer im 
letzten Winter an dieser Stelle ein großes Stück Ufer weggerissen und das 
Gefängnis, das Gebäude des Üffizierklubs. das Gymnasium und einen Teil 
des Boulevards unterwaschen. Über diese für die Stadt bedrohliche Er- 
scheinung ist in einer der letzten Sitzungen der Kaiserlich Russischen 
Geographischen Gesellschaft zu Tiflis verhandelt worden. Einem hierüber 
in der Zeitschrift »Asien«, dem Organe der Deutsch-Asiatischen Gesellschaft, 
Nr. 11 von 1907, veröffentlichten Bericht entnehmen wir folgende Angaben. 
Über die Ursache der bezeichneten Anspülung wurden mancherlei Ver- 
mutungen ausgesprochen; insbesondere wurde sie auch darin gesucht, daß 
dem Ufer für verschiedene Zwecke, z. B. zur Ausfüllung der nahen Sümpfe, 
ungeheuere Massen von Kies und Sand entnommen worden seien. Diese 
Vermutung trifft indes nicht zu; des Menschen Hand hat bei dem Vor- 
gange keine Rolle gespielt. 

Bekannt ist, daß das Schwarze Meer einen großen Kessel darstellt, der 
sich in unserem geologischen Zeitabschnitte gebildet und mit Meerwasser 
gefüllt hat. In diesen Kessel führen die einmündenden Flüsse mit ihren 
Wassermassen zugleich Sand und Bruchstücke von verschiedenen Gesteins- 
arten; so lagert z. B. allein der Rion alljährlich gegen sechs Millionen 
Kubikfaden Sand und Gestein an seiner Mündung ab. Die schwereren 
Bestandteile setzen sich naturgemäß näher dem Ufer ab, die leichteren 
werden weitergetragen ; es entsteht also vor jeder Fluß- oder Bachmündung 
nach und nach ein steil abfallender Damm. Da diese Ablagerungen auch 
von den Meeresströmungen beeinflußt werden , so sind sie mehr oder 
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weniger regelmäßig, und nur an den Mündungen haben sich Vorsprünge 
gebildet. 

Das Gelände von Bat um ist durch Ablagerungen des Tschoroch ent- 
standen; diese haben sich indes nicht gleichmäßig längs des Ufers verteilt, 
sondern einen Vorsprung ins Meer vorgeschoben und damit die Bucht von 
Batum geschaffen. Dies läßt sich nur so erklären, daß die Strömung des 
Tschoroch mit einer von Norden kommenden Meeresströmung zusammen- 
trifft. Aus demselben Grunde finden auch die Ablagerungen am Batumer 
Boulevard statt. 

Die jetzt auf einmal aufgetretene entgegengesetzte Erscheinung be- 
ruht vermutlich darauf, daß sich die ganze Gewalt des Sturmes und 
der Wellen auf den einen Punkt gerichtet hat, oder daß sich die Ab- 
lagerungen in der Tiefe gesetzt haben. Daher muß, ehe man zu irgend- 
welchen Schutzbauten schreitet, eine eingehende Untersuchung des Meeres- 
grundes und der Meeresströmungen vorgenommen werden. Daß der 
Tschoroch der Stadt näherrückt, erklärt sich aus dem von Bär ge- 
fundenen Gesetze, wonach auf der nördlichen Halbkugel der Lauf der 
Flüsse und Meeresströmungen sich infolge der Drehung der Erde nach 
rechts ablenkt und die rechtsseitigen Ufer auswäscht. Um Batum und 
seinen herrlichen Hafen zu erhalten, muß jedenfalls vom Austritte des 
Flusses aus den Felsen bis zur Stadt eine starke Ufermauer gebaut 
werden. 



Wirtschaftliche Bedeutung des nordchinesischen Hafens 
Tsch i n wangtau. Nach einem Berichte des Kaiserlichen Konsulats in 
Tientsin hat der Hafen von Tschinwangtau, der Winterhafen von Tientsin, 
in letzter Zeit immer mehr an Bedeutung gewonnen, namentlich seitdem er 
als Kohlenausfuhrplatz für die Kohlen der Chinese Engineering and 
Mining Company in Betracht kommt. Der Hafen ist im Begriffe, sich 
unabhängig von Tientsin ein Handelshinterland in dem nördlichen Tsch i Ii 
und der südlichen Mandschurei zu erwerben. Die vorhandenen Piers bieten 
zur Zeit für 7 Schiffe Anlegestellen, deren Tiefe bei zweien 21 Fuß. bei 
zweien 20 Fuß und bei den anderen 18, 17 und 16 Fuß beträgt. Die Ver- 
ladungseinrichtungen sind sehr bequem, da die Schienen bis an die Schifte 
heranlaufen. Auch sind bereits zwei große Lagerhäuser entstanden. Von 
den Piers aus führt eine normalspurige eingleisige Anschlußbahn nach 
Tangho, wo sie auf die nordchinesische Eisenbahn stößt. 

Der Wert des Gesamtgüterverkehrs im Hafen von Tschin wangtau, wo 
ein Beauftragter des Kaiserlich Chinesischen Seezolls seinen Sitz hat, betrug: 

Ausfuhr Einfuhr 

1905 72282 Haikwan Taels. 2066157 Haikwan Taels, 

1906 236942 - - , 3401454 - - . 

Die Einfuhr ist also ungleich höher als die Ausfuhr; sie macht fast das 
Fünfzehnfache der letzten aus. Im Verhältnis ist aber die Ausfuhr weit 
stärker gestiegen; sie hat sich in einem Jahre mehr als verdreifacht. 

Auch die Zahl der Schiffe hat bedeutend zugenommen. Es verkehrten im 
Hafen von Tschinwangtau: 

im Jahre 1902 156 Dampfer, 

- »903 »93 

1904. 186 

I9°5 217 - und 

1906 239 
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Der Raumgehalt dieser Schiffe ist von 154OOOR.T. im Jahre 1902 auf 
284000 R.T. im Jahre 1006 gestiegen. Die Schiffe gehörten in der Hauptsache 
der Chinese Engineering and Mining Company, der China Navigation 
Company und der Hamburg -Amerika Linie an. Neuerdings läßt auch die 
französische Schiffsgescllschaft der »Chargeurs Reunis« alle zwei Monate 
im unmittelbaren Verkehre von Antwerpen nach China den Hafen von 
Tschinwangtau anlaufen. 

Sollte der seit Jahren erörterte Plan einer unmittelbaren Bahnverbindung 
zwischen Tschinwangtau und Peking sich verwirklichen, so würde sich der 
Platz zweifellos in kurzer Zeit weiter entwickeln und u. U. den durch die 
Anlage von Tsingtau in seinem Handel ohnehin schon beeinträchtigten 
Hafen Ticntsin noch mehr zurückdrängen. 



LITERATUR. 

Deutsches Wörterbuch von Moritz Heyne, Dr., ord. Professor 
an der Universität Göttingen. Zweite Auflage. 3 Bände, 250 Bogen 
in Quart. Verlag von S. Hirzel in Leipzig, geh. 30 Mark, geb. 
39 Mark. 

Das bekannte, von Professor M. Heyne, einem hervorragenden Mit- 
arbeiter an dem großen Grimmschen Wörterbuche der deutschen Sprache, 
herausgegebene »Deutsche Wörterbuch«, das zuerst in den Jahren 1890 bis 
1895 erschienen ist, liegt jetzt in zweiter, erweiterter Auflage vor. in der 
auch die neue, für die deutschsprechenden Länder allgemein eingeführte 
Rechtschreibung vollständig Anwendung gefunden hat. Das Ziel des 
Herausgebers war. ein Hausbuch für Gebildete zu schaffen, die von einem 
Fachmann über die Haupterscheinungen im Wortschatz unserer Mutter- 
sprache belehrt zu werden wünschen. Das Werk ist kein bloßer Auszug 
aus dem Grimmschen Wörterbuche, sondern beruht auf selbständiger Arbeit 
und ist seit länger als einem Vierteljahrhunderte sorgfältig vorbereitet 
worden. Es gibt mit reicher Auswahl von Belegen, die von den ältesten 
Zeiten unserer Sprache bis zur Gegenwart reichen . eine zuverlässige Ge- 
schichte der neuhochdeutschen Wörter unter Berücksichtigung der älteren 
Sprachstufen und der Wortableitung. Wir finden, wie Form und Bedeu- 
tung unserer Wörter von alters her geworden und gewachsen sind und sich 
verändert haben. 

Der Zweck des Werkes, ein handliches Nachschlagebuch zu sein, er- 
forderte eine Beschränkung des Stoffes, eine Auswahl aus unserem über- 
reichen Wortschatze. Die Auswahl mußte sich auf den heutigen Bestand 
unserer Schriftsprache stützen und abgestorbene Bildungen sowie rein 
mundartliche Formen und Ausdrücke unberücksichtigt lassen. Eigentliche 
Fremdwörter haben keine Aufnahme gefunden, dagegen sind selbstverständ- 
lich solche Worte fremden Ursprunges, die in unserer Sprache Bürgerrecht 
erlangt haben, aufgenommen worden. 

Die Zeit des ersten Vorkommens eines Wortes ist, soweit möglich, an- 
gegeben oder wenigstens angedeutet. Dunkelen Wörtern älterer Belege 
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sowie solchen aus fremder Sprache ist die Erklärung beigegeben ; griechische 
sind mit lateinischen Schriftzeichen gedruckt. In den Belegen kommen 
von den Schriftstellern unserer Zeit die besten zum Worte. Am Schlüsse 
des Werkes befindet sich ein vollständiges Quellenverzcichnis. 

Möge das Werk, das ein treffliches Hilfsmittel für das Studium der 
Entwicklung unserer Muttersprache bildet, zu seinen alten Freunden viele 
neue gewinnen. 



Die Telegraphie ohne Draht von Augusto Righi, o. Professor 
an der Universität Bologna und Bernhard Dessau, a. o. Professor 
an der Universität Perugia. Zweite vervollständigte Auflage. Mit 
312 in den Text eingedruckten Abbildungen. Gr. 8°. Preis geh. 
15 Mark, geb. 16 Mark 50 Pf. Verlag von Fr. Vieweg u. Sohn, 
Braunschweig, 1907. 

Die zweite Auflage dieses, Ende 1902 zum ersten Male herausgege- 
benen Werkes berücksichtigt in jeder Weise die seit dieser Zeit auf dem 
Gebiete der elektrischen Nachrichtenübermittlung mittels elektromagne- 
tischer Wellen in Theorie und Praxis erzielten gewaltigen Fortschritte. 
So wurde der erste Teil, der die Grundlagen der Elektrizitätslehre be- 
handelt, durch einen umfangreichen Abschnitt über die Theorie der Elek- 
tronen vervollständigt, dessen Studium wesentlich zum Verständnisse der 
Hypothesen über die Ausbreitung und Fortpflanzung der elektrischen Wellen 
beitragen wird. 

Im zweiten Teile des Buches, der sich mit den Eigenschaften und dem 
Nachweise der elektromagnetischen Wellen befaßt, hat das Kapitel über die 
Kohärer und Antikohärer, in welchem die gerade auf diesem Gebiete recht 
zahlreichen neuen Erfindungen und Theorien kritisch gewürdigt worden 
sind, eine vollständige Umarbeitung erfahren. Eine einwandfreie Erklärung 
der Vorgänge im Kohärer ist trotz aller Bemühungen bis heute noch nicht 
gelungen. Im Anschluß an die Kohärer und die Antikohärer werden in 
zwei neuen Abschnitten die elektrolvtischen und die magnetischen Wellen- 
anzeiger zur Darstellung gebracht. Hier findet der elektrolvtische Wellen- 
anzeiger von Schlömilch gebührende Anerkennung. Auch im dritten Teile 
des Werkes, der von den Fortschritten und dem gegenwärtigen Stande der 
drahtlosen Telegraphie der Praxis berichtet, werden die Verdienste der 
deutschen Forscher Braun, Slabv, Simon. Wien, Drude u. a. richtig ge- 
würdigt und anerkannt. In einem Anhange wird die Gesetzgebung über 
die drahtlose Telegraphie geschildert, und der Inhalt des auf Betreiben der 
deutschen Reichs-Telegraphenverwaltung nach vielen Mühen endlich zustande 
gekommenen internationalen Funkentelegraphcnvcrtrags angegeben. 

Leider war der Druck der Neuauflage bereits abgeschlossen, als die 
denkwürdigen Versuche von Poulsen mit der Verwendung ungedämpfter 
Wellen in der drahtlosen Telegraphie bekannt wurden. Diese elektrischen 
Schwingungen, die einen neuen Abschnitt in der Entwicklung der draht- 
losen Telegraphie und Telephonie einleiten, konnten daher nur in einem 
kurzen Nachtrage behandelt werden. 

Das Werk kann den Telegraphenbeamten durchaus empfohlen werden. 
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Posthandbuch »Der kleine Stephan«. Ein unentbehrliches Hilfs- 
buch für das Publikum. Ein taglicher Ratgeber für jeden Geschäfts- 
mann. 15. Auflage. Nach den amtlichen Veröffentlichungen der 
Reichs* Post Verwaltung besorgt von Postsekretär Vilich in Cöln. 
Ausgabe für 1908. Verlag von Gerhard Kühtmann in Dresden. 
Preis geh. 1,50 Mark, geb. 2 Mark. 

Das bereits im Archiv 1902, S. 718. und 1906. S. 400, besprochene 
Handbuch enthält sämtliche Tarif- und Versendungsbestimmungen für den 
Post-, Telegraphen- und Fernsprechverkehr innerhalb des deutschen Reichs- 
Postgcbiets und nach dem Ausland und ist mit zahlreichen Abbildungen von 
Aufschriften auf Briefen. Postkarten, Drucksachen, Warenproben, Geschäfts- 
papieren, Postanweisungen, Postaufträgen, Postpaketadressen sowie mit 
Mustern zu den neuen Zollinhaltserklärungen ausgestattet. Neu aufge- 
nommen sind die Bestimmungen über internationale Antwortscheine, Pseudo- 
nyme Aufschriften bei Postsendungen und über Preßtelegramme. 



Kleine Telegraphen- Schule für jüngere Post- und Telegraphen- 
beamte. Ein Hilfsbuch zum Selbstunterricht behufs Erlangung der 
Befähigung zur selbständigen Wahrnehmung des technischen Tele- 
graphendienstes und zur Vorbereitung auf die Postassistenten- und 
Postsekretärprüfung mit 237 erläuternden Abbildungen. Bearbeitet 
von A. Haddenbrock, Oberpostsekretär. Zwölfte Auflage. Cassel 
1907. Verlag von Georg Dufayel. Preis 4 Mark 20 Pf. 

Die Vorzüge der früheren Auflagen sind auch der neuen eigen. Leicht 
faßliche Darstellung in einfacher und klarer Ausdrucksweise sowie die Be- 
schränkung auf das Wesentliche ermöglichen es dem Anfänger, sich schnell 
mit dem Gegenstande seines Studiums vertraut zu machen. Die seit dem 
Erscheinen der vorhergehenden Auflagen erfolgten Änderungen in der Bau- 
art der Apparate und die Bestimmungen im neuen Abschnitt V, Abt. 4 und 5 
der A. D. A. für Post und Telegraphie haben Berücksichtigung gefunden. 
Das Buch wird als Hilfsmittel sowohl für das erste Studium der tcle- 
graphischen Betriebseinrichtungen als auch bei der Vorbereitung zur Post- 
assistentenprüfung zweckmäßig verwendet werden können. 
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Denkschrift des Reichs -Postamts wegen Änderung der 
Fernsprechgebühren - Ordnung. 

Am 7. Januar hat im Reichs- Postamt eine Besprechung mit Vertretern 
der Industrie, des Handels, der Landwirtschaft und des Handwerks wegen 
Änderung der Fernsprechgebühren -Ordnung stattgefunden. Als Grundlage 
diente hierbei die nachstehend abgedruckte Denkschrift mit den Vorschlägen 
des Reichs -Postamts und deren Begründung. 

I. Ortsverkehr. 

Während für die Fernsprechgebühren im Ortsverkehr früher nur das System 
der Pauschgebühren galt, hat die Fernsprechgebühren-Ordnung vom 20. Dezem- 
ber 1899 nach der Wahl des Teilnehmers die Erhebung von Pauscbgebühren oder 
von Grund- und Gesprächsgebühren zugelassen. Seitdem haben sich die An- 
schlüsse gegen Grund- und Gesprächsgebühren fortdauernd stärker vermehrt 
als die Pauschgebühren- Anschlüsse, so daß der auf die erstcren entfallende 
Anteil an den sämtlichen Anschlüssen von Jahr zu Jahr gestiegen ist. Die 
Hauptanschlüsse gegen Pauschgebühren und die gegen Grund- und Gesprächs- 
gebühren haben sich in den Jahren 1900 bis 1906, wie folgt, entwickelt: 



Kode 
des Jahres 


Zahl der 
Pauschgebühren- 
Anschlüsse 


Zahl der 
Grundgebühren- 
Anschlüsse 


Zusammen 


Anteil der Grundgebühren- 
Anschlüsse an der 
Gesamtzahl der Anschlüsse 

v. H. 


1900 


'55 950 


45 >3' 


201 081 


22,« 


I9OI 


167 055 


63 938 


230993 


27,7 


1902 


170 722 


82 703 


28,9425 


3«.» 


1903 


189 1 3 I 


102 039 


291 170 




1904 


202 263 


126 007 


328 270 


& 


1905 


2 1 8 470 


151 967 


37° 437 


41,0 


1906 


238812 


177 660 


410472 


4V- 


Archiv f. Post 


u. Telegr. 2. iqoS. 
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Die Pauschgebühr wird naturgemäß von solchen Teilnehmern bevorzugt, 
die vom Fernsprechamt! fe starken Gebrauch machen und daher von ihr einen 
wirtschaftlichen Vorteil erwarten; Grund- und Gesprächsgebühren dagegen 
pflegen die Teilnehmer mit schwächerem Verkehr zu entrichten. Nach dem 
Ergebnisse besonderer Zählungen wurde im Reichs -Postgebiet in der Zeit 
vom i. Juli 1906 bis 30. Juni 1907 ein Grundgebühren-Anschluß im Durch- 
schnitte werktäglich 2,04 mal, das ist bei Zugrundelegung von 313 Werk- 
tagen*) jährlich 639 mal. ein Panschgebühren- Anschluß dagegen durch- 
schnittlich werktäglich 9.96 mal. also jährlich 31 17 mal seitens der an- 
rufenden Teilnehmer benutzt; dabei sind nur die wirklich zustande ge- 
kommenen Verbindungen im Ortsverkehr gerechnet. Die durchschnittliche 
Belastung der Anschlüsse in den einzelnen Netzgruppen ergibt folgende 
Zusammenstellung. 

Von einem Anschlüsse sind im Durchschnitt ausgegangen Ortsgespräche : 



in Netzen mit 


bei den Pausch- 
gebühren - Anschlüssen 

werktäglich jährlich 


bei den Anschlüssen 
gegen Grund- und 
Gesprilchsgebühren 

werktäglich jährlich 




1 ,02 


320 






5 bis 50 


Anschlüssen . . 




808 






5 I - I 00 






1 280 


0,93 


289 


101 - 200 


* • 


6,n 


1 912 


I,«6 


394 


201 - 500 


• • 


10,55 


3 3°3 


1.7* 


53» 


501 - IOOO 


• • 


1 1 ,76 


3 082 


2,oo 


625 


1 001 - 5 (X)O 




13.59 


4255 


2.27 


712 


5 00 1 - 20 000 




I2,io 


3 787 


2.y 


800 


mehr als 20000 


Hamburg . . 


1 7*59 


5 505 


i .(/. 


612 


Anschlüssen 


Berlin 


15.0a 


4702 


2,01 


620 




<).•/• 


3 117 


2,01 


639- 



Die durchschnittliche Gesprächsbelastung der Pauschgebühren - Anschlüsse 
steigt von Jahr zu Jahr. 

Die Zahl der Gespräche ist im allgemeinen um so größer, je aus- 
gedehnter das Ortsnetz ist ; bei Anschlüssen gegen Pauschgebühren ist aber 
die mit der Größe des Netzes verbundene Steigerung der Gesprächszahl er- 
heblich stärker als bei Anschlüssen gegen Grund- und Gesprächsgebühren. 

Unter den Pauschgebührenteilnchmern gibt es wieder eine Zahl von 
solchen . die ihren Anschluß besonders weit über den Durchschnitt hinaus, 
zum Teil über 50 000 mal im Jahre (oder werktäglich mehr als 160 mal) 
benutzen. Es sind dies Güterabfertigungsstcllcn , Spediteure. Baugeschäfte, 
Restaurateurc, Banken und andere Großkaufleute, Warenhäuser u. dgl. Ein 
Teilnehmer hat im vergangenen Jahre von seiner Sprechstelle aus sogar 
100 000 Ortsgespräche, also werktäglich über 300, geführt. 



*) Bei den auf werktäglichen Zahlungen beruhenden statistischen Berechnungen 
der Reichs -Post- und Telegraphenverwaltung wird die Verkehrszahl für das Jahr 
herkömmlich durch Vervielfältigung der durchschnittlichen Tageszahl mit 3 1 3 1365 Tage 
nach Abzug der Sonntage: berechnet. Die in die Woche fallenden Feiertage werden 
nicht abgerechnet, dafür aber die Sonntage ganz außer Betracht gelassen. 
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Diesem Unterschied in der Benutzung der Anschlüsse entspricht die jetzt 
geltende Abstufung der Gebühren nicht. Bei Zugrundelegung der Durch- 
schnittsbelastung der Anschlüsse in den einzelnen Gruppen erwachsen dem 
Teilnehmer für ein Gespräch folgende Kosten: 



i n 


Netzen mit 


Pauschgebühren- 
Anschlüsse 

H * hc ein Gesprach 
der entfällt ein 

Pau*chgebühr P cb » b " n - 
betrag von 

Mark Pf. 


Grundgebühren- 
Anschlüsse 

Höhe auf 
der ein Gespräch 
Grundgebühr entfällt ein 
Mark Gcbuhren- 

«Gcsprachs- betra 8 von 
gebühr «. Pf.i Pf, 


weniger ah 


5 S Anschlüssen 


80 


25,o 






5 bis 


50 Anschlüssen . . 


80 


9.9 






5* " 


100 


IOO 


7.« 


60 


28,5 


IOC) - 


200 


I20 


6,3 


60 


21,7 


201 - 


500 


140 


4,3 


60 


16,9 


50t - 


1 000 


•50 


4.« 


ÖO 


15.« 


1 001 - 


5 000 


IÖO 


3.8 


75 


15.0 


5001 - 


20 000 


I/O 


4.5 


()0 


16,5 


mehr als 20000 1 Hamburg . . . 


l8o 


3o 


IOO 


21.9 


Anschlüs 


sen \ Berlin 


l8o 


3.« 


100 


21.» 






4,0 




I/.3 



Bei einzelnen besonders stark benutzten Pauschgebühren-Anschlüssen ent- 
fällt auf das Gespräch ein viel geringerer Betrag bis herab auf 0,16 Pf. 
Der hohe Satz des einzelnen Gesprächs in der ersten Klasse der gegen 
Grund- und Gesprächsgebühren angeschlossenen Teilnehmer erklärt sich 
daraus, daß viele von ihnen die Mindestzahl von 400 Gesprächen jährlich 
nicht erreichen, gleichwohl aber den Betrag von 20 Mark entrichten 
müssen. 

Die jetzige Verteilung der Fernsprechgebühren wird daher besonders in 
den Netzen mit geringer Teilnehmerzahl als drückend und ungerecht 
empfunden, bei denen sich wegen der niedrigeren Zahl der Teilnehmer nur 
wenig Gelegenheit bietet, Ortsgespräche zu führen, und daher die Aus- 
nutzungsmöglichkeit des Anschlusses sehr beschränkt ist. 

Unter der starken Inanspruchnahme der Pauschgebühren - Anschlüsse 
leiden die Interessen der Teilnehmer überdies in folgender Beziehung. Die 
gesteigerte Benutzung hat zur Folge, daß die Zahl der Fälle, in denen der 
verlangte Anschluß besetzt gefunden wird, in weit stärkerem Maße zunimmt 
als die Zahl der Anrufe, ln größeren Fernsprechnetzen treffen jetzt etwa 
20 v. H. der Anrufe auf eine besetzte Leitung. Die vergeblichen Anrufe 
sind für den verlangenden Teilnehmer unangenehm und zeitraubend; auch 
für den verlangten Teilnehmer ist es unerwünscht, wenn seine Sprech« 
stelle wiederholt besetzt gefunden wird, da er meist ebenfalls ein Interesse 
an der glatten Herstellung der Verbindung hat. Geschäftsleute haben mehr- 
fach zum Ausdruck gebracht, daß sie Aufträge an die Konkurrenten ver- 
loren haben, weil ihre Sprechstelle besetzt gemeldet wurde. 

Endlich wirkt die ein gewisses Maß überschreitende Belastung der An- 
schlußleituugen lähmend auf die Bedienung der Teilnehmer. Die Beamten 
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der Vermittlungsstellen werden durch die vergeblichen Anrufe unnütz in 
Anspruch genommen. Die Herabsetzung der einem Beamten zuzuweisenden 
Zahl von Anschlußleitungen hat in wirtschaftlichen und technischen Rück- 
sichten ihre Grenzen. Die Verwaltung ist nach Möglichkeit bemüht ge- 
wesen, mit zunehmendem Verkehr das Bedienungspersonal zu vermehren 
und die Betriebseinrichtungen zu erweitern. In Berlin sind z. B. im letzten 
Jahre lediglich zur Verbesserung des Fernsprechbetriebs 800 Telegraphen- 
gehilfinnen neu eingestellt worden. Aber schließlich kann unter eine gewisse 
Mindestzahl der von einem Beamten zu bedienenden Anschlüsse nicht herab- 
gegangen werden, sollen nicht die technischen Einrichtungen der Ver- 
mittlungsanstalten jede Übersichtlichkeit einbüßen, daneben aber die Kosten 
ins Ungemessene wachsen. Die Erfahrungen in den größten Netzen lassen 
erkennen, wie überaus schwer es ist, bei der hier vorliegenden Belastung 
der Pauschgebühren-Anschlüssc einen glatten . schnellen Betrieb sicher zu 
stellen. 

Daß eine Einschränkung in der Benutzung der Pauschgebühren- An- 
schlüsse ohne ernstliche Verletzung berechtigter Interessen möglich sei, wird 
sich mit Grund nicht bestreiten lassen. Die Pauschgebührcnzahlung hat 
ohne Zweifel zu einer Benutzung der Anschlußleitungen gefühlt, die über 
das Maß des wirtschaftlich Notwendigen oder Nützlichen weit hinausgeht. 
Wie die tägliche Erfahrung lehrt, werden die Pauschgebühren - Anschlüsse 
oft zu Gesprächen benutzt, die aller Wahrscheinlichkeit nach ohne Schaden 
für die Sache unterbleiben könnten und auch unterbleiben würden, wenn 
sie einzeln bezahlt werden müßten. Insbesondere wird vielfach, was sich 
in einem Gespräche zusammenfassen ließe, durch verschiedene Gespräche 
mitgeteilt. Der Unterschied in der Benutzung der Pauschgebühren - An- 
schlüsse (durchschnittlich 10 Gespräche täglich) und der Grundgebühren- 
Anschlüsse (durchschnittlich 2 Gespräche täglich) ist so groß, daß er nicht 
lediglich auf das verschiedene Verkehrsbedürfnis der beiden Teilnehmer- 
gruppen zurückgeführt werden kann. 

Diese Erwägungen weisen darauf hin, wie den berechtigten Klagen über 
die ungleichmäßige Belastung der verschiedenen Gruppen von Fernsprech- 
teilnehmern abzuhelfen ist. Den Weg bietet die Aufhebung des Pausch- 
gebührensystems und die Heranziehung sämtlicher Teilnehmer nach Maß- 
gabe der Leistung durch den allgemeinen Übergang zu Grund- und Ge- 
sprächsgebühren. Damit schreitet die Verwaltung lediglich in der Richtung 
weiter fort, die sie im Jahre i8qo durch Zulassung der Grund- und Ge- 
sprächsgebühren neben den Pauschgebühren eingeschlagen hat. Sie folgt 
der Entwicklung in den Ländern mit besonders lebhaftem Fernsprech- 
verkehr, die auf die Uberwindung des Systems der Pauschgebühren durch 
das der Einzclgcbühren hinweist. 

Die Regelung der Gebühren nach der Zahl der wirklich geführten Ge- 
spräche ist in den Vereinigten Staaten von Amerika, in denen das Fern- 
sprechwesen sich am großartigsten entwickelt hat. zum Teil (z. B. in New 
York mit 260000 Anschlüssen, gegenwärtig dem größten Ortsnetze der 
ICrde) bereits durchgeführt, zum Teil befindet sie sich in der Durchführung. 
In London ist die Verwaltung des Fernsprechwesens, und zwar sowohl die 
staatliche als die daneben bestehende große Privatgesellschaft, ebenfalls im 
Begriffe, zum Einzelgebührensystem überzugehen. Wie die Vergütungen 
für Wasser, Gas. Elektrizität (Licht- und Kraftbetrieb) allgemein nach 
Maßgabe des tatsächlichen Verbrauchs bemessen werden, wie beim Brief-, 
Paket- und Frachtverkehr die Gebühren stets nach Maßgabe der Benutzung 
der Verkehrseinrichtungen erhoben wurden, so ist auch beim Fernsprecher 
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die Erhebung der Vergütung nach Maßgabe seiner wirklichen Inanspruch- 
nahme berechtigt. 

Gegen die allgemeine Einführung der Gesprächszählung bestanden früher 
praktische Bedenken, da ausreichend sicher wirkende mechanische Zählein- 
richtungen fehlten. Die Zählung durch Handvermerke ist nur da durch- 
führbar, wo sich der Verkehr in mäßigen Grenzen hält; in größeren Netzen, 
in denen sich zahlreiche Teilnehmer mit lebhaftem Sprechverkehr zu- 
sammenfinden, sind elektrische Zähleinrichtungen erforderlich, die der Ein- 
richtung der Vermittlungsanstalt angepaßt sind und erst betätigt werden 
können, nachdem die Verbindung hergestellt ist. Diesen Anforderungen 
entsprechende Zähler sind zunächst in den Vereinigten Staaten versucht 
worden; sie haben sich dort bewährt und allgemeine Verbreitung gefunden. 
Auch in Deutschland sind zu den hiesigen Einrichtungen passende Zähler 
erprobt und als zuverlässig befunden worden. 

Zur Frage der Reform der Fernsprechgebühren hat sich der Deutsche 
Reichstag bereits zweimal (in den Sitzungen vom 10. März 1906 und vom 
3, Mai 1007) durch die Annahme der folgenden Resolution ausgesprochen: 
»Den Herrn Reichskanzler zu ersuchen, im Interesse der länd- 
lichen Bevölkerung eine weitgehende Erleichterung der Telephon- 
einrichtung und Telephonbenutzung in den kleinen Ortschaften, 
eventuell unter gerechterer Repartierung der Kosten zwischen Stadt 
und Land, herbeizuführen.« 
Der Zwischensatz »eventuell unter gerechterer Repartierung der Kosten 
zwischen Stadt und Land« wurde gegen eine starke Minderheit, der übrige 
Inhalt der Resolution mit überwältigender Mehrheit angenommen. 

Den Wünschen des Reichstags wird sich im wesentlichen dadurch ent- 
sprechen lassen, daß alle Teilnehmer nach Maßgabe des Gebrauchs, den 
sie vom Fernsprecher machen . zur Gebührenzahlung herangezogen werden, 
ohne daß dabei ein Unterschied zwischen Stadt und Land gemacht wird. 

Zwar ist nicht zu verkennen, daß die Förderung des Gemeinwohls an 
der Verbreitung des Fernsprechers auf dem Lande in ganz besonderem 
Maße beteiligt ist. Durch den Anschluß an das Fernsprechnetz werden die 
dünn bevölkerten und vom Verkehr abgelegenen Landorte den großen 
Verkehrsmittelpunktcn näher gebracht und dadurch in ihrer wirtschaftlichen 
Konkurrenzfähigkeit gestärkt. Es wird den durch ihre geographische Lage 
Benachteiligten der Wettbewerb erleichtert und der zunehmenden Kon- 
zentration von Handel und Wandel in einer geringen Zahl großer Plätze 
entgegengewirkt. Diesen Interessen ist aber bereits durch den Aufbau der 
jetzigen Fernsprechgebühren - Ordnung Rechnung getragen. 

Die Grundgebühren für die kleineren Netze bleiben schon jetzt hinter 
denen der großen Netze zurück, weil die Umschalteeinrichtungen hei den 
kleinen Anstalten einfacher und billiger hergestellt werden können als bei 
den großen Ämtern und weil die Möglichkeit zur Benutzung der Fern- 
sprecheinrichtung wegen der geringeren Dienststundenzahl beschränkter ist. 
Daß mit der Zahlung der Grundgebuhr (wie auch jetzt der Pauschgebühr) 
die Herstellung der Anschlußleitungen bis auf eine Entfernung von 5 km 
abgegolten wird, kommt in erster Linie dem flachen Lande und der Um- 
gebung der kleineren Ortschaften zugute. Dabei sind die Kosten für die 
einzelne Anschlußleitung in den kleinen Netzen häufig höher als in den 
Städten, weil die Anschlüsse auf dem Lande weiter zerstreut liegen und 
deshalb die Gestänge nicht in demselben Maße durch Anbringung zahlreicher 
Leitungen ausgenutzt werden können. Die auswärtigen Gebührenordnungen 
sehen fast ausnahmslos Zuschläge schon für viel kürzere Entfernungen, bei 
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Anschlüssen, die weiter als 2 km oder 3 km von der Vermittlungsanstalt 
entfernt sind. vor. 

Es besteht nicht die Absicht, in den erwähnten Bestimmungen etwas zu 
ändern ; anderseits fehlt es an einem hinreichenden Grunde, die in der Her- 
stellung der Sprechverbindung bestehende Arbeitsleistung der Verwaltung 
für Stadt und Land verschieden zu tariticren. Insbesondere ließe es sich 
nicht rechtfertigen, bei der Bemessung der Höhe der Gesprächsgebühren 
einen Unterschied zu machen. Ein Fabrikbetrieb mit starkem Sprechverkehr 
auf dem Lande wird nicht anders behandelt werden dürfen, wie ein solcher 
in der Stadt, ein wenig sprechender Privatmann in der Stadt nicht anders, 
wie ein solcher auf dem Lande. 

Bei der Bemessung der neuen Gebührensätze muß davon ausgegangen 
werden, daß das Gesamterträgnis des Fernsprechwesens hinter dem jetzigen 
nicht zurückbleiben darf. 

Die jetzige Rentabilität des Fernsprechwesens im Reichs - Postgebiete 
wird als befriedigend bezeichnet werden dürfen. Wenngleich es nicht 
möglich ist, mit mathematischer Genauigkeit über einen einzelnen Betriebs- 
zweig eines großen Verkehrsunternehmens gesondert abzurechnen, so haben 
doch die seit Jahren auf der Basis kaufmännischer Grundsätze geführten 
Aufzeichnungen ergeben, daß die Verwaltung des Fernsprechwesens, und 
zwar sowohl was den Ortsverkehr als auch was den Fernverkehr angeht, 
mit einem mäßigen Überschuß arbeitet. Nach Deckung der Betriebskosten 
einschließlich der Kosten der Unterhaltung und Erneuerung vorhandener 
Anlagen und nach Verzinsung der aufgewandten Kapitalien mit 3,5 v. H. 
ergibt sich ein rechnungsmäßiger Jahresüberschuß von etwa 10 Millionen 
Mark, der sich ziemlich gleichmäßig auf den Ortsverkehr und den Fern- 
verkehr verteilt. Wenn man erwägt, daß das für Fernsprechanlagen ver- 
wendete Kapital sich bereits auf mehr als 400 Millionen Mark beläuft, so 
wird man jenen Überschuß keinesfalls als zu hoch bezeichnen können. Es 
kommt dabei in Betracht, daß die Zunahme des Fernsprechverkehrs auf die 
Entwicklung der Einnahmen aus der Telegraphie, der Rohrpost, der Stadt- 
briefbestellung verlangsamend einwirkt. 

Ein gewisser Sicherheitsfaktor muß auch aus folgenden Gründen ein- 
gestellt werden. Die technischen Einrichtungen des Fernsprechwesens sind 
stets der Gefahr einer unerwarteten Entwertung durch neue Erfindungen 
ausgesetzt. Die Kosten der Vermittlungsanstalten steigen bei zunehmender 
Teilnehmerzahl ganz unverhältnismäßig. Die starke Zunahme der Anschlüsse 
nötigt dazu, in den Ortsnetzen immer mehr zu der kostspieligen unter- 
irdischen Leitungsführung überzugehen. Zur oberirdischen Führung der 
Verbindungsleitungen, wie sie zur Erzielung einer guten Sprechverständigung 
auf weitere Entfernungen geboten ist. wird es bald an Raum fehlen, und 
es läßt sich bereits voraussehen, daß es nötig werden wird, Telegraphen- 
leitungen unterirdisch zu verlegen, um die Telegraphengestänge für die 
Fcrnsprcchleitungen frei zu machen. Dazu kommt noch, daß allmählich 
doch auch mit der Tilgung der für Fernsprechzweckc aufgenommenen An- 
leihen begonnen werden muß. Endlich ist es nicht zuviel verlangt, daß 
die Einnahmen aus dem F'ernsprechwcsen dazu beitragen, das Betriebs- 
defizit des Telegrammverkehrs zu vermindern und nach und nach ganz aus- 
zugleichen. 

Wird schließlich auch die allgemeine Finanzlage des Reichs in Betracht 
gezogen, die einen Einnahmeausfall nicht gestattet, so wird nur eine solche 
Gebührenreform Aussicht auf Annahme seitens der gesetzgebenden Faktoren 
haben, die im Gesamtergebnisse nicht weniger bringt als der jetzige Tarif. 
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Für die Erwägung, daß eine Gebührenermäßigung mit einer Verkehrs 
Steigerung verbunden zu sein pflegt, wird bei der Beurteilung der finanziellen 
Wirktingen der Neuordnung nur in sehr beschränktem Maße Raum sein, da 
bei der Eigenart des Fernsprechbetriebs jede starke Verkehrszunahme auch 
eine erhebliche Erweiterung der Betriebseinrichtungen und eine beträchtliche 
Verstärkung des Personals zur Folge hat. 

Daß die Gebühren im großen und ganzen in Deutschland nicht zu hoch 
sind, ergibt sich aus der starken Entwicklung, die das deutsche Fernsprech- 
wesen in den letzten Jahren genommen hat. Tatsächlich erheben die meisten 
größeren Staaten höhere Gebühren als das Deutsche Reich. 

Nach dem Gesagten kann die gleichmäßige Heranziehung der Fernsprech- 
teilnehmer zu den Gebühren nach Maßgabe ihrer Inanspruchnahme im Rahmen 
der bisherigen Gesamteinnahme nur in der Weise erfolgen , daß die wenig 
Sprechenden entlastet, und die Teilnehmer mit lebhaftem Verkehr dafür 
stärker herangezogen werden. 

Außer der Beseitigung der Pauschgebühren wird zu diesem Zwecke vor- 
geschlagen, die Grundgebühr in allen Stufen gleichmäßig um je 10 Mark zu 
ermäßigen und die Verpflichtung aufzuheben, daß jährlich eine gewisse 
Mindestzahl von Ortsgesprächen (zur Zeit 400) bezahlt wird, mögen diese 
stattgefunden haben oder nicht. 

Bei der Festsetzung der Grundgebühr wird es nötig werden, für Netze 
mit mehr als 20 000 Anschlüssen noch eine weitere Abstufung vorzusehen; 
es wird sich empfehlen, in Netzen mit mehr als 70 000' Anschlüssen die 
Grundgebühr für jede angefangenen 50000 Anschlüsse weiter um je 
10 Mark zu erhöhen. Dieser Zuschlag rechtfertigt sich dadurch , daß die 
technischen Einrichtungen der ganz großen Vermittlungsstellen mit der Zu- 
nahme der Teilnehmerzahl ungewöhnlich verwickelt und teuer werden, und 
•laß es zwischen den einzelnen Vermittlungsstellen derartiger Netze sehr 
zahlreicher unterirdisch zu führender, kostspieliger Verbindungsleitungen 
bedarf, deren Bedienung ebenfalls zu einer wesentlichen Verteuerung des 
Betriebs beiträgt. Bei Erlaß der jetzt geltenden Fernsprechgebühren- 
Ordnung hat man die Einrichtung von so großen Ortsnetzen noch nicht im 
Auge gehabt; auch gegenwärtig wird die Zahl von 70000 Anschlüssen 
noch in keinem deutschen Netze erreicht , immerhin ist der Zeitpunkt nicht 
mehr fern, zu welchem die größten Netze so viele Anschlüsse besitzen werden. 

Für die Gesprächsgebühr selbst würde an die Stelle des bisherigen 
Satzes von 5 Pf. eine gestaffelte Gebühr treten, die sich auf 5 Pf. für die 
ersten 2000 Verbindungen eines jeden Rechnungsjahrs, auf 4,3 Pf. für die 
folgenden Verbindungen von 2001 bis 6000 und auf 4 Pf. für die Ver- 
bindungen über 6000 zu belaufen hätte. Das Prinzip der Staffelung findet 
sein Vorbild in allen ausländischen Gebührenordnungen, die Einzclgebühren 
vorsehen; es empfiehlt sich als eine billige Rücksichtnahme auf Teilnehmer 
mit starkem Verkehre. 

Endlich müßte vorbehalten bleiben, den Teilnehmern, die von einem 
Anschluß aus in einem Jahre mehr als 10000 Verbindungen herstellen 
lassen , die Verpflichtung zur Anmeldung eines weiteren Anschlusses auf- 
zuerlegen. Es soll dadurch der Überlastung einzelner Anschlußleitungen 
vorgebeugt werden, sowohl im Interesse einer raschen Bedienung als zum 
Nutzen der anrufenden Teilnehmer, die sonst derartige Anschlüsse fast 
regelmäßig besetzt rinden würden. Auch dieser Vorschlag entspricht dem 
Vorgang ausländischer Verwaltungen. Sowohl in Amerika als auch in 
England besteht eine solche Grenze; nur ist sie in den beiden Ländern 
wesentlich niedriger gesteckt als hier (in England 4500, in New York 5700). 
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Der vorgeschlagene Tarif stellt sich für alle Teilnehmer, die schon jetzt 
Grund- und Gesprächsgebühren entrichten, günstiger als der bisherige, da er 
ihnen Ermäßigungen von 10 Mark (Herabsetzung der Grundgebühr) bis zu 
30 Mark (Hinzutritt des Fortfalls der 400 Pflichtgespräche) gewährt. Eine 
Gebührenermäßigung erfahren ferner die jetzigen Pauschgebührenteilnehmer 
mit nicht besonders starkem Verkehr; für die Pauschgebührenteilnehmer 
mit hohen Gesprächszahlen tritt eine Erhöhung der Gebühren ein. Selbst 
wenn die Gesprächszahl bei den Pauschgebührenteilnehmern die gleiche 
bliebe wie bisher, würde der neue Tarif für 60,5 v. H. aller Teilnehmer eine 
Gebührenermäßigung ergeben, während für 39,5 v. H. eine Mehrbelastung 
einträte. In Wirklichkeit wird jedoch die Zahl der Gespräche bei den 
Pauschgcbührenanschlüssen eine erhebliche Verminderung erfahren, und dem- 
entsprechend der Prozentsatz der Teilnehmer, die künftig weniger zahlen 
werden als bisher, noch größer sein. 

Eine Schätzung der Einschränkung, die der Sprechverkehr der jetzigen 
Pauschgebührenteilnehmer unter der Herrschaft der Grund- und Gesprächs- 
gebühren erfahren wird, ist schwer, aber notwendig, um sich über die 
finanzielle Tragweite des vorgeschlagenen neuen Tarifs klar zu werden. 
Im Jahre 1900 ist infolge der Zulassung von Anschlüssen gegen Einzel- 
gebühren eine Reduktion der Gesprächszahl um 33 v. H. eingetreten. Da 
inzwischen die Ausnutzung der Pauschgebührenanschlüsse zugenommen hat. 
wird man mit der Wahrscheinlichkeit einer prozentual stärkeren Ein- 
schränkung rechnen müssen. Nach den bei, anderer Gelegenheit gemachten 
Erfahrungen wird der Rückgang wahrscheinlich zwischen der Hälfte und 
einem Drittel der jetzigen Zahl liegen; er ist zu 40 v. H. angenommen 
worden. Für diese Annahme spricht ein Vergleich zwischen dem gegen- 
wärtigen Fernsprechverkehr in Berlin und dem Verkehr in New York zu 
der Zeit (1902), als dort annähernd ebenso viele Anschlüsse waren wie jetzt 
in Berlin. New York hatte 1902 unter der Vorherrschaft des Einzel- 
gebührensystems — neben 47 333 Einzelgebührenanschlüssen bestanden aus 
älterer Zeit nur noch 2535 Pauschgebührenanschlüsse — täglich für jeden 
Anschluß im Durchschnitte 7,0 Gespräche. Es liegt auf der Hand, daß die 
Durchschnittszahl noch geringer gewesen wäre, wenn damals bereits alle 
Pauschgebührenanschlüsse in solche gegen Einzelgebühren umgewandelt 
gewesen wären. Auf Berlin werden, wenn die Gesprächszahl der Pausch- 
gebührenteilnehmer sich um 40 v. H. vermindert, werktäglich im Durch- 
schnitt 6,9 Gespräche auf den Anschluß fallen. 

Bei Zugrundelegung eines derartigen Rückganges in der Gesprächszahl 
der jetzigen Pauschgebührenteilnehmer ergibt der neue Tarif für die Post- 
kasse eine Mehrcinnahme von 1000000 Mark (bei einer Gesamteinnahme 
aus dem Fernsprechbetriebe von 79000000 Mark). Diese Mehreinnahme 
kann zu einem Gebührennachlaß im Fernverkehr verwandt werden. 

Um Teilnehmern, deren Anschlüsse von Dritten oder im Interesse von 
Dritten benutzt werden, die Möglichkeit zu geben, auch einen Teil der 
Grundgebühr auf die Mitbenutzer abzuwälzen, soll zugelassen werden, daß 
sie sich von den Dritten für das Gespräch im Ortsverkehr nicht nur, wie 
bisher, die Gesprächsgebühr von 5 Pf., sondern einen Betrag bis zur Höhe- 
der bei Benutzung einer öffentlichen Sprechstellc zu entrichtenden Gebühr, 
also bis zu 10 Pf., 'erstatten lassen. 

II. Fernverkehr. 

Bei dem Reichs - Postamt ist wiederholt der Antrag gestellt worden, im 
Sprechverkehr zwischen verschiedenen Orten eine neue Gebührenstufe von 
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75 Pf. (jetzt 1 Mark) für Gespräche auf Entfernungen von 100 bis 250 km 
einzuführen. 

In die Zone von 100 bis 250 km fällt eine Zahl sehr wichtiger Ver- 
kehrsbezichungen großer Handelsmittelpunkte, z.B.: 

von Berlin mit Chemnitz, Dresden, Erfurt, Görlitz, Halle, Hannover, 
Leipzig, Liegnitz. Magdeburg, Posen, Rostock, Stettin u.a.; 

von Cöln mit Cassel, Frankfurt (Main), Mainz, Mannheim, Metz. 
Münster, St. Johann - Saarbrücken , Trier, Wiesbaden u.a.; 

von Frankfurt (Main) mit Aachen, Cassel, Cöln, Dortmund, Düsseldorf, 
Erfurt. Karlsruhe, Metz, Nürnberg. St. Johann - Saarbrücken , Straßburg. 
Stuttgart. Trier u. a. ; 

von Hamburg mit Braunschweig, Cassel, Flensburg, Hadersleben, Halber- 
stadt, Hannover. Magdeburg, Münster, Oldenburg, Rostock, Schwerin u. a. 

Es läßt sich nicht verkennen, daß die Spannung von 100 bis 500 km 
Entfernung, innerhalb deren gegenwärtig gleichmäßig die Gebühr von 
1 Mark gilt, groß ist; die Zwischenstufe von 75 Pf. würde sich gut in den 
Tarif einfügen. Es ist anzunehmen, daß die Ermäßigung zum großen Teile 
den Kreisen von Vorteil sein würde, die durch die Abschaffung der Pausch- 
gebühren zu stärkeren Zahlungen im Ortsverkehr werden herangezogen 
werden. Es wird deshalb eine entsprechende Tarifänderung vorgeschlagen. 

Die Maßnahme wird unter Zugrundelegung des bisherigen Verkehrs 
einen jährlichen Einnahmeausfall von 1 300 000 Mark mit sich bringen. 
Der Ausfall wird nur zum kleineren Teil durch die Mehreinnahmen infolge 
des zu erwartenden Verkehrszuwachses ausgeglichen werden, da die zur 
Verfügung stehenden Verbindungsleitungen meist nicht mehr sehr auf- 
nahmefähig sind. Zur Übermittlung der weiter hinzukommenden Gespräche 
werden neue Leitungen gebaut und Beamte zu deren Bedienung eingestellt 
werden müssen. 

Im allgemeinen läßt sich erwarten, daß der durch die stärkere Benutzung 
der vorhandenen Leitungen nicht gedeckte Teil des Ausfalls in den Mehr- 
einnahmen aus dem Ortsverkehr seinen Ausgleich finden wird. 

Gelegentlich der Einführung der Zwischenstufe von 250 km wird weiter 
beabsichtigt, für die Entfernung über 500 km ebenfalls Stufen von je 
250 km festzusetzen, so daß also die weitere Stufenfolge auf 750, 1000. 
1250 km usf. steigen würde (jetzt 1000 und mehr als 1000 km). Dabei 
wäre der Steigerungssatz von 50 Pf. für jede höhere Stufe über 5 00 km 
beizubehalten. Dies rechtfertigt sich aus der ungewöhnlichen Kostspieligkeit 
der Fernsprech-Verbindungsleitungcn nach weit entfernten Orten, für die 
besonders starker und teurer Draht zu verwenden ist. 

Die sich hieraus ergebende Erhöhung der Gebühren für Ferngespräche 
auf mehr als 750 km Entfernung hat zur Zeit noch keine nennenswerte 
praktische Bedeutung, weil erst eine verschwindend kleine Zahl derartiger 
Sprechbeziehungen besteht. Da die geltende Gebühr die Selbstkosten der 
Verwaltung nicht deckt, hat dem Drängen der beteiligten Kreise auf Her- 
stellung von leistungsfähigen Sprechverbindungen zwischen weit voneinander 
entfernt liegenden Orten bishet; die Rücksicht auf die fehlende Rentabilität 
entgegengestanden. Dieses Bedenken würde nach der vorgesehenen Erhöhung 
der Gebühr wegfallen. 

III. Andere Fragen. 

l. Von verschiedenen Seiten ist die Einführung des Sprechverkehrs 
k r egen Pauschgebühr im weiteren Umkreise der Vermittlungsstellen, z.B. 
innerhalb des Kreises, des Regierungsbezirkes u.dgl.. also die Schaffung 

Archiv f. Post u. Telcgr. 2. 1908. 4 
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neuer Bezirksnetze, angeregt worden. Gegen eine solche Maßnahme sprechen 
in verstärktem Maße alle die Gründe, die für die Aufhebung des Pausch- 
gebührensystems im Ortsverkehr geltend gemacht worden sind. Es wäre 
eine Überlastung der Verbindungsleitungen zu erwarten, so daß die Er- 
ledigung wichtiger Gespräche durch den Andrang der unwichtigen und über- 
flüssigen Unterhaltungen zurückgedrängt werden würde. 

Im Reichs -Postgebiete waren vor dem Jahre 1892 mehrere Bezirksnetze 
geschaffen worden. Seit dem genannten Jahre sind mit Rücksicht auf die 
gemachten ungünstigen Erfahrungen die bestehenden Bezirksnetze nicht 
weiter ausgedehnt, und neue nicht zugelassen worden. Ein Teil der damals 
bestehenden Netze ist inzwischen beseitigt, und nur in fünf besonders 
wichtigen geschlossenen Verkehrsgebieten sind solche noch im Betriebe, 
weil ihre Aufhebung nach jahrelangem Bestehen und eingewurzelter Ge- 
wöhnung nicht ohne Verletzung berechtigter Interessen hätte erfolgen können. 

2. Aus ländlichen Kreisen ist mehrfach dem Wunsche Ausdruck gegeben 
worden , auch für Anschlüsse außerhalb des Fünfkilometerkreises lediglich 
die Pausch- oder Grundgebühr ohne Entfernungszuschläge zu erheben. 
Hiergegen spricht folgendes. Wie oben ausgeführt wurde, kommt Deutsch- 
land in der Gewährung zuschlagsfreier Anschlußleitungen den Teilnehmern 
bereits jetzt viel weiter entgegen als das Ausland. Die Selbstkosten der 
Verwaltung wachsen bei Überschreitung der Fünfkilometergrenze bedeutend; 
für die Leitungen auf dem flachen Lande sind meist besondere Gestänge 
herzustellen. Mit der Entfernung von der Vermittlungsstelle nimmt außer- 
dem die Schwierigkeit und Kostspieligkeit der laufenden Unterhaltung zu. 
Die Herstellung noch längerer Anschlußleitungen würde in der Grund- 
gebühr auch nicht annähernd Deckung finden. Dem Wunsche der Inter- 
essenten, möglichst überall Fernsprechanschluß ohne Entrichtung von Ent- 
fernungszuschlägen erhalten zu können , läßt sich nur dadurch entgegen- 
kommen, daß die Verwaltung fortfährt, das Netz der Vermittlungsanstalten 
immer dichter auszubauen, und daß sie dabei das Ziel im Auge behält, mit 
der Zeit tunlichst jeden Ort in den Fünfkilometerumkreis einer Vermittlungs- 
stelle einzuordnen. 

3. Die gewünschte Festsetzung einer niedrigeren Gebühr für Anschlüsse, 
die sich in geringerer Entfernung als 5 km von der Vermittlungsanstalt be- 
finden, etwa für Anschlüsse innerhalb der Ein- oder Zweikilometerzone . ist 
ebenfalls nicht angängig, weil die Verwaltung dann, um ihre Kosten zu 
decken, die Gebühr für Anschlüsse auf 2 bis 5 km Entfernung erhöhen 
müßte. Dies wäre gerade das Gegenteil von den zu 2. erörterten Forde- 
rungen und würde große Unzufriedenheit hervorrufen. 

IV. Zusammenfassung. 

Der neue Tarif würde hiernach folgende Gestalt erhalten. 

1. Die Pauschgebühr wird aufgehoben. Es gibt nur noch Anschlüsse 
gegen Grund- und Gesprächsgebühren. 

2. Die Grundgebühr beträgt 

in Netzen von 1 bis 1 000 Anschlüssen 50 Mark, 

1001 bis 5000 Anschlüssen 65 

- 5001 bis 20 000 Anschlüssen 80 

- 20001 bis 70 (xx) Anschlüssen 90 

in Netzen mit mehr als 70000 Anschlüssen für jede angefangenen 
weiteren 50 000 Anschlüsse je 10 Mark mehr. 

3. Für jede hergestellte Verbindung wird eine Einzel -Gesprächsgebühr 
von 5 Pf. erhoben. Wenn in einem Rechnungsjahre von einem Anschluß 
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aus mehr als 2000 Gespräche geführt werden, ermäßigt sich die Gebühr 
für die Gespräche von 2001 bis 6000 um je '/ 2 Pf. und für die weiteren 
Gespräche um je 1 Pf. 

4. Der Teilnehmer darf sich von Dritten für das Gespräch im Orts- 
verkehr einen Betrag bis zur Höhe von 10 Pf. erstatten lassen. 

5. Die Ferngebühren betragen 

bis 25 km 20 Pf., 

50 - 25 - 

100 - 50 - 

- 250 - 75 - 
500 - 1 Mark, 

- 750 -I - 50 P*-. 

- 1000 - 2 - . 

über 1000 - für jede weiteren 250 km 50 Pf. mehr. 

Berlin, im Dezember 1907. 

Die zu der Besprechung eingeladenen Vertreter erkannten an, daß der 
bestehende, in Ansehung der Gesprächszahl unbegrenzte Pauschgebühren- 
tarif wegen der damit verbundenen ungleichen finanziellen Belastung der 
Teilnehmer und der aus der übermäßigen Inanspruchnahme der Anschluß- 
leitungen sich ergebenden Betriebsschwierigkeiten nicht aufrechtzuerhalten 
sei. Die Mehrheit entschied sich dafür, der gänzlichen Beseitigung des 
Pauschgebührentarifs und seiner Ersetzung durch Erhebung von Grund- 
und Gesprächsgebühren zuzustimmen. Eine Minderheit hatte sich für 
Staffelung der Pauschgebühren nach der Gesprächszahl unter Erhöhung der 
Sätze für mehr als 3000 Gespräche jährlich ausgesprochen. Die vor- 
geschlagene Stufenfolge der gegen den bisherigen Tarif um je 10 Mark 
ermäßigten Grundgebühren wurde mit der Maßgabe gebilligt, daß eine 
weitere Herabsetzung der Grundgebühr von 50 auf 40 Mark für Netze mit 
weniger als 500 Teilnehmern befürwortet wurde. Allgemein kam der Wunsch 
• zum Ausdruck, die Gesprächsgebühr statt auf 5. 4'/ 2 und 4 Pf. einheitlich 
auf 4 Pf. festzusetzen. Bei der Besprechung der vorgeschlagenen Fern- 
gebühren wurde die Einfügung der neuen Stufe von 75 Pf. für Ent- 
fernungen von 100 bis 250 km allseitig begrüßt. Mehrere Anträge auf 
weitere Herabsetzung der Gebühren für Entfernungen unter 75 km fanden 
nicht die Mehrheit, da der davon zu erwartende Einnahmeausfall zu er- 
heblich sein würde. Einem Wunsche auf unentgeltliche telephonische Zu- 
sprechung angekommener Telegramme stellte der Staatssekretär Entgegen- 
kommen in Aussicht. 



Neuer Postvertrag der Peninsular and Oriental Steam 
Navigation Co. mit Großbritannien. 

Die britische Regierung hat am 7. August 1907 mit der P. & O. -Gesell- 
schaft einen neuen Postvertrag wegen Beförderung der Post zwischen Groß- 
britannien und Ostindien, China und Australien abgeschlossen. Das Ab- 
kommen soll vom [. Februar 1908 ab auf 7 Jahre Gültigkeit haben. Nach 
dem letzten am 31. Januar 1908 ablaufenden Vertrage, der am 25. Juli IQ04 

4* 
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In Form eines Nachtragsabkommens zu dem Vertrage vom 25. Mai 1897 
abgeschlossen worden ist, hatte sich die britische Regierung das Recht vor- 
behalten, den Vertrag bis 19 10 oder bis 1912 zu verlängern; in diesem 
Falle sollte aber die vertraglich ausbedungene Beihilfe von 340000 £' ge- 
kürzt werden, und zwar rückwirkend, so daß zu zahlen gewesen wären 
im Falle der Verlängerung des Vertrags bis 1910: für 5 Jahre 330000 t 
jährlich, bis 1912: für 7 Jahre 315000 £ jährlich. Anfangs war in Aus- 
sicht genommen, den alten Vertrag in diesem Sinne zu erneuern. Die 
P. & O. -Gesellschaft erbot sich indes, trotz beträchtlicher Ermäßigung der 
Beihilfe den Postbeförderungsdienst vom I. Februar 1908 auf 7 Jahre mit 
noch größerer Beschleunigung als gegenwärtig auszuführen. Die Annahme 
dieses Anerbietens wurde besonders von der Regierung von Britisch- 
Ostindien mit der Begründung empfohlen, daß angesichts der fortschreitenden 
Verbesserung des SchirYsbestandes bei einer im Jahre 19 1 5 erfolgenden Neu- 
ausschreibung und Vergebung des Postbeförderungsdienstes nach dem fernen 
Osten für die Postbehörde wesentlich günstigere Bedingungen als bei einer 
solchen im Jahre 19 12 zu erreichen sein wiirden. 

Der neue Vertrag bedeutet für die Postverwaltung eine beträchtliche 
Ersparais an Geld sowie Gewinn an Zeit bei der Beförderung. Wenn mau 
die beiden letzten Verträge zum Vergleiche heranzieht, so ergibt sich fol- 
gendes Bild: 



1. Geschwindigkeit in Seemeilen für die Stunde: 











zwischen Brindisi 


nach dem Vertrage von 


und 


1897 


1904 


«9°7 




14.5 


i 15.8 


16,05 




13.3 


; f 3. 8 


I4.i* 






14/A 




2. vertraglich längste Fahrtdauer in Stunden: 


zwischen Brindisi 


nach dem Vertrage von 


und 


1807 


1004 


1907 




302 


« 278 


270 




730 


712 


678 




686 


l 662 


638. 



Die Beihilfe beträgt nach dem neuen Vertrage 305 000 £ jährlich gegen 
340000 £ im Jahre 1904 und 330000 £ im Jahre 1897. Gegen dieses 
Entgelt übernimmt die P. & O. - Gesellschaft die Beförderung der Briefpost 
und der Pakete im Einzelgewichte bis zu 1 1 engl. Pfund auf folgenden 
Linien : 

a) zwischen Brindisi und Bombay über Aden, wöchentlich in jeder 
Richtung; 

b) zwischen Brindisi und Schanghai über Aden, Colombo, Penang. 
Singapore und Hongkong, alle 14 Tage in jeder Richtung; 
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c) zwischen Brindisi und Adelaide über Aden, Colombo und Fremantle, 
alle 14 Tage in jeder Richtung. 
Auf den vorgenannten Linien, die die bedeutendsten der englischen staat- 
lich unterstützten Postdampferlinien darstellen, versieht die P. & Ü. -Gesell- 
schaft bereits seit mehr als 60 Jahren den Postbeförderungsdienst. Nachdem 
die Gesellschaft unter Vertrag mit der englischen Regierung im Jahre 1837 
regelmäßige Postdampferfahrten von London nach Lissabon und Gibraltar 
eingerichtet und diese einige Jahre später bis nach Malta und Alexandrien 
ausgedehnt hatte, wurde von ihr bereits Ende 1844 ein regelmäßiger Post- 
dienst von Suez nach Ceylon, Madras, Calcutta und von Ceylon weiter 
nach Penang, Singapore, Hongkong und Schanghai unterhalten. Im Jahre 
1852 wurde eine Anschlußlinie von Singapore nach Australien eingerichtet. 
Der Postbeförderungsdienst für die Strecke Suez -Bombay wurde der 
P. & O. -Gesellschaft erst im Jahre 1854 übertragen, bis zu welchem Jahre 
die Ostindische Compagnie den Dienst versah. Von diesem Zeitpunkt ab 
hat die Gesellschaft im Laufe der Jahrzehnte eine Reihe von Postverträgen 
mit der englischen Regierung abgeschlossen, in denen sie sich zu einer 
tortgesetzten Ermäßigung der Beihilfe und zu einer Erhöhung ihrer Lei- 
stungen hinsichtlich der Fahrtgeschwindigkeit verstehen mußte. Während 
die Beförderungsdauer im Jahre 1873 noch betrug 

zwischen London und Bombay 23 Tage, 

- • - Schanghai 45 

Melbourne 48 - , 

war sie nach 25 Jahren herabgesetzt 

zwischen London und Bombay auf 14 Tage, 

Schanghai - 32 

Melbourne - 31 - 

In demselben Zeiträume wurde die Beihilfe von 570000 £" auf 330000 1" 
jährlich ermäßigt. Die Flotte der P. & O. -Gesellschaft zählte im Juli 1907 
öl Ozeandampfer (einschl. 3 Neubauten) mit 407952 R.T. und 430500 Pferdc- 
kräften; an Doppelschraubendampfern waren 32 Stück vorhanden, darunter 
4 mit einem Rauminhalte von je 10000 bis 1 1 000 R.T. und mit einer 
Maschinenstärke von je 15 000 Pferdekräften. 



Optische und akustische Telegraphen der Neuzeit 
Von Dr. R. Hennig in Westend. 

Es ist bekannt, daß die optische Telegraphie, vereinzelt auch die akustische, 
bereits im klassischen Altertume bei verschiedenen Völkern eine recht hohe 
Stufe der Vollkommenheit erreicht hat. Infolgedessen konnten auch damals 
schon Nachrichten von wichtigen Ereignissen binnen kurzer Zeit in ferne 
Gegenden befördert werden , wie dies z. B. von dem Falle. Trojas be- 
richtet wird (Archiv 1883, S. 453 ff.). Bereits in der römischen Kaiserzeit 
aber ist ein langsamer Verfall des optischen Signalwesens zu verzeichnen, 
das bei den Persern, Griechen und Karthagern zur höchsten Blüte gelangt 
war. Im Mittelalter finden wir nur noch die ursprünglichste Form der 
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optischen Telegraphie, die im Kriegsfalle kurze Nachrichten, vor allem über 
Annäherung feindlicher Truppen, durch nächtliche Feuerzeichen verbreitete, 
bei einzelnen Völkern im Gebrauche, z. B. bei den Byzantinern, Schweizern. 
Schotten usw., ferner in Frankreich ein aus Cäsars Zeit stammendes akusti- 
sches Telegraphierverfahren, mit dessen Hilfe man durch eine lange Kette 
von Rufposten hindurch wichtige Meldungen mit großer Geschwindigkeit 
in weit entfernte Teile des Landes gelangen lassen konnte. 

Gegenüber den Kenntnissen des Altertums aber sind Fortschritte in der 
Kunst des Signalwesens bis ins siebzehnte Jahrhundert hinein nicht zu ver- 
zeichnen. Die scheinbaren Neuerungen, welche die beginnende Neuzeit 
auf dem Gebiete der Telegraphie hervorbrachte, hatten fast durchweg den 
gesunden Boden nüchterner Wirklichkeit verlassen; man träumte von geheim- 
nisvollen Naturkräften und Zauberkünsten, auch von allerhand staunenswerten 
technischen Leistungen, z. B. von Telegraphen, die auf der »Sympathie« 
zweier Magnetnadeln beruhten, usw. 

Auch das Gebiet der optischen Telegraphie blieb von solchen »Erfindungen« 
nicht ganz verschont. Hierher gehört z. B. ein Vorschlag des Giambettista 
della Porta, der sich in seiner berühmten »Magia naturalis« (Buch 17. 
Kap. 17) und ebenso in seiner »Philosophia occulta« (Buch I, Kap. I) 
findet. In der »Magia naturalis«, deren erste, verloren gegangene Aus- 
gabe (Neapel 1553) Porta im Alter von erst 15 Jahren veröffentlichte, heißt 
es an der angegebenen Stelle: 

»Wir haben dies gesagt und vermerken es, um dieses Kunststück 
bei großen und wunderbaren Vorkommnissen anzuwenden, besonders 
um mit Hilfe eines Hohlspiegels Buchstaben in den Mond zu schreiben 
(literas disco Lunae insefibendo). Denn die Nachrichten, die wir in der 
geschilderten Weise mit einem solchen Spiegel aufgeschrieben haben, 
können wir auf die weiteste Entfernung entsenden, und da wir dies ja, 
wie gesagt, auf unendliche Entfernungen tun können, wird eine Nach- 
richt mit Leichtigkeit (!) bis zum Monde geschickt.« 
Über eine ähnliche phantastische Telegraphierweise, zu der Spiegel. 
Magnete und Mond gehörten, und deren Beschreibung lebhaft an unsere 
neuzeitlichen Heliographen oder besser Selenographen erinnert, wurde im 
Archiv 1884, S. 317, nach des Grafen Khevenhüller »Annales Ferdinandei« 
berichtet. 

Um so interessanter ist es, daß sich unter allen den gärenden neuen Ideen 
des sechzehnten Jahrhunderts, die noch zu unfertig und schattenhaft waren, 
um feste Gestalt gewinnen zu können, auch ein brauchbarer Vorschlag zu 
einem akustischen Telegraphen findet, der später im achtzehnten und neun- 
zehnten Jahrhundert noch mehrfach unvermittelt auftauchte, ohne jedoch 
jemals zu einer praktischen Verwirklichung zu gelangen. Auch dieser Vor- 
schlag rührt von Giambettista della Porta her und ist in seiner »Magia 
naturalis« im 12. Kapitel des 16. Buches enthalten, das die eigenartige und 
neuzeitlich anmutende Überschrift führt: »Quomodo longe loqui possit«. 
Hierin heißt es. nachdem vorher von den Flüstergalerien die Rede gewesen ist : 
»Aber sicherer und deutlicher können wir einem Freunde durch 
eine Röhre jede Nachricht zugehen lassen, Die Röhre muß aus Ton. 
besser noch aus Blei oder aus irgend einem anderen Stoffe hergestellt 
und gut verschlossen sein, damit nicht die Stimme auf die weite 
Entfernung zu schwach werde. Was man dann auch ins eine Ende 
hineinspricht, die Stimme wird unverfälscht und klar, wie sie aus dem 
Munde des Sprechenden kommt, zu den Ohren des anderen dringen. 
Es scheint mir unzweifelhaft, daß dies auf mehrere tausend Schritt 
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möglich sein muß. Die Stimme wird unverzerrt und ungeschwächt 
über eine sehr große Entfernung hinweggetragen. Ich selbst habe 
den Versuch auf 200 Schritt angestellt, da ich keine Möglichkeit zu 
anderen Versuchen hatte, und dabei werden die Worte so klar und 
deutlich gehört, wie sie aus dem Munde des Sprechers herauskamen.« 
Erst im siebzehnten Jahrhundert machte jedoch die Telegraphie wirk- 
liche, wenn auch noch geringe Fortschritte. 1641 erdachte Joachim 
Fort i us für den Bischof Wilkins ein Telegraphensystem, das auf dem 
Frscheinen und Wiederversch winden einer Fackel beruhte. 1661 erwähnte 
im »Century of inventions« der Marquis of Worcester (ohne Beschreibung) 
ein optisches Telegraphensystem, und Dr. Robert Hooke erläuterte dann 
1684 vor der »Royal Society« die Einrichtung der von ihm erfundenen 
ersten telegraphischen Maschine. 

Besser durchgebildet war ein eigenartiges System, das der Franzose 
(iuillaume Amontons ums Jahr 1690 erdachte, und das er u.a. auch 
dem damaligen Dauphin im Jardin du Luxembourg zu Paris vorführen 
durfte. Es findet sich beschrieben in einem Briefe Fenelons an den Sekretär 
des damaligen Polenkönigs Johann Sobieski: 

»Monseigneur hat mir erzählt, daß er sich in Meudon befand und 
von dort ein Geheimschreiben zur Mühle von Bellerville und von da 
nach Paris schickte. Die Antwort wurde ihm durch Zeichen gegeben, 
die man in einem Flügel der Mühle aufpflanzte und in Meudon durch 
ein Fernrohr ablas. Diese Zeichen waren Buchstaben des Alphabets, 
die nacheinander in dem Zeitmaße sichtbar wurden, in dem die Mühle 
sich langsam bewegte. Sobald ein Buchstabe erschien, schrieben ihn 
die Beobachter in Meudon auf eine Tafel. Der Erfinder betonte, daß 
man bei stetiger Vergrößerung der Entfernung zwischen Signalen und 
Feuerschein in kurzer Zeit und mit wenig Kosten eine Nachricht von 
Paris nach Rom senden könne; doch Sie werden mir, glaube ich. 
zugeben , daß diese Erfindung mehr eine Merkwürdigkeit als ein 
praktisch brauchbares Verkehrsmittel ist.« 
Dieses schiefe Urteil scheint damals allgemein üblich gewesen zu sein ; 
denn niemand machte sich daran, den unterhaltenden Versuch praktisch 
zu verwerten, und Amontons gab schließlich entmutigt die weiteren Be- 
mühungen zur Einführung seiner Erfindung auf. 

Noch einmal wurde unter der Regierung Ludwigs XIV. ein optisches 
System ausgearbeitet, und zwar 1702 von dem Marinekommissar Marcel 
in Arles, der in einer Denkschrift an den König behauptete, ein System 
erfunden zu haben, mit dessen Hilfe man bei Tage wie bei Nacht unver- 
abredete Botschaft auf 2 Meilen Entfernung in derselben Zeit übermitteln 
könne, in der man sie niederschreiben würde. Er hatte in Arles, wie er 
schrieb, vortrefflich gelungene Versuche mit seiner Erfindung gemacht. Seinen 
Apparat sandte er nebst einer Beschreibung an den Minister des Königs. 
Beides aber verschwand spurlos unterwegs, und man hat nie erfahren, 
worin die Erfindung Marcels bestand. 

Lange Zeit unterblieben nun alle weiteren Versuche auf diesem Gebiete 
bis zur Herstellung einer optischen Telegraphenlinie, die Edgeworth 1763 zu 
seinem eigenen Gebrauche zwischen London und Newmarket ausführen ließ. 

Das von A m o ntons vorgeschlagene System wurde 1778 von Charles- 
Frangois Dupuis in Menilmontant verbessert, der 1788 eine Signal Ver- 
bindung mit dem einige Kilometer entfernten Bagneux herstellte und mit 
einem dort ansässigen Monsieur Fortin Jahre hindurch ständig Nachrichten 
austauschte, bis ihm diese Tätigkeit beim Beginn der Schreckenszeit 1792 
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wohl zu gefährlich, vielleicht auch im Hinblick auf die gleichzeitigen ersten 
Erfolge Claude Chappes überflüssig erschien, worauf er den telegra- 
phischen Verkehr einstellte. 

Ein Zisterziensermönch Dom Gauthey oder Dom Gualtier erfand in 
den Jahren 1781 und 1782 zwei weitere Telcgraphensysteme, ein optisches 
und ein akustisches. Das erste unterbreitete er der Pariser Akademie der 
Wissenschaften, und diese betraute den berühmten Condorcet mit einem 
Berichte darüber, der auch unter dem I. Juni 1782 erstattet und am 15. Juni 
verlesen wurde und sehr günstig lautete. Das Gutachten besitzen wir; über 
das System selbst aber ist nichts bekannt, vermutlich war es nur eine Um- 
gestaltung und Verbesserung des Dupuisschen. Die Beschreibung soll bis 
auf den heutigen Tag versiegelt und unveröffentlicht bei den Akten der 
Akademie liegen. Wohl aber sind wir über das zweite System Dom 
Gautheys, das akustische, unterrichtet, das 1782 vom Erfinder selbst 
mehrfach öffentlich vorgeführt wurde. Es handelte sich dabei um eine 
Neubelebung und Erweiterung des alten Portaschen Vorschlags, die starke 
Schallfortpflanzung in eisernen Röhren zur Zeichcngcbung zu benutzen, 
wobei mit Hilfe von Hammerschlägen gegen die Röhre verabredete Signale, 
die zu einem vollständigen Alphabet ausgearbeitet werden konnten, über- 
mittelt werden sollten. *In ähnlicher Form tauchte der gleiche Gedanke 
unter wechselnden Namen (»Logophor« 1833, »Telephon« 1838) auch in der 
Folge noch ein paar Mal unabhängig auf, ohne aber jemals praktische Be- 
deutung zu erlangen. 

In den Jahren 1784 bis 1788 schlug dann ein Deutscher, Professor 
Bcrgst rasser in Hanau, in einer größeren Reihe von Veröffentlichungen 
ein System vor, das er Sinthematographie nannte. Er wollte alle nur denk- 
baren optischen und akustischen Mittel zur Meldung von militärischen 
Nachrichten im Kriegsfalle benutzen. Feuer- und Rauchsignale, Lichtsignale 
auf Wolken, Glockentöne, Pulverexplosionen, Trompeten- und Trommel - 
signale, musikalische Phrasen, Uhrzeigerstellungen. P'laggen und alle mög- 
lichen anderen Hilfsmittel: ja, sonderbarerweise ließ er selbst des Porta 
wunderlichen Gedanken, Zeichen in den Mond zu werfen, wieder aufleben. 
Er stellte auch 1787 in Cassel Versuche an. Die einzige praktische An- 
wendung des Systems scheint 1788 in Holland vom Baron Buchenröder 
versucht worden zu sein, wie dieser in seiner 1795 zu Hanau veröffentlichten 
»Signalkunst« berichtet. 

Andere optische Telegraphensysteme wurden 1794 von Achard in 
Berlin, Pleuninger in Hamburg, Buria in Berlin und Böckmann in 
Karlsruhe, 1795 von Wolke in Petersburg und Prof. Fischer erfunden. 

Um das Jahr 1790 erfolgte dann bekanntlich ein plötzlicher, groß- 
artiger Aufschwung des optischen Signalwesens, das zunächst in Frank- 
reich, bald aber auch in zahlreichen anderen Kulturstaaten mit einem Schlage 
zu einem Verkehrsfaktor ersten Ranges wurde. Das Hauptverdienst an 
dieser hochbedeutsamen Wandlung der Dinge kommt ausschließlich dem 
Franzosen Claude Chappe zu. 

Den äußeren Anlaß zu der folgenreichen Erfindung dürfte ein Zufall 
militärischer Natur gegeben haben, der sich 1783 in den Gewässern der 
Ionischen Inseln zutrug und den Franzosen den hohen Nutzen der 
optischen Signale aufs deutlichste vor Augen führte. Im Februar des 
genannten Jahres wurde nämlich der französische Schiffskapitän de Courre- 
j olles bei den Ionischen Inseln durch ein englisches Geschwader unter 
dem Befehle des Admirals Hood eingeschlossen. Er errichtete nunmehr 
auf dem höchsten Berge der ihm zugänglichen Küste einen optischen Tele- 
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graphen. der alle Bewegungen des Feindes überwachte und meldete, und 
dessen Hotschaften es schließlich dem tapferen Kapitän ermöglichten . eine 
Division vom Geschwader Nelsons zu überrennen und die Inseln zu er- 
obern Auf Grund dieses bedeutsamen Erfolges machte Courrcjolles 
dem Kriegsminister den Vorschlag, alle Truppenbewegungen im Felde mit 
Hille von günstig gelegenen optischen Telegraphenstationen zu leiten. 
Diese Anregung wurde zwar nicht befolgt, aber die Cour rcjol 1 esschen Er 
fahrungen mögen Cl a u d e Ch a p pe angeregt haben, die Frage der optischen 
Telegraphie zu studieren und diese schließlich seinem Vaterlande in höchst 
segensreicher Weise zunutze zu machen. 

Chappe dachte ursprünglich auch an die Verwendung der Elektrizität 
zu telegraphischen Zwecken, entschied sich dann jedoch für die ihm vor- 
teilhafter dünkenden optischen Zeichen. Am 2. März 1791 führte er den 
Bewohnern der 15 km voneinander entfernten Orte Farce und Houlon im 
Departement Sarthe zum ersten Male einen optischen Telegraphen vor. der 
freilich von seinem später benutzten Systeme noch stark abwich. Über 
die weitere Entwicklung und Verbreitung des Chappe sehen Telegraphen 
vgl. auch Archiv 1888. S. 225 ff. 

Durch Beschluß des Konvents vom 7. Thermidor des Jahres I (26. Juli 
1703) erhielt Chappe den Auftrag, nach seinem Systeme die erste Tele- 
graphenlinie zwischen Faris und Lille auf eine Entfernung von 60 Weg- 
stunden unter Benutzung von 20 Zwischenstationen anzulegen. Diese Linie 
wurde 1794 fertiggestellt; sie erlaubte, ein Zeichen von Faris nach Lille 
l'innen 2 Minuten zu übertragen, was für die damalige Zeit natürlich eine 
großartige Leistung war. 

Napoleon F. der die hohe Bedeutung des sich rasch weiter aus- 
dehnenden Telegraphenwesens vollauf würdigte, wandte seiner Ausge- 
staltung die größte Aufmerksamkeit zu und bediente sich selbst sehr 
häufig des Telegraphen. Im April 1809 z. B. waren sein überraschendes 
Erscheinen in Dillingen , wo er mit dem soeben vertriebenen Könige 
Maximilian I. von Bayern zu dessen höchstem Erstaunen zusammenkam, 
und seine großartigen kriegerischen Erfolge vor Regensburg hauptsächlich 
dem Umstände zuzuschreiben, daß ihm der unvermutete Innübergang der 
Österreicher bei Braunau (9. April) durch den französischen Telegraphen 
über Straßburg wider Erwarten schon binnen drei Tagen nach Faris ge- 
meldet werden konnte, worauf er sofort nach dem Kriegsschauplatz ab- 
reiste, um hier mit einem frisch geschaffenen Heere in fünftägigen sieg- 
reichen Kämpfen die an Zahl überlegenen Österreicher zurückzuwerfen. Be- 
kannt ist, daß auch der Befehl zur Hinrichtung Andreas Hofers durch 
den optischen Telegraphen nach Mantua übermittelt wurde. Ja, als 
Napoleon sich 1804 und 1805 mit dem Flane eines Einfalls in England trug, 
beauftragte er bereits einen jüngeren Bruder Claude Chappes, Abraham 
Chappe, ein System auszuarbeiten, mit dem man von Frankreich nach 
England optische Zeichen übermitteln könne. Wie hoch Napoleon mit 
Recht den Chappeschen Telegraphen schätzte, geht ferner daraus hervor, 
daß er auch im russischen Feldzuge diese Apparate mitführen und an 
geeigneten Punkten Stationen anlegen ließ (vgl. Jean Chappe. »Histoire 
de la Telegraphie«. Paris 1824). 

In Deutschland fanden die Erfolge Chappes zunächst nur vereinzelt 
Beachtung. Die Anfänge des optischen Telegraphen fallen zwar in Deutsch- 
land, ebenso wie in Frankreich, in das Jahr 1794. Das erste Telegramm 
auf deutschem Boden wurde am 22. November 1794 durch den schon ge- 
nannten Mechaniker Böckmann aus einer Entfernung von 1 '/ 2 Stunden 
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nach Karlsruhe ühermittelt; es enthielt einen gereimten Glückwunsch zum 
Geburtstage des Markgrafen Karl Friedrich von Baden (Archiv 1890, 
S. 251). Uber die gleichzeitigen, vergeblich gebliebenen Bemühungen einiger 
Hamburger Bürger zur Schaffung eines optischen Telegraphen und über 
die älteste, auf deutschem, damals französischem Boden ausgeführte Tele- 
graphenlinie (Metz- Mainz 1813) finden sich Mitteilungen im Archiv 1901. 
S. 731 ff. 

Die deutschen Regierungen machten sich das neue Verkehrsmittel 
damals und auch noch wesentlich spater (bis 1832) unbegreiflicherweise 
nicht zunutze, obwohl die ungemein hohe Bedeutung des Telegraphen für 
den Schnellverkehr nach zwanzigjähriger Erprobung bereits klar vor Augen 
lag. Dieses Zaudern der deutschen Staaten einschließlich Österreichs erscheint 
heute ganz unbegreiflich und ist es um so mehr, wenn man erfährt, daß 
sich ein so mächtiger Mann wie der Fürst Metternich von der Wichtigkeit 
einer telegraphischen Verständigung, wenn auch denkbar einfachster Form. 
181 3 selbst überzeugt hatte. In Metternichs nachgelassenen Papieren, die 
1897 in Pfisters »Aus dem Lager des Rheinbundes« veröffentlicht wurden, 
findet sich nämlich (vgl. Pnster, S. 312) die nachfolgende eigenartige und 
höchst bemerkenswerte Stelle: 

»Den Paß des französischen Gesandten und das Kriegsmanifest des 
Kaisers ließ ich mit dem Schlage der Mitternachtsstunde des 10. zum 
11. August 1813 vom Stapel laufen, dann die von Prag bis an 
die schlesische Grenze bereit gehaltenen Feuerzeichen an- 
zünden.« 

In vielen anderen Ländern ahmte man das von den Franzosen gegebene 
Beispiel ungleich rascher nach, so in Dänemark, Schweden, Spanien usw. 
Selbst in Asien und in Afrika entstanden ständige Telcgraphenlinien früher 
als in Deutschland (Calcutta-Chunard und Alexandria-Kairo in den zwanziger 
Jahren). In England unterbreitete Lord George Murray schon 1795 der 
britischen Admiralität ein von ihm erdachtes, dem Chappeschen nachge- 
bildetes Telegraphensystem (vgl. Archiv 1888, S. 227 und 621), das bis 18 16 
im Gebrauche blieb. Das System war bei weitem nicht so gut wie das der 
Franzosen — konnte man doch z. B. nur 64 verschiedene Zeichen damit 
übermitteln — , aber es wurde von den Engländern trotzdem dem Chappe 
sehen vorgezogen, weil es (wenigstens scheinbar, tatsächlich beruhte es nur 
auf einer Umbildung des Systems von Chappe,) eine britische Erfindung war. 

Die optischen Telegraphensysteme schössen nach den ersten Erfolgen 
der Gebrüder Chappe wie Pilze nach dem Regen hervor, doch hat nur 
ein kleiner Bruchted eine praktische Bedeutung erlangt. Als erster trat 
1794 der schon erwähnte Richard Low eil Edgeworth nach dreißig- 
jährigen Vorversuchen mit seinem »Tellograph« (Telelograph) hervor, der 
die verschiedenen Stellungen von dreieckigen Gebilden an Masten zu Signal- 
zwecken ausnutzte. 1795 wurden weitere Systeme bekannt von John 
Garnet, der einen auf einem Buchstabenkreise umlaufenden Zeiger ange- 
wendet wissen wollte, und von J. Gamble, der in einer Schrift »Essay 
on the different modes of communication by Signals« sein System empfahl 
und den gleichzeitig auftauchenden elektrischen Telegraphen jeden prak- 
tischen Wert absprach. 1798 errichtete Gaspard Monge auf den Tuilerien 
einen optischen Telegraphen, über dessen Ausführung jedoch nichts bekannt 
ist. 1800 nahm Jonathan Grout j r. in Belchertown (Mass.) das erste 
amerikanische Patent auf einen optischen Telegraphen. Weitere Systeme 
wurden in den ersten Jahren des neunzehnten Jahrhunderts in rascher Folge 
u. a. erfunden von Henry Ward, John Macdonald, Charles 
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Le Hardy, Alexander Law, Knight Spencer (Anthropo- Telegraph), 
Charles William Paslev und dem Marine-Leutnant Sprath, Letzter 
erfand ein System, mit Hilfe eines einfachen Taschentuchs Nachrichten zu 
übermitteln, und wenn auch seine Erfindung nur vorübergehend Bedeutung 
erlangte, so leistete sie doch z. B. unmittelbar vor der Schlacht von Trafalgar 
gute Dienste*). Im Gegensatze zu den genannten Systemen, die nicht 
zu größerer Bedeutung gelangten, gewann ein Semaphorcnsystem , das der 
britische Vizeadmiral Sir Home Riggs Popham im Jahre 1816 erfand, 
und das sich durch seine Einfachheit (zwei Arme an einem Mäste) empfahl, 
große Verbreitung. Obwohl man nur 48 verschiedene Zeichen damit über- 
mitteln konnte, verdrängte Pophams Telegraph doch das in England bis 
dahin übliche System Lord Murrays. 

Immerhin war das wolkige und nebelreiche Klima Englands der Ent- 
wicklung des optischen Telegraphen nicht günstig. Es ist bezeichnend, 
daß sich 1834 in ganz England nur noch eine optische Telcgraphenlinie 
in ständigem Gebrauche befand, und zwar auf der 156 englische Meilen 
langen Strecke Liverpool-Holvhcad. Die für optische Signale wenig ge- 
eignete Witterung Englands war wohl auch die Hauptursache, daß man 
sich in diesem Lande mit so bemerkenswertem Eifer dem elektrischen Tele- 
graphen zuwandte, nachdem in England selbst die ersten praktisch brauch- 
baren Apparate hergestellt worden waren. 

Ihre weitaus größte Verbreitung und Bedeutung behielten die optischen 
Telegraphen dauernd in Frankreich. Obwohl ein von Ferrier im Jahre 
1832 angeregter Plan, ein im größten Maßstabe angelegtes Netz von 
optischen Telegraphen über das ganze Land zu verbreiten, verworfen 
worden war, gab es in Frankreich doch zur Zeit, als die ersten elektrischen 
Telegraphen im Lande auftauchten (1844) nicht weniger als 5000 km Linien 
mit 534 ständigen Stationen für optische Telegraphie, die 29 großen 
Städten einen regelmäßigen telegraphischen Schnellverkehr mit Paris er- 
möglichten. 

Von den deutschen Staaten hatte zuerst Preußen die Wichtigkeit des 
Telegraphen erkannt und sich im Jahre 1832 zur Einrichtung der optischen 
Telcgraphenlinie von Berlin nach Coblenz entschlossen. Uber die Anlage 
und den Betrieb dieser Linie hat das Archiv 1888 (S. 225 ff.) ausführliche 
Mitteilungen gebracht. Indes war der optischen Telegraphie auf deutschem 
Boden nur ein kurzes Leben beschieden, denn bereits hatte der elektro- 
magnetische Telegraph, der nach 10 bis 15 Jahren allgemein zur Allein- 
herrschaft gelangte, die ersten Erfolge erzielt. 

Zu jener Zeit tauchten auch noch Vorschläge für akustische Tele- 
graphen auf, zum Teil solche von sehr merkwürdiger Art; praktische 
Bedeutung erlangte keines dieser Systeme. Das bemerkenswerteste von 
ihnen stammte von dem Franzosen Sudre her, der 1828, besonders 



•) In der Nacht vor der Schlacht spielten in Nelsons Flotte sowohl die optischen 
wie die akustischen Signale eine ungemein bedeutsame Rolle. In dem Aufklärungs- 
hefehle Nelsons vom 20. Oktober 1805 hieß es: 

»Wenn der Feind südwärts steuert oder auf die Straße von Gibraltar zu- 
hält, sind zwei Blaulichter abzubrennen, und zwar sollen diese des besseren 
Leuchtens wegen nebeneinander gehalten werden. Steuert der Feind einen 
wesüichen Kurs, so werden alle Stunden drei Kanonenschüsse in kurzen 
Zwischenräumen abgefeuert.« 
Das pünktliche Abbrennen der Blaulichter ermöglichte es dem britischen Seehelden, 
Jer spanisch -französischen Flotte, die durch die unverstandlichen feindlichen Signale 
erschreckt wurde, den Weg nach Gibraltar abzuschneiden. 
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für militärische und Marinezwecke, vorschlug, aus den sieben Tönen der 
Tonleiter ein Alphabet zusammenzustellen, das mit Hilfe von Trompeten 
in große Fernen sollte »telegraphiert« werden können. Sudre nannte sein 
System, das amtlich mehrfach erprobt und sehr günstig beurteilt wurde, 
»Telephoniuma. — Diese Wortbildung scheint hier zum ersten Male benutzt 
worden zu sein. (VVheatstone wandte 1832, Romershausen 1838 den Aus- 
druck »Telephon« für das von ihm erfundene System akustischer Zeichen- 
übertragung ebenfalls an.) 

Doch auch nachdem der elektrische Telegraph Hingang gefunden hatte, 
sind optische und akustische Zeichen ein wichtiges und für viele Fälle uner- 
setzbares Verständigungsmittel geblieben. In den meisten Kriegen des letzten 
halben Jahrhunderts haben die optischen Telegraphen mannigfache Verwendung 
gefunden, so im Krimkrieg, im amerikanischen Sezessionskriege, wo be- 
sonders zwischen Land und Schiften durch Blickfeuer Zeichen ausgetauscht 
wurden, in den Feldzügen der Österreicher 185t) vor Mantua und Verona 
und 1878 in umfangreichem Maße in Bosnien. Heliographensysteme der 
verschiedensten Art und die seit alter Zeit gebräuchlichen Raketenzeichen 
spielen bis auf den heutigen Tag eine große Rolle in den Pleeren der 
Völker. 1871 vermittelte im Kriege gegen die Kommune ein Heliograph 
den Verkehr zwischen dem Hauptquartier in VersaÜlcs und dem Mont 
Valerien, und anderseits wurde während der Belagerung von Paris zum 
erstenmal das elektrische Licht für optische Signale von den Wällen benutzt. 
Welche unschätzbare Bedeutung ferner dem Heliographen, insbesondere bei 
den Feldzügen in den sonnenscheinreichen Tropen, zukommt — so bei den 
Feldzügen der Engländer in Afghanistan und Indien, im Sudan und haupt- 
sächlich im Kriege gegen die Burenrepubliken (Entsatz von Ladysmith und 
Kimbcrley) — , ist sattsam bekannt. Auch die Deutschen haben sich bei der 
Ostasiatischen Expedition 1900/01 und ebenso bei der Expedition in das 
südwestafrikanischc Schutzgebiet 10,04 bis 1906 der Heliographen in aus- 
giebigster Weise mit vortrefflichem Erfolge bedient. Die Japaner haben im 
Kriege gegen Rußland sowohl die Heliographen wie auch Flaggensignale zu 
Lande und zu Wasser benutzt. 

Schließlich sei, um das Bild von der gegenwärtigen Bedeutung der 
optischen Telegraphie zu vervollständigen, noch der heutigen Bedeutung des 
Leuchtfeuerwesens, der Semaphoren im Dienste der Eisenbahn und der 
Schiffahrt sowie der Verständigung durch Signalflaggen, die besonders auf 
See sich weiter Verbreitung erfreut, kurz gedacht. Ja selbst die einfachste 
Form der alten Feuerzeichen spielt noch in unseren Kulturländern hier und 
da eine Rolle; so sollen z. B., wie Veitmeyer berichtet (»Leuchtfeuer und 
Leuchtapparate«, S. 4), auf den Shetlands- Inseln noch heute, wenn Züge 
von Delphinen sich nähern. Flammenstöße entfacht werden, um den Fischern 
der Umgegend Nachricht hiervon zu geben. Und ebenso sind heute die 
akustischen Signale, obwohl sie die ursprünglichste Form der Verständigung 
in die Ferne darstellen, noch weit verbreitet. Es sei nur erinnert an die 
Dampfpfeifen der Schifte, der Lokomotiven, der Fabriken, an die Nebel- 
hörner und Sirenen, an die Pfeifsignale und Klingelzeichen, die Stunden- 
schläge der Uhren, die Gongs, die militärischen Trompetensignale usw. 

Das Bild von der Bedeutung des optischen und akustischen Signalwesens 
in unseren Tagen wäre unvollständig, wenn nicht auch der bei einigen 
wilden Völkerschaften gebräuchlichen Telegraphen gedacht würde, die zum 
Teil ungewöhnlich sinnreich sind. Über zwei an ganz verschiedenen Stellen 
der Erde benutzte akustische Telegraphensysteme mit Hilfe großer Trommeln, 
bei den Kamerunnegern und bei den Catuquinarü- Indianern des Amazonen- 
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Stromgebiets, wurde bereits früher berichtet (Archiv 1885, S. 61. und 1899, 
S. 87). Von einem ähnlichen akustischen Telegraphen, der bei den Tukano- 
Indianern am Rio Tiquie (Amazonas-Gebiet) vorkommt, machte Dr. Th. Koch- 
Grünberg in der Berliner »Gesellschaft für Erdkunde« am 2. Dezember 1905 
Mitteilung (vgl. die »Zeitschrift d. Ges. f. Erdk.« 1906, S. 98). Derartige 
Erfindungen durchaus einheimischen Ursprungs wird man vermutlich noch 
mannigfach auf Erden finden können. Daß auch bei den sogenannten 
wilden Völkern hier und da optische Telegraphen gebräuchlich sind, die 
den altgriechischen an geistreicher Durchbildung sehr nahe stehen, geht 
besonders deutlich hervor aus einem 1798 zu Paris in zweiter Auflage 
erschienenen Reisewerke Francois Levaillants »Voyage dans l'interieur 
de l'Afrique par le Cap de Bonne-Esperance pendant 1780 — 1783«, worin 
es von dem Eingeborenenstamme der Huswamas u. a. heißt: 

»Keine dieser Völkerschaften hat es in der Feuersignalkunst so weit 
gebracht, wie die Huswamas, denn keine andere ist so notwendig darauf 
angewiesen, diese Kunst sich anzueignen und zu vervollkommnen. Haben 
sie eine Niederlage oder einen Sieg, die Ankunft an einem Orte oder einen 
Aufbruch, eine glückliche Streiferei oder Verlangen nach Verstärkung, mit 
einem Worte irgend eine Nachricht anzukündigen, so tun sie es ohne Ver- 
zug, teils durch die Anzahl, teils durch die verschiedene Stellung ihrer 
Feuer . . . Ich weiß nicht näher, worin diese so klug erfundene Sprache 
besteht; so viel aber ist mir erinnerlich, daß drei Feuer, die je zwanzig 
Schritt voneinander angezündet sind, so daß sie ein gleichseitiges Dreieck 
bilden, den zerstreuten Haufen sagen, daß sie sich zusammenziehen sollen.« 

Ein starker Nebenbuhler ist sowohl dem optischen Telegraphen wie dem 
akustischen Signalwesen, die in unserer Zeit für den Verkehr von Schiffen 
untereinander oder zwischen Schiffen und Land ihre größte Bedeutung 
hatten, neuerdings in der drahtlosen Telegraphie erwachsen, die jene unvoll- 
kommeneren Verfahren der Zeichengcbung in vielen Fällen verdrängen 
wird. Dennoch wird, trotz aller Fortschritte der elektrischen Telegraphie 
in ihren einzelnen Systemen, der optische wie der akustische Telegraph auch 
weiterhin Gelegenheit genug haben, eine wichtige Rolle im menschlichen 
Verkehrswesen zu spielen, und wir werden sie kaum jemals völlig ent- 
behren können. 

Die Zeitdauer zwischen dem ersten Aufkommen der optischen Telegraphie 
und ihrer Wiederverdrängung durch die elektrische Telegraphie war eine 
allzu kurze, als daß man sich ein rechtes Bild von der kulturgeschichtlichen 
Bedeutung machen könnte, zu der sie sich bei längerer Entwicklung und 
Lebensdauer und unter günstigeren äußeren Umständen vielleicht hätte empor- 
schwingen können. Ein Verkehrszweig von Bedeutung ist sie nur allen- 
falls zeitweilig in Frankreich unter der Napoleonischen Herrschaft gewesen, 
sonst aber sind die Spuren kaum noch sichtbar, die sie auf der Bahn der 
Kulturcntwicklung der Menschheit hinterlassen hat. So großartig die Ver- 
besserung war. die das Verkehrswesen mit der Einführung der optischen 
Telegraphie erfuhr, der Ruhm dieses technischen Fortschritts ist verblaßt 
vor den weit gewaltigeren Leistungen der elektrischen Telegraphie. 



Digitized by Google 



54 



Nord chinesische Eisenbahnen. 



Nordchinesische Eisenbahnen. 

Am I.Oktober 1906 hat sich ein für die Verkehrsentwicklung Chinas 
wichtiges Ereignis vollzogen. Die erste Eisenbahn in China, die von 
chinesischen Ingenieuren entworfen worden ist und von solchen aus- 
schließlich mit chinesischem Kapitale gebaut wird, ist auf der Teil- 
strecke von Peking, oder genauer Fengtai nach Nankou an der 
großen Mauer eröffnet worden. 

Wie die »österreichische Monatsschrift für den Orient« in ihrer Nr. 9 
von 1907, der wir diese Mitteilung entnehmen, berichtet, soll die ge- 
plante Eisenbahn in einer Länge von 130 englischen Meilen oder 200 km 
die Hauptstadt des chinesischen Reichs mit der wichtigen Handelsstadt 
Kaigan in der Mongolei verbinden und so den großen Handelsverkehr 
zwischen der Mongolei , der Provinz Kansu und dem ganzen Becken des 
oberen Jangtseflusses sowie dem nordchinesischen Meere vermitteln. 

Kaigan ist im Schnittpunkt aller wichtigen Handelsstraßen gelegen, von 
denen die Mongolei durchzogen wird, und bildet selbst den bedeutendsten 
Handelsplatz dieses großen Gebiets. Unter den Erzeugnissen der Mongolei 
nehmen Schafwolle, Ziegen- und Kamelhaar, ferner Schaf- und Ziegen- 
decken sowie Felle und Roßhaare den ersten Platz ein. Der größte Teil 
der in Tientsin zur Ausfuhr kommenden Erzeugnisse dieser Art stammt 
aus der Mongolei oder gelangt über die Mongolei und Kaigan durch Kara- 
• wanen nach Tientsin. Man hat berechnet, daß jetzt 10000 Kamele und 
Maultiere täglich zur Beförderung der Waren zwischen Kaigan und Tientsin 
verwendet werden. Die ganze YVarenmenge, die gegenwärtig durch Kara- 
wanen nach Peking gebracht wird , dürfte später durch die Eisenbahn be- 
fördert werden und weit schneller, besonders aber auch viel billiger ihren 
Bestimmungsort erreichen. Jetzt reist man zu Pferde in 5 Tagen von 
Peking nach Kaigan; Waren brauchen für diese Strecke mindestens 8 bis 
IO Tage, während mittels der Eisenbahn eine Entfernung von 500 km selbst 
bei mäßiger Geschwindigkeit in ungefähr 8 Stunden zurückgelegt werden 
kann. 

Unter den Waren, die von der Küste und von Peking nach Kaigan 
und der Mongolei gebracht werden, steht an erster Stelle Tee, der den 
Landweg nach Rußland nimmt. 

Die ganze, von Fengtai — einem Orte in der Nähe von Peking, an 
der Bahn von Tientsin nach Peking — ausgehende Bahn nach Kaigan soll 
in vier Jahren vollendet werden; sie zerfällt in drei Abschnitte: I. Von 
Fengtai nach Nankou; 2. von Nankou über die Gebirgskette nach Tschaotao- 
tscheng und 3. von Tschaotaotscheng nach Kaigan. Der erste Abschnitt ist. 
wie erwähnt, bereits eröffnet worden; den zweiten wird man vielleicht noch 
im Jahre 1908 dem Verkehr übergeben können. Die auf 7300000 Tacls 
veranschlagten Gesamtkosten sollen teils durch die aus den Jahren 1904 und 
1905 stammenden Betriebsüberschüsse der nordchinesischen Bahnen, teils durch 
besondere jährliche Beiträge dieser Bahnen gedeckt werden. 

Über ein weiteres, von der chinesischen Regierung geplantes großes 
Yerkehrsunternehmen wird aus Tientsin berichtet. Danach soll der Bau 
einer Eisenbahn von Hsinmingtun nach Tsitsikar mit einer Verlänge- 
rung nach dem Amur bis nach Aigun grundsätzlich beschlossen sein. 
Diese Eisenbahn würde mit der bereits bestehenden mandschurischen Eisen- 
bahn, im Frachtverkehre namentlich mit dem jetzt in japanischen Händen 
befindlichen südmandschurischen Teile, in scharfen Wettbewerb treten, den 
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Personenverkehr nach Nord-, Mittel- und auch Südchina von Wladiwostok 
ablenken und den nordchinesischen Häfen Niut schwang und Tientsin. 
besonders aber dem' das ganze Jahr hindurch für den Verkehr offenen 
Hafen von Tsch in wangtau zuführen. Auch die geplante Verlängerung 
der Bahn über Tsitsikar hinaus bis an den mächtigen Amur, nach Aigun 
würde von großer volkswirtschaftlicher Bedeutung werden. Sie würde sich 
den nordchinesischen Eisenbahnen angliedern, so daß cm Schienenweg vom 
Amur über Tientsin und Peking bis nach H an kau am Jangtsekiang 
geschaffen wäre; die schon teilweise in der Ausführung begriffene Bahn 
Hankau -Canton würde die Verbindung mit dem äußersten Süden des 
chinesischen Reichs herstellen. 

über die geplante Linienführung und darüber, wie die auf mindestens 
6 Millionen englische Pfund zu veranschlagenden Kosten aufgebracht werden 
sollen, ist noch nichts bekannt geworden. Die Länge der Bahn von Hsin- 
mingtun über Tsitsikar nach Aigun am Amur wird, gering gerechnet, 
boo englische Meilen oder etwa iooo km betragen. 



KLEINE MITTEILUNGEN. 

Die Leistungsfähigkeit der Unterwasser-Schall Signale. Die 
Verwendung der Unterwasserglocken (vgl. Ardhiv 1007. S. 443) zur Siche- 
rung der Schiffahrt bei Nebel erfährt immer weitere Ausdehnung. Seit 
einiger Zeit hat auch die britische Admiralität eingehende Versuche mit den 
Unterwasserglocken angestellt und drei Feuerschiffe mit Gebeapparaten aus- 
gerüstet. Sie ist damit dem Vorgehen der amerikanischen, deutschen, däni- 
schen, schwedischen, belgischen und französischen Regierungsbehörden ge 
folgt. Ks besteht nunmehr die Hoffnung, daß die zahlreichen im Kanäle 
verankerten Feuerschiffe sämtlich bald mit der bewährten einfachen Erfin- 
dung ausgestattet sein werden. In Großbritannien gab es bisher nur auf 
der Mersey Unterwasserglocken, dagegen sind viele in der atlantischen 
Fahrt beschäftigte englische Dampfer mit Empfangsapparaten versehen, von 
denen sie indes in englischen Gewässern nur beim Einlaufen in die Mersey 
Gebrauch machen können. Für den Wert und die Wichtigkeit der Unter- 
wassersignale spricht auch die Tatsache, daß. wie der »Leuchtturm« be- 
richtet, im Laufe des letzten Sommers in den Vereinigten Staaten von 
Amerika alle Feuerschiffe an der pazifischen Kiiste und im Golfe von 
Mexiko mit den Signalglocken ausgerüstet worden sind. Im April und 
Mai 1907 haben auch die acht Feuerschiffe auf den großen Seen die Ein- 
richtung erhalten. Für die auf diesen Seen verkehrenden Frachtdampfer 
wurde ein Empfangsapparat von besonderer Bauart verwendet. 

Die Berichte über den Nutzen der Signaleinrichtung lauten sämtlich sehr 
günstig. Wertvolle Dienste hat die Signaleinrichtung insbesondere auch im 
nachstehend angeführten Falle geleistet. 

Der Dampfer »Kaiser Wilhelm II.« des Norddeutschen Lloyd lag kürz- 
lich vor Cherbourg im Nebel mit gestoppter Maschine, da die Einfahrt in 
den Hafen wegen der völlig unsichtigen Luft zu gefährlich schien. Der 
Dampfer, der 12 Meilen weit draußen lag, wurde von dem Tender »Will- 
kommen« erwartet. Dieser kleine Dampfer ging auf der Außenreede von 
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Cherbourg vor Anker, um, wenn möglich, mit seiner Unterwasserglockc 
dem Ozeandampfer die Richtung anzugeben und trotz des dicken Nebels 
die Einfahrt in den Hafen zu ermöglichen. Zufällig ging einer der Offiziere 
des »Kaiser Wilhelm II.« an den Empfangsapparat und hörte das Signal 
des Tenders, obgleich die Entfernung 15 Meilen betrug. Sofort wurden 
die Maschinen in Bewegung gesetzt, und der Dampfer fand mit alleiniger 
Hilfe der Glockensignale die Einfahrt in den Hafen. 

Der Seekanal zwischen der Chesapeake-Bai und der Dela- 
ware-Bai. Außer dem Kap- Cod- Kanal, über den wir kürzlich berichtet 
haben (Archiv 1007, S. 688/689), wird gegenwärtig an der Ostküste von 
Nordamerika noch ein weiteres Kanalunternehmen vorbereitet, das den erst- 
genannten Kanal voraussichtlich noch an Bedeutung übertreffen wird. Es 
handelt sich um die Herstellung eines Seekanals von der Chesapeake-Bai 
zur Delaware - Bai. An der Wurzel der ungefähr 300 km langen Halbinsel, 
die sich von den Mundungen des Susquehanna- und des Delaware - Flusses 
zwischen den genannten beiden Meerbusen nach Süden hin erstreckt, soll 
ein breiter, offener und auch für größere Schiffsfahrzeuge benutzbarer 
Wasserweg hergestellt werden. Der an dieser Stelle vorhandene alte Kanal, 
der in den Jahren von 1824 bis 1829 mit einem Kostenaufwands von 
9450000 Mark durch eine von den anliegenden Staaten unterstützte Gesell- 
schaft erbaut worden und 21,8 km lang ist, hat nur eine Wassertiefe von 
^ in, eine Sohlenbreite von 10,8 m und eine Wasserspiegelbreitc von 19,8 m. 
Er ist also nur Schiffen von ganz geringen Abmessungen zugänglich. 
Für den eigentlichen Seeverkehr kommt er nicht in Betracht. Immerhin 
sind aber auf ihm in den letzten Jahren durchschnittlich 650000 bis 
#50 000 t Güter befördert worden. Der Reinertrag des Kanals hat im 
Jahre 1906 477 000 Mark betragen. Der alte Kanal besitzt drei Schleusen, 
die ursprünglich 30 m lang und 6,6 m weit waren, in der Mitte der 
fünfziger Jahre des vorigen Jahrhunderts aber auf 66 m Länge und 7,2 m 
Breite vergrößert wurden. 

Die Bestrebungen nach Herstellung eines größeren Kanals sind schon 
seit mehreren Jahrzehnten im Gange. Neben dem auf Verbreiterung des 
alten Kanals abzielenden Plane sind nicht weniger als sieben weitere 
Pläne zur Durchstechung der Halbinsel unter Einhaltung anderer Linien 
aufgetaucht und untersucht worden. Die neuerdings von dem Präsidenten 
der Vereinigten Staaten von Amerika berufene Kommission zur Prüfung 
der verschiedenen Vorschläge hat sich aber nunmehr für den zuerst ge- 
nannten Plan, also für Verbreiterung des alten Kanals unter Beibehaltung 
seiner bisherigen Linie, ausgesprochen. 

Der neue Kanal soll für Rechnung des Staates erbaut werden und eine 
Wassertiefe von 10,60 m bei mittlerem Niedrigwasser und eine Sohlenbreite 
von 45 m in voller Tiefe erhalten, die in den Krümmungen bis auf 105 m 
erweitert wird. Er wird also von den größten Fahrzeugen der Kriegs- und 
der Handelsmarine befahren werden können. Die Zufahrten an den beiden 
Enden werden öoo m breit werden. Auf der Seite der Delaware-Bai sollen 
an beiden Ufern der Zufahrt Schutzmolen angelegt werden; auf der Seite 
der Chesapeake-Bai werden dagegen Schutzmolen an der Zufahrt nicht für 
erforderlich erachtet. Für die Ubergänge sind Drehbrücken mit zwei 
Öffnungen von je 36 m Lichtweite und mindestens 6 m lichter Höhe vor- 
gesehen. Schleuseneinbauten soll der neue Kanal nicht erhalten. Da der 
Flutwechsel auf der Delawareseite 1,80 bis höchstens 3 m. auf der Chesa- 
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peakeseite 0,0 bis höchstens 1,15 m beträgt, hofft man — ebenso wie beim 
Kap-Cod-Kanal — ohne Gefahr für den Schiffsverkehr und für die Kanal- 
böschungen auf die Anlegung von Flutschleusen verzichten zu können. Die 
Baukosten des neuen Kanals sind auf 76,05 Millionen Mark veranschlagt. 
Hierzu tritt noch der Kaufpreis für den alten Kanal hinzu, der einschließlich 
aller Rechte und Besitztümer der Kanalgesellschaft sich auf 10,36 Millionen 
Mark belaufen soll, so daß die gesamten Anforderungen für den neuen 
Seekanal voraussichtlich 86,61 Millionen Mark betragen werden. 

Die größte Bedeutung wird der neue Seekanal für die Stadt Baltimore 
haben. Für Seeschiffe wird durch den Kanal der Weg von Baltimore nach 
Philadelphia um 517 km und derjenige von Baltimore bis zur Mündung 
der Delaware- Bai um 298 km verkürzt werden. Die Zeitersparnis für 
<lie Reise von Baltimore bis zur Mündung der Delaware- Bai wird auf 
i6" 4 Stunden geschätzt. Dazu kommt, daß der Weg durch den neuen 
Seekanal selbstverständlich viel sicherer sein wird als der bisherige Weg 
an der Küste entlang um die Halbinsel herum. Man erwartet aber von 
dem Kanäle nicht nur eine Frleichterung der bisherigen Küsten fahrten, 
sondern auch eine wesentliche Entlastung der schon nahezu an der Grenze 
ihrer Leistungsfähigkeit angelangten östlichen Eisenbahnen. Jedenfalls wird 
der neue Kanal für den Handelsverkehr ein außerordentlich wichtiges 
Bindeglied in der Reihe der nordamerikanischen Verkehrsstraüen bilden. 

Außerdem wird dem Kanäle strategische Bedeutung beigemessen, in- 
sofern er eine kurze und gesicherte, für Kriegs- und Lastschiffe fahr- 
bare Verbindung zwischen zwei Meeresbuchten herstellt, die im Kriegs- 
talle nicht nur gegen feindliche Landungen zu verteidigen sind, sondern 
auch einen wichtigen Stützpunkt für die eigene Kriegsflotte bilden werden. 
Für die Marine der Vereinigten Staaten von Amerika wird der Seekanal 
von der Chesapcake - Bai nach der Delaware- Bai ungefähr dieselbe Bedeu- 
tung haben, wie sie der Kaiser- Wilhelm - Kanal für die deutsche Marine 
hat. Man nimmt an, daß er für die Küstenverteidigung ungefähr fünfzehn 
Kriegsschiffe ersetzt. 



Die Kaiser- Wilhelm-Brücke in Wilhelmshaven. Anfang Sep- 
tember 1907 ist in der Kriegshafenstadt Wilhelmshaven eine neue Doppel- 
drehbrücke dem Verkehr übergeben worden, die den Namen » Kaiser - 
Wi Ihel m- Brücke« erhalten hat und besondere Beachtung verdient, weil 
sie die größte Doppcldrehbrücke Deutschlands, zugleich aber die zweitgrößte 
des europäischen Festlandes ist. Sie wird in ihren Ausdehnungsmaßen nur 
noch von der in den sechziger Jahren des vorigen Jahrhunderts erbauten 
Drehbrücke in Brest übertroffen. Mit seinen gleichmäßigen, schönen Formen 
bildet das technisch hervorragende Bauwerk eine besondere Sehenswürdigkeit 
unseres in lebhaftem Aufstreben begriffenen Nordsee-Krie»sbafens. 

Die beiden mächtigen Pfeiler, auf denen die Arme der Drehbrücke ruhen, 
sind in einem lichten Abstände von 70 m voneinander aufgeführt. Die 
Sohlenbreite der zwischen den Pfeilern sich hinziehenden, 0,75 m tiefen 
Wasserstraße beträgt 64,» m, die lichte Durchfahrtshöhe in der Mitte bei 
gewöhnlichem Wasserstande 9 m; die beiden Dreharme sind je 35 m lang. 
Diese Abmessungen gestatten auch den größten Kriegsschiffen eine bequeme 
Durchfahrt. Besonders wichtig ist es aber, daß infolge der beträchtlichen 
lichten Durchfahrtshöhe Schiffe mittleren Umfangcs, Kohlenschleppzü^e usw. 
unter der Brücke hindurchfahren können, ohne den namentlich bei An- 
wesenheit der Flotte recht lebhaften Verkehr über die Brücke zu behindern. 
Zur Durchfahrt für kleinere Schiffe sind außerdem noch zwischen den 
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Brückenpfeilern und den beiden Ufern zwei Fahrtrinnen angeordnet, die 
auch gleichzeitig als Weichen dienen. 

Über die B rücke, die den Verkehr zwischen der Stadt und dem neuen 
I »eiche vermittelt, führen eine Fahrstraße und zwei seitliche Fußgänger- 
steige. Die Brücke hat eine Gesamtbreite von 7.8 m. Hiervon entfallen 
auf die Fahrbahn 4,«, m und auf jeden Fußweg 1 ,05 m. An die Brücke 
schließen sich an beiden Seiten 12 m breite Rampen — 6 m Fahrbahn und 
je 3 m seitliche Fußwege - — an. Die südliche Rampe mündet auf die See- 
deichkrone. An der nördlichen Seite wird die Rampe in einer 210 m langen, 
allmählich anwachsenden Steigung an die Brücke herangeführt. Nach der 
Brücke zu werden die Rampen durch je zwei mächtige Landpfeiler abge- 
schlossen, die den Erddruck der Rampen aufnehmen. 

Das Gesamtgewicht der Brücke beträgt etwa 440 t. Zur Bewegung der 
Dreharme ist elektrischer Antrieb in Aussicht genommen. Vorläufig werden 
sie noch durch Handbetrieb in Bewegung gesetzt , was natürlich ziemlich 
umständlich und zeitraubend ist. Nach Fertigstellung der elektrischen Ein- 
richtungen werden sich die Bewegungen erheblich leichter und in wenigen 
Minuten ausführen lassen. 

Die Baukosten der neuen Brücke belaufen sich insgesamt auf ungefähr 
450000 Mark. 
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Telegraphie und Telephonie von J. Noebels, Vorsteher des 
Telegraphen- Baubureaus des Reichs- Postamts . A. Sch luckebier 
und O. Jcptsch. Kais. Posträten. Zweite Auflage. Zwölfter 
Band des Handbuchs der Elektrotechnik, herausgegeben von 
Dr. C. Hcinke. Professor der Elektrotechnik an der technischen 
Hochschule in München. Verlag von S. Hirzel. Leipzig 1907.' 
896 Seiten mit 762 Abbildungen. Preis geb. 30 Mark. 

Unter den Werken, die sich mit der Anwendung der Elektrizität zur 
Nachrichtenübermittlung beschäftigen, nimmt das vorliegende Buch wegen 
seiner Zuverlässigkeit und Reichhaltigkeit einen bemerkenswerten Platz ein. 
Ein besonderer Vorzug besteht darin, daß es nicht nur die deutschen Tele- 
graphen- und Fernsprecheinrichtungen, sondern auch die des Auslandes in 
den Kreis seiner Betrachtungen zieht und ferner solche bemerkenswerten 
neuen Apparate und Schaltungen berücksichtigt, die zwar noch nicht end- 
gültig in die Praxis übergegangen sind, jedoch nach den bisherigen Er- 
fahrungen Nutzen für den Betrieb versprechen. Da die erste, 1901 erschienene 
Auflage im Archiv 1902, S. 63/64, bereits ausführlich besprochen worden 
ist, können wir uns auf die Hervorhebung der wichtigeren Änderungen 
beschränken, die sich infolge der Fortschritte in der Telegraphen- und 
Fernsprechtechnik als nötig erwiesen haben. 

Die Stoffeinteilung des ersten Hauptabschnitts, der die Telegraphie 
im engeren Sinne umfaßt, ist im allgemeinen beibehalten worden, jedoch 
hat eine Reihe von Abschnitten wesentliche Erweiterungen erfahren. Be- 
sonders gilt dies von denjenigen, die sich mit den eine bessere Ausnutzung 
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der Leitungen ermöglichenden Schnell- oder Maschinentelegraphen be- 
schäftigen. Von den neu aufgenommenen Apparaten sind besonders ein- 
gehend beschrieben der Murrayapparat, der von mehreren Verwaltungen 
— u. a. auch von der Reichs -Telegraphenverwaltung — verwendet wird, 
und der Schnelltelegraph von Siemens & Halske; kürzer behandelt werden 
der Apparat von Creed, der wie der Murrayapparat eine Verbesserung des 
Wheatstonetelegraphen darstellt, und der Schnelltelegraph von Buckingham. 
Weiter sind zu erwähnen die Minrichtungen für die Zentralisierung der 
Anrufe und den unmittelbaren Tclegra^nmaustausch in Deutschland (Schränke 
zu 4, 50 und 100 Leitungen) sowie die dem gleichen Zwecke dienenden 
Hinrichtungen in Österreich und England (London). Der den Apparaten 
und Schaltungen für den Betrieb längerer Seekabel gewidmete Abschnitt hat 
durch Aufnahme des Kapillartelegraphen von Armstrong und Orling, der 
Übertragung für lange Seekabel von Brown sowie der Picardsehen Morse- 
schaltung eine wesentliche Bereicherung erfahren. Neu hinzugekommen ist 
ferner ein Abschnitt über Tclautographen. der die Apparate von Robertson, 
hlisha Gray, Cerebotani , Gruhn und Korn behandelt. 

Der Funkentelegr^phie ist eine ihrer jetzigen Bedeutung angemessene 
Berücksichtigung zuteil geworden. Besonders gewürdigt wird das deutsche 
System Telefunken ; aber auch die bemerkenswertesten ausländischen Anord- 
nungen (Marconi, Lodge-Muirhead, Kessenden, PopofT-Ducretet, De Forest, 
Tesla) werden derart erläutert, daß ihre Eigenart klar hervortritt. Be- 
sondere Kapitel beschäftigen sich mit der gerichteten Funkentelegraphie, 
der Verwendung ungedämpfter Schwingungen sowie den verschiedenen 
Wellenanzeigern und Wellenmessern. 

Der zweite, das Fernsprechwesen umfassende Hauptabschnitt hat 
eine vollständige Umarbeitung erfahren. Die großartige Entwicklung, die 
seit einer Reihe von Jahren auf diesem Gebiete zu verzeichnen ist und 
besonders auch in seiner Technik zum Ausdrucke kommt, hat zahlreiche 
Apparatformen und Schaltungen entstehen lassen, die von den bisher ver- 
wendeten stark abweichen und sie zum Teil entbehrlich machen. Um 
bei der Einreihung der neuen Apparate usw. die Übersichtlichkeit und 
Einheitlichkeit der Darstellung zu wahren, haben sich die Verfasser zu 
vielen Änderungen und Ausmerzungen gezwungen gesehen; im folgenden 
kann nur auf einige der wichtigsten eingegangen werden. Der Abschnitt 
»Physikalische Grundlagen« ist durch die rechnerische Entwicklung der 
Formeln für den Verlauf der Fernsprechströme und für die Wirkungsweise 
verschiedener im Fernsprechbetriebe benutzter Apparate (Transformator, 
Kondensator, Induktanzrolle) wesentlich erweitert worden. Von den Ab- 
schnitten über Apparate und Schaltungen interessieren besonders diejenigen, 
welche sich mit der Einrichtung der Vermittlungsanstalten beschäftigen. 
Hier haben die Zentralbatteriesystemc von Siemens & Halske, Zwietusch & Co., 
den Deutschen Telephonwerken, Ericson & Co. und Kellogg sowie die Systeme 
von Kellogg und den Deutschen Telephonwerken für große Fernsprechämter 
mit Unterabteilungen Aufnahme gefunden. Sehr ausführlich und dem 
neuesten Stande entsprechend sind auch die Angaben über Fernämter ge- 
halten: das Gleiche gilt für die Nebenstelleneinrichtungen. Auch sonst 
werden stets die neuesten Apparatmuster und Schaltungen berücksichtigt. 
Dem von Pupin angegebenen Verfahren zur Steigerung der Sprechfähigkeit 
von Kabeln und Freileitungen ist ein besonderes Kapitel gewidmet. 

Der dritte Hauptabschnitt — Bau der Telegraphen- und Fern- 
sprechanlagen — enthält u. a. die Beschreibung der Fernsprechkabel 
Fehmarn - Lolland , Greetsiel - Borkum und Cuxhaven - Helgoland. 
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Die neue Auflage zeichnet sich wie die erste durch große Sachkunde 
und klare einfache Darstellung aus; der Bilderschmuck ist vorzüglich und 
trägt wesentlich zum Verständnisse des oft recht schwer zu behandelnden 
Stoffes bei. Das Werk kann daher auch in seiner neuen Gestalt ange- 
legentlichst empfohlen werden. Es wird allen, denen an einer gründlichen 
Kenntnis des jetzigen Standes der Telegraphen- und Fernsprechtechnik 
gelegen ist. als Mittel zum Studium oder als Nachschlagewerk vortreffliche 
Dienste leisten. 

\ 

Syrien und die türkische M ekkapilgerbahn. Ein Beitrag zur 
Kenntnis des Landes und der Bedeutung der Bahn. Von Eduard 
Mygind. Bei Gebauer- Schwetschke in Halle (Saale) 1906. 

Der Verfasser hat im Sommer 1904 im Auftrag einer Berliner Zeitung 
an der Einweihungsfahrt auf der ersten. 500 km langen Teilstrecke Damaskus- 
Maan der großen türkischen Pilgerbahn von Damaskus nach Medina und 
Mekka teilgenommen und seine Eindrücke in Reisebriefen veröffentlicht, die 
er später in einem Buche »Vom Bosporus zum Sinai« zusammengefaßt hat. 
In dem jetzt vorliegenden Werke wird die politische und strategische Be- 
deutung der Bahn und ihr großer Einfluß auf die kulturelle und wirtschaft- 
liche Erschließung des syrischen Hinterlandes nachgewiesen. Wir entnehmen 
dem Buche folgende Einzelheiten. 

Das gewaltige ottomanische Reich steht in der Ausdehnung seiner Eisen- 
bahnen hinter allen europäischen Ländern weit zurück.- Mygind sucht die 
Ursache dieser Erscheinung in dem von allen Islambekcnnern gewissenhaft 
beobachteten, auch im Koran enthaltenen altarabischen Grundsatz: »Alle 
Eile ist vom Teufel«. Nur 5819 km Eisenbahnen gab es Ende 1906 auf 
türkischem Boden, das sind noch nicht 20 km auf je 10000 qkm Flächen- 
inhalt und nur wenig über 20 km auf je 100000 Einwohner. Dagegen 
hat selbst das russische Reich mit seinen ungeheueren , dünnbevölkerten 
Flächen in Asien rund 30 km Eisenbahnen auf je IOOOO qkm Flächeninhalt 
und rund 50 km auf je 100 000 Einwohner aufzuweisen; also etwa doppelt 
so viel als das osmanische Reich. Dabei liegen die türkischen Bahnen fast 
ausschließlich im europäischen und kleinasiatischen Teile der Türkei; das 
weite anatolische und syrische Hinterland vom Schwarzen Meere bis zum 
Persischen Golfe, also Armenien, Kurdistan, Babylonien , Mesopotamien, 
ferner Arabien und das große Gebiet der afrikanischen Kolonie Tripolis 
sind gänzlich ohne Schienenwege. Die vor 1904 vorhanden gewesenen 
Bahnen verdanken dir Bestehen nicht etwa türkischem, sondern ausländischem 
Unternehmungsgeist um) Kapital und gehören fremden Gesellschaften, die 
sie für eigene Rechnung betreiben, obgleich die Bahnen dem Namen nach 
Staatsbahnen und Staatseigentum sind. Deutsche Unternehmer sind in hohem 
Maße mitbeteiligt; denn von den Ende 1904 vorhandenen Bahnen standen 

1450 km unter deutscher Verwaltung. 
1550 - - französischer 
1250 - österreichischer - und 

500 - - englischer 
wozu noch verschiedene kleinere Gesellschaften kommen. 

Es war daher etwas Ungewöhnliches, als der Geheimsekretär des 
Sultans Isset Pascha den Vorschlag machte, mit türkischem Gelde und 
unter türkischer Verwaltung eine wirkliche Staatsbahn von Damaskus durch 
Arabien bis Medina. auf einer Strecke von rund 1500 km, zu erbauen. 
Der Plan wäre noch längst nicht zur Verwirklichung gekommen, wenn 
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nicht zwei Umstände dazu gedrängt hätten: die Gefahr, daß England 
in Arabien zu übermächtigem Einflüsse gelangte und damit die Vormacht- 
stellung des Sultans in der islamitischen Welt als des Großscherifs von Mekka 
bedrohte, und dann der Wunsch, das fünfundzwanzigjährtge Regierungs- 
jubiläum Abdul Hamids durch ein außerordentliches, unvergängliches Denkmal 
von religiösem Charakter zu verherrlichen. Durch den Bau der »Hamidicbahn 
des Hedjas«, wie die Bahn amtlich heißt, wurde die Pilgerfahrt nach Mekka 
und Medina erleichtert und vielen überhaupt erst ermöglicht; der Aufruf 
an die Gläubigen, zur Erbauung der Bahn nach den heiligen Stätten bei- 
zusteuern, ergab sofort sehr reiche freiwillige Beiträge, so daß die hohen 
Kosten der Bahn gedeckt waren, und der Bau sofort beginnen konnte. 
Zugleich aber war durch den politisch und militärisch außerordentlich 
wichtigen Schienenstrang nach Mekka dem englischen Vordringen in Arabien 
wirksam ein Ziel gesetzt. 

So kam es, daß der mit größter Beharrlichkeit geförderte Bahnbau 
schon nach 2 '/•_» Jahren bis Maan. 4<>o km von Damaskus, vorgedrungen 
war und diese Strecke am i. September 1904, dem Jubiläumstage, mit 
großer Prachtentfaltung dem Betrieb übergeben werden konnte. Schon im 
Jahre 1908 wird voraussichtlich die ganze Strecke bis Mekka eröffnet 
werden. Die Fahrt wird 80 Stunden dauern und man wird, sobald die 
Bagdadbahn bis Aleppo fertig und die geplante Verlängerung der Hedjas- 
bahn nordwärts über Damaskus -Horns (schon im Betriebe) hinaus bis Aleppo 
durchgeführt sein wird, in 7'/ 2 Tagen von Berlin nach Mekka gelangen 
können (von Berlin bis Konstantinopel öo, von da nach Aleppo 30, von 
da nach Damaskus 10 Stunden). 

Hinsichtlich der jetzigen Verbindung zwischen Deutschland und den 
syrischen Küstenstädten behauptet der Verfasser, daß Briefschaften von 
Deutschland nach Beirut oder umgekehrt 12 bis 14 Tage gebrauchen 
könnten, da man in Konstantinopel oft eine ganze Woche auf den Abgang 
eines »Schnelldampfers« nach Beirut warten müsse, obgleich Schiffe von 
vier Nationen (österreichische, anglo-ägyptischc , russische und franzöische) 
die Verbindung mit der syrischen Küste herstellten. Hier scheint ein Irrtum 
vorzuliegen, denn es besteht etwa jeden zweiten Tag eine Versendungs- 
gelegenheit für Briefe von Deutschland nach Beirut, abwechselnd über 
Brindisi. Neapel und Konstantinopel. Die Beförderungsdaucr von Berlin 
bis Beirut beträgt je nach dem Leitwege 6, 7 oder 8 Tage. 

Die neue Bahn durchschneidet ein heute noch dünn bevölkertes Gebiet, 
das fälschlich für unfruchtbar gilt. Mygind bezeichnet den Boden Syriens, 
der ja auch zu Beginn der christlichen Zeitrechnung 22 Millionen Bewohner 
ernährte und als eine der Kornkammern Roms galt, als sehr fruchtbar, 
als ein Land, in dem bei richtiger Kultur auch heute noch Milch und Honig 
fließt. Die Eisenbahn wird voraussichtlich auch hier wieder neues Leben 
aus Ruinen wecken und ist daher für die Küstenstädte, in denen ja auch unsere 
deutschen Postanstalten bestehen, von außerordentlicher Bedeutung; denn sie 
schafft ihnen erst das jetzt fehlende kaufkräftige Hinterland. Die Verbin- 
dung mit diesem Hinterlande, d.h. mit der Hedjasbahn. ist inzwischen bereits 
hergestellt worden, indem außer der älteren Bahn von Beirut nach Damaskus, 
dem Anfangspunkte der Hedjasbahn, eine zweite Bahn nach der Küste von 
der Station Deräa nach dem rasch aufblühenden Hafen Haifa erbaut worden 
ist. Diese Bahn bringt gerade den reichsten Teil Syriens, den Hauran, 
mit seiner fruchtbaren En-Nukra-Ebene und die anstoßenden reichen Land- 
schaften Djedur, Djolan und Adjlun in unmittelbare Nähe des Ausfuhr- 
hafens Haifa und erschließt die blühende Jordan- und Jesreclebene dem 
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Verkehr. Mygind prophezeit daher Haifa, das jetzt 15000 Einwohner 
zählt und einen guten Hafen hat, eine große Zukunft. 

Das Buch schließt mit einem Hinweis auf das Gehiet der Hedjashahn 
als ein geeignetes Ansicdelungsgcbiet für Tausende deutscher Familien, die 
in Ackerbau, Weinbau. Bergbau und Handel ihr reichliches Auskommen 
finden werden, sobald, was der Verfasser nicht für schwierig hält, auf 
diplomatischem Wege einige noch ungünstige gesetzliche Bestimmungen 
über Bodenerwerb, Besteuerung und Minenbau abgeändert sein werden. 



Der Postscheck. Eine volkswirtschaftliche und juristische Studie. 
Mit Berücksichtigung der österreichischen, deutschen und schweize- 
rischen Verhältnisse. Von Dr. jur. M a n f red Kirschberg. Früher 
Leipzig. Verlag von C. L. Hirschfeld, i<>o6. jetzt Tübingen, Verlag 
von J. C. B. Mohr (Paul Siebeck), 1907. Preis geh. 5 Mark 40 Pf., 
geb. 6 Mark 40 Pf. 

Die gegenwärtige Lage des Geldmarktes hat die Überzeugung befestigt, 
daß der Zahlungsverkehr in Deutschland noch nicht die Stufe der Entwick- 
lung erreicht hat. auf der sich Handel, Industrie und Landwirtschaft be- 
finden. Allgemein wird der Ansicht Ausdruck gegeben, daß es notwendig 
ist , den Barzahlungsverkehr einzuschränken und zu diesem Zwecke den 
Über weisungs- und Scheckverkehr in größerem Maße , als es bisher ge- 
schehen ist, auszubauen. Wenngleich die Reichsbank sowie einige andere 
Banken und Kreditanstalten ihre Giroeinrichtungen den Bedürfnissen der 
Geschäftswelt nach Möglichkeit angepaßt haben, darf doch nicht verkannt 
werden, daß in Deutschland aus dem Giroverkehr in seiner jetzigen Ge- 
staltung hauptsächlich der Großhandel Nutzen zieht. Die mittleren und 
kleineren Geschäftsleute sind fast ausschließlich auf den Barzahlungsverkehr 
angewiesen. Die Möglichkeit, dem Mittelstand einen billigen und bequemen 
Weg für die Begleichung von Zahlungsverbindlichkeiten zu schaffen, bietet 
vorzugsweise das Post - Uberweisungs - und Scheckverfahren. Wenn daher 
Kirschberg in dem Vorworte zu seiner Schrift sagt, der »Postscheck sei 
geradezu der Typus eines Schecks fiir den Kleinverkehr«, so können wir 
ihm hierin ohne weiteres zustimmen. 

Die Schrift über den »Postscheck« besteht aus einem wirtschaftlichen 
und aus einem juristischen Teile. In dem ersten Teile gibt der Herausgeber 
zunächst einen Überblick über die wirtschaftliche Bedeutung, die geschicht- 
liche Entwicklung und die Verbreitung des Scheckwesens, insbesondere 
zeigt er an dem Beispiel Englands und der Vereinigten Staaten von Amerika, 
welcher Ausdehnung der Scheckverkehr fähig ist. Sodann schildert er an 
der Hand umfangreichen statistischen Materials die Entwicklung des öster- 
reichischen Postscheckverkehrs und die hinsichtlich der Gestaltung des Ver- 
fahrens getroffenen Einrichtungen und legt dar, welche günstige Wirkung 
dieser V erkehrszweig auf alle Schichten der Volkswirtschaft in Österreich 
ausgeübt hat. In welcher Weise der Postscheckverkehr in Osterreich sich 
weiter entwickelt hat, geht aus dem dreiundzwanzigsten Rechenschafts- 
berichte des k. k. Postsparkassen- Amtes in Wien für das Jahr 1906 hervor. 

Am Schlüsse des Jahres 1906 betrug die Zahl 

der Postscheckkonten in Wien 73 3*3- 

Der Umsatz im Scheckverkehr belicf sich 

im Jahre io<><> auf t8 372 Millionen Kronen 
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und setzt sich zusammen 

aus den Einlagen im Gesamtbetrage von 9 223 Millionen Kronen, 

- kapitalisierten Zinsen von rund 4 - - und 

Rückzahlungen im Gesamtbetrage 
von 9 145 

Von den Einlagen und den Rückzahlungen wurde fast die Hälfte 
nämlich je 4 009 Millionen Kronen — ohne Inanspruchnahme von Bar- 
mitteln durch Überschreibung vom Konto des Zahlenden auf das Konto des 
Zahlungsempfängers bewirkt. Zu einer Einschränkung des Bargeldumlaufs 
hat, wie von Kirschberg zutreffend ausgeführt wird, die Verbindung des 
österreichischen Postscheckverkehrs mit dem Giroverkehr der Österreich- 
Ungarischen Bank wesentlich beigetragen; auch haben der VVechselverkehr 
mit der Königlich Ungarischen Postsparkasse sowie die Überweisungen im 
Wiener Saldierungsverein einen günstigen Einfluß ausgeübt. In neuerem 
Zeit hat das k. k Postsparkassen-Amt in Wien wegen der Überweisung von 
Zahlungen Vereinbarungen mit der Deutschen Bank in Berlin für das 
Deutsche Reich, mit der Banca Commerciale Italiana in Mailand für Italien, 
mit der österreichischen Länderbank in London für England, Schottland 
und Irland und mit der schweizerischen Kreditanstalt in Zürich für die 
Schweiz getroffen. 

Außer Österreich haben Ungarn im Jahre 1889 und die Schweiz am 
1. Januar 1906 den Postschcckvcrkehr eingeführt. Die Einrichtungen fiir 
den Postscheck- und Girodienst in der Schweiz finden nicht durchweg die 
Zustimmung des Herausgebers, insbesondere bemängelt er die nach seiner 
Ansicht viel zu weit gehende Dezentralisation, die ebenso wie die zu hoch be- 
messenen Gebühren auf die günstige Entwicklung des schweizerischen Post- 
scheckverkehrs einen hemmenden Einfluß ausübten. Im Gegensatze zu dieser 
Kritik stehen die Ergebnisse aus dem schweizerischen Postscheck- und 
Girodienst im ersten Geschäftsjahre, die beweisen, daß die schweizerische 
Bevölkerung von der neuen Einrichtung einen umfangreichen Gebrauch ge- 
macht hat. 

Die Zahl der Kontoinhaber betrug Ende 1906 3 190, 

der Gesamtumsatz 451 Millionen Francs, 

nämlich Einzahlungen 229 

Rückzahlungen 222 - - 

Hiervon wurden durch Uberschreibung von 
einem Konto auf ein anderes Postscheck- 
konto gebucht je 46 

Auch aus dem Berichte der schweizerischen Postverwaltung über den 
Postscheck- und Girodienst im Jahre 1906 geht hervor, daß die erlassenen 
Vorschriften sich im großen und ganzen bewährt, und daß schon im ersten 
Jahre des Bestehens des neuen Dienstzweigs die Einnahmen an Gebühren 
und Zinsen ausgereicht haben, um die Kosten des Verfahrens zu flecken. 
Ks kann wohl keinem Zweifel unterliegen, daß fast jede Neuerung gewisser 
Änderungen bedarf. Daß die schweizerische Postverwaltung bestrebt ist, 
f lem Bedürfnis entsprechende Erleichterungen in dem neuen Dienstzweige 
zu schaffen, beweisen die von ihr inzwischen getroffenen Anordnungen. 

In seiner Schrift über den »Postscheck« erwähnt der Herausgeber 
weiter die Bestrebungen der deutschen Reichs - Postverwaltung auf Ein- 
führung des Scheckverkehrs aus dem Jahre 1899. Die Ausfuhrungen hier- 
über enthalten einige Unrichtigkeiten, die bei einer etwaigen Neuauflage zu 
beseitigen sein möchten. 
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Wie aus der dem deutschen Reichstag im Jahre 1899 mit dem Entwürfe 
des Reichshaushalts - Etats für das Rechnungsjahr 1900 vorgelegten Denk- 
schrift, betreffend die Einführung des Postscheckverkehrs im Reichs-Post- 
gebietc — Anlage XIV a des Etats — , hervorgeht, ist u. a. die Einrichtung 
eines Postscheckamts in Karlsruhe (Baden), nicht, wie von Kirschberg an- 
gegeben, in Straßburg (Eis.) beabsichtigt gewesen. Im weiteren ist in der 
erwähnten Schrift angeführt worden, daß nach dem Beschlüsse des deutschen 
Reichstags die Zählkarten wegfallen sollten. Einen solchen Beschluß hat 
der Reichstag nicht gefaßt, vielmehr an die Einführung des Postscheck- 
verfahrens u. a. nur die Bedingung geknüpft, daß zu den Einzahlungen im 
Postscheckverkehr es solcher Zahlkarten , die mit dem Namen der Konto- 
inhaber und mit der Kontonummer bedruckt sind, nicht bedürfe, und daß 
der Kontoinhaber zum Zwecke der Uberweisung der Beträge auf den für 
ihn eingegangenen Postanweisungen an das Scheckamt die auf sein Konto 
lautenden Zahlkarten nicht zu liefern habe (vgl. § 6, Ziffer 3 und 4 des 
Gesetzes, betreffend die Feststellung des Rcichshaushalts-Etats für das Rech- 
nungsjahr 1900, vom 30. März 1900. Reichs - Gesetzblatt 1900, S. 139). 
Auch die Ausführungen des Staatssekretärs des Reichsschatzamts bei der 
dritten Lesung der Vorlage im Reichstag am 28. März 1900 sind von dem 
Herausgeber der Schrift über den »Postscheck« mißverstanden worden. Die 
Bedenken richteten sich hauptsächlich dagegen, daß bei einer gebührenfreien 
Gestaltung des Verfahrens die im Postscheckverkehr entstehenden Ausgaben 
in den Einnahmen an Zinsen nicht ihre Deckung finden würden , und daß 
einer ungebührlichen Ausnutzung des Postscheckverkehrs nicht vorgebeugt 
sein würde. Es mußte also befürchtet werden, daß die Kontoinhaber viel- 
fach das auf ihr Konto eingezahlte Geld sofort wieder abheben und immer 
nur den Betrag der Stammeinlage auf ihrem Konto belassen würden. Der 
Reichs- Postverwaltung würde somit in solchen Fällen eine große Arbeitslast 
erwachsen sein, ohne daß sie in der Lage gewesen wäre, die ihr ent- 
stehenden Kosten zu decken. 

In dem zweiten, juristischen Teile der Schrift sind der rechtliche Be- 
griff, die materiellen Voraussetzungen, die wesentlichen Erfordernisse, die 
Arten des Postschecks, die Vorlegungsfrist sowie die rechtlichen Beziehungen, 
die sich aus der Begebung und Annahme von Schecks ergeben, behandelt, 
und die Bestimmungen, die hierüber bezüglich des österreichischen Post- 
scheckverkehrs sowie des schweizerischen Postscheck- und Giroverkehrs 
getroffen sind, und die sich in dem Entwürfe zur deutschen Postscheck- 
ordnung vorfinden, miteinander verglichen; auch sind die Unterschiede 
zwischen Postscheck und Bankscheck erörtert worden. 

In einem Anhange sind die Gesetze und Verordnungen über den öster- 
reichischen An weisungs- (Scheck- und Clearing-) Verkehr sowie über den 
schweizerischen Postscheck- und Giroverkehr und der Entwurf der deutschen 
Postscheckordnung vom Jahre 1899 wiedergegeben worden. 

Wenngleich wir den Ausführungen Kirschbergs nicht in allen Punkten, 
insbesondere nicht in bezug auf den schweizerischen Postscheck- und 
Girodienst, zuzustimmen vermögen, so müssen wir doch anerkennen, daß 
die Arbeit im allgemeinen gut gelungen, und der in der Fachliteratur vor- 
handene Stoff übersichtlich und leicht faßlich geordnet ist. Allen denen, 
die sich über das Wesen des Postschecks unterrichten wollen, können wir 
deshalb die Anschaffung der Schrift empfehlen. 
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Nr. 3. BERLIN, FEBRUAR. 1908. 



INHALT: Entwurf eines Gesetzes, betreffend die Abänderung des Gesetzes über das 
Telegraphenwesen des Deutschen Reichs vom 6. April 1892, S. 65. 



Entwurf eines Gesetzes, betreffend die Abänderung des 
Gesetzes über das Telegraphenwesen des Deutsehen Reichs 

vom 6. April 1892. 

Dem Reichstag ist unter Nr. 560 der Drucksachen der 12. Legislatur- 
Periode I.Session 1907/ 1908 der nachstehende »Entwurf eines Gesetzes, 
betreffend die Abänderung des Gesetzes über das Telegraphen - 
wesen des Deutschen Reichs vom 6. April 1892« zugegangen: 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von 
Preußen usw. verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter 
Zustimmung des Bundesrats und des Reichstags, was folgt: 

Einziger Artikel. 

Das Gesetz über das Telegraphenwesen des Deutschen Reichs 
vom 6. April 1892 (Reichs- Gesetzbl. S. 467) wird dahin geändert: 

1, Der § 3 erhält folgenden Abs. 2: 

Elektrische Telegraphenanlagen, welche ohne metallische 
Verbindungsleitungen Nachrichten vermitteln, dürfen nur mit 
Genehmigung des Reichs errichtet und betrieben werden. 

2. Hinter §3 werden folgende Vorschriften eingeschaltet: 

§ 3«. 

Auf deutschen Fahrzeugen für Seefahrt oder Binnenschiff- 
fahrt dürfen Telegraphenanlagen, welche nicht ausschließlich 
zum Verkehr innerhalb des Fahrzeugs bestimmt sind , nur 
mit Genehmigung des Reichs errichtet und betrieben werden. 

§ 3b. 

Der Reichskanzler trifft die Anordnungen über den Betrieb 
von Telegraphenanlagen auf fremden Fahrzeugen für Seefahrt 
oder Binnenschiffahrt, welche sich in deutschen Hoheits- 
gewässern aufhalten. 

Archiv f l'o»t u Tclcgr 1008 5 
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3. Der § 7 erhält folgenden Abs. 2: 

Die Vorschrift des Abs. 1 Satz 1 findet auf Telegraphen- 
anlagen der im § 3 Abs. 2 bezeichneten Art keine Anwendung. 

Urkundlich usw. 
Gegeben usw. 

Die dem Gesetzentwurfe beigefugte, nachstehend teils wörtlich, teils im 
Auszuge wiedergegebene Begründung zerfallt in einen allgemeinen und 
einen besonderen Teil. Als Anlagen enthält sie einen Abdruck der am 
3. November 1006 in Berlin unterzeichneten, auf die Funkentelegraphie 
bezüglichen internationalen Verträge*), und zwar: 

1. des »Internationalen Funkentelcgraphenvertrags« nebst »Ausführungs- 
übereinkunft« und »Schlußprotokoll«, abgeschlossen zur Regelung 
des internationalen Funkentelegraphen Verkehrs zwischen Schiff 
und Land und unterzeichnet von den Bevollmächtigten der Regie- 
rungen von 27 Ländern: 

2. des »Zusatzabkommens« , abgeschlossen zur Regelung des inter- 
nationalen Funkentelegraphenverkehrs zwischen Schiff und 
Schiff und unterzeichnet von den Bevollmächtigten der Regierungen 
von 21 Ländern. 

Der allgemeine Teil der Begründung dient dem Nachweise der Not- 
wendigkeit des geplanten gesetzgeberischen Vorgebens. Den Ausgang bildet 
eine Schilderung der hohen Bedeutung, die der Funkentelegraphie schon 
jetzt für die Marine, insbesondere die Kriegsmarine, das Landheer und die 
allgemeine Verkehrstelegraphie zukommt; im Anschluß hieran werden die 
in der Praxis sich ungeachtet des stetigen Fortschreitens der technischen 
Vervollkommnung geltend machenden Übelstände geschildert, die mit der 
Eigenart der Funkentelegraphie verbunden sind: 

»Bei der gewöhnlichen elektrischen Telcgraphie werden nur die an die 
metallische Verbindungsleitung angeschlossenen Apparate betätigt; bei der 
Funkentelegraphie hingegen breiten sich die von der Gebestation ent- 
sandten Wellen nach allen Richtungen im Räume aus und beeinflussen nicht 
nur die Empfangsstation, für die das Telegramm bestimmt ist, sondern 
auch andere in ihrem Wirkungskreise vorhandene Empfangsstationen, die 
auf eine Welle gleicher oder ähnlicher Länge abgestimmt sind. Hierdurch 
wird es einerseits ermöglicht, daß diese anderen Empfangsstationen die 
telegraphischen Zeichen unbefugt auffangen können. Anderseits tritt, wenn 
mehrere Gebestationen gleichzeitig arbeiten, eine Störung der verschiedenen, 
gleich oder ähnlich abgestimmten Empfangsstationen ein, da sie die Zeichen 
der mehreren Gebestationen wirr durcheinander erhalten. 

Diesen Übelständen läßt sich wirksam nur begegnen, wenn der gesamte 
funkentelegraphische Verkehr unter Einwirkung des Reichs einheitlich nach 
festen Regeln gestaltet wird. Hierzu aber ist ein gesetzgeberisches Ein- 
greifen erforderlich.« 

Nach der gegenwärtigen Rechtslage — §§ 1 und 15 des Telegraphen- 
gesetzes — steht das Recht. Telegraphenanlagen für die Vermittlung von 
Nachrichten zu errichten und zu betreiben, ausschließlich dem Reiche — in 
Bayern und Württemberg diesen Bundesstaaten -- zu. Nach der Ent- 
stehungsgeschichte des Telcgraphengesetzes — Drucksachen des Reichstags 

•) Nachstehend auf S. 70 ff. abgedruckt. 
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Session 1890/91 Nr. 308 S. 2104 und Session 1890/92 Nr. 460 S. 2701/2 — 
fallen unzweifelhaft auch Funkentelegraphenanlagen unter die Telegraphen- 
anlagen im Sinne des Gesetzes. Innerhalb des Deutschen Reichs und seiner 
Küstengewässer, soweit sich die Hoheitszone des Reichs erstreckt, dürfen 
sonach im allgemeinen ohne Genehmigung des Reichs (bz. Bayerns oder 
Württembergs) Funkentelegraphenanlagen zu Zwecken der Nachrichtenver- 
mittlung nicht errichtet oder betrieben werden. § 3 des Telegraphengesetzes 
läßt jedoch Ausnahmen hiervon zu. indem er Telegraphenanlagen innerhalb 
der Grenzen eines Grundstücks und — unter gewissen Voraufsetzungen — 
Telegraphenanlagen von Landes- und Kommunalbehörden, Deichkorpora- 
tionen. Siel- und Entwässerungsverhänden, von Transportanstalten, endlich 
Telegraphenanlagen zwischen mehreren, einem Besitzer gehörigen oder zu 
einem Betriebe vereinigten Grundstücken von der Genehmigungspflicht befreit. 

»In der Praxis sind ferner Zweifel darüber entstanden, ob sich nach 
dem jetzt geltenden Rechte das Telegraphenregal des Reichs auch auf 
deutsche Seeschiffe — innerhalb und außerhalb der deutschen Hoheits- 
gewässer — erstreckt. Ist dies zu verneinen, so würde der Betrieb der Funken- 
telegraphenstationen an Bord der deutschen Seeschiffe der reichsrechtlichen 
Regelung überhaupt nicht unterliegen. Ist die obige Frage zu bejahen, so 
erhebt sich die weitere Frage, ob und inwieweit die im § 3 Ziffer 2 des 
Telegraphengcsetzes zugunsten der Transportgesellschaften zugelassene Aus- 
nahme auf die Seeschiffahrtsunternehmungen Anwendung finden kann. 
Wird § 3 Ziffer 2 für anwendbar erachtet, so würden die Bordstationen 
deutscher Seeschiffe genehmigungsfrei sein, entweder allgemein oder wenig- 
stens soweit sie nur zu Zwecken des Schiffahrtsbetriebs benutzt werden. 

Dieser Zustand ist unhaltbar. 

Unter dem Schutze des § 3 des Telegraphengesetzes können sich un- 
gehindert zahlreiche Funkentelegraphenanlagcn entwickeln, die — bei der 
Unmöglichkeit, durch Mittel der Technik eine Störung anderer und das 
unbefugte Auffangen der Funkentelegramme auszuschließen — der Betriebs- 
sicherheit des funkentelegraphischen Verkehrs erheblichen Eintrag tun 
würden. Es würden dadurch die Interessen der Landesverteidigung zu 
Wasser und zu Lande sowie auch die Interessen der Verkehrstelegraphie 
stark gefährdet werden. 

Noch bedenklicher gestaltet sich die Sachlage, wenn die Annahme richtig 
ist, daß nach dem geltenden Rechte die Errichtung und der Betrieb von 
Funkentelegraphenanlagen auf Seeschiffen der Genehmigung des Reichs 
nicht bedarf. Je mehr Schiffe der Handelsflotte mit Funkentelegraphen- 
stationen ausgerüstet werden, um so mehr wächst die Gefahr der Störungen, 
die den Küsten- und Bordstationen der Marine, den dem öffentlichen Ver- 
kehre dienenden Küstenstationen und den Bordstationen der Handelsschiffe 
selbst droht. Um im funkentelegraphischen Verkehr auf See Ordnung zu 
halten und die Möglichkeit gegenseitiger Störungen auf das geringste Maß 
zu beschränken, ist es unumgänglich nötig, daß der Betrieb der Bordstationen 
auf den Handelsschiffen nach einheitlichen, vom Reiche aufzustellenden 
Grundsätzen gehandhabt wird. 

Alle diese Erwägungen führen zu dem Schlüsse, daß durch die Gesetz- 
gebung die Genehmigungsfreiheit der Funkentelegraphenanlagen da, wo sie 
besteht, zu beseitigen ist.« 

Ein gesetzgeberisches Vorgehen in der geschilderten Richtung wird auch 
durch die oben erwähnten, unter Deutschlands tätiger Mitwirkung ge- 
schlossenen Abkommen erfordert. Diese Übereinkommen enthalten eine 
?anze Reihe von Bestimmungen, die nur durchführbar sind, wenn das 
Heich gesetzlich in der Lage ist, den Land- und Schiffsstationen ihre Be- 
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folgung aufzuerlegen. Es mag an dieser Stelle genügen, hier auf die 
wesentlichsten der in Betracht kommenden Vorschriften, nämlich: 

Internationaler Funkentelegraphenvertrag Artikel I Abs. 2, Artikel 3, 
8, 9, 10; 

Zusatzabkommen Artikel I; 

Ausführungsübereinkunft Artikel II bis VIII, X, XII. XIV bis XXX, 
XXXVI, XLI 

hinzuweisen. Die Bedeutung dieser Bestimmungen ist im allgemeinen 
bereits im Archiv 1907, S. 353 ff. gewürdigt worden. 

»Bei dem jetzigen Stande der Gesetzgebung ist das Deutsche Reich 
nicht in der Lage, den Bestimmungen der auf seine Anregung geschlossenen 
Übereinkommen in vollem Umfange Geltung zu verschaffen. Es ist daher 
auch aus diesem Grunde ein unabweisbares Bedürfnis, daß durch eine ent- 
sprechende Abänderung und Ergänzung des Telegraphengesetzes die be- 
stehende Lücke ausgefüllt wird. 

Der vorliegende Gesetzentwurf will die Mängel des gegenwärtigen 
Rechtszustandes beseitigen. Sein Ziel ist die einheitliche Zusammenfassung 
der Funkentelegraphie in der Hand des Reichs (vorbehaltlich der Sonder- 
stellung von Bayern und Württemberg).« 

Zu Ziffer 1 des Entwurfs wird in der Begründung im wesentlichen 
folgendes ausgeführt. 

Durch einen Zusatz zu § 3 des Telegraphengesetzes wird zum Ausdrucke 
gebracht, daß die Errichtung und der Betrieb funkentelegraphischer Anlagen 
in jedem Falle der Genehmigung des Reichs bedürfen, daß mithin die im 
§3 festgesetzten Ausnahmen vom Telegraphenregal auf Funkentelegraphen 
anlagen keine Anwendung finden. 

Sachlich ist die Aufhebung der Ausnahmen des § 3 in bezug auf die 
Funkentelegraphie in den vorausgeschickten allgemeinen Ausführungen ge- 
rechtfertigt worden. 

Mit der Unterstellung aller Funkentelegraphcnanlagen unter das Regal 
wird nicht beabsichtigt, derartige Anlagen fortan in allen Fällen durch das 
Reich errichten und betreiben zu lassen. Es wird vielmehr bei nach- 
gewiesenem Bedürfnis, auch in den im § 3 bezeichneten Fällen, anderen die 
Genehmigung zur Errichtung und zum Betriebe von Funkentelegraphen- 
anlagen erteilt werden, soweit dies mit den Reichsinteressen vereinbar ist. 
Durch die Genehmigungsbedingungen werden alsdann dem Antragsteller 
insbesondere diejenigen Schutzmaßregeln, Betriebs- und Kontrollvorschriften 
auferlegt werden, die durch die internationalen Ubereinkommen vorgeschrieben 
oder sonst zur Sicherung des ordnungsmäßigen Betriebs anderer Funken- 
telegraphenanstalten erforderlich sind. 

Versuchsanlagen soll im Interesse der Weiterentwicklung und Vervoll- 
kommnung der Funkentelegraphie, wie bisher, so auch fernerhin, bei Er- 
teilung der Genehmigung in weitgehendem Maße entgegengekommen werden. 

Zu Ziffer 2 des Gesetzentwurfs wird folgende Begründung gegeben: 

»Die hinter § 3 des Telegraphengesetzes einzuschaltenden §§ 3a und 3b 
regeln das Telegraphenwesen auf deutschen Schiffen und auf den fremden 
Schiffen, die sich in deutschen Hoheitsgewässern aufhalten. 

1. Wie schon erwähnt, ist es in Zweifel gezogen worden, ob sich das 
Telegraphenregal auf deutsche Seeschiffe — innerhalb und außerhalb der 
deutschen Hoheitsgewässer — erstreckt. Diesen Zweifeln gegenüber bedarf es 
einer ausdrücklichen Gesetzesvorschrift, die es unzweideutig ausspricht, daß 
auf deutschen Seeschiffen Telegraphenanlagcn, die zum Verkehre mit dem Lande 
oder mit anderen Schiffen bestimmt sind, nur mit Genehmigung des Reichs 
errichtet und betrieben werden können, einerlei, wo sich die Schiffe befinden. 
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Es erscheint angezeigt, die gesetzliche Regelung der Schiffstelegraphie 
nicht auf die Funkentelegraphenanlagen zu beschränken. Gewisse Arten 
der optischen und akustischen Telegraphie — z. B. die Telegraphie mittels 
Scheinwerfer und Blinkfeuer, die bei weiterer Entwicklung eine Gefährdung 
der Leuchtfeuer besorgen läßt, und die Unterwasserschalltelegraphen, die 
als Verkehrsmittel zwischen Unterseebooten für die Kriegsmarine von großer 
Bedeutung sind — dürfen der Genehmigung des Reichs nicht entzogen 
werden. Für die Schiffe eine ins einzelne gehende Unterscheidung zwischen 
genehmigungspflichtigen und genehmigungsfreien Arten der Telegraphie im 
Rahmen des Gesetzes vorzunehmen, ist untunlich, schon im Hinblick auf 
die nicht übersehbare Entwicklungsfähigkeit der einzelnen Arten. Es 
empfiehlt sich deshalb, die zum Verkehre mit dem Lande oder mit anderen 
Schiffen bestimmten Telegraphenanlagen allgemein der Genehmigungspflicht 
zu unterwerfen. 

Die Absicht des § 3a geht dahin, die gesamte deutsche Schiffahrt im 
weitesten Sinne unter das Telegraphenregal zu stellen. Es ist deshalb, der 
Sprache der neueren Gesetze und Verordnungen folgend, der umfassendere 
Begriff »Fahrzeuge« statt »Schiffe« gewählt. Ferner ist, um jeden Zweifel 
auszuschließen, zum Ausdrucke gebracht, daß sich das Telegraphenrcgal 
sowohl auf die deutschen Fahrzeuge für Seefahrt, als auch auf die deut- 
schen Fahrzeuge für Binnenschiffahrt erstreckt. Zwar ist das Telegraphen- 
regal für die innerhalb der Territorialgrenzen des Reichs betriebene Binnen- 
schiffahrt zweifellos schon nach jetzigem Rechte begründet, da die Binnen- 
gewässer Teile des Reichsgebiets sind. Ks könnte jedoch auch hier das 
Regal in Zweifel gezogen werden, wenn die deutschen Fahrzeuge — wie 
z. B. bei der Bodensee-. Rhein- und Elbschiffahrt — ihre Fahrten nach 
fremden Hoheitsgewässern ausdehnen. Die deutschen Binnenfahrzeuge 
müssen aber gleich den deutschen Seefahrzeugen innerhalb und außerhalb 
der deutschen Gewässer dem Telegraphenregal unterliegen. 

Unter »deutschen Fahrzeugen für Seefahrt« sind alle Seefahrzeuge ver- 
standen, die zur Führung der Reichsflagge berechtigt sind 

— §§ 1 bis 3 des Gesetzes, betreffend das Flaggcnrecht der Kauf- 
fahrteischiffe, vom 22. Juni 1899 (Reichs-Gesetzbl. S. 319); §26 
desselben Gesetzes in der Fassung des Gesetzes zur Abänderung des 
Gesetzes, betreffend das Flaggenrecht der Kauffahrteischiffe, vom 
29. Mai 1901 (Reichs-Gesetzbl. S. 184) — ; 

der Begriff »deutsche Fahrzeuge für Binnenschi ff ahrt« umfaßt alle zur 
Führung der Reichsflagge berechtigten Binnenschiffe 

— vgl. z. B. § 26a des Gesetzes, betreffend das Flaggenrecht der 
Kauffahrteischiffe, in der Fassung des Gesetzes vom 29. Mai 1901 
(Reichs-Gesetzbl. S. 184) — 

und außerdem die nicht zu der Führung der Rcichsflagge berechtigten 
Fahrzeuge für Binnenschiffahrt, die in einem deutschen Bundesstaate be- 
heimatet sind 

— §6 des Gesetzes, betreffend die privatrechtlichen Verhältnisse 
der Binnenschiffahrt, in der Fassung der Bekanntmachung vom 
20. Mai 1898 (Reichs-Gesetzbl. S. 868) — . 

Grundsätzlich wird durch den § 3a die Geltung des Tclegraphenregals 
auch für die optische und akustische Schiffstelegraphie anerkannt. Um eine 
Beeinträchtigung der Interessen der Schiffahrt durch diesen Grundsatz zu 
verhüten, ist eine Verordnung des Reichskanzlers in Aussicht genommen, 
die den Schiffen die nötige Bewegungsfreiheit in der Errichtung und dem 
Betrieb optischer und akustischer Telegraphcnanlagen gewöhnlicher Art zu 
Zwecken ihres Betriebs sichern soll. 



Digitized by Google 



70 Entw. e. Gesetzes, betr. Abänder. d. Ges. ü. d. Telegraphenwesen usw. 



2. Fremde Schiffe, die sich in Gewässern aufhalten, welche der Hoheit 
des Reichs oder eines deutschen Bundesstaats unterstehen (deutsche Hoheits- 
gewässer), haben sich nach den Grundsätzen des Völkerrechts den deutschen 
Anordnungen zu fügen, die über den Betrieb ihrer Telegraphenanlagen er- 
lassen werden. Unter Anerkennung dieses Rechtssatzes trifft § 3b eine 
Kompetenzvorschrift, um klarzustellen, daß nicht den einzelnen Uferstaaten, 
sondern dem Reiche in der Person des Reichskanzlers die Befugnis zum 
Erlasse der bezüglichen Anordnungen zusteht. 

3. Gemäß § 15 des Telegraphengesetzes steht für bayerische und württem- 
bergische Binnenfahrzeuge das im § 3a festgestellte Telegraphenregal sowie 
gegenüber fremden Schiffen in bayerischen und württembergischen Hoheits- 
gewässern das im § 3 b festgestellte Verordnungsrecht diesen Bundes- 
staaten zu.« 

Die auf die Gebühren bezügliche Ziffer 3 des Gesetzentwurfs wird, 
wie folgt, begründet : 

»Durch Artikel 10 des Internationalen Funkentelegraphenvertrags sind die 
Grundsätze festgelegt, nach denen auf diesem neuen Gebiete die Gebühren 
festgesetzt werden sollen. Im Anschlüsse daran ist im Artikel XII der Aus- 
führungsübereinkunft bestimmt, daß bei dem Verkehre zwischen Land und 
Schiff die Küstengebühr 60 Centimes für das Wort, die Bordgebühr 40 Cen- 
times für das Wort nicht übersteigen darf. Ausnahmen sind nach Artikel 10 
Abs. 4 des Vertrags nur für Stationen von mehr als 800 km Reichweite 
und für andere besonders kostspielige Stationen zugelassen. Innerhalb 
der bezeichneten Grenzen unterliegt die Höhe der Küstengebühr der Ge- 
nehmigung der Regierung, der die Küstenstation untersteht, die Höhe der 
Bordgebühr der Genehmigung der Regierung, deren Flagge das Schiff führt. 

Bei dem Mangel ausreichender Erfahrungen erscheint es erforderlich, 
dem Reichskanzler innerhalb des durch den Vertrag und die Ausführungs- 
übereinkunft gegebenen Rahmens volle Bewegungsfreiheit zu lassen. 

Der gleichen Bewegungsfreiheit bedarf es für die Gebühren im Verkehre 
zwischen Landstationen und von Schiff zu Schiff, zumal es hierfür noch 
an aller und jeder Erfahrung fehlt. 

Hiernach erscheint es unbedenklich und auch geboten, von Anwendung 
der Bestimmung im § 7 Satz 1 des Telegraphengesetzes auf den funken- 
telegraphischen Verkehr abzusehen.« 



Internationaler Funkentelegraphenvertrag nebst 
Ausführungsübereinkunft. 

Abgeschlossen zu Berlin am 3. November 1906. 

Internationaler Funkentelegraphen vertrag 

abgeschlossen zwischen 

Deutschland, den Vereinigten Staaten von Amerika, Argentinien. Österreich, 
Ungarn, Belgien. Brasilien, Bulgarien, Chile, Dänemark, Spanien, Frank- 
reich, Großbritannien. Griechenland, Italien, Japan. Mexiko, Monaco, Nor- 
wegen, den Niederlanden, Persien, Portugal, Rumänien, Rußland, Schweden, 

der Türkei und Uruguay. 



Die unterzeichneten Bevollmächtigten der Regierungen der vorstehend 
aufgeführten Länder haben, nachdem sie zu einer Konferenz in Berlin 
zusammengetreten sind, im gemeinsamen Einverständnis und unter Vorbehalt 
der Ratifikation folgenden Vertrag abgeschlossen. 
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Artikel I . 

Die Hohen vertragschließenden Teile verpflichten sich , die Be- 
stimmungen des gegenwärtigen Vertrages auf alle dem öffentlichen 
Verkehr zwischen dem Lande und den Schiffen in See dienenden 
Funkentelegraphenstationen — Küsten- und Bordstationen — anzu- 
wenden, die von den vertragschließenden Teilen errichtet oder be- 
trieben werden. 

Sie verpflichten sich ferner, die Befolgung dieser Bestimmungen 
den Privatunternehmern aufzuerlegen, die sie zur Errichtung oder 
zum Betriebe von Funkentelegraphenstationen ermächtigen, seien dies 
Küstenstationen für den öffentlichen Verkehr zwischen dem Lande 
und den Schiffen in See oder Stationen an Bord von Schiffen, die 
ihre Flagge führen, gleichviel ob die Bordstationen dem öffentlichen 
Verkehr dienen oder nicht. 

Artikel 2. 

Unter Küstenstation wird jede Funkentelegraphenstation verstanden, 
die auf festem Lande oder auf einem dauernd verankerten Schiffe 
errichtet ist und zum Austausche von Nachrichten mit den Schiffen 
in See benutzt wird. 

Jede Funkentelegraphenstation auf einem nicht dauernd verankerten 
Schiffe wird Bordstation genannt. 

Artikel 3. 

Die Küstenstationen und die Bordstationen sind ohne Unterschied 
des von ihnen benutzten funkcntelegraphischen Systems zum wechsel- 
seitigen Austausch der Funkentelegramme verpflichtet. 

Artikel 4. 

Die Bestimmungen des Artikel 3 stehen Beschränkungen des öffent- 
lichen Verkehrs einer Station nicht entgegen , die durch den Zweck 
des Nachrichtenaustausches oder durch andere von dem angewendeten 
System unabhängige Umstände begründet sind. 

Artikel 5. 

Jeder der Hohen vertragschließenden Teile verpflichtet sich, die 
Küstenstationen durch besondere Leitungen mit dem Telegraphennetze 
verbinden zu lassen oder zum mindesten solche andere Maßnahmen 
zu treffen, die einen schleunigen Austausch der Telegramme zwischen 
den Küstenstationen und dem Telegraphennetze sicherstellen. 

Artikel 6. 

Die Hohen vertragschließenden Teile werden einander die Namen 
der im Artikel 1 bezeichneten Küsten- und Bordstationen sowie alle 
in der Ausführungsübereinkunft näher bezeichneten Angaben mitteilen, 
die zur Erleichterung und zur Beschleunigung des funkentelegraphischen 
Nachrichtenaustausches geeignet sind. 

Artikel 7. 

Jeder der Hohen vertragschließenden Teile behält sich das Recht 
vor, bei den im Artikel I bezeichneten Stationen unabhängig von den 
Einrichtungen, über die entsprechend Artikel 6 Angaben veröffentlicht 
werden, zum Zweck einer besonderen funkentelegraphischen Nach- 
richtenübermittlung die Errichtung und den Betrieb anderer Einrich- 
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tungcn anzuordnen oder zuzulassen, deren Einzelheiten nicht ver- 
öffentlicht zu werden brauchen. 

Artikel 8. 

Her Betrieb der Funkentelegraphenstationen ist möglichst so ein- 
zurichten . daß er den Dienst anderer derartiger Stationen nicht stört. 

Artikel g. 

Die Funkentelegraphenstationen sind verpflichtet, Anrufe von 
Schiffen in Seenot mit unbedingtem Vorrang entgegenzunehmen, zu 
beantworten und ihnen gebührend Folge zu geben. 

Artikel 10. 

Die Gesamtgebühr für Funkentelegramme umfaßt: 

1. die Gebühr für die Seebeförderung, und zwar 

a) die »Küstengebühr«, die der Küstenstation zukommt, 
h) die »Bordgebühr«, die der Bordstation zukommt, 

2. die nach den allgemeinen Bestimmungen berechnete Gebühr 
für die Beförderung auf den Linien des Telegraphennetzes. 

Die Höhe der Küstengebühr unterliegt der Genehmigung der 
Regierung, der die Küstenstation untersteht, die Höhe der Bord- 
gebühr der Genehmigung der Regierung, deren Flagge das Schiff 
führt. 

Jede dieser beiden Gebühren soll nach dem reinen Worttarif auf 
der Grundlage einer angemessenen Entschädigung für die funken- 
telegraphische Arbeit festgesetzt werden, wobei die Bestimmung einer 
Mitidestgebühr für jedes Funkentelegramm zulässig ist. Keine der 
beiden Gebühren darf einen von den Hohen vertragschließenden 
Teilen festzusetzenden Meistbetrag überschreiten. 

Jeder der Hohen vertragschließenden Teile hat jedoch das Recht, 
höhere als diese Meistgebühren zuzulassen, wenn es sich um Stationen 
handelt, deren Reichweite <Soo km übersteigt, oder deren Einrichtung 
und Betrieb infolge der tatsächlichen Verhältnisse außergewöhnlich 
hohe Kosten erfordern. 

Für die im unmittelbaren Verkehr mit den Küstenstationen des Auf- 
gabe- oder des Bestimmungslandes ausgewechselten Funkentelegramme 
werden die Hohen vertragschließenden Teile einander die für die Be- 
förderung auf ihren Telegraphenlinien geltenden Gebühren mitteilen. 
Bei der Berechnung dieser Gebühren ist von dem Grundsatz aus- 
zugehen, daß die Küstenstation als Aufgabe- oder Bestimmuugsanstalt 
zu gelten hat. 

Artikel II. 

Die Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrages werden durch 
eine Ausführungsübereinkunft ergänzt, welche die gleiche Gültigkeit 
hat und zu gleicher Zeit in Kraft tritt wie der Vertrag. 

Die V orschriften des gegenwärtigen Vertrages und der zugehörigen 
Ausführungsübereinkunft können von den Hohen vertragschließenden 
Teilen im gemeinsamen Einverständnis jederzeit geändert werden. 
Von Zeit zu Zeit werden, je nachdem es sich um den Vertrag oder 
um die Ausführungsübereinkunft handelt, Konferenzen von Bevoll- 
mächtigten oder einfache Verwaltungskonferenzen stattfinden. Jede 
Konferenz wird den Ort und die Zeit der nächsten Zusammenkunft 
selbst festsetzen. 



Digitized by Google 



Entw. e. Gesetzes, betr. Abänder. d. Ges. ü. d. Telegrapbenwesen usw. 



73 



Artikel 12. 

-Diese Konferenzen werden aus Delegierten der Regierungen der 
vertragschließenden Länder gebildet. 

Bei den Beratungen hat jedes Land nur eine Stimme. 

Wenn eine Regierung für ihre Kolonien, Besitzungen oder Schutz- 
gebiete dem Vertrage beitritt, so können die späteren Konferenzen 
bestimmen, daß die Gesamtheit oder ein Teil dieser Kolonien, Be- 
sitzungen oder Schutzgebiete als ein Land im Sinne der Bestimmung 
des vorhergehenden Absatzes anzusehen ist. Doch darf die Zahl der 
Stimmen, über die eine Regierung einschließlich der Stimmen ihrer 
Kolonien, Besitzungen oder Schutzgebiete verfügt, sechs nicht über- 
steigen. 

Artikel 13. 

Ein internationales Bureau wird beauftragt, die auf die Funken- 
telegraphie bezüglichen Nachrichten jeder Art zu sammeln, zusammen- 
zustellen und zu veröffentlichen, die Anträge auf Änderung des Ver- 
trages und der Ausführungsübereinkunft in die Wege zu leiten, die 
angenommenen Änderungen bekanntzugeben und im allgemeinen sich 
mit allen Verwaltungsarbeiten zu befassen, mit denen es im Interesse 
der internationalen Funkentelegraphie betraut werden wird. 

Die Kosten dieser Einrichtung werden von sämtlichen vertrag- 
schließenden Ländern getragen. 

Artikel 14. 

Jeder der Hohen vertragschließenden Teile behält sich das Recht 
*vor, die Bedingungen festzusetzen, unter denen er Funkentelegramme 
von oder nach einer Bord- oder Küstenstation zuläßt, die den Be- 
stimmungen des gegenwärtigen Vertrages nicht unterliegt. 

Wird ein Funkentelegramm zugelassen, so kommen die gewöhn- 
lichen Gebührensätze zur Anwendung. 

Jedes von einem Schiffe herrührende Funkentelegramm, das von 
einer Küstenstation eines vertragschließenden Landes empfangen oder 
von der Verwaltung eines vertragschließenden Landes im Durchgang 
aufgenommen worden ist, ist weiterzubefördern. 

Ebenso ist jedes für ein Schiff bestimmte Funkentelegramm weiter- 
zubefördern, wenn die Verwaltung eines vertragschließenden Landes 
es zur Beförderung angenommen oder von einem dem Vertrage nicht 
beigetretenen Lande im Durchgang entgegengenommen hat , vor- 
behaltlich des Rechtes der Küstenstation , die Weiterbeförderung an 
eine Bordstation , die einem dem Vertrage nicht beigetretenen Lande 
untersteht, zu verweigern. 

Artikel 15. 

Die Bestimmungen der Artikel 8 und 9 dieses Vertrages finden 
auch auf andere als die im Artikel 1 bezeichneten Funkentelegraphen- 
anlagen Anwendung. 

Artikel 16. 

Den Regierungen, die an dem gegenwärtigen Vertrage nicht teil- 
genommen haben, wird auf ihren Antrag der Beitritt gestattet. 

Dieser Beitritt wird auf diplomatischem Wege derjenigen der ver- 
tragschließenden Regierungen, in deren Bereiche die letzte Konferenz 
abgehalten worden ist, und durch diese allen übrigen beteiligten Re- 
gierungen angezeigt. 

Archiv f. Po»t u. Telegr. 3. iyo8. 6 
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Der Beitritt schließt von Rechtswegen die Zustimmung zu dem 
ganzen Inhalte des gegenwärtigen Vertrages und die Teilnahme an 
allen darin festgesetzten Vorteilen in sich. 

Artikel 17. 

Die Bestimmungen der Artikel 1, 2, 3, 5, 6, 7, 8, El, 12 und 17 
des internationalen Telegraphenvertrages von St. Petersburg vom 
10./22. Juli 1875 finden auf die internationale Funkentelegraphie An- 
wendung. 

Artikel 18. 

Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen zwei oder mehreren ver- 
tragschließenden Regierungen über die Auslegung oder Ausführung 
des gegenwärtigen Vertrages oder der im Artikel 1 1 vorgesehenen 
Ausführungsübereinkunft kann die streitige Frage im gemeinsamen 
Einverständnis der Entscheidung eines Schiedsgerichts unterworfen 
werden. In diesem Falle wählt jede der beteiligten Regierungen eine 
andere bei der Angelegenheit nicht beteiligte Regierung. 

Das Schiedsgericht entscheidet nach absoluter Stimmenmehrheit. 

Bei Stimmengleichheit wählen die Schiedsrichter zur Entscheidung 
der streitigen Frage eine andere bei der Angelegenheit gleichfalls 
unbeteiligte vertragschließende Regierung. Wird über diese Wahl eine 
Einigung nfcht erzielt, so schlägt jeder Schiedsrichter eine unbeteiligte 
vertragschließende Regierung vor. Zwischen den vorgeschlagenen 
Regierungen wird gelost. Das Los wird von derjenigen Regierung 
gezogen, auf deren Gebiete das im Artikel 13 vorgesehene internationale 
Bureau tätig ist. 

Artikel 19. 

Die Hohen vertragschließenden Teile verpflichten sich, die Maß- 
nahmen zu ergreifen oder bei ihren gesetzgebenden Körperschaften 
vorzuschlagen, deren es bedarf, um die Ausführung des gegenwärtigen 
Vertrages sicherzustellen. 

Artikel 20. 

Die Hohen vertragschließenden Teile werden sich die auf den 
Gegenstand dieses Vertrages bezüglichen Gesetze mitteilen, die in ihren 
Ländern bereits erlassen sind oder in Zukunft erlassen werden. 

Artikel 21. 

Die Hohen vertragschließenden Teile behalten ihre volle Freiheit 
bezüglich der im Artikel 1 nicht vorgesehenen Funkentelegraphenanlagen, 
namentlich bezüglich der Anlagen der Flotte und des Heeres; diese 
Anlagen sind lediglich den in den Artikeln 8 und 9 des gegenwärtigen 
Vertrages vorgesehenen Verpflichtungen unterworfen. 

Wenn diese Anlagen jedoch am öffentlichen Verkehre teilnehmen, 
werden sie sich bei der Ausübung dieses Dienstes, soweit die Art der 
Übermittlung und die Abrechnung in Frage kommen, nach den Vor- 
schriften der Ausführungsübereinkunft richten. 

Artikel 22. 

Der gegenwärtige Vertrag tritt mit dem 1. Juli 1908 in Kraft und 
bleibt auf unbestimmte Zeit bis zum Ablauf eines Jahres von dem 
Tage ab, an dem er gekündigt worden ist, in Gültigkeit. 
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Die Kündigung gilt nur für die Regierung, die sie ausgesprochen 
hat. Für die übrigen vertragschließenden Teile bleibt der Vertrag in 
Kraft. 

Artikel 23. 

Der gegenwärtige Vertrag soll ratifiziert, und die Ratifikationen 
sollen in möglichst kurzer Frist in Herlin niedergelegt werden. 

Deß zu Urkund haben die Bevollmächtigten den Vertrag in einem 
Exemplar unterzeichnet, das in den Archiven der Kaiserlich Deutschen 
Regierung verbleibt, und von dem jedem Teile eine Abschrift zugestellt 
werden wird. 

• 

Geschehen zu Berlin, den 3. November 1906. 

(Unterschriften.) 



Zusatzabkommen. 

Die unterzeichneten Bevollmächtigten der Regierungen von Deutschland, 
den Vereinigten Staaten von Amerika, Argentinien, Österreich, Ungarn, 
Belgien, Brasilien, Bulgarien, Chile, Dänemark, Spanien, Frankreich, Griechen- 
land, Monaco, Norwegen, den Niederlanden, Rumänien. Rußland, Schweden, 
der Türkei und Uruguay verpflichten sich, vom Tage des Inkrafttretens des 
Vertrages ab die Bestimmungen der folgenden Zusatzartikel anzuwenden. 

I. 

Jede der im Artikel I des Vertrages bezeichneten Bordstationen ist 
verpflichtet, mit jeder anderen Bordstation ohne Unterschied des von 
ihnen benutzten funkentelegraphischen Systems zu verkehren. 

II. 

Die Regierungen, die dem vorstehenden Artikel nicht beigetreten 
sind, können jederzeit unter Einhaltung des im Artikel 16 des Ver- 
trages angegebenen Verfahrens bekanntgeben, daß sie sich verpflichten, 
seine Bestimmungen anzuwenden. 

Die Regierungen, die dem vorstehenden Artikel beigetreten sind, 
können jederzeit unter den im Artikel 22 des Vertrages vorgesehenen 
Bedingungen ihre Absicht bekanntgeben , seine Bestimmungen nicht 
mehr anzuwenden. 

III. 

Das gegenwärtige Abkommen soll ratifiziert, und die Ratifikationen 
sollen in möglichst kurzer Frist in Berlin niedergelegt werden. 

Deß zu Urkund haben die Bevollmächtigten dieses Abkommen in einem 
Exemplar unterzeichnet, das in den Archiven der Kaiserlich Deutschen 
Regierung verbleibt, und von dem jedem Teile eine Abschrift zugestellt 
werden wird. 

Geschehen zu Berlin, den 3. November 1906. 

(Unterschriften.) 
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SchluDprotokoll. 

Im Begriffe, den von der internationalen Konferenz für Funkentelegraphie 
in Herlin vereinbarten Vertrag zu zeichnen, haben sich die unterzeichneten 
Bevollmächtigten über Folgendes verständigt: 

I. 

Die Hohen vertragschließenden Teile sind darüber einig, daß 
auf der nächsten Konferenz die Zahl der Stimmen, über die jedes 
Land verfügt (Artikel 12 des Vertrages), zu Beginn der Beratungen 
festgesetzt werden soll, dergestalt, daß die Kolonien, Besitzungen oder 
Schutzgebiete, denen Stimmen bewilligt werden, ihr Stimmrecht im 
Laufe aller Arbeiten dieser Konferenz ausüben können. 

Die Entscheidung soll sofort in Kraft treten und gültig bleiben, 
bis eine spätere Konferenz sie ändert. 

Für die nächste Konferenz sind die Anträge auf Zuteilung 
neuer Stimmen an Kolonien, Besitzungen oder Schutzgebiete, die dem 
Vertrage beigetreten sind, mindestens sechs Monate vor dem Zeitpunkte 
des Zusammentretens dieser Konferenz an das internationale Bureau 
zu richten. Diese Anträge werden sogleich den anderen vertrag- 
schließenden Regierungen mitgeteilt, die innerhalb einer Frist von 
zwei Monaten, von der Zustellung der Mitteilung an gerechnet, 
gleichartige Anträge stellen können. 

II. 

Jede vertragschließende Regierung kann sich das Recht vorbehalten, 
nach Umständen gewisse Küstenstationen zu bezeichnen, die von der 
durch Artikel 3 des Vertrages auferlegten Verpflichtung ausgenommen 
sein sollen, unter der Bedingung, daß vom Zeitpunkte der An- 
wendung dieser Maßnahme ab auf ihrem Gebiet eine oder mehrere 
Stationen eröffnet werden, die der Verpflichtung des Artikel 3 unter- 
worfen sind und den Funkentelegraphendicnst im Wirkungskreise 
der ausgenommenen Stationen in einer den Bedürfnissen des öffent- 
lichen Verkehrs genügenden Weise sicherstellen. Die Regierungen, 
die sich dieses Recht vorzubehalten wünschen, haben dies in der im 
zweiten Absätze des Artikel 16 des Vertrages vorgesehenen Form 
spätestens drei Monate vor dem Inkrafttreten des Vertrages oder, im 
Kalle späteren Beitritts, gleichzeitig mit dem Beitritt bekanntzugeben. 

Die nachbezeichneten Länder erklären schon jetzt, daß sie sich 
dieses Recht nicht vorbehalten werden: 

Deutschland, Vereinigte Staaten von Amerika, Argentinien, 
Österreich, Ungarn. Belgien, Brasilien, Bulgarien, Chile, 
Griechenland. Mexiko, Monaco, Norwegen, die Niederlande, 
Rumänien, Rußland, Schweden und Uruguay. 

III. 

Die Art und Weise der Ausführung der Bestimmungen des vorher- 
gehenden Artikels ist Sache der Regierung, die sich des Ausnahme- 
rechts bedient; diese Regierung hat volle Freiheit, von Zeit zu Zeit nach 
eigenem Ermessen zu bestimmen, wie viele und welche Stationen aus- 
genommen werden sollen. Sie "hat die gleiche Kreiheit, hinsichtlich 
der Art und Weise der Erfüllung der Bedingung, wonach andere der 
Verpflichtung des Artikel 3 unterworfene Stationen zu eröffnen sind, 
die den Kunkcntelegraphendienst im Wirkungskreise der ausgenom- 
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menen Stationen in einer den Bedürfnissen des öffentlichen Verkehrs 
genügenden Weise sicherstellen. 

IV. 

Es besteht Einverständnis darüber, daß, um die Fortschritte der 
Wissenschaft nicht zu hemmen, die Bestimmungen des Artikel 3 des 
Vertrages die etwaige Anwendung eines Funkentelegraphensystems 
nicht hindern, mittels dessen ein Verkehr mit anderen Systemen nicht 
möglich ist, vorausgesetzt indes, daß dies in der besonderen Natur 
des Systems begründet und nicht die Folge von Einrichtungen ist, 
die lediglich zur Verhinderung des Verkehrs mit anderen Systemen 
getroffen sind. 

V. 

Der Beitritt zum Vertrage seitens der Regierung eines Landes, das 
Kolonien, Besitzungen oder Schutzgebiete hat, schließt nicht den Beitritt 
seiner Kolonien, Besitzungen oder Schutzgebiete in sich, es sei denn, daß 
eine entsprechende Erklärung dieser Regierung vorliegt. Die Kolonien, 
Besitzungen und Schutzgebiete eines Landes können nach Maßgabe 
der Bestimmungen in den Artikeln 16 und 22 des Vertrages in ihrer 
Gesamtheit oder einzeln den Gegenstand eines besonderen Beitritts 
oder einer besonderen Kündigung bilden. 

Es besteht Einverständnis darüber, daß Stationen an Bord von 
Schiffen, deren Heimathafen in einer Kolonie, einer Besitzung oder 
einem Schutzgebiete liegt, als dieser Kolonie, Besitzung oder diesem 
Schutzgebiet unterstehend bezeichnet werden können. 

VI. 

Es wird von nachstehender Erklärung Kenntnis genommen: 
Die italienische Delegation muß bei Unterzeichnung des Vertrages 
den Vorbehalt machen, daß der Vertrag von Italien erst zu dem 
Zeitpunkte des Erlöschens seiner Verträge mit Marconi und dessen Ge- 
sellschaft ratifiziert werden kann, oder zu einem früheren Zeitpunkte, 
wenn die Regierung des Königs von Italien einen solchen durch Ver- 
handlungen mit Marconi und seiner Gesellschaft wird festsetzen können. 

VII. 

Falls einer oder mehrere der Hohen vertragschließenden Teile den 
Vertrag nicht ratifizieren, gilt dieser gleichwohl für die Teile, die ihn 
ratifiziert haben. 

Deß zu Urkund haben die unterzeichneten Bevollmächtigten das gegen- 
wärtige Schlußprotokoll aufgenommen, das dieselbe Kraft und dieselbe 
Gültigkeit haben soll , als wenn seine Bestimmungen in den Text des Ver- 
trages selbst, auf den es sich bezieht, aufgenommen worden wären, und 
sie haben dieses Schlußprotokoll in einem Exemplar unterzeichnet, das in 
den Archiven der Kaiserlich Deutschen Regierung verbleibt, und von dem 
jedem Teile eine Abschrift zugestellt werden wird. 

Geschehen zu Berlin, den 3. November 1906. 

(Unterschriften.) 



Digitized by Google 



7vS Entw. e. Gesetzes, betr. Abander d. Ges. ü. d. Telegraphenwesen usw. 



Ausführt! ngsübereinkunft. 
1. Einrichtung der Funkentelegraphenstationen. 

I. 

Die Wahl der funkentelegraphischen Apparate und Einrichtungen bei den 
Küsten- und Hordstationen ist frei. Die Einrichtung dieser Stationen soll 
möglichst den Fortschritten der Wissenschaft und der Technik entsprechen. 

IL 

Für den allgemeinen öffentlichen Verkehr werden zwei Wellenlängen» 
die eine von 300 in und die andere von 600 m zugelassen; jede diesem 
Verkehr dienende Küstenstation benutzt eine dieser beiden Wellenlängen. 
Jede Station muß imstande sein, während der ganzen Dauer der Dienst- 
stunden die mit ihrer Wellenlänge gegebenen Anrufe aufzunehmen; andere 
Wellenlängen dürfen bei ihr für den allgemeinen öffentlichen Verkehr nicht 
benutzt werden. Indessen kann jede Regierung auf einer Küstenstation den 
Gebrauch anderer Wellenlängen für den Verkehr auf große Entfernungen 
oder für einen den Bestimmungen des Vertrages gemäß eingerichteten, nicht 
dem allgemeinen öffentlichen Verkehr dienenden Betrieb zulassen, voraus- 
gesetzt , daß diese Wellenlängen nicht 600 m überschreiten oder daß sie 
größer als 1600 m sind. 

III. 

1. Die normale Wellenlänge für Bordstationen beträgt 300 m. Die 
Bordstationen müssen diese Welle zur Verfügung haben ; sie dürfen außer- 
dem noch andere Wellenlängen bis 600 m anwenden. 

2. Schiffe geringen Raumgehalts, die sachlich außerstande sind, mit 
ihren Einrichtungen eine Wellenlänge von 300 m zu erzielen, können er- 
mächtigt werden, eine geringere Wellenlänge zu benutzen. 

IV. 

1. Durch Vermittlung des internationalen Bureaus wird ein Verzeichnis 
der unter Artikel 1 des Vertrages fallenden Funkentelegraphenstationen auf- 
gestellt. Das Verzeichnis enthält für jede Station folgende Angaben: 

1. für die Küstenstationen Namen, Nationalität und geographische 
Lage; für die Bordstationen Namen, Nationalität, Unterscheidungs- 
zeichen des internationalen Signalbuchs und Heimatshafen des 
Schiffes; 

2. Rufzeichen (die Rufzeichen müssen aus Gruppen von drei Buch- 
staben bestehen und voneinander verschieden sein); 

3. normale Reichweite; 

4. funkentelegraphisches System; 

5. Art der Empfangsapparate (Schreib-, Hörapparate oder andere); 
0. Wellenlängen (die Normalwelle ist zu unterstreichen); 

7. Art des Verkehrs, dem die Station dient: 

allgemeiner öffentlicher Verkehr; 

beschränkter öffentlicher Verkehr (Verkehr mit den Schiffen 

mit den Schiffahrtslinien . . . mit den nach dem System 

ausgerüsteten Schiffen usw.); 
öffentlicher Verkehr auf weite Entfernung; 
Privatverkehr; 

besonderer Verkehr (ausschließlich amtlicher Verkehr); usw. 

8. Dienststunden ; 

9. Höhe der Küstengebühr oder der Bordgebühr. 
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2. In das Verzeichnis werden auch Angaben über andere als die im 
Artikel 1 des Vertrages aufgeführten funkentelegraphischen Stationen auf- 
genommen, soweit die betreffende Verwaltung sie dem internationalen Bureau 
mitteilt. 

V. 

Der Austauch überflüssiger Zeichen und Wörter ist den im Artikel 1 
des Vertrages bezeichneten Stationen untersagt. Versuche und Übungen 
dürfen bei diesen Stationen nur insoweit stattfinden , als sie den Betrieb 
anderer Stationen nicht stören. 

VI. 

1. Keine Bordstation darf ohne Genehmigung der Regierung, der das 
Schiff untersteht, durch einen Privatunternehmer errichtet oder betrieben 
werden. Die Genehmigung bildet den Gegenstand einer von der Regierung 
erteilten Lizenz. 

2. Jede genehmigte Bordstation hat folgenden Bedingungen zu entsprechen : 

a) das angewandte System muß ein solches mit Abstimmung sein ; 

b) die Sende- und Empfangsgeschwindigkeit darf unter gewöhnlichen 
Umständen nicht hinter 12 Wörtern zu 5 Buchstaben in der Minute 
zurückbleiben; 

c) die dem funkentelegraphischen Apparat zugeführte Kraft darf unter 
normalen Verhältnissen ein Kilowatt nicht übersteigen. Eine größere 
Kraft kann angewandt werden, wenn das Schiff auf eine Ent- 
fernung von mehr als 300 km von der nächsten Küstenstation 
Nachrichten auszutauschen hat oder wenn infolge von Hindernissen 
die Übermittlung sich nur durch einen vermehrten Kraftaufwand 
ermöglichen läßt. 

3. Die Bordstation muß durch einen Telegraphisten bedient werden, der 
ein von der Regierung, der das Schiff untersteht, ausgestelltes Zeugnis 
besitzt. Das Zeugnis stellt den Befähigungsnachweis des Telegraphisten 
fest in bezug auf : 

a) die Einstellung der Apparate, 

b) die Übermittlung und die Aufnahme nach dem Gehör mit einer 
Geschwindigkeit von mindestens 20 Wörtern in der Minute, 

C) die Kenntnis der Bestimmungen über den funkentelegraphischen 
Nachrichtenaustausch. 

4. Außerdem wird durch das Zeugnis festgestellt, daß die Regierung 
den Telegraphisten auf das Telegraphengeheimnis verpflichtet hat. 

VII. 

1. Wenn eine Verwaltung erfährt, daß bei einer mit ihrer Genehmigung 
betriebenen Station gegen den Vertrag oder die Ausführungsubereinkunft ver- 
stoßen worden ist. ermittelt sie die Tatsachen und stellt die Schuldigen fest. 

Fällt bei einer Bordstation die Schuld auf den Telegraphisten, so trifft 
die Verwaltung die erforderlichen Maßnahmen und zieht gegebenenfalls das 
Zeugnis zurück. Wenn festgestellt wird, daß der Verstoß auf den Zustand 
der Apparate oder auf dem Telegraphisten erteilte Weisungen zurückzu- 
führen ist, so wird in Ansehung der dem Schiff bewilligten Lizenz ebenso 
verfahren. 

2. Sind im Falle wiederholter Zuwiderhandlungen seitens desselben 
Schiffes die bei der zuständigen Verwaltung von einer andern Verwaltung 
erhobenen Vorstellungen ohne Erfolg geblieben, so kann diese nach vorauf- 
gegangener Ankündigung ihre Küstenstationen ermächtigen, die von dem 
fraglichen Schiff ausgehenden Nachrichten nicht mehr anzunehmen. Bei 
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Meinungsverschiedenheiten zwischen den beiden Verwaltungen wird auf 
Verlangen einer derselben die Frage einem Schiedsgericht unterbreitet. Das 
Verfahren richtet sich nach Artikel 18 des Vertrages. 

2. Dienststunden der KQstenstatlonen. 

VIII. 

1, Bei den Küstenstationen besteht möglichst ununterbrochener Tages- 
und Nachtdienst. 

Gewisse Küstenstationen können jedoch beschränkten Dienst abhalten. 
Jede Verwaltung setzt die" Dienststunden fest. 

2. Küstenstationen mit beschränktem Dienste dürfen erst schließen, nach- 
dem sie alle vorliegenden Funkentelcgramme an die Schiffe innerhalb ihrer 
Reichweite befördert und alle von solchen Schiffen angemeldeten Funken- 
telegramme aufgenommen haben. Diese Bestimmung gilt auch, wenn Schiffe 
ihre Gegenwart vor der wirklichen Beendigung der Arbeit ankündigen. 

3. Abfassung und Aufgabe der Funkentelegramme. 

IX. . 

Ein Funkentelegramm , das Telegraphenlinien oder Funkentelegraphcn- 
stationen einer dem Vertrage nicht beigetretenen Regierung berührt, kann 
weiterbefördert werden, wenn die Verwaltungen, denen diese Linien oder 
Stationen unterstehen, erklärt haben, gegebenenfalls wenigstens die für die 
regelrechte Beförderung der Funkentelegramme unerläßlichen Bestimmungen 
des Vertrages und der Ausführungsübereinkunft anwenden zu wollen, und 
wenn die Abrechnung gesichert ist. 

X. 

1. Die Funkentelegramme erhalten im Kopf den Dienstvermerk »Radio«. 

2. Bei der Übermittlung der Funkentelcgramme von Bordstationen nach 
Küstenstationen wird von der Angabe des Tages und der Stunde der Auf- 
lieferung im Kopfe abgesehen. 

Bei der Weiterbeförderung auf dem Telegraphennetz gibt die Küsten- 
station als Aufgabeanstalt ihren Namen, dahinter den des Schiffes und als 
Aufgabezeit die Zeit des Empfanges an. 

XI. 

Die Adresse der Funkentelegramme an Schiffe in See muß möglichst 
vollständig sein ; sie hat zu enthalten : 

a) den Namen des Empfängers mit etwaigen ergänzenden Zusätzen ; 

b) den Namen des Schiffes, wie er in dem Verzeichnis aufgeführt ist. 
unter Hinzufügung der Nationalität und, im Falle von Namens- 
gleichheit, des Unterscheidungszeichens nach dem internationalen 
Signalbuch; 

c) den Namen der Küstenstation, wie er in dem Verzeichnis auf- 
geführt ist. 

4. Gebuhrenberechnung. 

XII. 

Die Küstengebühr darf 6o Centimes für das Wort, die Bordgebühr 
40 Centimes für das Wort nicht übersteigen. 



Digitized by Google 



Entw. e. Gesetzes, betr. Abänder. d. Ges. ü. d. Telegraphenwesen usw. 81 



Für die Küstengebühr oder die Bordgebühr kann ein Mindestbetrag 
festgesetzt werden , der die Küsten- oder Bordgebühren für ein Tele- 
gramm von 10 Wörtern nicht übersteigen darf. 

XIII. 

Das Land, auf dessen Gebiet eine Küstenstation errichtet ist, die den 
Austausch von Funkentelegrammen zwischen einer Bordstation und einem 
andern Lande vermittelt, wird hinsichtlich der Gebührenberechnung als Ur- 
sprungs- oder als Bestimmungsland dieser Funkentelcgramme angesehen und 
nicht als Durchgangsland. 

5. Gebührenerhebung. 

XIV. 

Die Gesamtgebühr der Funkentelegramme wird vom Absender erhoben» 
Die Bordstationen sollen zu diesem Zwecke die erforderlichen Tarife 
besitzen. Sie können jedoch über die Taxierung von Funkentelegrammen, 
für die sie nicht alle erforderlichen Angaben besitzen, bei den Küsten- 
stationen Auskunft einholen. 



6. Übermittlung der Funkentelegramme. 

a. Übermittlungszeichen. 
XV. 

Für die Übermittlung werden die Zeichen |des internationalen Morse- 
alphabets angewendet. 

XVI. 

In Seenot befindliche Schiffe gebrauchen das Zeichen 

• • • mm mm mm • • • . 

das in kurzen Zwischenräumen wiederholt wird. 

Sobald eine Station das Notsignal wahrnimmt, muß sie alle andere 
Korrespondenz unterbrechen und darf sie erst wieder aufnehmen, nachdem 
sie die Gewißheit erlangt hat, daß die durch den Hilferuf veranlaßte Korre- 
spondenz beendet ist. 

Fügt das Schiff in Seenot am Schlüsse der Reihe von Notzeichen das 
Rufzeichen einer bestimmten Station hinzu, so hat nur diese den Ruf zu 
beantworten. Fehlt die Angabe einer bestimmten Station in dem Hilferufe, 
so hat jede das Notsignal empfangende Station die Verpflichtung, sich zu 
melden. 



XVII. 



i. Der Zusatz 



»•PRB« zu dem Rufzeichen bedeutet, daß das Schiff oder die Station, von 
der der Ruf ausgeht, mit der angerufenen Station unter Benutzung des 
internationalen Signalbuchs zu verkehren wünscht. Die Anwendung der 
Buchstabengruppe PRB als dienstliche Angabe ist für jeden anderen als 
den vorbezeichneten Zweck verboten. 

2. Die Funkentelegramme können mit Hilfe des internationalen Signal- 
buchs abgefaßt werden. 

Sind sie an eine funkcntelegraphische Station zum Zweck der Weiter- 
beförderung gerichtet, so werden sie von dieser Station nicht übersetzt. 
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b. Reihenfolge der Übermittlung. 
Will. 

Zwischen zwei Stationen werden die Funkentelegramme gleichen Ranges 
einzeln abwechselnd oder auf Verlangen der Küstenstation in Reihen von 
mehreren Telegrammen übermittelt, vorausgesetzt, daß die Dauer der Über- 
mittlung jeder Reihe 20 Minuten nicht überschreitet. 

c. Verfahren beim Anruf der Stationen und bei der Über- 
mittlung der Funkentelegramme. 

XIX. 

1. Die Bordstation ruft in der Regel die Küstenstation an. 

2. Der Anruf darf in der Regel nur erfolgen, wenn das Schiff in 
einer Entfernung von weniger als 75 °/ 0 der normalen Reichweite der 
Küstenstation sich befindet. 

3. Vor dem Anruf muß die Bordstation ihre Empfangsvorrichtung so 
empfindlich wie möglich einstellen und sich vergewissern, daß die anzu- 
rufende Küstenstation mit niemand in Verkehr steht. Ergibt sich, daß eine 
Übermittlung im Gange ist, so wartet die Bordstation die erste Unter- 
brechung ab. 

4. Die Bordstation ruft mit der Normalwelle der Küstenstation an. 

5. Wenn trotz dieser Vorsichtsmaßregeln eine öffentliche funkentele- 
graphische Nachrichtenübermittlung gestört wird, ist der Anruf auf das 
erste Verlangen einer dem öffentlichen Verkehr dienenden Küstenstation 
einzustellen. Diese Station hat alsdann die voraussichtliche Dauer der 
Wartezeit anzugeben. 

XX. 

1. Der Anruf setzt sich zusammen aus dem Zeichen 

mmm • mm • mm . 

dem dreimal wiederholten Rufzeichen der anzurufenden Station, dem Worte 
»de« und dem dreimal wiederholten Rufzeichen der gebenden Station. 

2. Die angerufene Station meldet sich mit dem Zeichen 

mmm • mm • mm 
dem dreimal wiederholten Rufzeichen der rufenden Station, dem Worte 
»de« . dem eigenen Rufzeichen und dem Zeichen 

mm • mm. 

XXI. 

Wenn eine Station den mit Pausen von zwei Minuten dreimal wieder- 
holten Anruf (Art. XX) nicht beantwortet, so darf dieser erst nach 7 2 Stunde 
wiederholt werden, nachdem die rufende Station sich vergewissert hat, daß 
kein funkentelegraphischer Verkehr im Gange ist. 

XXII. 

1. Sobald die Küstenstation geantwortet hat, gibt die Bordstation an: 

a) die Entfernung des Schiffes von der Küstenstation in Seemeilen, 

b) die wahre Peilung in Graden von o bis 360, 

c) den wahren Kurs in Graden von o bis 360, 

d) die Schnelligkeit in Seemeilen, 

e) die Zahl der Wörter, die sie zu übermitteln hat. 

2. Die Küstenstation gibt in ihrer Antwort die Zahl der Wörter an, 
die sie nach dem Schiff zu übermitteln hat. 

3. Wenn die Übermittlung nicht sogleich beginnen kann, teilt die Küsten- 
station der Bordstation die ungefähre Dauer der Wartezeit mit. 
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XXIII. 

Wird eine Küstenstation von mehreren Bordstationen angerufen, so ent- 
scheidet sie über die Reihenfolge, in der die Bordstationen ihre Korrespon- 
denzen abwickeln sollen. 

Hierbei ist für die Küstenstation lediglich der Gesichtspunkt maßgebend, 
daß jeder beteiligten Station Gelegenheit gegeben werden soll , die größt- 
mögliche Zahl von Funkentelegrammen auszutauschen. 

XXIV. 

Vor Beginn des Telegrammaustausches teilt die Küstenstation der Bord- 
station mit, ob die Übermittlung der Telegramme einzeln abwechselnd oder 
in Reihen (Art. XVIII) erfolgen soll; sie beginnt sodann die Übermittlung 
oder gibt das Zeichen. 

m—m • mmm 

(Aufforderung zum Geben). 

XXV. 

Die Übermittlung wird durch das Zeichen 

mmm t 

eingeleitet und durch das Zeichen 

• mmm • mmm • 

mit nachfolgendem Rufzeichen der gebenden Station beendet. 

XXVI. 

Enthält das zu übermittelnde Funkentelegramm mehr als 40 Wörter, so 
unterbricht die gebende Station nach jeder Gruppe von etwa 20 Wörtern die 
Übermittlung durch ein Fragezeichen 

• • mmm mmm m • 

und setzt sie erst fort, nachdem ihr die Empfangsstation das letzte gut 
erhaltene Wort unter Hinzufügung eines Fragezeichens wiederholt hat. 

Bei der Beförderung in Reihen wird nach jedem Telegramm Quittung 
erteilt. 

XXVII. 

1. Werden die Zeichen undeutlich, so ist mit allen möglichen Hilfs- 
mitteln zu versuchen, die Übermittlung zu Ende zu führen. Zu diesem Zweck 
wird das Funkentelegramm auf Wunsch der Empfangsstation höchstens 
dreimal wiederholt. Bleiben die Zeichen trotz dieser dreimaligen Übermittlung 
immer noch unleserlich, so wird das Telegramm zurückgezogen. Kommt 
die Empfangsbestätigung nicht an, so ruft die gebende Station die Empfangs- 
station von neuem. Erfolgt auf drei Anrufe keine Antwort, so wird die 
Übermittlung eingestellt. 

2. Glaubt die Empfangsstation, daß das Telegramm trotz des mangel- 
haften Empfangs ausgehändigt werden kann, so setzt sie hinter den Kopf 
des Telegramms den dienstlichen Vermerk »Rcception douteuse« und gibt 
es weiter. 

XXVIII. 

Sämtliche Stationen sind verpflichtet, den Telegrammaustausch mit der 
geringsten Energie, die für eine gute Verständigung aufgewandt werden 
muß. zu bewirken. 

d. Quittung und Schlußzeichen. 
XXIX. 

1. Die Quittung erfolgt in der durch die Ausführungsübereinkunft zum 
internationalen Telegraphenvertrage vorgeschriebenen Form, der das Ruf- 
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zeichen der gebenden Station vorangesetzt und das der empfangenden Station 
am Schlüsse hinzugefügt wird. 

2. Der Schluß des Verkehrs zwischen zwei Stationen wird von jeder 
Station durch das Zeichen 

• • • mmm 

und das eigene Rufzeichen ausgedrückt. 

e. Leitung der Funkentelegramme. 

XXX. 

1. Als Grundsatz gilt, daß die Bordstation ihre Funkentelegramme an 
die nächste Küstenstation abgibt. 

2. Der Absender an Bord kann jedoch die Küstenstation bestimmen, 
durch die sein Telegramm befördert werden soll. 

Die Bordstation wartet dann, bis diese Küstenstation die nächste ist. 
Ist dies nicht ausführbar, so wird dem Verlangen des Absenders nur ent- 
sprochen, wenn die Übermittlung ohne Störung des Betriebes anderer 
Stationen geschehen kann. 

7. Zustellung der Funkentelegramme am Bestimmungsorte. 

XXXI. 

Wenn ein auf einem Schiffe in See aufgeliefertes Funkentelegramm dem 
Empfänger aus irgendeinem Grunde nicht zugestellt werden kann, so wird 
eine Unbestcllbarkeitsmeldung abgelassen und, wenn möglich, dem Schiffe 
zugeführt. Kann ein bei einer Bordstation angekommenes Telegramm nicht 
bestellt werden, so teilt die Bordstation dies der Ursprungsanstalt durch 
dienstliche Meldung mit. Die Meldung wird, soweit möglich, der Küsten- 
station zugeführt, die das Funkentelegramm im Durchgang befördert hat, 
sonst der nächsten Küstenstation. 

XXXII. 

.«Hat sich das Schiff, für welches ein Funkentelcgramm bestimmt ist, 
innerhalb der vom Absender bestimmten Frist oder beim Fehlen einer solchen 
Bestimmung bis zum Morgen des 29. Tages bei der Küstenstation nicht 
gemeldet, so gibt diese dem Absender Nachricht. 

Dieser kann durch eine telegraphisch oder brieflich an die Küstenstation 
gerichtete gebührenpflichtige Dienstnotiz verlangen, daß sein Telegramm 
weitere 30 Tage zur Übermittlung an das Schiff bereitgehalten werde usf. 
In Frmangelung eines solchen Verlangens wird das Telegramm am Ende des 
30. Tages (den Tag der Aufgabe nicht mitgerechnet) als unbestellbar zurück- 
gelegt. 

Hat jedoch die Küstenstation die Gewißheit, daß das Schiff ihren Wir- 
kungsbereich verlassen hat. bevor ihm das Funkentelegramm zugeführt 
werden konnte, so benachrichtigt sie den Absender davon. 

8. Besondere Telegramme. 

XXXIII. 

Unzulässig sind : 

a) Telegramme mit vorausbezahlter Antwort, 

b) telegraphische Postanweisungen, 

c) Telegramme mit Vergleichung, 

d) Telegramme mit Empfangsanzeige. 

e) nachzusendende Telegramme, 
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f) gebührenpflichtige Diensttelegramme, außer soweit es sich um die 
Beförderung auf den Linien des Telegraphennetzes handelt, 

g) dringende Telegramme, außer soweit es sich um die Beförderung 
auf den Linien des Telegraphennetzes nach Maßgabe der Aus- 
führungsübereinkunft zum internationalen Telcgraphenvertrage 
handelt, 

h) durch besonderen Boten oder durch die Post zu bestellende Tele- 
gramme. 

9. Aufbewahrung des Telegrammaterials. 

XXXIV. 

Die Urschriften der Funkentelegramme und die darauf Bezug habenden, 
von den Verwaltungen oder Privatunternehmungen zurückbehaltenen Belege 
werden wenigstens 12 Monate, von dem auf den Aufgabemonat folgenden 
Monat an gerechnet, unter Beachtung aller für die Geheimhaltung er- 
forderlichen Maßnahmen aufbewahrt. 

Diese Urschriften und Belege werden, soweit möglich, mindestens einmal 
monatlich von den Bordstationen der Verwaltung des Staates, dem sie 
unterstehen , übersandt. 

10. Absetzung und Erstattung von Gebühren. 

XXXV. 

1. Hinsichtlich der Absetzung und Erstattung von Gebühren gelten 
die Bestimmungen der Ausführungsübereinkunft zum internationalen Tele- 
graphenvertrage mit den in Artikel XXXIII dieser Ubereinkunft angegebenen 
Einschränkungen und unter folgenden Vorbehalten: 

Die auf die funkentelegraphische Beförderung verwandte Zeit sowie die 
Zeit, während der ein Funkentelegramm bei der Küsten- oder Bordstation 
lagert, zählen bei den für die Absetzung und Erstattung von Gebühren 
maßgebenden Fristen nicht mit. 

Die Gebührenerstattung wird von den an der Beförderung des Funken- 
telegramms beteiligten Verwaltungen oder Privatunternehmungen getragen, 
indem eine jede auf ihren Gebührenanteil verzichtet. Funkentelegramme 
indessen, auf welche die Artikel 7 und 8 des Petersburger Vertrages An- 
wendung finden, bleiben den Bestimmungen der Ausführungsübereinkunft 
zu diesem Vertrage unterworfen, ausgenommen den Fall, daß die Annahme 
dieser Funkcntelegramme auf einem Dienstversehen beruht. 

2. Hat die gebende Station keine Quittung über das Funkentelegratnm 
erhalten, so wird die Gebühr nur erstattet, wenn festgestellt worden ist, 
daß das Funkentelegramm Anlaß zur Gebührenerstattung gibt. 

It. Abrechnung. 

XXXVI. 

1 . Die Küsten- und Bordgebühren werden in die durch die Ausführungs- 
übereinkunft zum internationalen Telegraphenvertrage vorgesehenen Abrech- 
nungen nicht aufgenommen. 

Die Rechnungen über diese Gebühren werden zwischen den Verwaltungen 
der beteiligten Regierungen ausgeglichen. Sie werden von den Verwaltungen 
aufgestellt, denen die Küstenstationen unterstehen, und den beteiligten Ver- 
waltungen übersandt. 
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2. Für die Beförderung eines Funkentelegramms auf den Linien des 
Telegraphennetzes gelten hinsichtlich der Abrechnung die entsprechenden 
Bestimmungen der Ausführungsübereinkunft zum internationalen Telegraphen- 
vertrage 

3. Für Funkentelegramme von Schiffen werden die an Bord erhobenen 
Küsten- und gewöhnlichen Telegrammgebühren von der Verwaltung, der die 
Küstenstation untersteht, der Verwaltung, welche für die Bordstation zu- 
ständig ist, zur Last geschrieben. 

Für Funkentelegramme nach Schiffen werden die Küsten- und Bord- 
gebühren unmittelbar der Verwaltung, die die Gebühren vereinnahmt hat, 
von der für die Küstenstation zuständigen Verwaltung zur Last gochrieben. 
Diese vergütet die Bordgebühr an die Verwaltung weiter, der das Schiff 
untersteht. 

Wenn jedoch die Verwaltung, welche die Gebühren erhoben hat, dieselbe 
ist wie die, der die Bordstation untersteht, wird die Bordgebühr von der 
für die Küstenstation zuständigen Verwaltung nicht in Schuld gestellt. 

4. In die monatlichen Rechnungen, auf Grund deren die besondere Ab- 
rechnung über die Funkentelegramme erfolgt, werden die Funkentelegramme 
einzeln mit allen erforderlichen Angaben aufgenommen. Die Rechnungen 
werden binnen sechs Monaten, von dem Monat an, auf den sie sich be- 
ziehen, aufgestellt. 

5. Die Regierungen behalten sich das Recht vor, untereinander und mit 
Privatgesellschaften (Unternehmern, die Funkentelegraphenstationen betreiben. 
Schiffahrtsgesellschaften usw.) besondere Vereinbarungen hinsichtlich der 
Einführung eines anderen Abrechnungsverfahrens zu treffen. 

12. Internationales Bureau. 

XXXVII. 

Das internationale Bureau der Telegraphenverwaltungen wird, vorbehalt- 
lich der Zustimmung der Schweizerischen Bundesregierung und der Ge- 
nehmigung des Internationalen Telegraphenvereins, mit den im Artikel 13 
des Vertrages festgesetzten Obliegenheiten beauftragt werden. 

Die Mehrausgaben, welche dem Bureau durch die Bearbeitung der 
Funkentelegraphenangelegenheiten erwachsen, dürfen 40000 Frank im Jahre 
nicht überschreiten, die durch eine internationale Konferenz veranlaßtcn be- 
sonderen Kosten nicht mitgerechnet. 

Diese Ausgaben bilden den Gegenstand einer besonderen Abrechnung 
nach Maßgabe der Bestimmungen der Ausführungsübereinkunft zum inter- 
nationalen Telegraphenvertrage. Bis zum Zusammentritt der nächsten Kon- 
ferenz teilt jede vertragschließende Regierung dem internationalen Bureau 
mit, in welche Klasse sie eingereiht sein will. 

XXXVIII. 

Die verschiedenen Verwaltungen übermitteln dem internationalen Bureau 
eine Übersicht nach dem anliegenden Muster, welche für die im Artikel IV 
der Ausführungsübereinkunft bezeichneten Stationen die darin aufgeführten 
Angaben enthält. Vorkommende Änderungen und Ergänzungen teilen die 
Verwaltungen dem internationalen Bureau zwischen dem 1. und 10. eines 
jeden Monats mit. Auf Grund dieser Mitteilungen fertigt das internationale 
Bureau ein auf dem laufenden zu haltendes Verzeichnis. Das Verzeichnis 
und seine Nachträge werden gedruckt und den beteiligten Verwaltungen 
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geliefert; an das Publikum können sie zum Selbstkostenpreise abgegeben 
werden. 

Das internationale Bureau wacht darüber, daß die Festsetzung gleich- 
lautender Rufzeichen für die Funkentelegraphenstationen vermieden wird. 

13. Verschiedenes. 

XXXIX. 

Die Verwaltungen erleichtern den von ihnen genehmigten Schi Ü s- 
nachrichtenbureaus den Bezug der Nachrichten über Schiffsschäden und See- 
unfälle und sonstiger Nachrichten von allgemeinem Interesse für die Schiff- 
fahrt, soweit die Nachrichten von den Küstenstationen regelmäßig mitgeteilt 
werden können. 

XL. 

Der Verkehr zwischen den im Artikel 1 des Vertrages bezeichneten Bord- 
stationen soll sich so abwickeln, daß der Betrieb der Küstenstationen da- 
durch nicht gestört wird. Letzteren gebührt im allgemeinen der Vorrang 
für den öffentlichen Nachrichtenverkehr. 

XLI. 

1. Soweit nicht besondere Abkommen zwischen den Beteiligten getroffen 
sind, finden die Bestimmungen dieser Übereinkunft sinngemäß auf den funken- 
telegraphischcn Verkehr zwischen Schiffen in See mit folgenden Ausnahmen 
Anwendung: 

a) Art. XIV. Die dem gebenden Schiffe zukommende Bord- 
gebühr wird vom Absender, die dem aufnehmenden Schiffe zu- 
kommende vom Empfänger erhoben; 

b) Art. XVIII. Die Reihenfolge der Beförderung wird in jedem 
Falle von den miteinander in Verkehr tretenden Stationen vereinbart; 

c) Art. XXXVI. Die Gebühren für solche Funkentelegramme 
erscheinen nicht in den durch diesen Artikel vorgesehenen Ab- 
rechnungen: diese Gebühren verbleiben den Verwaltungen, die sie 
vereinnahmt haben. 

2. Die Weiterbeförderung der zwischen den Schiffen in See ausgetauschten 
Funkentelegramme unterliegt besonderen Vereinbarungen der Beteiligten. 

XLII. 

Soweit die Bestimmungen der Ausführungsübereinkunft zum internatio- 
nalen Telegraphenvertrage nicht im Widerspruch mit dieser Übereinkunft 
stehen, finden sie auf die funkentelegraphische Korrespondenz sinngemäß 
Anwendung. 

Gemäß Artikel 1 1 des Vertrages von Berlin tritt diese Ausführungs- 
ubereinkunft am 1. Juli 1908 in Kraft. 

Deß zu L'rkund haben die Bevollmächtigten die Ausführungsübereinkunft 
in einem Exemplar unterzeichnet, das in den Archiven der Kaiserlich 
Deutschen Regierung verbleibt und von dem jedem Teile eine Abschrift 
zugestellt werden wird. 

Geschehen zu Berlin, den 3. November 1906. 

(Unterschriften.) 
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(Anlage zu Artikel XXXVIII der Ausführungsübereinkunfi 
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INHALT: Der Kaiser und die Postbauten, S 89. — Die Verstaatlichung des Fern- 
sprechwesens in Italien, S. 92. — Die Wegweiser der Meeresstraßen, S. 98. 

Kleine Mitteilungen: Die Eisenbahnen Deutschlands im Rechnungsjahre 1906, S. 103. — 
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Zacharias und Heinicke, Praktisches Handbuch der drahtlosen Telegraphie und 
Telephonie, S. 109. — Schmitz-Mancy, Prof. Dr. M., Handelswege und Verkehrs- 
mittel der Gegenwart, S. III. 



Der Kaiser und die Postbauten. 

Professor Dr. Paul Seidel. Dirigent der Kunstsammlungen in den 
Königlichen Schlössern und Direktor des Hohenzollern-Museums in Berlin, 
hat neuerdings unter der Aufschrift: »Der Kaiser und die Kunst« ein 
Prachtwerk herausgegeben, das wegen seines eigenartigen Inhalts nicht 
nur für den Künstler von hervorragender Bedeutung ist, sondern auch 
geeignet sein dürfte, das lebhafteste Interesse jedes Laien zu erregen. 
Professor Seidel hat sich nämlich in seinem Werke die Aufgabe gestellt, 
die Tätigkeit Kaiser Wilhelms II. auf dem Gebiete der Kunst dadurch zu 
kennzeichnen, daß er die Absichten des Kaisers in bezug auf die von Ihm 
erstrebten Ziele soviel als möglich aus des Kaisers eigenen Worten klarzu- 
legen versucht. Als Quellen haben ihm dabei auf Allerhöchsten Befehl 
?amtliche in Frage kommenden Akten und vom Kaiser bearbeiteten Pläne 
bei den verschiedenen Kabinetten. Ministerien, Reichsämtern usw. zur Ver- 
fügung gestanden. Das Werk ist im Verlage von Alfred Schall in Berlin 
erschienen. Seine geschmackvolle äußere Ausstattung legt ein beredtes 
Zeugnis für die Leistungsfähigkeit der Reichsdruckerei ab, die den Druck 
des Werkes besorgt hat. 

In der Einleitung weist Professor Seidel darauf hin. daß kein Vor- 
gang von Bedeutung im öffentlichen Kunstleben dem scharfen Auge des 
Herrschers entgehe, wie bei Ihm alle Adern der Kunsttätigkeit in den ver- 
schiedenen Ressorts der Staatsverwaltung zusammenlaufen, um, mit frischem 
Blute erfüllt, bis in die fernsten Teile des Reichs dem Kunstschaffen neues 
Leben einzuflößen. Ferner hebt er hervor, welche Anregung und welche 
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Weckung des Ehrgeizes für alle Beteiligten allein in dem Bewußtsein liege, 
daß jeder Entwurf von irgendwelcher Bedeutung, sei es für eine neue 
Kirche, einen Bahnhof, ein Postgebäude oder ein Denkmal, erst dem 
Herrscher vorgelegt werden muß, um einer scharfen Prüfung unterzogen 
zu werden, ob er in bezug auf Schönheit, Reinheit des Stiles und Zweck- 
mäßigkeit für den in Aussicht genommenen Platz eine Daseinsberechti- 
gung hat. 

Im einzelnen werden dann die Beziehungen des Kaisers zur Baukunst, 
zur Gartenkunst und Waldkultur, zur Bildhauerkunst, zur Malerei nebst 
Bühnendekoration und Kostümkunde, zur Kunst in der Marine, zum Kunst- 
gewerbe und zur Entwicklung der Fahnen und Standarten des Heeres ein- 
gehend besprochen. In dem den größten Raum einnehmenden Teile über 
die Baukunst widmet der Ycr fasser einen besonderen Abschnitt den Bauten 
der Reichspost. 

Wie wir unsern Lesern schon früher (Archiv 1892, S. 366/367) mit- 
geteilt haben, hat Kaiser Wilhelm II. bald nach seinem Regierungsantritte 
die Anordnung getroffen, daß Ihm die Baupläne für die neu zu errichtenden 
größeren Post- und Telegraphen-Dienstgebäude vor der endgültigen Fest- 
stellung und vor Einbringung in die Etatsberatungen des Bundesrats und 
des Reichstags jedesmal zur Genehmigung vorzulegen sind. Die mit Ver- 
merken des Kaisers versehenen Zeichnungen werden bei dem Reichs -Post- 
amte, zu einer besonderen Sammlung vereinigt, aufbewahrt. Diese Samm- 
lung hat auch dem Professor Seidel bei seinen Ausführungen über die 
Beziehungen des Kaisers zu den Postbauten als Grundlage gedient. Bei 
dem großen Interesse, das wir bei unseren Lesern besonders für diesen Teil 
des Prachtwerkes voraussetzen dürfen, geben wir daraus das Nachstehende 
wieder. 

Unter den architektonischen Unternehmungen des Staates sind die Bauten 
der Reichspost deswegen von besonderer Bedeutung, weil sie sich, wie kein 
anderer staatlicher Bau, dem Wesen der einzelnen Stadt oder Ortschaft ein- 
gliedern, so daß in ihnen der Pulsschlag des Lebens und Treibens in allen 
seinen Eigentümlichkeiten und Besonderheiten, wie sonst nirgendwo, in 
die Erscheinung tritt. Darum legt gerade bei den Postgebäuden der Kaiser 
besonderen Wert darauf, daß sie den baulichen Charakter ihrer Umgebung 
möglichst rein zum Ausdruck bringen; wiederholt hat Er Gelegenheit ge- 
nommen, Seiner Befriedigung »besonderen Ausdruck darüber zu 
geben, daß die Entwürfe dem Charakter und den Eigentümlich- 
keiten der für die Bauten in Aussicht genommenen Städte Rech- 
nung tragen und dabei jede Schabionisierung der Projekte 
vermieden worden ist«. 

Auch in den einzelnen Entwürfen ist, wie Professor Seidel hervorhebt, 
das Bestreben des Reichs- Postamts , die Allerhöchsten Absichten zur Aus- 
führung zu bringen, vom Kaiser wiederholt und glänzend anerkannt worden. 
Urteile, wie »sehr schön«, »sehr geschmackvoll«, »sehr stil- 
gerecht« kehren neben »gut« oder »einverstanden« häufig wieder, 
auch wenn der Kaiser Sich dabei zu Ausstellungen in den Einzelheiten 
veranlaßt fühlt. 

Der Verfasser hat aus 61 (bis 1904) dem Kaiser vorgelegten und von 
Ihm kritisierten Entwürfen zu Postgebäuden eine Auswahl von eigen- 
händigen Randbemerkungen des Kaisers getroffen, die er im Wortlaute 
veröffentlicht, weil sie — wie er sagt — besser, als jede Schilderung es 
vermag, die Arbeitsweise des Kaisers und die Art Seiner Kritik erkennen 
lassen. 
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Die Randbemerkung Seiner Majestät auf der Zeichnung der Fassade zu 
einem Postgebäude in Memel ist unseren Lesern aus der erwähnten Mit- 
teilung im Jahrgange 1892 schon bekannt. Von den anderen im Seideischen 
Werke veröffentlichten Allerhöchsten Vermerken seien hier die folgenden 
wiedergegeben. 

Zu dem im gotischen Charakter des alten Straßburgs entworfenen Haupt- 
postgebäude, das seinen Platz inmitten der überwiegend im Renaissancestile 
gebauten Staatsgebäude des nach dem Falle der engeren Festungswälle ent- 
standenen neuen Straßburgs erhalten hat, schreibt der Kaiser: »Einver- 
standen. 18. VI. 95. Wilhelm I. R. Der Entwurf ist ebenso vor- 
nehm in der Auffassung als gelungen im Stil. Er wird eine 
sehr geeignete Unterbrechung in dem Renaissancestil der anderen 
Gebäude erreichen.« Zu dem Entwürfe für das Posthaus in Güsten 
(Anhalt) bemerkt der Kaiser: »Gerade Fenster Verschlüsse sind 
gotisch richtiger, wenn kein Spitzbogen genommen wird. Sonst 
einverstanden! Entwurf ist geschmackvoll und einfach.« Gegen 
die runden Fensterbogen wendet sich auch ein Allerhöchster Vermerk auf 
dem im gotischen Stile gehaltenen Entwürfe für das Posthaus in Geeste- 
münde: »Zum gotischen Stile gehören gerade Fenster oder 
Bogenfenster, aber keine runden Bogen.« 

Auf dem Entwürfe zu einem Posthaus in Uelzen findet sich folgender 
Vermerk: »Die Rosetten würden nach gotischen Vorbildern viel- 
leicht besser gleich mit in den Rahmen des Fensters einge- 
schlossen werden. Die schrägen Fenstergesi msc würden — 
wenn nicht zu teuer — sich gut in glasierten Ziegeln aus- 
nehmen. Einverstanden.« 

Bei dem Fernsprechgebäude in Cöln, Cäcilienstraße, ordnet der Kaiser 
eine Änderung der nicht stilgemäßen runden Schilde in dreieckige an und 
bemerkt außerdem: »Wenn das Maßwerk aus festem Gestein an 
den Fenstern ist, braucht der Backsteinbogen nicht zu sein. 
Das Maßwerk mit der mittleren Säule muß das Fenster tragen. 
Der Bogen ist unschön und kommt im gotischen Stil nicht vor.« 

Auf einem Entwürfe zu einem Postgebäude für Hannover- Linden heißt 
es: »Die Front des Hauses sieht nicht gotisch genug aus und 
sticht ab gegen den schönen, streng gotisch gehaltenen Giebel.« 
Zu dem geplanten Erweiterungsbau des Posthauses in Königsberg (Pr.) 
bemerkt der Kaiser (1903): »Spitzbogen feinere Fialen. Die kleineren 
Fenster mit geraden Gesimsen abschließen. Runde Bogen ge- 
hören nicht in die Gotik. Das ist kein gotisches Portal. Sonst 
gut entworfen.« 

Der Entwurf für einen Posthausneubau in Magdeburg (1894) trägt 
folgende Allerhöchste Randbemerkung: »Die Fassade ist streng an das 
alte Haus in der Prälatenstraße anzuschließen. Das Risalit in 
der Mitte muß fortfallen, der Giebel wie beim alten Gebäude 
direkt auf der Vorderwand aufgesetzt werden. Derselbe ist 
mit den Original Verzierungen möglichst in der alten Gestalt 
aufzuführen. Was den Erker anlangt, so liegt gerade der Reiz 
desselben in seinem Unterbau; daher ist derselbe vor allem zu 
erhalten. Endlich ist der Schmuck der Fenster im Erdgeschoß 
mit den Masken in das neue Projekt zu übernehmen.« 

Sehr eingehend ist die Bemerkung Seiner Majestät zu dem Entwürfe für 
ein neues Ober-Postdirektionsgebäude in Karlsruhe (Baden): »Das große 
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Mittelfenster wirkt besser, wenn es womöglich nicht unter- 
brochen wird. Wenn das sein muß, dann ein einfaches Gesims. 
Das Hauptgesims muß durchgeführt werden, am Giebel die 
Balustrade fortfallen, der Giebel dafür kräftiger und breiter 
zu halten. Das M ittel f enster muß in seinen Dimensionen sich 
dem durchgeführten Hauptgesims anfügen. Auf dem Scheitel- 
punkte des Giebels kann eine Figur auf einfachem Postament 
angebracht werden. Wappen und Figuren frei in das Giebel- 
feld komponieren. Dem Schilde noch mehr Form der Rokoko- 
kartusche geben. Sehr schön.« 



Die Verstaatlichung des Fernsprechwesens in Italien. 

Für die bisherige Entwicklung des Fernsprechwesens in Italien sind zwei 
Gesetze von grundlegender Bedeutung gewesen: i. das Gesetz vom 7. April 
1892, betreffend die Bedingungen, unter denen Privatunternehmern, Pro- 
vinzen, Gemeinden usw. der Bau und Betrieb von Orts- Fernsprechnetzen und 
Verbindungsleitungen gestattet werden konnte, und 2. das Gesetz vom 
15. Februar 1903, das den Bau und Betrieb der Vcrbindungsleitungen in 
die Hand des Staates legte, wodurch ermöglicht wurde, daß 69 Provinzini- 
Hauptstädte untereinander Fernsprechverbindung erhielten. Die beiden 
Gesetze, deren Inhalt übrigens auf Grund einer Königlichen Verordnung 
in dem Gesetze vom 3. Mai 1903 zusammengefaßt worden ist, sind im 
Archiv 1893, S. 10 ff., und 1903, S. 346 ff., näher erörtert worden. 

Das Gesetz von 1903 war für die italienische Regierung der erste 
Schritt auf dem Wege zur Verstaatlichung des gesamten Fernsprechwesens, 
deren Notwendigkeit schon der erste Minister für Post und Telegraphie 
Lacava im Jahre 1890 gelegentlich der Einbringung des Gesetzes von 181)2 
betont hatte. Dem ersten Schritte ist nunmehr ein zweiter recht bedeutungs- 
voller gefolgt. Am 15. Juli 1007 ist ein Gesetz ergangen, demzufolge die 
Ortsnetze und Vcrbindungsleitungen der beiden größten Privatgesellschaften 
in Staatsbetrieb genommen , und gleichzeitig für eine Neuordnung des 
staatlichen Fernsprechdienstes die grundlegenden Bestimmungen getroffen 
worden sind. Die Bedeutung dieses Gesetzes für die Entwicklung des 
italienischen Fernsprechwesens rechtfertigt die ausführlichere Wiedergabe 
seiner 29 Artikel. 

1. Genehmigt wird der von der Regierung mit der Societä generale 
italiana di telcfoni ed applieazioni el ertliche abgeschlossene Vertrag, be- 
treffend den Rückkauf der Orts - Fernsprechnetze in Venedig, Genua, San 
Remo, Palermo. Messina, Catania. Neapel, Bologna, Florenz, Livorno, Rom, 
Oneglia, Torre Annunziata, Castellammare di Stabia, Mestre, Albano Laziale. 
Frascati und Pontedecimo sowie der Verbindungsanlagen Venedig- Mestre. 
Genua -Sestri Levante, Neapel - Pozzuoli , Rom- Albano, Rom - Frascati. 
Albano - Frascati. Rom-Tivoli, Torre Annunziata— Castellammare di Stabia. 
Venedig- Padua , Neapcl-Torre Annunziata, Castellammare di Stabia- 
Massalubrense und Genua- Pontedecimo. 

2. Genehmigt wird ferner der von der Regierung mit der Societä tele- 
fonica per l'Alta Italia abgeschlossene Vertrag, betreffend den Rückkauf der 
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Orts-Fernsprechnetze in Mailand, Como, Monza, Turin, Biella. Alessandria, 
Legnano. Rho, Pinerolo und Lecco sowie der Verbindungsanlagen Turin - 
Pinerolo , Mailand -Lecco, Mailand-Rho. Mailand - Monza , Mailand- 
Legnano, Mailand -Como und Mailand -Novara. 

3. Die Regierung wird ermächtigt, die Ausgaben, die sich aus der Er- 
füllung der beiden Verträge ergeben, auf den Ausgabeetat des Post- und 
Telegraphen -Ministeriums zu übernehmen. 

4. Die genannten Ortsnetze und Vcrbindungsanlagen sollen in den un- 
mittelbaren staatlichen Betrieb übernommen werden. Bezüglich des Ver- 
waltungs- und Rechnungswesens gilt die Übernahme als am 1. Juli 1907 
geschehen. 

5. Die Verwaltung des Staats-Femsprechwesens hat auch den Betrieb der 
bereits bestehenden und der künftig herzustellenden staatlichen Fernsprech- 
netze und Verbindungsanlagen zu übernehmen. Ihr liegt ferner ob: die 
Überwachung der Einrichtungen und des Betriebs der der Privatindustrie 
genehmigten Fernsprechanlagen sowie die Genehmigung neuer Anlagen. 

6. Der Rückkauf sonstiger der Privatindustrie genehmigter Fernsprech- 
netze und Verbindungsanlagen ist nur auf Grund eines Gesetzes mög- 
lich, es sei denn, daß die Genehmigung abgelaufen oder entzogen worden 
ist, oder daß der Berechtigte freiwillig verzichtet hat. In diesen Fällen 
kann die Verstaatlichung auf Grund einer Königlichen Verordnung erfolgen. 

7. Für die Erteilung neuer Genehmigungen an die Privatindustrie ist der 
Minister der Posten und Telegraphen zuständig. 

8. Das Fernsprechwesen wird -- unter der Verantwortlichkeit des 
Ministers der Posten und Telegraphen — einer besonderen Generaldirektion 
übertragen. An ihrer Spitze steht ein Generaldirektor, von dem die Pro- 
vinzial Verwaltungen abhängen. 

Bei der Generaldirektion wird ein »Technisch- Administrativer Rat für 
Telephonie« eingerichtet, der eine beratende Stimme hat. 

9. Der Generaldirektor wird auf Vorschlag des Ministers der Posten 
und Telegraphen und nach Anhörung des Ministerrats durch Königliche 
Verordnung ernannt. Sein Jahresgehalt soll 9000 Lire betragen. 

10. Der »Technisch-Administrative Rat für Telephonie« besteht aus dem 
Generaldirektor als Vorsitzenden und 8 Räten. Von diesen sollen drei 
höhere Beamte des Staats-Femsprechwesens sein, zwei höhere Beamte der 
Staats -Telegraphie, zwei höhere Beamte des Schatzministeriums und einer 
Universitäts-Professor für Elektrotechnik. 

11. Das gesamte Leitungsnetz wird neun Bezirksdirektionen unterstellt. 
Als Sitz der Direktionen werden bestimmt Turin, Genua, Mailand, Venedig. 
Bologna. Florenz, Rom, Neapel und Palermo. 

Die Befugnisse der Bezirksdirektoren werden durch die Ausführungs- 
bestimmungen zu dem gegenwärtigen Gesetze festgesetzt werden. 

12. Die Einnahmen und Ausgaben der Generaldirektion gehen in das 
Budget des Ministeriums der Posten und Telegraphen über. 

13. Die Einnahmen und Ausgaben zerfallen in ordentliche und außer- 
ordentliche. 

Ordentliche Einnahmen sind u. a. : 

die von den Fernsprcch -Teilnehmern zu entrichtenden Gebühren 

für die Benutzung ihrer Sprechstellen; 
die von den öffentlichen Sprechstellcn cinkommenden Gebühren : 
die Gebühren für die Verlegung von Sprechstellen; 
die Gebühren für Ferngespräche auf den Staatsleitungen; 
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die dem Staate zustehenden Abgaben für Ortsnetze, die von der 

Privatindustrie betrieben werden; 
die dem Staate zustehenden Anteile an der Roheinnahme aus den 

von der Privatindustrie betriebenen Verbindungsleitungen; 
die Gebühren für Privatleitungen. 
Außerordentliche Einnahmen sind: 

a) die von Körperschaften und sonstigen Interessenten zur Herstellung 
neuer Netze und Leitungen geleisteten Beiträge und Vorschüsse 
(die wieder zurückgezahlt werden, s. Nr. 14, Außerordentliche Aus- 
gaben unter c); 

b) die Erlöse aus dem Verkaufe von Grundstücken oder von Alt- 
material ; 

c) die Beiträge von Körperschaften usw. zu den Kosten des Schutzes 
der Fernsprechleitungen gegen Starkstrom. 

14. Ordentliche Ausgaben sind: 

a) die Kosten für das Personal und die Unterhaltung der Leitungen 
sowie der technischen Einrichtungen bei den Vermittlungsstellen 
und den Spreclistellcn ; 

b) die Beträge, welche die Verwaltung u. U. fremden Verwaltungen 
zu erstatten hat. 

Außerordentliche Ausgaben sind: 

a) die unter Nr. 17a bis g angegebenen; 

b) die Kosten der Arbeiten für Rechnung dritter (Vorschußzahlungen); 

c) Beträge, die in bestimmten Fällen an Körperschaften usw. von den 
Einnahmen aus dem Fernsprechverkehr gezahlt werden (s. Nr. 13, 
Außerordentliche Einnahmen unter a); 

d) die Kosten für die Beseitigung von Schäden, die durch Feuer, Un- 
wetter oder Diebstahl entstanden sind; 

e) die Kosten für 17 neue, 1907 herzustellende Fernsprechanlagen 
(Ortsnetze und Verbindungsleitungen); 

{} die Kosten für die unter Nr. 15 erwähnten Fernsprech-Neuanlagen. 

15. Die Generaldirektion hat eine Anzahl neuer Ortsnetze und Ver- 
bindungsleitungen herzustellen, deren Bau von den beiden unter Nr. 1 und 2 
genannten Privatgesellschaften in Aussicht genommen war. 

16. Die Fernsprechanstalten haben die eingekommenen Fernsprech- 
gebühren usw. an die Kasse der Bezirksdirektion abzuliefern, die ihrerseits 
die Vereinnahmung der Beträge durch das Königliche Provinzial-Schatzamt 
des Hauptorts des Bezirkes zu bewirken hat. 

Die Bezirksdirektionen können ermächtigt werden, bis zu 200000 Lire 
vorschußweise zu verausgaben. 

Die Abrechnung mit dem Ausland erfolgt durch die Zentralverwaltung. 
Weitere Einzelheiten werden in den Ausführungsbestimmungen enthalten sein. 

17. Das Ministerium der Posten und Telegraphen wird ermächtigt, bei 
dem außerordentlichen Etat 25 Millionen Lire zu verausgaben, und zwar 
3 Millionen im Rechnungsjahre 1906, r Million 1907, je 3 Millionen 1908 
und 1909, je 2 Millionen 1910 bis 1916 und 1 Million 1917. Diese 
25 Millionen sind bestimmt: 

a) zur Bezahlung der zu erwerbenden Materialienlagcr und Grund- 
stücke der beiden Privatgesellschaften; 

b) zur Bezahlung sonstiger Summen, die dem Staate beim Ausgleiche 
mit den Gesellschaften zur Last fallen können; 

c) zur Bestreitung der Ausgaben für die Einrichtung der Zentral- 
behörde und der Provinzialvcrwaltungen ; 
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d) zur Bestreitung der Ausgaben für die Erweiterung der Fernsprech- 
einrichtungen aus Anlaß des Hinzutritts neuer Teilnehmer; 

e) zur Bestreitung der Kosten für die Einrichtung neuer Vermitt- 
lungsstellen da, wo Umbauten der bestehenden nicht möglich sind; 

f) für die allmähliche Umwandlung der oberirdischen Leitungen in 
unterirdische; 

g) für die allmähliche Auswechslung des Eisen- und Stahldrahts 
gegen Bronzedraht; 

h) zur Bestreitung der außerordentlichen Ausgaben unter Nr. 14 b 

bis f). 

18. Die Generaldirektion erhält eine eigene Zentral-Rechnungsabteilung, 
deren Vorsteher ein Jahresgehalt von 7000 Lire und eine jährliche Ent- 
schädigung von 1000 Lire bezieht. 

19. Die Einnahmen und Ausgaben der Zentral-Rechnungsabteilung 
überwacht der Rechnungshof, dessen Aufsicht der Vorsteher der Zentral- 
Rechnungsabteilung und die Bezirkskassierer unterstellt sind. 

20. Die Verpflichtungsurkunden der Fernsprechteilnehmer sind stem- 
pelfrei. 

21. Der Minister der Posten und Telegraphen bestimmt die Beamten 
der Post- und Telegraphenverwaltung, die zur Generaldirektion des Staats- 
Fernsprechwesens überzutreten haben. 

22. Die Regierung kann das Personal der Gesellschaften beibehalten, 
soweit das Gehalt des einzelnen 3000 Lire nicht übersteigt. Auch Ange- 
stellte mit mehr als 3000 Lire bis höchstens 6000 Lire Gehalt können 
übernommen werden. Diesen wird jedoch vorläufig nur ein Gehalt von 
3000 Lire und der Unterschied zwischen diesem Betrage und dem bisheri- 
gen Gehalte bis zur Neuregelung der Personalverhältnissc (vgl. Nr. 25) als 
persönliche Zulage gezahlt. Bis dahin hat auch jeder Beamte nachzuweisen, 
daß er italienischer Staatsangehöriger ist, daß er nicht vorbestraft, gesund 
und kräftig ist und keinen Fehler hat, der ihn zur Ausübung des Fern- 
sprechdienstes unfähig macht. 

Die Angestellten mit 3000 Lire Gehalt oder mehr, die mit dem 1. Juli 
1907 in den Staatsdienst treten, müssen überdies die Kenntnis der ein- 
schlägigen Gesetze und Verordnungen nachweisen. Das Nähere hierüber 
wird durch ministerielle Verordnung festgesetzt. 

Das Jahresgehalt des Vermittlungs- und Baupersonals kann um höchstens 
200 Lire für jeden Beamten erhöht werden. 

Das gesamte etatsmäßige Fernsprcchpersonal in Rom erhält die gesetz- 
liche Wohnungsentschädigung. 

Bis zur endgültigen Regelung des Personalwesens bei dem Staats-Fern- 
sprechwesen behalten die Beamten der Post- und Telegraphenverwaltung, 
die zum Fernsprechdienst versetzt werden , ihren bisherigen Rang und ihr 
bisheriges Diensteinkommen. 

23. und 24. Das Personal für den Fernsprech-Vermittlungsdienst wird, 
vorausgesetzt, daß den Bestimmungen des noch zu erlassenden Reglements 
genügt wird, aus dem Ergänzungspersonale der Gesellschaften, aus den 
männlichen und weiblichen Hilfsbeamten der Post- und Telegraphenämter 
2. und 3. Klasse sowie aus den männlichen und weiblichen Waisen der 
Angehörigen der Verwaltung ausgewählt oder auch durch öffentliche Aus- 
schreibung beschafft. 

Das technische, Verwaltungs- und Rechnungspersonal soll nach den An- 
ordnungen des Generaldirektors durch öffentliche Ausschreibung beschafft 
werden. 
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Der Minister kann bei der Annahme des Personals im ersten JahTe aber 
auch nach anderen Grundsätzen verfahren, sofern es zwingende dienstliche 
Gründe erfordern. 

25. Innerhalb eines Jahres, von der Veröffentlichung des vorliegenden 
Gesetzes an gerechnet, hat die Regierung dem Parlament folgende Gesetz- 
entwürfe vorzulegen : 

a) über die Reform des Gebührentarifs für den Ortsverkehr; 

b) über den besseren Schutz der Telegraphen- und Fernsprechleitungen 
gegen Starkstromanlagen, sowohl hinsichtlich des Dienstbetriebs als 
auch hinsichtlich des Schutzes, der Personen; 

c) über die endgültige Regelung des Personalwesens. 

26. Etwaige von den Beteiligten aus Anlaß der Benutzung eines 
Grundstücks zur Aufstellung von Stützpunkten für staatliche Fernsprech- 
leitungen oder zur Überführung der Leitungen geltend gemachte Entschädi- 
gungsansprüche gelten von dem Tage an , wo sie von dem Eigentümer des 
Grundstücks vorgebracht worden sind, natürlich unter der Voraussetzung, 
daß sie nach den gesetzlichen Bestimmungen als berechtigt anzusehen sind. 

27. Alljährlich soll dem Parlament ein eingehender Bericht über die 
der Generaldirektion des Staats -Fernsprechwesens unterstellte Verwaltung 
vorgelegt werden. 

28. Die Ausführungsbestimmungen zu dem vorliegenden Gesetze werden 
durch Königliche Verordnung erlassen. 

29. Übergangsbestimmung. Dem Etat für 1907 ist ein Etat des Staats- 
Fernsprechwesens hinzuzufügen, den jedoch erst das Parlament zu genehmigen 
hat. Bis zur Genehmigung sind die Mittel zur Bestreitung der laufenden 
gewöhnlichen Ausgaben den Einnahmen zu entnehmen. 

Soweit das Gesetz. Aus dem Inhalte der beiden von der Regierung ab- 
geschlossenen Verträge (vgl. Nr. 1 und 2) dürfte folgendes erwähnens- 
wert sein. 

Der Rückkaufpreis beträgt für die bedeutenderen Ortsnetze der 
Societä generale italiana. mit Ausnahme von 
Venedig 9 622 800 Lire, 

für das Ortsnetz Venedig 1024 210 - , 

für die kleineren Ortsnetze und die Verbin- 
dungsleitungen (einschl. 610995 Lire Pauschver- 
gütung für Anlagen, die noch nicht 12 Jahre 
bestehen,) 805 389 - 

zusammen 11 542 399 Lire 

und ist ohne Zinsen in 1 1 Jahresbeträgen von je 1 049 309 Lire vom 
1. September 1908 ab zu zahlen. 

Die Societä Alta Italia erhält als Rückkaufpreis für die bedeu- 
tenderen Ortsnetze 5 673 874 Lire. 

für die kleineren Ortsnetze und die Vcrbin- 
dungsleitungen (einschl. 306 600 Lire Pauschver- 
gütung für Anlagen, die noch nicht 12 Jahre 
bestehen,) 794 29 1 

zusammen 6468 165 Lire, 

die ohne Zinsen in n Jahresbeträgen von je 588015 Lire ebenfalls vom 
I. September iqoS ab zu zahlen sind. 

In den Rückkauf ist alles am 1. Juli 1907 im Gebrauche befindliche 
Betriebsmaterial einbegriffen, und zwar die Apparate und Ausstattungs- 
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gegenstände in den Zentralbureaus, das gesamte Leitungsnetz mit allem 
Zubehör, alle bei den Teilnehmern aufgestellten Apparate nebst Zubehör, 
soweit sie nicht etwa Eigentum der Teilnehmer sind, alle Werkstätten mit 
Werkzeugen usw., alle Werkzeuge für den Leitungsbau, alle Möbel der 
Bureaus und Zweigstellen der Gesellschaft. 

Alles sonstige Material kann die Regierung gegen einmalige Bezahlung 
kaufen, sie muß sich jedoch binnen 60 Tagen zum Ankauf entschließen. 
Es handelt sich hierbei z. B. um die Vorräte der Materialienlager, um 
elektrische Vorrats - Meßapparate, um Uniformen. 

Die Diensträume der Gesellschaften, soweit es sich um Mieträume 
handelt, übernimmt — wenn angängig — der Staat als Untermieter. 

Die den Gesellschaften gehörenden Dienstgebäude in Rom, Genua, 
Livorno und Como übernimmt der Staat zum Gesamtpreise von 493 920 L. 
(Rom 292000, Genua 160220, Livorno 22000, Como 19700 L.). 

Die Übergabe der Fernsprechnetze erfolgt durch Beauftragte der Gesell- 
schaften verhandlungsschriftlich an die Beauftragten der Regierung. 

Ist über die bei der Ubergabe erhobenen Ausstellungen oder hin- 
sichtlich sonstiger Fragen ein Einverständnis zwischen Staat und Gesell- 
schaften nicht zu erzielen, so wird die Angelegenheit zur freundschaftlichen 
Regelung einem Schiedsgerichte von 3 Mitgliedern übertragen; ein Mitglied 
wird von der Regierung, das zweite von der Gesellschaft bestimmt, das 
dritte wählt der Präsident der Zivil- und Strafkammer in Rom unter drei 
von der Handelskammer ihm vorgeschlagenen Personen aus. 

Mit dem Gesetze vom 15. Juli 1907 ist die Verstaatlichung des 
italienischen Fernsprechwesens ausgesprochen. Die in den Besitz des 
Staates übergegangenen Fernsprechnetze enthalten 74 000 km Anschluß- 
leitungen und drei Viertel aller Teilnehmer; die noch verbleibenden, im 
Besitze von insgesamt 71 Unternehmern befindlichen Privatfernsprech- 
anlagen sind von geringerer Bedeutung. Die italienische Regierung kann 
auf das Gesetz mit Genugtuung blicken , sind doch ihre langjährigen 
Bestrebungen, dem unhaltbaren Zustande im Fernsprechwesen durch den 
Rückkauf aller wichtigeren Fernsprechnetze ohne Rücksicht auf den Ablauf 
der Berechtigungen ein Ende zu machen, nun von Erfolg gekrönt worden. 
Die Regierung und die im August 1905 zum Studium des Rückkaufs ein- 
gesetzte besondere Kommission waren übereinstimmend der Ansicht, daß 
keinesfalls der Ablauf der Berechtigungen (bei den meisten Anlagen in 

10 Jahren) und damit der unentgeltliche Ubergang der Anlagen in das 
Eigentum des Staates abgewartet werden dürfte, sondern daß die großen 
finanziellen Opfer unbedingt gebracht werden müßten, wenn anders die 
Interessen von Handel und Industrie nicht noch weiter geschädigt werden 
sollten. 

Die Gesamtkosten des Rückkaufs betragen 18 010 564 Lire, jeder der 

11 Jahresbeträge mithin 1637324 Lire. Für den Ankauf der Gebäude 
sind, wie bereits angegeben, einmalig 493920 Lire zu zahlen. Bei der 
Berechnung der Rückkaufpreise sind unterschieden worden Anlagen, die 
bereits über 12 Jahre und Anlagen, die kürzere Zeit bestanden. Bei den 
erstgenannten Anlagen waren die Bestimmungen des Fernsprechgesetzes 
vom 7. April 1892 zu berücksichtigen, wonach der Rückkaufpreis nicht 
höher sein soll als der durchschnittliche jährliche Reinertrag (berechnet 
nach den letzten drei Jahren), vervielfältigt mit der Zahl der Jahre, für welche 
die Berechtigung noch gültig sein würde. Bei den übrigen Anlagen ist dem 
Rückkaufpreis nur der wirkliche Wert zu Grunde gelegt. 

Archiv f Po»t o. Telegr. * 1908 8 
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Das Ortsnetz Venedig ist deshalb besonders aufgeführt, weil es bereits 
seit dem 16. Februar 1904 zwangsweise in staatlichen Betrieb genommen 
worden war, nachdem grobe Unregelmäßigkeiten das Einschreiten der 
Regierung erfordert hatten. 

Zu dem zweiten Teile des Gesetzes , der die Neueinrichtung des staat- 
lichen Fernsprechwesens betrifft, ist noch zu bemerken, daß dieses bisher 
einer besonderen Abteilung im Ministerium für Post und Telegraphie unter- 
stellt war, bei dem außerdem ein Zentral -Inspektorat für den technischen 
Fernsprechdienst bestand. 

Im dritten Teile verspricht das Gesetz sowohl die Reform des Gebühren- 
tarifs für den Ortsverkehr als auch die endgültige Regelung des Personal- 
wesens. Bemerkenswert ist es, daß die mit der Prüfung des Gesetzentwurfs 
durch das italienische Abgeordnetenhaus beauftragte Kommission die Ansicht, 
daß bezüglich des Gebührentarifs vorläufig nichts zu ändern sei, damit be- 
gründete, daß die übrigen Staaten sich anscheinend auch noch nicht einig 
seien, ob den Pauschgebühren oder den Einzelgesprächsgebühren der Vorzug 
zu geben sei. 

Die Übernahme des Betriebs der im Gesetze genannten Orts-Fernsprech- 
netze und Verbindungsleitungen durch den Staat ist am 18. Juli 1907 er- 
folgt. 



Die Wegweiser der Meeresstraßen. 

Die Direktion des Instituts für Meereskunde in Berlin veranstaltet 
alljährlich während des Winterhalbjahrs im großen Hörsaal ihres Museums- 
gebäudes eine Reihe von öffentlichen Vorträgen, die darauf berechnet sind, 
das Verständnis für das Meer und seine Erscheinungen, für den Reichtum 
seines Lebens und dessen wirtschaftlichen Wert sowie für die volkswirt- 
schaftliche und staatliche Bedeutung von Schiffahrt, Seeverkehr und See- 
macht in weiteren Kreisen der Bevölkerung anzuregen und zu verbreiten. 
Am 19. November 1907 sprach der Direktor der Seefahrtschule in Bremen, 
Professor Dr. C. Schilling, der unseren Lesern bereits als Verfasser des 
Abschnitts über die Ausgestaltung der nautischen Instrumente in der 
Jubiläums -Festschrift des Norddeutschen Lloyd bekannt ist (Archiv 1907, 
S. 170), in außerordentlich fesselnder Weise über die Wegweiser der 
Meeresstraßen. Bei dem lebhaften Interesse, das wir für diesen Gegen- 
stand bei unseren Lesern voraussetzen dürfen, geben wir aus dem Inhalte 
des Vortrags die nachstehenden Einzelheiten wieder. 

Der Vortragende ging davon aus, daß der Verkehr auf den Meeres- 
straßen auf hoher See im allgemeinen viel ungefährlicher sei, als in der 
Nähe der Küsten und namentlich bei der Einfahrt in die Mündungen der 
Flußläufe. Unsichtbare Sandbänke, Klippen, Wracks gesunkener Schiffe usw. 
bildeten hier häufig für den Schiffsverkehr gefährliche Hindernisse, deren Ver- 
meidung ohne Hilfsmittel auch bei größter Aufmerksamkeit nicht möglich 
sei. Um die Schiffe an den Küsten und in den Flußmündungen in sichere 
Bahnen zu lenken, bedürfe es daher besonderer Vorkehrungen, die dazu 
bestimmt seien, den Lenkern der Schiffe als Wegweiser zu dienen. Als 
wichtigste dieser Wegweiser bezeichnete der Vortragende die Tonnen und 
die Leuchtfeuer. 
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Die Auslegung von Tonnen zur Bezeichnung von Wasserstraßen ist 
wahrscheinlich erst im Mittelalter aufgekommen. Die ersten Spuren einer 
planmäßigen Betonnung lassen sich im Anfange des zwölften Jahrhunderts 
nachweisen. Im Jahre im wurde nämlich die Fahrstraße auf der Unter- 
weser durch Auslegung von Tonnen gekennzeichnet, und nicht lange danach 
wurde auch auf der Elbe angefangen, den Weg dufch Tonnen zu sichern. 
Das erste wirkliche Seezeichen war die im April 1667 in der äußeren 
Wesermündung, schon fast in der eigentlichen Nordsee selbst, ausgelegte 
»Schlüsseltonne«, die noch heute vorhanden ist und dem Schiffer schon von 
weitem den Weg zum Weserlaufe weist. Infolge der früheren politischen 
Zersplitterung Deutschlands bestand bis in die neueste Zeit auch auf dem 
Gebiete der Betonnung von Flußmündungen usw. keine Einheitlichkeit. In 
Form , Farbe und Bezeichnung der Tonnen bestanden vielmehr zahlreiche 
Abweichungen, die eine richtige Ausnutzung dieser Hilfsmittel als Weg- 
weiser für die Schiffahrt in lästiger Weise erschwerten. Die Bestrebungen 
nach Herstellung einer Gleichmäßigkeit in der Betonnung der deutschen 
Meeresstraßen setzten bald nach der Gründung des neuen Deutschen Reichs 
ein. Die erste Anregung hierzu gab im Reichstage der Abgeordnete für 
Bremen schon im Jahre 1872. Durch ein Nachtragsgesetz zur Reichsver- 
fassung vom 3. März 1873 wurden denn auch die Seeschiffahrtszeichen aus- 
drücklich unter die der Reichsgesetzgebung unterliegenden Angelegenheiten 
aufgenommen. Es dauerte aber längere Zeit, bis die Bestrebungen weitere 
tatsächliche Erfolge erzielten. Erst im Jahre 1886 wurde eine Kommission 
zur Prüfung der Angelegenheit eingesetzt, und die Arbeiten dieser Kom- 
mission bildeten die Grundlage für eine im Juli 1887 erlassene Verordnung 
des Bundesrats, durch die von 1889 ab einheitliche Vorschriften für die 
Betonnung eingeführt wurden. Ähnliche Vorschriften bestehen für den 
internationalen Verkehr, wie der Vortragende hervorhob, leider noch nicht. 
Die vorgeführten Lichtbilder ließen denn auch die großen Verschiedenheiten, 
wie sie z. B. zwischen der in Deutschland , England und Frankreich ge- 
bräuchlichen Art der Betonnung bestehen, deutlich erkennen. 

Die in den Fahrstraßen ausgelegten Tonnen sollen dem Seemanne 
nicht nur den Weg weisen, sondern ihm auch die geographische Bestimmung 
des Punktes, an dem er sich gerade befindet, erleichtern. Zur Erreichung 
dieser verschiedenen Zwecke dienen Kennzeichen von dreierlei Art, nämlich 
die Form , die Farbe und die besondere Bezeichnung der ausgelegten 
Tonnen. Die Fahrstraße für ein der Küste oder der Flußmündung sich 
näherndes Schiff wird in deutschen Gewässern auf der rechten, der 
Steuerbordseite durch Spierentonnen (Tonnen, die über Wasser die 
Form einer Spiere, d. h. einer dicken Stange oder eines Balkens haben) 
gekennzeichnet, die rot angestrichen sind, und zu deren näheren Be- 
zeichnung Buchstaben dienen. Auf der linken, der Backbordseite der 
Fahrstraße liegen dagegen Tonnen von kurzer Form und schwarzer 
Farbe aus, deren besondere Bezeichnung aus Zahlen besteht. Laufen zwei 
Fahrwasser nebeneinander, so werden im Mittelgründe Tonnen ausgelegt, 
die entsprechend den vorstehenden Gesichtspunkten gleichzeitig rot und 
schwarz angestrichen sind und zudem noch zum Zeichen, daß sich zwei Fahr- 
wasser kreuzen, an der Spitze ein Kreuz tragen. Außerhalb des Fahr- 
wassers befindliche Gründe werden durch weiße Spierentonnen kenntlich 
gemacht, die oben ein Abzeichen in Form eines Dreiecks haben. An Stellen, 
an denen Wracks gesunkener Schiffe den Verkehr gefährden, werden 
Wracktonnen in grüner Farbe ausgelegt. Werden zur Kennzeichnung 
der Lage von Wracks statt Tonnen besondere Schiffe verwendet, so erhalten 
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diese ebenfalls einen grünen Anstrich und außerdem in weißen Buchstaben 
die Aufschrift »Wrack«. Quarantänegründe, das sind Ankerplätze 
für Schiffe, die unter Quarantäne gehalten werden, sind entsprechend der 
gelben Farbe der Quarantäneflagge durch gelbe Tonnen abgegrenzt. 

Als Wegweiser bei Dunkelheit dienen der Schiffahrt Leuchtfeuer, die 
ihre Lichtstrahlen oft auf viele Seemeilen hinaus dem Schiffe entgegen- 
senden. Als Träger der Leuchtfeuer kommen in der Hauptsache Leucht- 
türme und Leucht- oder Feuerschiffe in Betracht. 

Der älteste Leuchtturm, den die Geschichte kennt, war der auf 
Befehl des Ptolemäos I auf der Insel Pharos bei Alexandria errichtete und 
etwa 285 v.Chr. vollendete Leuchtturm, der zu den sieben Weltwundern 
der alten Welt gehörte. Er soll 130 bis 170 m hoch gewesen sein und 
einen Aufwand von 800 Talenten (nach heutigem Geldc 4000000 Mark) er- 
fordert haben. Etwa bis 1300 n. Chr. ist er erhalten geblieben. Genaueres 
darüber, wann und wodurch er zerstört wurde, ist nicht bekannt. An der 
deutschen Küste wurde der erste Leuchtturm durch die tatkräftige Hanse- 
stadt Lübeck im Jahre 1226 bei Travemünde erbaut. Später ging namentlich 
England den anderen Staaten in der Erbauung von Leuchttürmen voran. 
Ein ungünstiges Geschick schwebte über dem Leuchtturme von Eddystone. 
Der im Jahre 1696 aus mit Eisenstangen befestigtem Holze aufgeführte 
Turm wurde 1703 bei einem furchtbaren Orkane mit seinen Wärtern vom 
Meere verschlungen. Ein neuer, 1706 bis 1708 errichteter Turm ward 1755 
ein Raub der Flammen. Jetzt steht an seiner Stelle ein gewaltiger massiver 
Turm, dessen Form vielfach als Vorbild für andere Leuchttürme gedient 
hat. Besonders bemerkenswert ist der im letzten Viertel des vorigen Jahr- 
hunderts an der deutschen Küste, ungefähr in der Mitte zwischen Bremer- 
haven und Helgoland, erbaute Leuchtturm Rotersand, weil er weit in das 
Meer vorgeschoben und unmittelbar auf dem Meeresboden aufgebaut ist. 
Bei seiner Erbauung waren gewaltige Schwierigkeiten zu überwinden. Die 
Arbeiten wurden im Jahre 1880 in Angriff genommen und waren in ver- 
hältnismäßig kurzer Zeit schon ziemlich weit gefördert, als am 13. Oktober 
1881 eine gewaltige Sturmflut das ganze Bauwerk wegriß und spurlos ver- 
schwinden ließ. Nunmehr wurde der Turm im Hafen bis zu einer Höhe 
von 19 m fertiggestellt und erst dann — im April 1883 — ins Meer 
hinausgeschleppt und vorsichtig versenkt. Die weiteren Arbeiten zu seiner 
Vollendung nahmen noch mehr als zwei Jahre in Anspruch. Am I, No- 
vember 1885 wurde er in Benutzung genommen. 

Als Leuchtstoffe für die Leuchttürme benutzte man ursprünglich 
Holz, später Kohlen, Rüböl, Petroleum und Gas. Seit Mitte des vorigen 
Jahrhunderts wird auch elektrisches Licht verwendet. Das elektrische 
Licht ist aber wegen seiner blauen Farbe auch schon bei schwachem Nebel 
schwer zu erkennen; seine Verwendung empfiehlt sich daher nur dort, 
wo ungewöhnlich hohe Kerzenstärken erzielt werden können. Hinsichtlich 
der Lichtausstrahlung ist zwischen dem katoptrischen und dem 
dioptrischen System zu unterscheiden. Bei dem katoptrischen oder 
Spiegelsystem werden parabolische Hohlspiegel benutzt, in deren Brenn- 
punkte sich die Flamme befindet, so daß die Strahlen parallel zur Spiegel- 
achse zurückgeworfen werden; bei dem dioptrischen oder Linsensystem 
wird das von der Lampe ausgehende Licht durch ringförmige Linsen ge- 
brochen. 

Leuchtschiffe werden überall da verankert, wo die Aufstellung fest 
gegründeter Türme nicht möglich, die Aufstellung besonderer Wegweiser 
für den Schiffahrtsverkehr aber von großer Wichtigkeit ist, namentlich also 
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in einiger Entfernung von der Küste vor den Flußmündungen. Ursprüng- 
lich wurden als Leuchtschiffe alte, für die hohe See nicht mehr brauchbare 
Schiffe oder Wracks verwendet. Neuerdings werden diese Schiffe für die 
Zwecke, denen sie dienen sollen, besonders hergestellt. Die Schiffe haben 
einen bis drei Masten, die je nach ihrer Bestimmung ein oder mehrere 
Leuchtfeuer zeigen können. Unser neuestes Leuchtschiff ist das in Norderney, 
das an Bord eine Lichtanlage von gewaltigem Umfange trägt. Das Schiff 
ist durch einen pilzförmigen, etwa 1800 kg schweren Anker festgelegt. Die 
Feuerschiffe sind vielfach, ebenso wie die Leuchttürme, mit Einrichtungen 
zur Aufnahme und Abgabe von Telegrammen mittels drahtloser Telegraphie 
versehen. Einige Feuerschiffe haben eine ständige Besatzung, andere sind 
dagegen ohne jede Besatzung und werden nur in bestimmten Zeiträumen 
von dem bedienenden Personal aufgesucht. Die Feuerschiffe sind durch- 
weg rot angestrichen, nur die Inschrift ist durch Buchstaben in weißer 
Farbe hergestellt. 

Die neben den Leuchttürmen und Leuchtschiffen noch in Frage kommen- 
den Leuchttonnen werden fast ausschließlich mit Fettgas nach dem auch 
für die Eisenbahnwagen verwendeten System Pintsch gespeist. Der Inhalt 
einer Tonne reicht meist für einen Zeitraum von drei Monaten aus. 

Nach dem Zwecke, dem die Leuchtfeuer dienen, unterscheidet man Leit- 
feuer, Richtfeuer und Querbakcnfeuer. Lei tf euer sind dazu bestimmt, 
dem Schiffsführer den Weg nach einem bestimmten Ziele hin zu weisen. 
Richtfeuer bestehen aus zwei hintereinander angebrachten Feuern (dem 
Ober- und dem Unterfeuer) und sollen die innerhalb der Fahrstraße inne- 
zuhaltende Richtung angeben. Meistens wirken sie in der Weise, daß das 
Schiff den richtigen Weg läuft, wenn es seinen Kurs so hält, daß das eine 
Feuer sich genau über dem anderen befindet. Querbakcnfeuer werfen 
ihr Licht von der Seite auf die Fahrstraße und haben den Zweck, den 
Schiffslenker auf irgendeine besondere Tatsache aufmerksam zu machen, 
die an der betreffenden Stelle zu beachten ist, sei es, daß die Fahrstraße 
sich ändert, daß das Schiff sich einem Richtfeuer nähert oder das Wirkungs- 
gebiet eines solchen verläßt o. dgl. m. 

Nach der Art der zur Verwendung kommenden Leuchtfeuer 
unterscheidet man feste Feuer, das sind Feuer mit einfarbigem Lichte von 
gleichmäßiger Stärke, unterbrochene Feuer, das sind feste Feuer, die 
in bestimmten Zeitabschnitten durch kurze Verdunklung unterbrochen werden, 
Wechselfeuer, das sind feste Feuer, deren Farbe regelmäßig wechselt, 
die also nacheinander rot, weiß usw. erscheinen, Blinkfeuer, das sind 
weiße oder farbige Feuer, die durch gleich lange Dunkelpausen geschiedene 
Blinke von allmählich zu- und abnehmender Lichtstärke zeigen, und Blitz- 
feuer, die plötzlich auftauchende, schnell aufeinander folgende Lichtblitze 
ausstrahlen. Feuer der letzten Art werden namentlich auf solchen Leucht- 
türmen verwendet, bei denen es auf die Abgabe von Lichtzeichen auf große 
Entfernungen ankommt. Soweit in den Flußmündungen von farbigen 
Feuern Gebrauch gemacht wird, werden an der Steuerbordseitc — vom 
einfahrenden Schiffe aus gesehen — grüne Lichtstrahlen und bei nicht 
festen Feuern in ungeraden Zahlen aufeinander folgende Strahlen, auf 
der Backbordseite rote Lichter und gerade Zah len verwendet. Quer- 
baken f euer sind gewöhnlich rot. Bei den Rieht feuern werden meist 
zwei Beleuchtungsarten nebeneinander angewendet, für das Oberfeuer 
Blitzfeuer, für das Unterfeuer festes Feuer. Die Leuchtschiffe haben 
in der Regel Blinkfeuer. 
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Am gefährlichsten wird es für den Schiffsverkehr, wenn infolge starken 
Nebels die auf Sichtbarkeit berechneten Wegweiser versagen. An ihre 
Stelle treten dann als einzige Wegweiser Schallsignale, sogenannte Nebel- 
signale. Da aber das Ohr viel leichter täuscht als das Auge, ist es für 
den Schiffsführer außerordentlich schwer, seinen Weg nach Nebelsignalen 
genau festzustellen. Eine Verbesserung von großer Bedeutung hat in dieser 
Beziehung die erst in diesem Jahrhundert erfolgte Einführung der Unter- 
wasserschallsignale gebracht. Die Einrichtungen zur Abgabe und Auf- 
nahme dieser Signale wurden von dem Vortragenden an der Hand von 
Lichtbildern eingehend veranschaulicht. Wir können wegen der Unterwasser- 
schallsignale unsere Leser auf den erst kürzlich veröffentlichten Aufsatz 
über diesen Gegenstand (Archiv 1907, S. 443 ff.) verweisen. 

In dem zweiten, erheblich kürzeren Teile seines Vortrags ging Professor 
Schilling noch auf diejenigen Hilfsmittel ein, die dem Schiffsführer zur Weg- 
bestimmung auf freier See zur Verfügung stehen. Hilfsmittel dieser 
Art sind der Kompaß, die Logge und das Lot. Während er über die 
Einrichtung der Kompasse, die er als bekannt voraussetzte, ziemlich schnell 
hinwegging und nur erwähnte, daß es durch feinere Ausarbeitung der Instru- 
mente und durch theoretische Bestimmung und Ausgleichung der magnetischen 
Einwirkungen der umgebenden Eisenmassen immer mehr gelinge, die ihnen 
noch anhaftenden Fehler zu beseitigen, verweilte er längere Zeit bei der Ein- 
richtung der Logge. Mit dem Kompasse wird die Richtung festgestellt, die 
das Schiff auf seinem Wege durch das Wasser nimmt; durch die Logge 
dagegen wird die Länge der durchlaufenen Strecke, der zweite Wert, dessen 
Festlegung erforderlich ist, bestimmt. Die Logge in ihrer ursprünglichen 
Einrichtung besteht aus einem hölzernen Kreisausschnitte, dem »Logge- 
scheit«, das an der Bogenseite durch einen Bleistreifen beschwert ist und 
während der Fahrt an einer Leine über Bord geworfen wird. Da das 
Loggescheit, durch das Gewicht des Metalls senkrecht im Wasser gehalten, 
seinen Ort im Wasser garnicht oder doch nur unwesentlich verschiebt, läßt 
sich an der Länge der abgelaufenen Leine die zurückgelegte Entfernung 
annähernd genau bemessen. Als Zeitmaß dient hierbei gewöhnlich eine Sand- 
uhr, die tatsächlich genau innerhalb 14 Sekunden abläuft, deren Ablaufsdauer 
aber mit Rücksicht auf die möglicherweise eingetretene Verschiebung des 
Loggescheits bei der Berechnung der Geschwindigkeit auf 15 Sekunden ange- 
nommen wird. Auf unseren neuesten großen Ozeandampfern hat indes 
dieser einfache Apparat nicht mehr angewendet werden können, weil bei 
der gewaltig gesteigerten Geschwindigkeit die Leine infolge des starken 
Zuges stets abriß. Neue Apparate übertrugen zur Feststellung der zurück- 
gelegten Entfernung die Umdrehung einer in das Meer hinabgelassenen und 
durch den Fortgang des Schiffes in Umdrehung versetzten Schraube mittels 
einer starken Leine auf ein an der Riegelung des Schiffes angebrachtes 
Uhrwerk. Aber auch diese Apparate versagten bei der weiteren Zunahme 
der Geschwindigkeit. Gegenwärtig mißt man daher auf den großen Dampfern 
die Länge der zurückgelegten Strecke lediglich durch die Feststellung der 
Umdrehungszahlen der Schiffsschraube, die unter Berücksichtigung des 
Rücklaufs der Schraube einen genauen Anhalt für die Fahrtgeschwindigkeit 
des Schiffes ergeben. Das Lot dient zur Ortsbestimmung in der Nähe der 
Küste und bei der Annäherung an Untiefen. Es wird vom Bord des zum 
Stillstande gebrachten Schiffes in die Tiefe gelassen, und sodann an der 
Lotleine die Wassertiefe ausgemessen. 

Zum Schlüsse wies der Vortragende auf den außerordentlichen Wert 
genauer Seekarten hin und stellte mit Genugtuung fest, daß Deutsch- 
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land in der Herstellung ausgezeichneter Seekarten unter allen Nationen an 
erster Stelle stehe. Der Zeitpunkt werde nicht mehr fern sein, wo wir 
auf allen Meeren der Erde nach deutschen Seekarten würden fahren können, 
so daß wir in dieser Beziehung vom Auslande völlig unabhängig sein 
würden. 

Die durch zahlreiche Modelle, Tafeln und Lichtbilder unterstützten Aus- 
führungen des Vortragenden wurden mit reichem Beifalle belohnt. 



KLEINE MITTEILUNGEN. 

Die Eisenbahnen Deutschlands im Rechnungsjahre 1906. Von 
der im Reichseisenbahnamte bearbeiteten Statistik der im Betriebe befind- 
lichen Eisenbahnen Deutschlands, abgesehen von den Kleinbahnen, ist 
im Verlage der Königl. Hofbuchhandlung von E. S. Mittler & Sohn in 
Berlin der die Ergebnisse des Rechnungsjahrs 1906 umfassende Band XXVII 
erschienen. Der reiche Inhalt des Werkes gibt einen vorzüglichen Uber- 
blick über Umfang und Bedeutung der deutschen Eisenbahnen am Ende des 
Rechnungsjahrs 1906. Von besonderem Interesse ist eine im »Deutschen 
Reichsanzeiger und Königlich Preußischen Staatsanzeiger« (Jahrg. 1907, 
Nr. 308) veröffentlichte Gegenüberstellung der wesentlichsten Ergebniszahlen 
des neuen Bandes und der entsprechenden Angaben des vor zehn Jahren 
erschienenen XVII. Bandes (Rechnungsjahr 1896), aus der wir nachstehend 
die wichtigsten Zahlen wiedergeben. 

Die Eigentumslänge der deutschen vollspurigen Eisenbahnen 
ist von 46 171 km am Ende des Rechnungsjahrs 1896 auf 55747 km am 
Ende des Rechnungsjahrs 1906, also um 20,7 v. H., gewachsen. Von der 
Länge entfielen 1896 43071 km oder 93,3 v. H. auf Staatsbahnen und 
3 ICK) km oder 6,7 v. H. auf Privatbahnen, 1906 dagegen 51694 km oder 

92.7 v. H. auf Staatsbahnen und 4053 km oder 7,3 v. H. auf Privatbahnen. 
Nach der Betriebsart waren 1896 31 891 km oder 69,1 v. H. Hauptbahnen 
und 14280 km oder 30,9 v. H. Nebenbahnen, 1906 dagegen 33655 km oder 
60,4 v. H. Hauptbahnen und 22 092 km oder 39,6 v. H. Nebenbahnen vor- 
handen. Die Hauptbahnen haben somit nur um 5,5 v. H., die Nebenbahnen 
dagegen um 54,7 v. H. zugenommen. Auf je 100 qkm kamen 1896: 8,53, 
1906: 10,97 km, auf je 100000 Einwohner 1896: 8,74 km und 1906: 9,08 km 
Eisenbahnen. 

An Betriebsmitteln zur Bewältigung des Verkehrs standen den voll- 
spurigen deutschen Eisenbahnen im Rechnungsjahre 1906 22855 Lokomo- 
tiven, 47057 Personenwagen und 479061 Gepäck- und Güterwagen zur 
Verfügung. Gegen 1896 hat bei den Lokomotiven eine Zunahme von 

39.8 v. H., bei den Personenwagen eine solche von 43,3 v. H. und bei den 
Gepäck- und Güterwagen eine solche von 38,3 v. H. stattgefunden. Die 
Beschaffungskosten der Betriebsmittel haben sich von 1988,93 Mil- 
lionen Mark auf 3065,88 Millionen Mark oder um 54,1 v. H. erhöht. 

An Zügen entfielen auf das Betriebskilometer: 

1896 8 345 oder täglich 22,86 Züge, 

1906 11 463 - - 3ir4« - . 
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An Wagenachskilometern wurden von den eigenen und fremden 
Personen-, Gepäck-, Güter- und Postwagen auf den vollspurigen Betriebs- 
strecken 1906: 24446,8» Millionen geleistet. Hiervon entfielen auf die 
Personenwagen 6127,88, auf die Gepäck- und Güterwagen 17845,82 und auf 
die Postwagen 473,11 Millionen Achskilometer. Die Steigerung gegenüber 
dem Jahre 1896 betrug insgesamt 59,4 v. H., bei den Personenwagen 86,3 v. H., 
bei den Gepäck- und Güterwagen 52,3 v. H. und bei den Postwagen 42,2 v. H. 
An Lokomotivkilometern wurden von den eigenen und fremden Loko- 
motiven in Zügen, im Vorspanndienste, bei Leerfahrten und im Rangier- 
dienste 1906 1037,71 Millionen oder 73 v. H. mehr als im Jahre 1896 zu- 
rückgelegt. 

Die beförderte Nutzlast, die sich aus dem Gewichte der Personen 
nebst Handgepäck (zu je 75 kg gerechnet), des Gepäcks, der Hunde, des 
Viehs und der Güter aller Art zusammensetzt, ist von 29260,04 auf 
50361,68 Millionen Tonnenkilometer, also um 72,1 v. H., die tote Last (das 
Eigengewicht der Wagen, Lokomotiven, Tender, Triebwagen) von 80046,66 
auf 147795,35 Millionen Tonnenkilometer, also um 84,0 v. H. gestiegen. 
Auf jedem Kilometer der durchschnittlichen Betriebslänge wurde im 
Jahre 1906 eine Gesamtlast von 3,58 Millionen Tonnen gegen 2,38 Millionen 
Tonnen im Jahre 1896 — das sind 50.4 v. H. mehr — ■ bewegt. 

Der Aufschwung des Personenverkehrs ergibt sich daraus, daß aus 
ihm 1906 eine Einnahme von 736,41 Millionen Mark, gegen 444,61 Millionen 
Mark im Jahre 1896, erzielt wurde. Die Steigerung betrug mithin 65,6 V. H. 
Jedes Kilometer brachte 1906 eine Einnahme von 13598 Mark gegen 
9856 Mark im Jahre 1896, das sind 3742 Mark oder 38,0 v. H. mehr. 
Der Anteil der Wagenklassen an der Einnahme aus der Personenbeförde- 
rung stellte sich 

1896 1906 

bei der I. Klasse auf 4,35 v. H. 3,83 v. H. 

II. - - 24,18 - - 20,06 - - 

- III. - - 48,68 - - 49,08 - - 

- IV. - - 20,05 - - 25,3» - - 

- Militärbeförderung.... - 2,84 - - 1,81 - - 

100,00 100,00. 

Auf jeden Einwohner Deutschlands entfielen im Jahre 1906 durchschnitt- 
lich 20 Eisenbahnfahrten gegen 12 im Jahre 1896; dagegen ist die durch- 
schnittlich zurückgelegte Wegstrecke von 23,38 auf 22,93 km gesunken. 
An Personenkilometern sind im Jahre 1906 im ganzen 27724.74 Millionen 
gegen 15111,17 Millionen im Jahre 1896, also 12613.57 Millionen oder 
83,5 v. H. mehr, zurückgelegt worden. Die durchschnittliche Einnahme für 
ein Personenkilometer, die im Jahre 1896 2,83 Pf. betragen hatte, ist auf 
2,56 Pf. oder um 9,5 v. H. im Jahre 1906 zurückgegangen. 

Wie der Personenverkehr hat auch der Güterverkehr hinsichtlich des 
Umfanges und der Erträgnisse in der Zeit von 1896 bis 1906 eine erheb- 
liche Steigerung erfahren. Während die Einnahme aus dem Güterverkehr 
im Jahre 1896 1071,27 Millionen Mark betragen hatte, ist sie im Jahre 1906 
auf 1705,16 Millionen Mark gewachsen; mithin hat eine Zunahme um 
59,3 v. H. stattgefunden. Jedes Kilometer brachte eine Einnahme 1896 von 
23361, 1906 dagegen von 30907 Mark, das sind 7546 Mark oder 32,3 v. H. 
mehr. Die Anzahl der zurückgelegten Tonnenkilometer der gegen Fracht- 
berechnung beförderten Güter mit Ausschluß des Postguts ist von 
26672,00 Millionen im Jahre 1896 auf 45352,6: Millionen im Jahre 1906, 
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also um 70,0 V. H., gestiegen, die durchschnittliche Einnahme auf ein 
Tonnenkilometer des Frachtguts dagegen von 3,91 auf 3,65 Pf., das ist um 
6,0 v. H., gefallen. 

Die Bauaufwendungen für die vollspurigen deutschen Bahnen be- 
liefen sich im Jahre 1896 auf 11 377,73 Millionen Mark, im Jahre 1906 da- 
gegen auf 14798,75 Millionen Mark; sie haben sich somit in dem zehn- 
jährigen Zeitraum um 3421,0- Millionen Mark oder 30,1 v. H. erhöht. 

Die Eigentumslange der dem öffentlichen Verkehr dienenden Schmal- 
spurbahnen — ausschließlich der Kleinbahnen — betrug am Ende 
des Rechnungsjahrs 1896: 13 18 km, am Ende des Rechnungsjahrs 1906 
aber 2066 km. Sie ist also um 748 km oder 56,8 v. H. gewachsen. An 
Betriebsmitteln standen den Schmalspurbahnen 1906 450 Lokomotiven. 
Ii 98 Personenwagen und 10038 Gepäck- und Güterwagen zur Verfügung, 
während 1896 nur 284 Lokomotiven, 747 Personenwagen und 6325 Gepäck- 
und Güterwagen vorhanden gewesen waren. Von diesen Betriebsmitteln 
wurden 1896 90107400, 1906 dagegen 1 5 1 569 948 Wagenachskilometer 
geleistet. An Baukosten sind im Jahre 1906 155,02 Millionen Mark, gegen 
76,10 Millionen Mark im Jahre 1896, aufgewendet worden. 



Ein neuer Plan zu einer Jungfraubahn. Die Führung einer Bahn 
auf die Jungfrau, den westlichsten und größten der drei mit ewigem Schnee 
bedeckten Berge Eiger, Mönch und Jungfrau, die sich im Berner Oberland 
in der Richtung von Nordnordost nach Südsüdwest hinziehen, ist von Westen 
und Norden fast unmöglich, weil der Berg nach diesen beiden Seiten in 
steilen und zerklüfteten Wänden abfällt. An Plänen, die Jungfrau von 
Norden her — etwa von Lauterbrunnen oder dem berühmten Trumm- 
letenfall aus — unmittelbar zugänglich zu machen, hat es zwar nicht 
gefehlt ; sie sind indes sämtlich gescheitert , weil sich die technischen 
Schwierigkeiten als zu groß erwiesen haben. Die Jungfraubahn, über die 
wir im Archiv 1898, S. 573 ff. , ausführlich berichtet haben, geht aller- 
dings von Norden , der Station Scheidegg der Wengernalpbahn aus, macht 
aber einen großen Bogen nach Osten und wird — nach ihrer Vollendung — 
von Osten an den Berg herantreten. Die Bahn ist bis zur Station Eis- 
meer, die sich bereits auf der südlichen (Walliser) Seite des Eiger befindet, 
fertiggestellt und in Betrieb; sie soll sich weiter auf dieser Seite über den 
Mönch zum Jungfraujoch entlang ziehen, dort auf den nördlichen Abhang 
der Jungfrau übergehen und alsdann in einem Bogen nach Westen um den 
Berg herumgeführt werden, um auf Walliser Seite in kurzer Entfernung 
vom Gipfel zu enden. 

Vom Süden, vom Rhonetal aus, kann die Jungfrau ebensowenig wie 
vom Norden und Westen durch eine gewöhnliche Bahn zugänglich gemacht 
werden, weil gewaltige Gletschermassen den Zugang versperren ; dagegen ist 
eine Schlittenverbindung vom unteren Gletschcrrande zum Jungfraujoch wohl 
ausführbar. Bekanntlich fällt das Jungfraumassiv zum Rhonetal allmählich 
ab. Die von den eisbedeckten Gipfeln des Gebirgsstocks nach Süden 
abfließenden Gletscherströme vereinigen sich in dem größten und berühmte- 
sten Gletscher der Alpen, dem fast 20 km langen Aletschgletscher. Die 
Stelle, wo die Station Mönch der Jungfraubahn gebaut werden soll, ist von 
jeher als günstiger Ubergangspunkt von dem Berner Obcrlande zum Rhonetal 
benutzt worden; sie liegt am obersten Rande des Jungfraufirns, der sich 
sanft und ohne tiefere Spalten nach Süden abdacht und beim Konkordien- 
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platz in den Alctschgletscher übergeht. Der Marsch von und zum Rhonetal 
ist ohne Gefahr, aber ermüdend und einförmig, einer Polarreise vergleich- 
bar. Bereits vor einem Jahrzehnt ist von der Jungfraubahn-Gesellschaft in 
Zürich geplant worden, bei Eröffnung der Station Mönch eine Schlitten- 
verbindung von dort zum Eggishorn herzustellen; kleine, leichte Schlitten 
sollten durch Polarhunde über die Eisfelder gezogen werden. 

In jüngster Zeit ist dem schweizerischen Bundesrat in Bern von einer 
anderen Gesellschaft ein neuer Entwurf zur Verbindung des Rhonetals 
mit der Jungfrau unterbreitet worden ; eine Schmalspurbahn soll bis an den 
Aletschgletschcr herangeführt und dort durch eine Drahtseil-Schlitten- 
bahn abgelöst werden. Der Plan ist äußerst interessant, weil in der 
Drahtseil - Schlittenbahn ein neues, bisher unerprobtes Verkehrsmittel zur 
Anwendung kommen würde. Die geplante Schmalspurbahn beginnt am 
Bahnhof Brig der Simplonbahn , überbrückt in einiger Entfernung talauf- 
wärts die Rhone, umgeht in weitem Bogen das Dörfchen Naters, in dessen 
Nähe eine Haltestelle errichtet wird, und folgt alsdann dem Kclchbache bis 
zum Bergdörfchen Platten. Von da aus steigt die Bahn in einigen Win- 
dungen gegen Rischenen empor, geht unter dem Hotel Beialp durch nach 
Unter- und Obergletsch und folgt dem dort mit Schutt bedeckten Aletsch- 
gletschcr bis Zenbächen. wo die Endstation errichtet werden soll. Da die 
Steigung auf diesem 17 km langen Wege sehr ungleich, meist recht be- 
deutend ist, soll die Bahn teils als Adhäsionsbahn, teils als Zahnradbahn 
gebaut werden. In Zenbächen beginnt die Drahtseil -Schlittenbahn Alctsch- 
gletscher™ Jungfraujoch. Diese Linie zerfällt in drei geradlinige Teilstrecken, 
von denen die erste von der Endstation der Zahnradbahn am Gletscherrande 
bis zum Märjelensee reicht; dort beginnt mit einem Richtungswechsel der 
zweite Teil der Schlittenbahn, die in gerader Linie zum Konkordienplatze 
führt, wo sie in der Nähe der Konkordienhütte endet; die letzte Strecke 
findet ihren Endpunkt bei der in Aussicht genommenen Haltestelle Jung- 
fraujoch der Jungfraubahn. Die Gesamtlänge der Schlittenbahn beträgt 
18 km; die Fahrt erfolgt auf offenem Schnee und Eis mit fliegenden Sta- 
tionen. Für die Schmalspurbahn ist die Fahrzeit auf etwa l '/j Stunden 
festgesetzt worden; für die anschließende Schlittenbahn läßt sich die Fahrt- 
dauer nicht im voraus genau bestimmen , da u. a. mit den Veränderungen 
der Gletscheroberfläche zu rechnen ist. Der Betrieb wird ebenso wie der 
der Jungfraubahn auf die wärmere Jahreszeit beschränkt werden. Die ge- 
plante Bahn wird durch Elektrizität betrieben, und zwar soll auf der 
Schlittenstrecke die elektrische Kraft benutzt werden, um ein Drahtseil ohne 
Ende in einer bestimmten Richtung fortzubewegen. An diesem Seile befinden 
sich Schlaufen, die auf dem Eise entlang schleifen; an die Schlaufen 
können die zur Beförderung der Reisenden dienenden Schlitten durch eine 
selbsttätige Kuppelung festgeklammert und wieder gelöst werden. Die aus 
leichtem, festem Holze gefertigten Schlitten sollen je 10 Sitzplätze erhalten, 
mit Segeltuch überdacht und mit einer selbsttätig niederfallenden Kratz- 
bremse an der Kuppelung versehen werden. Die Anlagekosten des Unter- 
nehmens werden auf 3650000 Mark beziffert. 



Die Flotte des Norddeutschen Lloyd Ende 1907. Die Flotte 
des Norddeutschen Lloyd hat im Jahre 1907 einen bedeutenden Zuwachs an 
großen, den neuzeitlichen Anforderungen entsprechenden Dampfern erhalten, 
die teils der Personen- und Frachtbeförderung, teils dem Frachtverkehr 
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allein dienen. Zehn Dampfer, von denen drei, und zwar die Reichspost- 
dampfer »Kleist« und »Goeben« sowie der große Schnelldampfer »Kron- 
prinzessin Cecilie« noch im Jahre 1906 vom Stapel gelaufen sind, haben 
ihre Probefahrten erledigt. Von diesen zehn Dampfern, die zusammen einen 
Brutto-Raumgehalt von 65 000 R.T. und eine Maschinenstärke von 72 100 
Pferdekräften haben, sind vier in die Linie nach dem La Plata, einer in die 
Schnelldampferlinie nach New York, zwei in die ostasiatische Reichspost- 
dampferlinie und drei in die chinesische Küstenschiffahrt eingestellt worden. 

Vom Stapel gelaufen sind für den Norddeutschen Lloyd im Jahre 1907 
elf Dampfer; davon sind vier noch im Bau. Auf dem Helgen befinden 
sich noch der große Dampfer »George Washington«, der einen Brutto- 
Raumgehalt von etwa 27 000 R.T. erhalten soll, auf der Werft des Stettiner 
Vulcan in Bredow und ein auf 17000 R.T. berechneter Dampfer bei der 
Aktiengesellschaft »Weser« in Bremen. 

Mit den im Bau begriffenen Schiffen zählt die Flotte des Norddeutschen 
Lloyd 93 für große Fahrt bestimmte Dampfer mit einem Gesamtraumgehalte 
von 656602 R.T. und einer Gesamtmaschinenstärke von 543050 Pferde- 
kräften. Dazu kommen 51 Dampfer der indisch-chinesischen Küstenfahrt 
mit 75 220 R.T. und 45 540 Pferdekräften sowie 57 Flußdampfer mit un- 
gefähr 6500 R.T. und 12200 Pferdekräften. Im ganzen verfügt der Nord- 
deutsche Lloyd über 201 Dampfer mit zusammen etwa 738300 R.T. Brutto- 
Raumgehalt und rund 600 800 Pferdekräften sowie über zwei Schulschiffe 
(5 800 R.T.) und über 200 Leichterfahrzeuge und Kohlenprahme (etwa 
48 700 R.T.). Der Gesamttonnengehalt seiner Flotte stellt sich demnach auf 
etwa 792800 R.T. 



Kanal plane in Italien. Die italienischen Zeitungen haben kürzlich 
Nachrichten gebracht über wichtige Kanalbaupläne in Oberitalien, durch 
die das Wasserstraßennetz dieses Landesteils wesentlich verbessert werden 
würde. Am meisten Aussicht auf Verwirklichung dürfte der Plan zur 
Herstellung einer neuen Schiffahrtsstraße zwischen Mailand und 
dem Adriatischen Meere haben. Damit würde ein langgehegter Wunsch 
der lombardischen Hauptstadt erfüllt werden. Zwar haben schon die 
mittelalterlichen Beherrscher Mailands die Bedeutung einer solchen Ver- 
bindung erkannt und zu diesem Zwecke die »Navigli« genannten Kanäle 
nach Mailand gebaut. Diese Kanäle gestatten aber bei ihrer geringen Breite 
nur einen sehr beschränkten Verkehr, der sich kaum auf 300000 t jährlich 
belaufen dürfte. Nach dem neuen, von dem Abgeordneten Romanin Jacur 
herrührenden Plane soll zur Herstellung der künftigen, größeren Wasser- 
straße ein Kanal von Mailand über Melegnano nach Lodi erbaut und von 
da zum Teil unter Benutzung der schiffbaren Adda bis Pizzighettone fort- 
gesetzt werden. Von Pizzighettone aus würde die neue Schiffahrtstraße 
dem natürlichen Laufe der Adda und des Po folgen. Der Kanal Mailand- 
Pizzighettone soll 18 m breit, 2'/ 2 m tief und 60 km lang werden. Nach 
Mailand würden dann Schiffe mit einem Raumgehalte bis zu 600 R.T. ge- 
langen können. Die zuständige königliche Kommission hat den Zeitungs- 
meldungen zufolge den Plan der künstlichen Schiffahrtstraße Mailand- 
Lodi-Pizzighettone bereits genehmigt. Für Mailand selbst wird die Schaf- 
fung einer umfangreichen Hafenanlage geplant. Nach den Plänen der Bau- 
direktion soll der Hafen außerhalb der im Süden der Stadt gelegenen Porta 
Romana seinen Platz finden und eine Grundfläche von 20 ha einnehmen; 
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auch soll er mit neuzeitlichen Auf- und Abladevorrichtungen , mit Lager- 
häusern und Schienenverbindungen versehen werden. Man rechnet dabei 
auf einen Jahresverkehr von 10 Millionen Tonnen. Ferner ist eine Verbin- 
dung des Hafens sowohl mit dem Naviglio Martesana geplant, der von 
Mailand nach dem Comersee führt, als auch mit dem Naviglio Grande, der 
die Verbindungsstraße nach Pavia bildet. Um die Schiffahrt auch bei 
niedrigem Wasserstand aufrechterhalten zu können, sind außerdem ver- 
schiedene Stauanlagen sowie eine Erweiterung und Vertiefung der veneziani- 
schen Kanäle von Cavanella an vorgesehen. Die Kosten des Kanals Mai- 
land-Pizzighettone werden auf 60 Millionen Lire berechnet, die Verbesse- 
rung der venezianischen Kanäle wird voraussichtlich 10 Millionen Lire er- 
fordern. Angesichts der als gesichert geltenden Splügenbahn, die von Mai- 
land ausgehen wird, gewinnt das neue Kanalunternehmen eine besondere 
Bedeutung, weil es eine unmittelbare Verbindung zwischen dem Adriatischen 
Meere und der Ostschweiz herstellen würde. 

Einen Plan zur Erbauung eines weiteren, noch viel größeren Kanals hat 
der italienische Wasserbauingenieur Caminada ausgearbeitet. 

Caminada will mittels eines von ihm erfundenen Verfahrens, das es er- 
möglichen soll, auch bedeutende Höhenunterschiede durch Schiffahrtswege 
ohne Hebewerk zu überwinden, eine schiffbare Wasserverbindung von Italien 
aus über die Apenninen und Alpen bis zum Bodensee herstellen. Sein 
System zur Überwindung der Geländeschwierigkeiten beruht auf der An- 
wendung einer ununterbrochenen Reihe von Röhrenschleusen mit geneigten 
Grundflächen. Auf dem Boden jeder Schleusenkammer liegen Schienen, 
auf und in denen ein Räderpaar läuft, das mit den Schiffen fest verbunden 
werden kann. Durch den Auftrieb des einströmenden Wassers wird das an 
den Rädern befestigte Schiff nicht lediglich emporgehoben, sondern gleich- 
zeitig von selbst vorwärtsgetrieben, bis es am anderen Ende der Schleuse 
anlangt. Hier wiederholt sich dasselbe Spiel, bis der höchste Punkt der 
Anlage erreicht ist. Jede andere Kraft zur Beförderung der Schiffe wird 
hierdurch entbehrlich. Durch die Anlage von zwei parallel laufenden Ka- 
nälen und die wechselseitige Verbindung ihrer Schleusen soll dabei mittels 
derselben Wassermenge gleichzeitig eine Schiffsreihe zu Tal und eine andere 
zu Bierg befördert werden. 

Der Kanal soll bei Genua seinen Ausgang nehmen, zunächst die Apen- 
ninen beim Giovi-Paß 360 m über dem Meere mittels eines 3 km langen 
Tunnels durchqueren, dann über Mailand bis Lecco am Comersee gehen, 
diesen benutzen und schließlich unterhalb des Splügen in einen 15 km langen 
Tunnel eintreten, mit dem der Splügen durchbohrt werden, und der auf der 
Nordseite der Alpen bei Thusis wieder ausmünden soll. Der höchste Punkt 
der ganzen Anlage wäre beim Splügen ungefähr 1250 m über dem Meere 
zu suchen. Von Thusis aus geht die Linie über Chur längs des Rheintals 
hinab zum Bodensee. Die Gesamtlänge des Kanals beträgt etwa 600 km. 
Hiervon können 230 km auf Flüssen und Seen zurückgelegt, der Rest von 
370 km muß neu hergestellt werden. Von diesen 370 km wären etwa 
205 km als offene Kanäle. 45 km als Schleusen- oder »Tubularkanäle«, 
wie Caminada sein neues System nennt, und 30 km als Tunnelkanäle zu 
bauen. Die Gesamtherstellungskosten sind auf 400 bis 500 Millionen Lire 
veranschlagt. Trotz dieser erheblichen Ausgabe hofft man, daß das Unter- 
nehmen ertragsfähig sein werde. Gegenüber der Eisenbahnbeförderung hat 
man eine Mindestersparnis von 2 Centimes für die Kilometertonne her- 
ausgerechnet. 
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Zeitungsnachrichten zufolge ist der Urheber des Planes vom Könige von 
Italien empfangen worden, der sich den Entwurf erläutern ließ, sich von 
der Ausführbarkeit überzeugte und bei der Wichtigkeit einer unmittelbaren 
Wasserverbindung Genua-Bodensee sein lebhaftes Interesse für das Unter- 
nehmen bekundete. Auch italienische und schweizerische Fachleute sollen 
sich günstig über den Plan geäußert haben. 



LITERATUR. 

Die drahtlose Telcgraphie und Telephonie nach Geschichte, 
Wesen und Bedeutung für Militär und Marine, Verkehr 
und Schule, gemeinverständlich dargestellt von Gustav Part heil, 
Oberlehrer in Dessau. 221 Seiten Gr. 8° mit 129 Abbildungen. 
2. Auflage, Verlag von Gerdes u. Hödel. Berlin 1907. Preis geh. 
4 Mark, geb. 5 Mark. Luxusausgabe 6 Mark 50 Pf. 

Das vorliegende Werk bildet im wesentlichen den Inhalt zweier Vorträge, 
die der Verfasser am Herzoglich Anhaltischen Hofe gehalten hat. Das 
Buch ist in lebendiger Darstellungsweise so gemeinverständlich geschrieben, 
daß es mit Ausnahme weniger Stellen keine besonderen Vorkenntnisse er- 
fordert und daher von jedem Gebildeten, der sich mühelos über das weite 
Gebiet der drahtlosen Nachrichtenübermittlung unterrichten will, mit Nutzen 
gelesen werden kann. Der größte Teil des Buches befaßt sich mit der Dar- 
stellung der deutschen Arbeiten und Erfindungen, insbesondere sind die ver- 
schiedenen Apparatsysteme der Tclefunkengescllschaft mit großer Ausführ- 
lichkeit behandelt worden. Von den ausländischen Erfindungen ist nur 
das Marconisystem eingehend beschrieben; kurze Erwähnung hat noch das 
De Forest -System erhalten. 

Ein kurzer Abschnitt ist der Telcgraphie und Telephonie mittels unge- 
dämpfter Schwingungen gewidmet. Von Interesse sind die Mitteilungen 
über die drahtlose Übertragung von Bewegungen und über die Verwendung 
der drahtlosen Telegraphie im Dienste der Wissenschaft, insbesondere bei 
der Bestimmung der geographischen Länge. Für den Telegraphenbeamten 
kann das Buch als Hilfsmittel zur Einführung in das Studium der draht- 
losen Telcgraphie und Telephonie dienen; für diesen Zweck wird namentlich 
auch der Abschnitt »Die Demonstration der drahtlosen Telcgraphie« gute 
Dienste leisten. Die hier geschilderten Versuche sind von dem Verfasser 
sämtlich mit größtenteils selbstgefertigten Instrumenten ausgeführt worden. 
In einem Schlußabschnitte ist eine Anzahl Werke angeführt, die für ein 
eingehenderes Studium der Wellentelegraphie zu empfehlen sind. 



Praktisches Handbuch der drahtlosen Telegraph ie und Tele- 
phonie von Johannes Zacharias und Hermann Hei nicke, 
Ingenieure. 248 Seiten Kl. S mit 78 Abbildungen. A. Hartlebens 
Verlag. Wien und Leipzig. Preis geh. 4 Mark. geb. 5 Mark. 

Das Buch gibt eine Zusammenstellung der bekanntesten Erfindungen 
und wissenschaftlichen Arbeiten auf dem Gebiete der drahtlosen Telegraphie 
und Telephonie in gedrängtester Form. Die Verfasser betonen im Vor- 
worte, daß das Buch besonders auf die Praxis Rücksicht nehmen soll. 
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Die 19 Seiten lange Einleitung, die sich hauptsächlich mit dem Äther 
befaßt und eine von den allgemein gültigen Anschauungen abweichende 
Theorie des Äthers aufstellt, hätte daher wohl kürzer gefaßt werden 
können, zumal bei den weiteren Darstellungen nicht auf sie zurückgegriffen 
wird. Zacharias nimmt als Ursache der Bewegungen in der Natur nur 
Druckkräfte an, »jeder auf den Äther als Ganzes ausgeübte Druck pflanzt 
sich in Wellenbewegungen momentan allseitig fort.« Dieser Vorgang er- 
möglicht nach Zacharias die drahtlose Telegraphie; die erforderlichen Druck- 
kräfte gehen von der ganzen Oberfläche des Luftleitergebildes, besonders 
aber von dessen Spitzen, Ecken und Kanten aus. 

Einen breiten Raum in dem Abschnitt über die Apparate und Schal- 
tungen nimmt die Beschreibung des Systems Heinicke ein , das sich von 
den übrigen Systemen der drahtlosen Telegraphie durch die Verwendung 
eines von dem Mitverfasser des Buches erfundenen Transformator? unter- 
scheidet. Dieser Transformator vereinigt in sich einen Kondensator und 
eine Selbstinduktion zu einem einzigen Apparate; für Senderstationen von 
150 km Reichweite besteht er aus einem Zinkblechzylinder von 60 cm Durch- 
messer und 70 cm Höhe, der mit einer Lage Isolierstoff von 3 mm Stärke 
umgeben ist. Auf diese Schicht ist ein 20 mm breites und 0,1 mm starkes 
Kupferband in 1 7 Windungen aufgewickelt. Die Enden der Wickelung sind 
an die Belegungen eines Kondensators geführt; je nach der Bemessung 
dieses Kondensators ist der Transformator für Wellenlängen von 250 bis 
jooo m brauchbar. Der Zinkzylinder ist in die Luftleitung eingeschaltet; 
der geschlossene schwingende Kondensatorkreis für die Erzeugung der 
elektrischen Wellen ist also bei der Heinickeschen Anordnung nicht durch 
magnetische Koppelung, sondern gewissermaßen durch statische Koppelung 
mit dem Luftleiter verbunden. Der Empfängertransformator ist nach dem 
gleichen Grundsatz angeordnet, jedoch bestehen die Wicklungen auf dem 
Metallzylinder aus fein unterteiltem Drahte. 

Eine drahtlose Telephonie will Heinicke mittels Beeinflussung des Wider- 
standes einer Funkenstrecke oder eines elektrischen Lichtbogens durch 
Kathoden- oder Röntgenstrahlen ermöglichen. Er verwendet hierzu einen 
gewöhnlichen geschlossenen Schwingungskreis zur Erzeugung elektro- 
magnetischer Wellen, der mit der Luftleitung direkt gekoppelt ist und 
dauernd Schwingungen von bestimmter Zahl und Stärke aussendet. Die 
Funkenstrecke oder der Lichtbogen steht unter dem Einflüsse der Strahlung 
einer Röntgenlampe, in deren Primärkreis ein Mikrophon eingeschaltet ist. 
Wird in das Mikrophon hineingesprochen, so sollen die hierdurch hervor- 
gerufenen Stromschwankungen die Röntgenlampe mehr oder weniger erregen 
und infolgedessen den Widerstand der Funkenstrecke oder des Lichtbogens 
entsprechend ändern. Die Stärke der im geschlossenen Schwingungskreise 
und im Luftdrahte fließenden Hochfrequenzströme soll sich dann ent- 
sprechend der Änderung des Widerstandes der Funkenstrecke oder des 
Lichtbogens ebenfalls ändern. Ob mit dieser Anordnung bereits praktische 
Erfolge erzielt worden sind, ist nicht angegeben. 

In dem Abschnitt »Internationale Verkehrsbestimmungen« ist im wesent- 
lichen nur ein Abdruck der deutschen »Vorschrift für den Gebrauch der 
Funkentelegraphie im öffentlichen Verkehr« enthalten. 

Druck und Ausstattung des Buches können bis auf einige in zu schwachen 
Linien hergestellte Schaltungszcichnungen als gut gelten. Die Druckfehler 
Hughs statt Hughes (S. 20) und Forrest statt Forest (S. VII, 67 usw.) 
werden bei einer neuen Auflage zu beseitigen sein. 
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Handelswege und Verkehrsmittel der Gegenwart. Ein Leit- 
. faden zur Ergänzung geographischer Lehrbücher für den Schul- 
und Selbstunterricht von Prof. Dr. M. Schmitz- Mancy, Ober- 
lehrer an der Oberrealschule in Crefeld. Zweite, neubearbeitete 
Auflage mit 58 Bildern und einer farbigen Karte des Weltverkehrs. 
Verlag von Ferdinand Hirt & Sohn in Leipzig 1907, Preis geb. 
2 Mark 50 Pf. 

Das deutsche Volk, dessen schnelle wirtschaftliche Entwicklung so 
deutlich im Zeichen des Weltverkehrs steht, dessen Zukunft wesentlich 
mit von der friedlichen Beherrschung der Meere abhängt, sollte seiner 
heranwachsenden Jugend mehr, als es bisher geschehen ist, das Verständnis 
für Handel und Verkehr auf den großen Straßen und Märkten der Welt 
erschließen. Es wäre daher zu wünschen, wenn das ausgezeichnete Buch 
von Dr. Schmitz-Mancy Eingang fände in alle deutschen Schulen, wo 
es sicher auch von den Schülern freudig begrüßt werden würde. Denn 
es bietet ihnen nicht trockenen Lernstoff, sondern eröffnet der Phantasie 
auch des binnenländischen Lesers den Ausblick auf die weltumspannenden 
Unternehmungen des modernen Handels und Verkehrs. Es schildert anschau- 
lich, von zahlreichen guten Bildern unterstützt, die Seeschiffahrtslinien 
aller Länder, den Verkehr auf Eisenbahnen und Wasserwegen, und gibt 
einen Überblick über die Entwicklung und Ausdehnung der Posten, der 
Telegraphen- und Fernsprechanlagen sowie der Luftschiffahrt bis zu ihren 
neuesten Fortschritten. 

Das 116 Druckseiten starke Buch bringt nicht nur für die Jugend, 
sondern auch für jeden Erwachsenen, namentlich auch für Verkehrsbeamte 
eine Fülle interessanter und wissenswerter Angaben, so daß es auch ge- 
eignet erscheint zur Verwendung als Nachschlagewerk bei Postanstalten 
mit lebhaftem Auslandsverkehr, bei Auskunftstellen für das Publikum usw. 
Zur Vorbereitung auf postalische Prüfungen ist es ein wertvolles Hilfs- 
mittel. 

Der Verfasser gibt zuerst einen kurzen Überblick über die Entwicklungs- 
geschichte des Weltverkehrs mit einer vergleichenden Übersicht der wich- 
tigsten Verkehrs- und Handelswege vom Altertume bis zur Jetztzeit . um 
sich dann den heutigen, von Europa aus nach allen Weltteilen sich er- 
streckenden Schiffahrtslinien zuzuwenden. In je einem besonderen Ab- 
schnitte werden Europas wichtigste Dampfschiffs-Verbindungen mit Amerika, 
Asien, Afrika und Australien behandelt, eingehend jedesmal die deutschen 
Linien. Aber auch üher die englischen, französischen, italienischen, öster- 
reichischen, spanischen, portugiesischen, niederländischen, belgischen, schwe- 
dischen, russischen, amerikanischen und japanischen Dampferlinien erfahren 
wir das Nötige und Wissenswerte; die Verbindungen zwischen den euro- 
päischen Häfen unter sich fehlen ebenfalls nicht. Ohne sich in technische 
Einzelheiten zu verlieren, erzählt der Verfasser von dem Bau und der Ein- 
richtung eiserner und hölzerner Segler und Dampfer, von Maschinen und 
Turbinen mit Schrauben- und Kolbenantrieb, von Post- und Schnelldampfern, 
von Schwimm- und Trockendocks, Lotsen, Leuchtfeuern und Rettungs- 
stationen. Die Bedeutung und der Weltverkehr der großen Häfen wird 
durch eingehende Beschreibung des Hamburger Hafens und seiner Verkehrs- 
ziffern dargelegt. Zu Nachschlagezwecken wertvoll sind Übersichten über den 
Personenverkehr nach New York auf sämtlichen beteiligten Linien, über die 
Welthandelsflotte am I.Oktober 1906 und über die Entfernungen zwischen 
den wichtigsten Häfen der Erde. 
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Nach dem Überseeverkehr lernen wir die Verkehrswege zu Lande und 
zu Wasser kennen, die das Innere der einzelnen Erdteile erschließen. Die 
Binnenschiffahrt, namentlich die deutsche, ihre räumliche Ausdehnung, ihre 
Flotte und ihr Verkehr, eine Übersicht über die wichtigsten deutschen 
Kanäle, über die schiffbaren Strecken der deutschen Flüsse bieten viel Inter- 
essantes. In dem Kapitel über die Eisenbahnen gelingt es dem Verfasser, 
in gedrängter Kürze ein anschauliches und für den Zweck völlig aus- 
reichendes Bild von den wichtigsten europäischen Eisenbahnverbindungen, 
von der Dichtigkeit des Bahnnetzes der einzelnen Staaten, auch von den 
Kleinbahnen und Dampfstraßenbahnen sowie von Personen- und Fracht- 
tarifen zu entwerfen. Dann geht er auf die Eisenbahnen in Asien, Amerika, 
Afrika und Australien näher ein und erörtert die wirtschaftliche und ver- 
kehrspolitische Bedeutung mancher Linien an Beispielen (Pazifik-, Panama- 
bahn usw.); auch die Karawanenstraüen werden nicht vergessen. 

Das Postwesen wird etwas knapp besprochen; der Verfasser gibt einen 
Überblick über den Umfang des Weltpostvereins und die Dichtigkeit des 
Postanstaltennetzes sowie eine Übersicht über die Dauer der Beförderung 
eines in Berlin aufgegebenen Briefes nach etwa 40 Städten in allen Erd- 
teilen. Die Telegraphie wird eingehender behandelt. Eine vergleichende 
Übersicht der Länge der Tclegraphenlinien aller Kulturstaaten und die Auf- 
führung aller wichtigeren Welttelegraphenlinien ist sehr lehrreich, nament- 
lich für den Nichtfachmann. Auch die Funkentelegraphie, ihre Ausbreitung, 
die Reichweite ihrer Stationen finden Erwähnung. Den Schluß bildet ein 
kurzer Überblick über Luftschiffahrt und Brieftaubenwesen. 

Als Anhang sind dem Werke 58 Bilder — meist nach Photographien — 
und eine Weltverkehrskarte beigegeben. Die Bilder sind gut ausge- 
wählt und geeignet, dem Leser, namentlich auch den Schülern, den Stoff 
zu erläutern und zu veranschaulichen. 



UMHIN. 1.1 Ulli I.K I IN titU MI1CIISDRI f.KI HI.I. 
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Staatssekretär Sydow. 

Seine Majestät der Kaiser und Köllig haben Allergnädigst geruht, durch 
Allerhöchste Ordres vom 20. Februar den Unterstaatssekretär im Reichs- 
Postamt, Wirklichen Geheimen Rat Sydow zum Staatssekretär des Reichs- 
Schatzamts und zum Staatsminister und Mitgliede des Preußischen Staats- 
ministeriums zu ernennen. 

Die Berufung eines Beamten der Reichs -Post- und Telegraphenverwal- 
tung an die Spitze der Reichs- Finanzverwaltung hat überall und besonders 
in den Kreisen der Post- und Tclegraphenbeamten lebhafte Befriedigung 
hervorgerufen, wenn auch das Ausscheiden dieses ausgezeichneten Mannes 
aus dem Collegium des Reichs -Postamts nicht nur bei seinen Mitarbeitern, 
sondern bei allen Angehörigen unserer Verwaltung aufrichtiges Bedauern er- 
weckt hat. Der Name des jetzigen Staatssekretärs Sydow ist mit dem 
Aufschwünge, den das Post- und Telegraphenwesen und namentlich das 
Fernsprechwesen im Rcichs-Postgebiet in dem letzten Vierteljahrhundert ge- 
nommen hat. unlöslich verknüpft. 

Am 31. März 1883 wurde der damals zweiunddreißigjährige Landrichter 
Sydow als Über- Postrat und ständiger Hilfsarbeiter in das Reichs - Postamt 
übernommen. Am 1. Oktober 1884 wurde er zum Geheimen Postrat und 
vortragenden Rat und am Ii. September 1889 zum Geheimen ( )bcr- Postrnt 
ernannt. Seine Tätigkeit als vortragender Rat erstreckte sich besonders auf 
die Ausgestaltung der Wohlfahrtseinrichtungcn der Postverwaltung, die Aus- 
führung der Versicherungsgesetze und die Regelung des Verhältnisses der 
Post zu den Eisenbahnen. Die Bestimmungen über die Wohnungsfürsorge 
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für das Personal der Postverwaltung an Landorten und allein gelegenen 
Hahnhöfen sind von ihm entworfen worden. Als Lehrer an der Post- und 
Telegraphenschule war er allbeliebt, er behandelte in seinen Vorlesungen 
das Post- und Telegraphenrecht. Vor eine ganz neue Aufgabe wurde Sydow 
gestellt, als er im Jahre 1897 an die Spitze der Abteilung II des Reichs- 
Postamts (Telegraphen- und Fernsprechwesen) berufen wurde. Durch 
eisernen Fleiß, unterstützt durch scharfen Verstand und die Gabe, sich in 
fremde Gebiete leicht einzuarbeiten, hatte sich Sydow die erforderlichen 
technischen Kenntnisse bald angeeignet. Selbst auf dem Gebiete der Apparat- 
kunde war er so bewandert, daß er bei Behinderung des zuständigen Re- 
ferenten in einer Gesamtsitzung des Reichs-Postamts den Vortrag über die 
neuen Erscheinungen auf diesem Gebiet übernehmen konnte. Am 8. Ok- 
tober 1901 erfolgte seine Ernennung zum Unterstaatssekretär, wodurch ihm 
eine umfassendere Beteiligung an den allgemeinen Verwaltungsgeschäften 
zufiel. Seine Stellung als Direktor der Abteilung II des Reichs - Postamts 
wurde durch diese Ernennung nicht geändert. Besondere Fürsorge widmete 
er dem Ausbau des überseeischen Kabelnetzes, einem Gebiet, auf dem er 
organisatorisches Geschick und staatsmännische Gewandtheit bewiesen hat. 
Unter seiner tatkräftigen Mitwirkung ist das wichtige Telegraphenwege- 
Gesetz vom 18. Dezember 1899 zustande gekommen. Bedeutende Anforde- 
rungen an seine Arbeitskraft stellten die Erweiterung der Telegraphen- und 
Fernsprechanlagen, die unterirdische Führung der Fcrnsprechleitungen , die 
Ausgestaltung des Doppelleitungsbetriebs, die Einführung besonders leistungs- 
fähiger Apparatsysteme für den Telegraphen- und Fernsprechbetrieb sowie 
in neuerer Zeit die Funkentelcgraphie und ihre gesetzliche Regelung. Im 
Ausland ist sein Name durch seine Teilnahme an der internationalen Tele- 
graphenkonferenz in London und an den beiden bedeutungsvollen inter- 
nationalen Funkentelegraphen -Konferenzen in Berlin bekannt und hoch- 
geschätzt. 

In seiner fast fünfundzwanzigjährigen Tätigkeit bei der Reichs-Post- und 
Telegraphenverwaltung hat Exzellenz Sydow gezeigt, daß er fähig ist, große 
Aufgaben mit Geschick zu lösen; er wird, davon sind wir überzeugt, sich 
auch auf dem schweren und verantwortungsvollen Posten bewähren, auf 
den ihn Seine Majestät der Kaiser jetzt gestellt hat. 



Das neue deutsch-norwegische Kabel. 

Bis 1906 war das dreiadrige Kabel Hoyer-Sylt-Arendal die einzige un- 
mittelbare telegraphischc Verbindung zwischen Deutschland und Norwegen. 
Es ist im Sommer 1879 auf Veranlassung des Reichs-Postamts von einer 
Privatgesellschaft gelegt worden und am 1. Januar 1891 durch Kauf in das 
Eigentum des Reichs übergegangen, steht also bald 30 Jahre im Betriebe. 
In den letzten Jahren ist es wiederholt und auf längere Zeit unterbrochen 
gewesen. Die Guttaperchaumhüllung der Adern ist zwar noch in gutem 
Zustande. Einerseits macht sich aber das Alter des Kabels in einem Nach- 
lassen der mechanischen Festigkeit bemerkbar; anderseits hat sich die aus 
eisernen Schutzdrähten von 5,59 mm Stärke bestehende Bewehrung des 
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Kabels für solche Stellen nicht als ausreichend erwiesen, wo es wegen des 
seichten Wassers Angriffen der Schiffsanker und Schleppnetze besonders 
ausgesetzt ist. Das trifft namentlich auf die etwa 100 km lange Strecke 
gegenüber dem Limfjord zu, die die meisten Störungen aufzuweisen hat. 

Während der Unterbrechungen mußte der deutsch-norwegische Tele- 
grammverkehr über Dänemark oder Schweden umgeleitet werden. Da indes 
zwischen Dänemark und Norwegen nur eine einzige, bereits voll in An- 
spruch genommene Kabelverbindung vorhanden ist, da ferner die schwedisch- 
norwegischen Leitungen ebenfalls stark belastet sind, so entstanden beträcht- 
liche Verzögerungen, die z.u lebhaften Klagen des Publikums Anlaß gaben. 
Außerdem erwuchsen der deutschen Verwaltung durch die bei der Um- 
leitung eintretende Ausgabe für Durchgangsvergütungen erhebliche Kosten. 

Um den Telegrammaustausch zwischen den beiden Ländern vor derartigen 
Schädigungen besser zu sichern, erschien es daher geboten, die Legung 
eines zweiten unmittelbaren Kabels in Aussicht zu nehmen, da sich den durch 
die Unterbrechungen hervorgerufenen Betriebsschwierigkeiten mit Erfolg nur 
begegnen läßt, wenn mehrere Kabel vorhanden sind. Die Herstellung der 
neuen Verbindung wurde auch durch das stetige Anwachsen des deutsch-nor- 
wegischen Verkehrs gerechtfertigt. Denn die Zahl der allein im unmittel- 
baren Verkehr zwischen Deutschland und Norwegen gewechselten Telegramme 
ist von 

46394 im Jahre 1879 
auf 108 846 - - 1891 
und auf 205 581 - - 1904, 
insgesamt also nahezu auf das Fünffache gestiegen. Außerdem nötigte die 
Erhaltung des alten Kabels dazu, es durch Einschalten eines rund 100 km 
langen Ersatzstücks mit stärkerer Bewehrung an der erwähnten gefähr- 
lichen Stelle gründlich auszubessern. 

Bei den mit der norwegischen Telegraphenverwaltung 1905 eingeleiteten 
Verhandlungen machte diese den Vorschlag, beide Kabel in das gemeinschaft- 
liche Eigentum Deutschlands und Norwegens treten zu lassen. Zu dem Zwecke 
sollte das neue Kabel für gemeinsame Rechnung beider Länder gelegt, ferner 
die Hälfte vom Zeitwerte des alten Kabels von Norwegen an Deutschland 
erstattet, auch die Instandsetzung des alten Kabels auf gemeinsame Kosten 
ausgeführt werden. Da alle seit 1891 gelegten Kabel zwischen Deutschland 
einerseits sowie England, Dänemark und Schweden anderseits sich im ge- 
meinschaftlichen Eigentume der Uferstaaten befinden , und die angegebene 
Regelung auch den deutschen Interessen entsprach, so wurde der Vorschlag 
Norwegens angenommen. Im weiteren Verlaufe wurde unterm 25./30. April 
1906 ein neues Telegraphen-Ubereinkommen zwischen Deutschland und Nor- 
wegen abgeschlossen. Darin wurde hinsichtlich der Kabelverbindung neben 
der halbscheidlichen Teilung der Gebühren vereinbart, das neue Kabel im 
Jahre 1906 auszulegen, das Miteigentum am alten Kabel auf der nicht im 
ausschließlichen Hoheitsbereiche von Deutschland gelegenen Strecke Sylt— 
Arendal Norwegen zum I. April 1907 einzuräumen und noch in demselben 
Jahre die Einspleißung des Ersatzstückes vorzunehmen. Als Landungspunkt 
für das neue Kabel wurde auf norwegischer Seite Arendal beibehalten. An 
der deutschen Küste wurde dazu Duhnen bei Cuxhaven gewählt , um die 
lange oberirdische Führung der Anschlußleitung durch Schleswig- Holstein, 
wo häufig die Betriebssicherheit durch feuchte Witterung gefährdet wird, zu 
vermeiden. Von Duhnen aus sollte das Seekabel für alleinige Rechnung 
Deutschlands durch ein Landkabel bis Cuxhaven und von da durch eine 
3 mm starke oberirdische Bronzeleitung bis Hamburg verlängert werden. 

9* 
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Da durch das vorhandene dreiadrige Kabel für unmittelbare Leitungen zwischen 
den beiderseitigen Hauptplätzen vorgesorgt war, so erschien es ausreichend, 
das neue Kabel nur mit einer Ader auszustatten, diese aber so stark zu machen, 
daß ein Betrieb mit großer Telegraphiergeschwindigkeit eingerichtet werden 
konnte, der es ermöglicht, bei Unterbrechungen des alten Kabels vorüber- 
gehend den gesamten Verkehr ohne zu große Verzögerungen über das neue 
Kabel abzuwickeln. Die Wahl eines einadrigen Kabels mit großem Aderquer- 
schnitte gestattete auch, die Kosten für die neue Verbindung trotz ihrer 
größeren Länge niedriger zu halten, als bei Legung eines mehradrigen Er- 
satzkabels auf dem alten Wege möglich gewesen wäre. 

Die Verhandlungen mit Norwegen kamen erst zum Abschluß, als der 
Etatsentwurf der Reichs-Post- und Telegraphenverwaltung für 1906 bereits 
fertiggestellt und den gesetzgebenden Körperschaften zur Genehmigung zu- 
gegangen war. Infolgedessen mußten die für die Kabelverbindung erforder- 
lichen Mittel, die für Deutschland einschl. der Kosten für die Anschluß- 
leitung Cuxhaven Hamburg auf 610000 Mark veranschlagt waren, durch 
eine Ergänzung zum Etat nachträglich angefordert werden. 

Nachdem auch auf norwegischer Seite die Mittel flüssig gemacht worden 
waren, erhielten die Norddeutschen Seekabelwerke in Nordenham Anfang 
Juni 1900 den Auftrag zur Lieferung und Auslegung des neuen Seekabels. 
Die Anfertigung nahm rund drei Monate in Anspruch. Die Auslegung ging 
dann in zwei Abschnitten vor sich. Da der Kabcldampfer Stephan wegen 
seines Tiefganges im Wattenmeere bei Duhnen nicht verwendet werden konnte, 
wurde die Legung dieser Strecke vorweggenommen und unter Ausnutzung 
günstiger Flutverhältnisse während des Hochsommers mit Hilfe zweier 
flachgehender Tjalken in der Zeit vom 4. bis 8. August 1906 bewerkstelligt. 
Den Tjalken diente dabei streckenweise ein kleiner Schleppdampfer als Vor- 
spann. Die Verlegung der Hauptlänge des Kabels ging einige Wochen 
später durch den genannten Kabeldampfer vonstatten. Der »Stephan« spleißte 
am 2. September 1906 an das aufgebojte Ende bei Duhnen an und langte noch 
am selben Tage auf der Höhe von Helgoland an. Da sich hier die Wasser- 
tiefe für die Vornahme des Schlußspleißes besonders günstig erwies, wurde 
das über Bord gelassene Kabel abermals an einer Boje festgelegt, worauf 
der Dampfer geraden Weges nach Arendal fuhr, um von da aus die 
Auslegung in umgekehrter Richtung fortzusetzen. Am 5. September begann 
er mit den Arbeiten und kam trotz stürmischer Fahrt zwei Tage darauf 
wieder in der Nähe der Stelle bei Helgoland an. wo das Ende der von Duhnen 
aus gelegten Kabelstrecke an der Boje gesichert worden war. Diese hatte 
sich jedoch infolge des Sturmes losgerissen "und war vertrieben worden. Es 
verging ein voller Tag, ehe sie wiedergefunden, und alles zur Vereinigung 
der beiden Enden vorbereitet war. Nach Fertigstellung des Schlußspleißes 
in der Nacht zum 9. September 1906 wurde das Kabel sogleich in Betrieb 
genommen. 

Seine Majestät der Kaiser, dem der Staatssekretär des Reichs-Postamts 
von der Inbetriebnahme der neuen Verbindung Meldung erstattet hatte, 
geruhte darauf mit folgendem Telegramm zu erwidern: 

»Ihre Meldung über die Fertigstellung des neuen Deutschland 
und Norwegen verbindenden Seekabels gereicht mir zur besonderen 
Genugtuung. Mochte diesem Telegraphen im Interesse unseres 
Kandels bald weitere Ausdehnung des deutschen Kabelnetzes folgen. 

gez. Wilhelm I. R.« 
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Das Seekabel Duhnen-Arendal ist 352 Seemeilen lang. In Duhnen 
schließen sich die nach Cuxhaven führenden drei Seemeilen Landkabel an, 
die ebenfalls von den Norddeutschen Seekabelwerken geliefert worden 
sind und von der Ober-Postdirektion in Hamburg bereits Anfang August 1906 
ausgelegt worden waren. Auf deutscher Seite wird das Kabel von Hamburg 
aus. in Norwegen von Kristiania aus betrieben. In Arendal befindet sich 
eine Übertragung. Zum Betriebe dienen Wheatstonesender mit Undulatoren 
als Empfänger. Die technischen Einrichtungen sind so getroffen, daß im 
Bedarfsfalle jederzeit vom Einfach- zum Gegensprechbetrieb übergegangen 
werden kann. Der Gegensprechbetrieb stieß anfangs insofern auf Schwierig- 
keiten, als die Isolationsschwankungen in der oberirdischen Leitung Hamburg- 
Cuxhaven eine Steigerung der Sprechgeschwindigkeit über 45 Wörter in 
der Minute hinaus in beiden Richtungen gleichzeitig nicht zuließen. Nach- 
dem es aber gelungen ist, die elektrischen Verhältnisse der äußeren Leitung 
in der zur Gegensprecheinrichtung beim Telegraphenamt in Hamburg ge- 
hörenden künstlichen Leitung nachzubilden, ist eine Sprechgeschwindigkeit 
von 60 Wörtern in der Minute erzielt worden. Diese genügt, um beim 
Versagen des alten Kabels den gesamten deutsch-norwegischen Verkehr auf 
dem neuen Kabel zu bewältigen. Es sind Versuche im Gange, die Sprech- 
geschwindigkeit noch weiter zu steigern. 

Infolge des Hinzutritts der neuen Verbindung ist es möglich geworden, 
zwei Verkehrswünschen Rechnung zu tragen, die sich schon lange geltend 
gemacht hatten, bisher aber mit dem vorhandenen Kabel nicht zu befrie- 
digen waren. Bergen, die wichtige Handelsstadt Norwegens, hat nunmehr eine 
unmittelbare Leitung nach Hamburg erhalten, mit dem es sehr vielseitige und 
lebhafte Handels- und Schiffahrtsinteressen verknüpfen, und das Telegraphen- 
amt in Emden, das auf den deutschen Seekabeln den großen Oberseeverkehr 
vermittelt, hat seinen zahlreichen unmittelbaren Leitungen eine neue nach 
Kristiania hinzufügen können. Die dritte Ader des Kabels Höver- Sylt- 
Arendal dient, wie bisher, der Verbindung Berlin-Kristiania. 

Die Kosten für die Lieferung und Auslegung des Seekabels haben 
1 124 131 Mark betragen. Hiervon entfällt auf Deutschland die Hälfte, d. s. 
562 066 Mark. Unter Hinzurechnung einiger kleiner Nebenausgaben stellt 
sich der deutsche Kostenanteil für das Seekabel auf .... 5^3 038 Mark. 

Dazu treten die Aufwendungen für die Landverbindung 
Duhnen-Hamburg mit 36 735 Mark. 

so daß sich die Gesamtkosten für Deutschland auf 599 773 Mark 

belaufen. 

Hinsichtlich der Zusammensetzung des neuen Kabels sind folgende An- 
gaben von Interesse. Der Leiter besteht aus einer Litze von sieben Kupfer- 
drahten von rund 0,95 mm Durchmesser, deren Gewicht 44,015 kg für das 
Kilometer oder 180 englisch Ibs. für die Seemeile beträgt. Der innere Draht 
der Litze ist durch Chatterton Compound gelaufen, bevor er mit den 
äußeren Drähten verlitzt wurde. Die Zwischenräume der Außendrähte sind 
vollständig mit Chatterton Compound ausgefüllt. Die Isolierhülle besteht 
aus drei Schichten Guttapercha bester Beschaffenheit von gleichmäßiger 
Stärke, die mit drei dünnen Schichten Chatterton Compound abwechseln. 
Das Gewicht der Isolierhülle beträgt 4S.WV» kg für das Kilometer oder 
200 Ibs. für die Seemeile. 

Die Adern sind mit einer Umspinnung von Jutegarn versehen, das vor- 
her in Katechu getaucht und naß autgebracht worden ist. Das Jutegarn 
liegt in solcher Stärke auf, daß die Bewehrungsdrahte nicht so dicht anein- 
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ander schließen, um die Geschmeidigkeit des Kabels zu beeinträchtigen. Die Be- 
wehrung ist verschieden, je nachdem es sich um Küstenkabel, schweres 
Zwischenkabel, leichtes Zwischenkabel oder Erdkabel handelt. Das Küsten- 
kabel trägt eine doppelte Bewehrung; eine innere aus zwölf verzinkten Eisen- 
drähten von 5,1 mm Durchmesserund eine äußere aus zwölf verzinkten Eisen- 
drähten von 9.6 mm Durchmesser. Zwischen beiden liegt eine Bewicklung aus 
zwei Lagen geteertem Jutegarn, die mit zwei Lagen Compound abwechseln. 
Das schwere Zwischenkabel besitzt eine Bewehrung aus zehn verzinkten 
Eisendrähten von 7,1 mm Durchmesser, das leichte Zwischenkabel für das 
tiefere Wasser und das Erdkabel eine Bewehrung aus zwölf verzinkten 
Eisendrähten von 5,1 mm Durchmesser. Alle Verbindungsstellen in den 
Bewehrungsdrähten sind geschweißt. Keine Schweißstelle folgt innerhalb 
4 m auf die andere. Die Drähte besitzen einen fest anhaftenden Schutz- 
überzug aus heiß aufgebrachtem, zubereitetem Teer. 

Die äußere Bekleidung der Kabel besteht aus zwei Lagen Jutegarn. 
Dieses ist mit reinem, zubereitetem Teer gesättigt und so aufgebracht, daß 
eine Lage entgegengesetzte Richtung zur anderen hat. und die Garnlagen 
mit zwei Lagen Clarks Compound abwechseln. 

Die elektrischen Eigenschaften des Kabels sind im Lieferungsvertrage 
wie folgt festgesetzt. 

a) Mittlerer Kupferwiderstand des Leiters, unter Zugrundelegung einer 
Leitfähigkeit von 98 v. H. derjenigen des reinen Kupfers, nicht mehr als 
6mh internationale Ohm für die Seemeile (i,8>s km) bei einer Temperatur 
von 75 0 F. (23,9° C.) ; 

b) Isolationswiderstand nicht weniger als 400 Megohm für die Seemeile 
bei 75 0 F. und 

c) Ladungskapazität nicht mehr als 0,33 Mikrofarad für die Seemeile. 
Bei den Kupfer- und Guttaperchagewichten sowie den Abmessungen der 

Bewehrungsdrähte war ein Spielraum von 2 l ( t v. H. nach oben oder unten 
gestattet. 

Die Ausbesserung des Kabels Sylt-Arendal gegenüber dem Limfjord 
hat im August 1907 zwischen 56 0 42' 44" und 57 0 28' 40" nördl. Breite 
stattgefunden. Die Leiter des Ersatzkabcls bestehen aus sieben Kupfer- 
drähten von je rund 0,71 mm Durchmesser, die Isolierhüllen aus zwei Schichten 
Guttapercha, die mit zwei Schichten Chatterton Compound abwechseln. Das 
Gewicht des Kupferleiters jeder Ader beträgt 24,45 kg für das Kilometer 
oder 100 lbs. für die Seemeile, das Gewicht der Guttapercha 30,57 kg für 
das Kilometer oder 125 lbs. für die Seemeile. Das Kupfer- und Gutta- 
pcrchagcwicht der Adern ist dasselbe wie beim alten Kabel. Sonst ent- 
spricht die Bauart und die weitere Behandlung der drei unter Einlegung 
von Jutetrensen miteinander verseilten Adern in der Fabrik den für das 
neue Kabel gegebenen Vorschriften. Nur ist die Bewehrung anders; sie 
besteht aus zwölf verzinkten Eisendrähten von 7,1 mm Durchmesser. In 
elektrischer Beziehung entspricht das Ersatzkabel folgenden Anforderungen. 

a) Mittlerer Kupferwiderstand jedes Leiters für die Seemeile bei 75 0 F., 
unter Zugrundelegung einer Leitfähigkeit von 98 v. H. derjenigen des reinen 
Kupfers, nicht mehr als 12,052 internationale Ohm; 

b) Isolationswiderstand für die Seemeile bei 75 0 F. nicht weniger als 
500 Megohm und 

c) Ladungsfähigkeit nicht mehr als 0,33 Mikrofarad für die Seemeile. 
Durch die Auswechslung sind Deutschland und Norwegen je 164942 Mark, 

insgesamt also 329884 Mark Kosten erwachsen. Der Ausgabe steht auf 
deutscher Seite ein Einnahmebetrag von 324 080 Mark gegenüber, den Nor- 
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wegen für die Hälfte des Zeitwerts des Kabels Sylt-Arendal und des Be- 
standes an Vorratskabel gezahlt hat. 

Wie angebracht die geschilderte Verbesserung der Telegraphenvcrbin- 
dungen zwischen Deutschland und Norwegen war, ergibt sich aus der er- 
freulichen Tatsache, daß der Wcchselverkehr im Kalenderjahre 1907 die 
Zahl von 237400 Telegrammen erreicht, sich also seit 1904 wieder um 
15 v. H. vermehrt hat. Auch der übrige über die beiden Kabel gehende 
Verkehr weist eine bedeutende Zunahme auf. Diese günstige Entwicklung 
deutet schon darauf hin, daß die an die Neuregelung geknüpften Erwartungen 
ihrer Verwirklichung entgegengehen. 



Ersatzpflicht der Postkrankenkassen bei der Unterbringung 
von Kassenmitgliedern in einer Heilanstalt durch die 
Landes - Versicherungsanstalten. 

Nach § 18 des Invalidenversicherungsgesetzes in der Fassung vom 
19. Juli 1899 können die Landes-Versicherungsanstalten bei erkrankten Ver- 
sicherten ein Heilverfahren eintreten lassen, wenn zu besorgen ist, daß 
andernfalls die Krankheit zur Erwerbsunfähigkeit führen und dann die 
Versicherungsanstalt mit der Invalidenrente belasten werde. Läßt die 
Anstalt ein solches Heilverfahren eintreten, so gehen nach Abs. 3 a. a. O. 
»bei Versicherten, welche der reichs- oder landesgesetzlichen Krankenfür- 
sorge unterliegen, vom Beginn des Heilverfahrens an bis zu dessen Beendi- 
gung die Verpflichtungen der Krankenkasse gegen den Versicherten auf die 
Versicherungsanstalt über. Dieser hat die Krankenkasse Ersatz zu leisten 
in Höhe desjenigen Krankengeldes, welches der Versicherte von der Kranken- 
kasse für sich beanspruchen konnte«. 

Die Landes-Versicherungsanstalten machen von der vorstehenden Be- 
fugnis nicht selten Gebrauch und haben in letzter Zeit auch von den Post- 
krankenkassen wiederholt die Zahlung des bezeichneten Krankengeldes für 
sich beansprucht. Dabei ist jedoch in einzelnen Fällen über die Höhe des 
Krankengeldes Streit entstanden, der zur Anrufung der Gerichte geführt hat. 

Die bei den Postkrankenkassen Versicherten haben bekanntlich im Falle 
der Erwerbsunfähigkeit Anspruch auf ein Krankengeld in Höhe von zwei 
Dritteln ihres Tagesverdienstes; werden sie aber in einer Heilanstalt unter- 
gebracht, so steht ihnen für ihre Person (sofern sie nicht für Angehörige 
zu sorgen haben) neben der freien Kur und Verpflegung nur ein Kranken- 
geld von einem Viertel des Tagesverdienstes zu. 

Das zuletzt genannte, während der Anstaltspflege gewährte Krankengeld 
ist eine von den Postkrankenkassen auf Grund des § 21 Ziff. 3 des Kranken- 
versicherungsgesetzes eingeführte freiwillige Leistung. Nichtsdestoweniger 
muß die Landes -Versicherungsanstalt, sobald sie das Heilverfahren über- 
nommen und den Versicherten in einer Heilanstalt untergebracht hat, nach 
der angeführten Gesetzesvorschrift dem Erkrankten auch dieses Krankengeld 
zahlen. Als Ersatz für ihre Aufwendungen (Kur- und Verpflegungskosten 
nebst Krankengeld) hat ihr alsdann die Postkrankenkasse dasjenige Kranken- 
geld zu erstatten, »welches der Versicherte für sich beanspruchen konnte«. 
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Welches Krankengeld ist dies? Die klägerischen Landes-Versicherungs- 
anstalten, welche Kassenmitglieder in einer Heilanstalt untergebracht hatten, 
verlangten beide Arten von Krankengeld, also 2 3 -f l J 4 des Tagesverdienstes, 
während ihnen die Postkrankenkassen nur dasjenige Krankengeld zu er- 
statten bereit waren, das die Versicherten hätten beanspruchen können, 
wenn sie nicht in der Heilanstalt untergebracht gewesen wären, d. s. zwei 
Drittel des Tagesverdienstes. Mit dieser Ansicht haben die Postkranken- 
kassen in den hier bekannt gewordenen Fällen obgesiegt. 

In der Entscheidung des Großherzoglich Badischen Verwaltungsgerichts- 
hofs in Karlsruhe vom 20. September 1904 ist zum Ausdruck gebracht, 
daß der (oben angeführte) Wortlaut des §18 Abs. 3 Inv. V. G. eine doppelte 
Deutung zulasse. »Er kann«, heißt es in der Entscheidung, »besagen, der 
Ersatzanspruch der Versicherungsanstalt sei gleich derjenigen Krankengeld- 
leistung, welche der Versicherte während der Dauer des Heilver- 
fahrens, also während er sich im Krankenhause befand, für sich bean- 
spruchen konnte; dies wäre im vorliegenden Falle lediglich das im § 10 
(Abs. III) des Kassenstatuts festgesetzte Krankengeld, dessen wirtschaftliche 
Bedeutung v. Woedtkes Kommentar zum K. V. G. mit dem Ausdrucke 
.Taschengeld' kennzeichnet. Oder aber es kann dasjenige Krankengeld 
gemeint sein, auf welches der Erkrankte Anspruch hatte, bevor das Heil- 
verfahren eingeleitet war, also das im § 6 bzw. 20 K. V. G. fest- 
gesetzte Krankengeld, im vorliegenden Falle zwei Drittel des der Beitrags- 
berechnung zugrunde gelegten Tagesverdienstes.« Dann heißt es weiter: 
»Es bedarf keiner weiteren Darlegung, daß der Versicherte nicht gleich- 
zeitig ein Krankengeld nach § 6 und nach § 21 Ziff. 3 K. V. G. bean- 
spruchen kann, weil hier zwei Ansprüche miteinander verbunden würden, 
die nach dem Gesetze nicht miteinander vereinbar sind (vgl. die Aus- 
führungen zu der Entscheidung des Preuß. Ob.-Verw.-Ger. vom 8. März 
1897 in einem Falle, in welchem eine Berufsgenossenschaft gemäß §/öc 
K. V. G. ein Heilverfahren eingeleitet hatte; Arb.-Vers. 14, S. 237 ff.).« 

»Nur das eine oder das andere Krankengeld kann also von dem Ver- 
sicherten beansprucht werden. Es wird nun aber nicht der Absicht des 
Gesetzes entsprechen, daß der Versicherungsanstalt lediglich das Kranken- 
geld zufällt, auf welches ein Versicherter während der Dauer der Kranken- 
hausbehandlung Anspruch erheben kann; denn bei dieser Auslegung des 
Gesetzes würde häufig der Fall eintreten, daß die Versicherungsanstalt, die 
ein Heilverfahren eingeleitet hat, überhaupt keine Ersatzleistung erhielte, 
dann nämlich, wenn unterstützungsbedürftige Angehörige des Versicherten 
nicht vorhanden sind, und in dem Statut der betreffenden Kasse ein Kranken- 
geld nach § 21 Ziff. 3 K. V. G. nicht vorgesehen wäre. Nach dem erkenn- 
baren Willen des Gesetzgebers muß somit angenommen werden, daß im 
Falle des § 18 Abs. 3 Inv. V. G. das Krankengeld des § 6 bzw. 20 
K. V. G. und lediglich dieses der Versicherungsanstalt zu erstatten ist. Bei 
dieser Auslegung erhält das nach § 21 Ziff. 3 K. V. G. zu bezahlende 
Krankengeld mehr den Charakter einer von der Versicherungsanstalt zu 
übernehmenden Nebenleistung zu der Kranken Verpflegung, für welche der- 
selben ein Ersatz durch die Krankenkasse nicht zu leisten ist, wie sie ja 
auch für die Kosten für Arzt und Arznei sowie für Angehörigenunter- 
stützung einen Ersatz nicht beanspruchen kann.« 

In einem neueren Falle ist die Lamlcs-Versichcrungsanstalt in D. mit 
ihrer Klage gegen die Postkrankenkasse in T. vom Bezirksausschuß in T. 
unterm 21. Juni 1007 kostenpflichtig abgewiesen worden. Die von ihr beim 
Preuß. Ob.-Verw.-Ger. in Berlin eingelegte Revision hat sie selbst zurück- 
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genommen, nachdem der Vorstand der Postkrankenkasse sich in seiner 
Gegenschrift auf das obige Urteil des Badischen Vervvaltungsgerichtshofs 
berufen und die Abweisung der Revision beantragt hatte. 

Schließlich sei noch hervorgehoben, daß sich auch bereits das Preuß. Ob.- 
Verw.-Ger. den Ausführungen des Badischen Verwaltungsgerichtshofs ange- 
schlossen hat. Das Urteil (vom 13. Mai 1907), das jedoch keine Post- 
krankenkasse betraf, ist in der »Arbeiter-Versorgung« von 1907, S. 618 fT., 
abgedruckt. 



Schiffahrtssubventionen in Australien. 

Nach dem kürzlich veröffentlichten Etatsvoranschlage des Australischen 
Bundes für das Rechnungsjahr 1907/08 ist im Interesse des Handels und des 
Postverkehrs von Australien eine verhältnismäßig bedeutende staatliche Unter- 
stützung von Dampfschiffsverbindungen in Aussicht genommen. Sie soll 
entweder durch die Bundesregierung oder durch die Einzelstaaten erfolgen, 
je nachdem es sich um Dampferlinien handelt, die für den gesamten Austra- 
lischen Bund vorteilhaft sind oder die nur den Sonderzwecken der Einzel- 
staaten dienen. Bei den von der Bundesregierung bewilligten Beihilfen 
werden die Kosten anteilmäßig von den Einzelstaaten aufgebracht. Solche 
Beihilfen sollen gewährt werden: 

1. an die Orient Steam Navigation Company in London in Höhe von 
125635 £ für die Unterhaltung einer vierzehntägigen Verbindung 
mit Europa auf der Linie Adelaide-Neapel; 

2. an die Canadian-Australian Mail Line in Montreal (Canada) in Höhe 
von 26870 £ für eine vierwöchentliche Dampfschiffsverbindung mit 
Nordamerika auf der Linie Sydney- Vancouver; 

3. an die Firma Burns Philp and Company in Sydney in Höhe von 
12000 £ für den zweimonatlichen Dienst nach den Südsee-Inseln ; 

4. an die Australian United Steam Navigation Company in London 111 
Höhe von 23 700 £ für die Wahrnehmung eines wöchentlichen 
Post- und Personendienstes an der queensländischen Küste zwischen 
Brisbane und Cooktown sowie zwischen Gladstone und Townsville 
mit Anschluß nach Cairns, ferner einer dreiwöchentlichen Verbindung 
zwischen Brisbane und Normanton am Golf von Carpentaria: 

5. an die Union Steamship Company of New Zealand in Dunedin 
und die Firma Huddart, Parker and Company in Melbourne gemein- 
schaftlich in Höhe von 13000 £ für eine wöchentlich fünfmalige 
Postverbindung zwischen Melbourne und einem Hafenorte von 
Tasmanien ; 

6. an die Adelaide Steamship Company in Adelaide in Höhe von 
4000 £' und an die Melbourne Steamship Company in Melbourne 
in Höhe von 3000 £ für den Dienst an der Küste von VVest- 
australien. 

Insgesamt sind hiernach von der Regierung des Australischen Bundes 
208 205 £ ! = 4 247 382 Mark zur Unterstützung von Schiffsverbindungen 
im Etat vorgesehen worden, gegenüber 206382 £ 4210 102 Mark, die 
bisher bewilligt worden waren. 

Archiv f. Post u. Telegr. 5. iqoK IO 
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\'on den durch die Bundesregierung unterstützten Linien hat die Ver- 
bindung Sydney -Vancouver durch das Aufhören der Fahrten der Oceanic 
Steamship Company in San Franzisco zwischen Sydney. Auckland und San 
Franzisco an Bedeutung gewonnen. Sie ist sogar bis zu der kürzlich er- 
folgten Einrichtung einer Frachtdampferverbindung der Australian Mail Line 
in San Franzisco zwischen Seattle und Sydney zeitweise die einzige regel- 
mäßige unmittelbare Beförderungsgelegcnheit zwischen Australien und Nord- 
Amerika gewesen. In besonders hohem Maße hat die Linie Adelaide-Neapel 
während der letzten Zeit das allgemeine Interesse in Australien in Anspruch 
genommen. Der Postvertrag zwischen der Bundesregierung und der Orient 
Royal Mail Line, der hinsichtlich dieser Linie schon seit mehreren Jahren 
bestanden hatte und Ende Februar igo8 abgelaufen ist, sollte zunächst nicht 
erneuert werden. Die Regierung hatte vielmehr, einem alten Wunsche ent- 
sprechend, der auf eine Verbesserung der in Rede stehenden Verbindung 
hinzielte, im Frühjahr iqo6 einen Vertrag mit der Firma James Laiing and 
Sons in Sunderland abgeschlossen, wonach diese die Verpflichtung über- 
nahm, vom i.März iqo8 ab auf 10 Jahre einen regelmäßigen Fostdienst 
zwischen Adelaide und Brindisi unter Einstellung von Dampfern mit 
1 1 ooo t Raumgehalt und mit 15 Knoten Geschwindigkeit zu unterhalten 
und die Reise einschließlich des Aufenthalts im Suezkanal und in den 
Zwischenhäfen in 036 Stunden auszuführen. Für diese Leistung war der 
Firma eine jährliche F'ntschädigung von 125000 1 mit der Maßgabe 
bewilligt worden, daß die Entschädigung sich um 25000 1 erhöhen 
würde, sobald die Reisezeit um weitere 24 Stunden verkürzt werden könnte. 
Dieser Vertrag ist von der Bundesregierung kürzlich wieder aufgehoben 
worden, nachdem sich herausgestellt hatte, daß die Firma James Laiing 
and Sons nicht in der Lage war, ihn zu erfüllen. Die Regierung hat des- 
halb mit der Orient Royal Mail Line auf der Grundlage des bisherigen 
Vertrags ein Abkommen auf ein weiteres Jahr abgeschlossen. Wie in der 
Zeitschrift »Hansa«, 1907 Nr. 47 bekannt gegeben wird, ist ferner Aussicht 
vorhanden, daß diese SchirTsgesellschaft nach Ablauf des neuen Vertrags- 
jahrs die Verpflichtung übernehmen wird, gegen Gewährung einer Jahres- 
beihilfe von 170000 t zur Beförderung der australischen Post in die Linie 
fünf Dampfer von je Ii 000 t Raumgehalt und wenigstens 17 Knoten Fahr- 
geschwindigkeit, ferner innerhalb 18 Monaten einen sechsten Dampfer und 
innerhalb 6 Jahren einen siebenten einzustellen, auch die Dampfer mit 
Apparaten für drahtlose Telegraphie zu versehen, sobald geeignete Land- 
stationen eingerichtet sein werden. Bezüglich der übrigen von der Bundes- 
regierung in Aussicht genommenen Beihilfen ist noch bemerkenswert, daß 
die für die Firma Bums Philp and C ompany bestimmte Vergütung nicht 
bei den Ausgaben des Postwesens, sondern beim Etat des Auswärtigen Amts 
angesetzt worden ist, was auf einen vorzugsweise politischen Zweck dieser 
Bewilligung hindeutet. 

In den Einzelstaatcn hat die Regierung von Queensland . wie bisher, 
eine Entschädigung von 26000 t an die Orient Steam Navigation Company 
in London für die Durchführung der von der Bundesregierung bereits 
unterstützten Linie Adelaide- Neapel bis Brisbane vorgesehen. Der Staat 
Victoria wird der Firma Archibald Curri and ("ompany in Melbourne 
eine vertragsmäßige feste Vergütung von jährlich 2000 1 für einen fünf- 
wöchentlichen Dienst zwischen Melbourne und Singaporc gewähren, während 
Süd «Australien an die Lastern and Australian Steamship Company in 
London einen festen Jahreszuschuß von 120c £ für das jedesmalige An- 
laufen von Port Darwin im Nordterritorium von Australien durch die 
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zwischen Sydney und Yokohama einmal im Monat verkehrenden Schiffe 
dieser Linie zahlen will. Neu- Süd -Wales hat einen staatlich zu unter- 
stützenden Postdienst nach Indien ausgeschrieben, aber noch keinen Zuschlag 
auf die eingegangenen Angebote erteilt. West - Australien und Tas- 
manien werden zur Zeit keine eigenen Schiffahrtsunterstützungen gewähren. 
Dagegen wird die Regierung von Neu-Seeland an die Union Steamship 
Company of New-Zealand und an die Firma Huddart, Parker and Company 
eine gemeinsame feste Beihilfe von jährlich 15000! für die wöchentliche 
Beförderung der Post zwischen Neu-Seeland und Australien sowie von 
2890 £ jährlich für die monatlich einmalige Verbindung zwischen Auckland 
und den Fidschi- Inseln zahlen, ferner mehreren kleinen Unternehmern für 
Küstenlinien Vergütungen von insgesamt 4410 t zukommen lassen. Außer- 
dem hat die neuseeländische Regierung im Parlament einen Beschluß durch- 
gesetzt, wonach für die ihrem Staate vorteilhaften neuen Schiffslinien Auck- 
land - San Franzisco und Auckland Yancouver mit je dreiwöchentlichem 
Dienste Entschädigungen von je 20 000 1 jährlich bewilligt werden können. 
Endlich wird die Regierung von Fidschi der Australian United Steam Navi- 
gation Company für eine monatliche Verbindung nach Sydney über Neu- 
Caledonien eine Jahresbeihilfe von 35<>«> 1 und an zwei kleine Reedereien 
für die Verbindungen zwischen den einzelnen Inseln Vergütungen von 600 
und 300 t zahlen. 

Die Gesamtsumme der von den Einzelstaaten hiernach gewährten Bei- 
hilfen beläuft sich auf 61 300 £ = 1250520 Mark; sie wird sich noch 
um die Beträge erhöhen, welche die Staaten Neu-Süd-Wales und Neu-See- 
land an Entschädigungen für die von ihnen erstrebten Verbindungen nach 
Indien sowie nach San Franzisco und Yancouver aufwenden werden. 



Die Herstellung von Eisen und Stahl auf 
elektrischem Wege.*) 

Die Erzeugung von Eisen aus den natürlich vorkommenden Erzen ist 
den Menschen bekannt gewesen, soweit überhaupt geschichtliche Uber- 
lieferungen zurückreichen. Schon die Ägypter besaßen eiserne Werkzeuge, 
die Perser eiserne Waffen und Streitwagen. Indes war das Eisen in 
jenen Zeiten und noch lange danach immerhin ein ziemlich selten ge- 
brauchtes Metall; seine Darstellung erfolgte mit sehr einfachen und unvoll- 
kommenen Mitteln, und die Mengen des erzeugten Eisens waren verhältnis- 
mäßig gering. Obwohl das Eisen mit der Zeit, insbesondere nach der 
Völkerwanderung, eine immer größere Bedeutung erlangte, machte die 
Eisenerzeugung wenig Fortschritte; sie beschränkte sich noch bis gegen 
Ende des 15. Jahrhunderts im allgemeinen darauf, daß einzelne Leute, meist 
mit Hilfe ihrer Familie und weniger Gesellen, inmitten der Waldungen auf 
den Höhen, wo die Erze gewonnen wurden, bei Holzkohlenfeuerung schmied- 



Nach Veröffentlichungen in Glasers Annulen für Gewerbe und Bauwesen, im 
Elektrotechnischen Anzeiger und in der Elektrotechnischen Zeitschrift. 
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bares Eisen unmittelbar aus den Erzen durch die sogenannte Rennarbeit 
darstellten. 

Erst mit der Erfindung des Hochofens brach eine neue Zeit für das 
Eisenhüttenwesen an. Die Eisenwerke stiegen in die Elußtäler hinab, wo 
Wasserkraft die Gebläse und Hämmer in Tätigkeit setzen konnte. Einen 
weiteren Umschwung in den Verhältnissen brachte die Verwendung von 
Koks für den Hochofenprozeß mit sich, der bis dahin ausschließlich mit 
Holzkohle durchgeführt worden war. Die Eisenhütten zogen sich jetzt 
mehr und mehr dahin, wo Steinkohlen vorkamen oder leicht zu beschaffen 
waren. Die Massenerzeugung von Eisen begann. Zahlreiche wichtige 
Verbesserungen und Vervollkommnungen der Eisenverhüttung folgten in der 
Neuzeit im Zusammenhange mit der fortschreitenden Erkenntnis der physi- 
kalischen und chemischen Vorgänge bei der Gewinnung der Metalle aus 
den Rohstoffen und bei ihrer weiteren Verarbeitung. Es sei nur erinnert 
an die Erfindung des Bessemer-, des Thomas- und des Siemens- Martin- 
Verfahrens. 

In neuester Zeit ist es nach langjährigen Versuchen gelungen. Eisen 
und Stahl von vorzüglicher Beschaffenheit im elektrischen Ofen zu gewinnen. 
Für die Geschichte des Eisenhüttenwesens bedeutet dieser Fortschritt einen 
neuen wichtigen Abschnitt. 

Schon anfangs der siebziger Jahre des vorigen Jahrhunderts hatte 
Werner Siemens die Überzeugung ausgesprochen, daß es mit der Zeit ge- 
lingen werde, alle Metalle, darunter das Eisen in erster Linie, auf elek- 
trischem Wege darzustellen. Er trat auch bald danach an die Lösung dieser 
Aufgabe heran, indem er gemeinsam mit seinem Bruder Wilhelm Siemens 
elektrische Öfen zur Erzeugung von Eisen erbaute. Bei dem Entwürfe 
zu diesen Öfen griff er auf einen Gedanken zurück, den im Jahre 1849 Deprez 
in einem Vortrage vor der französischen Akademie ausgesprochen hatte, in- 
dem er auf die Möglichkeit hinwies, die im elektrischen Lichtbogen zu er- 
zielenden hohen Wärmegrade zu Schmelzungen zu benutzen. Weder die 
Brüder Siemens, noch manche andere durch deren Arbeiten angeregte Erfinder 
kamen aber vorerst zu befriedigenden Ergebnissen. Das im elektrischen 
Ofen erzeugte Eisen war von schlechter Beschaffenheit, weil es aus den 
Kohlenelektroden, die sich im Schmelzflusse auflösten, zu viel Kohlenstoff 
aufnahm; außerdem war der Verbrauch an elektrischer Kraft infolge un- 
günstiger Anordnung der Elektroden derart hoch, daß das ganze Verfahren 
unwirtschaftlich wurde. Nachdem diese Umstände erst richtig erkannt 
waren, gelang es endlich im Jahre 1900 ungefähr gleichzeitig und ganz 
unabhängig voneinander drei Erfindern, Eisen und Stahl von vorzüglicher 
Beschaffenheit im elektrischen Ofen darzustellen. Die drei Erfinder sind der 
italienische Geniehauptmann Ernesto Stassano, der französische Ingenieur 
Heroult und der schwedische Ingenieur Kjellin. 

Das Stassanosche Verfahren bezweckt in der Hauptsache die Erzeugung 
von Stahl in gewünschter Zusammensetzung unmittelbar aus den Erzen. Zu 
dem Zwecke bedarf es zunächst einer genauen Analyse der Erze und auf 
Grund dieser einer sorgfältigen Berechnung der Mengen von Erz. Kohle 
und Zuschlag, die zur Beschickung des Ofens verwendet werden sollen. 
Zum Zwecke gleichmäßiger Verteilung werden Erz, Kohle und Zuschlag 
fein gepulvert und sodann, um einer Entmischung im Ofen vorzubeugen, 
unter Hinzufügung von Teer in Briketts gepreßt. Diese werden dann in 
einem Pochwerke zu Stücken von 4 bis 5 cm Größe zerpocht, die den 
Ofengasen am besten Durchzug gewähren. 
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Die so vorbereitete Beschickung gelangt durch einen am Ofen seitlich 
angebrachten Einfüllschacht in den eigentlichen Ofenraum, der oben mit 
einem Gasabzugsrohre versehen ist. In den Ofenraum hinein ragen die 
schief nach unten gerichteten Kohlenelektroden. Diese sind mit doppelter 
Metallwandung umgeben, in der Kühlwasser fließt. Die geneigte Stellung 
der Elektroden ist gewählt worden, damit die Beschickung sich nicht auf 
ihnen festsetzen und dort Kohlenstoff aufnehmen oder eine Erhöhung des 
elektrischen Widerstandes hervorrufen kann. Die Wasserkühlung soll den 
Elektrodenverschleiß vermindern. 

Gleichzeitig mit der Beschickung wird der elektrische Strom angelassen, 
der im Durchschnitt eine Stärke von 3000 Ampere bei 170 Volt Spannung 
besitzt. Der im Ofenraume sich bildende elektrische Flammbogen von über 
einem Meter Länge bringt die eingebrachte Masse bald zum Schmelzen. 
Nach einer Stunde wird mit dem Beschicken aufgehört und nach einer 
weiteren Stunde wird abgestochen, d. h. der fertige Stahl abgelassen. 
Das ganze Verfahren: das Vorwärmen der Beschickung, das Schmelzen und 
die Reduktion der Erze sowie die Bildung der Schlacke, wird ausschließlich 
durch die Wärme des elektrischen Flammbogens bewirkt ; es findet keinerlei 
anderweitige Wärmezufuhr statt; auch ist kein Gebläse, wie beim Hochofen, 
in Tätigkeit. 

Die Erzeugnisse des Stassano- Ofens sind von großer Reinheit und 
namentlich in Anbetracht ihrer guten Eigenschaften außerordentlich billig. 
Der letzte Umstand ist allerdings zum Teil auch den reinen Eisenerzen 
Italiens, den billigen Arbeitskräften und den reichen Wasserkräften des 
Landes zuzuschreiben. 

Den neuesten Ofen Stassanos samt seinem Verfahren hat die italienische 
Regierung angekauft und im königlichen Schmelzwerk in Turin aufgestellt. 

Heroult verwendet je einen besonderen Ofen zur Erzeugung von Roh- 
eisen (kohlenstoffreichem Eisen) und von Stahl. Der erste Ofen, ein Hoch- 
ofen, besitzt einen senkrechten Schacht, in den von oben Koks eingefüllt 
wird, während die Erze durch einen seitlich angebrachten besonderen Schacht 
eingeworfen werden. Der unterste Teil des Ofens, der das geschmolzene 
Metall aufzunehmen hat, enthält einen mit Stromzuführung versehenen 
Kohlentiegel. Die mächtigen Kohlenelektroden sind so angeordnet, daß 
zwischen ihnen über die Kokssäule hinweg sowie nach dem Kohlentiegel 
elektrische Flammbögen spielen, die das Schmelzen und die Reduktion der 
Erze bewirken. Die Ofengase ziehen durch den Einfüllschacht für die 
Erze ab und wärmen diese vor. 

Zur Uberführung des in dem ersten Ofen gewonnenen Roheisens in 
kohlenstoffärmeres Eisen, also in schmiedbares Eisen oder Stahl, dient ein 
zweiter Ofen. Er besteht aus einem Tiegel, in den das mit einer Schlacken- 
schicht bedeckte Roheisen eingefüllt wird. In die Schlackenschicht tauchen 
die beiden Elektroden ein, die so eingestellt werden, daß sie das geschmolzene 
Metall nicht berühren, sondern noch eine dünne Schlackenschicht zwischen 
sich und dem Metallbade lassen. Da die Schlackenschicht hohen elektrischen 
Widerstand besitzt, nimmt der elektrische Strom seinen Weg nicht unmittelbar 
von Elektrode zu Elektrode, sondern er durchbricht die dünne Schlacken- 
schicht und geht dann durch das geschmolzene Metall zur anderen Elektrode. 
Ein Lichtbogen entsteht dabei nicht, sondern nur eine starke Erhitzung des 
Metallbades, so daß der überschüssige Kohlenstoff verbrennt. 

Der zuerst von de Laval angegebene Grundgedanke für diesen Ofen, das 
Eintauchen der beiden Elektroden in die Schlackenschicht, schützt das Metall 
vor der Berührung mit den Elektroden und verhindert so eine unerwünschte 
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Kohlung des Eisens. Es bedarf dabei einer sorgfältigen Überwachung und 
Einstellung der Elektroden. Zu dem Zwecke sind in unmittelbarer Nähe 
der Einsteilvorrichtung Voltmeter angebracht, die einerseits mit den Elektroden, 
anderseits mit dem Metallbade verbunden sind. 

In diesen» Ofen, dem Raffinierofen, kann entweder Roheisen, unmittelbar 
aus dem Hochofen kommend, oder Eisenschrott oder schließlich ein Gemenge 
von beiden verarbeitet werden. In den beiden letzten Fällen muß für die 
Bildung einer geeigneten Schlacke durch Zuschlagen von Kalk und Quarz 
gesorgt werden. In Froges in Frankreich, wo die Socicte Elcctrometallurgique 
Franchise das Heroultsche Verfahren unter der persönlichen Leitung des 
Erlinders verwendet, hat letzter auch eine »elektrische Bessemerbirne«, 
eine Vereinigung seines Raffinierofens mit der Bessemerbirne, in Betrieb 
gesetzt, in der er sowohl Roheisen als auch Stahl zu erzeugen vermag. 

Von den beiden vorbeschriebenen Verfahren weicht das von Kjellin 
erfundene und in Gysinge in Schweden unter seiner Leitung im Betriebe 
befindliche völlig ab. Kjellin arbeitet ganz ohne Elektroden. Er wurde 
dazu veranlaßt durch den bei den früheren Versuchen mit elektrischen 
Ofen beobachteten starken Elektrodenverschleiß und die damit zusammen- 
hängende starke Kohlung des Eisens, die man zunächst nicht zu vermeiden 
wußte. Kjellin suchte deshalb den nötigen elektrischen Strom als Induktions- 
strom zu gewinnen. Die Anordnung seines Ofens ist folgende. 

Der Schmelzraum wird durch eine ringförmige Rinne gebildet, deren 
Boden und Seiten aus feuerfesten Steinen bestehen, und die oben durch 
abnehmbare Deckel geschlossen wird. Durch die Mitte des Schmelzringes 
greift, wie ein Kettenglied durch das andere, ein aus Platten weichen 
Eisens zusammengesetztes Rechteck; der innerhalb des Schmelzringes stehende 
Eisenkern ist von einer Spule isolierten Kupferdrahts umschlossen. Ein 
durch die Spule gesandter Wechselstrom erzeugt in dem Flisenkern eine 
magnetische Strömung, die unaufhörlich Richtung und Stärke ändert und 
in dem in der Schmelzrinne befindlichen Metallbad einen entsprechenden 
Wechselstrom hervorruft. Da das Metallbad nur eine einzige Windung 
von sehr geringem Widerstande bildet, so erzeugt ein hochgespannter 
Primärstrom in dem Schmelzring einen Strom von geringer Spannung, 
aber großer Stärke. Der in Gysinge benutzte Primärstrom hat eine 
Spannung von 3000 Volt; im Metallbad entsteht ein Induktionsstrom von 
30000 Ampere. Die Ofeneinrichtung stellt also einen Umformer dar, 
dessen sekundären Stromkreis der Ring von geschmolzenem Metall bildet. 
Infolge der großen Stärke des Induktionsstroms erhitzt sich das Metall 
derart, daß der in ihm enthaltene Kohlenstoff verbrennt. Beim Abstechen 
des fertigen Stahles läßt man, um den Stromkreis nicht zu unterbrechen, 
immer einen bestimmten Teil des Metalls im Schmelzraume zurück, dem 
dann die nötigen Mengen Roheisen, Stahlschrott usw. hinzugefügt werden. 

Wie aus dem Gesagten hervorgeht, dient das Kjellinsche Verfahren nicht 
zum Einschmelzen der Erze, d. h. zur Darstellung von Roheisen, sondern 
lediglich zu dessen Veredelung. In dieser Richtung hat Kjellin sehr 
günstige Ergebnisse erzielt. Der von ihm erzeugte Stahl zeichnet sich durch 
hohe Festigkeit, Dehnbarkeit, Zähigkeit und Gleichmäßigkeit der Zusammen- 
setzung aus. Der Erfinder schreibt diese guten Eigenschaften dem Um- 
stände zu, daß der Stahl nicht mit Ofengasen in Berührung kommt und 
deshalb vor allem keinen Wasserstoff aufnehmen kann, der besonders schäd- 
lich ist. Auch von festen Verunreinigungen, wie Mangan. Phosphor und 
Schwefel, ist der Stahl frei; er enthält höchstens etwas Silicium. das aus 
den ( )fenwänden stammt. Die Herstellung von Stahllegierungen, wie 
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Chromstahl und Wolfram stahl für Werkzeuge, Dauermagnete usw., bietet 
ebenfalls keine Schwierigkeiten. 

Ein besonderer Vorteil des Kjellinschen Verfahrens liegt noch darin, 
daß die Hitze in der Hauptsache nur in dem metallischen Bade entsteht, 
während die elektrisch schlecht leitende Schlacke an der Erwärmung nur 
wenig teilnimmt; die Arbeiter haben infolgedessen unter der Hitze weniger 
zu leiden als bei anderen Hüttenprozessen. 

Seit der ersten erfolgreichen Durchführung der elektrischen Eisenerzeugung 
sind in dem weiteren Ausbau und in der Vervollkommnung der Methoden 
schon große Fortschritte gemacht worden. Auch manche neue Verfahren 
sind bereits entstanden, die sich aber alle an die eine oder andere der vor- 
stehend beschriebenen Herstellungsarten anlehnen. 

Die elektrische Eisenerzeugung hat auch in Deutschland bereits Eingang 
gefunden. So wendet z. B. die Firma Siemens & Halske ein Verfahren an, 
das in seinen Grundzügen demjenigen von Heroult entspricht. Nach 
Heroult arbeitet auch die Firma Lindenberg in Remscheid. Ein auf dem 
gleichen Grundgedanken wie der Kjellin -( )fen beruhender sogenannter 
Transformatorofen wird in Völklingen benutzt. 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß die elektrische Eisen- und Stahl- 
erzeugung schon heute ihre wirtschaftliche Berechtigung erwiesen hat. 
Besonders günstig liegen die Verhältnisse natürlich für solche Länder, 
denen reiche Wasserkräfte zur Verfügung stehen, in denen also die elektrisch»' 
Kraft billig ist. Dagegen werden im allgemeinen die Länder im Nachteile 
sein, die zur Erzeugung der Elektrizität auf die teuere Steinkohle angewiesen 
sind. Obwohl Deutschland an Wasserkräften verhältnismäßig arm ist, wird 
man für die deutsche Eisenindustrie keine allzu großen Befürchtungen zu 
hegen brauchen. Schon vor mehreren Jahren hat der Begründer der deutschen 
Kaliindustrie, Professor Dr. Adolf Franck. darauf hingewiesen, daß Deutsch- 
land in seinen ausgedehnten Torf- und Moorgegenden gewaltige und sich 
immer wieder erneuernde Bodenschätze besitzt, die für Deutschland das 
bedeuten, was die Wasserfälle anderer Länder für diese. Neuerdings wird 
bereits durch die Siemens -Schuckert Werke in Hamburg im Verein mit der 
Maschinenfabrik Augsburg und der Maschinenbaugesellschaft Nürnberg bei 
Marcardsmoor an der Landstraße Leer- Wittmund ein großes Elektrizitäts- 
werk errichtet, das in erster Linie der Urbarmachung des Hochmoors durch 
elektrisch bewegte Pflüge und der Stromabgabe für sonstige landwirtschaft- 
liche Maschinen sowie ferner zur Abgabe von Licht und Kraft auf 50 km 
im Umkreise dienen soll. Das Bemerkenswerte an dieser Anlage ist. daß 
die Maschinen ausschließlich durch die reichen Brennstoffe aus dem um- 
liegenden Moorbezirke gespeist werden sollen. Der Torf soll gleich naß, 
wie er gestochen wird, durch ein neues Verfahren zur Erzeugung der Elek- 
trizität verwendet werden. Die gleichzeitige Gewinnung von schwefel- 
saurem Ammoniak, das als Düngemittel wertvoll ist, sichert der Anlage 
von vornherein einen guten Ertrag. Nach den ausführlichen Darlegungen 
des Professors Franck ist es nicht ausgeschlossen, daß in den weiten M<>or- 
und Torfgegenden auch die künftigen Stätten für die Eisenindustrie Deutsch- 
lands zu suchen sind. In diesem Falle würde als besonders günstig ins 
Gewicht fallen, daß diese Gegenden nahe der Küste liegen, und die Heran- 
schnffung der größtenteils aus den nördlichen Ländern bezogenen Eisenerze 
deshalb nur geringe Kosten verursachen würde. 



Digitized by Google 



128 



Nachruf. 



NACHRUF. 

Lord Kelvin «f. 

Am 17. Dezember 1007 verschied im Alter von 83 Jahren in seinem 
Hause Nethcrhall zu Largs in der Grafschaft Ayrshire in Schottland der 
berühmte englische Physiker Lord Kelvin oder, wie er früher hieß, William 
Thomson. Sein Name wird besonders in der Geschichte der unterseeischen 
Telegraphie immer einen hervorragenden Klang haben. Bedeutende Ver- 
dienste erwarb sich Thomson um die erfolgreiche Legung und Benutzung 
des ersten atlantischen Kabels zwischen England und Amerika. Der erste 
Versuch zur Herstellung dieser Verbindung im Jahre 1857 mißglückte be- 
kanntlich durch das Reißen des Kabels. Dabei hatte sich auch gezeigt, daß 
die an Bord der Kabelschi ffe vorhandenen telegraphischen Hinrichtungen so 
mangelhaft waren, daß man damit nicht nur keine Versuche über die 
Leitungsfähigkeit des Kupferdrahts und die Isolation der Guttapercha an- 
stellen, sondern auch schon wenige Tage nach der Abfahrt keine verständ- 
lichen Zeichen mehr mit dem festen Lande austauschen konnte. Dies ver- 
anlaßte Thomson, im März und April 1858 sein empfindliches Spiegel- 
galvanometer zu entwerfen, eine Verbesserung eines von Professor Gauß 
in Göttingen erfundenen und bereits im Jahre 1833 in Gemeinschaft mit 
Professor Weber daselbst für Telegraphenzwecke ausgebildeten Apparats. 
Mit diesem Spiegelgalvanometer wurden schon bei der zweiten Expedition 
im Jahre 1858 die beiden mit der neuen Kabellegung betrauten Schiffe 
Niagara von der amerikanischen und Agamemnon von der englischen Marine 
ausgerüstet. Als das erste Kabel, dessen Auslegung beim dritten Versuch 
im gleichen Jahre geglückt war, seine Dienste dann so bald versagte, trugen 
Thomsons weitere Arbeiten über unterseeische Tclegraphie zu dem späteren 
Erfolge ganz erheblich bei. Während der Legung des neuen Kabels durch 
den Great- Lastern in den Jahren 1805 und 1866 befand er sich zusammen 
mit anderen Elektrikern an Bord des Kabelschi ff s ; seiner Mitarbeit ist im 
wesentlichen die glückliche Durchführung des Unternehmens zuzuschreiben. 
In Anerkennung seiner Leistungen wurde er bei der Rückkehr im Jahre 1866 
geadelt. 

Seine Tätigkeit war auch sonst außerordentlich vielseitig. Es gibt wohl 
kein Gebiet der Physik, das er nicht durch eingehende Forschungen bereichert 
hätte. Einen kleinen Begriff von dem Umfange seiner wissenschaftlichen 
Arbeit erhält man, wenn man hört, daß er bereits bis /.um Jahre 1883 
262 Abhandlungen unter seinem Namen veröffentlicht hatte, ganz abgesehen 
von den gemeinschaftlichen Arbeiten mit anderen, und daß die noch nicht 
abgeschlossene Sammlung seiner mathematischen Abhandlungen über drei 
Bände füllt. Mit der höchsten Begabung für Mathematik verband er eine 
seltene Erfindungsgabe und Kraft, theoretische Erkenntnis für praktische 
Zwecke auszunutzen. Er war ein großer Gelehrter und gleichzeitig ein 
großer Erfinder. Am 20. Juni 1824 in Belfast geboren, war er, wie das 
»Echo« schreibt, bereits ein mathematisches Wunderkind, als er, erst acht 
Jahre alt, seinen Vater nach Glasgow begleitete, wohin dieser zur Über- 
nahme einer Professur der Mathematik berufen war. Bereits im Alter von 
elf Jahren war er Student an der Glasgower Universität. Nachdem er hier 
seine Studien beendet hatte, ging er nach Cambridge, wo er 1845, wie in 
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Glasgow, alle Prüfungen mit höchster Auszeichnung bestand. Er arbeitete 
alsdann noch ein Jahr in Regnaults Laboratorium in Paris und sah sich schon 
1846, erst 22 Jahre alt, an derselben Universität, wie sein Vater, als 
Professor der »Natural-Philosophy« ; diese Stellung hat er dann 53 Jahre 
lang innegehabt. 

An Ehrungen hat es Lord Kelvin nicht gefehlt. Nachdem er i8qo zum 
Präsidenten der Königlichen Gesellschaft ernannt worden war, wurde ihm 
1892 die Pairswürde verliehen. Er war Ehrendoktor verschiedener engli- 
scher und auswärtiger, auch deutscher Universitäten, Ehrenmitglied der her- 
vorragendsten wissenschaftlichen Gesellschaften der Welt, und als er 1896 
das fünfzigjährige Jubiläum seiner Lehrtätigkeit beging, kamen. Vertreter 
aus aller Herren Ländern, um ihn zu feiern. Dabei blieb er bis in sein 
hohes Alter die Einfachheit und Bescheidenheit selbst, wie auch sein Familien- 
leben glücklich und harmonisch war. 



KLEINE MITTEILUNGEN. 

Die Post auf dem Weltmeere. In der von der Direktion des 
Instituts für Meereskunde veranstalteten Vortragsreihe (Archiv 1908, S. 98) 
sprach am 31. Januar der Postrat O. Klaus (Reichs-Postamt) über »die 
Post auf dem Weltmeere«. 

Ausgehend von den im Altertum und im Mittelalter vorhanden gewesenen, 
noch ziemlich unvollkommenen Einrichtungen zur Vermittlung von Nach- 
richten auf dem Seewege (Bereithaltung von Schiffen für die Zwecke des 
römischen cursus publicus, Schiffsverkehr der venezianischen Seestädte usw.), 
wies der Vortragende nach, daß es selbst nach der Entdeckung Amerikas durch 
Columbus und nach der dadurch eingetretenen Vermehrung der überseeischen 
Beziehungen noch Jahrhunderte gedauert habe, bis es zur Entwicklung eines 
lebhafteren und nach einheitlichen Gesichtspunkten geregelten Postverkehrs 
über See gekommen sei. Namentlich vier Ereignisse seien es gewesen, die 
im vergangenen Jahrhundert das plötzliche Aufblühen des Postverkehrs 
auf dem Seewege begünstigt hätten, nämlich in erster Linie die Einführung 
des Dampfbetriebs in die Schiffahrt, ferner der Ausbau des Eisenbahn- 
netzes und mit ihm die Anschließung der großen inländischen Verkehrs- 
gebiete an die Seehäfen, drittens die durch Rowland Hill in England 
herbeigeführte Postreform und schließlich vor allem die Gründung des Welt- 
postvereins, das verdienstvolle Werk des ersten deutschen Generalpostmeisters 
Heinrich von Stephan. 

Redner gab darauf einen Überblick über die Geschichte der Dampfschiff- 
fahrt, über die Entstehung und Entwicklung der großen deutschen über- 
seeischen Dampfschiffahrts- Gesellschaften und über die mit diesen Gesell- 
schaften abgeschlossenen Postverträge. Durch ausgezeichnete Lichtbilder 
von früheren und heutigen Postdampfern wurde der Portschritt in der Ent- 
wicklung des Dampfschiffahrtsbetriebs erläutert. In anregenden Ausführungen 
schilderte der Vortragende sodann den Aufschwung des Postverkehrs in 
England infolge der Hillschen Posttarifreform und den Einfluß, den diese 
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Maßnahme auch auf den überseeischen Postverkehr der anderen Länder 
ausgeübt habe, sowie die segensreiche Wirkung des Weltpostvereins, durch 
den die nach der Hillschen Reform noch verbliebenen Verschiedenheiten 
der Taxen im Verkehr der Länder untereinander beseitigt, und endlich ein- 
heitliche Grundsätze für die Regelung des Postverkehrs auf dem Weltmeere 
hergestellt worden seien. 

Es folgten eine eingehende Darlegung der Bestimmungen des Weltpost- 
vcrtrags, über den überseeischen Postverkehr, namentlich auch hinsichtlich 
der Abrechnung, der Transitgebühren usw., eine Schilderung des Ver- 
fahrens bei der Übergabe der Postversendungsgegenstände an das Schiffs- 
personal und bei ihrer weiteren Behandlung an Bord sowie — unterstützt 
durch anschauliche Lichtbilder — eine Beschreibung der zuerst auf deutsche 
Anregung getroffenen Einrichtung besonderer Seepostbureaus auf den 
großen Ozeandampfern. Im weiteren verbreitete sich der Vortragende 
noch ausführlich über die in den einzelnen Ländern verfolgte Politik bei 
der staatlichen Unterstützung der Postdampfschiffahrt, über die internationalen 
Vereinbarungen wegen des Austausches von Marineschiffsposten usw. und 
schloß seine mit lebhaftem Beifall aufgenommenen Ausführungen mit dem 
Hinweise darauf, daß Deutschland in seinen Leistungen für die Bewältigung 
des überseeischen Postverkehrs einen der ersten Plätze unter allen Staaten 
der Erde einnehme. Auch erwähnte er, daß der Umfang der von einem Post- 
dampfer bei einer Hin- und Rückreise zu befördernden transatlantischen 
Post nicht selten so groß sei, daß die dafür zu zahlende Seebeförderungs- 
gebühr eine Höhe bis zu 50000 Mark erreiche. 

Der Vortrag wird in der von dem Institute für Meereskunde heraus- 
gegebenen Vortragssammlung, von der jedes einzelne Heft zum Preise 
von 50 Pf. bezogen werden kann, im Druck erscheinen. 



Der Metro, die Untergrundbahn von Paris. Vor fünfzehn 
Jahren noch mußte man in Paris, wenn man etwa am Palais Royal oder 
an den äußeren Boulevards wohnte und nach dem Boulogner Wäldchen 
wollte, sich der stets überfüllten, langsam fahrenden Omnibusse bedienen, 
mit denen die Fahrt ungefähr 40 Minuten dauerte. Heute kann man 
die gleiche Strecke mit dem Metro, der Untergrundbahn, in einer Viertel- 
stunde zurücklegen. Eine gewaltige Veränderung hat diese Bahn seit sieben 
Jahren im Pariser Verkehrsleben hervorgerufen, und unter den vielen Sehens- 
würdigkeiten der alten Seinestadt muß ihr heute eine der ersten Stellen ein- 
geräumt werden. 

Man dachte, wie die »Kölnische Zeitung« (Nr. 11 70 vom 10. November 
1907) berichtet, vor jetzt ungefähr fünfzig Jahren zum ersten Male daran, 
eine Innenbahn in Paris zu bauen. Damals, unter dem zweiten Kaiserreiche, 
waren eben die »Hallen« vollendet worden, und man plante, um ihre Ver- 
sorgung mit Lebensmitteln sicherzustellen, die Herstellung einer Verbindungs- 
bahn von der Weichbildgrenze nach dem Mittelpunkte der Stadt. Aber die 
Zeit dafür war noch nicht gekommen, und der Plan kam nicht zur Aus- 
führung. Erst die Millionenanhäufung der Weltstadt in den letzten Jahr- 
zehnten zwang den Stadtrat, sich nach einem Ersätze für die langsamen und 
unzureichenden Omnibusse umzusehen und der Frage nach Schaffung eines 
zeitgemäßen Verkehrsmittels näher zu treten. Fast dreißig Jahre hindurch 
(von 1871 an) wurden die verschiedensten Pläne erwogen, bis man sich 
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endlich, durch die Bedürfnisse der Weltausstellung von 1900 gedrängt, ge- 
nötigt sah, eine bestimmte Entscheidung zu treffen. Im März 1899 ge- 
nehmigten Senat und Deputiertenkammer den Entwurf zum Bau des Metro. 
Unmittelbar darauf wurde mit den Arbeiten begonnen , die nun ununter- 
brochen fast neun Jahre im Gange sind. An den Grenzen der Stadt , wo 
der Spaten auf den natürlichen Kalkboden stieß, der den Untergrund des 
Seinetals bildet, ergaben sich keine großen Schwierigkeiten. Anders war 
es in der Stadtmitte. Hier boten alte Höhlungen, Kloaken- und Röhren- 
bauten, die in der zweitausend Jahre alten Stadt im Laufe der Zeit ent- 
standen waren, dem Vordringen der Untergrundbahn vielfach große Schwierig- 
keiten und zwangen zu immer neuen Hilfs- und Stützarbeiten. 

Die beiden ersten Linien, die in Angriff genommen wurden, waren die 
Linie vom Tor von Vincennes nach der Torte Maillot am Boulogner Wäld- 
chen in der Länge von fast 1 1 km und die Linie über die nördlichen 
äußeren Boulevards von der Porte Dauphine nach der Place de la Nation in 
der Länge von ungefähr 14 km. Der Metropolitain schlug mit seiner ersten 
Linie den alten Verkehrsweg wieder ein, den Napoleon mit der Rue de 
Rivoli zwischen dem Osten und dem Westen von Paris geschaffen hatte; 
mit der zweiten folgte er der Richtung der unter dem zweiten Kaiserreich 
entstandenen neuen Boulevards, die Paris damals nach Norden hin ab- 
schlössen. Der erste Wagen konnte schon am 19. Juli 1900 in Betrieb ge- 
bracht werden. Heute umschlingt der Metro in vier Linien fast die ganze 
Stadt Paris. Nach dem vom Stadtrate genehmigten Plane sollen im ganzen 
acht Linien, teils unter-, teils oberirdisch, fertiggestellt werden. Bis zu 
ihrer Vollendung dürften noch zwei bis drei Jahre vergehen. 

Die Linien, die im Betriebe sind, führen die Bezeichnungen 1, 2, 3 
und 5. Letzte geht von der »Etoile«, dem großen Stcrnenplatze, nach dem 
Nordbahnhofe. Besonders wichtig wird die noch im Bau begriffene Nord- 
Südlinie 4 werden, die die ganze Stadt durchquert. Die Linie 6 wird den 
Südosten versorgen; die Linie 7 soll vom Mittelpunkte der Stadt, vom Stadthaus 
aus, nach dem Donauplatz im Osten gehen ; die Linie 8 endlich wird den Opern- 
platz unmittelbar mit der Villenvorstadt Auteuil im Westen verbinden. Das 
gesamte Netz wird , wenn es ausgebaut ist , 78 km Länge haben , und die 
Gesamtkosten des Metro dürften sich dann auf etwa 300 Millionen Franken 
belaufen. Das Bahnnetz wird im Inneren und an der Weichbildgrenze von 
Paris zusammen etwa 100 Stationen umfassen, von denen 65 heute schon 
eröffnet sind. Der bei weitem größte Teil der Bahn ist unterirdisch geführt. 
Als Hochbahn sind größere Strecken nur auf den breiten und nicht sehr 
bevölkerten Boulevards des Nordostens und des Südens gebaut; im Inneren 
der Stadt verboten sich derartige Bauten von selbst. An sechs Stellen 
kreuzt der Metro die Seine. Die Kreuzungen werden teils durch Uber- 
führungen, teils durch Tunnel gebildet. Von den letzten gehört besonders 
der am Pont St. Michel zu den schwierigsten und interessantesten Werken 
dieser Art. Die ganze Anlage der Bahn trägt den Verkehrsbedürfnissen 
in hohem Maße Rechnung; denn sie schafft Verkehrsmittel besonders 
nach drei Richtungen hin. erstens für die großen Geschäftsstraßen des 
Stadtinneren, zweitens nach den Vororten und drittens nach den Bahn- 
höfen. 

Als treibende Kraft für den Metropolitain wird die Elektrizität benutzt, 
die von dem großen Hauptkraftwerk in Bercy im Südosten der Stadt geliefert 
wird. Die Züge folgen in einer Zwischenzeit von drei Minuten bis 8 Uhr 
abends und von 6 Minuten bis 1 Uhr nachts aufeinander; sie können mit einer 
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Höchstgeschwindigkeit von 36 km in der Stunde fahren. Die Wagen haben, 
wie auf der Berliner Hoch- und Untergrundbahn , nur zwei Klassen, ihre 
Zahl ist aber bedeutend größer. Während die Berliner Bahn im Durch- 
schnitt mit vier Wagen fährt, hat der Pariser Metrozug deren sieben oder 
acht. Die Wagen sind mit einem Längsgange versehen, gut beleuchtet 
und — namentlich in der ersten Klasse — recht geschmackvoll ausgestattet. 
Besondere Rauchabteile fehlen, da das öffentliche Rauchen in Paris nicht 
so allgemeiner Brauch ist wie in Deutschland. Für Fahrgäste, die keinen 
Sitzplatz mehr finden, ist im Pariser Metro durch besonders reichliche Ver- 
teilung von Stangen und Haltgriffen gesorgt. Der Fahrpreis beträgt, gleich- 
viel welche Entfernung man zurücklegt, 25 Centimen für die erste und 
15 Centimen für die zweite Klasse, wobei man beliebig umsteigen kann. 
Vom Verkehr kann man sich einen Begriff machen, wenn man erfährt, 
daß schon im Jahre 1900 der Metro auf der einen damals fertig gebauten 
Linie von der Porte Vinccnnes nach der Porte Maillot (mit der Abzweigung 
nach dem Trocadero) im Durchschnitt täglich 1 10 000 Personen beförderte. 
Heute kann man rechnen, daß etwa die sechsfache Zahl täglich auf allen 
Linien des Metro befördert wird. 

Die beiden Brennpunkte in der Riesenellipse, die das Netz des Metro 
darstellt, bilden die Stationen auf dem Sternenplatz und am Ostbahnhof 
auf der Place de la Nation. Hier laufen alle Strahlen zusammen. Die 
Station am Sternenplatze hat drei Bahnhöfe, die unter- und nebeneinander 
liegen und durch Treppen usw. miteinander verbunden sind. Zwei Linien 
führen von hier an den Rand des Boulogner Wäldchens, eine dritte geht 
über den Trocadero und Passy nach dem Süden von Paris, die vierte ist 
die große West -Ostlinie, die quer durch die Elvsäischen Felder und die 
Rue de Rivoli nach dem Tore von Vincennes führt. In einer halben Stunde 
kann man von hier aus die entferntesten Punkte der Weltstadt erreichen. 
Ahnlich ist im Osten der große Bahnhof unter der Place de la Nation 
der Bindepunkt für die von Süden, Westen und Nordwesten kommenden 
Linien. 

Die Pariser Untergrundbahn hat wesentlich zu einer gedeihlichen Ent- 
wicklung der Seinestadt und ihrer Vororte beigetragen. Namentlich hat die 
Bautätigkeit an der Weichbildgrcnze und in den Vororten, besonders in 
Autcuil und Passy. erheblich zugenommen. 



Der Bestand der deutschen Seeschiffe (Kauffahrteischiffe) 
am 1. Januar 1907. In dem kürzlich erschienenen ersten Teile des Bandes 180 
der »Statistik des Deutschen Reichs« werden ausführliche Übersichten über 
den Bestand an deutschen Kauffahrteischiffen am 1. Januar 1907 veröffent- 
licht. Hiernach waren an Fahrzeugen mit einem Bruttoraumgehaltc von 
mehr als 50 cbm vorhanden: 

4430 Schitie mit /us. 4 002 806 R.T. Brutto- u. »629093R.T. Ncttoraumgehalt 
gegen 4320 - 3 725 456 R.T. - - 2469293R.T. 

am 1. Januar 190b. Gegen das Vorjahr hat also die Zahl der Schiffe um 
110 Stück, der Gesamt-Bruttoraumgehalt um 277 440 R.T. und der Gesamt- 
Nettoraumgehalt um 159801 R.T. zugenommen. Wie sich dieser Zuwachs 
auf die einzelnen Schiffsgattungen verteilt, ergibt sich aus der nachfolgenden 
Zusammenstellung. 
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Es hat also die Zahl der Fahrzeuge hei allen Schiffsgattungen zu- 
genommen, der Raumgehalt aber nur bei den Dampfern und den Schlepp- 
schiffen; bei den Segelschiffen ist dagegen der Raumgehalt zurückgegangen. 
Der Durchschnitts-Bruttoraumgehalt der Segelschiffe ist von 225 auf 211 R.T. 
gesunken, während er hei den Schleppschiffen annähernd gleich blieb — 
er betrug am 1. Januar K)(*6 335, am 1. Januar 1907 338 R.T. — und 
bei den Dampfern von 1772 auf 1806 R.T. stieg. Hiese Zahlen zeigen, 
daß der Segelbetrieb sich immer mehr auf die Fahrzeuge geringerer Ab- 
messungen beschränkt, bei den Dampfern dagegen die Vermehrung gerade 
auf die größeren Schiffsgattungen entfällt. Am deutlichsten tritt bei den 
Dampfern das Bestreben nach Einstellung größerer Fahrzeuge hervor, wenn 
man den Zuwachs an Raumgehalt mit der Vermehrung der Stückzahl ver- 
gleicht. An Stückzahl traten bei den Dampfern nur 71 Fahrzeuge, an Brutto- 
raumgehalt aber 298248 R.T. hinzu; es entfielen mithin von dem Zuwachs 
auf jedes Fahrzeug durchschnittlich rund 40OO R.T. 

Unter den am 1. Januar 1907 vorhandenen 2318 Segelschiffen befanden 
sich 58 Schiffe mit mehr als drei Masten, 169 dreimastige, 1586 zwei- 
mastige und 505 einmastige Schiffe. Von den 279 Schleppschiffen führten 
141 Masten. 138 keine Masten. Von den 1833 Dampfern waren 42 Räder« 
und 1791 Schraubendampfer. 
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Postpäckereiverkehr während der letzten Weihnachtszeit. 
In der Zeit vom 12. bis einschl. 25. Dezember 1907 sind in den 80 Orten 
des Reichs - Postgebiets mit mehr als 50 000 Einwohnern 6 680 362 Pakete 
aufgegeben worden und 5531 533 eingegangen; insgesamt sind also, ohne 
die Durchgangssendungen, 12 211 895 Pakete behandelt worden, d. s. gegen 
das Vorjahr mehr 345 608 Stück oder 2,9 v. H. 

An der für 1907 ermittelten Steigerung waren Berlin mit 24873, 
Hamburg mit 31429, Leipzig mit 20215 und Dresden mit 19 188 Stück 
beteiligt; die Gesamtzahl der während der letzten Weihnachtszeit in diesen 
vier Städten aufgegebenen und eingegangenen Pakete hat 2477888, 698668, 
790948 und 564910 betragen. 



Dampfersubventionen in Norwegen. Mit der staatlichen Unter- 
stützung von Dampferlinien ist Norwegen im Jahre 1907 durch Gewährung 
einer Beihilfe an eine Dampferlinie von Norwegen nach Mittel- Amerika 
weiter vorgegangen. Das Storting hat im Laufe der letzten Session mit 
großer Mehrheit einen jährlichen Zuschuß von 100000 Kronen für 3 Jahre 
zum Betrieb einer unmittelbaren sechswüchentlichen Dampferverbindung 
zwischen Norwegen und dem Golfe von Mexico bewilligt. Seit dem 
Herbst 1907 verkehren je viermal jährlich zwischen Kristiania und Cuba, 
Mexico, Galveston und Norfolk (Va.) zwei Dampfer von etwa 5500 Reg.T. 
Auf dem Hin- und Rückwege wird, je nach Bedarf, auch ein festländischer 
oder englischer Hafen angelaufen. Ferner wird durch das Anlaufen des 
mexicanischen Hafens Coatzacoalcos, der durch Eisenbahn mit Sahna Cruz 
verbunden ist, auch eine unmittelbare Frachtverbindung mit der mexicanischen 
Küste am Stillen Ozean hergestellt. 

Das Departement für Handel und Seefahrt hat, ehe es sich zur Ver- 
tretung der Sache im Storting entschloß, eine gründliche Prüfung der 
finanziellen wie der handelspolitischen Seite der Angelegenheit vorgenommen 
und dabei durch eine allgemeine Umfrage die Ansicht der an Ein- und 
Ausfuhr interessierten Kreise eingeholt. Dabei hat es die Überzeugung 
gewonnen, daß nicht nur die Kaufkraft Mexicos und Cubas in ständigem 
Wachsen begriffen ist, sondern daß auch norwegische Erzeugnisse in weit 
höherem Maße als bisher an der Befriedigung der Bedürfnisse Mittel- 
Amerikas teilnehmen können, sobald durch eine unmittelbare Verbindung 
dieser Länder eine Verbilligung der Frachten eintritt. Als Ausfuhrgüter aus 
Norwegen nach Amerika kommen namentlich in Frage: Holz, gehobelt und 
gesägt, Holzwaren (wie Kistenbretter, Türen, Fenster, Häuser), ferner 
Zellulose und Holzmehl, Papier, Granit, Mauersteine und Schiefer, Streich- 
hölzer, Hufeisen und Nägel, Fernsprechapparate, kondensierte Milch, 
Konserven, Maschinen , Zement. 

Für die Einfuhr nach Norwegen kommen in Betracht: Baumwolle, 
Baumwollsamenmehl, Baumwollöl, Talg, Weizen, Mais, tropische Hölzer 
und Tabak. 

Eine weitere Neuerung ist die Bewilligung von 10000 Kronen als Bei- 
hilfe für eine neue regelmäßige Verbindung mit den Fär-Inseln und Island. 

Im ganzen sind in Norwegen durch den Etat für 1907/08 1 354000 Kronen 
für Staatszuschüssc bewilligt, von denen der größte Teil auf die heimische 
Küstenschiffahrt entfällt, die die einzige Postverbindung zwischen den meisten 
Städten des Landes bildet. Für Verbindungen mit dem Auslande finden 
sich im Etat folgende Beträge: 
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80000 Kronen für die Verbindung Fredrikshavn-Kristiansand, 
170000 ... . Drontheim- Bergen -Stavanger- 

Newcastle, 

40000 - - Norwegen- Spanien 

und als neu hinzugekommene Beträge: 

10 000 Kronen für die Verbindung nach Island und 
100000 - - - Cuba und Mexico. 



LITERATUR 

Postzwang und Postpflicht. Ein Beitrag zur Volkswirtschaftslehre 
mit einem Anhange von Franz Fiedler, Postadjunkt in München. 
München und Berlin, R. Oldenbourg, 1907. 104 Seiten. Preis 2 M. 

Der Postzwang ist volkswirtschaftlich von großer Bedeutung. Dies gilt 
nicht nur für den Staat, dem durch den Postzwang eine dauernde Einnahme- 
quelle erschlossen wird, sondern auch für die Angehörigen des Staates. Da- 
durch, daß der Staat — unter Ausschließung der privaten Verkehrs- 
anstalten — die Beförderung bestimmter Gegenstände, insbesondere des 
Briefes, in seine Hand nimmt, ist er imstande, die denkbar vollkommensten 
Einrichtungen in bezug auf die Sicherheit, die Bequemlichkeit und Wohl- 
feilheit der Beförderung zu treffen. Dies ist der Grundgedanke, der der 
obigen Abhandlung zugrunde liegt, und der im einzelnen geschichtlich und 
dogmatisch weiter verfolgt wird. Die Abhandlung ist leicht faßlich und 
anregend geschrieben. Sie gliedert sich in zwei Teile. Im ersten Teile, 
der vom Postzwange handelt, gibt der Verfasser eine Ubersicht über den 
Umfang des Postzwanges in den wichtigsten europäischen Ländern, erörtert 
in kurzen Umrissen die Geschichte des Postwesens von den Anfängen im 
alten deutschen Reiche her, die volkswirtschaftlich so unheilvolle Zersplitte- 
rung des Postwesens im 18. und 19. Jahrhundert, die Gründung und 
Weiterentwicklung des deutsch-österreichischen Postvereins und die Schaffung 
eines einheitlichen Postwesens durch den Norddeutschen Bund und das 
Deutsche Reich. Es geht aus dieser Darstellung hervor, wie der Umfang 
des Postzwanges im Laufe der Jahre immer mehr eingeschränkt worden ist. 
Der Verfasser erörtert eingehend die Bestimmungen der Gesetze des Nord- 
deutschen Bundes und des Deutschen Reichs über den Postzwang und hebt 
die volkswirtschaftlichen Gesichtspunkte hervor, die für den Umfang des 
Postzwanges seitens der Regierung, der Volksvertretung usw. geltend gemacht 
worden waren. Auf dieser Grundlage baut der Verfasser das Ergebnis 
seiner Untersuchung über die volkswirtschaftliche Bedeutung des Post- 
zwanges auf. Er weist auf die kulturelle Bedeutung des Postzwanges hin, 
auf den Vorteil, den aus dem Monopol des Staates auch diejenigen Gegenden 
zögen, die der Post einen Einnahmeüberschuß nicht zuzuführen vermöchten. 
Insbesondere erbringt er den Beweis, daß der Postzwang eine volkswirt- 
schaftliche Notwendigkeit sei, daß nur die mit dem Postzwange ausge- 
stattete Staatspost imstande sei, das zu erreichen und zu bieten, was von 
einem monopolisierten Staatsbetriebe, niemals aber von privaten Verkehrs- 
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anstalten erwartet werden könnte. Es würde zu weit führen, wollte 
man die interessanten Ausführungen des Verfassers einzeln hier zur 
Sprache bringen. Vielleicht hätte es nahe gelegen, daß der Verfasser im 
Laufe der geschichtlichen Untersuchung auf das Verhältnis des Postregals 
zum Postzwange eingegangen wäre, da beide nach ihrer Entwicklung 
streng voneinander zu scheiden sind und trotzdem oft miteinander ver- 
wechselt werden. Das Postregal ist das Recht des Staates, gewisse (Beförde- 
rungs-) Geschäfte ausschließlich vorzunehmen. Der Postzwang ist die Ver- 
pflichtung des Publikums, sich bei Vornahme gewisser (Beförderungs-) Ge- 
schäfte ausschließlich der Post zu bedienen. Soweit der Postzwang reicht, 
reicht auch das Postregal. Das Postregal kann aber auch einen weiteren 
Umfang haben. So fallen z. B. mit bezug auf § i des Postgesetzes vom 
28. Oktober 1871 in ihrem Umfange Postregal und Postzwang zusammen. 
Anderseits aber bedeutet z. B. die Bestimmung in Art. 3 der Postgesetz- 
novelle vom 20. Dezember 1899 eine Erweiterung des Postregals, der eine 
Erweiterung des Postzwanges nicht gegenübersteht, denn die Beförderung von 
unverschlossenen Briefen. Karten, Drucksachen und Warenproben bildet 
nach wie vor keinen Gegenstand des Postzwanges. 

Der zweite Teil der Abhandlung behandelt die Pos tpf licht. Der 
Verfasser legt der Post die Pflicht auf, für die Sicherheit der postzwangs- 
pflichtigen Sendungen, die Bequemlichkeit der Einlieferung und die Wohl- 
feilheit der Beförderung zu sorgen. Er erörtert, wie nur die Staatspost und 
nur unter der Voraussetzung, daß der Wettbewerb der privaten Verkehrs- 
anstalten ausgeschlossen bleibt, imstande sei, diese Pflicht in der vollkommensten 
Weise zu erfüllen. Die einschlägigen volkswirtschaftlichen Fragen werden an 
der Hand der gesetzlichen Bestimmungen, der Geschichte und einer ver- 
gleichenden Betrachtung der Verhältnisse in anderen Ländern näher unter- 
sucht. Am Schlüsse dieses Teiles geht der Verfasser noch kurz auf die 
Verpflichtung der Post zur Wahrung des Briefgeheimnisses ein. 

In einem Anhange bringt der Verfasser dem Wortlaute nach mehrere 
gerichtliche Erkenntnisse auf dem Gebiete des Postzwanges, u. a. über den 
Begriff des Briefes, zum Abdruck. 
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FÜR 

POST UND TELEGRAPHIE. 

BEIHEFT ZUM AMTSBLATT 

DES REICHS- POSTAMTS. 

HEH AUSGEGEBEN IM AUFTRAGE DES REICHS- POSTAMTS. 



Nr. 6. BERLIN, MÄRZ. 1908. 



INHALT: Die zweite Beratung des Etats iler Reichs-Post- und Telcgraphenverwaltung 
für das Rechnungsjahr 190S im Reichstage, S. 137. 



Die zweite Beratung des Etats der Reichs -Post- und 
Telegrophenverwaltung für das Rechnungsjahr 1908 

im Reichstage. 

Der Reichstag hatte bei der ersten Beratung des Reichshaushalts - Etats 
für 1908, ebenso wie in den Vorjahren, einen großen Teil des Postetats an 
die Kommission für den Reichshaushalts-Etat verwiesen, und zwar a) vom * 
ordentlichen Ktat die Titel I bis 9 der Einnahme, die Titel 17 bis 26, 32, 
40, 51, 52 und 56 der fortdauernden und samtliche Titel der einmaligen 
Ausgaben und b) den außerordentlichen Etat. Nachdem die Kommissions- 
beratungen am 30. und 31. Januar und am 4. Februar stattgefunden hatten, 
begann am 13. Februar auf Grund mündlicher Berichte der Kommission die 
zweite Beratung. Die Kommission beantragte. I. die ihr überwiesenen 
Etatsteile unverändert nach der Vorlage zu bewilligen und 2. folgende 
Resolution anzunehmen : 

»den Herrn Reichskanzler zu ersuchen, Anordnungen zu treffen, 
daß im Interesse der Durchfuhrung der Sonntagsruhe die An- 
nahme von Paketen an den Postschaltern an den Vor- 
abenden der Sonn- und Festtage nur bis nachmittags 6 Uhr erfolgt«. 
Zur Beratung standen ferner Antrage 

a) der Abgeordneten von Damm (Rcf.-P.) und Genossen: 

»den Herrn Reichskanzler zu ersuchen, die früher in Geltung 
gewesenen Ausnahmetarife für Postkarten. Drucksachen, 
Warenproben und Geschäftspapiere im Orts- und Nachbar- 
ortsverkehr wieder einzuführen«, 

b) der konservativen Parteien (Freiherr von Gamp und Ge- 
nossen) : 

»die verbündeten Regierungen zu ersuchen, in Kap. 85 der fort- 
dauernden Ausgaben einzuschalten: 

Titel 38c. ^Zu außerordentlichen Beihilfen für mittlere 
Beamte in der preußischen Provinz Posen und den gc- 
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mischtsprachigen Gebietsteilen von Westpreußen sowie zu 
Unterstützungen für die in diesen Landesteilen angestellt gewesenen 
und dort verbleibenden Beamten dieser Kategorien 280000 Mark. 

Titel 38d. Zu außerordentlichen Beihilfen an Kanzlei- 
und Unterbcamte in der preußischen Provinz Posen und 
den gemischtsprachigen Gebietsteilen von YVestpreußen so- 
wie zu Unterstützungen für die in diesen Landesteilen angestellt 
gewesenen und dort verbleibenden Beamten dieser Kategorien 
420000 Mark. 

Titel 38c Zu Erziehungsbeihilfen an höhere Beamte 
in der preußischen Provinz Posen und den gemischt- 
sprachigen Kreisen der Provinz Westpreußen 10000 Mark.« 

Die Besprechung wurde eröffnet mit Titel 1 der fortdauernden Aus- 
gaben, Gehalt des Staatssekretärs. Der Abgeordnete Dr. Dröscher 
(K.) erörterte zunächst die Gestaltung des Etats im allgemeinen; er hob 
hervor, daß der Etat sehr vorsichtig und sparsam in Einnahme und Aus- 
gabe aufgestellt sei. Mit ganz besonderer Vorsicht seien die Einnahmen 
veranschlagt. Während die Steigerung gegen das Vorjahr im Rechnungs- 
jahre 1907 noch 10, <> v. H. betragen habe, sei sie im vorliegenden Etat auf 
5,6 v. H. zurückgegangen. Ein ähnlicher Rückgang der Steigerung finde 
sich auch bei den Ausgaben. Der Etat für 1907 zeige gegen das Vorjahr 
eine Steigerung von 9 v. H., im Etat für - 1908 betrage die Steigerung nur 
6 v. IL Erfreulich sei es, daß der Rückgang in der Steigerung am 
stärksten bei den sächlichen Ausgaben hervortrete, viel stärker als bei den 
Personalausgaben. Der Redner wies dann darauf hin. daß der vorliegende 
Etat eine in finanzwirtschaftlichcr Beziehung sehr wichtige Neuerung bringe, 
insofern als bei den einmaligen Ausgaben ein Posten von 1050000 Mark 
eingestellt sei zur Verzinsung der bei den Ausgaben des außerordentlichen 
Etats vorgesehenen, aus Anleihemitteln zu bestreitenden Summe von 
60000000 Mark für Fernsprechzwcckc und Auslegung eines Tclegraphen- 
kabels zwischen Emden und Borkum. Diese Summe solle aus den ordent- 
lichen Einnahmen der Reichs-Post- und Telegraphenverwaltung mit 3 1 /., v. H. 
verzinst und innerhalb 30 Jahre getilgt werden, so daß die allgemeine 
Schuldenverwaltung des Reichs mit diesen Ausgaben nicht belastet werde. 
Der Posten von 1050000 Mark entspreche dem Zinsenbedarfe für die 
Hälfte des Rechnungsjahrs 1908. 

Bei Besprechung der in Aussicht genommenen Stellenvermehrungen er- 
kennt der Redner an, daß trotz der im allgemeinen gegen früher ge- 
ringeren Vermehrung der Untcrbeamtenstellen doch die Zahl der gehobenen 
Unterbcamten ganz bedeutend vermehrt werden solle. In dem Bilde, das 
die Stellenvermehrungen im vorliegenden Etat böten, glaube er mit seinen 
Parteifreunden die deutlichen Kennzeichen einer bestimmten organischen 
Umbildung des gesamten Beamtenkörpers der Reichs-Post- und Telegraphen- 
verwaltung, in den drei Gruppen der höheren, mittleren und unteren 
Beamten, erblicken zu können. Die Tatsache, daß die Stellenvermehrung; 
für LTnterbeamtc gegen früher eine nicht unerhebliche Einschränkung er- 
fahren habe, lasse die Befürchtung aufkommen, daß unter dem Drucke der 
Finanznot des Reichs die außerordentlich anerkennenswerten sozialen Be- 
strebungen der Reichspost vielleicht eine Einschränkung erfahren könnten, 
Bestrebungen, die auf eine allmählich fortschreitende Verkürzung der werk- 
täglichen und wöchentlichen Dienststunden der Unferbeamten und der 
mittleren Beamten, auf Einschränkung des Nachtdienstes und Erweiterung^ 
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der Sonntagsruhe gerichtet seien. Seine Partei wünsche eine Fortführung 
dieser mustergültigen Sozialpolitik und würde sie jederzeit unterstützen, sie 
sei auch bereit, die finanziellen Folgerungen daraus zu ziehen. Gegen die 
Yenvendung von weiblichen Beamten bei der Postverwaltung, namentlich in 
dem die Nerven besonders angreifenden Fernsprechdienst, erhob der Redner 
Bedenken. Die Zahl der Erkrankungen sei bei den weiblichen Beamten 
bedeutend größer als beim männlichen Personale. Da aus einer immer 
umfangreicher werdenden Verwendung weiblicher Kräfte im Fernsprech- 
dienste die Gefahr einer mehr oder weniger beträchtlichen finanziellen Be- 
lastung des Reichs zu erwarten sei, so glaube er. hier zur Vorsicht mahnen 
zu müssen. 

Bezüglich der höheren Beamten, hielt der Redner eine erheblich 
stärkere Vermehrung der Endstellen für notwendig und empfahl eine 
Besserstellung der Postdirektoren nach Rang und Titel. Die in nahe 
Aussicht gestellte Wiedereröffnung der höheren Laufbahn erklärte er 
mit Rücksicht auf die noch vorhandene große Anzahl von Anwärtern für 
die höheren Dienststellen als verfrüht; auch äußerte er die Befürchtung, 
daß die neuen Anwärter später den jetzt vorhandenen bei der Beförde- 
rung vorgezogen werden könnten. Um die finanzielle Wirkung der von 
den mittleren Beamten gewünschten, im Vorjahr auch vom Reichstag 
empfohlenen Reform ihrer Personalverhältnisse übersehen zu können, 
wünschte Redner die Vorlegung einer ins einzelne gehenden Berechnung. 
Der weitere Ausbau der Einrichtung der gehobenen Unterbeamten, 
namentlich auch die Einführung einer Prüfung für diese Unterbeamtenklasse, 
entspreche den Wünschen des Reichstags und der Beamtenschaft; nur müsse 
unzweideutig festgelegt werden, daß die bisherigen Inhaber der Stellen und 
die nach Ablegung der Prüfung beförderten Unterbeamten als vollständig 
gleichwertig behandelt werden sollen. Die Aussichten der Landbriefträger 
auf Einrücken in Briefträger- oder Postschaffnerstellen seien in verschiedenen 
Teilen des Reichs-Postgebiets sehr ungleichmäßig; den hieraus entspringenden 
Xachteilen lasse sich nur dadurch abhelfen, daß die Landbriefträger allgemein 
den Briefträgern in den Städten und den Postschaffnern gleichgestellt 
würden. Dieser Forderung sei bei der Schwierigkeit und Verantwortlichkeit 
des Dienstes der Landbriefträger die sachliche Berechtigung nicht abzu- 
sprechen. 

Der Abgeordnete Singer (Sd.) bekämpfte die in Aussicht genommene 
Änderung der Fernsprechgebühren, bemängelte, daß die Verwaltung nicht 
die geeigneten Sachverständigen, namentlich nicht Mitglieder des Reichstags, 
gehört habe, und sprach den Wunsch aus, daß Gebührenänderungen bei 
der Post künftig nicht ohne Mitwirkung des Reichstags stattfinden dürften. 
Übergehend zur sozialen Fürsorge der Verwaltung für ihr Personal, 
behauptete er, daß diese soziale Fürsorge weit mehr den höheren als den 
mittleren Beamten und den Unterbeamten zugewendet werde, und suchte 
diese Behauptung durch Anführung von Zahlen über das Dienststundenmaß 
der einzelnen Klassen zu belegen. Den zu Aushilfsdiensten herangezogenen 
Personen zahle die Verwaltung zu niedrige Löhne; die Dienststunden der 
Berliner Postillione gingen über das zulässige Maß hinaus. Mit Geldstrafen 
gehe die Verwaltung allgemein sehr reichlich vor, und die Geldbesteller 
hätten durch den Wegfall der Geldbestellung an den Sonntagen nicht die 
erwartete Diensterleichtcrung erlangt, da sie zu anderen Dienstleistungen 
herangezogen würden. Die Einrichtung der gehobenen Unterbcarnten halte 
er durchaus nicht für etwas Vorteilhaftes und Segensreiches; bei Besetzung 
der gehobenen Stellen werde vielfach nach Willkür verfahren, und daran 

11* 
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werde auch die neu eingeführte Prüfung nichts ändern. Das einzig Richtige 
»ei, die Unterbeamten ohne Unterschied lediglich nach dem Dienstalter in 
die gehobenen Stellen einrücken zu lassen. 

Der Redner kam dann auf Mißstande zu sprechen, die an den Post- 
schaltern in Pforzheim abends regelmäßig hervortraten, und empfahl als 
Abhilfe, die Schalter eine Stunde früher zu schließen; eine solche Maßregel 
werde nicht nur dem Postpersonale, sondern auch den Angestellten der 
Geschäfte zugute kommen. Weiter brachte er zur Sprache, daß der Post- 
vertrauensarzt Dr. Schellenberg in Wiesbaden, weil er sozialdemokratisch 
gewählt habe, aus seiner Stellung entlassen worden sei, und bestritt die 
Berechtigung der Verwaltung zu einer solchen Maßregel. Zum Schlüsse er- 
hob er, ohne Beweise zu bringen. Beschwerde über angebliche Verletzungen 
des Briefgeheimnisses und bat. der Staatssekretär möge dem ihm unter- 
gebenen Personale besonders einschärfen, daß es das Briefgeheimnis als 
unverletzlich zu betrachten und allen Verlockungen zu dessen Verletzung, sie 
möchten kommen von welcher Seite sie wollten. Widerstand zu leisten habe. 

Hierauf nahm der Staatssekretär des Reichs-Postamts das 
Wort zu folgender Entgegnung: 

»Meine Herren, ich lehne es ganz entschieden ab. an die Beamten der 
Reichs -Post- und Telegraphenverwaltung eine derartige Verfügung zu er- 
lassen, weil das eine Beleidigung für sie sein würde. 

(Lebhaftes Bravo. — Zurufe von den Sozialdemokraten.) 
Ich kann es nicht anders — um keinen härteren Ausdruck hier in diesem 
hohen Hause zu gebrauchen — bezeichnen als eine leichtfertige Verdächti- 
gung. Wenn der Herr Vorredner keine anderen Momente anzuführen hat 
als seine Phantasiegemälde, um der Post zu sagen, sie achte das Brief- 
geheimnis nicht 

(lebhafte Zustimmung), 
so ist das eine der schwersten Beleidigungen, die gegen einen Postbeamten 
ausgesprochen werden kann. Für sämtliche Briefträger und Beamten der 
Reichspost protestiere ich gegen eine solche Beleidigung. 

(Lebhaftes Bravo. - Lebhafte Zurufe von den Sozialdemokraten.) 

Der Herr Vorredner hat im weiteren hier viele Einzelfälle angeführt 
über Dienstzeit der Berliner Postillione, Strafen usw.. die ich selbstverständ- 
lich hier nicht prüfen kann, da er sie mir nicht vorher bekannt gegeben 
hat. Ich werde der Sache nähertreten. In einem Punkte muß ich ihm 
aber sogleich erwidern, nämlich daß seine Behauptung, die Geldstrafen 
würden jetzt reichlicher verhängt, vollständig unrichtig ist. Es ist allgemein 
bekannt, daß ich kein Ereund von Geldstrafen bin; das wissen die Chefs 
der ProvinzialbehÖrden. An der Hand der Tatsachen kann ich feststellen, 
daß die Zahl der Geldstrafen abgenommen hat. Innerhalb der letzten 6 Jahre 
hat eine Vermehrung des Personals um circa 35 Prozent stattgefunden ; 
trotzdem ist in dem gleichen Zeiträume der Betrag der Geldstrafen um 
iq Prozent gesunken. Das ist jedenfalls ein Beweis dafür, daß die Auf- 
fassung des Chefs der Reichs-Postvcrwaltung von den unteren Instanzen 
beachtet wird, und daß die Geldstrafen nicht steigen, sondern zurückgehen. 

Der Herr Vorredner hat dann Veranlassung genommen, den Fall 
Schellenberg hier zu erwähnen. Ich weiß nicht, ob Herr Dr. Schellenberg 
ihm dafür sehr dankbar sein wird, daß das von seiner Seite geschieht. 
Der Herr Vorredner sagte, das Verhältnis des Herrn Dr. Schellenberg zu 
der Rcichs-Postverwaltung sei wegen Abgabe seiner Stimme gelöst worden. 
Das ist unrichtig. Die Reichs-Postverwaltung hat sich nicht darum ge- 
kümmert, in welcher Weise Herr Dr. Schellenberg seine Stimme bei den 
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Reichstagswahlen abgegeben hat. Ks ist hier aber bekannt geworden, daß 
Herr Dr. Schellenberg sozialdemokratisch gewählt hat. 

(Zuruf bei den Sozialdemokraten: Wodurch bekannt geworden?) 

— Durch Anzeige, durch direkte Anzeige aus Wiesbaden. — 

(Hört! Hört! und Zurufe bei den Sozialdemokraten.) 
Daraufhin habe ich Bericht eingefordert. Ein höherer Beamter hat nun 
mit Herrn Dr. Schellenberg gesprochen, und dieser hat ihm zugegeben: ja, 
ich habe meine Stimme für den Sozialdemokraten abgegeben. 

(Zurufe von den Sozialdemokraten.) 

— Gewiß ist das sehr ehrlich: das kann ich auch nur anerkennen. — Die 
Art der Abstimmung war dadurch in der Stadt bekannt geworden , daß 
Dr. Schellenberg es einem Bekannten in einem Lokale gesagt hatte, wo 
es eine Kellnerin mit angehört und dann weiterverbreitet hatte. So ist die 
Kenntnis auch in die Kreise der Postbeamten hineingekommen. Solange 
die sozialdemokratische Partei feindlich unseren Staatseinrichtungen gegen- 
übersteht 

(lebhafte Zwischenrufe von den Sozialdemokraten), 

— jawohl , meine Herren ! — können Beamte nicht geduldet werden , die 
Sozialdemokraten sind. 

(Bravo! rechts. — Zuruf von den Sozialdemokraten: 
Ist ja kein Sozialdemokrat!) 

— Gewiß, das erkläre ich auch. — 

(Lachen bei den Sozialdemokraten.) 
Das verträgt sich nicht mit dem Eide, den der Beamte geleistet hat. 

(Zurufe von den Sozialdemokraten.) 
Nun ist der Herr Dr. Schcllenberg kein Beamter. 

(Große Unruhe. — Glocke des Präsidenten.) 

Ich bin nicht der Meinung des Herrn Vorredners, der ausgeführt hat, 
Herr Dr. Schellenberg sei Beamter, und ich sei sein Vorgesetzter. Davon 
ist gar keine Rede, sondern mit den Vertrauensärzten schließt die Ober- 
Postdirektion ein Abkommen auf unbestimmte Zeit ab unter Vorbehalt einer 
beiden Parteien freistehenden dreimonatlichen Kündigung. Ein solches Ab- 
kommen ist auch mit Herrn Dr. Schellenberg abgeschlossen worden. Nun 
brauche ich ja aus meinem Herzen keine Mördergrube zu machen. Es tut 
mir eigentlich leid, daß durch seine L'nvorsichtigkeit in der Stadt verbreitet 
ist. Dr. Schellenberg habe sozialdemokratisch gewählt. Ich beauftragte in- 
folgedessen die Ober - Postdirektion , einen höheren Beamten zu Herrn 
Dr. Schellenberg hinzuschicken und ihm zu sagen, wenn die Tatsache wahr 
sei, wie sie den Beamten bekannt geworden, so würde es das beste sein, 
wenn er seine Stellung löse, weil ich mir sagte, daß dies besser sei, als 
wenn ihm gekündigt werde. 

(Stürmische Zurufe von den Sozialdemokraten. — 
Lebhafte Zustimmung rechts.) 
Das lehnte er ab, und infolgedessen blieb mir nichts Anderes übrig, als 
ihm den Vertrag aufkündigen zu lassen, damit bei den Unterbeamten 
und Beamten keine Irrungen über die Auffassung der Verwaltung ent- 
stehen. 

(Erneute stürmische Zurufe von den Sozialdemokraten. — 
Lebhafter Beifall rechts.) 

Und. meine Herren, wenn heute der Fall noch einmal vorkommen sollte, 
so würde ich auch heute ebenso handeln. 

(Lebhafter Beifall rechts. -- Zurufe von den Sozialdemokraten.) 



142 Hie zweite Beratung d. Etats d. Reichs-Post- u. Telegraphenvcrwaltung. 



Sie haben mich nicht überzeugt und werden mich nicht überzeugen, daß 
die Handlung eine unrichtige oder falsche war. Ich kann nicht jedem 
Unterbeamten und nicht jedem Beamten sagen: Herr Dr. Schcllenberg ist 
ein tüchtiger Arzt, ein sehr tüchtiger Arzt, und ihr dürft die Tatsache, die 
er selbst bekannt gemacht hat, daß er sozialdemokratisch gewählt hat, nicht 
so auffassen, als habe Herr Dr. Schcllenberg sozialdemokratische Neigungen. 
Es ist nicht möglich, das jedem klarzumachen. Sobald es in der Stadt be- 
kannt geworden war, daß er so gewählt hatte, mußte er danach beurteilt 
werden. 

Was nun im weiteren die Erörterungen der Sache in den Zeitungen be- 
trifft, so ist von Seiten der Reichs-Post- und Telcgraphenverwaltung auch 
nicht eine Silbe in die Zeitungen gekommen. Also weder eine unrichtige 
noch eine richtige Darstellung ist von unserer Seite ausgegangen. 

Der Herr Vorredner hat dann ausgeführt, daß wir unsere soziale Für- 
sorge nach verschiedenem Maße auf Beamte und Unterbeamte ausdehnen, 
und daß wir Beamte dabei bevorzugen. Das ist wiederum eine unrichtige 
Behauptung, und wenn der Herr Vorredner die Statistik näher gelesen 
hätte, hätte er zu einem solchen Urteile nicht kommen können. Daß das 
Arbeitsmaß von höheren, von mittleren und von unteren Beamten ver- 
schieden ist, darüber haben wir uns schon wiederholt unterhalten, und ich 
glaube, man wird allgemein zugeben müssen , daß geistige Tätigkeit mehr 
anstrengt als körperliche Arbeit. Wir finden es in der ganzen Welt, daß 
die geistig tätigen Menschen kürzer beschäftigt sind als die körperlich 
tätigen. 

Im übrigen möchte ich aber durch Zahlen nachweisen, daß die Auf- 
fassung des Vorredners unrichtig ist. Innerhalb der letzten 5 Jahre sind 
ausgegeben worden zur Herabsetzung des Leistungsmaßes für die Beamten 
2690000 Mark, für die Unterbeamten 4490000 Mark; zur Durchführung 
des Erholungsurlaubs an Stellvertretungskosten für Beamte 6 Millionen, 
für Unterbeamte annähernd 6 Millionen, also die gleiche Zahl; zur Durch- 
führung der Sonntagsruhe für die Beamten 19400 Mark, für die Unter- 
beamten 3 150000 Mark. 

(Hört! hört! rechts.) 

Meine Herren, auf Grund solcher Zahlen kann man doch die Behauptung 
nicht aufrecht erhalten, daß wir bei unserer sozialen Fürsorge die Unter- 
beamten vernachlässigen. Ich glaube, die Auffassung des Herrn Vorredners 
teilt kein Unterbeamter; die Unterbeamten sind vollständig davon überzeugt, 
daß die Reichs- Post- und Telegraphenverwaltung in erster Linie für sie 
sorgt, und ich habe bei Antritt meiner Stellung hier auch erklärt, daß ich 
es für meine ernste und größte Aufgabe halte, wenn es sich um die Er- 
höhung der Besoldung handelt, zuerst an die Unterbeamten zu denken. 
Ich kann das hier nur wiederholen. 

Der Herr Vorredner hat dann aus der Statistik herausgelesen, daß wir 
sehr schlecht bezahlen, und hat Durchschnittszahlen angeführt. Er hat dabei 
aber die Spalte »bis 7 Stunden« nicht angeführt; es befinden sich hierunter 
eben sehr viele Aushelfer, die nur 2 oder 3 Stunden des Tages beschäftigt 
sind. Gerade die eingeführte Sonntagsruhe bringt es mit sich, daß wir 
Sonntags nur für einige Stunden Leute brauchen. Naturgemäß ist die 
Bezahlung dafür geringet als ein voller Tagelohn, und infolgedessen geht 
der Durchschnitt auf die Sätze herunter, die der Herr Vorredner genannt 
hat, 2,26 Mark usw. In Wirklichkeit zahlen wir die ortsüblichen Löhne, 
die die Post auf keine Weise herunterdrückt. Infolge der geringeren Inan- 
spruchnahme zahlen wir aber nicht jedem den vollen Tagelohn. Heute 
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verlangt zwar jeder einzelne: zahlt immer mehr, zahlt immer mehr! Aber 
mehr, als ortsüblich ist, brauchen wir doch wohl nicht zu zahlen. 

Dann ist der Herr Vorredner auf die Sonntagsgeldbestellung gekommen 
und hat gesagt: wenn die Geldbestellung am Sonntage fortfällt, müssen 
doch die Gcldbriefträger frei haben. Ich habe bereits früher einmal aus- 
geführt: bei der Sonntagsruhe berücksichtigen wir alle Unterbeamten, und 
wenn eine Kategorie frei wird, so suchen wir die Vorteile auf das gesamte 
Personal auszudehnen. Dabei haben die Geldbesteller einen Vorteil und die 
anderen Beamten auch. Nun wird der Herr Vorredner vielleicht wieder 
sagen: nehmt doch für die Bestellung anderes Personal! Erstens ist 
Personal nicht immer zu haben, und zweitens wissen die Herren, daß die 
Bestellung durch Hilfspersonal oft nur mangelhaft ausgeführt wird, und 
daß wir deshalb nicht überall solches Personal verwenden können. 

Wunderbar ist mir gewesen — oder eigentlich nicht wunderbar! — , 
daß der Herr Vorredner mich für den rückständigsten Menschen hält und 
sagt : »Du bist für den Verkehr da und sorgst nicht für den Verkehr. 
Wir haben mit dir bisher nur schlechte Erfahrungen gemacht. Wenn du 
mit einer Reform kommst, so ist es gewöhnlich ein Rückschritt.« Wenn 
ich nun eine Reform vorhabe, und ich fordere Sachverständige auf, mich 
mit ihrem Rate zu unterstützen, dann sagt der Herr Vorredner wieder: 
»Das sind ja bestellte Leute; du suchst dir nicht die richtigen aus!« 

(Heiterkeit rechts.) 

Damit solche schiefen Urteile nicht etwa in das Volk eindringen, möchte 
ich ihm gleich kurz darauf erwidern, daß ich gerade diesmal mir nicht seihst 
Herren aus diesem oder jenem Stande ausgesucht und um ihr Urteil gebeten 
habe. Ich habe mich vielmehr an die Organisationen gewendet, die den 
Stand vertreten, und sie ersucht, mir einzelne Herren in den verschiedenen 
Teilen des Deutschen Reichs zu bezeichnen, die ein sachverständiges Urteil 
haben. Auf Grund der Vorschläge, die mir der Deutsche Handelstag, 
der Deutsche Landwirtschaftsrat. der Handwerkertag, die Vertretung der 
Industriellen gemacht haben, sind dann die Vertreter einberufen worden. 
Und wenn Sie nun diese Herren befragen, werden Sie von denen auch 
hören, daß die Sache sich bei der Konferenz nicht in der Weise ab- 
gespielt hat, daß ich etwa gesagt hätte: »Sie müssen meinen Vorschlägen 
zustimmen« — sondern ich habe ausgeführt: »Wir haben uns mit dieser 
Frage beschäftigt, halten das Vorgeschlagene für einen gangbaren Weg, 
möchten aber auch gern Ihr Urteil hören.« Mehr kann ich doch wirklich 
nicht tun; ich befinde mich da außerstande, die Zustimmung des Herrn 
Vorredners zu erringen. 

Der Herr Vorredner hat des weiteren einen Übelstand berührt, den ich 
auch schon häufig als solchen bezeichnet habe: die späte Aufgabe von 
Sendungen. Er hat von mir verlangt, ich solle gewissermaßen die Vor- 
sehung für alle Hausdiener usw. spielen. Da muß ich ihm erklären: das 
kann ich nicht, sondern da stelle ich mich auf den Standpunkt, daß ich 
mich nach dem Verkehr richte, daß ich in solchen Fällen auf die Handels- 
kammern höre, wie es mit der Bedürfnisfrage steht. Das ist auch in dem 
von ihm berührten Falle, in dem Orte Pforzheim geschehen. Bei dieser 
Prüfung, ob sich denn dem Obelstande nicht abhelfen lasse, daß die Sen- 
dungen so spät aufgeliefert werden, hat sich herausgestellt, daß dort 
Artikel gefertigt werden, hauptsächlich Konkurrcnzartikel , die meist nach 
dem Auslande, besonders nach Österreich, gehen, und daß die Industrie 
bis zur letzten Minute arbeitet, um die Sendungen fertigzustellen und 
rechtzeitig abschicken zu können, da die besten Züge des Abends ab- 
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gehen. Bisher haben alle Einwirkungen, die versucht worden sind, noch 
nichts geholfen; ich hoffe aber, daß wir doch noch dazu kommen, früher 
schließen zu können. 

Gleichzeitig möchte ich aber hier eine Erklärung dahin abgeben , daß 
die Ober-Postdirektionen, also die Bezirksbehörden, schon heute ermächtigt 
sind, Postanstalten nicht über das Bedürfnis hinaus offenzuhalten, also 
auch früher als 8 Uhr zu schließen, und die Herren, die hier in Berlin 
wohnen, werden auch wissen, daß wir die Paketannahme zum Teil um 7, 
bei einzelnen Postanstalten sogar schon um 6 Uhr schließen. Es entspricht 
auch ganz und gar meinen Wünschen, wenn da, wo nicht zwingende Gründe 
ein anderes erforderlich machen, die Postämter früher geschlossen werden. 

Vor einem möchte ich die Herren aber warnen, und zwar im Interesse 
des Ganzen, bei solchen Resolutionen nicht zwischen einzelnen W ochentagen 
zu unterscheiden, denn darin liegt eine große Gefahr. Man sollte sich da- 
vor hüten, zu sagen: an dem oder jenem Wochentage werden Sendungen 
nur bis zu der und der Stunde angenommen. Im Ausland - und unsere 
Industrie hat ja sehr viel mit dem Auslände zu tun — wird geschäftlich 
nicht damit gerechnet, daß wir an den einzelnen Wochentagen verschiedene 
Schlußzeiten haben. Wenn dann Sendungen, die erwartet werden, nicht 
pünktlich ankommen, so verliert der Lieferant leicht seinen Kunden im 
Auslande. Wenn die Herren überhaupt eine Resolution fassen wollen, 
würde es viel richtiger sein, allgemein zu sagen, daß die Schalter an 
Wochentagen nicht über das Bedürfnis hinaus offengehalten werden. 

Ich möchte dann noch auf einige Punkte zurückkommen, die der erste 
Herr Redner berührt hat, der sich ja sehr eingehend mit unserem Personale 
beschäftigt hat. Ich weiß nicht, ob er über die Verhältnisse so ganz unter- 
richtet ist, und ob er in Wirklichkeit auftreten kann als Vertreter ganzer 
Beamtenkategorien; denn seine Kenntnisse können sich ja doch bloß darauf 
zurückführen lassen, daß er von einem Beamten oder in Fachblättern diese 
oder jene Ansicht erfährt. Meine Herren, ich möchte doch auch im Inter- 
esse der Beamten davor warnen, gleich alles zu verallgemeinern. Nicht, 
weil ich daraus Unbequemlichkeiten habe, daß vielleicht mehr Wünsche ent- 
stehen , als berechtigt ist . sondern weil sehr leicht der Eindruck entstehen 
kann, daß das hohe Haus die Ansicht hätte, so und nicht anders müßten 
die Verhältnisse einer Kategorie von Postbeamten geregelt werden. Was 
kann dem Chef einer Verwaltung bequemer sein, als Wünsche des Personals 
zu erfüllen? Das ist ja eine sehr einfache Sache. Aber in erster Linie muß 
doch bei allen organischen Einriebtungen und allen unseren Reformen die 
Frage sein: liegt ein wirkliches Bedürfnis vor? Die Ansichten der Inter- 
essenten können da nicht entscheidend sein. Wenn heute ein Assistent 
sagt: alle Assistenten müssen Sekretäre werden und alle Sekretäre Ober- 
sekretäre, — so ist das ja von dem betreffenden Herrn ganz verständlich. 
Mit der Beilegung eines höheren Titels und mit dem Aufrücken in eine 
höhere Kategorie ist ein höheres Gehalt verbunden, und warum soll der 
einzelne nicht einen solchen Wunsch haben? Das ist ganz erklärlich und 
von der kleinen Warte aus. die er im Leben und in der Verwaltung ein- 
nimmt, ist es auch gar nicht wunderbar, daß er sich sagt, es wäre doch 
ungerecht, wenn das nicht so geschähe. Wer von uns hat denn in jüngeren 
Jahren nicht auch Wünsche gehabt, von denen er nachher im reiferen 
Alter, und wenn ihm das Glück geblüht hat, in eine höhere Stellung zu 
kommen, von der man von einer höheren Warte aus das Ganze überschaut, 
sagt: das ist damals doch ein recht unreifer Gedanke gewesen, und wenn 
du heute darüber urteilen solltest, würdest du anders urteilen. Darum 
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möchte ich bitten, nicht jeden Wunsch, der an Sie herantritt, für berechtigt 
zu halten oder der Mitteilung jedes Interessenten ohne weiteres den Wert 
beizulegen, daß es so ist und nicht anders sein könne. Zur Beruhigung 
möchte ich anführen, daß der Verwaltung nichts daran liegen kann, die 
Verhältnisse irgend einer Beamtenkategorie zu verschlechtern. Veränderungen 
werden nur dann getroffen, wenn ein Bedürfnis dazu vorliegt. Auch die 
Eröffnung der neuen Karriere kann für die jetzigen Anwärter der höheren 
Laufbahn gar keinen Anlaß zur Beunruhigung bieten, weil nicht die Ab- 
sicht vorliegt, Beamte anders als jetzt in höhere Stellungen zu befördern; 
die Beförderung wird also auch künftig von dem Zeitpunkte der Ablegung 
der höheren Prüfung sowie davon abhängig gemacht werden, daß dte 
Beamten sich durch ihre Tätigkeit für eine höhere Stellung geeignet er- 
wiesen haben. Wenn die neue Karriere wieder geöffnet wird, wird selbst- 
verständlich die Annahme von Anwärtern sich nur in engen Grenzen halten 
müssen, und wir werden dann sehen, wie sich die Verhältnisse gestalten. 

Uber die Wünsche der Postdirektoren haben wir uns ja schon früher 
eingehend unterhalten, und ich habe in der Budgetkommission offen erklärt, 
daß die Postdirektoren zu unseren wichtigsten Beamtenkategorien zählen, 
und daß sie keinen Anlaß haben, anzunehmen, daß die Zentralverwaltung 
ihnen unfreundlich gegenübersteht. Ich bin auch überzeugt, daß der größte 
Teil dieser Herren diese Auffassung gar nicht hat. 

Die Frage der Beschäftigung weiblicher Beamten hat der erste Herr 
Redner auch berührt und, wenn ich richtig verstanden, die Vermutung 
ausgesprochen, die weiblichen Beamten würden hauptsächlich aus Ersparnis- 
rücksichten beschäftigt. Dem möchte ich entgegentreten. Ich habe in der 
Kommission schon ausgeführt . daß wir weibliche Beamte vorwiegend bei 
den Fernsprechämtern beschäftigen. Uns hat die Erfahrung dazu geführt, 
daß die Damen sowohl infolge ihrer Stimme als auch wegen des zarteren 
Umgchens mit den Apparaten und vielleicht auch mit den sprechenden 
Personen 

(Heiterkeit) 

und ferner infolge ihrer größeren Geduld und Fügsamkeit sich ganz 
besonders für den Telephondienst eignen. Diese Ansicht hat nicht nur mein 
Vorgänger geteilt, es ist auch keine bloße Laune von mir, sondern man hat 
auch in allen Ländern, wo Telephonämter mit Damen besetzt sind, diese 
Erfahrung gemacht. Vielleicht wirkt das auch mit erziehlich auf uns — 
nervös macht ja das Sprechen durchs Telephon — ; da wir aber durch 
unsere ganze Erziehung daran gewöhnt sind, freundlicher und höflicher 
gegenüber Damen zu sein 

(Heiterkeit), 

so werden wir auch ruhiger und höflicher bleiben, wenn eine Dame den 
Apparat bedient, als wenn es von männlichen Beamten geschehen würde. 

Was die zukünftige Gestaltung der Gehälter anbelangt, so muß ich mir 
versagen, heute auf diese Frage einzugehen. 

Betreffs der gehobenen Unterbeamten möchte ich bemerken, daß die 
Beurteilung dieser Frage auf den verschiedenen Seiten des Hauses nicht 
immer zutreffend gewesen ist. Was man auch tun mag, es ist falsch! Ist 
kein Examen vorgeschrieben, so heißt es: fordert ein Examen! Kaum ist 
aber ein Examen da. so heißt es: ach das Examen nützt auch nichts! Meine 
Herren, ich bin überzeugt, es werden nicht viele Jahre vergehen, dann wird 
es heißen: auch das Examen braucht man nicht! Wir haben ja die Erfahrung 
mit den Assistenten gemacht. Heute schon sind Stimmen laut geworden, 
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die sagen: wozu ein Examen? — es geht auch so. Jedenfalls liegt es 
nicht in unserer Absicht — das sage ich hier zur Beruhigung — , irgend- 
wie die früheren gehobenen Unterbeamten und die späteren, durch eine 
Prüfung in diese Stellung kommenden differenziert zu behandeln. Sie 
werden alle gleich behandelt werden. 

Einer der Herren Vorredner hat sich auch mit der Kategorie der Land- 
briefträger beschäftigt und gemeint, man solle hier doch nicht differenzieren, 
sondern alle Unterbcamten in Stadt und Land gleichmäßig behandeln. Ja, 
meine Herren, offen gestanden, glaube ich, die ganze Gehaltsfrage wird 
nicht eher zur Ruhe kommen, bis es in der Postverwaltung nur eine 
Kategorie von Beamten von oben bis unten gibt. 

(Heiterkeit. — Zuruf: Lauter Staatssekretäre! — Erneute Heiterkeit.) 
Dann gibt es kein Avancement mehr. 

(Zuruf.) 

— Natürlich, es geht alles nach oben. 

(Sehr richtig! und Heiterkeit.) 
Bis jetzt habe ich immer gehört, daß für die Landbriefträger das Leben auf 
dem Lande doch wohlfeiler ist als in den Städten. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Viele von den Leuten haben kleinen Grundbesitz. Man darf die Kategorien 
nicht alle in einen Topf werfen und .sagen: die Leistungen sind gleich. 
Der Landbriefträger kann seinen Dienst mit viel mehr Ruhe verrichten als 
der Unterbeamte, der in der Stadt, besonders in den großen Städten, 
schneller und umsichtiger handeln muß. Es geht eben gar nicht anders, als 
daß die Landbriefträger zunächst in SchafTncrstellen übergeführt und erst 
dann in gehobene Stellen befördert werden, wenn sie sich in der SchafTner- 
klasse bewährt haben. 

Von den Landbriefträgern sind einzelne mit Fuhrwerk ausgerüstet. Nun 
ist von einer Seite erwähnt worden, das Futtergeld sei seit 20 Jahren nicht 
erhöht worden. Ja, meine Herren, so töricht sind wir nicht, daß wir nicht 
wissen, daß manches teurer geworden ist, und daß der Landbriefträger, der 
das Pferd unterhalten muß, bei der früheren Vergütung nicht bestehen kann. 
Selbstverständlich sind die Vergütungen entsprechend der allgemeinen Preis- 
steigerung mit der Zeit auch erhöht worden.« 

(Bravo! rechts.) 

Der Abgeordnete Kopsch (Fr. Vp.) widersprach den Behauptungen des 
Abgeordneten Singer über Verletzungen des Briefgeheimnisses, trat aber den 
Ausführungen über die Entlassung des Postvertrauensarztes nachdrücklich 
bei. Gegen die geplante Änderung der Fernsprechgebühren erhob er eben- 
falls Widerspruch. Diese Änderung werde eine unerträgliche Verteuerung 
des Fernsprechverkehrs bringen und namentlich den gewerblichen und kauf- 
männischen Mittelstand hart treffen. Das System der Einzelgesprächs- 
gebühren sei kleinlich und nicht vereinbar mit den hohen Aufgaben der 
Postverwaltung als einer Pflegerin und Förderin des Verkehrs- und Wirt- 
schaftslebens. Leistungen und Gegenleistung müßten allerdings in ein 
richtiges Verhältnis gebracht werden, das lasse sich aber ohne Beeinträchti- 
gung des Ertrags auch durch eine gerechte Staffelung der Pauschgebühr 
erreichen. Nachdem Redner dem Wunsche Ausdruck gegeben hatte, daß 
•das neue Beamtenbesoldungsgesetz recht bald an den Reichstag gelangen 
möge, kam er auf die bereits von anderer Seite berührten Personalverhältnisse 
zurück. Der Staatssekretär des Reichs - Postamts habe den Abordnungen 
einzelner Beamtenklassen gegenüber getadelt, daß sie ihre Wünsche nicht 
nur ihm vorgetragen, sondern sich gleichzeitig auch an Reichstagsabge- 
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ordnete gewendet hätten. Dieses Vorgehen des Staatssekretärs halte er 
nicht für berechtigt; das Recht der Beamten, mit ihren Wünschen auch an die 
Abgeordneten heranzutreten, sei unbestreitbar. Die Geldstrafe, die der Staats- 
sekretär gegen den Vorsitzenden des P.ost- und Telegraphenassistenten- 
Verbandes wegen eines in der Verbandszeitung erschienenen, die Verwaltung 
angreifenden Artikels verfügt habe, sei zu hart. Schließlich betonte der 
Redner noch dem Abgeordneten Singer gegenüber, daß nach den ihm von 
den maßgebenden Vertretern der Unterbeamten gemachten Mitteilungen die 
Einführung einer Prüfung für das Einrücken in die gehobenen Unter- 
beamtenstellen durchaus den Wünschen der Unterbeamten entspreche; auch 
trat er dafür ein, daß den Unterbeamten gestattet werden möge, Verbände 
über das ganze Reich zu bilden. Wenn er für das Vere ins recht der 
Beamten eintrete, so solle das aber nicht zugleich ein Eintreten für ein 
Streikrecht der Beamten bedeuten. Der Beamte dürfe nicht in die Lage 
versetzt werden, sein persönliches Interesse über das Wohl des Staatsganzen 
setzen zu können. 

Der von der Kommission für den Reichshaushalts - Etat beantragten 
Resolution, betreffend die Beschränkung der Dienststunden für die Annahme 
von Paketen, erklärte der Redner mit Rücksicht auf die Bedürfnisse von 
Handel und Verkehr und auf die berechtigten Ansprüche der kleinen und 
mittleren Landwirte nicht zustimmen zu können. 

Der Staatssekretär des Reichs-Posta mts entgegnete: »Meine 
Herren, ich muß gleich gegen einige Anführungen des Herrn Vorredners 
Berichtigung eintreten lassen. Der Herr Vorredner hat von der Bitte der Post- 
direktoren und der Ober-Postsekretäre an mich um eine Audienz gesprochen 
und hat angeführt, daß im September die Bitte ausgesprochen, und im 
Januar die Audienz gewährt sei. Er hat dabei fortgelassen, daß den Be- 
amten bald nach dem Eingange der Gesuche die Mitteilung geworden ist, 
daß die Audienz bewilligt werden, und ihnen Mittedung zugehen würde, 
wann sie ihnen gewährt werden würde. 

Dann hat der Herr Vorredner gesagt, infolge dieser Audienz seien Post- 
direktoren gcmaßregelt , versetzt und revidiert worden. Beides ist unzu- 
treffend. Line derartige Maßregelung ist nicht vorgenommen worden: kein 
Postdirektor ist versetzt, es sind auch keine Revisionen aus diesem Anlasse 
vorgenommen worden. 

(Hört! hört! rechts.) 
Es ist dann in betreff der Audienz der Ober- Postsekretärc angeführt 
worden, daß die Beamten von mir gefragt worden seien, ob sie ihre Denk- 
schrift den Abgeordneten übergeben hätten. Auf diese Idee bin ich über- 
haupt erst gekommen, nachdem die Postdirektoren am Schlüsse der Audienz 
gesagt hatten, sie hätten die Sachen bei den Abgeordneten verteilt und 
deshalb drucken lassen. Darauf habe ich ihnen folgendes erwidert: »Ich 
habe angenommen, wenn Sie Ihren Chef um eine Audienz bitten, dann 
haben Sie zu ihm Vertrauen ; wenn Sie gleichzeitig eine Aktion gegenüber 
den Abgeordneten vornehmen, dann sehe ich, daß Sie das Vertrauen nicht 
haben.« Und damit war die Audienz beendet. 

(Lebhafter Widerspruch links.) 
— Jawohl, meine Herren, das nehme ich für mich in Anspruch: jedem 
Beamten bin ich zugänglich und höre seine Wünsche und unterhalte mich 
mit ihm. Sie werden auch von den Postdirektoren - - da Sie so genau 
unterrichtet sind — gehört haben, daß ich mich mit ihnen, und zwar in 
Gegenwart von zwei Mitgliedern des Reichs-Postamts, unterhalten habe. Erst 
nachdem sie mir gesagt hatten — am Schlüsse der Audienz — , sie hätten 
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das den Abgeordneten übergeben, da habe ich ihnen eröffnet, dieses ganze 
Vorgehen entspreche nicht meiner Auffassung, denn wenn sie um eine 
Audienz bäten, so sei das ein Zeichen ihres Vertrauens zu dem Chef, und 
dann hätten sie dem das vorzutragen und nicht gleichzeitig anderen. Ich 
habe ausdrücklich hervorgehoben, daß ich nichts dagegen habe, wenn die 
Beamten sich an die Herren Abgeordneten wenden, daü ich aber, wenn ich 
um eine Audienz gebeten werde, annehmen muß, daß man nicht gleichzeitig 
mit einer Aktion vorgehen wird, die kein Vertrauen zu mir ausdrückt. 

(Lebhafter Widerspruch: Warum denn?) 
— Das ist meine Auffassung. Sie hören, wie ich den Herren keinen Vor- 
wurf daraus gemacht habe, daß sie sich an Sie gewendet haben; ich habe 
ihnen nur klar gemacht, daß nach meiner Auffassung die Bitte um Ge- 
währung einer Audienz bei dem Verwaltungschef mit einer Parallelaktion 
nach anderer Seite unvereinbar sei. — Dasselbe ist der Kall bei den Ober- 
Postsekretären. Also von einer Einschränkung des Rechtes der Beamten 
kann absolut keine Rede sein. 

Ks ist dann im weiteren zur Sprache gebracht worden, daß ein Beamter 
bestraft worden sei, weil in einem Fachorgane schwere Verdächtigungen und 
Angriffe gegen den Verwaltungschef ausgesprochen seien. Der Herr Vor- 
redner hat selbst ausgeführt, daß da^ Blatt sich in der schwersten Weise 
vergangen hat: ich habe den Beamten, der für das Fachorgan verantwortlich 
ist, bestraft und bestrafen müssen, nicht weil das Blatt mich persönlich 
beleidigt hat das kann es nicht — , sondern weil ich es dem Ansehen 
der Verwaltung schuldig bin, daß der Chef in dem Fachblatt eines Ver- 
bandes von 34000 Beamten nicht ungestraft verunglimpft wird. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Das dulde ich nicht. Ich möchte bitten, daß Sie recht vorsichtig sind und 
nicht dazu beitragen, die Disziplin zu untergraben. 

(Krncutc Zustimmung rechts.) 
Heutzutage ist von Autorität nicht mehr viel die Rede, und wenn in amt- 
lichen Blättern und Fachorganen — vergegenwärtigen Sie sich das einmal — 
der Chef der Verwaltung heruntergesetzt und maßlos angegriffen wird, 
muß Strafe eintreten. Ich bin kein Freund von Strafe; aber wenn ich 
strafe, strafe ich streng. Spielen lasse ich nicht mit mir!« 

(Bravo! rechts.) 

Die Weiterberatung wurde vertagt. 

Am 14. Februar wurden die Verhandlungen vom Unter Staatssekretär 
Twele (Reichsschatzamt) mit folgender Erklärung eingeleitet: »Meine 
Herren, der Herr Abgeordnete Kopsch hat gestern die Frage gestellt, wann 
das Gesetz über die Aufbesserung der Beamtenbesoldungen kommen werde, 
und hat dabei darauf hingewiesen, daß der beteiligten Beamtenkreise all- 
mählich eine gewisse Erregtheit sich bemächtige. Diese Angelegenheit ist 
in der Sitzung der Budgetkommission vom 20. Januar d. J. bereits ein- 
gehend erörtert worden. Ich habe damals bemerkt, daß ich zu meinem 
lebhaften Bedauern nicht in der Lage sei, eine bestimmte Erklärung abzu- 
geben , wann die Bcsoldungsvorlagc an dieses hohe Haus werde gelangen 
können. Ich habe dabei darauf hingewiesen, daß an der scheinbaren Ver- 
zögerung der Fertigstellung der betreffenden Vorlage seitens der Reichs- 
regicrung ausschließlich die ungemeine Schwierigkeit der vorzuschlagenden 
Regelung sowie der bedeutende Umfang der zu bewältigenden Arbeits- 
leistung schuld sei. An der Vorlage werde seit über Jahtcsfrist gearbeitet, 
und zwar gearbeitet mit dem Aufgebote aller nur verfügbaren Kräfte. Sie 
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sei zur Zeit so weit gefordert, daß die Beratungen zwischen den Ressorts 
als abgeschlossen gelten können. Damit sei jedoch die volle Arbeit noch 
nicht getan, da die Vorlage noch verschiedene Stadien zu durchlaufen haben 
wird, ehe sie an dieses hohe Haus gelangen kann. Ich hoffte jedoch, daß 
der Zeitpunkt der V orlegung nicht mehr allzu fern sein werde. Die Reichs- 
verwaltung habe selbstverständlich das ernste und dringende Bestreben, die 
Vorlage so bald als möglich fertigzustellen. 

Meine Herren, heute mehr zu sagen als damals bin ich bei der Kürze 
der seit dieser Erklärung verstrichenen Zeit — es handelt sich um rund 
vierzehn Tage — zu meinem Bedauern nicht imstande. Ich kann nur hin- 
zufügen, daß die Förderung der Arbeiten in diesen vierzehn Tagen rüstig 
vorgeschritten ist, und sich beim Reichsschatzamt die Arbeiten ihrer Be- 
endigung nähern. 

Wenn der Herr Abgeordnete Kopsch weiter gefragt hat, ob die Ver- 
zögerung etwa mit Rücksicht auf Preußen geschehe, so kann ich diese 
Frage unbedingt verneinen. Preußen ist dem Reiche, was speziell die Vor- 
lage über die Besoldungsaufbesserungen anlangt, sogar etwas voraus, und 
das beruht darauf, daß die Vorlage wegen Neuregelung der Wohnungs- 
geldzuschüssc lediglich im Reiche auszuarbeiten war, und das Schatzamt 
bezüglich der gleichzeitigen Ausarbeitung der Vorlage über die Besoldungs- 
aufbesserungen zunächst etwas in Rückstand kam. Neuerdings ist dieser 
Rückstand in den Arbeiten des Schatzamts im wesentlichen ausge- 
glichen. 

Wenn Herr Kopsch endlich noch hinzufugte: »Wir haben keine Rück- 
sicht auf Preußen zu nehmen, das Reich kann ebensogut vorangehen«, 
so ist der letzte Teil dieser Auffassung zweifellos richtig, — es handelt 
sich dabei nur um die PVage, wer von beiden zuerst fertig ist. Was aber 
den ersten Teil dieser Auffassung angeht, so würde, wenn damit hat gesagt 
sein sollen, daß das Reich ohne Rücksicht auf Preußen einseitig vorangehen 
könne, das eine Auffassung sein, der die Reichsverwaltung von ihrem Stand- 
punkt aus nicht würde zustimmen können. Die Reichsverwaltung würde 
um so weniger einen solchen Standpunkt einnehmen können, wenn es sich 
um Vorlagen handelt wie die in Aussicht stehenden. Ich habe bereits er- 
wähnt, es ist von mir in der Sitzung der Budgetkommission darauf hin- 
gewiesen, daß bei den unendlich vielfachen und engen Berührungen zwischen 
Angehörigen der gleichen Beamtengruppen des Reichs und Preußens in 
Anlehnung an eine jahrzentelange Praxis und aus wohlerwogenen inneren 
Gründen bei Ausarbeitung der in Frage stehenden Vorlage Preußen und 
das Reich im wesentlichen Hand in Fland gehen müßten. Aber auch 
wenn diese Verhältnisse vorliegend nicht obwalten, so würde, wie ich jetzt 
noch hinzufügen möchte, die Reichsverwaltung gleichwohl nicht in der 
Lage sein, ihrerseits auf Preußen keine Rücksicht zu nehmen; denn es ist 
Ihnen allen bekannt, daß die Vorlage zunächst noch das Stadium der 
Bundesratsberatung zu durchlaufen hat. Im Bundesrate gibt es bekanntlich 
verfassungsrechtlich keine Bevollmächtigten der Reichsverwaltung, sondern 
nur der Finzelstaaten , und so verbietet schon die einfache Notwendigkeit 
der Instruicrung der preußischen Stimme für die Beratung dieser Vorlage 
im Bundesrate von selbst, auf Preußen bei Ausarbeitung dieser Vorlage 
keine Rücksicht zu nehmen. Wann der Bundesrat demnächst die Vorlage 
verabschiedet haben wird, das vorherzusagen, ist gegenwärtig unmöglich. 
Sie, meine Herren, und -r ich glaube — auch die beteiligten Beamtenkreise 
im Lande draußen werden es daher verstehen, wenn ich sage, daß es mir 
bei der geschilderten Sachlage nicht möglich ist, heute schon einen bestimmten 
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Zeitpunkt anzugeben, zu dem die Vorlage an dieses hohe Haus gelanger» 
wird.« 

Hierauf nahm der Staatssekretär des Reichs-Postamts das Wort 
zu nachstehenden Ausführungen: 

»Meine Herren, der letzte Herr Redner von gestern hat die Telephon- 
gebührenreform berührt. Ich habe ihm gestern bei der vorgerückten Stunde 
nicht gleich geantwortet, ich halte es aber für nützlich, und ich glaube 
auch, daß es zur Vereinfachung der Diskussion beitragen kann, wenn ich 
heute gleich erkläre, daß ich auf die einzelnen Punkte nicht eingegangen 
bin, weil eine Vorlage dieses hohe Haus demnächst, wie ich hotte, be- 
schäftigen wird. Ks ist ja allgemein bekannt, daß die Reichs-Postverwaltung 
sich mit der Frage beschäftigt, und durch den Bescheid des Herrn Reichs- 
kanzlers an Buchdruckervercine ist ja jedenfalls in der breiten Öffentlichkeit 
bekannt geworden , daß eine derartige Vorlage hier zur Beratung gestellt 
werden soll. Daher glaube ich, auf die Punkte, die der Herr Abgeordnete 
Kopsch angeführt hat, heute nicht weiter eingehen zu sollen, und ich möchte 
mir nur den Vorschlag gestatten, diesen Gegenstand vielleicht bei der 
weiteren Diskussion auszuscheiden, da sich ja noch ausreichende Gelegenheit 
bieten wird, den Gegenstand bei Beratung der Vorlage zu behandeln. 

Ich möchte dann weiter auf einzelne Punkte zurückkommen, die der 
Herr Abgeordnete Kopsch berührt hat, und zwar hat er sich besonders mit 
der Resolution Ablaß beschäftigt, die der Reichstag in der letzten Tagung 
angenommen hat. Diese Resolution verquickt zwei Fragen, erstens die 
Frage der Beförderung und Besserstellung der Assistentengruppe und 
zweitens die Frage der Überweisung von einfachen Beamtengeschäften an 
eine neue Gruppe von Beamten, die wohlfeiler bezahlt werden soll. Was 
berechtigt an der Sache ist, die Überweisung von einfachen Beamten- 
geschäften an wohlfeiler bezahlte Beamte, ist von der Reichs-Postverwaltung 
seit Jahren eingeleitet und weiter ausgebildet worden. Wie den Herren in 
der Budgetkommission durch Vorlegung des Amtsblatts bekannt geworden 
ist, ist die Reichs-Postverwaltung dazu übergegangen, die Klasse der ge- 
hobenen Unterbeamten weiter auszubilden und durch Einführung eines 
Examens sich die Sicherheit zu verschaffen, daß nur Unterbeamte, die den 
gesteigerten Ansprüchen genügen können, in diese Gruppe mit größeren 
Pflichten eintreten können. Ich darf die Herren daran erinnern, daß diese 
Frage, die ja selbstverständlich die Verwaltung sehr ernst beschäftigt, mich 
veranlaßt hat, im vorigen Herbste eine Konferenz von Bezirkspostchefs und 
von Post- und Telegraphendirektoren, also von solchen Beamten hier zu- 
sammenzuberufen, denen die Leitung und Beaufsichtigung des praktischen 
Dienstes zunächst obliegt, die besonders dafür verantwortlich sind, daß der 
praktische Dienst so ausgeführt wird, wie es unser deutsches Volk gewöhnt 
ist, und wie es geschehen muß. Bei dieser Konferenz ist kein Zweifel 
darüber gewesen, daß wir unter den Unterbcamtcn geeignetes Material zur 
Genüge finden werden, um den gesteigerten Anforderungen Rechnung tragen 
zu können. Dieser Weg ist von den sämtlichen einberufenen Herren als 
der einzig praktische und gangbare bezeichnet worden. 

Daß die Assistenten den Wunsch haben, eine bessere Stellung zu erlangen, 
wird ja jedem verständlich erscheinen; aber etwas Ungewöhnliches liegt in 
dem Verlangen, ohne Erfüllung der Bedingungen des Reglements Stellen 
zu erreichen, die nur durch Ablegung eines Examens erreicht werden 
sollen. Wenn man von dieser Bestimmung absehen würde in dem einen 
balle, so würden selbstverständlich Berufungen anderer Beamtengruppen 
nach dieser oder jener Richtung hervortreten, und es würde sehr schwer 
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sein, solche Berufungen abzuweisen. Den Herren ist ja auch aus den 
vielen Denkschriften und Eingaben, die sie bekommen, bekannt, daß die 
ganze Bewegung der — ich möchte sagen: Heruntersetzung der Post- 
sekretärstellen, die jetzt nur durch Ablegung eines Examens zu erreichen 
sind, unter den Beamten selbst nicht ohne Gegnerschaft ist, und daß die 
weitere Idee der Schaffung einer niederen Beamtenlauf bahn auch von an- 
deren Gruppen eifrig und, wie ich sagen muß, mit Recht bekämpft wird. 
Die Gruppe der geprüften Sekretäre hat sich ja auch an dieses hohe Haus 
gewandt und die Gründe dargelegt, aus denen sie gegen eine solche Maß- 
nahme ist. Den Herren sind auch ] )enkschriften der Militäranwärter zu- 
gegangen, worin diese ihre schweren und — ich muß sagen — berechtigten 
Einwände dagegen erheben. Wenn man berücksichtigt, daß die Gruppe der 
Militäranwärter drei Siebentel der Betriebsbeamten darstellt, so, glaube 
ich. hat doch eine solche Darlegung, die sine ira et studio erfolgt, eine ge- 
wisse Berechtigung. Da werden auch die Freunde der Resolution, von 
denen ja viele mit den inneren Verhältnissen der Verwaltung nicht so ein- 
gehend bekannt sind, um sie ganz sicher beurteilen zu können, zweifelhaft 
werden, insbesondere wenn auch die Verwaltung erklärt: eine solche Maß- 
nahme ist nicht zweckmäßig und nicht notig, der Weg, den die Ver- 
waltung einschlägt, kommt zu demselben Ziele, und zwar ohne Belastung 
des Etats. 

Nun ist gestern von dem Herrn Abgeordneten Kopsch und auch von 
anderer Seite angezweifelt worden, ob die Belastung des Etats bei Aus- 
führung der Resolution wirklich so stark sein werde, wie es verwaltungs- 
seitig dargestellt ist. Die Zweifel sind bereits in der Budgetkommission 
zur Sprache gekommen, worauf mein Herr Kommissar die Verhältnisse 
eingehend dargelegt hat. Man hat dann gewünscht, daß diese Erklärung 
auch zu Protokoll gegeben werde. In dem Bericht über die 46. Sitzung 
der Kommission ist den Herren diese Erklärung auf Seite 3 zugänglich ge- 
macht worden, aus der hervorgeht, daß eine sehr bedeutende Mehrbelastung 
bei Ausführung der Resolution eintreten würde. 

Nun hat, glaube ich , der Herr Abgeordnete Dröscher gesagt , in dieser 
Erklärung sei ein Loch, es fehle die Berücksichtigung der eintretenden Er- 
sparnisse, und der Herr Abgeordnete Kopsch hat Zweifel darüber aus- 
gesprochen, ob bei der Berechnung auch in Rücksicht gezogen sei, daß das 
Dienststundenmaß der Beamten niedriger sei als das der Unterbeamten, daß 
also durch Einstellung der letzten in den Beamtendienst eine größere 
Leistung erzielt werde. Ich erwidere darauf, daß alle diese Gesichtspunkte 
bei der Berechnung berücksichtigt sind. Bei dieser Berechnung stellt sich 
die Sache so, daß für die nächsten zehn Jahre — ich glaube, die Herren 
werden damit zufrieden sein, daß ich nicht die ganze Erklärung aus der 
Budgetkommission, die ja den Herren zugänglich ist, vorlese, sondern bloß 
das Resultat — überhaupt keine Ersparnisse eintreten, sondern daß eine 
ganz bedeutende Mehrbelastung des Etats bis zu 37 Millionen jährlich ein- 
treten würde; und dann ist im weiteren dargelegt, daß nach weiteren 
zehn Jahren die Mehrbelastung immer noch 20 Millionen jährlich betragen 
würde. Nun könnte vielleicht noch eingewendet werden, ob sich denn das 
Resultat nicht günstiger gestalten werde, wenn eine Änderung in den Be- 
soldungen eintrete. Den Einwand möchte ich gleich vorwegnehmen und 
darauf erwidern, daß der Unterschied in der Höhe des Assistenten- und 
des Sekretärgehalts und der Unterschied zwischen dem Sekretär- und dem 
Obersekretärgehalt immer ein beträchtlicher sein wird, und daß daher stets 
eine bedeutende Mehrbelastung eintreten wird. Immer bleibt — und dns 
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sollte durch die Berechnung nachgewiesen werden — außer Zweifel, daß 
der Etat bei Ausführung dieser Resolution auf Jahre hinaus um viele 
Millionen belastet werden wird.« 

Der nächste Redner, Abgeordneter Hamecher (Z.), widerlegte die vom 
Abgeordneten Singer in der vorigen Sitzung aufgestellten Behauptungen 
über Verletzung des Briefgeheimnisses und wies die gegen die Rcichs-Post- 
vcrwaltung und ihr Personal erhobenen Anschuldigungen nachdrücklich 
zurück. Den Wunsch der Assistenten, ohne Erfüllung der regelmäßigen 
Bedingungen in Sckretärstellen einzurücken, suchte er durch Hinweis auf 
ähnliche Vorgänge bei der Eisenbahn- und der Steuerverwaltung zu be- 
gründen. Die Resolutionen, betreffend Wiedereinführung der Ausnahmetarife 
für Postkarten. Drucksachen und Warenproben im Orts- und Nachbarorts- 
verkehr und die Bewilligung von Ostmarkenzulagen, würden von seiner 
Partei nicht angenommen werden, dagegen könne er die Zustimmung er- 
klären zu dem Antrag auf Beschränkung der Annahme von Paketen an 
den Vorabenden der Sonn- und Feiertage. Weiter sprach der Redner über 
die neue Laufbahn für die höheren Beamten und über die gehobenen Unter- 
beamten und forderte eine höhere Bewertung der mittleren Beamtenstellen, 
namentlich der Assistentenstcllen. Die vorgetragenen Berechnungen über 
die finanzielle Wirkung der vorgeschlagenen Besserstellung dieser Beamten 
halte er nicht für zutreffend. Auf die zu erwartende Besoldungsvorlage 
ging Redner näher ein und nannte dabei verschiedene Gehaltssätze, wie sie 
von den Unterbeamten und den mittleren Beamten gewünscht würden. 

Der Abgeordnete Beck (Heidelberg) (XI ) begann seine Ausführungen 
mit einigen allgemeinen Bemerkungen über den Etat. Die Summe der ein- 
maligen Ausgaben habe auch diesmal eine gewisse Beschränkung erfahren 
müssen, wahrscheinlich auch unter Verzichtlcistung auf Erfüllung mancher 
Wünsche des Publikums in bezug auf äußere Ausgestaltung der Postanlagen; 
ein solcher Wunsch sei der nach Ausbau und Erweiterung des Posthauses 
in Baden-Baden. Aus der Tatsache, daß sich im Postetat die persönlichen 
Ausgaben im ganzen nahezu auf 383 Millionen, die sächlichen und ver- 
mischten und sonstigen Ausgaben aber insgesamt nur auf 162 Millionen 
bezifferten, lasse sich erkennen, welchen Umfang und welche Bedeutung der 
Personalbestand der Rcichs-Postverwaltung habe, und wie notwendig eine 
geeignete Fürsorge für dieses Personal sei. Es müsse entschieden darauf 
gedrungen werden, daß die geplante neue Gehaltsregelung noch in dieser 
Tagung zum Abschlüsse gebracht werde. 

Bei Betrachtung einzelner Teile des Etats und der in letzter Zeit auf 
dem Personalgebiet erlassenen Verordnungen der Reichs-Postverwaltung ge- 
winne es den Anschein , daß diese auf den Wunsch des Reichstags einzu- 
gehen geneigt sei, der im vorigen Jahre in der Resolution Ablaß Ausdruck 
gefunden habe. Eine Vermehrung der Assistentenstellen sei nur in geringem 
Maße vorgesehen, dagegen werde die Zahl der gehobenen Unterbeamten 
um 2000 erhöht werden. Hinsichtlich der neuen Prüfung für diese Unter- 
beamten wünsche er Auskunft, warum das Reichs-Postamt die Bestimmung 
der Jahrgänge, die zu der Prüfung zugelassen werden sollen, den Ober- 
Postdirektionen überlassen und nicht vielmehr sich selbst vorbehalten habe. 
In Beurteilung der Folgen, die die neue Ordnung der Verhältnisse bei den 
Unterbcarntcn auch für eine weitere Hebung der mittleren Beamten haben 
werde, stimme er den Äußerungen der Vorredner vollständig zu: auch 
halte er es für erwünscht, daß die Reichsregierung alle diese Verhältnisse 
in einer Denkschrift darlege. 
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Im einzelnen erörterte Redner befürwortend die Wünsche der Sekretäre, 
der aus der Elevenklasse hervorgegangenen Obersekretärc, ferner der Post- 
verwaltcr und der Postdircktoren , besprach das Bedürfnis und die Gründe 
für die Neuordnung der höheren Laufbahn sowie die Zweckmäßigkeit der 
neuen Einrichtung und begrüßte als einen besonderen Fortschritt die neuer- 
dings erfolgte Regelung der Beschäftigungsverhältnisse der Telegraphen- 
arbeiter. Nachdem er für die Bewilligung der Ostmarkenzulagen und gegen 
eine allgemeine gleichmäßige Einschränkung der Dienststunden für die Paket- 
annahme gesprochen hatte, empfahl er die baldige Einrichtung des Post- 
scheckverkehrs; erst durch den Postscheckverkehr werde das zu erwartende 
Scheckgesetz seine volle Bedeutung erlangen. Dann kam er nochmals auf 
die bereits mehrfach berührte Frage des Verkehrs von Beamten mit Abge- 
ordneten zur Besprechung ihrer dienstlichen Verhältnisse zurück, wobei er 
erklärte, daß er in dieser Frage die Auffassung des Staatssekretärs nicht 
teilen könne. 

In demselben Sinne sprach hierüber auch der Abgeordnete Linz 
(Rp. Hosp.), der außerdem noch das Vorgehen der Verwaltung gegen 
den Vorsitzenden des Assistentenverbandes bemängelte. Im weiteren trat 
er für Wiedereinführung der Ausnahmetarife im Orts- und Nachbarorts- 
verkehr ein und empfahl, unabhängig davon, zunächst wenigstens eine 
Ermäßigung des Portos bei Massenauflieferungen von Schriftstücken jeder 
Art eintreten zu lassen. Zur Frage der geplanten Änderung der Fern- 
sprechgebühren führte er aus, daß von der Änderung in erster Linie auch 
die Handelsagenten getroffen werden würden; er halte es für ein Unrecht, 
daß gerade Vertreter dieser Berufsklasse von der Verwaltung zu den Vor- 
beratungen nicht herangezogen worden seien. In den Kreisen der bergischen 
Industrie bestehe die Befürchtung, daß die Verwaltung in nicht allzu ferner 
Zukunft die noch bestehenden Bezirksfernsprechnetze aufheben werde. Eine 
solche Maßnahme würde im bergischen Lande die allgemeine Wettbewerbs- 
fähigkeit vermindern und vor allem den zahlreichen mittleren und kleineren 
Betrieben das Bestehen sehr erschweren; er bitte daher dringend, die Bezirks- 
netze unter allen Umständen zu erhalten. Ferner befürwortete Redner einen 
durchgreifenden Umbau des Postgebäudes in Barmen-Rittcrshausen , der 
dringend notwendig sei; auch müsse bei dem beabsichtigten Neubau des 
Bahnhofs in Elberfeld- Döppersberg für ausreichende Postdiensträume auf 
diesem Bahnhofe gesorgt werden. Die Personal fragen erörterte er in dem- 
selben Sinne wie die Vorredner, wobei er auf den Wohnungsgeldzuschuß 
und auf die Klasseneinteilung der Orte, namentlich der Großstädte im 
Westen des Reichs näher einging. Für die von dem Verbände Deutscher 
Post- und Telegraphenarbeiter und -band werker eingereichte Petition trat 
er lebhaft ein und stellte ihre Forderungen als bescheiden und durchaus, 
berechtigt dar. 

Der Staatssekretär entgegnete: 

»Meine Herren, der Herr Vorredner hat ebenso wie andere Vorredner 
Kritik daran geübt, in welcher Weise ich Verfehlungen des Vorstandes des 
Postassistentenverbandes bestraft habe, und er hat weiter abfällige Kritik 
an meinem Verfahren wegen Behandlung von Beamten geübt, die um eine 
Audienz gebeten haben. Ich habe gestern ausführlich dargelegt, aus welchen 
Gründen ich so gehandelt habe, und ich muß den Herren Rednern von 
heute erwidern, daß ihre Ausführungen mich in der Uberzeugung von der 
Richtigkeit meiner Handlungsweise nicht erschüttert haben. 

(Zuruf links: Leider!) 
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Ich muß dann im weiteren auch einem der Herren Vorredner gegenüber 
ausführen, daß von einem Mißtrauen meinerseits Beamten gegenüber nicht 
die Rede ist, und ich muß mich wundern, daß meine Handlungsweise 
Deputationen gegenüber eine so mißverständliche Auslegung hat finden 
können. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Wie liegt denn die Sache, meine Herren? Der Herr Abgeordnete Gröber 
hat in der Budgetkommission selbst des längeren ausgeführt, daß es doch 
richtig wäre, wenn das hohe Haus und die Herren Abgeordneten sich erst 
dann mit den Angelegenheiten der Beamten beschäftigten, wenn die Behörden 
selbst die Sachen geprüft und dazu Stellung genommen hätten. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Diesen Grundsatz habe ich so oft empfohlen, und ich kann ihn wirklich 
den Herren von neuem nur recht warm ans Herz legen — nicht meinet- 
wegen, sondern der Beamten wegen. 

(Sehr richtig!) 

Denn wenn die Herren sich vor das Volk hinstellen und jede kleine Klage,, 
die an sie herantritt, so aufbauschen und zu einer großen Sache machen, 
so erwecken sie in den Beamten die Idee, als wenn alles berechtigt wäre. 
Wenn Sie die Sache nachher genauer prüfen, dann werden Sie dahin 
kommen, daß vieles davon falsch ist, und daß Sic Ihre Ansichten gar nicht 
aufrecht erhalten können. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Ich gebe Ihnen gern zu, meine Herren, daß hier im Reichstage die Schwierig- 
keit, das Wort zu bekommen, vielleicht dazu verführt, nicht bloß um Aus- 
kunft zu bitten, sondern sogleich eine Kritik zu üben, und zwar meist eine 
recht abfällige Kritik, die gewöhnlich in der Weise eingeleitet ist: wenn 
die Sache so ist, dann — dann — dann — dann — ! 

(Heiterkeit.) 

Ich kann das vollständig verstehen; denn wenn man lediglich eine Anfrage 
an die Regierung richtet, dann dauert es vielleicht eine ganze Zeit, ehe man 
wieder das Wort bekommt, um dann an der Antwort des Regierungsver- 
treters Kritik zu üben. Aber gut würde es wirklich sein, wenn in der von 
mir empfohlenen Weise verfahren würde, und, meine Herren, ich habe in 
der Weise verfahren. Wenn Beamtendeputationen mich um eine Audienz 
bitten, und ich ihnen freundlich antworten lasse: ich will sie empfangen, der 
Termin der Audienz wird bestimmt werden — . und die Herren kommen, 
ich unterhalte mich mit ihnen, und sie sagen mir am Schlüsse, wenn sie 
gehen wollen: wir möchten Euerer Exzellenz das hier noch überreichen: wir 
haben das drucken lassen, weil wir es den Herren Abgeordneten überreicht 
haben — , so sage ich mir doch: was ist denn das für ein Geschäftsgang? 
Die Beamten wissen ja gar nicht, ob der Chef nicht mit ihnen auf dem- 
selben Standpunkte steht, und diese Belästigung der Abgeordneten dieses 
hohen Hauses ganz überflüssig gewesen wäre! Wenn mir von den Beamten 
eine solche Auskunft erteilt wird, wie es geschehen ist, dann werde icl> 
stets so handeln und sagen: »Ich danke — dann habe ich weiter mit Ihnen 
nichts zu unterhandeln! Ich denke, Sie kommen zu mir, um erst mal zu 
hören, ob ich für Ihre Wünsche bin oder nicht.« 

(Sehr richtig! rechts.) 
Und eigentlich hatte ich erwartet, daß dieses hohe Haus mir dafür dankbar 
wäre; denn ich nehme den Herren eine Mühe ab und setze sie nicht in die 
Verlegenheit, für etwas einzutreten, wofür sie wahrscheinlich gar nicht ein- 
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getreten wären, wenn sie die Sache genauer gekannt und gewußt hätten, 
wie der Verwaltungschef zu dieser Sache steht. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Meine Herren, dann ist des weiteren über die gehobenen Unterbeamten 
gesprochen worden. Ich kann Ihnen nicht vorenthalten, daß diese Aus- 
führungen vielfach von vornherein in diese Gruppe von Unterbeamten ein 
Mißbehagen hineintragen, und zwar aus einem sehr einfachen Grunde. 
Früher sind Sie immer dafür eingetreten, daß eine Prüfung eingeführt 
werde. Nun wird sie eingeführt. Was ist der Erfolg? Sofort sagen alle : 
wenn du eine Prüfung eingeführt hast, kannst du die Leute nicht mehr 
als Unterbeamte charakterisieren, die müssen nun Beamte werden. Welche 
Veranlassung liegt denn dazu vor? Wenn die Herren die Verhältnisse 
genau kennen würden, wäre solch Urteil ausgeschlossen; z. B. bei der 
Eisenbahnverwaltung werden den Unterbeamten sehr viel Prüfungen ab- 
genommen, ohne daß sich in ihrer Stellung als Unterbeamte irgend etwas 
ändert. Ich habe den Herren hier bereits mehrfach dargelegt: das, was 
wir bei den Unterbeamten durch die Einführung der gehobenen Stellen 
geschaffen haben , besteht bei den Beamten längst. Wir haben ja Post- 
assistenten, Postsekretärc. Ober-Postsckretäre, also verschiedene Gattungen, 
und der Beamte avanciert von der einen Stellung in die andere. Das hatte 
man früher bei den Unterbeamten nicht, und das haben wir jetzt eingeführt. 
Da heißt es nun wieder: ja, wenn ein Examen eingeführt wird, dann 
müssen sie auch zu Beamten aufrücken; das heißt auf deutsch: dann müssen 
ihnen auch höhere Gehälter und höhere Wohnungsgeldzuschüsse gegeben 
werden. Dadurch wird in die Kreise der Unterbeamten, die mit der 
Schaffung der gehobenen Stellen ganz zufrieden waren, wieder der Keim 
der Unzufriedenheit hineingetragen, die sagen sich nun vielleicht : eigentlich 
ist die Behörde ganz schlecht gegen uns, denn wir müßten nun Beamte 
werden. Bei der Eisenbahn sind, wie ich bereits gesagt habe, die Ver- 
hältnisse ähnlich geordnet, da sind auch Prüfungen eingeführt. Es sollte 
also , wenn ein Wunsch erfüllt wird , nicht sofort wieder heißen : nun aber 
weiter! Das ist ein Weg, den wir, glaube ich, nicht beschreiten sollten. 

Wenn bei den Unterbeamten die Befürchtung bestehen sollte, daß die- 
jenigen, die ohne Examen in eine gehobene Stellung hineingekommen sind, 
nun zurückgesetzt würden gegenüber denen, die das Examen gemacht haben, 
so muß ich diese Befürchtung als ungerechtfertigt bezeichnen. Es wird 
seitens der Verwaltung in dieser Beziehung kein Unterschied gemacht werden. 
Der betreffende Unterbeamte wird als gehobener Unterbeamter weiter be- 
schäftigt werden, und zwar in den Stellen, für die er besonders geeignet 
ist. Daß vielleicht bei dem einen oder anderen Unterbeamten die persön- 
liche Schätzung des Examens derartig sein kann, daß er sich seinen Kollegen 
gegenüber ein bißchen überhebt 

(Heiterkeit), 

ja, meine Herren, das wird vorkommen, das kommt in anderen Stellungen 
auch vor. und dafür kann ich keine Garantie übernehmen. 

Den Wunsch, daß die Bezeichnung der Jahrgänge, welche die Prüfung 
ablegen können, nicht durch die Bezirksbehörden, sondern durch die Zentral- 
behörde erfolgen solle, kann ich nicht erfüllen. Einmal würde ich es für 
ungerechtfertigt halten, die Zentralbehörde, die schon reichlich belastet ist, 
noch mehr zu belasten und deren Personal zu vermehren. Zum anderen 
kann nur die Bezirksbehörde beurteilen, wieviel Stellen für gehobene Unter- 
beamte für den Betrieb notwendig sind, und nach diesem Bedürfnisse werden 
die Jahrgänge bezeichnet, die zum Examen herangezogen werden können. 
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Dann hat der letzte Herr Vorredner in seiner temperamentvollen Weise 
es als große Rücksichtslosigkeit bezeichnet, daß ich zu der Konferenz über 
eine Fernsprechgebührenreform nicht Handelsagenten zugezogen habe. Seiner 
Einladung, auf die Sache weiter einzugehen, werde ich nicht folgen, weil 
ich schon im Eingange der heutigen Debatte erklärt habe, daß diese An- 
gelegenheit das hohe Haus noch weiter beschäftigen wird. Ich möchte 
nur noch ein paar Worte wegen des Vorwurfs der Rücksichtslosigkeit sagen. 
Daß Handelsagenten zum Handelsstande gehören , darüber besteht kein 
Zweifel. Wie ich heute schon ausführte, haben wir die Vertretungen von 
Handel, Handwerk und Landwirtschaft aufgefordert, uns Personen zu 
nennen, die sie für geeignet halten, uns bei unseren Beratungen zu Hilfe 
zu kommen. Wenn der Handelsstand darunter keinen Agenten bezeichnet 
hat, so werden diese das bedauern; aber es würde zu weit gehen, wenn 
wir jeden einzelnen Stand einberufen wollten. 

Die Elberfelder und Barmer Verhältnisse sind auch mir sehr genau be- 
kannt, ich weiß, daß dort Schwierigkeiten beim Postverladen usw. bestehen. 
Ich kann aber dem Herrn Vorredner auch die Zusicherung geben, daß wir 
uns Mühe geben werden, sobald die Eisenbahn bauliche Änderungen vor- 
nimmt, die Verhaltnisse dort in zufriedenstellender Weise zu regeln. Aber 
der Herr Vorredner weiß ja auch, daß die Anlage Barmens und Elberfelds 
für die Eisenbahn nur ein enges Loch läßt, so daß auch sie nicht so, wie 
gewünscht, vorgehen kann. 

Wenn der Herr Vorredner dann dem Wunsche Ausdruck gegeben hat 
— vorausgesetzt, daß ich ihn richtig verstanden habe — , bei Massen- 
auflieferungen Rabatt zu geben, so bedauere ich. ihm denselben nicht er- 
füllen zu können; denn es wäre nach meiner Auffassung eine Ungerechtig- 
keit anderen gegenüber, wenn man Massenauflieferungen — ich denke da 
z. 13. an die großen Warenhäuser, die den kleinen Handelsstand so wie so 
schon drücken — Rabatt geben sollte. Solche Sonderbestimmungen können 
uns sehr gefährlich werden. Die Herren, die der Budgetkommission lange 
angehört haben, wissen, daß wir sehr darunter leiden, daß es bei Drucksachen 
und Karten schon so viele Ausnahmen gibt, und daß es sehr schwer hält, 
sich hier zurechtzufinden. Ich möchte den Herrn Abgeordneten auch noch 
darauf hinweisen, daß Leute, die nicht ganz charakterfest sind, durch solche 
Ermäßigungen verleitet werden könnten, Massenauflieferungen dadurch zu- 
stande zu bringen, daß Interessierte sich zusammentun, um nun als Gesamt- 
auflieferer aufzutreten. Aus allen diesen Gründen kann ich diesen Wunsch 
nicht erfüllen. Und damit möchte ich für heute schließen.« 

(Bravo! rechts.) 

Hierauf wurde die Weiterberatung vertagt. 

Am dritten Verhandlungstage nahm als erster Redner der Abgeordnete 
Lattmann (W. V.) das Wort. Er führte aus. daß in den Bcamtenkreisen 
neben die aus den wirtschaftlichen Verhältnissen des gesamten Volkslebens 
entstandene Gehaltsfrage das Streben nach einem neuen, den jetzigen Zeit- 
verhältnissen mehr angepaßten Beamtenrechte getreten sei, ein Streben, das 
unter Anerkennung der nötigen Disziplin Bahn schaffen wolle für eine 
freiere Auffassung sozialer Grundgedanken. Die Aufrechterhaltung der 
Disziplin müsse bei diesen Bestrebungen besonders betont werden. Das 
Treueverhältnis, in dem die Beamten zum Staate stehen, lege ihnen 
besondere Pflichten auf, die man wohl in das Wort »Disziplin« einkleiden 
könne. Von einem unbeschränkten Vereinigungsrechte der Beamten, 
das ein Streikrecht in sich schließen würde, könne nie und nimmer die 
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Rede sein. Mit dem Treueverhältnisse der Beamten würde es sich auch 
nie in Einklang bringen lassen, wenn diese mittelbar oder unmittelbar die 
Sozialdemokratie unterstützen wollten. Um das Vertrauen der Beamten 
zur Verwaltung zu erhalten, müsse eine geordnete Geltendmachung der 
Wünsche der Beamten sichergestellt werden, und dies lasse sich vor allem 
durch die Einrichtung von Beamtenausschüssen erreichen. 

Über die Besoldungsregelung , die Stellung der Postdirektoren, die 
vorgeschlagene Reform der mittleren Laufbahn und über die gehobenen 
Unterbeamten sprach der Redner ebenfalls, ohne indes in der Hauptsache 
neue Gesichtspunkte aufzustellen. Im weiteren klagte er darüber, daß die 
Beamten, wenn sie Versetzung nach einem anderen Orte wünschten, in der 
Rejgci von vornherein auf die Umzugskostenentschädigung verzichten 
müßten, und daß ihnen bevorstehende Versetzungen oft erst kurz vor dem 
Zeitpunkte des angeordneten Ortswechsels bekanntgegeben würden. Dann 
wandte er sich dagegen, daß noch immer Bahnpostwagen in den Eisen- 
bahnzügen als Schutzwagen dienen müßten, und bezweifelte, ob die neu zu 
erbauenden 17 m langen Bahnpostwagen mit Pufferräumen einen genügen- 
den Schutz bei Zusammenstößen geben würden. Der Resolution für die 
Wiedereinführung der Ausnahmetarife im Ortsverkehr stimmte er zu; die 
Aufhebung dieser Tarife habe dazu geführt, daß viele Geschäfte und 
Vereine sich der wiedererstandenen Privatbeförderungsanstalten bedienten, 
wodurch der Postkasse große Summen entzogen würden. In den gewerb- 
lichen Kreisen bestehe weiter der Wunsch, daß für Pakete von 1 kg ein 
ermäßigter Portosatz eingeführt werde; eine solche Einrichtung würde für 
den kleinen gewerblichen Mittelstand von Bedeutung sein. Den von der 
Verwaltung zugunsten des Handwerkerstandes für die Verdingung von 
Arbeiten und Lieferungen getroffenen Maßregeln zollte Redner Anerkennung, 
wünschte aber noch strengere Beobachtung der gegebenen Vorschriften. 
Bedauerlich sei es, daß noch immer Bevorzugungen großer Unternehmer 
vorkämen, wie z. B. beim Bezüge der Dienst fahrräder sowie der Plomben 
und Zangen zum Verschließen der Postbeutel und Postgüterwagen. In 
Plauen (Vogtl.) habe der Postkonsumverein den Gewerbetreibenden Anlaß 
zu Klagen gegeben. 

Der Abgeordnete Kulcrski (P.) bekämpfte den Antrag auf Bewilligung 
der Ostmarkenzulagen und führte Beschwerde darüber, daß in einem Dorfe 
des Kreises Flatow ein Briefträger aus dem Dienste entlassen worden sei, 
weil er bei der Reichstagswahl für einen polnischen Kandidaten gestimmt habe. 

Der Abgeordnete Werner (Ref. P.) bemängelte, daß die Briefmarken- 
abteilung des Postmuseums die Markenbestände, die philatelistisch verwend- 
bar seien, der Firma Kosack überlasse, wofür Kosack dem Museum Dienste 
als Sachverständiger leiste und die Beschaffung von Briefmarken erleichtere. 
Er bat ferner um Auskunft über Unregelmäßigkeiten, die bei einem Postamt in 
Frankfurt (Main) vorgekommen seien, und über einen Vorgang bei der Revision 
eines Postamts, der für den Postamtsvorsteher eine schwere Gesundheits- 
störung zur Folge gehabt habe. Weiter beschäftigte er sich mit den schon 
wiederholt erörterten Beamtenverhältnissen, insbesondere mit der Audienz 
der Postdircktoren bei dem Staatssekretär, den Gehaltsverhältnissen der 
Assistenten und den gehobenen Unterbcamten. Daß die Verwaltung beab- 
Mehtige. Militäranwärter auch in Diätarienstellen zu beschäftigen, verstoße 
nach seiner Ansicht gegen die bestehenden Anstellungsgrundsätze. 
Der Staatssekretär erwiderte: 

» Meine Herren, ich möchte einige Punkte, die die Herren Vorredner 
erwähnt haben, richtigstellen. Der Herr Abgeordnete Werner hat eben die 
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Sache so dargestellt, als ob die Landbriefträger nicht gehobene Unterbeamte 
werden können. Ich habe mir bereits in einer früheren Sitzung auszuführen 
gestattet, daß die Landbriefträger durch die Schaffnerklasse gehen und dann 
ebenso wie die Schaffner oder Briefträger nach Ablegung des Examens in 
gehobene Stellen einnicken können , und es ist meine frühere Erklärung 
auch nur dahin aufzufassen, daß die Tätigkeit der Briefträger und Schaffner 
in den großen Orten wichtiger und umfangreicher sei als die der Land- 
briefträger. Darin liegt keine Heruntersetzung des Standes der Land- 
briefträger, deren Wert ich voll schätze, sondern es kommt nur zum Aus- 
druck, daß die Beschäftigung in den Städten schwieriger ist, und die Land- 
briefträger diese erst durchmachen müssen, ehe sie in gehobene Stellen 
kommen können. Das liegt auch daran, daß die Anstellung in der Land- 
briefträgcrstellung bereits nach 6 bis 7 Jahren erfolgt, während die Zeit zur 
Anstellung in Schaffner- und Briefträgerstellen 9 bis 10 Jahre und mehr 
datiert. 

Dann hat der Herr Vorredner mit den gehobenen Unterbeamten im 
ganzen sich beschäftigt und gesagt, wir sollten auch für die Unterbeamten, 
die schon in gehobenen Stellen seien, ein Examen einführen, und zwar 
deshalb, damit nicht einige übermütige Geprüfte nun die Kategorie der 
Nichtgeprüften als minderwertig ansähen. Haben Sie sich einmal die Frage 
vorgelegt: wenn nun ein Examen eingeführt wird, und ein Teil der 
gehobenen Unterbcamtcn besteht die Prüfung nicht, was wollen Sie mit 
denen machen? Eine Antwort darauf hätte ich gerne gehört. Wollen Sie 
etwa die Beamten in ihre frühere Stellung zurückversetzen , oder wollen 
Sie, daß, nachdem sie so und so oft durchgefallen sind, sie noch ein 
Scheinexamen machen? Glauben Sie, daß durch solche Maßnahmen irgend- 
wie die Stellung der gehobenen Unterbeamten in den Kreisen ihrer Kollegen 
an Wert gewinnen würde? Ich nicht, und infolgedessen kann ich Ihnen 
auch nicht zusagen, daß ich in der Weise vorgehen werde. Meine 
Erklärung lautet bestimmt dahin, daß die Verwaltung zwischen den 
gehobenen Unterbeamten, mögen sie aus den früher nichtgeprüften oder 
den später geprüften hervorgehen, keinen Unterschied machen wird, und 
ich glaube, daß nach allen Erwägungen das das Beste für die ganze 
Kategorie ist. Ich habe bereits gestern gesagt, was ich über eine Uber- 
schätzung, ein Mehrdünken als andere denke; aber, meine Herren, die 
Gehirntätigkeit kann ich keinem untersagen 

(Heiterkeit), 

und wenn die in schiefer Richtung sich bewegt, bin ich nicht in der Lage, 
irgendwie eingreifen zu können. 

Ich möchte bei der Gelegenheit einem der früheren Herren Vorredner 
noch erwidern, daß aus seinen Ausführungen beinahe hervorgehen könnte, 
als wenn durch das hohe Haus die gehobenen Unterbeamten erst geschaffen 
wären. Ich muß dabei richtigstellen, daß aus der Verwaltung heraus das 
Bedürfnis entstanden ist, bessere Unterbeamte auszuwählen, die auch 
schwierigere Geschäfte verrichten können, und damit, wie ich gestern auch 
schon angeführt habe, in den Kreisen der Unterbeamten dieselben Ab- 
stufungen zu schaffen mit verschiedenen Gehältern, wie wir sie bei den 
Beamten bereits immer hatten. 

Auch möchte ich auf die Ausführungen des Herrn Abgeordneten 
Lattmann, der heute zum Ausdruck brachte, daß die Schaffung der 
Telegraphenarbeitervereine die Veranlassung für unsere jetzige Arbeiter- 
verordnung gewesen sei, erwidern, daß diese Schlußfolgerung unzutreffend 
ist. Um die Telegraphenarbeiter haben sich selbstverständlich dauernd die 
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Ober-Postdirektionen und die Ämter zu kümmern gehabt, und die Zentral- 
verwaltung hat durch Berichte Erkundigungen eingezogen, wie die Ver- 
hältnisse lagen, und ist seit Jahren mit dieser Frage beschäftigt. Die 
Erwägungen haben sich zu der Verordnung verdichtet, die den Herren ja 
bekannt ist. 

Der Herr Abgeordnete Werner ist dann nochmals auf die Audienz der 
Beamten zurückgekommen. Auch seine Ausführungen können meine Ansicht 
über die Sache nicht ändern. Es entspricht nicht der Stellung des Ver- 
waltungschefs, wenn Beamte eigenmächtig über seinen Kopf hinweg ihn bei 
diesem hohen Hause unterstutzen wollen, und das entspricht auch nicht der 
Stellung dieses hohen Hauses. Ich würde darin eine Heruntersetzung dieses 
hohen Hauses sehen, wenn man annähme, daß die Herren Abgeordneten 
für verständige Sachen nicht eintreten würden. Wenn ich die Ehre hatte, 
hier für die Postbeamten etwas zu fordern, habe ich mich stets gefreut, 
vollen Anklang bei den Herren zu finden. Es fuhrt zu ganz wunderbaren 
Verhältnissen , wenn jeder einzelne Beamte darüber urteilen will, wie man 
seinen Chef oder das hohe Haus hier unterstützen soll. Solche Verhältnisse 
sind ganz unhaltbar und führen zu einer vollständigen Auflösung. Es ist 
nicht leicht, eine Verwaltung von mehreren hunderttausend Köpfen zu 
führen und die Verantwortung dafür zu tragen. Aber eine Unterstützung 
mir aufdrängen zu lassen, dazu bin ich immer noch zu jung; zu einer 
Kindermuhme lasse ich mich nicht herabdrücken. Dem habe ich immer 
Ausdruck gegeben. 

Der Herr Abgeordnete hat dann weiter einige Personalfälle aus Frank- 
furt a. M. berührt. Dort sind allerdings Unregelmäßigkeiten vorgekommen 
und zur Anzeige gelangt. Der Staatsanwalt hat die Sachen untersucht, sie 
aber zur Erhebung der Anklage nicht geeignet gefunden. 

Auch der Fall, den Herr Werner von einem Postverwalter angeführt 
hat, ist insoweit richtig, als ein Aufsichtsbeamter dorthin gekommen ist, um 
das Postamt zu revidieren, daß er beim Hineintreten in das Zimmer einen 
Tausendmarkschein offen liegen sah, seinen Hut darauf legte und dann 
revidierte. Als der Abschluß zusammengestellt wurde, haben 1000 Mark 
gefehlt. Da hat der Postverwalter sofort gesagt: »Ich habe dem Unter- 
beamten einen Tausendmarkschein zum Wechseln gegeben.« Darauf erwiderte 
der Aufsichtsbeamte : »Wie leichtsinnig Sie mit dem Gelde umgehen, ersehen 
Sic daraus: hier liegt der Schein!« Ich billige das Verfahren nicht, und 
dem Aufsichtsbeamten ist auch gesagt worden, daß das Verfahren nicht 
richtig gewesen sei. Der Schluß aber, den man daraus gezogen hat, daß 
der Mann dadurch irrsinnig geworden sei, ist nicht zutreffend. Der Beamte 
war stets etwas nervös, und daher wäre es richtiger gewesen, wenn der 
Aufsichtsbeamte die Korrektur auf andere Weise herbeigeführt hätte. 

Es ist dann weiter eine Frage zur Sprache gekommen , die selbstver- 
ständlich die Verwaltung auch sehr berührt, die F>agc der Bahnposten und 
die Stellung der Postwagen in den Eisenbahnzügen. So lange wir Bahn- 
posten haben, haben wir mit gewissen Schwierigkeiten zu kämpfen, die nicht 
etwa darauf zurückzuführen sind, daß die Eisenbahnen uns unfreundlich 
gegenüberstehen, sondern die entstehen aus den verschiedenen Bedürfnissen 
des Reise- und des Versendungsverkehrs. Wir alle, wenn wir in der Eisen- 
bahn sitzen, wollen rasch vorwärtskommen, und wahrscheinlich wird mancher 
von uns schon auf die Post geschimpft und gesagt haben: nun hält der 
Zug so lange, weil die Post noch nicht fertig ist. Die Aufenthaltszeiten 
sind überall, um dem Reiseverkehr zu genügen, nicht übermäßig hoch fest- 
gesetzt. Wenn nun Kopfstationen auf der Strecke sind, so ist es unmög- 
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lieh, den Postwagen auf der ganzen Strecke in die Mitte des Zuges oder 
an dessen Ende zu bringen, sondern dann wird er gewöhnlich, um ihn 
überhaupt durchbefördern zu können, ohne dem Reiseverkehr lästig zu sein, 
auf einem Teile der Strecke als Schutzwagen gefahren. Ks sind diese Fälle 
leider noch recht häutig ; infolgedessen sind wir immer bestrebt gewesen, 
die Zahl der Fälle zurückzuführen. Erfreulicherweise ist dies uns auch, 
namentlich in neuerer Zeit, vielfach gelungen. Ich glaube die Zahl richtig 
im Gedächtnisse zu haben: im Jahre 1905 waren noch 195 Fälle, in denen 
der Post wagen bei Schnellzügen als Schutzwagen ging; nach einer kürzlich 
Stattgehabten Statistik sind es jetzt nur noch 163 Fälle. W eiter waren wir 
bemüht um Einführung größerer Wagentypen. Unsere bisherigen Wagen 
sind 12 Meter lang und infolgedessen bei Zusammenstößen im Nachteil 
gegenüber den viel längeren und schwereren Personenwagen; jetzt werden 
17 Meter lange Wagen eingeführt, wobei ein Teil des Wagens als Puller- 
raum benutzt wird. Der Herr Vorredner hat die Einrichtung schon ge- 
schildert: an beiden Teilen des W agens ist ein Raum von 2 Metern abgeteilt, 
der nicht zum Aufenthalte des Personals bestimmt ist. Ein solcher Pufifer- 
raum gewährt einen gewissen Schutz bei einem Zusammenstoße, dessen 
Folgen in früheren Fällen gerade deshalb so unheilvoll waren, weil ein 
großer Teil des Personals an den von dem Stoße zuerst und am meisten 
betroffenen Wagenenden beschäftigt war. Ich kann versichern, daß diese 
Frage dauernd die Verwaltung beschäftigt, und daß wir bei der Eisenbahn 
auch dauernd Entgegenkommen finden. Ich hoffe, daß die Zahl der Fälle, 
wo der Postwagen als Schutzwagen fährt, immer weiter heruntergehen 
wird. 

Sodann ist von Versetzungen die Rede gewesen. Es wurde so darge- 
stellt, als wenn die Versetzungen recht spät erfolgten, und als wenn 
häufig in rigoroser Weise von den Beamten verlangt würde, bei Erfüllung 
ihres Wunsches nach Versetzung die Kosten selbst zu tragen. Wir haben 
in der Verwaltung das Bestreben, den Beamten von einer Versetzung so 
schnell als möglich Kenntnis zu geben. Aber die Herren werden auch 
selbst beurteilen können, wir befinden uns jetzt im Februar, der neue 
Etat bringt so und so viel neue Stellen aus, es sind tausende von Ver- 
setzungen nötig — wenn die Verwaltung bis zur Genehmigung des Etats 
wartete, so würde es ja kaum möglich sein, die Beamten früher als am 
letzten Tage zu versetzen. Ich verfüge deshalb schon auf meine Gefahr 
Versetzungen früher in der Annahme, daß der Etat hier angenommen wird ; 
und nur wenige Verfügungen erfolgen kurz vor dem Termine , sie können 
nicht früher geschehen. Aber die Herren wollen überzeugt sein , daß die 
Versetzung so früh wie möglich ausgesprochen wird. Wenn Wünsche um 
Versetzung an die Verwaltung herantreten, so werden in solchen Fällen, 
wo die Wünsche begründet sind , wo also wirklich aus Gesundheitsrück- 
sichten eine Versetzung notwendig ist, die Versetzungskosten gezahlt. Ks 
ist aber dabei nicht zu vergessen — und ich glaube, das ist eine Wahr- 
nehmung, die nicht bloß bei der Reichs -Post- und Telegraphenverwaltung: 
gemacht ist, sondern bei allen Verwaltungen — , daß bei den Beamten, die 
gern versetzt werden wollen, irgend ein Mitglied der Familie sicherlich das 
Klima nicht vertragen kann 

(Heiterkeit), 

und daß wir die wunderbare Erfahrung gemacht haben, daß, wenn eine 
Versetzung gewünscht und auch erfüllt wird, und der Beamte nun nach 
dem neuen Orte kommt, dann der Arzt sagt: ja, das ist gar kein richtiger 
Ort für Sie, was wollen Sie denn hier? Sic müssen wieder fort. Bei Be- 
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urteilung solcher Wünsche ist also, glaube ich, eine gewisse Vorsicht not- 
wendig, damit man nicht zu einem falschen Urteile kommt. 

Einer der Herren Vorredner hat dann zum Ausdruck gebracht, daß bei 
den Vergebungen der Bedürfnisse der Verwaltung doch eine größere Ver- 
teilung der Leistung stattfinden möchte, und nicht einzelne Personen be- 
sonders berücksichtigt werden. Ich glaube, der Herr Abgeordnete Lattmann 
führte besonders Fahrräder an. Ich möchte ihm darauf erwidern, daß 
selbstverständlich bei Einführung neuer Beförderungsmittel, wie vor Jahren 
der Fahrräder, Beförderungsmittel, die in den verschiedensten Bezirken not- 
wendig wurden, die Verwaltung erst einmal Erfahrungen sammeln wollte, 
welche Fahrräder sich am besten eigneten. Nun kann man das doch nur 
in der Weise machen, daß man einen Typ durch das ganze Reich einführt 
und sagt: obgleich diese Fahrräder nun von den verschiedensten Menschen 
behandelt werden, wollen wir einmal sehen, ob der Lieferant, dem wir 
unsere Anforderungen mitgeteilt hatten, den Ansprüchen gut genügt. Das 
ist geschehen, und dazu ist eine Firma in Dresden ausgewählt worden. 
Sie hat uns Fahrräder zu unserer vollen Zufriedenheit geliefert. Nachdem 
Jahre vergangen waren, und von den Ober- Postdirektionen auch Wünsche 
geltend gemacht wurden, die Versendung zu Reparaturen zu vermeiden, 
und dabei angeführt wurde, daß in den Bezirken geeignete Lieferanten vor- 
handen seien, sind wir seit einigen Jahren dazu übergegangen, auch einigen 
Ober-Postdirektionen zu überlassen, in ihren Bezirken Fahrraduntcrnehrner 
auszuwählen, soweit Sicherheit besteht, daß deren Produkte ebenso gut sind 
wie die anderen. 

Es sind im weiteren die Plombenlieferungen angeführt worden. Ja, 
meine Herren, um in den Bahnposten Siegellack zu vermeiden, sind solche 
Plomben, auch für Wertsachen , eingeführt. Daist es natürlich notwendig, 
daß das ganz vorzügliches Fabrikat sein muß. Wir haben daher geglaubt, 
nicht anders vorgehen zu können, als daß wir nur wenige, ganz zuver- 
lässige Lieferanten für die Lieferung ausgewählt haben und uns der Patente 
von diesen Lieferanten bedienen. 

Die Stellung der Postverwaltung dem Handelsstand und besonders dem 
Kleinhandelsstande gegenüber ist ja bekannt; und ich kann einem der Herren 
Vorredner, der ausführte, daß in Plauen die Beamten Selbstschlachtungcn 
vorgenommen und die Diensträume zur Herstellung von Wurst benutzt 
hätten, nur erwidern, daß, sobald diese Tatsache der vorgesetzten Behörde be- 
kannt geworden ist, sie selbstverständlich die Sache gerügt und verboten hat. 

Ich möchte dann noch auf den Fall der Verwendung von Militär- 
anwärtern in Diätarienstellen zurückkommen und dem Herrn Abgeordneten 
Werner erwidern, daß er doch falsch unterrichtet ist. wenn er glaubt, daß 
die Postverwaltung etwas Unerlaubtes täte, wenn sie die Militäranwärtcr 
nun auch für Diätarienstellen annehme. Das geschieht selbstverständlich 
nur nach Vereinbarung mit der Behörde, die in erster Linie die Vertreterin 
der Ansprüche der Militäranwärter ist, d. h. mit dem preußischen Kriegs- 
ministerium. Die Annahme der Militäranwärter als Diätarien gereicht den 
Anwärtern zum Vorteil. Den Herren ist ja bekannt, daß die Reichs-Post- 
und Telegraphenverwaltung die einzige Behörde war, bei der Militär- 
anwärter gleich in etatsmäßige Stellen kamen; bei allen anderen Behörden 
mußten sie erst durch die Diätarienstellung gehen. Nun ist im weiteren 
bekannt, daß der Bedarf an Assistentenstellen gegenwärtig nicht so groß 
ist. wie er früher war, und daß infolgedessen, da die Militäranwärter nur 
einen Teil dieser Stellen bekommen, Militäranwärter nur in geringer Zahl 
hätten angenommen werden können; um diesem Übelstand abzuhelfen, 
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nahmen wir nun auch Militäranwärter für Diätarienstellen. Infolgedessen 
hleihcn die Aussichten für die Militäranwärter auch ferner günstig. 

Ich komme nun zu der Ausführung des Herrn Abgeordneten Kulerski, 
der einen Fall zur Sprache gebracht hat, den bereits ein Mitglied der Budget- 
kommission zur Sprache brachte, indem er eine Zeitungsnotiz anführte, nach 
der ein Landbriefträger wegen seiner Wahlabstimmung postseitig befragt 
und zur Rechenschaft gezogen sei. Ich habe in der Budgetkommission 
damals erwidern müssen, da 6 der Fall mir nicht bekannt sei. 'daß ich aber 
Veranlassung genommen habe, Bericht darüber einzufordern. Dieser Bericht 
ist eingegangen, und danach stellt sich der Sachverhalt doch etwas anders, 
als der Herr Vertreter der polnischen Fraktion hier ausgeführt hat, und 
ich glaube, es wäre recht gut gewesen, da ihm der F\nll bekannt war, daß 
er ihn doch zutreffend geschildert hätte, damit der Kindruck verwischt würde, 
als ob irgendwie seitens der Postverwaltung nach der Art der Stimm- 
abgabe des Briefträgers geforscht wäre. Der Sachverhalt ist folgender. 

In dem Orte Groß-Lutau war nach der letzten Reichstagsstichwahl, bei 
der auf den deutschen Kandidaten i<S Stimmen entfallen waren, der Lehrer 
in Verdacht geraten, den polnischen Kandidaten gewählt zu haben. 

(Heiterkeit in der Mitte.) 
Anlaß zu dem Gerüchte hatte der Umstand gegeben, daß bei der Zu- 
sammensetzung der Wähler die 18. deutsche Stimme nur von dem Lehrer 
oder von dem Landbriefträger Schalski abgegeben sein konnte, und daß 
Schalski von dem Postagenten einen Wahlzettel für den deutschen Kandi- 
daten erbeten und nachher geäußert hatte, er habe diesen gewählt. Kurze 
Zeit darauf erschien in der Nr. 42 der »Flatower Zeitung« vom 17. April 
ein Artikel, in dem berichtet wurde, daß der Lehrer in Groß-Lutau den 
polnischen Kandidaten gewählt habe. In dem auf Antrag des Lehrers 
gegen den Redakteur eingeleiteten gerichtlichen Strafverfahren wegen Be- 
leidigung ist durch das eigene Zeugnis des Schalski, also des Landbrief- 
trägers, festgestellt worden, daß nicht der Lehrer, sondern daß Schalski 
seine Stimme dem polnischen Kandidaten gegeben hatte, — also lediglich, 
meine Herren, wie hier festzustellen ist. durch das Verfahren, welches der 
Lehrer wegen Beleidigung gegen die Zeitung eingeleitet hatte. Die Ober- 
Postdirektion in Bromberg hat dem Schalski vorhalten lassen, wie unehren- 
haft sein Verhalten dem Lehrer gegenüber ist. Dem damit beauftragten 
Beamten hat Schalski das Unehrenhafte seiner Handlungsweise eingeräumt 
und zugleich die Bitte ausgesprochen, mit Rücksicht auf sein hohes Alter 
und seine weit vorgeschrittene Gebrechlichkeit seine Versetzung in den 
Ruhestand herbeizuführen. Da Schalski 61 Jahr alt ist und nach dem von 
ihm beigebrachten ärztlichen Zeugnisse seinen Berufspflichten nicht mehr ge- 
wachsen ist, wird seinem Antrag entsprochen werden. So stellt sich also 
die Sache in ganz anderer Weise dar, als der Abgeordnete Kulerski sie ge- 
schildert hat.« 

Der Abgeordnete Dr. Struve (Fr. V.) wies nach einer kurzen wirt- 
schafts- und steuerpolitischen Erörterung auf die in Württemberg für den 
inneren Verkehr bestehenden niedrigen Gebührensätze hin und empfahl diese 
der Reichs-Postverwaltung zur Einführung. In bezug auf die Personal- 
verhältnisse bedauerte er. daß die Geldbcsteller und die Postschaffner bei 
den Ober-Postdirektionen nicht zu den gehobenen Unterbeamten gerechnet 
würden, wünschte Anrechnung der Militärdienstzeit und der Dienstzeit als 
Telegraphenarbeiter auf das Besoldungsdicnstalter und trat für eine weitere 
Herabsetzung des Dienststundenmaßes der Unterbeamten ein. Erfreulich 
sei es, daß die Verwaltung die gemeinnützigen Schöpfungen der Bezirks- 
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vereine, die Postheime, tatkräftig unterstütze. Zum Schlüsse erging sich der 
Redner in längeren Ausführungen üher das Vorgehen der Verwaltung gegen 
den früheren Postvertrauensarzt Dr. Schellenberg in Wiesbaden. 
Der Staatssekretär erwiderte: 

»Meine Herren, ich muß ganz entschieden dagegen protestieren, daß 
Herr Dr. Schellenberg gemaßregelt worden sei. 

(Lachen und Unruhe links.) 
Ich sehe darin gar keine Maßregelung. Ich stehe auf dem Standpunkte, 
daß, wenn jemand ein Amt übernimmt, er auch gewisse Pflichten hat und 
gewisse Rücksichten zu nehmen hat. Das Vorgehen der Reichs-Postverwal- 
tung ist erfolgt, weil in die Kreise der Postbeamten hinein das Gerücht 
verbreitet gewesen ist, Herr Dr. Schellenberg habe sozialdemokratisch ge- 
wählt, und weil dieses Gerücht sich als wahr erwiesen hat. Ich konnte 
nicht jedem Unterbeamten und Beamten sagen: Herr Dr. Schellenberg hat 
zwar sozialdemokratisch gewählt, er ist aber kein Sozialdemokrat, es ist gar 
kein Makel an dem Herrn. Ich habe ausdrücklich gesagt, daß jeder voll- 
ständig das Recht hat, frei zu wählen, und, da es eine geheime Wahl ist, 
kein Mensch danach forscht. Wenn aber Herr Dr. Schellcnberg so unvor- 
sichtig gewesen ist , darüber zu sprechen , und das in die Kreise der Post- 
beamten dringt, von denen ich nicht dulde, daß sie der Sozialdemokratie 
angehören 

(bravo! rechts — erregte Zurufe und große Unruhe links und bei den 

Sozialdemokraten), 

so würden Irrungen entstehen; dann könnte es heißen: die Höhergcstcllten 
können tun, was sie wollen, sie dürfen sozialdemokratisch wählen, bei uns 
aber duldet es der Chef nicht. 

(Andauernde Unruhe links und bei den Sozialdemokraten.) 
Meine Herren, ich habe persönlich als Mensch mein Bedauern ausgesprochen, 
daß Herrn Dr. Schellcnberg dies passiert ist, und es ist unrichtig, wenn 
Herr Dr. Struve es jetzt umdreht und so schildert, als wenn ich Herrn 
Dr. Schellenberg für einen Sozialdemokraten gehalten hätte. Das ist mir 
nicht eingefallen. 

(Zuruf links: Das ist ja ganz gleichgültig!) 
— Ihnen ist das gleichgültig, aber mir nicht! — 

(Lachen und L T nruhe links und bei den Sozialdemokraten.) 
Im weiteren muß ich nochmals betonen, daß von meiner Seite oder von 
seiten der Reichs- Postverwaltung keine Zeile in irgendeine Zeitung ge- 
kommen ist. Herr Dr. Struve hat ja erklärt, ich hätte das gesagt, und er 
müsse das glauben und glaube das auch. Ich möchte das auch energisch 
in Anspruch nehmen und muß ihn bitten , wirklich zu glauben , daß von 
seiten der Reichs-Postvcrvvaltung nichts in die Zeitung gekommen ist. Ich 
bin aber nicht in der Lage, ihm zu sagen, wer den Artikel in dieser Zeitung, 
die ja ganz frei ist. geschrieben hat.« 

(Bravo! rechts. — Unruhe in der Mitte, links und bei den Sozialdemokraten.) 

Der Abgeordnete Eickhoff (Fr. Vp.) wünschte Auskunft darüber, wie 
es in Zukunft mit dem bergischen Bezirksfernsprechnetze gehalten werden solle, 
besprach dann die geplante Reform der höheren Laufbahn, deren Not- 
wendigkeit er anerkannte, und die Stellung der Postdircktoren . wobei er 
auch das Petitionsrecht der Beamten berührte. Die Abgeordneten seien, so 
führte er aus, bei Beurteilung der Beamtenverhältnissc auf Mitteilungen aus 
Beamtenkreisen angewiesen, und wenn die Beamten sich mit ihren Wünschen 
an Abgeordnete wendeten, so sei dies doch noch keine Äußerung von Miß- 
trauen gegen die Verwaltung. 
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Der Staatssekretär antuortete: 

»Dem Herrn Vorredner kann ich auf die Anfrage über die bergischen 
Telephonnetze nur erwidern, daß diese Angelegenheit gleichzeitig mit der 
Gebührenfrage geregelt werden wird. Ks liegt von vornherein nicht in der 
Absicht, die Bezirkstelephonnetze ganz aufzulösen; aber eine neue Regelung 
wird notwendig sein. Über diese Frage werden wir dann Gelegenheit haben, 
uns zu unterhalten, wenn eine Vorlage über Fernsprechgebühren dieses hohe 
Haus beschäftigen wird. 

Ich möchte dem Herrn Vorredner noch einige sonstige Worte erwidern. 
Ich würde ganz damit einverstanden sein, wenn die Herren Abgeordneten 
die Eingaben von Beamten an ihre Petitionskommission überwiesen. 
(Abgeordneter Eickhoff: Da bleiben sie liegen!) 

Bitte! Sie befolgen ja in der Petitionskommission, soweit mir bekannt 
ist, den Grundsatz, daß Sie sich auf solche Petitionen nur einlassen, wenn 
ein ablehnender Bescheid der Behörde vorliegt. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Und ich glaube, das ist der richtige Weg. Dort bietet sich die Gelegen- 
heit, einen Kommissar der Verwaltung zuzuziehen, der amtlich Auskunft 
gibt. Aber, meine Herren, wohin soll das jetzt beliebte Verfahren führen? 
Wie der Herr Abgeordnete selbst ausgeführt hat, trägt er hier allerlei 
Wünsche von Beamten vor. er nennt keine Namen, ich weiß auch nicht, 
wieviel Beamte es sind. F'r glaubt sich aber berechtigt, zu sagen: die 
Wünsche haben Anspruch auf Erfüllung. 

(Abgeordneter Eickhoff: Die Wünsche sämtlicher Beamten!) 
Der Abgeordnete urteilt hier ohne weiteres: diese oder jene Wünsche sind 
berechtigt. 

(Sehr richtig! rechts. Abgeordneter Eickhoff: Nach meiner Meinung!) 
Ja, meine Herren, ich kann da wirklich weiter nichts sagen; ich muß Sie 
aber dringend auf die Gefahren hinweisen, die solch ein Vorgehen in sich 
trägt. So geht es wirklich nicht! Sie machen es dem Chef der Verwaltung 
ganz unmöglich, mit seinem Personale gut auszukommen, wenn jeder ein- 
zelne Abgeordnete, dem irgendwelche Wünsche zugehen, ohne Befragen 
der Verwaltung hier erklärt: bei dieser oder jener Beamtenkategorie schlägt 
die Behörde nicht den richtigen Weg ein; die Wünsche sind berechtigt. 
Ich habe ja gar nichts dagegen, daß alles vor Ihr Forum kommt, aber doch 
auf dem richtigen Wege. 

(Abgeordneter Eickhoff: Auf welchem denn?) 
Verweisen Sie die Sachen doch an die Petitionskommission! Ich bin sehr 
gern bereit, Kommissare hinzuschicken, die Ihnen Auskunft geben. Wenn 
ich die Ehre hätte, hier als Abgeordneter zu sitzen, ich weiß wirklich nicht, 
ob ich den Mut hätte, zu sagen: eine ganze Kategorie von Beamten hat 
Anspruch auf Erfüllung der vorgebrachten Wünsche; dieser Anspruch ist 
berechtigt. Ich möchte beinahe glauben, es gehörte auch etwas Sach- 
kenntnis dazu 

(Sehr richtig! rechts. Lachen links.) 
Sehen Sie einmal . Sie sprechen selbst über die Postlaufbahn und über die 
Art, wie wir sie regeln. Da betonen die Herren mit Recht immer, es ist 
notwendig für die Verkchrsbeatntcn , daß sie Kenntnisse vom praktischen 
Dienste haben, daß sie die Verhältnisse richtig beurteilen können, und des- 
halb muß es bei der späteren Karriere auch so sein. Nun meint aber 
mancher Abgeordnete, er selbst, obgleich kein Fachmann, beurteile das 
ganz richtig, ich aber, obgleich ich den ganzen Weg von unten bis oben 
durchgemacht habe , beurteile das nicht richtig. 
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Sic haben jetzt an dieser Stelle, der Stelle des Staatssekretärs, einen 
Beamten . der aus der Karriere selbst hervorgegangen ist , der den Dienst 
ganz genau kennt, jeden Dienst durchgemacht hat, rompu au metier, und 
trotzdem nehmen Sie an, er behandele seine Beamten nicht richtig oder nicht 
wohlwollend genug. Was hätte ich für einen Grund dazu? Erstmals bin 
ich kein so bösartiger Mensch 

(na! na! links), 

daß ich mir etwas daraus mache, andere schlecht zu behandeln, und zweitens 
steckt in jedem Menschen eine gewisse Bequemlichkeit. Warum soll ich 
mir denn schwere und überflüssige Mühe machen? Oder halten Sie es für 
ein großes Vergnügen, daß ich unrichtigen Auffassungen während der 
Etatsberatung immer wieder entgegentreten muß — nicht meinetwegen, 
sondern der Beamten wegen? Glauben Sie wirklich, daß Sie Zufriedenheit 
schaffen, wenn Sie jede einzelne Handlung der Behörde von vornherein, 
ohne sie darüber gehört zu haben, was entscheidend für sie gewesen ist, 
als schlecht oder unzulänglich hinstellen? Das führt zu nichts Gutem. Ich 
fühle mich verpflichtet, nochmals hervorzuheben, daß es viel besser ist, 
wenn solche Gesuche an die Petitionskommission kommen. Denn wenn sie 
da gründlich behandelt worden sind, können Sie auf Grund der amtlichen 
Auskünfte, die Sie bekommen haben, auftreten und sagen: das ist amtliche 
Auskunft, danach halten wir die Sache für richtig, oder wir halten sie 
nicht für richtig und müssen ihr entgegentreten. Aber auf dem bisherigen 
Wege, glaube ich. erzielen Sie nichts als immer nur neue Unzufriedenheit.« 

Der Abgeordtiete v. Treuen f eis (K.) hob dem Abgeordneten Lattmann 
gegenüber hervor, daß von der Einführung billigerer Einkilopakete die 
großstädtischen Warenhäuser und nicht der Mittelstand den Hauptvorteil 
haben würden, und daß gerade die Handwerkskammern sich gegen den 
Vorschlag ausgesprochen hätten. Das Vorgehen der Verwaltung beim Falle 
Schellenberg wurde vom Redner als berechtigt anerkannt. Dem Staats- 
sekretär gebühre Dank dafür, daß er das Eindringen der sozialdemokratischen 
Bewegung in die Beamtenschaft verhindere, und daß er die Disziplin zum 
Besten der Allgemeinheit und der Beamten aufrechterhalte. 

Hierauf wurde die Weiterberatung vertagt. 

Am 17. Februar wurden die Verhandlungen durch eine Rede des Abgeord- 
neten Wiedeberg (Z.) eingeleitet. Er wünschte Erhöhung der Tagegelder 
der Postboten und Telegraphenarbeiter sowie für letzte auch Verkürzung der 
Arbeitzeit und trug Wünsche der bei der Postverwaltung beschäftigten 
Maschinenwärter vor. die Gleichstellung mit den Mechanikern, also Ein- 
rücken in eine Beamtenstellung erstreben. 

Der Abgeordnete Eichhorn (Sd.) brachte unter Bezugnahme auf frühere 
Behauptungen des Abgeordneten Singer wiederum Anschuldigungen wegen 
Verletzung des Briefgeheimnisses vor. ohne indes Beweise zu erbringen, 
und erging sich nach einer längeren Erörterung über die Sozialdemokratie 
und ihre angebliche Duldsamkeit gegen Andersdenkende in einer ab- 
sprechenden Beurteilung der Reichs- Postverwaltung und ihrer Pcrsonal- 
verhältnisse. Das Beschwerderecht der Beamten werde beeinträchtigt, das 
Kinrücken der Unterbcamten in die gehobenen Stellen bleibe trotz der 
neuen Prüfung von der Willkür der Vorgesetzten abhängig. Die Postver- 
waltung zahle ungemein niedrige Löhne; durch die schlechte Bezahlung 
seien Postboten dem Verbrechen in die Arme getrieben worden. In einem 
solchen Falle habe der Vorsitzende des Gerichts ausdrücklich ausgesprochen, 
daß eine so geringe Bezahlung ein mittelbarer Anreiz zum Verbrechen sei. 
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Dem Abgeordneten Eichhorn trat der Staatssekretär entgegen, wie folgt: 
»Meine Herren, der Herr Vorredner hat heute versucht, die Anschuldi- 
gungen, die vom Herrn Abgeordneten Singer neulich gegen die Postbeamten 
wegen Nichtachtung des Briefgeheimnisses ausgesprochen wurden, zu recht- 
fertigen. Seine Ausführungen können nichts an der Bezeichnung dieser 
Beschuldigungen, die ich damals aussprach, daß es eine leichtfertige Ver- 
dächtigung sei, ändern. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Denn anstatt daß heute Tatsachen angeführt worden sind, hat sich der 
Herr Vorredner wieder ganz allgemein ausgedrückt und um die Sache 
herumgedreht. Er hat insbesondere auf frühere Fälle zurückgegriffen. 
Meine Herren, diese balle sind absolut nicht geeignet, die Anschuldigungen 
zu beweisen, denn sie schlagen auch in das Gebiet der leichtfertigen Ver- 
dächtigungen. 

(Hört! hört! rechts. — Oho! bei den Sozialdemokraten.) 
Um Ihnen das zu beweisen, will ich Ihnen die Vorgänge darlegen. 

(Zuruf von den Sozialdemokraten: Minister Hammerstein!) 
— Bitte, warten Sic einen Augenblick, dann werden Sie das verstehen! — 
Am 19. Januar 1904 hat der Abgeordnete Haase in einer längeren Rede 
ausgeführt, daß «auch hier wieder Postbeamte zur Verletzung des Postge- 
heimnisses verleitet worden sind. Mein verstorbener Kollege, der Herr Staats- 
sekretär v. Richthofen, hat dann, als er zu Worte kam, folgendes erwidert: 

, Ebenso ist von Bestechungen von Postbeamten die Rede gewesen. 

Auch davon ist mir bisher nicht das geringste bekannt. Ich darf 

vielleicht anheimgeben, diese Fälle beim Postetat wieder zur Sprache 

zu bringen.' 

Der Postetat ist dann nach Mitte Februar 1904 zur Verhandlung ge- 
kommen. Ich habe bis zur letzten Minute gewartet, daß seitens eines Mit- 
glieds der sozialdemokratischen Partei nunmehr die Anklage wegen Ver- 
letzung des Briefgeheimnisses erfolgen werde. 

(Hört! hört! rechts.) 

Das ist nicht geschehen. 

(Hört! hört! rechts. — Zuruf von den Sozialdemokraten: 

Was gibts da zu hören?) 
Ich will Ihnen nun vorlesen, was ich dann ausgeführt habe. Also: 

.Staatssekretär Kraetke: Meine Herren, in der Sitzung vom 
19. Januar 1904 hat der Herr Abgeordnete Haase Beamten der 
Reichs-Postverwaltung vorgeworfen, daß sie das Briefgeheimnis ver- 
letzten. Damals hat mein Herr Kollege vom Auswärtigen Amt 
den Herren anheimgestellt, beim Postetat derartige Fälle zur Sprache 
zu bringen. Ich habe bis jetzt gewartet, daß die Herren derartige 
Fälle vorbringen würden. Das ist nicht geschehen, was ich kon- 
statiere. Ich konstatiere weiter, daß ich Ermittlungen habe an- 
stellen lassen, ob irgend ein Fall der Verletzung des Briefgeheim- 
nisses durch Beamte vorliegt. Dabei hat sich ergeben, daß kein 
Anlaß zu einer derartigen Beschuldigung vorliegt.' 
Geschehen am 22. Februar 1904! 

Darauf hat in der Sitzung vom 27. Februar 1904 der Abgeordnete Haase, 
von dem man nun hätte erwarten dürfen, daß er doch derartig schwere 
Beschuldigungen gerechtfertigt und die Beamten genannt hätte, die bei 
russischen Studenten das Briefgeheimnis verletzt haben, folgendes ausgeführt: 
,Es ist mir nun ein Vorwurf daraus gemacht worden, daß ich 
über den einen Fall, in welchem das Postgeheimnis verletzt worden 
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ist. nicht nähere Auskunft erteilt habe. Die Herren erinnern sich, 
daß auch der Herr Staatssekretär Kractkc vor einigen Tagen hier 
plötzlich seiner Verwunderung Ausdruck gegeben hat, daß nicht 
auch beim Postetat von unserer, der sozialdemokratischen Seite, dieser 
Fall zur Sprache gebracht worden sei. Meine Herren, dieser Vor- 
wurf ist aber ganz unbegründet. Ich habe in meiner Rede nicht 
die Postverwaltung angegriffen und nicht verlangt, daß der Post- 
beamte, welcher den Lockungen und Versuchungen eines Schurken 
schließlich unterlegen ist, zur Rechenschaft gezogen werde; ich 
habe vielmehr gefordert, daß den Spitzeln, die die Postbeamten 
ihrer Pflicht abwendig zu machen suchen, das Handwerk gelegt wird. 
(Zuruf von den Sozialdemokraten: Aber die Tatsache bleibt doch 

bestehen !) 

Meine Herren, daß die Spitzel es tatsächlich so treiben, dafür hat 
der Minister in dankenswerter Weise im Abgeordnetenhause den 
Beweis geliefert. Kr hat uns im Abgeordnetenhause erzählt — ich 
zitiere wörtlich aus dem stenographischen Bericht — : 
In der Pestalozzistraße in Charlottenburg sind 

— das ist richtig — 

— so führte der Herr Minister aus — 

die bestellenden Boten mehrfach, in einem Falle sogar unter In- 
aussichtstellung einer Belohnung, nach den Wohnungen russischer 
Studenten gefragt. Die Boten haben jedoch die Auskunft darüber 
verweigert.' 

Meine Herren, man sollte nun doch annehmen, wenn solche Verdächti- 
gungen diesmal wieder erfolgt sind — jeder von Ihnen weiß , daß es die 
schwerste Beleidigung für jeden Postbeamten ist, wenn gesagt wird, er ver- 
letze das Briefgeheimnis — , daß dann die Herren hier Namen nennen und 
sagen: die und die haben das Briefgeheimnis verletzt — und sich nicht so im 
Kreise herumdrehen und sagen, sie haben nicht Beamte beschuldigen wollen. 
(Zurufe von den Sozialdemokraten: W r ir wollen nicht die Unterbeamten 

beschuldigen, wir wenden uns gegen das Spitzclsystem!) 
— Das wollen Sie hier beim Postetat? Ihr Herr Kollege Singer hat von Ver- 
letzung des Briefgeheimnisses gesprochen und dadurch die Postbeamten beleidigt. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Da muß ich verlangen, daß Sie auch Namen nennen. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Das sind doch lächerliche Anschuldigungen, wenn Sie sagen: Briefträger 
sind nach Adressen befragt worden. Es kommt sehr leicht vor, daß man 
einen Briefträger nach der Wohnung eines Mannes fragt, wenn man die 
Hausnummer der Wohnung nicht genau weiß. 

(Sehr richtig!) 

Mir ist es schon passiert und vielen anderen wahrscheinlich auch. 

Uber die sonstigen Punkte, die der Herr Abgeordnete angeführt hat, 
habe ich mich ja bereits des längeren ausgelassen. 

Was den Vorwurf betrifft, wir wären unduldsam gegen Andersdenkende, 
so schmeichle ich mir, daß dieser Vorwurf ganz ungerechtfertigt ist. und 
wenn der Herr Abgeordnete anführt, daß seine Partei so duldsam sei, so 
möchte ich ihn doch erinnern, daß meines Wis>cns seitens eines Ihrer Führer 
das schöne Wort gefallen ist: .Wer nicht pariert, der fliegt hinaus!' 
(Sehr gut! rechts. — Unruhe bei den Sozialdemokraten.) 

Wenn dann der Herr Vorredner zum Schlüsse ausgeführt hat, daß bei 
Verurteilung eines Unterbcamten, der der Versuchung erlegen sei, seitens 
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des Richters ausgeführt worden sei, der Mann sei durch die schlechte Be- 
zahlung dazu verleitet, so ist mir das nicht bekannt. Wenn aber diese 
Bemerkung gefallen wäre, dann würde ich das als ein etwas leicht hinge- 
sprochenes Wort und als eine Bemerkung ansehen, die nicht genügend die 
Tatsachen berücksichtigt. Ks darf doch nicht vergessen werden, daß die 
jungen Leute natürlich nicht einen hohen Sold haben können, da man doch 
damit rechnet, daß die meisten Unterbeamten in den jungen Jahren, wo sie 
noch gegen Tagegeld beschäftigt werden, unverheiratet sind oder noch nicht 
eine zahlreiche Familie zu ernähren haben. Wenn aber solche Fälle vor- 
kommen, dann hilft bekanntlich die Verwaltung stets mit Unterstützungen. 
Hier von der Tribüne aus die Erklärung abzugeben, daß eine schlechte 
Bezahlung ein Entschuldigungsgrund sei für Unterschlagungen, das ist doch 
ganz unberechtigt. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Ich bin stolz darauf, daß die große Zahl der Postunterbcamten sich 
nicht zu solchen Akten verleiten läßt, sondern daß sie, wenn sie in Not 
kommen, sich an die Verwaltung wenden, bei der sie Unterstützung und, 
wenn es notwendig ist, reichliche Unterstützung finden.« 

(Bravo! rechts.) 

Der Abgeordnete Freiherr v. Gamp- Massaunen (Rp.) ging auf die 
Ausführungen der Abgeordneten Singer und Eichborn über angebliche Ver- 
letzungen des Briefgeheimnisses näher ein und kennzeichnete sie als leicht- 
fertige Angriffe. Hinsichtlich der Personalreform trat Redner dafür ein, 
die mittleren Beamten noch mehr, als bisher geschehen sei, durch gehobene 
Unterbeamte zu ersetzen; man solle auch bei Postämtern II. und III. Klasse 
Stellen für gehobene Unterbeamte einrichten. Weiter seien auch der Be- 
schäftigung von weiblichen Beamten bei der Postverwaltung zu enge 
Grenzen gezogen. Für den Fernsprechdienst seien Damen zweifellos be- 
sonders geeignet, aber auch f iir den Telegraphendienst und den Schalter- 
dienst empfehle sich ihre Verwendung. Die Eisenbahnverwaltung sei in 
dieser Beziehung schon viel weiter gegangen. Ferner berührte Redner die 
Frage der Ortsgebührensätze und der neuen Fernsprechgebühren-Ordnung, 
befürwortete den Wegfall der Gewichtsfcststellung bei Einlicferung von 
Paketen, deren Gewicht augenscheinlich 5 kg nicht erreicht, und den 
Wegfall des Eingangsstempels bei den Briefsendungen. Zur Frage des 
PetitionsrechtS der Beamten erklärte er. die konservative Partei habe zu 
dem Staatssekretär das Vertrauen, daß er die berechtigten Wünsche der 
Beamten erfüllen, dabei aber die notwendige Autorität und Disziplin auf- 
rechterhalten werde. 

Der Abgeordnete Hug (Z.) sprach sich für Einführung des Postscheck- 
verkehrs aus und bat um Verbesserung der Postverbindungen für den 
Paketverkehr zwischen Nord- und Süddeutschland. Die schon wiederholt 
erörterten Benmtenwünsche wurden vom Redner ebenfalls befürwortet. 

Der Abgeordnete Dr. Böhme (W. V.) erkannte die jetzt erfolgte Rege- 
lung der Dienstverhältnisse der Telegraphenarbeiter als einen großen Fort- 
schrift an, bezeichnete aber einzelne Bestimmungen, z. B. die über die 
Auflösung von Arbeitcrausschüsscn, als der Änderung bedürftig. Ferner 
trat er für weitere Beschränkung des Sonntagsdienstes und für Bewilligung 
von Nachtdienstentschädigungen ein. 

Der Abgeordnete v. Oertzen (Rp. Hosp.) befürwortete die von den 
Militäranwärtern erstrebte Anrechnung eines Teiles ihrer Militärdienstzeit 
auf das Bcsoldungsdicnstalter. (Schluß folgt.) 

IHM IV «illlKICKI IN DLK KI.ICIIMml t KtBtJ. 
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Denkschrift, 

betreffend die Einführung des Post- Überweisungs- 
und Scheckverkehrs im Reichs -Postgebiete. 

Im Ergänzungshefte zu Nr. 23 des Archivs für 1899 haben wir die dem 
Reichstag im Jahre 1899 mit dem Entwürfe des Reichshaushalts-Etats für 
1900 vorgelegte Denkschrift, betreffend die Einführung des Postscheck Verkehrs 
im Reichs-Postgebiet — Anlage XlVa des Etats — , zum Abdruck gebracht. 
Für die Einbringung der Vorlage war die Absicht maßgebend, den breiten 
Schichten der Mittelklassen, die kein Girokonto bei der Reichsbank halten 
können, einen billigen und bequemen Weg für die Ausgleichung kleinerer 
Zahlungen zu schaffen. Von wie richtigen Erwägungen die Reichs-Postverwal- 
tung damals ausgegangen war, wenn sie das Verfahren der Begleichung mittels 
Schecks, also unter Vermeidung der Barzahlung, dem Mittelstande zugänglich 
machen wollte, beweist die Aufmerksamkeit, die besonders in neuerer Zeit von 
der Presse und von Handelsvertretungen der Einführung des Postscheck- 
verkehrs in Deutschland entgegengebracht wird. Bei der Beratung der Vor- 
lage im Jahre 1900 verkannte der Reichstag zwar nicht die Vorteile, die 
das Postscheckverfahren für die mittleren Geschäftsleute bietet, machte jedoch 
im § 6 des Gesetzes, betreffend die Feststellung des Reichshaushalts-Etats für 
das Rechnungsjahr 1900, vom 30. März 1900 seine Zustimmung zur Ein- 
führung dieses neuen Dienstzweigs von Bedingungen abhängig, die für die 
verbündeten Regierungen nicht annehmbar waren. Bei Einführung des Post- 
scheckverkehrs auf der vom Reichstage gewünschten Grundlage würde sich, 
abgesehen von finanziellen Bedenken , gerade der Barzahlungsverkehr be- 
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sonders entwickelt haben, während der Scheckverkehr sein vornehmstes Ziel 
darin finden muß, den Barverkehr zu beschränken und dafür den Über- 
weisungsverkehr, d. h. die Uberschreibung der zu zahlenden Summe vom 
Konto des Zahlenden auf das Postscheckkonto des Zahlungsempfängers, zu 
fördern. Seitdem sind die Wünsche nach Einführung des Postscheck- 
verkehrs nicht verstummt. Besonders seit Anfang des vorigen Jahres haben 
sich sowohl in der Presse als auch in Handels- und Industriekreisen dahin- 
gehende Bestrebungen geltend gemacht. Diese Bestrebungen sind besonders 
dadurch unterstützt worden, daß der Bankdiskont längere Zeit hindurch 
außergewöhnlich hoch stand. 

Wenngleich die Ursachen für den hohen Zinsfuß verschiedener Art sind 
und teilweise auf der industriellen Entwicklung Deutschlands beruhen, sind' 
sie doch in der Hauptsache, wie die Ältesten der Kaufmannschaft von Berlin 
in ihrem Rundschreiben vom 2. Mai 1907 zutreffend hervorgehoben haben, 
darin begründet, daß das deutsche Volk in seinen Zahlungsgewohnheiten 
rückständig ist und sich nicht des Mittels bedient, das geeignet ist, die 
Benutzung von Gold und Silber sowie von Banknoten und Reichskassen- 
scheinen im Zahlungsverkehr zu ersetzen, nämlich des Uberwcisungs- und 
Scheckverkehrs. Dieser Verkehr kann in keiner besseren Weise zum Ge- 
meingute gemacht werden als durch die Einführung des Post-Überweisungs- 
und Scheckverfahrens. Es ist zwar von einigen Seiten der Ansicht Aus- 
druck gegeben, daß auch ohne Mitwirkung der Reichs-Postverwaltung der 
Überweisungs- und Scheckverkehr sich gedeihlich entwickeln könnte, und 
dabei auf das Beispiel Englands hingewiesen worden. Diese Bezugnahme 
kann jedoch nicht als zutreffend anerkannt werden, da in England die Ver- 
hältnisse, insbesondere was die Versendungsbedingungen im Postverkehr 
betrifft, wesentlich anders liegen als in Deutschland. Gelangt der Post- 
Überweisungs- und Scheckverkehr in Deutschland nicht zur Einführung, so 
wird es, wenn nicht ausgeschlossen, so doch sehr schwierig sein, den Scheck- 
verkehr von Ort zu Ort zu pflegen. Das Publikum wird sich deshalb für 
seine Zahlungen nach außerhalb nach wie vor der Geldübermittlungsarten 
der Post bedienen müssen. Ein wie großer Wert auf die Einführung des 
Post -Überweisungs- und Scheckverkehrs gelegt wird, ergibt sich aus den 
Verhandlungen des Reichstags gelegentlich der Interpellation, betreffend den 
Bankdiskont, und der Beratung des Entwurfs eines Scheckgesetzes. Auch 
der Präsident des Reichsbank- Direktoriums hat im Reichstage bei den Er- 
örterungen über den Bankdiskont auf die Notwendigkeit hingewiesen, »durch 
einen Postscheck- und Abrechnungsverkehr die besseren Zahlungsgewohn- 
heiten tief ins Volk zu tragen und durch seinen Anschluß an den Giro- 
und Abrechnungsverkehr der Reichsbank große Beträge an Umlaufsmitteln 
unnötig zu machen«. 

Unter diesen Umständen ist es für erforderlich erachtet worden, dem 
Reichstag eine die Einführung des Post-Uberweisungs- und Scheckverkehrs 
im Reichs- Postgebiete betreffende »Ergänzung zum Etat der Reichs- Post- 
und Telegraphen Verwaltung auf das Rechnungsjahr 1908« zur verfassungs- 
mäßigen Beschlußnahme vorzulegen. Dem Ergänzungsetat ist eine Denk- 
schrift beigefügt worden, die nebst ihren hauptsächlichsten Anlagen nach- 
stehend abgedruckt ist. 
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Denkschrift, betreffend die Einführung des Post -Überweisungs- 
und Scheckverkehrs im Reichs - Postgebiete. 

I. 

In der dem Reichstag im Jahre 1899 mit dem Entwürfe des Reichs- 
haushalts- Etats für 1900 vorgelegten Denkschrift, betr. die Einführung des 
Postscheckverkehrs im Reichs- Postgebiete — Anlage XI Va des Etats — , 
sind die Gründe dargelegt, die es schon damals wünschenswert erscheinen 
ließen, den Zahlungsverkehr in Deutschland zu verbessern und zu diesem 
Zwecke das Postscheckverfahren einzuführen. Es war insbesondere darauf 
hingewiesen, in welchem Umfange der stetig zunehmende Postanweisungs- 
verkehr die baren Umlaufsmittel in Anspruch nimmt, welche Vorteile der 
Scheckverkehr gegenüber dem Barzahlungsvcrkchr biete, und daß dahin 
gestrebt werden müsse, daß auch den breiteren Schichten der Bevölkerung, 
namentlich den mittleren Geschäftsleuten, Handwerkern und Landwirten die 
Möglichkeit gewährt werde, ihre Zahlungen mittels Schecks zu leisten. 

Nach der erwähnten Denkschrift war beabsichtigt, das Verfahren im 
Reichs- Postgebiet in folgender Weise auszugestalten. 

Es sollten 9 Postscheckämter, und zwar in Berlin, Breslau, Cöln, Danzig, 
Frankfurt (Main;, Hamburg, Hannover, Karlsruhe (Baden) und Leipzig, 
eingerichtet werden. Zur Teilnahme am Postscheckverkehre sollte jeder 
zugelassen werden, der bei einem Pustscheckamt eine unverzinsliche Stamm- 
einlage von 100 J6 hält. 

Das Konto bei einem Postscheckamte sollte dazu dienen, daß alle bei 
den Postanstalten für den Kontoinhaber geleisteten Einzahlungen auf seinem 
Konto bei dem Postscheckamte gebucht werden sollten. 

Für die baren Einzahlungen, die bei jeder Postanstalt sowohl vom 
Kontoinhaber selbst als auch zur Gutschrift auf dessen Konto von jedem 
Dritten bewirkt werden konnten, waren Zahlkarten vorgesehen, auf denen 
die Nummer des Kontos und der Name des Kontoinhabers vorgedruckt, 
und die nur von dem Postscheckamt an den Kontoinhaber selbst zu verab- 
folgen waren. Dritte Personen hätten nach diesem Verfahren nur dann 
Zahlungen auf das Konto mittels Zahlkarte leisten können, wenn sie vom 
Kontoinhaber ein Formular der Zahlkarte erhalten hatten. 

Hinsichtlich der Form, in welcher der Kontoinhaber über sein Guthaben 
zu verfügen hätte, enthielt die Denkschrift folgende Bemerkung: 

»Soweit das bei dem Postscheckamt angesammelte Guthaben die 
Stammeinlage von 100 t K übersteigt, kann es von dem Konto- 
inhaber zu jeder Zeit ganz oder teilweise abgehoben werden. Die 
Abhebung kann nur mittels Schecks erfolgen, zu denen die For- 
mulare von den Postscheckämtern herausgegeben werden. Was die 
F'orm der Ausstellung der Schecks, die über Beträge bis 10000 JK, 
lauten dürfen, betrifft, so bleibt es dem Aussteller überlassen, ob 
er in dem Scheck einen bestimmten Zahlungsempfänger bezeichnen 
will oder nicht. 

Ist ein Zahlungsempfänger nicht benannt, so kann jeder Inhaber 
des Schecks diesen bei der Kasse des zuständigen Postscheckamts 
einlösen. Ist dagegen ein Zahlungsempfänger benannt, so weist 
das Postscheckamt die Postanstalt am Wohnorte des Empfängers 
an, diesem den Betrag des Schecks zu zahlen. Ist der Zahlungs- 
empfänger ebenfalls Inhaber eines Postscheckkontos, so wird ihm 

«3* 
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der Betrag auf seinem Konto gutgeschrieben, falls die Barzahlung 
nicht ausdrücklich verlangt worden ist. 

Der Kontoinhaber kann auch den Betrag eines Schecks bei 
einem beliebigen Postamt in Teilzahlungen erheben. In diesem 
Falle wird der Betrag des Schecks seitens des Postscheckamts als 
Rückzahlung vom Konto abgeschrieben und mittels Zahlungsanwei- 
sung dem angegebenen Postamte mit der Bestimmung überwiesen, 
daß der Kontoinhaber den Betrag ganz oder in beliebigen Teil- 
beträgen bei dem Postamte mittels Schecks entweder selbst abheben 
oder durch andere abheben lassen darf.« 



Die Guthaben der Kontoinhaber — ausschließlich der Stammeinlage — sollten 
mit I,i v. H. jährlich verzinst werden, und zwar beginnend mit dem auf die 
Buchung der Einzahlung folgenden 16. desselben Monats oder, falls die Buchung 
nach dem 15. des Monats erfolgt, mit dem I. des folgenden Monats und 
endigend mit Ablauf des letzten Tages des der Abschreibung vom Konto 
voraufgegangenen Monats oder, falls die Abschreibung nach dem 15. des 
Monats erfolgt, mit dem 15. desselben Monats. 

Die Gebühren waren in der damaligen Vorlage wie folgt bemessen. 

Es sollten zur Erhebung gelangen: 

1. eine Grundgebühr für jede auf dem Scheckkonto beim Scheckamte 
bewirkte Zuschrift einer Einzahlung oder Abschreibung einer Rück- 
zahlung, und zwar für Buchungen 



2. eine Rückzahlgebühr für jede vom Scheckkonto abgeschriebene 
Rückzahlung, die nicht mittels Gutschrift auf ein anderes Post- 
scheckkonto erfolgt oder mittels Postanweisung übersandt wird, 
und zwar für Buchungen 



V 8 vom Tausend vom Mehrbetrage; 

3. eine Abhebungsgebühr von 10 Pf. für jede Abhebung, falls auf 
Antrag des Kontoinhabers ein Teil seines Guthabens an ein Post- 
amt zur Verfügung des Kontoinhabers überwiesen worden ist; 

4. für jeden beim Scheckamt eingegangenen Widerruf eines Schecks 

eine Gebühr von 50 Pf.; 

5. eine Portogebühr von 5 Pf., sofern die Rückseite des Abschnitts 
der Zahlkarte vom Absender zu Mitteilungen benutzt wird; 

6. für Lieferung der im Scheckverkehr erforderlichen Formulare 

a) für eine Zahlkarte 1,5 Pf., 

b) für einen Scheck 3 Pf., 

c) für einen Briefumschlag zur Einsendung von Schecks 

an das Scheckamt 1,5 Pf. 

Was die Verwendung der der Reichskasse aus dem Scheckverkehr zu- 
fließenden Gelder betrifft, so ging die damalige Vorlage davon aus, daß ein 
Teil der Gelder in der Reichskasse dem Bedürfnisse zur Erhöhung der 
Betriebsmittel entsprechend zu belassen, und der Rest für Rechnung des 
Reichs bei der Reichsbank zinsbar anzulegen sei. Die Reichsbank hatte 
sich bereit erklärt, diese Gelder mit 1,2 v. H. jährlich, und zwar vom Tage 
nach der Einzahlung bis zum Tage der Rückzahlung zu verzinsen, ohne 
Verwahrungs- oder Verwaltungskosten in Rechnung zu stellen. 



bis 5 J( . 
über 5 JC 



5 Pf . 
10 Pf.; 



bis 3000 JC . 
über 3000 JC 




von 3000 ,H und 
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II. 

Bei der Beratung der Vorlage im Reichstage wurde zwar anerkannt, daß 
der Zahlungsverkehr in Deutschland der Verbesserung bedürftig sei, und daß 
die Einführung des Postscheckverfahrens ein geeignetes Mittel biete, die 
Vorteile des Scheckverkehrs dem Mittelstande zugänglich zu machen; auf 
der anderen Seite aber wurden gegen die Art, in welcher das Postscheck- 
verfahren nach der Bundesratsvorlage ausgestaltet werden sollte. Bedenken 
geltend gemacht. Diese Bedenken richteten sich 

1. gegen die Verzinsung der Guthaben der Kontoinhaber, 

2. gegen die Bemessung der Gebühren. 

3. Ferner wurde eine Vereinfachung des Verfahrens nach mehreren 
Richtungen für erforderlich erachtet. 

4. Auch erschien die Zinsvergütung, zu der sich die Reichsbank für 
die an sie abzuführenden verfügbaren Gelder bereit erklärt hatte, 
nicht genügend. 

Zu 1. Wenngleich die Bundesratsvorlage nur eine Verzinsung der Gut- 
haben der Kontoinhaber mit [,a v. H. in Aussicht genommen hatte, bestand 
im Reichstage doch die Befürchtung, daß im Falle der Verzinsung der Gut- 
haben der Postscheckverkehr sowohl den Sparkassen als auch den genossen- 
schaftlichen Spar- und Kreditinstituten eine empfindliche Konkurrenz be- 
reiten würde, und daß, wenn auch anfangs der Zinssatz ein geringer sei, 
doch später die Einrichtung sich zu einer Postsparkasse erweitern könne. 

Zu 2. Mit dem Wegfalle der Verzinsung der Guthaben hielt der Reichs- 
tag es für richtig, daß das Verfahren so auszugestalten sei, daß dem Konto- 
inhaber weder für Einzahlungen noch für Übertragungen von Konto zu 
Konto noch für Barrückzahlungen Gebühren zur Last fallen sollten. Um 
einer zu weit gehenden Ausnutzung der Gebührenfreiheit seitens einzelner 
Kontoinhaber vorzubeugen, erschien es ausreichend, dem Reichskanzler das 
Recht vorzubehalten, von den Kontoinhabern, deren Kontoverkehr jährlich 
mehr als 500 Buchungen erheischt, eine dem Maße der Inanspruchnahme 
des Scheckverkehrs entsprechende Erhöhung der Stammeinlage von 100 «IC 
in Anspruch zu nehmen. 

Zu 3. Hinsichtlich des Verfahrens wurde namentlich bemangelt, daß 
es der Einbürgerung des Verfahrens hinderlich sein werde, wenn für die 
baren Einzahlungen nur solche Zahlkartenformularc benutzt werden dürften, 
auf denen vom Postscheckamte der Name des Kontoinhabers und die 
Nummer des Kontos vorgedruckt sind. Auch wurde es für zweckmäßiger 
erachtet, daß sich das für den Postscheckverkehr einzuführende Scheck- 
formular möglichst dem im Bankverkehr gebräuchlichen Formular anschließe. 

Der Reichstag machte deshalb seine Zustimmung zur Einführung des 
Postscheck Verfahrens im Reichs -Postgebiete von den im § 6 des Gesetzes, 
betreffend die Feststellung des Reichshaushalts- Etats für das Rechnungs- 
jahr 1900, vom 30. März 1900 (Reichs - Gesetzbl. , S. 139) zum Ausdruck 
gebrachten Bedingungen abhängig. § 6 lautet: 

»Der Reichskanzler wird ermächtigt, den Postscheckverkehr einzu- 
führen. Die für die Benutzung des Verkehrs zu beachtenden Vor- 
schriften werden durch eine vom Reichskanzler zu erlassende Ver- 
ordnung unter Beachtung der nachstehenden Bedingungen getroffen. 

1. Eine Verzinsung der auf den Konten gebuchten Einlagen darf nicht 
stattfinden. 

2. Für die Einzahlungen und Rückzahlungen im Scheckverkehr werden 
Gebühren nicht erhoben. Jedoch bleibt dem Reichskanzler vorbe- 
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halten, von den Kontoinhabern, deren Kontoverkehr jährlich mehr 
als 500 Buchungen erheischt, eine dem Maße der Inanspruchnahme 
des Scheckverkehrs entsprechende Erhöhung der Stammeinlage von 
100 .H in Anspruch zu nehmen. Die Festsetzung erhöhter Stamm- 
einlagen hat den beteiligten Kontoinhabern gegenüber nach einheit- 
lichen Grundsätzen zu erfolgen. 

3. Zu den Einzahlungen im Postscheckverkehr bedarf es mit dem 
Namen der Kontoinhaber und der Kontonummer bedruckter Zahl- 
karten nicht. Einzelne Formulare zu Einzahlungen werden am 
Schalter der Postanstalten an das Publikum unentgeltlich abgegeben. 
Wünscht ein Kontoinhaber auf dem Formulare den Vordruck seines 
Namens und seiner Kontonummer, so können die Selbstkosten vom 
Postscheckamt in Rechnung gestellt werden. 

4. Beantragt ein Kontoinhaber, daß die für ihn eingehenden Post- 
anweisungen seinem Scheckkonto gutgeschrieben werden, so hat das 
Postamt nicht zu verlangen, daß er zum Zwecke der Uberweisung 
der Geldbeträge an das Scheckamt die auf sein Konto lautenden 
Zahlkarten liefere. 

5. Für die Abhebungen vom Scheckkonto ist ein einheitliches Formular, 
lautend »an N. in N. oder Überbringer«, vorzuschreiben. Der 
Preis der Scheckhefte mit 50 Blättern ist auf höchstens 50 Pf. fest- 
zusetzen. 

6. Das aus dem Scheckverkehr sich ergebende Saldo ist. soweit nicht 
aus ihm die Kassenmittcl zur Durchführung des Scheckverkehrs zu 
verstärken sind, an die Reichsbank gegen tägliche Kündigung ab- 
zuführen. In dem Abkommen mit der Reichsbank ist zur Bedin- 
gung zu machen, daß das Kapital von ihr mit 3 v. H. unter ihrem 
jedesmaligen Wechseldiskont, mindestens jedoch mit 1,3 v. H. und 
höchstens mit 3 v. H., verzinst wird, ferner, daß die Verzinsung 
mit dem auf die Einzahlung folgenden Werktage beginnt und mit 
dem Tage vor der Abhebung wieder authört. 

Bei der zinsbaren Anlegung der Kapitalien hat die Reichsbank 
die für ihren Geschäftsverkehr allgemein geltenden Vorschriften 
innezuhalten. 

7. Das Postsscheck wesen ist spätestens bis zum 1. April 1905 auf 
dem Wege der Gesetzgebung zu regeln.« 

III. 

Das Postscheckverfahren auf dieser vom Reichstage gewünschten Grund- 
lage im Reichs-Postgebiet einzuführen, mußte erheblichen Bedenken unter- 
liegen. Es mußte, worauf bereits bei der Beratung der Vorlage im Reichs- 
tage seitens der Vertreter der verbündeten Regierungen hingewiesen worden 
war (u. a. auch in der Sitzung des Reichstags vom 28. März 1900. Stenogr. 
Berichte 10. Legisl.-Per. I. Session 1898/1900. S. 5045), befürchtet werden, 
daß bei dieser Ausgestaltung des Verfahrens eine große Zahl der Konto- 
inhaber die völlig gebührenfreie Übermittlung von Zahlungen in einer 
Weise ausnutzen würde, daß der Reichs-Postverwaltung dadurch eine außer- 
ordentliche Arbeitslast erwachsen wäre, da die Reichs-Postverwaltung — im 
Gegensätze zu den Bankinstituten — nicht in der Lage wäre, sich gegen 
eine übermäßige Ausnutzung des Kontos — solange die Zahl der jährlichen 
Buchungen nicht mehr als 500 beträgt — zu schützen. Im Vergleich zu 
der der Reichs-Postverwaltung durch diese Konten verursachten Arbeits- 
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last würden die Einnahmen der Verwaltung aus der zinsbaren Anlegung 
der auf solchen Konten gebuchten Guthaben kaum in Betracht kommen. 

Abgesehen von diesem Bedenken würde im Postscheckverfahren bei ge- 
bührenfreier Übermittlung jeder Barzahlung sich voraussichtlich gerade der 
Barzahlungsverkehr besonders entwickelt haben, während der Scheckverkehr 
sein vornehmstes Ziel darin finden muß, den Zahlungsverkehr dadurch zu 
veredeln, daß in tunlichst weitem Umfang an die Stelle des Barzahlungs- 
verkehrs der Überweisungsverkehr, d. h. die Überschreibung der zu zahlen- 
den Summe vom Konto des Zahlenden auf das Konto des Zahlungs- 
empfängers, tritt. 

Die schwierige Lage, in der sich der Geldmarkt z. Z. befindet, hat gerade 
gegenwärtig die Aufmerksamkeit weiter Kreise insbesondere auch auf die 
Frage hingelenkt, ob der Zahlungsverkehr in Deutschland, wie er sich z. Z. 
im allgemeinen abwickelt, noch der Entwicklungsstufe entspricht, welche 
Industrie, Handel und Landwirtschaft erreicht haben. Einmütig wird an- 
erkannt, daß es notwendig sei, den Zahlungsverkehr zu verbessern, und daß 
kein Mittel hierzu besser geeignet sei, als den Scheckverkehr zu pflegen. 
Welcher Entwicklung der Scheckverkehr fähig sei, das beweise die außer- 
ordentliche Bedeutung, die der Scheckverkehr im wirtschaftlichen Leben 
Englands gewonnen hat. Es müsse deshalb als eine wichtige Aufgabe be- 
trachtet werden, auch in Deutschland den Scheck populär zu machen und 
namentlich dem Mittelstände diesen Verkehr zugänglich zu machen. 

Die im Jahre 1899 vorgelegte Denkschrift, betreffend die Einführung 
des Postscheckverkehrs im Reichs- Postgebiete, hob die Vorteile des Scheck- 
systems, wie folgt, hervor: 

»Von großer Bedeutung sowohl für den einzelnen als auch ins- 
besondere für die Wohlfahrt des ganzen Volkes würde es sein, 
wenn das Verfahren der Begleichung von Zahlungsverbindlich- 
keiten mittels Schecks, also unter Vermeidung der Barzahlung, 
auch den breiteren Schichten der Bevölkerung, insbesondere den 
mittleren Geschäftsleuten , Handwerkern und Landwirten zugänglich 
gemacht würde. 

Die Vorteile dieses Systems sind ganz außerordentlich. Der 
Inhaber eines Scheckkontos braucht nur die für den Kleinverkehr 
täglich nötigen Münzen zu Hause zu halten. Die Sorge für die 
Aufbewahrung und Verwaltung der größeren Bestände nimmt ihm 
die sein Konto führende Bank ab. Er ist keiner der Gefahren 
ausgesetzt, die mit der Übernahme, Übergabe und Aufbewahrung 
von Geldsummen verknüpft sind (wie Irrtum, Betrug, Unterschla- 
gung, Diebstahl. Feuersgefahr). Die noch höhere Bedeutung dieses 
Systems liegt aber darin , daß bei der Begleichung von Zahlungs- 
verbindlichkeiten die baren Gelder aus den Privatkassen der Inhaber 
eines Scheckkontos herausgeholt und zur Verwertung für den Geld- 
umlauf nutzbar gemacht werden. Das Geld bleibt somit dem Ver- 
kehr erhalten.« 

Volle Anerkennung verdient die Tatkraft, mit der gegenwärtig auf den 
verschiedensten Seiten darauf hingearbeitet wird, in Deutschland den Scheck 
mehr einzubürgern: Bestrebungen, die namentlich auch in der Presse weit- 
gehende Unterstützung gefunden haben. 

Da es unter diesen Umständen im Interesse der Weiterentwicklung des 
Scheckverkehrs geboten erscheint, den rechtlichen Beziehungen, die sich aus 
der Begebung und Annahme von Schecks ergeben, eine sichere Rechts- 
grundlage zu verschaffen, ist dem Reichstage bereits der Entwurf eines 
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Scheckgesetzes vorgelegt worden. Daß die Rechtsgrundsätze für den Scheck- 
verkehr durch Gesetz festgestellt werden , ist auch für den Fall der Ein- 
führung des Postscheckverfahrens besonders wünschenswert; denn auch jetzt 
noch kann es nicht in Zweifel gezogen werden, daß, wie bereits in der im 
Jahre 1899 vorgelegten Denkschrift geltend gemacht worden war, der 
Scheckverkehr auf keine andere Weise eine durchgreifendere Förderung er- 
fahren könnte, als wenn die Reichs- Postverwaltung sich mit ihren auch in 
den kleinsten Orten eingerichteten, für jedermann leicht zugänglichen, etwa 
15000 Postanstalten in den Dienst dieses Verkehrs stellt. 

Welche Vorteile das Postscheckverfahren bietet, wird durch die Er- 
fahrungen erwiesen, die in Österreich, wo der Postscheckverkehr vor 
24 Jahren eingeführt worden ist, gemacht worden sind. Am Schlüsse des 
Jahres 1906 betrug die Zahl der Postscheckkonten in Wien 73313. Diese 
Zahl ist dauernd im Wachsen. An dem Verfahren sind Berufszweige ver- 
schiedener Art beteiligt. Wie es selbstverständlich erscheint, ist die Beteili- 
gung aus den Kreisen des Handels und der Industrie am stärksten. Aber 
auch eine große Zahl von Staatsbehörden (2 106), Gemeinden usw. (642), 
Sparkassen (462), Spar- und Vorschußkassenvereinen (707) haben ein Post- 
scheckkonto; dazu kommen insbesondere Landwirte, Advokaten, Ärzte, Be- 
amte, auch Privatpersonen. Der Umsatz im Scheckverkehr belief sich im 
Jahre 1906 auf 18372 Millionen Kronen und setzt sich zusammen 



Von den Einlagen und den Rückzahlungen wurde fast die Hälfte — 
nämlich je 4099 Millionen Kronen — ohne Inanspruchnahme von Bar- 
mitteln durch Überschreibung vom Konto des Zahlenden auf das Konto 
des Zahlungsempfängers bewirkt. 

Das Gesamtguthaben der Scheckkontoinhaber stellte sich Ende 1906 auf 
388 030 030 Kronen. Für die Beurteilung dieser Summe kommt wesentlich 
in Betracht, daß in Österreich den Kontoinhabern das Guthaben ein- 
schließlich ihrer Stammeinlage von je 100 Kronen mit 2 v. H. jährlich ver- 
zinst wird. 

Die in Österreich zur Erhebung kommenden Gebühren gehen aus der 
nebenstehenden Ubersicht hervor (S. 177). 

In Ungarn, wo der Postscheck verkehr auf der gleichen Grundlage 
wie in Österreich ausgestaltet ist, betrug 1906 die Zahl der Kontoin- 
haber 14928, 

der Gesamtumsatz 5 337 Millionen K., 

davon Einlagen 2671 

und Rückzahlungen 2666 - - . 

Von den Einlagen und Rückzahlungen wurden durch 
Uberschreibung von einem Scheckkonto auf ein an- 
deres Scheckkonto gebucht je 974 - - . 

Das Guthaben aller Kontoinhaber belief sich Ende 1906 

auf 69 292 106 K. 

Auch die Schweiz hat — und zwar am 1. Januar 1906 — den Post- 
scheck- und Girodienst eingeführt und das Verfahren in ähnlicher Weise 
ausgestaltet wie in Österreich. Jeder Kontoinhaber muß eine Stammeinlage 
von 100 Fr. einzahlen, über die er, solange er an dem Verfahren teilnimmt, 
nicht verfügen darf. Ebenso wie in Österreich und Ungarn wird den 
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Zusammenstellung der Gebühren usw. Im Postscheckverkehr für das Reichs- Postgebiet, 

Österreich und die Schweiz. 



Bezeichnung 
der 

Gebühren usw. 



Reichspost 
(Entwurf 18991 



Österreich *) 



Schweiz 



Reichspost 
(neuer Entwurf) 



Stammeinlage 

Zinsen • • 



Formulare 



Bareinzahlungen 



Barrückzahlungen: 

a) Grundgebühr 

b) Steigerungs- 
gebühr 



Übertragungen von 
einem Konto auf 
ein anderes Post 
scheckkonto . . . 



100 JC 

1,1 v. H. jahrlich 
ausschließlich 
Stammeinlage**) 

1 Zahlkarte. 1,« Pf. 

1 Scheck- 
formular. . . 3 Pf. 

1 Briefum- 
schlag zur 
Einsen- 
dung eines 
Schecks. . 1,1 Pf. 

bis 5 Jt . . . . 5 Pf. 
über 5.^. ... 10 Pf. 



bis 5 ■ ■ ■ ■ 5 K 
über^.-Ä. ... 10 Pf. 

bis 3000 . ¥ >; 4 v.T. 
über 3000 H: 
bis 3000 M 

V« v. T. 
über 3000 . tl 

V, v. T. 



bis 5 Jt .... 5 Pf. 

über^utf 10 Pf 

tür jede Buchung, 
und zwar sowohl 
für die Lastschrift 
als auch für die 
Gutschrift. 



100 K 

2,0 v. H. jährlich 

einschließlich 
Stammeinlage**) 

1 Erlagschein. .2 h 

1 Scheck- 
formular 6 !»•••) 

1 Briefum- 
schlag zur 
Einsen- 
dung eines 
Schecks. . . o,«> h 

4h 



4 h 



bis 6000 K '/« v. T. 
über 6000 K: 
bis 6000 K 

1/4 v. T. 
über 6000 K 

Vt v. T. 



4 h für jede 
Buchung, und zwar 
sowohl für die 
Lastschrift als auch 
für die Gutschrift. 



100 Fr. 

i,g v H. jährlich 
einschließlich 
Stammeinlage **) 

Formulare 
unentgeltlich 



für je 100 Fr. oder 
einen Teil dieser 
Summe 5 cts. 



für je 400 Fr. oder 
einen Teil dieser 
Summe 5 cts. Er- 
folgt die Rückzah- 
lung nicht durch ein 
Postscheckbureau, 
sondern durch eine 
Poststelle, so wird 
außerdem für jede 
Rückzahlung eine 
Gebühr von 5 cts. 
erhoben. 

für jede Übertra- 
gung 10 cts , und 
zwar nur zu Lasten 
des Kontos , von 
dem der Betrag ab- 
geschrieben wird. 



100 J( 

Stammeinlage und 
Guthaben unver- 
zinslich 

Einzelne Formu- 
lare zu Zahlkar- 
ten ■)•) sowie _ die 
Formulare zu Über- 
weisungen unent- 
geltlich. 
1 Scheckformular 
1 Pf. 

für je 500 ,M oder 
einen Teil dieser 
Summe 5 Pf.++: 

5 W.tf) 



V 9 v. T. der aus- 
zuzahlenden 
Betrage ff) 



für jede Übertra- 
gung 3 Pf.f +), und 
zwar nur zu Lasten 
des Kontos, von 
dem der Betrag ab- 
geschrieben wird. 



•> In Ungarn werden dieselben Gebühren usw. erhoben. 

**) Die Verzinsung beginnt mit dem auf die Einlage folgenden 1. oder 16. Monatstag und endigt mit dem der 
Rückzahlung usw. vorhergehenden 15. oder letzten Monatstage. 

***) Von diesem betrag entfallen 4 h auf Stempelgebührcn. 
f) Zahlkarten in Heften für jedes Formular Vj Pf- 
it» Von denjenigen Kontoinhabern, für welche jihrlich mehr als 600 Buchungen auszuführen sind, wird außerdem 
« n Zuschlag ron 7 PC. für jede weitere Buchung erhoben. 
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Kontoinhabern in der Schweiz das Guthaben verzinst, und zwar mit 
1,8 v.H. jährlich (während der Zinssatz in Österreich und Ungarn 2 v. H. 
beträgt). Die Gebühren, die in der Schweiz für die Einzahlungen, die 
Rückzahlungen und die Uberschreibungen von einem Konto auf ein anderes 
Konto erhoben werden, sind auf S. 177 mitgeteilt. 

Der Erfolg, den die neue 'Einrichtung in der Schweiz bereits im ersten 
Jahre gehabt hat, muß als recht bemerkenswert bezeichnet werden. 



Die Zahl der Kontoinhaber betrug Ende 1906 3 190, 

der Gesamtumsatz 451 Millionen Fr., 

nämlich Einzahlungen 229 

und Rückzahlungen 222 - - . 

Hiervon wurden durch Überschreibung von einem Scheck- 
konto auf ein anderes Scheckkonto gebucht je 46 

Das Guthaben aller Kontoinhaber belief sich Ende 1906 

auf 6 507 048 Fr. 



IV. 

Was die Frage betrifft, in welcher Weise das Postscheckverfahren im 
Reichs -Postgebiet einzurichten sei, so enthalten die Bestimmungen (S. 183) 
die Grundsätze, die für das Verfahren maßgebend sein sollen. Es wird in 
Ubereinstimmung mit der Bundesratsvorlage vom Jahre 1899 davon aus- 
gegangen, daß in 9 Orten, und zwar in Berlin, Breslau, Cöln, Danzig, 
Frankfurt (Main), Hamburg, Hannover, Karlsruhe (Baden) und Leipzig 
je ein Postscheckamt eingerichtet wird, bei dem jedermann auf Antrag ein 
Scheckkonto eröffnet wird. 

Nach Eröffnung des Kontos hat der Kontoinhaber eine Stammeinlage 
von 100 JC einzuzahlen, die auf dem Konto, solange dieses besteht, bleibt. 

In Ubereinstimmung mit der Vorschrift im § 6, Ziffer I des Gesetzes, 
betreffend die Feststellung des Reichshaushalts- Etats für das Rechnungs- 
jahr 1900, vom 30. März 1900 (R. G. B., S. 139) soll eine Verzinsung der 
auf den Konten gebuchten Einlagen nicht stattfinden. Es wird damit 
von vornherein die Möglichkeit völlig ausgeschlossen, daß der Postscheck- 
verkehr durch Heranziehung von verzinslichen Depositengeldern in einen 
Wettbewerb gegenüber den Sparkassen und genossenschaftlichen Kredit- 
instituten treten könnte. Es darf gewiß nicht verkannt werden, daß, falls 
die Guthaben der Kontoinhaber — wenn auch nur zu einem niedrigen 
Zinssatze — verzinst würden, der Postscheckverkehr in den breiteren 
Schichten der Bevölkerung sich leichter Eingang verschaffen würde, da 
gerade die Gewährung von Zinsen geeignet ist, das Verfahren schneller 
populär zu machen. Auf der anderen Seite darf aber doch erwartet 
werden, daß der neue Dienstzweig auch ohne Verzinsung sich zu entwickeln 
vermag, da er nicht nur ein sehr billiges, sondern auch ein sehr bequemes 
Mittel zum Ausgleiche von Zahlungen bietet. 

Da das Postscheckverfahren gerade den weiteren Kreisen der Bevölke- 
rung leicht zugänglich sein soll, muß ganz besonderer Wert darauf gelegt 
werden, das Verfahren so einfach wie irgend möglich einzurichten. In 
dieser Beziehung ist zunächst zu bemerken, daß die im § 6, Ziffer 3 und 4 
des Gesetzes, betreffend die Feststellung des Reichshaushalts -Etats für das 
Rechnungsjahr igoo, zum Ausdruck gekommenen Wünsche des Reichstags 
volle Berücksichtigung gefunden haben. Auch das Formular für die im 
Postscheckverkehr zu verwendenden Schecks ist so eingerichtet, daß es 
sowohl zur Ausstellung von Inhaberschecks als auch von Schecks, in denen 
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der Zahlungsempfänger angegeben wird, zu verwenden ist. Um zu ver- 
hindern, daß ein auf den Namen des Zahlungsempfängers ausgestellter 
Scheck von einem Unberechtigten zur Zahlung vorgelegt werde, ist es not- 
wendig, für den Postscheckverkehr die Bestimmung zu treffen, daß der 
Scheck nicht durch Indossament übertragbar ist. Hierdurch wird erreicht, 
daß der auf den Namen des Zahlungsempfängers ausgestellte Scheck — 
sei es vom Aussteller oder vom Zahlungsempfänger — mittels eines ge- 
wöhnlichen Briefes an das Postscheckamt eingesandt werden kann. Diese 
Erwägung rechtfertigt es, von dem für das Scheckformular im § 6, Ziffer 5 
des Etatsgesetzes vom 30. März 1900 vorgesehenen Muster: lautend »an N. 
in N. oder Überbringer« abzuweichen. 

Da es zur Ersparung von Barmitteln im Zahlungsverkehr als vornehmste 
Aufgabe des neuen Dienstzweigs erachtet werden muß, den Überweisungs- 
verkehr, d. h. die Uberschreibung der zu zahlenden Summe vom Konto des 
Zahlenden auf das Postscheckkonto des Zahlungsempfängers, besonders zu 
fördern , ist in Aussicht genommen , für diese Uberweisungen besondere 
Formulare einzuführen, die von den Postscheckämtern an die Kontoinhaber 
unentgeltlich abgegeben werden sollen. 

Auch bei der in Aussicht genommenen Regelung der Gebühren ist die 
gegenwärtige Vorlage davon ausgegangen, daß der Post -Uberweisungs- 
und Scheckverkehr für das Reich keine Einnahmequelle bilden solle. Die 
Gebühren sind vielmehr nur so hoch zu bemessen, als zur Deckung der 
durch die Einrichtung des Verfahrens, durch die Besoldung der Beamten, 
Beschaffung der Diensträume usw. bei den Postscheckämtern zu erwartenden 
und der bei den Postanstalten voraussichtlich entstehenden Ausgaben er- 
forderlich ist. Um den Barzahlungsverkehr möglichst einzuschränken und 
den Uberweisungsverkehr (Überweisung von einem Konto auf ein anderes 
Postscheckkonto) zu pflegen , sind die Gebühren für diesen Verkehr mög- 



lichst niedrig bemessen. 

Es sollen folgende Gebühren zur Erhebung gelangen: 

I. bei Bareinzahlungen für je 500 J£ oder einen Teil dieser 

Summe 5 Pf.; 

II. für jede Barrückzahlung 

a) '/b vom Tausend der auszuzahlenden Beträge, 

b) außerdem eine feste Gebühr von 5 Pf.; 

III. für jede Uberweisung von einem Konto auf ein anderes 
Postscheckkonto 3 Pf. 

IV. Erheischt der Kontoverkehr eines Kontoinhabers jährlich 
mehr als 600 Buchungen , so wird außer den unter I 
bis III aufgeführten Gebühren für jede weitere Buchung 

eine Zuschlaggebühr von 7 Pf. 

erhoben. 



Von der in Aussicht genommenen Zuschlaggebühr werden also alle Konto- 
inhaber, auf deren Konto werktäglich rund zwei Buchungen erfolgen, befreit 
bleiben — nach den im Postscheckverkehr in Österreich gemachten Erfah- 
rungen sind dies rund 80 v. H. aller Kontoinhaber — , so daß von dieser 
Maßnahme alle mittleren Geschäftsleute, Handwerker usw., auf die bei 
Regelung des Post-Überweisungs- und Scheckverfahrens in erster Linie 
Rücksicht zu nehmen ist, nicht betroffen werden. 

Außer den vorstehend angegebenen Gebühren sollen weitere Gebühren 
nicht erhoben werden. 

Was die Preise für Formulare betrifft, so sollen einzelne Formulare zu 
Zahlkarten und die Formulare für Überweisungen unentgeltlich abgegeben 

«4* 
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werden. Bei der Bemessung der Preise für Zahlkarten in größeren Mengen 
und für Scheckformulare ist davon ausgegangen, daß die Selbstkosten ge- 
deckt werden sollen. Der Preis für Zahlkartenformulare, die in Heften 
zum Verkaufe gestellt werden, soll '/> Pf« ^ ur das Formular betragen. Die 
Scheckformulare sollen an die Kontoinhaber in Heften von 50 Stück zum 
Preise von 50 Pf. für das Heft geliefert werden. 

V. 

Die im Uberweisungs- und Scheckverkehr durch die Bareinzahlungen 
eingehenden Gelder müssen in erster Linie dazu dienen, die Kassenbestände 
bei den Postscheckämtern und den Postämtern in dem durch die Barrück- 
zahlungen bedingten Umfange zu verstärken. 

Insoweit die eingezahlten Gelder nicht für diesen Zweck zurückgehalten 
werden müssen, sind sie zinstragend anzulegen. Die Vorschrift, die hierüber 
im § 6, Ziffer 6 des Gesetzes, betreffend die Feststellung des Reichshaus- 
halts-Etats für das Rechnungsjahr 1900, vorgesehen war, ist oben mitgeteilt. 
Hiernach sollte das aus dem Scheckverkehr sich ergebende Saldo, soweit 
nicht aus ihm die Kassenmittcl zur Durchführung des Scheckverkehrs zu 
verstärken sind, an die Reichsbank gegen tägliche Kündigung abgeführt 
werden. Die Reichsbank sollte die Gelder für eigene Rechnung und Gefahr 
zinsbar anlegen und dem Reiche das Kapital zu einem nach dem Stande 
des Wechseldiskonts bemessenen Zinssatze verzinsen. 

Die Frage, ob es sich empfiehlt, die Bewirtschaftung der verfügbaren 
Gelder im Scheckverkehr in dieser Weise in Aussicht zu nehmen, ist einer 
erneuten Prüfung unterzogen worden. Hiernach muß daran festgehalten 
werden, daß es sich sowohl im Interesse der Sicherheit des Reichs als 
auch im Interesse der Volkswirtschaft empfiehlt, die Reichsbank mit der 
Anlegung der Gelder zu betrauen. Bei der Anlegung der Kapitalien muß 
Rücksicht auch darauf genommen werden, daß die im Scheckverkehr zu- 
sammenfließenden Gelder soweit wie möglich zur Befriedigung des Kiedit- 
bedürfnisses der verschiedenen Kreise, entsprechend der Beteiligung der 
Kontoinhaber am Verkehr, Verwendung rinden. Zu einer derartigen 
Berücksichtigung des Kreditbedürfnisses bei der Unterbringung der Kapitalien 
würde die Rcichsbank in erster Linie geeignet sein, da die Verfolgung eines 
solchen Zieles im Rahmen der ihr gesetzlich zugewiesenen Aufgaben liegt. 

Die gegenwärtige Vorlage geht deshalb in Ubereinstimmung mit § 6, 
Ziffer 6 des Etatsgesetzes für 1900 davon aus, daß hinsichtlich der Ver- 
waltung der verfügbaren Gelder die Mitwirkung der Reichsbank auf Grund 
eines mit ihr zu treffenden Abkommens in Anspruch zu nehmen sein wird. 
Diese Mitwirkung ist denkbar entweder in der Weise, daß, wie im § 6, 
Ziffer 6 des angeführten Gesetzes vorausgesetzt ist, die Reichsbank die an 
sie abgeführten Gelder für eigene Rechnung und Gefahr verwaltet und dem 
Reiche ohne Rücksicht auf die von ihr selbst vereinnahmten Zinsen einen 
als angemessen zu erachtenden Zinssatz vergütet, oder in der Weise, daß 
die Rcichsbank die Verwaltung der Gelder für Rechnung und Gefahr des 
Reichs übernimmt, an die Reichskasse also die wirklich vereinnahmten Zinsen 
abführt unter Abzug einer dem Maße der mit der Verwaltung verbundenen 
Arbeiten und Auslagen entsprechenden Vergütung. Der letzte Weg wird 
den Vorzug verdienen; denn bei diesem Verfahren, d. h. wenn die Reichs- 
bank die ihr überwiesenen Gelder als einen besonderen Fonds für Rechnung 
des Reichs gegen Erstattung der Verwaltungskosten verwaltet und über 
diese Verwaltung eine besondere Rechnung führt, fließt die gesamte Ein- 
nahme an Zinsen aus diesen Kapitalien in die Kasse des Reichs. 

s 
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Bei dieser Regelung der Verwaltung der Gelder muß dem Reichskanzler 
vorbehalten bleiben, die Grundsätze, welche von der Reichsbank bei der 
Anlegung der Gelder zu beachten sind, festzustellen. Mit Rücksicht darauf, 
daß es sich hinsichtlich der Guthaben der Kontoinhaber insgesamt um täglich 
fällige Gelder handelt, muß ein großer Teil der an die Reichsbank abge- 
führten Summe in besonders leicht flüssig zu machenden Werten, insbesondere 
in inländischen oder auf Gold lautenden ausländischen Wechseln ersten 
Ranges, angelegt werden. Damit auch ein Teil der Gelder tunlichst dem 
Kreditbedürfnisse derjenigen Kreise wieder zugute kommt, aus denen die 
Guthaben auf den Postscheckkonten herstammen, wird ein Teil der Fonds 
den Einrichtungen zur Forderung von Industrie, Handel und Landwirtschaft 
gegen genügende Sicherheit verzinslich zu überweisen sein. 

Der Reichskanzler wird unter Berücksichtigung der Entwicklung des 
Post-Oberweisungs- und Scheckverkehrs der Reichsbank nähere Anweisung 
darüber erteilen, welcher Teil der an die Reichsbank überwiesenen Gelder in 
Anleihen des Reichs und der Bundesstaaten sowie in anderen mündelsicheren 
Wertpapieren, welcher Teil in kurzfristigen Schatzanweisungen des Reichs 
sowie in inländischen oder in auf Gold lautenden ausländischem Wechseln 
ersten Ranges anzulegen, und welcher Teil den Einrichtungen zur Förderung 
von Industrie, Handel und Landwirtschaft gegen anderweitige genügende 
Sicherheit verzinslich zu überweisen sein wird. 

Für die Verwaltung der Gelder auf dieser Grundlage beansprucht die 
Reichsbank eine jährliche Vergütung von '/< v - H. der an sie zur zins- 
tragenden Anlegung abgeführten Summe. 

Ob es sich in Zukunft empfehlen wird, an Stelle des Ankaufs von 
Schatzanweisungen der Reichskasse einen Teil der im Scheckverkehr sich 
ansammelnden Gelder von vornherein zur Verstärkung der Betriebsmittel zu 
belassen, um die dem Reiche nach den Unfallversicherungsgesetzen obliegenden 
Vorschußzahlungen an Unfallrenten zu decken, wird im einzelnen Falle dem 
Ermessen des Reichskanzlers unterliegen müssen. 

Es handelt sich in diesen Fällen lediglich um eine vorübergehende In- 
anspruchnahme der auf Scheckkonten eingezahlten Gelder, und zw f ar aus- 
schließlich im Interesse der Rentenzahlungen, also von Zahlungen, die das 
Reich nur für fremde Rechnung leistet, die von den Berufsgenossenschaften 
usw. zu erstatten sind, und die ihre Begrenzung in den Versicherungsgesetzen 
linden. 

Auf der anderen Seite muß aber dafür Sorge getragen werden, daß, falls 
ein Teil der Gelder für einen solchen dem Scheckverkehr fremden Zweck 
verwendet wird, doch die Zinseinnahme der Reichs- Postverwaltung hier- 
durch keine Schmälerung erleidet, da bei Bemessung der im Scheckverkehr 
zu erhebenden Gebühren wesentliche Voraussetzung sein muß, daß das ver- 
fügbare Saldo möglichst wirtschaftlich verwaltet w r ird. Um dieser Erwägung 
Rechnung zu tragen, ist in Aussicht genommen, daß für diejenigen Beträge, 
welche zur Verstärkung der Betriebsmittel des Reichs in den angeführten 
Grenzen vorübergehend in Anspruch genommen werden sollten, der Reichs- 
Postverwaltung Zinsen in Einnahme gestellt werden. Der Zinssatz, welcher 
der Zinsberechnung zugrunde zu legen ist. wird auf 3 v. H. jährlich fest- 
zusetzen sein. 

VI. 

Es besteht die Absicht, die Bestimmungen für den Post -Uber weisungs- 
und Scheckverkehr innerhalb des Reichs-Postgebiets zunächst im Wege der 
Verordnung zu regeln ; denn da erst Erfahrungen auf diesem neuen Gebiete 
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gewonnen werden müssen, ist es für eine gedeihliche Entwicklung der neuen 
Einrichtung, worauf auch schon in der Vorlage vom Jahre 1899 hingewiesen 
worden war, unumgänglich notwendig, der Verwaltung für die ersten Jahre 
eine möglichst weite Bewegungsfreiheit zu gewähren. In der Vorlage von 
1899 war dazu weiter bemerkt: 

»Sobald die notwendigen Erfahrungen gesammelt worden sind, 
was nach Verlauf von 3 bis 4 Jahren zu erwarten ist, werden die 
für diesen neuen Verkehrszweig zu beachtenden Grundsätze gesetzlich 
festzulegen sein. 

Bis dahin wird die den gesetzgebenden Körperschaften zustehende 
Mitwirkung in dieser Angelegenheit dadurch in ausreichendem Maße 
sichergestellt sein, daß die Einnahmen und Ausgaben im Scheck- 
verkehr in dem Etat in Erscheinung treten und somit der Be- 
urteilung und Beschlußfassung der gesetzgebenden Körperschaften 
unterliegen.« 

Auch im § 6 des Etatsgesetzes vom 30. März 1900 ist davon ausge- 
gangen, daß die für die Benutzung des Scheckverkehrs zu beachtenden 
Vorschriften durch eine vom Reichskanzler zu erlassende Verordnung zu 
treffen seien. 

In dem Entwürfe zum Etatsgesetze für 1908 ist deshalb eine Bestim- 
mung vorgesehen, nach welcher der Reichskanzler ermächtigt wird, den 
Post-Uberweisungs- und Scheckverkehr einzuführen und die für diesen 
Verkehr maßgebenden Vorschriften durch eine von ihm zu erlassende Ver- 
ordnung zu treffen. Überdies unterliegt es keinem Bedenken, im Etatsgesetze 
festzusetzen, bis zu welchem Zeitpunkte die für das Post -Uberweisungs- 
und Scheckverfahren zu beachtenden Grundsätze auf dem Wege der Gesetz- 
gebung zu regeln sein werden. Auf diese Punkte wird sich die Festlegung 
im Etatsgesetze selbst zu beschränken haben. 

Die Aufnahme einer Bestimmung in das Etatsgesetz, daß die auf den 
Konten gebuchten Einlagen nicht zu verzinsen sind, erübrigt sich; denn 
eine Verzinsung der Guthaben ist schon aus dem Grunde ausgeschlossen, 
weil durch den Etat der Reichs- Post- und Telegraphenverwaltung Mittel 
hierfür nicht bereitgestellt werden. Auch wird es im Etatsgesetz einer Be- 
stimmung über die Anlegung der aus dem Scheckverkehr der Reichskasse 
zufließenden Gelder nicht bedürfen, da den gesetzgebenden Körperschaften 
alljährlich eine Nachweisung darüber vorgelegt werden wird, in welcher 
Weise die Anlegung der der Reichskasse zugeflossenen Gelder stattge- 
funden hat. 

VII. 

Es ist zu erwarten, daß gleichzeitig mit der Einrichtung des Post-Uber- 
weisungs- und Scheckverkehrs im Reichs- Postgebiete das Verfahren auf 
gleicher Grundlage auch in den Königreichen Bayern und Württemberg zur 
Einführung gelangen wird. 

VIII. 

In der »Ergänzung zum Etat der Reichs- Post- und Telegraphen Verwal- 
tung auf das Rechnungsjahr 1908 (Zu Anlage XI V des Entwurfs des 
Reichshaushalts -Etats). Einführung des Uberweisungs- und Scheckverkehrs 
im Reichs-Postgebiete« sind die für das Rechnungsjahr 1908 zu erwartenden 
Einnahmen aus dem Uberweisungs- und Scheckverkehr, sofern dieser Ver- 
kehr mit Beginn des Kalenderjahrs 1909 zur Einführung gelangt, auf 
40 300 Ji geschätzt. Die Einführung zu einem früheren Zeitpunkt in 
Aussicht zu nehmen, empfiehlt sich nicht, weil die hierzu erforderlichen 
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Vorbereitungen (insbesondere die Ausbildung des Personals, Anmietung der 
Geschäftsräume, Herstellung der Formulare) sehr umfangreich sind und 
längere Zeit beanspruchen. 

Der Einnahme in Höhe von 40 300 M 

gegenüber sind die Ausgaben auf 125 954 - 

zu veranschlagen, so daß der Betrieb für das erste Viertel- 
jahr voraussichtlich 

einen Zuschuß von 85 654 JC 

erfordern wird. 



Bestimmungen für den Post- Überweisungs- und Scheckverkehr im 

Reichs - Postgebiete. 

1. Beitritt zum Post- Überweisungs- und Scheckverkehr. 

Zur Teilnahme am Post -Überweisungs- und Scheckverkehr ist jede 
Privatperson, Handelsfirma, öffentliche Behörde, juristische Person oder 
sonstige Vereinigung oder Anstalt auf ihren Antrag zuzulassen. Der Antrag 
kann bei einem Postscheckamt oder einer Postanstalt gestellt werden. 

Die Eröffnung eines Kontos erfolgt in der Regel bei dem Postscheck- 
amt, in dessen Bezirke der Wohnsitz des Antragstellers liegt, auf Verlangen 
auch bei einem anderen Scheckamt oder bei mehreren Scheckämtern. 

Nach Eröffnung des Kontos hat der Kontoinhaber eine Stammeinlage 
von 100 Jt einzuzahlen. 

Jedes Scheckamt führt eine Liste der Kontoinhaber; der Reichs -Post- 
verwaltung bleibt vorbehalten, die Liste in der ihr geeignet erscheinenden 
Weise zu veröffentlichen. 

2. Einzahlungen. 

Einzahlungen können bewirkt werden mittels: 

A. Zahlkarte, 

B. Postanweisung, 

C. Uberweisung von einem Konto auf ein anderes Postscheckkonto. 
Die Höhe des Guthabens eines Kontos unterliegt keiner Beschränkung. 

Zu A. Einzahlungen mittels Zahlkarte. 

Die Formulare für Zahlkarten (s. Muster 1) werden von der Reichs -Post- 
verwaltung hergestellt und in Heften käuflich abgegeben. Der Preis für 
das Formular beträgt '/ 2 Pf. Einzelne Formulare werden am Schalter der 
Postanstalten an das Publikum unentgeltlich abgegeben. 

Es empfiehlt sich, daß für die Einzahlungen tunlichst Zahlkartenformu- 
lare benutzt werden, auf denen der Name und Wohnort des Kontoinhabers 
sowie die Nummer seines Kontos vorgedruckt sind. Wird auf Antrag des 
Kontoinhabers dieser Vordruck vom Postscheckamt ausgeführt, so werden 
die Selbstkosten von diesem Amte in Rechnung gestellt. 

Sind in der Zahlkarte der Name und Wohnort des Kontoinhabers, auf 
dessen Konto die Einzahlung erfolgen soll, sowie die Kontonummer nicht 
vorgedruckt, so können sie handschriftlich oder mit der Schreibmaschine 
usw. eingetragen werden. 

Einzahlungen mittels Zahlkarte können bei jeder Postanstalt und bei der 
Kasse eines jeden Scheckamts sowohl vom Kontoinhaber selbst als auch 
von jeder anderen Person bewirkt werden. Der der Zahlkarte beigefügte 
Abschnitt kann zu Mitteilungen benutzt werden. 
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Der Höchstbetrag der auf eine Zahlkarte zulässigen Einzahlung wird 
auf 10 000 JC festgesetzt. 

Uber den eingezahlten Betrag wird eine Einlieferungsbescheinigung 
erteilt. 

Die eingelieferte Zahlkarte gelangt an das zuständige Scheckamt, das 
den eingezahlten Betrag dem Kontoinhaber gutschreibt und diesen hiervon 
unter Beifügung des Abschnitts der Zahlkarte benachrichtigt. 

Zu B. Einzahlung mittels Postanweisung. 

a) Jeder Kontoinhaber kann beim Postamte seines Wohnorts usw. den 
Antrag stellen, daß die für ihn eingehenden und von ihm angenommenen 
Postanweisungen seinem Postscheckkonto gutgeschrieben werden. 

Ist ein solcher Antrag gestellt, so überweist das Postamt den Betrag 
der Postanweisungen täglich mittels Zahlkarte dem Scheckamt. Die Formu- 
lare der Zahlkarten beschafft die Postverwaltung. 

b) Jeder Kontoinhaber kann verlangen, daß die für ihn eingezogenen 
Postauftrags- und Nachnahmegelder unmittelbar seinem Postscheckkonto 
überwiesen werden. 

Die Postanstalt, welche die Postauftrags- oder die Nachnahmepostan- 
weisung ausfertigt, adressiert diese an das zuständige Scheckamt und gibt 
auf dem Abschnitte der Postanweisung den Namen des Empfängers des 
Postauftrags oder der Nachnahme sowie die vom Absender angegebene 
Buchungsnummer usw. an. 

Zu C. Einzahlungen mittels Überweisung von einem Konto 
auf ein anderes Postscheckkonto. 

Die für Kontoinhaber von anderen Kontoinhabern desselben oder eines 
anderen Postscheckamts angewiesenen Beträge werden dem Konto des 
Empfängers gutgeschrieben. 

3. Rückzahlungen. 

Der Kontoinhaber kann über sein Guthaben, soweit es die Stamm- 
einlage von 100 JC übersteigt, in beliebigen Teilbeträgen mittels Schecks 
oder durch Uberweisung auf ein anderes Postscheckkonto jederzeit verfügen. 

A. Die Scheckformularc werden von der Reichs - Postvcrwaltung nach 
dem Muster 2 hergestellt und an die Kontoinhaber in Heften von 50 Stück 
zum Preise von 50 Pf. für das Heft geliefert. 

Uber einen Betrag von mehr als 10000 ,H dürfen Schecks nicht aus- 
gestellt werden. 

Der Scheck ist spätestens binnen 10 Tagen nach der Ausstellung beim 
Postscheckamte zur Zahlung vorzulegen. 

Ist im Scheck der Zahlungsempfänger bezeichnet, so kann der Scheck 
sowohl vom Scheckaussteller als auch vom Zahlungsempfänger bei dem 
Postscheckamt eingereicht werden, bei welchem das Konto des Scheck- 
ausstellers geführt wird. 

Der Scheck ist nicht durch Indossament übertragbar. 

Hat der im Scheck bezeichnete Zahlungsempfänger selbst ein Konto 
bei demselben oder einem anderen Postscheckamte, so wird der Betrag 
dem Konto des Empfängers gutgeschrieben, wenn nicht die Barzahlung 
ausdrücklich gewünscht ist. 

Hat der im Scheck bezeichnete Zahlungsempfänger kein Postscheck- 
konto, oder hat er die Barzahlung beantragt, so stellt das Scheckamt über 
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den zu zahlenden Betrag eine Zahlungsanweisung aus, auf Grund deren 
die Zahlung durch die Postanstalt erfolgt, in deren Bestellbezirke der 
Empfänger sich aufhält. Für die Abtragung des Geldes am Bestimmungs- 
orte werden dieselben Bestellgebühren erhoben wie für die Abtragung der 
Postanweisungen. 

Ist im Scheck kein Zahlungsempfänger angegeben, so kann er von dem 
Inhaber bei der Kasse des Scheckamts zur Einlösung vorgelegt werden. 
Hat der Inhaber eines solchen Schecks selbst ein Postscheckkonto, so kann 
er den Betrag, auf den der Scheck lautet, seinem Konto gutschreiben 
lassen. Der Antrag ist auf dem Scheck zu vermerken. 

Wünscht der Empfänger eines auf den Inhaber gestellten Schecks, daß 
ihm der Betrag des Schecks durch Vermittlung einer Postanstalt bar 
gezahlt werde, so stellt das Scheckamt über den zu zahlenden Betrag eine 
Zahlungsanweisung aus, auf Grund deren die Zahlung durch die Post- 
anstalt erfolgt, in deren Bestellbezirke der Empfänger sich aufhält. 

B. Die Formulare für Überweisungen von Beträgen auf ein anderes 
Konto bei demselben oder bei einem anderen Postscheckamte werden von 
der Reichs- Postverwaltung nach dem Muster 3 hergestellt und an die 
Kontoinhaber in Heften von 50 Stuck unentgeltlich abgegeben. 

Der Kontoinhaber ist verpflichtet, die Scheck formulare und die Formu- 
lare für Überweisungen sorgfältig aufzubewahren; er trägt alle Nachteile, 
die aus dem Verlust oder sonstigem Abhandenkommen der Formulare ent- 
stehen, wenn er nicht das Scheckamt von dem Abhandenkommen benach- 
richtigt hat, um die Zahlung oder Überweisung an einen Unberechtigten 
zu verhindern. 

4. Mitteilungen der Buchungen an den Kontoinhaber. 

Von jeder auf dem Konto gebuchten Einzahlung oder Rückzahlung 
wird der Kontoinhaber vom Postscheckamte benachrichtigt. 



5. Austritt aus dem Scheckverkehr. 

Der Inhaber eines Kontos kann jederzeit aus dem Scheckverkehr aus- 
scheiden. 

Im Falle einer mißbräuchlichen Benutzung des Kontos seitens des 
Kontoinhabers ist auch das Scheckamt befugt, das Konto aufzuheben. 

6. Gebühren. 

Es werden folgende Gebühren erhoben: 

I. bei Bareinzahlungen für je 500 M oder einen Teil 

dieser Summe 5 Pf.; 

II. für jede Barrückzahlung 

a) '/« v T. der auszuzahlenden Beträge, 

b) außerdem eine feste Gebühr von 5 Pf.; 

III. für jede Übertragung von einem Konto auf ein anderes 

Postscheckkonto*) 3 Pf. 

Zur Zahlung der Gebühr unter I ist der Zahlungs- 
empfänger, zur Zahlung der Gebühren unter II und III 
der Kontoinhaber verpflichtet, von dessen Konto die 
Abschreibung erfolgt. 



*) Es macht keinen Unterschied, ob der Auftraggeber das Formular Muster 3 
benutzt hat, oder ob die Übertragung auf Grund eines Schecks erfolgt. 
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IV. Erheischt der Kontoverkehr eines Kontoinhabers jährlich 
mehr als 600 Buchungen, so wird außer den unter I 
bis III aufgeführten Gebühren für jede weitere Buchung 

eine Zuschlaggebühr von 7 Pf. 

erhoben. 

Die Einziehung der Gebühren sowie der für Formulare zu zahlenden 
Preise geschieht durch Abschreibung von dem zur Zahlung verpflichteten 
Konto. 

7. Portofreiheit. 

Die Sendungen der Postscheckämter und der Postanstalten an die 
Kontoinhaber sowie die Sendungen zwischen den Postscheckämtern und 
den Postanstalten werden im Scheckverkehr als Dienstsache portofrei be- 
fördert. 



Die zweite Beratung des Etats der Reichs -Post- und 
Telegraphenverwaltung für das Rechnungsjahr 1908 

im Reichstage. 

iSchluß.) 

Der Abgeordnete Duffner (Z.) begrüßte die für den Fernsprech- 
verkehr beabsichtigte Aufhebung der Pauschgebühr und Einführung des 
Gesprächzählsystems. Durch diese Veränderung würde eine gerechtere 
Verteilung der Lasten zugunsten der mittleren und kleinen Fernsprechteil- 
nehmer herbeigeführt werden. Redner empfahl, ebenso wie der Abgeordnete 
v. Gamp-Massaunen, eine erweiterte Beschäftigung von weiblichen Beamten, 
führte Mißstände an, die beim Erholungsurlaube der Unterbeamten vor- 
kämen, und äußerte einige Wünsche nach Verbesserung von Postverbindungen 
im Schwarzwalde. 

Der Abgeordnete Lehmann (Wiesbaden) (Sd.) erörterte von neuem den 
Fall Schellenberg und schloß mit der Erklärung, daß seine Partei das Ge- 
halt des Staatssekretärs ablehnen werde. 

Die Abstimmung über sämtliche Resolutionen wurde bis zur dritten Le- 
sung zurückgestellt, das Gehalt des Staatssekretärs wurde bewilligt. Ohne 
Erörterung wurden bewilligt die Titel 2 bis 8 b. Zu Titel 9 (für Zwecke der 
fachwissenschaftlichen Ausbildung usw.) regte der Abgeordnete Beck (Heidel- 
berg) (Nl.) an, aus den Mitteln dieses Titels den höheren Beamten der Post 
den Besuch der von der staatswissenschaftlichen Vereinigung eingerichteten 
staatsrechtlichen Kurse zu ermöglichen. Derselbe Abgeordnete trug zu 
Titel 17 (Ober-Postdirektoren usw.) Wünsche der Handelskammer in Essen 
(Ruhr) vor, die auf eine Teilung des Ober-Postdirektionsbezirkes Düsseldorf 
hinzielten. Gegen diese Wünsche nahm der Abgeordnete Kirsch (Z.) 
Stellung. Zu Titel 20 (Vorsteher von Ämtern I. Klasse usw.) berührte der 
Abgeordnete Erzberger (Z.) nochmals die Audienz der Postdirektoren 
beim Staatssekretär und schlug vor, die Behandlung der Beamtenpetitionen 
in der Weise zu regeln, daß die Verwaltung zusage, sie werde den Beamten 
Gelegenheit geben, ihre Wünsche an der entscheidenden Stelle in Berlin 
vortragen zu können, und ihnen in angemessener Frist einen Bescheid 
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darauf erteilen, und daß anderseits der Reichstag sich verpflichte, ihm zu- 
gehende Petitionen von Beamten erst dann zur Beratung zu ziehen, wenn der 
Instanzenzug erschöpft sei. Für die bevorstehende Besoldungsregelung empfahl 
Redner Beseitigung des Gruppensystems bei den Gehältern der Direktoren. 
Ferner vertrat er die Auffassung, daß die für die nächste Zeit beabsichtigte 
Wiedereröffnung der höheren Laufbaha verfrüht sei. Für die Forderung 
akademischer Vorbildung liege kein Bedürfnis vor; ihr Zweck würde sich 
auch durch einen Ausbau der früheren Post- und Telegraphenschule haben 
erreichen lassen. Außer einem finanziellen werde die Reform auch einen 
sozialen Nachteil bringen , insofern als den Söhnen der mittleren und der 
ärmeren Bevölkerungsschichten die Möglichkeit entzogen werde, in den 
höheren Postdienst einzutreten. 

Der Staatssekretär erwiderte: 

»Meine Herren, über die Audienz der Postdirektoren habe ich mich ja 
des längeren ausgelassen, und die Herren, die der Budgetkommission an- 
gehören, haben ja aus meinem Munde gehört, wie ich die Klasse der Post- 
direktoren einschätze. Ich bin auch überzeugt, daß Sie aus meinen Be- 
merkungen keinen Mißton über das Resultat der Audienz herausgehört 
haben; denn die Mitglieder der Budgetkommission wissen, daß ich den 
Postdirektoren Anerkennung gezollt habe. Sie können daraus ersehen, daß 
diese Sache keine ungünstige Einwirkung auf mich ausgeübt hat in der 
Schätzung der Klasse der Postdirektoren. Ich halte es aber auch heute 
noch für unrichtig, daß gleichzeitig mit der Audienz eine Parallelaktion 
vorgenommen wird, daß, solange sich der Chef nicht mit den Direktoren 
unterhalten hat, die Herren Abgeordneten hier schon in Mitleidenschaft ge- 
zogen werden. Das entspricht nach meiner Auffassung nicht dem Verhält- 
nisse zwischen Chef und Beamten. Darüber kann ich keine andere Auffassung 
kundgeben, als ich es hier getan habe. Ich möchte aber ausdrücklich her- 
vorheben, daß das absolut keine Nachwirkung auf mich ausüben kann. Ich 
habe den Direktoren mitgeteilt, daß sie nach meiner Auffassung unrichtig 
vorgegangen sind. Damit war die Sache für mich erledigt, und ich hätte 
nicht wieder darüber gesprochen, wenn es nicht hier zur Sprache gebracht 
worden wäre. 

Was die Gruppenbildung bei den Postämtern erster Klasse anbetrifft, so 
kann ich ohne weiteres dem Herrn Vorredner darin recht geben, daß eine 
solche Gruppenbildung nicht sehr schön ist. Aber die Postämter sind in 
den Gehältern von jeher differenziert worden, und man ist seinerzeit, bald 
nachdem die Dienstaltersstufen geschaffen waren, dazu übergegangen, starre 
Zulagen einzuführen, die früher nicht vorhanden waren. Ich würde mich 
freuen, wenn es uns, was wir anstreben, gelänge, das Gruppensystem zu 
vereinfachen. 

Dann ist der Herr Vorredner auf die neue Karriere eingegangen und 
hat manches ausgeführt, was nicht bloß bei vielen der Herren Abgeordneten, 
sondern auch bei uns Anklang findet. Es ist gar nicht zu leugnen, daß die 
neue Karriere in manchen Beziehungen erschwerend auf die Auswahl der 
Kandidaten einwirken wird. Diese Sachen sind von uns ja auch eingehend 
erwogen worden. Der Grund, aus dem wir zu einer Änderung gekommen 
sind, liegt aber in den größeren Anforderungen, die an die Beamten der 
höheren Post- und Telegraphenlaufbahn gestellt werden müssen. Den Herren 
ist bekannt, in welcher vielseitigen Weise die Post durch die großen sozialen 
Gesetze, durch ihr Bankwesen usw. in Anspruch genommen wird, und es 
ist deshalb wünschenswert, daß die Ausbildung unserer zukünftigen höheren 
Beamten auf eine breitere wissenschaftliche Grundlage in Volkswirtschaft, 
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Rechtswissenschaft, in Physik und Chemie gestellt wird. Die frühere Post- 
und Telegraphenschule ist ja für die damalige Zeit ausreichend gewesen; 
aber es hat sich herausgestellt, daß die Ausbildung im späteren Lebensalter 
nicht so gründlich und umfassend erfolgen konnte, wie wir es wünschen 
müssen. Die Herren Abgeordneten brauchen übrigens keine Sorge zu 
tragen, daß ein »Assessorismus«, wie von verschiedener Seite gesagt worden 
ist, Platz greifen wird. Die Bewerber werden ja erst im praktischen Post- 
und Telegraphendienst ausgebildet werden und erst dann das Studium be- 
ginnen. Sie werden also mit dem nötigen Interesse für das, was sie künftig 
brauchen, die Studien vornehmen können. Auch braucht der Herr Abge- 
ordnete nicht zu befürchten, daß das Studium allzu teuer werden wird. Auch 
bei der gegenwärtigen Karriere haben die Eltern die Verpflichtung des Unter- 
halts ihrer Söhne mindestens für die ersten drei Jahre übernehmen müssen, 
und es ist bekannt, daß viele, die nicht sehr vorsichtig in der Wahl ihrer 
Eltern gewesen sind, wie der Herr Vorredner sagte, sich dem akademischen 
Studium unterziehen. Auch in sozialer Beziehung wird die befürchtete 
Schädigung nicht eintreten, da mit dem Faktor zu rechnen ist, daß eine 
große Zahl derjenigen Stellen, für die wir bisher Eleven hatten, in die 
mittlere Karriere übergeht, so daß für die Angehörigen der letzten ein 
großer Spielraum geschaffen ist. 

Was endlich die finanzielle Seite anlangt, so sind auch hier die Befürch- 
tungen nicht begründet; denn die Zahl der höheren Beamten wird geringer. 
Uber die Gehaltsfragen können wir uns heute zwar noch nicht definitiv 
unterhalten, weil wir noch nicht wissen, wie die Gehälter der jetzigen Be- 
amten festgesetzt werden; aber ich kann schon jetzt sagen, daß der Unter- 
schied, wenn er überhaupt entsteht, jedenfalls nur gering sein wird. 

Ferner ist zu berücksichtigen, daß die künftigen Postreferendare durch 
Beschäftigung als Vertreter zeitweise eine Einnahme haben werden, und daß 
sie, sobald sie das Assessorenexamen bestanden haben, in Stellen beschäftigt 
werden, die ihnen ein angemessenes Einkommen garantieren.« 

Der Abgeordnete Ahlhorn (Fr. Vp. Hosp.) bemängelte die Bestim- 
mungen über den Erholungsurlaub der Beamten und Unterbeamten und 
wünschte eine weitere Ausdehnung der Beurlaubungen; daß für die Unter- 
beamten bei den Ober- Postdirektionen keine gehobenen Stellen vorhanden 
sind, bezeichnete er als eine Härte, die sich mit geringen Mehrausgaben be- 
seitigen lasse. 

Der Staatssekretär erwiderte: 

»Meine Herren, was den Urlaub anbetrifft, so ist Ihnen bekannt, daß 
wir in den letzten Jahren sehr weit vorwärts gekommen sind. Es ist ja 
zweifellos, daß an dem bisher Erreichten noch nicht alles vollkommen und 
schön ist ; aber wie ich mir schon bei anderer Gelegenheit mehrfach auszu- 
führen gestattet habe, müssen wir allmählich weiterkommen, und jedenfalls 
ist die Verfügung von 1905 ein wesentlicher Fortschritt gegen das, was 
früher bestand. Die Herren, die die Statistik durchsehen, werden finden, 
daß wir alljährlich weiter vorrücken und größeren Urlaub gewähren. 

Nun ist der Versuch gemacht worden, auch im Winter Urlaub zu geben 
und den Winterurlaub dadurch etwas schmackhafter zu machen, daß man 
ihn länger ausdehnt als den Urlaub im Sommer. Im Winter steht uns 
mehr Hilfspersonal zur Verfügung, während im Sommer die Einziehung zu 
militärischen Übungen und die Kururlaube einen großen Teil des Personals 
absorbieren. Überdies bringt mancher Beamte im Winter ganz gern die 
Erholungstage bei seinen Eltern und Verwandten zu. 
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Was dann die Frage der Unterbeamten bei den Ober -Postdirektionen 
betrifft, so habe ich mir gestattet, hier schon mehrfach auszuführen, daß es 
ganz richtig ist. wenn die Herren die Stellung der Unterbeamten bei den 
Ober-Postdirektionen als wichtige Vertrauensstellung bezeichnen. Aber wir 
müssen auch immer wieder in Erinnerung bringen, daß die gehobenen 
Stellen seinerzeit geschaffen worden sind für Unterbeamte, die Geschäfte 
wahrnehmen, die bisher den Beamten vorbehalten waren, und wesentlich aus 
diesem Grunde ist es bei aller Anerkennung der Tätigkeit der Unterbeamten 
in den Ober-Postdirektionen und bei aller Bemühung nicht möglich gewesen, 
für diese Unterbeamten die gehobene Stellung herauszubringen. Nun ist 
ja den Unterbeamten bei den Ober-Postdirektionen bekannt, daß sie im 
praktischen Dienste wieder beschäftigt werden und eine gehobene Stellung 
erwerben können. Aber die Stellung bei der Ober-Postdirektion hat auch 
viele Annehmlichkeiten, unter anderem dadurch, daß die Dienststunden am 
Tage und den Unterbeamten bequem liegen, und deshalb bleiben viele Unter- 
beamte lieber im Dienste bei den Ober - Postdirektionen. Da ferner diese 
Unterbeamten den Unterbeamten bei den Regierungen usw. gleichgerechnet 
werden, so ist es nicht möglich, für sie eine andere Stellung zu schaffen, 
als sie die Unterbeamten bei den Regierungen, Gerichten usw. haben.« 

Der Abgeordnete Gröber (Z.) sprach für die Neuregelung der höheren 
Laufbahn und begründete ihre Notwendigkeit u. a. auch mit Bezug darauf, 
daß in allen anderen Ressorts für die höheren Beamten akademische Vor- 
bildung vorgeschrieben sei. Bei den höheren Postbeamten könne, ohne ihr 
Ansehen zu schädigen, auf die Dauer keine Ausnahme gemacht werden. 

Die Titel 9 bis 20 wurden bewilligt und die Weiterberatung vertagt. 

Am 18. Februar begann die Beratung mit Titel 21, der ohne Be- 
sprechung bewilligt wurde. Bei Titel 22 (Ober-Postassistenten usw.) nahm 
der Abgeordnete Eickhof f (Fr. Vp.) Veranlassung, für einen Beamten ein- 
zutreten, der im Jahre 1806 von der etatsmäßigen Anstellung auf ein Jahr 
zurückgestellt worden und dadurch seinen Altersgenossen gegenüber dauernd 
im Gehalte zurückgeblieben ist; er bat, das Besoldungsdienstalter dieses Be- 
amten nachträglich um ein Jahr vorzudatieren. 

Der Direktor im Reichs- Postamt Franck erklärte demgegenüber, 
daß der Beamte wegen seiner gänzlich zerrütteten Vermögensverhältnisse 
und namentlich wegen seiner sehr mangelhaften Dienstführung von der 
etatsmäßigen Anstellung zunächst hätte ausgeschlossen werden müssen. 
Die Frage, ob es nun in solchen Fällen nicht nachträglich angängig sein 
sollte, dem Beamten das Besoldungsdienstalter wieder vorzudatieren, wäre aus 
Anlaß von Einzelfällen wiederholt geprüft worden. Es hätte sich aber dabei 
herausgestellt, daß nach den übereinstimmenden Grundsätzen aller Ressorts so- 
wohl in Preußen wie des Reichs es nicht für statthaft erachtet wird, das Be- 
soldungsdienstalter eines Beamten, der wegen mangelhafter Führung oder 
ungenügender Leistung von der etatsmäßigen Anstellung hat zurückgestellt 
werden müssen, nachträglich wieder vorzudatieren. Denn wollte man das 
in solchen Fällen tun, wo doch eigenes Verschulden des Beamten vorliegt, 
so müßte es auch geschehen, wenn ein Beamter ohne eigenes Verschulden, 
vielleicht weil seine Befähigung geringer war als die seiner Kollegen, oder 
weil er wegen Krankheit nicht rechtzeitig das Examen machen konnte, ver- 
spätet zur Anstellung gekommen ist. 

Der Abgeordnete Kopsch (Fr. Vp.) regte an, daß die Verwaltung eine 
allgemeine Verfügung erlasse, damit den Schalterbeamten zum Einnehmen 
einer Erfrischung während der Dienststunden Zeit und Gelegenheit gegeben 



Digitized by Googl 



Die zweite Beratung d. Etats d. Reichs-Post- u. Telegraphenverwaltung. 193 



werde. Weiter klagte er darüber, daß beim Postamt in Zittau Beamte 
gegen ihren Wunsch Urlaub erhalten und dafür in der übrigen Zeit ver- 
mehrten Dienst zu leisten gehabt hätten. Schließlich wies er wiederum 
darauf hin, daß Bahnpostwagen noch immer als Schutzwagen in die Züge 
eingestellt würden, und meinte, die Eisenbahnverwaltung schiebe der Post- 
verwaltung die Schuld an diesem Zustande zu. 

Nachdem der Abgeordnete Eickhoff in bezug auf den Fall wegen Zurück- 
stellung eines Beamten von der etatsmäßigen Anstellung um Annahme mil- 
dernder Umstände gebeten hatte, erwiderte der Staatssekretär folgendes: 

»Meine Herren, was die letzte Frage anbetrifft, so hat schon mein 
Herr Vertreter ausgeführt, daß derartige Fälle sehr selten vorkommen, daß 
aber nicht zu vermeiden ist, einen Beamten, wenn er sich schlecht führt, 
von der etatsmäßigen Anstellung auszuschließen. Nun muß sich der Herr 
Abgeordnete aber nicht vorstellen, daß wegen eines oder zwei oder drei 
Versehen eine solche harte Maßregel getroffen wird; der erwähnte Beamte 
hat jahrelang ein schlechtes Beispiel gegeben und sich mangelhaft geführt. 
— Sie schütteln den Kopf, mein verehrter Herr Abgeordneter. Sie kennen 
aber die Akten nicht. Wenn ich Ihnen sage, daß die Ober-Postdirektion 
nach Maßgabe ihrer Erfahrung mit dem Beamten zu der Uberzeugung 
gekommen ist: der Beamte kann noch nicht angestellt werden, weil er nicht 
die Sicherheit dafür bietet, daß er sich gut verhalten und das Nötige leisten 
wird, — so ist das etwas, was nicht zu bezweifeln ist. Hart ist die Maß- 
regel ja. das ist zweifellos, aber wir können davon nicht loskommen, und 
wie der Herr Direktor Franck schon ausgeführt hat, besteht diese Einrichtung 
nicht nur bei der Reichs- Postverwaltung, sondern es ist sowohl im Reiche 
wie in Preußen allgemeiner Grundsatz, daß solche Maßregeln nicht wieder 
aufgehoben werden können. 

Der Herr Abgeordnete Kopsch hat dann eine Verfügung angeführt, die 
wegen der Einnahme von Erfrischungen durch die Schalterbeamten erlassen 
worden ist. und er hat mehrere Fälle namhaft gemacht, wo nach ihm zu- 
gegangenen Berichten gegen die Verfügung verstoßen worden sei. Ich 
kann natürlich hier im Augenblicke, da mir die Fälle unbekannt sind, kein 
Urteil darüber abgeben, muß mich also darauf beschränken, wenn das 
Stenogramm vorliegt, Ermittlungen darüber anstellen zu lassen, ob etwas 
Ungehöriges geschehen ist. Das eine möchte ich aber dem Herrn Abge- 
ordneten schon jetzt sagen: soweit ich dem, was er in dem Königsberger 
Falle gesagt hat, habe folgen können, hat es sich darum gehandelt, ob ein 
Beamter berechtigt sei, zu sagen: ich schließe jetzt den Schalter, weil ich 
essen will ! Davon kann natürlich nicht die Rede sein, daß jeder Beamte 
willkürlich den Schalter schließen darf und sich nicht darum kümmert, ob 
viel oder wenig Publikum da ist, und ob die Schlußzeiten für die Züge so 
liegen, daß durch die verzögerte Abfertigung das Publikum geschädigt wird. 
Der Schluß kann nur erfolgen, wenn der Amtsvorsteher eine Anordnung 
iiber die Zeit der Unterbrechung getroffen hat, so daß dafür gesorgt ist. 
daß das Publikum nicht geschädigt wird. 

Wenn der Herr Abgeordnete weiter angeführt hat. daß die Beamten — 
es war, glaube ich, in Zittau — Zwangsurlaub erhalten haben, so muß ich, 
wenn ich auch den Fall nicht kenne, doch sagen: wenn einer der Beamten 
den Urlaub nicht haben wollte, würde ihn der Postdirektor sicher nicht ge- 
zwungen haben, den Urlaub anzutreten. 

(Zuruf: Doch!) 

Wenn der Herr Abgeordnete weiter gesagt hat, bis zu einer gewissen 
Zeit werde allgemein Urlaub bewilligt, und dann sei auch noch Spielraum 
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für weiteren Urlaub, während dessen die übrigen Beamten den Beurlaubten 
vertreten müßten, so handelt es sich bei solchen Vertretungen immer nur 
um Leistungen innerhalb der normalen Grenzen des Dienstleistungsmaßes, 
nicht darüber hinaus. Nun wollen die Herren sich einmal klar machen: 
ich glaube, alle diejenigen, die im geschäftlichen, im Bcamtenleben oder im 
Offiziersberufe stehen, wissen ganz genau, daß bei Beurlaubungen immer ein 
gewisses Maß von Vertretung von den anderen übernommen wird, und daß 
deshalb der Urlaub in Zeiten gelegt wird, wo die Beamten weniger in An- 
spruch genommen sind. Ein gewisser Ausgleich muß überall eintreten, 
nicht nur bei der Post und nicht nur im Betriebsdienste, sondern auch im 
Verwaltungsdienste. 

Der Herr Abgeordnete ist ferner auf die Stellung der Bahnpostwagen 
gekommen. Ich glaube, im Sinne dieses hohen Hauses zu handeln, wenn 
ich den Herrn Abgeordneten bitte, die Erklärungen nachzulesen, die ich am 
Sonnabend in derselben Angelegenheit hier vor dem hohen Hause abgegeben 
habe. Darin habe ich ausgeführt, aus welchen Gründen es nicht möglich 
ist, die Stellung der Bahnpostwagen in allen Fällen zu ändern, und welche 
Maßnahmen getroffen sind, um die Gefahr abzuschwächen.« 

Bei Titel 25 (Unterbeamte in gehobenen Dienststellen usw.) brachte der 
Abgeordnete Zubeil (Sd.) zur Sprache, daß ein aushilfsweise in Cadinen be- 
schäftigt gewesener Unterbeamter des Postamts in Elbing, ohne daß die 
von ihm wiederholt gewünschte verhandlungsschriftliche Vernehmung statt- 
gefunden habe, bestraft und endlich zwangsweise in den Ruhestand versetzt 
worden sei. Redner bat, daß entweder das Disziplinarverfahren gegen den 
Unterbcamten eingeleitet, oder dieser, seinem Wunsche entsprechend, ver- 
handlungsschriftlich über die Vorgänge in Cadinen vernommen werde. 

Der Staatssekretär erwiderte: 

»Meine Herren, um die Sache kurz zu behandeln: der Unterbeamte 
Dröse in Elbing ist mehrfach als Aushilfe nach Cadinen geschickt worden. 
Er hat sich dort schließlich in einem Falle nicht geeignet verhalten und ist 
infolgedessen nach Elbing zurückgezogen worden. In Elbing hat er sich 
unnütz benommen. 

(Lachen bei den Sozialdemokraten.) 
Viele Ungehörigkeiten sind festgestellt, Dienstversäumnisse infolge über- 
mäßigen Alkoholgenusses, Trunkenheit während der Bestellgänge, tätlicher 
Angriff auf einen Vorgesetzten, den Ober-Postpraktikanten Appelt, und 
falsche Beschuldigung eines Vorgesetzten. 

(Hört! Hört! rechts.) 
Daß gegen diesen Unterbeamten im Reichs-Postamt keine Voreingenommenheit 
vorhanden gewesen ist, können Sie daraus ersehen, daß infolge seiner 
Berufung eine gegen ihn festgesetzte Ordnungsstrafe von 5 Mark auf- 
gehoben worden ist, weil die Strafe für zu hoch befunden worden ist. 

Infolge dieser Vorkommnisse in Elbing ist Dröse verwarnt worden, 
und es ist ihm die Versetzung angedroht worden. Trotzdem hat das nicht 
zu seiner Besserung beigetragen; er hat wieder unwahre Beschuldigungen 
ausgesprochen und ist schließlich wegen grober Verfehlungen in eine Geld- 
strafe von 20 Mark genommen. Gegen diese Geldstrafe hat er hier Be- 
rufung eingelegt; die Berufung ist nach Prüfung der Vorgänge abgewiesen 
worden. In Graudenz ist er dann krank geworden und wegen eines 
unheilbaren Mastdarmleidens zum ersten Mai 1906 freiwillig in den Ruhe- 
stand gegangen. 

Außer dieser Sache hat sich nun eine Beleidigungsklage abgespielt. 
Dröse ist gegen den Ober-Postpraktikanten Appelt vorgegangen, ist aber in 
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erster wie in der Berufungsinstanz mit seiner Beleidigungsklage gegen 
Appelt kostenpflichtig abgewiesen worden ; auch die Revision ist verworfen, 
und die hiergegen beim Kammergericht in Berlin erhobene Beschwerde 
zurückgewiesen worden. 

Auf Grund solcher Tatsachen, meine Herren, wenn erstens seine vorge- 
setzte Behörde und die ganz unbeteiligte Zentralbehörde die Handlungsweise 
des Schaffners schwer verurteilen, wenn außerdem drei Gerichte die Klage 
des Schaffners für ungerechtfertigt halten und ihn kostenpflichtig abweisen 
— , wird man doch wirklich nicht sagen können, dem Manne ist unrecht ge- 
schehen, und ich verstehe nicht, wie der Herr Abgeordnete den Mut findet, 
diese Klage hier offen auszusprechen und alle die Beamten, die mit dem 
Schaffner zu tun gehabt haben, als Männer darzustellen, die gegen ihre 
Uberzeugung, und um einen Unterbeamten zu schädigen, handelten. 

(Sehr gut! rechts.) 

Das weise ich zurück. Ich halte es für ganz gerechtfertigt, daß gegen den 
Mann so eingeschritten ist.« 

(Bravo!) 

Auf weitere Ausführungen des Abgeordneten Zubeil zugunsten des 
Unterbeamten entgegnete der Staatssekretär: 

»Ich muß noch einmal dem entgegentreten, was der Herr Vorredner 
ausgeführt hat. Wenn Anzeigen kommen , werden selbstverständlich die 
Vorgänge untersucht, und wenn ein Vorgesetzter angeklagt wird, wird das 
auch untersucht. In dem Falle in Cadinen ist die Angelegenheit durch 
einen Aufsichtsbeamten untersucht worden. Dabei hat sich herausgestellt, 
daß gegen den Beamten nichts vorlag. Der Herr Vorredner hebt hier 
immer so laut hervor, es sei eine Ungehörigkeit, daß eine Frau in dem 
Räume gewesen wäre, wo sie nichts zu suchen hätte; er würde das nicht 
tun, wenn er wüßte, daß in Cadinen eine Postagentur ist, und die Post- 
agenten berechtigt sind, ihre Angehörigen zur Vertretung heranzuziehen. 
Der Umstand, den der Herr Vorredner weiter anführte, daß der betreffende 
Unterbeamte sich gut geführt habe und mehrfach in Cadinen gewesen sei, 
darf nicht zu der Annahme führen, daß er nicht später auf eine schiefe 
Bahn geraten kann. Die Erfahrung machen wir häufiger, daß Menschen, 
die sonst ganz gut waren, auf eine schiefe Bahn kommen und dann nicht 
zu retten sind. Der Unterbeamte ist mehrfach in der Sache vernommen 
worden, sogar von seinem damaligen Ober-Postdirektor in Danzig, also einem 
ganz unbeteiligten höheren Beamten , und nach dem Ergebnis aller dieser 
Vernehmungen ist die Entscheidung getroffen worden.« 

Zu Titel 26 (Unterbeamte im Landbestelldienst usw.) verwendete sich 
der Abgeordnete Bindewald (Ref. P.) für Verbesserung der ungenügenden 
Besoldungsverhältnisse der Landbriefträger, insbesondere auch für Erhöhung 
der Vergütungen der fahrenden Landbriefträger zur Pferdeunterhaltung. 

Der Staatssekretär erwiderte: 

»Es freut mich, dem Herrn Vorredner darin zustimmen zu können, daß 
auch ich die Gehälter der Landbriefträger nicht für ausreichend halte. Ich 
bemühe mich, sie auf einen höheren Satz zu bringen. 

(Bravo!) 

Ich möchte aber bemerken, daß er insofern sich im Irrtume befindet, als er 
glaubt, daß die Landbriefträger, die mit Pferden ausgestattet sind, einen 
Teil der Kosten für Geschirr, Stall usw. selbst tragen müssen. Das ist ein 
Irrtum. Sie bekommen ersetzt, was Pferd- und Geschirrunterhaltung sowie 
Wagenunterstellung kosten, und aus den Bestell- und Personengeldern, die 
sie beziehen, werden ihnen bis 150 Mark überlassen, und zwar dafür, daß 
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sie durch Putzen des Pferdes und Inordnunghaltung des Wagens besondere 
Zeitaufwendungen haben. Also sie haben einen Vorteil von der Ausstattung 
mit Pferd und Wagen und keinen pekuniären Nachteil. 

Was dann den Vergleich zwischen Land- und Stadtbriefträgern betrifft, 
so ist es, wie ich schon mehrfach ausgeführt habe, unser Wunsch, daß die 
Unterbeamten möglichst an dem Orte bleiben, wo sie sind. Nun darf aber 
der Herr Abgeordnete beim Vergleichen der Gehälter nicht vergessen, daß die 
Landbriefträger viel früher zur Anstellung kommen als die Stadtbriefträger 
und Schaffner, nämlich ungefähr drei bis vier Jahre früher, daß mit Rück- 
sicht darauf die Gehälter für die Landbriefträger auch nicht so hoch be- 
messen sind wie für die Schaffner, und daß ferner ein Teil der Landbrief- 
trägerstellen nur Durchgangsstellen sind, deren Inhaber später in Schaffner- 
stellen aufrücken. Ich hoffe, daß es gelingen wird, bei der Neufest- 
setzung der Gehälter die Landbriefträger, wie ich lebhaft wünsche, zu 
berücksichtigen.« 

(Bravo!) 

Bei Titel 31 (Für Postagenten usw.) wünschte der Abgeordnete Dr. W il 1 
(Straßburg) (Z.) Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Gegend zwischen 
Zabern und Straßburg und Einrichtung einer Postagentur in Männolsheim. 
Der Abgeordnete Gäbel (Ref. P.) befürwortete für die Postagenten Er- 
höhung der Vergütungen, Bewilligung von Entschädigungen für Hergabe 
der Diensträume, Entschädigungen auf Kassenausfälle, Altersversorgung und 
alljährlichen Erholungsurlaub. Der Abgeordnete Dr. Neumann-Hof er 
(Fr. Vp.) bemängelte, daß Geschäftsleute als Postagenten angenommen 
würden, und wünschte eine Erklärung des Staatssekretärs, daß die Uber- 
tragung von Postagenturen an Geschäftsleute nach Möglichkeit vermieden 
werden solle. Zuletzt führte der Abgeordnete Köhler (W.V.) Klage über 
unzureichende Sonntagsruhe bei den Postagenturen. 

Hierauf nahm der Staatssekretär das Wort zu folgender Entgeg- 
nung: 

»Meine Herren, die Postagenten haben so beredte Vertreter gefunden, 
heute in den Herren Vorrednern wie am Sonnabend in Herrn Abgeordneten 
v. Treuenfels, und es ist von allen Seiten die Lage der Postagenten als 
verbesserungsbedürftig geschildert worden. 

Die Reichs- Post- und Telegraphenverwaltung ist bemüht, soweit es den 
Verhältnissen entspricht, die Agenten besserzustellen. Aber eins dürfen Sie 
nicht vergessen: dadurch, daß für die Agenten Gehaltsaufbesserungen, Miets- 
entschädigungen usw. verlangt werden, sind wir nicht in der Lage, mit der 
Einrichtung von Agenturen so leicht und schnell vorzugehen, als es er- 
wünscht sein dürfte. Es darf nicht vergessen werden, daß es sich bei den 
Postagenten tatsächlich um eine Nebeneinnahme handelt, und fast jedesmal, 
wenn eine Agentur so angewachsen ist, daß die Postverwaltung es für not- 
wendig hält, ein Postamt daraus zu machen, bitten die Agenten: lassen Sie 
mir doch die Agentur noch länger, damit ich diese Nebeneinnahme behalte. 
Das müssen wir doch bedenken, daß eine Nebeneinnahme bis zu 1000 Mark 
auf dem Lande eine sehr hübsche Einnahme ist, und daß die Leistung da- 
für doch eigentlich keine große ist; denn der Mann ist doch in dem Dorfe, 
er hat gar nicht die Absicht, immer spazierenzugehen; entweder er hat 
überhaupt nichts zu tun, oder er hat Angehörige, die für ihn die Geschäfte 
wahrnehmen, oder er ist pensioniert und nimmt die Nebeneinnahme noch 
gern mit. 

Wenn Sie schließlich sagen: so gut wie ein Beamter für Kassenausfälle, 
für Wohnungsgeld etwas bekommt, muß es auch der Agent erhalten, — 
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dann erschweren wir die Sache sehr und kümmern uns um Dinge, um die 
wir uns nicht kümmern sollten. Erholungsurlaub! Der Mann lacht darüber; 
der Postagent ist vielleicht ein Handwerker, Tischler, Schuhmacher, was 
soll er da in seinem Geschäfte mit einem Erholungsurlaub? Wir haben uns 
mit dieser Petition auch in der Kommission eingehend beschäftigt, und die 
Herren sind der Meinung gewesen, daß einzelne Teile der Petition der Ver- 
waltung zur Erwägung übergeben werden sollen. Daß aber einzelne Teile 
überhaupt nicht zur Berücksichtigung geeignet sind, darüber bestand kein 
Zweifel. 

Falsch würde es auch sein, wenn man sagen wollte, man soll einem 
Agenten nicht unter 500 Mark Vergütung geben. Ja, wenn wir solche Be- 
stimmungen festsetzen, so schädigen wir die ganze Einrichtung. Denn, 
wenn ein Mann da ist, der mit 300 Mark zufrieden ist, weil die Agentur 
klein ist. nur wenige Einwohner am Orte sind, auch kein starker Verkehr 
dort ist, da sage ich: 300 Mark wende ich an, 500 Mark sind zu viel. 
Wenn man zu viel aufwenden will, schadet man nur der ganzen Einrich- 
tung, es werden dann nicht so viel Agenturen eingerichtet, wie sonst ein- 
gerichtet werden könnten. 

Nun ist gesagt worden, es ist nicht wünschenswert, Postagenten aus 
diesem oder jenem Stande zu nehmen. Ich teile vollständig die Ansicht des 
Herrn Dr. Neumann- Hofer und bin der Meinung, daß, wo es irgend an- 
gängig ist. die Wahl solcher Berufsstände zu vermeiden ist, bei denen im 
anderen Publikum der Verdacht entstehen könnte, daß die Postagenten die 
Adressen aufgegebener Sendungen geschäftlich ausnutzen könnten. 

(Sehr richtig! links.) 
Ich kenne den Fall, den der Herr Abgeordnete angeführt hat, nicht; ich 
werde aber Ermittlungen darüber anstellen, ob der Agent damals gesagt hat. 
er wolle das Geschäft niederlegen. Es ist ja möglich, daß er inzwischen 
nicht hat verkaufen können. Wenn es aber der Fall wäre, daß er eine 
Vergrößerung seines Geschäfts vornimmt, so würde das direkt seiner da- 
maligen Erklärung entgegenstehen. 

(Sehr richtig! links.) 

Um aber die Herren nach der Richtung zu beruhigen, möchte ich Ihnen 
doch einige Zahlen vorführen, auf welche Stände sich denn die Agenturen 
verteilen. Das wird ihnen auch ein Bild davon geben, wieweit es berech- 
tigt ist, wenn man immer verlangt, man müßte den Agenten Pension geben. 
Wir haben uns ja vielfach darüber unterhalten, daß eine Pensionierung im 
Sinne des Reichsbeamtengesetzes nicht möglich ist, weil wir unter Um- 
ständen als Agenten auch einen Mann von 70 Jahren annehmen , wenn er 
nur sonst genügt. Wir nehmen auch unter Umständen einen kranken Mann. 
Also schon aus diesem Grunde kann von einer Pensionierung nicht die 
Rede sein. Nun sind aber auch sehr viele Beamte unter diesen Agenten. 
Ich möchte anführen: unter den 10000 Agenten sind 2000 Beamte und 
Lehrer, also der fünfte Teil, Kaufleute nur 1390 — das wird für Herrn 
Dr. Neumann- Hofer interessant sein — , Gastwirte 1700, Privatiers und 
Rentiers 830. Nun denken Sie, meine Herren, wenn wir einem Rentier einen 
Erholungsurlaub geben! 

(Heiterkeit.) 

Wenn der Mann als Rentier lebt und nichts zu tun hat und sich noch 
einen Nebenerwerb verschafft, so ist es ja lächerlich, wenn man ihm Urlaul» 
geben wollte. Dann kommen Landwirte 16 12 — ich bin überzeugt, daß jedem 
kleinen Landwirte diese Nebeneinnahme sehr nützlich sein wird, und daß er 
sie gerne erstrebt — , dann Handwerker 1250, aus anderen Berufsständen 
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goö. Sie sehen aus dieser Darlegung, daß die Agenten den verschiedensten 
Ständen angehören, und daß man wirklich vorsichtig sein muß, hier zu 
reglementieren. Die Verhältnisse sind eben sehr verschieden, und es ist ein 
Glück, daß sie das sind, damit man es an einem Orte so machen kann, am 
anderen so. Ich möchte S ; c dringend bitten, sich damit zu begnügen, daß 
von dieser Stelle hier erklärt wird: was für die Agenten geschehen kann, 
das werden wir tun. Aber lassen Sie davon ab, derartige Sachen regle- 
mentieren zu wollen, denn das paßt nicht! 

Es ist noch die Sonntagsruhe erwähnt worden, und ich möchte auch 
darauf noch kurz eingehen. Ich persönlich bin ein Freund davon, daß bei 
den kleinen Anstalten am Sonntage Nachmittags kein Dienst ist. Aber ich 
stehe immer auf dem Standpunkte, daß ich auch höre, wie denn die Ver- 
hältnisse liegen, und wie diejenigen Beamten und Stände, die der Sache 
näher stehen, sie ansehen. Nun wird mir entgegengehalten, Nachmittags 
ist es wünschenswert, Dienst zu halten, weil doch vielfach der Telegraph 
benutzt wird, und weil gerade die Landleute so ungünstig daran sind, daß 
sie, wenn etwas vorkommt, von Morgens 10 Uhr ab den ganzen Tag über 
keine Depesche mehr absenden können. Ich bin der Uberzeugung, daß all- 
mählich mit dem weiteren Ausbau der Postanstalten es möglich sein wird, 
auch nach der Richtung hin Erleichterungen zu schaffen, und ich bin gern 
bereit, prüfen zu lassen, ob man nicht noch Einschränkungen vornehmen 
kann. Den ganzen Sonntagsdienst einzustellen, wird jedenfalls keiner von 
den Herren wünschen ; aber daß unter Umständen der Vormittagsdienst 
ausreichend sein würde, der Uberzeugung möchte ich sein, und ich will 
gern nach der Richtung hin von neuem Ermittlungen anstellen.« 

(Bravo!) 

Zu Titel 34 (Für Posthilfstellen usw.) sprach der Abgeordnete Ha- 
mecher (Z.) für eine Besserstellung der Postboten in bezug auf Besoldung 
und Berechnung des Besoldungsdienstalters bei der Anstellung. 

Bei Titel 35 (Zu Löhnen usw.) bemängelte der Abgeordnete Lehmann 
(Wiesbaden) (Sd.), daß für die Arbeiter keine Erhöhung der Löhne vor- 
gesehen sei. Der Wirkliche Geheime Ober- Regierungsrat Neu- 
mann (Reichsschatzamt) erwiderte darauf, daß in der Begründung »mit 
Rücksicht auf das gesteigerte Bedürfnis« zugleich ausgedrückt sei, daß das 
Dienstbedürfnis auch eine Mehrausgabe an Löhnen erfordere. 

Bei Titel 38 (Zu außerordentlichen Vergütungen usw.) begründete der 
Abgeordnete Schultz (Rp.) die Resolution der Abgeordneten v. Gamp- 
Massaunen und Genossen, betreffend die Ostmarkenzulagen. Für die Re- 
solution sprach weiter der Abgeordnete Bassermann (Nl.); bekämpft wurde 
sie von den Abgeordneten Singer (Sd.) und Gröber (Z.). Auf eine Anfrage 
des Abgeordneten Zubeil (Sd.) über die Dienststunden der Berliner 
Postillione bemerkte der Direktor im Reichs-Postamt Gieseke, daß 
in der Sache Bericht eingefordert worden sei, und eine Prüfung der An- 
gelegenheit stattfinden werde. Die Dienstverhältnisse der Postillione der 
reichseigenen Posthalterei in Berlin wären erst kürzlich, im November 
vorigen Jahres, genau geprüft worden; dabei hätte sich ergeben, daß die 
Dienstschichten und das Arbeitsmaß der Postillione genau den bestehenden 
Vorschriften entsprechen. 

Zu Titel 51 (Für Materialien zum Bau und zur Unterhaltung der Tele- 
graphenlinien) beklagte sich der Abgeordnete Ahlhorn (Fr. Vp. Hosp.) 
darüber, daß die Baumanpflanzungen an den Straßen durch die Ausholzungen 
zur Freihaltung der Telegraphenleitungen stark geschädigt würden. Ihm 
antwortete der Unterstaatssekretär Sydow: 
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»Meine Herren, der Konflikt zwischen Telegraphenstangen und Chaussee- 
baumen ist so alt wie die Telegraphenlinien selber, und seinerzeit bei Be- 
ratung des Telegraphenwegegesetzes ist die Frage sehr eingehend behandelt 
worden. Ks ist im §4 des VVegegesetzes ausdrücklich festgelegt, daß alle mög- 
liche Rücksicht auf die Baumpflanzung zu nehmen sei. Es ist auch den 
Eigentümern der Baumpflanzung das Recht zugesprochen worden, die Aus- 
astungen selbst vorzunehmen. Danach wird verfahren, und es wird seitens 
der Telegraphenverwaltung immer Wert darauf gelegt, so wenig wie möglich 
zu beschädigen. Aber ganz zu vermeiden ist es nicht. Erstens sind die 
Landstreifen außerhalb der Bäume, also an der der Fahrbahn abgekehrten 
Seite, häufig so schmal, daß da keine Bäume mehr stehen können. Ist da 
noch Platz, dann tun wir in unserem eigenen Interesse gut, die Stangen 
dorthin zu stellen. Oft aber müssen die Stangen in die unmittelbare Nähe 
der Bäume gestellt werden. Dann sucht man dadurch vorzubeugen, daß 
man lange Stangen nimmt. In den letzten Jahren sind wir in der Ver- 
wendung längerer Stangen im Interesse des Baumschutzes immer weiter 
gegangen. Nun haben aber die Stangen den Fehler, daß sie nicht mit den 
Bäumen gleichzeitig wachsen. Die Bäume wachsen, und die Zweige, die 
vorher unter den Leitungen waren, kommen an sie heran und zwischen sie, 
und die Stangen wollen absolut nicht mitwachsen. 

(Große Heiterkeit). 

Nun ist der Nachteil, der aus der Berührung der Baumzweige mit den Tele- 
graphendrähten entsteht, sehr groß, und viele Klagen, die Sie an feuchten 
Tagen über schlechte telephonische Verständigung in die Ferne haben, be- 
ruhen darauf, daß nasse Baumzweige auf die Leitungen herabgedrückt sind 
und sie berühren. Dadurch wird dann der elektrische Strom abgeleitet. 
Wenn man also nicht sachgemäß, natürlich mit Schonung, aber gründlich, 
ausästet, dann leidet die telegraphische Verständigung, und dann ist der 
Zweck der ganzen Linie verfehlt. Also in diesem Dilemma kann ich nur 
in Aussicht stellen, wir wollen möglichst Rücksicht nehmen, aber absolut 
Rücksicht nehmen können wir nicht.« 

Dem Abgeordneten Kopsch (Fr. Vp.), der zu Titel 54 (Tagegelder und 
Fuhrkosten usw.) den Wunsch aussprach, daß die Verwaltung die Erfüllung 
von Gesuchen der Beamten um Versetzung nicht allgemein von der Ver- 
zichtleistung auf Umzugskostenentschädigung abhängig machen sollte, er- 
widerte der Staatssekretär: 

»Ich glaube auch hier wieder dem Interesse des Hauses zu entsprechen, 
wenn ich den Herrn Vorredner bitte, meine Ausführungen vom vorigen 
Sonnabend zu lesen; da ist die Frage schon behandelt worden, und da 
habe ich zum Ausdruck gebracht, daß wir in der Auslegung des dienst- 
lichen Interesses so weit wie möglich gehen, daß wir aber über eine ge- 
wisse Grenze nicht hinausgehen können, weil wir der Revision durch den 
Rechnungshof unterliegen. Die Herren müssen immer daran denken, daß 
bei einem so großen Beamtenpersonale die Wünsche auf Versetzung selbst- 
verständlich recht umfangreich sind, und daß wir die Etatssummen sehr 
vermehren müßten, wenn wir alle Versetzungen auf Kosten des Reichs vor- 
nehmen würden. Aber die Bitte, die der Herr Vorredner ausgesprochen 
hat. ist eigentlich schon am Sonnabend zugestanden worden in dem Sinne, 
daß wir bei der Auslegung des Begriffs .dienstliche Interessen' recht weit 
gehen.« 

Die Titel 22 bis 66 wurden bewilligt. % 
Bei Besprechung der einmaligen Ausgaben gab der Abgeordnete 
Dr. Ablaß (Fr. Vp.) dem Bedauern Ausdruck, daß für einen Posthausneubau 
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in Hirschberg (Schlesien) keine Forderung in den Etat eingestellt worden 
sei. Der Staatssekretär antwortete: 

»Es freut mich, dem Herrn Vorredner erwidern zu können, wie 
ich auch seiner Meinung darin bin, daß ein Posthaus in Hirschberg bald 
neu erbaut werden muß. Wir haben dem schon durch die Beantragung 
eines Bauplatzes Ausdruck gegeben. Für dieses Jahr hat sich der Bau 
noch nicht vorsehen lassen. Wir sind infolgedessen genötigt gewesen, mit 
dem Vermieter des jetzigen Posthauses einen Verlängerungsvertrag abzu- 
schließen. Soviel ich höre, ist jährliche Kündigung vorgesehen. Ich hoffe, 
daß wir bei der nächsten Beratung dazu kommen werden, die Baukosten 
für das Hirschberger Posthaus im Etat zu beantragen.« 

(Bravo! links.) 

Sämtliche Titel der einmaligen Ausgaben des ordentlichen und des außer- 
ordentlichen Etats sowie der Einnahmen wurden bewilligt. 

Über die zum Postetat vorliegenden Petitionen berichtete der Abgeord- 
nete Kopse h (Fr. Vp.). Die Petitionen um Gehaltsaufbesserungen waren 
bereits von der Kommission für den Reichshaushalts-Etat bis zur Beratung 
der Besoldungsvorlage zurückgestellt worden. Die übrigen Petitionen wurden, 
dem Antrage des Berichterstatters entsprechend, 

soweit sie die Anrechnung von Militär- und Telegraphenarbeiter-Dienst- 
zeit auf das Besoldungsdienstaltcr, ferner die Ausgestaltung der 
Einrichtung der gehobenen Unterbeamten betrafen, der Regierung 
als Material, 

soweit sie sich auf Bewilligung einer Entschädigung an Beamte, die in 
den thüringischen Staaten zu den Gemeindesteuern herangezogen 
werden, ferner auf Besserstellung der Post- und Telegraphen- 
arbeiter und -handwerker und auf Besserstellung der Postagenten 
bezogen, der Regierung zur Erwägung überwiesen. 



LITERATUR. 

Die Verkehrssprachen der Erde. Von Dr. Franz Winterstein, 
2. Auflage, 1908, Frankfurt (Main) und Berlin. Verlag von Moritz 
Diesterweg. Preis geheftet 1 Mark. 

Der Verfasser erörtert zunächst die Schwierigkeiten, die bei dem stetig 
wachsenden Verkehr je länger je mehr aus der Verschiedenheit der Sprachen 
— es gibt deren nach Angabe des Verfassers 335 mit mehr als 1000 Mund- 
arten — erwachsen. Er behandelt dann kurz die Kunstsprachen, die, wie 
neuerdings das Esperanto, als internationale Hilfssprachen zu dienen und 
die Sprachverschiedenheiten zu überbrücken bestimmt sind, und kommt zu 
dem Schlüsse, daß auf die Dauer wohl nur eine lebende Sprache die Stelle 
einer richtigen Weltsprache einnehmen könne. Nach dem heutigen Stande 
der Dinge kommen als Verkehrssprachen vorwiegend das Englische, das 
Deutsche und das Französische in Betracht , an die sich die spanische und 
die italienische Sprache anschließen. Über die Verbreitung dieser und der 
wichtigsten anderen Sprachen bringt das Werkchcn bemerkenswerte Mit- 
teilungen: für deutsche Leser ist es namentlich von Interesse, zu verfolgen, 
wie die Verbreitung und Bedeutung der deutschen Sprache ständig zuge- 
nommen hat. 

BERUM. CCDHUCKl IN DER REICHSDRUCKEREI. 
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Der Stand der Beleuchtungstechnik und die Beleuchtung 
im Post- und Telegraphenbetriebe. 

Von Ober -Telegrapheningenieur im Reichs-Postamt, Baurat Lerche. 

Die Frage, wie die Betriebsräume der Post- und Tclegraphenverwaltung 
am zweckmäßigsten künstlich zu beleuchten sind , war noch vor 20 Jahren 
sehr einfach zu beantworten. Die elektrische Beleuchtung galt, weil sie 
etwa fünfmal so teuer wie jetzt und noch nirgends ortsüblich war, als Luxus- 
beleuchtung und konnte nicht in Betracht kommen; man hatte deshalb nur 
die Wahl zwischen der Beleuchtung durch Petroleumlampen und der durch 
Gasflammen. Die Gasbeleuchtung war — auf gleiche Helligkeit bezogen 

— etwa siebenmal so teuer wie jetzt und drei- bis viermal so teuer wie die Be- 
leuchtung durch Petroleumlampen; außerdem war ihre Wärmcentwicklung 
größer und ihre Kohlensäureentwicklung fast ebenso stark wie die der 
Petroleumbeleuchtung. Wirtschaftliche und gesundheitliche Gründe sprachen 
deshalb zugunsten der Petroleumbcleuchtung, so daß die Gasbeleuchtung 

— abgesehen etwa von Gründen der Repräsentation — nur in den Betrieben 
zweckmäßig war, wo man größere Lichtstärken unbedingt brauchte. Die 
richtige Wahl unter den wenigen vorhandenen Brennerarten bot keine 
Schwierigkeit. 

Heute dagegen, wo an die Stelle der ehemals gebräuchlichen wenigen 
Lampengattungen viele neue getreten sind, die, abgesehen von den 
im Fabrikate liegenden Güteunterschieden, schon an die hundert unter 
sich verschiedene Arten zählen , kann im allgemeinen nur eine gründliche 
Kenntnis der vorhandenen Lichtquellen und ihrer technischen Eigenart so- 
wie eine die jeweiligen Betriebsverhältnissc berücksichtigende technische 
Berechnung eine Gewähr bieten, daß aus den zahlreichen Beleuchtungs- 
möglichkeiten die für den besonderen Fall zweckmäßigste Beleuchtung aus- 
Archiv f. Pott u. Telegr. 8. 1908 1 5 
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gewählt wird. Die große wirtschaftliche und praktische Wichtigkeit der 
Frage für die Post- und Telegraphenverwaltung, deren Beleuchtungsbudget 
sich auf einige Millionen Mark beläuft, rechtfertigt ein näheres Eingehen 
auf die jetzige Beleuchtungstechnik, mit der auch der Verwaltungsbeamte 
einigermaßen vertraut sein muß. 

Im folgenden sollen die wichtigsten Beleuchtungsarten, die mit Erfolg 
in Gebrauch genommen worden sind , insbesondere die Beleuchtung durch 
Petroleum, Gas und Elektrizität, in ihren technischen Eigenschaften und in 
ihrer Wirtschaftlichkeit besprochen, und Vorschläge über die Form der 
Rentabilitätsberechnungen von Beleuchtungsanlagen gemacht werden. 

Zunächst werden zweckmäßig die für die Beurteilung wichtigsten Eigen- 
schaften einer Lichtquelle zu erörtern sein. Denn erst dadurch, daß diese 
in ihrer Gesamtheit möglichst nach einheitlichem Maße bewertet werden, 
kann man das Anwendungsgebiet einer Lichtquelle richtig umgrenzen und 
wesentliche — im Wettbewerbe zum Teil absichtlich herbeigeführte — Miß- 
verständnisse zwischen Lieferer und Abnehmer beseitigen. Als Maßeinheiten 
sind die von dem Verbände Deutscher Elektrotechniker und dem Deutschen 
Vereine von Gas- und Wasserfachmännern empfohlenen photometrischen 
Einheiten zu Grunde gelegt worden. 

, I. Allgemeines. 

a) Die Lichtstärke. 

Die Lichtstärke wird in Hefnerkerzen (H K) gemessen. Diese Licht- 
stärkeneinheit ist die den Lichtreiz im Auge hervorrufende wagerechte 
Lichtstrahlung einer Flamme, die von v. Hefner- Alteneck vorgeschlagen 
und zum Messen von Lichtstärken in Deutschland eingeführt worden ist. *) 

Die Lichtstärke ist bei den verschiedenen Lichtquellen an bestimmte 
durch Ausführbarkeit oder durch Erfordernisse der Massenerzeugung ge- 
deckte Grenzen gebunden. Bei einer bestimmten Beleuchtungsart wird es 
deshalb häufig nicht möglich sein, eine Lampenart herzustellen, die genau 
die in einem gegebenen Falle benötigte Lichtstärke besitzt. Diese Tat- 
sache zwingt dann meist, eine lichtstärkere und darum im Betriebe teurere 
Lampe, u. U. aber auch aus wirtschaftlichen Gründen eine — auf die Licht- 
einheit bezogen — teurere Beleuchtungsart zu verwenden. Für den zuletzt 
erwähnten Fall ein Beispiel. Wenn an einem Arbeitsplatze, der mit io H K 
gerade zweckmäßig und ausreichend beleuchtet werden kann, die Brennstunde 
einer Hefnerkerze (H K S) bei elektrischem Glühlichte dreimal so teuer wie 
bei Gasglühlicht ist, so würde das elektrische Licht trotzdem billiger sein, 
weil es die Möglichkeit zum Verwenden einer genau passenden Lampe 
bietet, wogegen beim Gasglühlichte zu der vorhandenen lichtschwächsten, 
immerhin noch 40 kerzigen Lampe gegriffen werden müßte. 

Bei vielen Lichtquellen tritt allmählich eine Veränderung der Licht- 
stärke ein, und zwar sinkt die Lichtstärke meist mit der Brenndauer. 
Andere Lichtquellen ändern mehr oder weniger regelmäßig, manchmal 
auch unter Auftreten von Geräusch, ihre Lichtstärke. Wenn dieser Mangel 
ihre Verwendbarkeit auch für viele Zwecke wesentlich beeinträchtigt, so tritt 
er bei den im folgenden besprochenen Lichtquellen — deren gute Aus- 

•) Diese Flamme ist u. a. durch ihre Höhe und ihren Durchmesser sowie durch 
die zu ihrer Erzeugung zu verwendende Lampenart und den Brennstoff" (das chemisch 
ziemlich gleichartige Amylacetat) gekennzeichnet und kann deshalb allerorts leicht 
gleichartig erzeugt werden. 
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führung vorausgesetzt — doch so wenig in die Erscheinung, daß er den 
Post- und Telegraphcnbetrieb nicht stört. Eine Ausnahme hiervon 
können elektrische Bogenlampen für Wechselstrom machen, wovon an 
anderer Stelle noch gesprochen werden wird. 

b) Die Verteilung der Lichtstärke. 

Die von den Lichtquellen ausgehenden Lichtstrahlen sind je nach ihrer 
Richtung in ihrer Stärke verschieden. Ein anschauliches Bild für diese 
verschiedene Verteilung der Lichtstärke erhält man durch eine in der Be- 
leuchtungstechnik übliche zeichnerische Darstellung. Hierbei wird, wie das in 
nachstehender Abbildung (Fig. i) veranschaulicht ist, in der Richtung des Licht- 
strahls seine Stärke aufgetragen , indem z. B. i H K durch die Länge von 
I cm ausgedrückt wird. Durch diese Darstellung erhält man die den ver- 
schiedenen Lichtquellen eigentümlichen und bei Besprechung der einzelnen 
Lichtarten eingetragenen Lichtverteilungs- oder Lichtausstrahlungskurven. 
Hieraus ergibt sich zugleich die Notwendigkeit, bei Angaben der Licht- 




stärke zu unterscheiden, in welcher Richtung diese gemessen worden ist, 
z. B. in wagerechter Richtung oder in der Richtung der größten Lichtaus- 
strahlung, oder ob die mittlere Lichtstärke der gesamten Lichtausstrahlung, 
die sogenannte sphärische Lichtstärke, oder ob die hemisphärische, d. h. die 
mittlere Lichtstärke der Strahlen verstanden ist, die auf eine die Lichtquelle 
umgebend gedachte Halbkugel fallen. Der Begriff der unteren hemisphärischen 
Lichtstärke (HK 0 : gesprochen »Hefnerkerzen hemisphärisch«) ist ein wich- 
tiges Maß für die Stärke der nach unten fallenden und bei vielen Lichtquellen 
überhaupt nur verwertbaren Lichtstrahlen. Sehr häufig beruhen markt- 
schreierische Anpreisungen der Überlegenheit einer Lichtquelle auf einer 
Verwechslung dieser Begriffe; denn es gibt Lichtquellen, deren größte 
Lichtstärke ein Mehrfaches der für den Gebrauch vielleicht allein in Frage 
kommenden hemisphärischen beträgt. 

Von der Verteilung der Lichtstrahlen ist außerdem die zweckmäßige 
Aufhängehöhe der Lampen abhängig, so daß Lampen um so höher ange- 
bracht werden müssen, je mehr ihre höchste Lichtstärke nach unten aus- 
gestrahlt wird. 

c) Die Flächenhelle. 

Die Flächenhelle einer Lichtquelle ist das Verhältnis der Lichtstärke zur 
Oberfläche des leuchtenden Körpers. Von ihr hängt die Blendung des 
Auges ab und u. U. die Notwendigkeit, zum Schutze des Auges licht- 

■5* 
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dämpfende Überfangglocken vorzusehen, z. B. beim elektrischen Bogenlichte, 
der künstlichen Lichtquelle höchster Flächenhelle. Auch bei den übrigen 
zur Zeit gebräuchlichen Lichtquellen — außer etwa der Petroleumlampe und 
der Quecksilberdampflampe — , namentlich aber bei hängendem Gasglühlicht 
und bei den elektrischen Metallfadenlampen, sind zur Schonung der Augen 
lichtdämpfende Glocken zu verwenden. Diese Uberfangglocken verschlucken 
einen Teil der Lichtstrahlen und bewirken dadurch einen Lichtverlust , der 
u. U. zu berücksichtigen ist, wenn Lichtquellen verglichen werden sollen, 
von denen die eine mit Uberfangglocke benutzt werden muß, wogegen die 
andere ohne eine solche verwendet werden kann. Als Material für Über- 
fangglocken wird — unter den in Klammern beigefügten Hundertteilen 
an Lichtverlusten — verwendet: Klarglas (5 v. H.), Holophanglas*) (12 v. H ), 
Opalglas (20 v. H.), mattes Glas (25 v. H.), Alabasterglas (30 v. H.) und 
Milchglas (40 v. H.). Die lichtdämpfenden und lichtstreuenden Uberfang- 
glocken beeinflussen die Lichtverteilung günstig. 

d) Die Wärmeentwicklung und die Verbrennungsprodukte. 

Diese sind für die einzelnen Beleuchtungsarten recht verschieden, wie die 
folgende Ubersicht erkennen läßt, in der für die wichtigsten Beleuchtungs- 
arten angegeben ist, wieviel Liter Kohlensäure (Cö 2 ) und wieviel Wärme- 
einheiten (W E) stündlich von 1 H K erzeugt werden. 



Beleuchtungsart 


CO,**) 

Liter 


W E 




IO 


40 


Leuchtgas -Schnittbrenner ....... 


6 


50 




1 


8 






4 






1,5 






I . 



Die Nebenerzeugnisse sind in ihrer Bedeutung als die Leistungsfähigkeit 
und die Gesundheit des Personals schädigende Einflüsse zu berücksich- 
tigen, und zwar besonders, wenn die Diensträurne niedrig und nicht gut 
lüftbar sind und vielen Menschen gleichzeitig zum Aufenthalte dienen. 
Da diese Eigenschaften die Wahl einer Beleuchtungsart häufig bestimmen, 
empfiehlt es sich, bei Entwürfen Beleuchtung und Lüftung gemeinsam zu 
behandeln. Durch Einbauen geeigneter AbzugsöfTnungen nahe der Decke 
kann die von der Gasflamme aufsteigende Wärme u. U. unmittelbar zur 
Lüftung des Raumes nutzbar gemacht werden. Gewisse Bogenlampenarten 
sind ihrer schädlichen Verbrennungsprodukte wegen in geschlossenen Räumen 
überhaupt nicht verwendbar. 

•) Holophanglasglocken sind Klarglasglocken, die innen und außen mit kleinen 
Glasprismen versehen sind. Die Glasprismen zerstreuen das Licht gut, ohne davon 
zu viel zu verschlucken. 

*•) Zum Vergleiche sei angeführt, daß ein Mensch stündlich etwa 40 1 Kohlensaure, 
ein 80 kerziger Gasglühlichtbrenner somit so viel Kohlensäure wie zwei Menschen 
erzeugt. 
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e) Das Verhalten im Betriebe. 

Hier wird u. a. zu prüfen sein: welche Anforderungen sind an das 
Personal zu stellen, das die Lichtquellen ordnungsgemäß anzünden, löschen, 
unterhalten und reinigen soll; wie verhalten sich die Lampen gegen Ein- 
flüsse des Dienstbetriebs, in dem sie verwendet werden sollen, z. B. gegen 
Staub, Erschütterungen, Stöße, Feuchtigkeit und Luftzug; welche Sicher- 
heit bietet die Lichtquelle gegen Versagen, und welche Vorkehrungen sind 
für Notbeleuchtung zu treffen; bietet die Bedienung etwaiger Nebenapparate 
oder die Beschaffung des für die Unterhaltung der Lichtquelle erforderlichen 
Kraftträgers (Brennstoff, elektrische Energie) Schwierigkeiten ; kann durch die 
Lichtquelle an sich oder durch den Kraftträger eine Feuers- oder Explosions- 
gefahr für die Betriebsstätte entstehen? Alle diese Fragen werden häufig 
im engen Zusammenhange mit den Betriebskosten beurteilt werden müssen. 

f) Die Betriebskosten. 

Diese setzen sich zusammen aus den Kosten für Verzinsung und Ab- 
schreibung (u.U.Miete) der Lampen, der Beleuchtungskörper und der Apparate 
zum Erzeugen, Aufbewahren, Zuleiten, Verbessern oder Messen der Energie, 
für Bedienung und besonders für Beschaffung der Energie. Die für Ver- 
zinsung und Abschreibung der Leittingsanlage sowie zum Messen der 
Energie erforderlichen Kosten sind, sofern es sich nicht um außergewöhn- 
liche Verhältnisse handelt, gegenüber den anderen Kosten meist von unter- 
geordneter Bedeutung. Dagegen können die Kosten für Abschreibung der 
Beleuchtungskörper, namentlich für Ersatz ihrer dem regelmäßigen Ver- 
brauch unterworfenen Teile, der Glühkörper, die Betriebskosten sehr wesent- 
lich beeinflussen, so daß größter Wert auf wirtschaftlich günstige Be- 
schaffung zu legen ist, zumal diese Teile in außerordentlich verschieden- 
artiger Beschaffenheit angepriesen und verkauft werden. Der Umstand, 
daß ein schlechtes Erzeugnis häufig auch eine ungünstige Lichtausbeute 
liefert, erhöht leicht noch den Schaden schlechten Einkaufs. 

Der Preis der Energie richtet sich entweder nach dem Marktpreise 
(z. B. beim Petroleum), oder er wird auf Grund besonderer, den Orts- und 
Betriebsverhältnissen angepaßter Tarife festgesetzt. 

g) Beleuchtung. 

In vielen, namentlich den einfachen Fällen wird es genügen, eine Licht- 
quelle lediglich nach den bisher angegebenen Eigenschaften zu bewerten, ins- 
besondere eine bestimmte Lichtstärke kurzerhand zu einem gegebenen Ver- 
wendungszweck als ausreichend zu bezeichnen. Für Beleuchtung von Einzel- 
plätzen (Schreibtischen, Schaltern, einzelnen Telegraphenapparaten, Stempcl- 
tischen, Briefträgertischen) reichen 16 HK aus, wenn eine nicht zu große Fläche 
— etwa vier aufgeschlagene Foliobogen — gut beleuchtet werden soll, und wenn 
an dem Platze keine Arbeiten zu verrichten sind, die, etwa wie hastiges Lesen 
undeutlicher Schrift, besonders hohe Anforderungen an die Augen stellen. 
Lichtstärken von 20 bis 25 H K sind anzuwenden, wenn derartige Arbeiten 
vorliegen, oder wenn ein doppelt bis dreifach so großer Platz beleuchtet 
werden soll. Bei besonders großen Einzelarbeitsplätzen und unter Verhält- 
nissen, die eine außerordentlich gute Beleuchtung verlangen, stellen 32 H K 
das erforderliche Höchstmaß der Lichtstärke dar. Für Fernsprechzellen 
und für Nebenräume untergeordneter Bedeutung genügen 5- bis 10 kerzige 
Lampen. 

Häufig werden jedoch Angaben der Lichtstärke allein die Angemessenheit 
einer Lichtquelle nicht genau genug erkennen lassen, was vorher schon 
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dadurch angedeutet ist, daß die Lichtstärke zur Platzgröße in Beziehung 
gesetzt worden ist. Man hat deshalb in der Beleuchtungstechnik nach einem 
mehr objektiven Wertmesser gesucht und diesen in dem für den Gebrauch 
besonders wichtigen, im folgenden erläuterten Begriffe der »Beleuchtung« 
gefunden. Wenn wir sagen: ein Arbeitstisch wird mit einer Lampe von 
16 HK beleuchtet, so genügt diese Angabe nicht ohne weiteres zur 
genauen Beurteilung der Frage, ob die Beleuchtung für den bestimmten 
Betriebszweck ausreicht; denn wesentlich ist noch die Angabe, welche 
Entfernung und Lage die Lampe zu der zu beleuchtenden Tischplatte hat. 
Nach dem bekannten Gesetze*) der Optik wird die Tischplatte, wenn die 
Lampe beispielsweise auf das Doppelte oder das Dreifache des ursprünglichen 
Abstandes von ihr entfernt wird, nur noch ein Viertel oder ein Neuntel der 
ursprünglichen Beleuchtungsstärke erhalten. Ebenso wird die Beleuchtungs- 
stärke geringer sein, wenn die Lichtstrahlen schräg anstatt senkrecht auf die 
Tischplatte auffallen. Zur Bewertung dieser Tatsache hat die Technik als 
Einheit diejenige »Beleuchtung« festgesetzt, die eine Fläche erhält, wenn in 
einem senkrechten Abstände von i m eine Lichtstärke von i H K erzeugt wird. 
Diese Einheit, eine Meterkerze oder gewöhnlich ein Lux (i Lx) ge- 
nannt, ermöglicht es, in einfacher Weise genau und unmittelbar für den 
Betrieb passende Angaben über die Beleuchtungsstärke zu machen. Denn 
unter den Bedingungen dafür, daß gesunde Augen eine bestimmte Arbeit 
ohne Uberanstrengung leisten sollen, ist als wesentlich die zu nennen, 
daß auf den Arbeitsplatz — technisch ausgedrückt — eine gewisse Mindest- 
zahl Lux entfällt. Diese Zahl muß größer sein, wenn das Auge schnell 
arbeiten oder kleine undeutliche Schrift lesen muß, sie kann geringer sein, 
wenn es sich um gröbere Arbeit handelt. Vom gesundheitlichen Standpunkt 
ist festzustellen, daß das menschliche Auge bei 70 Lx etwa so gut wie bei 
Tage sehen kann, und daß als Beleuchtung beim Lesen wenigstens 15 Lx 
zu verlangen sind. Je nach den besonderen Anforderungen an die Be- 
leuchtung kann man rechnen für Höfe 0,5 bis 3 Lx, für Gleisanlagen und 
Bahnsteige 1 bis 5 Lx, für Packkammern 8 bis 20 Lx, für wichtige Be- 
triebsräume (Telegraphen- und Fernsprechsäle, Briefsortiersäle) 25 bis 50 Lx. 
Zwischen diesen Grenzen wären zur genauen Bestimmung der Beleuchtung, 
die unter Würdigung der Wirtschaftlichkeit und der besonderen Verhält- 
nisse in den einzelnen Betrieben der Post- und Telegraphenverwaltung 
genügt, möglichst viele Werte festzusetzen, die dann ein erwünschtes ob- 
jektives Maß für die entwerfende und nachprüfende Behörde sowie für den 
Unternehmer geben würden. Daß seitens der Verwaltung und auch 
sonst solche Werte für die Beleuchtung noch nicht in größerer Zahl 
festgesetzt worden sind, dürfte seinen Grund darin haben, daß dieser 
wichtige Begriff erst im Wettbewerbe der neueren Lichtquellen an Be- 
deutung gewonnen hat und deshalb erst neuerdings in der Beleuchtungs- 
technik mehr Eingang gewinnt. Der Begriff bietet namentlich auch 
für die vergleichende Rentabilitätsberechnung ein wertvolles Maß, indem 
er einen Vergleich der für den Betrieb häufig allein maßgebenden Größen 
gestattet, nämlich der Kosten der Beleuchtung von 1 qm durch 1 Lx bei 
den verschiedenen in einem Betriebsraum anwendbaren Lichtarten. 

Schließlich können durch dieses Maß auch noch solche Beleuchtungs- 
verhältnisse bewertet werden, die nicht unmittelbar von der Lichtquelle 



*) Die Starke der Beleuchtung nimmt im Verhältnisse des Quadrats der Ent- 
fernung ab. 
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abhängen, und über die noch einiges gesagt werden soll: Gleichmäßigkeit 
der Beleuchtung, direkte, zerstreute, halbzerstreute Beleuch- 
tung, Einfluß der Farbe von Wänden und Decke der Betriebsräume. 

Die Gleichmäßigkeit oder auch der Gleichmäßigkeitsgrad der Beleuchtung 

eines Betriebsraums ( kleinste Anzahl Lux \ ^ möglichst dem Werte 1 

V größte Anzahl Lux / ö 
nähern, namentlich sollen nahe beieinander gelegene Stellen, an denen das 
Auge im raschen Wechsel weilen muß, einen hohen Gleichmäßigkeitsgrad 
der Beleuchtung aufweisen. Diese Größe hängt wesentlich von der Ver- 
teilung der Lichtstärke ab; sie steigt mit der Anzahl der Lichtquellen und 
mit der Entfernung der Lichtquellen von der zu beleuchtenden Fläche. 
Ferner wird sie — allerdings auf Kosten der Beleuchtungsstärke — dadurch 
erhöht, daß man die Lichtquelle mit lichtverteilenden Glocken umgibt, wie 
sie nach dem vorher ausgeführten bei Lichtquellen mit großer Flächenhelle 
an und für sich schon verwendet werden müssen. Noch gleichmäßiger 
wird die Beleuchtung, wenn man die von der Lichtquelle ausgesandten 
Strahlen nicht unmittelbar zur direkten Beleuchtung benutzt, sondern erst 
nachdem sie von einer durch sie beleuchteten Fläche zurückgestrahlt worden 
sind. Hierbei unterscheidet man, je nachdem nur zurückgestrahltes oder 
gleichzeitig zurückgestrahltes und direktes Licht benutzt wird, zerstreute 
oder halbzerstreute Beleuchtung, auch indirekte und halbindirekte Beleuch- 
tung genannt. Zum Erzeugen halbzerstreuter Beleuchtung werden Glocken 
verwendet, die einen Teil des Lichtes durchlassen und zugleich einen Teil 
zurückstrahlen. Die zerstreute Beleuchtung ist die vollkommenste Beleuch- 
tung. Sie ist infolge der Gleichmäßigkeit und Schattenlosigkeit dem Tages- 
licht am ähnlichsten. Sie raubt dem von der Lichtquelle ausgestrahlten 
Licht in vielen Fällen zwar einen nicht geringen Betrag, der Lichtverlust 
wird jedoch dadurch etwas ausgeglichen, daß sie nicht so stark zu sein 
braucht wie die durchschnittliche Beleuchtung bei ungleichmäßiger Licht- 
verteilung, wo starke Helligkeitsunterschiede das Auge mehr anstrengen und 
so den Eindruck schwächerer Beleuchtung hervorrufen. Bei glatter matt- 
weißer Decke läßt man am besten das Licht nur von dieser und nicht 
noch von einem besonderen Reflektor zurückwerfen. Glänzende rück- 
strahlende Flächen sind unzweckmäßig, weil sie die Ungleichmäßigkeit der 
Beleuchtung (Bilden von Lichtringen usw.) begünstigen. 

Besonders wichtig für die zerstreute Beleuchtung, jedoch auch von 
Wert bei direkter Beleuchtung, ist die Farbe der die Rückstrahlung 
erzeugenden Wandflächen. Am besten sind hier mattweiße, auch wohl 
mattgelbe, aber nicht grüne Farbentöne. Wichtig ist ferner die Staubfreiheit 
und Reinheit der Flächen, so daß auch bei der Ausstattung der Räume 
Formen und Farben zu bevorzugen sind, die das Reinigen erleichtern. In 
welchem Grade die Rückstrahlfähigkeit von der Farbe abhängig ist, ergibt 
die folgende Zusammenstellung. Es werden zurückgestrahlt von weiß- 
getünchten Flächen 80 v. H. des empfangenen Lichtes, von gelbgetünchten 
40 bis 60 v. H., von verstaubten gelbgetünchten 20 v. H., von gelber 
Tapete 40 v. H. , von dunkleren Tapeten 4 bis 25 v. H. Die zerstreute 
Beleuchtung ist besonders in Diensträumen zweckmäßig, in denen an allen 
Stellen ziemlich gleichmäßig lebhafter Personenverkehr herrscht, und in denen 
ein gutes Licht zum Erkennen von Schrift erforderlich ist. In mechanischen 
Werkstätten, wo es besonders auf körperliches Sehen ankommt, ist die 
zerstreute Beleuchtung weniger günstig als die halbzerstreute, weil sie infolge 
der Schattenlosigkeit die Körperlichkeit der Gegenstände schwerer erkennen 
läßt. 
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II. Beleuchtung durch gewöhnliche Petroleumlampen. 



Das Petroleum wird in »fraktionierter Destillation« aus der besonders in 
Amerika und Rußland natürlich hervorquellenden Rohnaphtha gewonnen. 
Je enger die Temperaturgrenzen gezogen sind, innerhalb deren die ent- 
stehenden Destillate als Petroleum gewonnen werden, und je besser das 
Destillat gereinigt (»raffiniert«) ist, um so geeigneter ist das Petroleum 
für Beleuchtungszwecke. Gutes Petroleum soll ziemlich wasserhell sein, 
es darf als Rest im Lampenbehälter kein verändertes Aussehen besitzen 
und namentlich keine festen Rückstände haben. Im allgemeinen wird die 
Güte des Petroleums im Gebrauche zu beurteilen, insbesondere zu prüfen 
sein, ob eine am Orte erhältliche Handelsware unter Verwendung der 
in der Betriebsstätte vorhandenen Brenner so gebrannt werden kann, 
daß die Flammen möglichst weiß (nicht zu gelblich oder gar rötlich) 
brennen und bei den unvermeidlichen kleinen Unregelmäßigkeiten im 
Betriebe nicht blaken oder durch Geruch belästigen. Wenn eine Petro- 
leumsorte zu solchen Mängeln neigt, ist eine besonders sorgfältige Reini- 
gung und Behandlung der Lampen nach jedesmaligem Brennen erforder- 
lich. Von gewisser, wenn auch nicht erheblicher Bedeutung für die Wirt- 



schaftlichkeit der Petroleumbeleuchtung kann die Verschiedenheit des örtlichen 
Marktpreises sein. Hierbei ist jedoch noch zu berücksichtigen, daß kleinere 
Preisunterschiede bei den gesamten Betriebskosten ausgeglichen werden 
können , wenn die billigere Petroleumsorte eine sorgfältigere und somit 
zeitraubendere Bedienung der Lampen verlangt. Bezüglich der in ge- 
eigneten Brennern erzielbaren Lichtstärken zeigen die guten Handelswaren 
so geringe Unterschiede, daß diese für die Bewertung vom Standpunkte 
des Betriebs vernachlässigt werden können. Jedenfalls kann eine Lampe 
mit derselben Petroleumsorte viel größere, lediglich durch die Art der 
Wartung oder durch die Brenndauer verursachte Unterschiede in der Licht- 
stärke zeigen. 

Die Petroleumpreise bewegen sich zwischen 21 und 24 Pf. für das Kilo- 
gramm oder 17 und 20 Pf. für das Liter. Für die Umrechnung bestehen 
die Gleichungen 1 1 = 0,8 kg und 1 kg = 1,25 I. Für Tilgung und Ver- 
zinsung der Beschaffungskosten der Lampen, Ersatz von Lampenglocken 
und Zylindern sowie für Zündhölzer können rund 12 v. H. der Kosten des 
Petroleumverbrauchs gerechnet werden. An Bedienung entfallen einschließ- 



Fig. 2. 
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lieh der Beförderung der Lampen zwischen dem Standort und der Reinigung- 
stelle auf jedesmaliges Brennen einer Lampe etwa 5 Minuten. 

Die Lichtausstrahlungskurve ergibt sich aus der vorstehenden Zeichnung 
(Fig. 2). 

Die Größen der Brenner sowie deren hemisphärische Lichtstärke und 
Petroleumverbrauch sind in der folgenden Übersicht enthalten: 



Brennergrölie 
in 
Linien 


Lichtstarke 
in 
HK 0 


Petroleumverbrauch in 

g/St g/HKS 


lO 
12 

14 
16 

20 


6 
8 
10 

15 

20 


35 

45 
60 

80 

1 


| durchschnitt- 
| lieh 3,8. 



III. Gasbeleuchtung. 
A. Das Gas und seine Ausnutzung im Brenner. 

Als Gase zu Beleuchtungszwecken werden im Betriebe das Stcinkohlengas, 
neuerdings auch Wassergas oder eine Mischung von beiden, seltener Acetylen- 
und Luft-(Aerogen-, Hydririn-) Gas verwendet. Stcinkohlengas und Wasser- 
gas lassen sich wirtschaftlich nur in Gasanstalten erzeugen. Dagegen können 
die anderen genannten Gasarten auch an der Verwendungsstelle, etwa auf 
dem Postgrundstücke selbst, hergestellt werden. Zur Erzeugung des Ace- 
tylens und des Luftgases müssen der Wartung bedürftige Apparate auf- 
gestellt werden , und zwar zur Bereitung des Acetylens solche, in denen 
unter Luftabschluß Calciumcarbid mit Wasser in dem Maße in Verbindung 
gebracht wird, als Acetylengas verbraucht wird. Zur Bereitung von Luft- 
gas und der genannten Abarten wird eine mittels einer Luftpumpe — die 
durch ein aufgezogenes Gewicht, einen Elektromotor oder andere motorische 
Kraft angetrieben wird — geförderte Luftmenge mit leicht sich ver- 
flüchtigenden Stoffen der Naphtha, wie Benzin, Hydririn, Gasolin u. a., in 
Berührung gebracht, dadurch mit den Dämpfen dieser Stoffe geschwängert 
(»karburiert«) und so in ein brennbares Gasgemisch verwandelt. 

Die Acetylengasanstalten werden wegen der ihnen anhaftenden beson- 
deren Explosionsgefahr und der die Apparate verschmutzenden und überdies 
schwer abzuführenden Kalkabfälle mehr und mehr durch die Luftgasanlagen 
verdrängt. Diese kommen, sofern eine reichscigene Gasanlage auf einem 
Postgrundstück errichtet werden müßte, nach dem jetzigen Stande der 
Technik allein in Frage. Immerhin wird auch ihre Verwendung, weil die 
Herstellungskosten des Gases infolge der Unterhaltung, Bedienung, Ab- 
schreibung und Verzinsung der Apparate und infolge der teueren Betriebs- 
stoffe hoch sind, auf die der Natur nach seltenen Fälle zu beschränken 
sein, in denen ein Amt wirksamer als durch Petroleumlampen erleuchtet 
werden muß und weder mittels Elektrizität noch durch Anschluß an eine 
Gasanstalt hinreichend gut und billig mit Licht versorgt werden kann. Zu 
berücksichtigen ist, daß die Gasbereitung im Hause und auch das Lagern 
der leicht brennbaren Rohstoffe, namentlich bei nicht sachverständiger VVar- 
tung. immerhin eine gewisse Explosionsgefahr und erhöhte Feuersgefahr 
für das Haus bilden. In einigen Orten wird im größeren Betriebe her- 
gestelltes Luftgas ebenso wie das Steinkohlengas den Bewohnern durch ein 

Archiv f. Po»t u. Telegr. 8. 1908. 16 
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Rohrnetz zugeführt. In diesem Falle liegen die Verhältnisse für das Gas 
entnehmende Postamt naturgemäß genau so wie bei Abnahme von Stein- 
kohlengas. 

Zur Erzeugung einer ausgiebigen, gleichmäßig guten Beleuchtung soll 
das Gas sorgfältig gereinigt sein. Es soll ferner reich an heizkräftigen 
Bestandteilen.*) sein und unter einem hohen, namentlich aber gleichmäßigen 
Drucke geliefert werden. 

Für Beleuchtungszwecke werden die genannten Gase, abgesehen vom 
Acetylengase, das auch in offen brennender Flamme eine leidliche Licht- 
wirkung gibt, zwecks wirtschaftlicher Lichtausbeute fast ausschließlich in 
einer Blauflamme gebrannt, deren Hitze ein mit Lcuchtsalzen**) getränktes 
Gewebe, den Glühkörper, zur Weißglut bringt und dadurch die Lichtwirkung 
erzeugt. Die Blauflamme (auch Bunsen- oder entleuchtete Flamme genannt) 
kommt in der Weise zustande, daß das Gas vor seiner Entzündung bereits 
mit Luft gemischt wird; und zwar erfolgt die Mischung in dem Brenner- 
mischrohre dadurch, daß das aus feinen Öffnungen (der Düse) mit einer ge- 
wissen Kraft in das Mischrohr eintretende Gas die darin befindliche Luft 
fortreißt und so andere Luft durch seitliche Öffnungen im Mischrohre nach- 
saugt (Strahl- und Saugwirkung). Zum Erzeugen einer für die Lichtaus- 
beute günstigen, d. h.* einer möglichst heißen und sich dem Inneren des 
Glühkörpers gut anschmiegenden »steifen« Flamme ist es erforderlich, daß 
das Gas mit möglichst viel Luft innig gemischt wird, und daß die 
Mischung mit einer gewissen Kraft aus dem Brennerrohr austritt. Zum 
Erzielen bester Leuchtwirkung müssen die Düsenöffnung, die Abmessung 
des Mischrohrs und der Luftzuführungslöcher in einem richtigen Verhältnisse 
zueinander, zum Gasdruck und zur Gasbeschaffenheit stehen. So erzeugen 
beispielsweise zu kleine Düsenlöcher das »Heulen«, zu große das sogenannte 
»Kochen« oder »Knattern« des Brenners. Günstig ist es, wenn das Gas 
unter starkem Drucke kräftig aus der Düse austritt. Darum können zu 
enge Gasleitungen — sei es, daß sie entsprechend ihrer Länge und den an- 
geschlossenen Brennern nicht richtig bemessen sind, oder daß ihr Querschnitt 
durch Rost, Staub oder Wasser stark verengt ist — infolge der hierdurch 
verminderten Austrittsgeschwindigkeit des Gases die Lichtausbeute erheblich 
verringern. Je nachdem der Brennerkopf, aus dem das Gas für die Blau- 
flamme ausströmt, unter oder über der Blauflamme liegt, unterscheidet man 
stehendes oder hängendes Gasglühlicht (»Invertlicht«). 

Von größter Wichtigkeit für eine gute Glühlichtbeleuchtung ist die 
Beschaffenheit der Glühkörper. Diese sollen die richtige Form haben und 
auch im Betriebe behalten; ferner sollen sie reichlich mit Leuchtsalzen 
getränkt und gegen Erschütterungen widerstandsfähig sein, so daß sie bei 
langer Lebensdauer ein gutes Lichtausstrahlungsvermögen behalten. 

Sofern es sich nicht um sehr grobe Mängel handelt, können Glüh- 
körper nur auf Grund sorgfältiger, für größere Betriebe allerdings sehr 



*) Den Mangel an heizkräftigen Bestandteilen kann der Abnehmer des Gases 
dadurch beseitigen, daß er das von ihm benötigte Gas durch einen Anreicherungs- 
apparat (»Divitiator«) führt. Dieser wirkt ähnlich wie die Apparate zur Erzeugung des 
Lul'tgnses, nur daß hier bereits vorhandenes Gas über die Karburierungsflüssigkeit 
geleitet wird und sich dabei mit deren Dampfen anreichert. Da die von den 
anreichernden Stofl'en erzeugte Wärmeeinheit jedoch meist teurer jst als die vom Gas 
erzeugte, wird das Verfahren nur in ganz außergewöhnlichen Fallen von Nutzen sein. 

") Thoroxyd, Ceroxyd. 
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lohnender Beobachtungen und Vergleiche bewertet werden. Zur genaueren 
Beurteilung der Lichtstärke wird man dabei auf Photometrierung im Labo- 
ratorium zurückgreifen müssen. 

B. Die offene Gasflamme. 

Die offene Gasflamme wird in dem gewöhnlichen Schnittbrenner, einem 
Röhrchen aus Speckstein mit schlitzförmiger Ausströmöffnung, ohne Ver- 
wendung eines Zylinders erzeugt. Sie liefert bei einem stündlichen Gas- 
verbrauche von 80 bis 250 1 ein unruhig flackerndes Licht von 8 bis 25 H K. 
Das Licht verbraucht für 1 H K etwa siebenmal so viel Gas wie das Gas- 
glühlicht, kann jedoch im Gegensatze zu diesem eine pflegliche Behandlung 
entbehren, indem es namentlich unempfindlich gegen Erschütterungen, Feuch- 
tigkeit, Zugluft und Staub ist. Es ist deshalb dort am Platze, wo seine 
geringe Lichtstärke ausreicht, und wo auf Grund kurzzeitiger Benutzung 
der Beleuchtung und wegen ungünstiger Betriebsverhältnisse anzunehmen 
ist, daß die Unterhaltungskosten des Gasglühlichts, namentlich infolge Bruches 
der Glühkörper und der Zylinder, höher werden als die durch geringeren 
Gasverbrauch ermöglichte Kostenersparnis. 

C. Stehendes Gasglühlicht. 

Die Brenner für stehendes Gasglühlicht sind in ihrer grundsätzlichen 
Anordnung untereinander gleich. Sie unterscheiden sich, abgesehen von der 
Größe und dem als Wertmesser dienenden Gewichte meist nur durch bau- 
liche Einzelheiten, die hauptsächlich zur Erzeugung einer wirksamen Blau- 
flamme dienen sollen, häufig aber nur bei besonderer Beschaffenheit des 
Gases diesen Zweck erfüllen. Es können deshalb sehr wohl Mängel in der 
Glühlichtbeleuchtung durch Auswechseln der an sich guten, nur für die vor- 
liegenden Betriebsverhältnisse nicht passenden Brenner behoben werden. 
Unter Umständen ist es auch noch erforderlich , den Glühkörper diesen 
Verhältnissen anzupassen und beispielsweise bei zu niedrigem Gasdrucke 
sehr dichte Glühgewebe zu vermeiden. In diesen Fragen werden die Dienst- 
stellen im allgemeinen von dem technischen Leiter der Gasanstalt richtig 
beraten werden können. Häufig sind auch die Mängel unter Beibehaltung 
der Brenner durch Veränderung der Düsenöffnung oder Regelung des Gas- 
drucks zu beseitigen. Hierüber wird an anderer Stelle noch gesprochen werden. 

Die Bedienung des Gasglühlichts erfordert große Sorgfalt, weil die 
Lichtausbeute und Ersparnis an Zylindern und Glühkörpern wesentlich von 
der Behandlung, besonders vom Aufbringen neuer Glühkörper, abhängt. 
Von größter VVichtigkeit ist es, daß der Glühkörperträger senkrecht und 
fest steht und die richtige Höhe hat. Die besten Träger sind die aus 
Magnesia; eiserne Träger werden durch die Hitze allmählich zerstört.*) Als 
Lebensdauer der Glühkörper und Zylinder wird man im Postbetrieb etwa 
300 Brennstunden rechnen können. 

Die Brenner für stehendes Gasglühlicht werden hauptsächlich in einer 
bestimmten Größe, als sogenannte C- Brenner, hergestellt. Sie haben dann 
einen Gasverbrauch von etwa 120 bis 130 1 und erzeugen 70 bis 80 H K 0 . 

*) Zum Befestigen ist der Trager, falls sich keine zuverlässigen Befestigungsteile 
am Brenner befinden, an der Stelle, wo er in den Brenner eingesteckt wird, erst mit 
Asbestfaden zu umwickeln und dann einzuführen. Unter gewöhnlichen Verhaltnissen 
sollen die Träger bei dem gewöhnlichen Auerbrenner etwa 7 cm aus dem Brennerkopfe 
herausragen. Nach jedesmaligem Verbrauch eines Glühkörpers sind die Brenner 
gründlich zu reinigen, und es sind eiserne Glühkörpertr8ger durch neue zu ersetzen. 

16' 
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Als weniger gangbares Erzeugnis wird ein kleiperer Brenner, der soge- 
nannte Liliput- oder Juwelbrenner, hergestellt. Dieser verbraucht etwa 75 
bis 80 1 Gas, liefert nur 40 bis 50 HK und ist somit wirtschaftlich nicht 
sehr günstig. 

Bei allen Brennern für stehendes Gasglühlicht ist die Verwendung hoher 
Zylinder zu empfehlen. Die Lichtverteilung entspricht der nachstehenden 
Kurve (Fig. 3). Danach werden etwa drei Fünftel der Lichtmenge seitlich und 
nach oben und nur zwei Fünftel nach unten ausgestrahlt. Das stehende 
Gasglühlicht eignet sich deshalb auch in niedrigen Räumen gut zur allge- 
meinen Beleuchtung und gibt, namentlich wenn das nach oben fallende 
Licht, wie es in Wirklichkeit meist der Fall ist, von besonderen Schirmen 
oder von einer weißen Decke gut zurückgestrahlt wird, eine sehr gleich- 
mäßige und meist nicht teuere Beleuchtung. Infolge der Eigenart der Licht- 
verteilung ist das stehende Gasglühlicht in den letzten Jahren häufig mit 
gutem Erfolge zu zerstreuter und halbzerstreuter Beleuchtung benutzt worden. 
Seine Flächenhelle wird ohne lichtdämpfende Überfangglocken zwar er- 
tragen; zur Schonung der Augen ist jedoch, namentlich wenn sich das Auge 
dem Glühkörper nähern muß, eine Lichtdämpfung erstrebenswert. Wieviel 
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Wärme und Kohlensäure vom Gasglühlicht erzeugt wird, ist auf Seite 204 
angegeben. Bei schlecht gearbeiteten oder für die obwaltenden Gasverhält- 
nisse nicht passenden Brennern oder bei zu reichlicher Gaszufuhr kann — 
was im Betriebe sehr häufig zu beobachten ist — noch durch unvollkommene 
Verbrennung eine wesentliche Luftverschlechterung eintreten. Zu reichliche 
Gaszufuhr ist äußerlich meist daran erkennbar, daß sich der Glühkörper nicht 
in voller Weißglut befindet, und daß über dem Glühkörperkopf eine wenig 
leuchtende, deshalb allerdings schwer erkennbare Flamme durchschlägt. 
Dieser vielleicht größte Mangel eines Brenners sollte stets unverzüglich 
beseitigt werden. 

D. Hängendes Gasglühlicht. 

Das über das stehende Gasglühlicht Gesagte gilt im großen und ganzen 
auch für das hängende, so daß hier nur gewisse Abweichungen zu er- 
wähnen sind. Die Brenner sind untereinander grundsätzlich noch sehr 
verschieden, auch sind bei ihrem Bau viele Schwierigkeiten zu überwinden, 
die beim stehenden Gasglühlichte nicht vorliegen. So sind die über 
der Flamme liegenden Brennerteile gegen Zerstörung durch die Hitze und 
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Abgase, der Glühkörper gegen die aus dem Gasrohre fallenden Staub- und 
Rostteile zu schützen. Ferner ist zu verhüten, daß in die über der Flamme 
liegenden Luftzuführungslöcher des Mischrohrs beim Verbrennungsvorgange 
bereits verbrauchte Luft wieder eintritt. Auch sind besondere Vorkehrungen 
gegen das Zurückschlagen der Flamme zu treffen. 

Bei vielen im Handel befindlichen Brennern, u. a. bei denen der Berliner 
Firmen: Deutsche Gasglühlicht - Gesellschaft, A.-G., sowie Erich & Graetz 
(Graetzinlicht) , sind die Schwierigkeiten überwunden. Diese Brenner 
können deshalb für den Betrieb als geeignet empfohlen werden. Sie 
werden für einen stündlichen Gasverbrauch von 60 bis 90 1 hergestellt 
und erzeugen 40 bis 60 HK 0 . Die Ausnutzung des Gases ist also — 
entgegen der weit verbreiteten Ansicht — nicht besser als beim C- Brenner 
des stehenden Gasglühlichts. Die Lichtverteilung ist jedoch , wie in 
F>g- 4 gekennzeichnet, für viele Betriebszwecke günstiger, indem fast 
das gesamte erzeugte Licht nach unten geworfen wird. Demnach eignet 
sich das Licht besonders zur Einzelplatzbeleuchtung, beispielsweise für 
Stempeltische 11. dgl. Noch mehr als beim stehenden Gasglühlicht empfiehlt 
es sich, das Licht mit lichtdämpfenden und lichtstreuenden Glocken zu 



umgeben, damit die starken, nach unten gerichteten Lichtstrahlen das Auge 
nicht blenden. Bei hängendem Gasglühlichte werden die kleineren Licht- 
stärken überall da genügen, wo die kleinere Lichtquelle des stehenden Gas- 
glühlichts infolge ihrer ungünstigen, nach oben gerichteten Lichtausstrahlung 
nicht ausreicht, und deshalb der gewöhnliche C- Brenner, d. h. eine Licht- 
quelle mit dem anderthalbfachen Gasverbrauch, angewendet werden müßte. 
Auch die den elektrischen Beleuchtungskörpern ähnliche dekorative Wirkung, 
welche die Verbreitung dieses Lichtes im Privatgebrauche sehr begünstigt 
hat, wird in gewissen Fällen, z. B. bei Beleuchtung von Schalterräumen, 
auch für die Postverwaltung von Nutzen sein. 

Das Einsetzen der Glühkörper erfordert, weil die Befestigungseinrich- 
tungen besser sind, meist weniger Geschicklichkeit als beim stehenden Gas- 
glühlicht; auch ist, sofern die Zündung sachgemäß ausgeführt wird, die 
Lebensdauer der Glühkörper größer. Eine weitere Verbreitung dieser Licht- 
quelle würde also im Postbetriebe nur anzustreben sein. 

Bezüglich der Regulierdüsen, die beim stehenden Gasglühlichte sehr vor- 
teilhaft, beim hängenden kaum zu entbehren sind, wird das Erforderliche 
an anderer Stelle gesagt werden. 
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E. Gruppenbrenner und Starklichtbrenner. 

Die gewöhnlichen, bei dem üblichen Gasdrucke verwendbaren Brenner 
für stehendes und hängendes Gasglühlicht lassen sich nur für Lichtstärken 
in den vorher erwähnten Grenzen, also zur Erzeugung von höchstens 
80 H K, verwenden. Um stärkere Lichtquellen zu erhalten, werden sie zu 
zwei bis sechs Stück unter einer Glocke zu sogenannten Gruppenbrennern 
vereinigt. Für stehendes Gasglühlicht ist diese Vereinigung nicht zu 
empfehlen, weil sich die einzelnen Glühkörper in der Lichtausstrahlung 
gegenseitig ungünstig beeinflussen. Wirkungsvoller dagegen und deshalb 
neuerdings mit großem Erfolg eingeführt sind die Gruppenbrenner von 
hängendem Gasglühlicht. Vielfach findet man Laternen, die je nach der 
Menge der eingebauten Einzelbrenner bis zu 500 H K erzeugen und bei 
genügend hohem Stande (möglichst über 4 m) eine sehr gute und 
billige Beleuchtung für Posthöfe, Packkammern, Schaltervorräume usw. 
geben. 

Das Bedürfnis, Glühlicht in noch größeren Lichtstärken zu besitzen, 
als sie durch Gruppenbrenner erzeugt werden, hat in den letzten Jahren den 
sogenannten Starklichtbrennern eine weitere Verbreitung verschafft. Be- 
sonders günstig war hierbei noch der Umstand, daß diese Brenner eine 
erheblich bessere Lichtausbeute als die gewöhnlichen ergeben. Als Uber- 
gangsform zu den eigentlichen Starklichtbrennern ist die Lukaslampe 
zu nennen. Diese kann, im Gegensatze zu den eigentlichen Starklicht- 
brennern, mit Gas unter gewöhnlichem Drucke gespeist, also ohne weiteres 
an jedes Hausleitungsnetz angeschlossen werden. Bei ihr wird durch die 
Zugwirkung eines besonders hohen schornsteinartigen Aufbaues die lebhafte 
Verbrennung einer verhältnismäßig großen, gut mit Luft gemischten Gas- 
menge in großer steifer Flamme bewirkt, und dadurch die Möglichkeit 
geschaffen, einen erheblich größeren als den gewöhnlichen Glühkörper in 
vollkommene Weißglut zu versetzen. Die Lampe wird in Lichtstärken von 
250, 400 und 550 HK hergestellt und verbraucht für die HKS etwa 
1,3 1 Gas. Die Lichtausstrahlungskurve entspricht der des gewöhnlichen 
stehenden Gasglühlichts. Die Lampen können deshalb mit gutem Erfolg 
auch bei niedrigerem Stande, als bei den neuerdings mit ihnen besonders 
wetteifernden Gruppenbrennern für hängendes Gasglühlicht üblich ist, 
angewendet werden. Schließlich muß bei diesem Vergleiche noch berück- 
sichtigt werden, daß die Lichtstärke mit einem einzigen — allerdings 
etwas teureren — Glühkörper erzeugt wird. Die Lampe kann deshalb 
für solche Stellen empfohlen werden, wo eine große Lichtstärke an 
einer Stelle gebraucht wird, und wo ihre große Bauhöhe (rund 0,8 m) 
sowie das von ihr erzeugte leise zischende Geräusch nicht stören. Neuer- 
dings wird eine Lukaslampe in den Handel gebracht, bei der die Zug- 
wirkung durch ein kleines Gebläse erzeugt wird, das — mittels Thermo- 
säule und Elektromotors — von der abziehenden Wärme der Lampe selbst 
angetrieben wird. Umfangreiche Erfahrungen mit dieser neuen Lukaslampe 
liegen gegenwärtig noch nicht vor. 

Für die eigentlichen Starklichtbrenner kann, wie bereits angedeutet, das 
Gas nicht in der von den meisten Gaswerken zur Zeit gelieferten Beschaffen- 
heit, insbesondere nicht mit dem niedrigen Drucke, verwendet werden. Es 
müssen deshalb für ein Posthaus, das mit Starklichtbrennern oder mit gleich 
wirtschaftlichen Brennern geringerer Lichtstärke ausgerüstet werden soll, 
besondere maschinelle Einrichtungen beschafft werden, die das Gas in den 
zum Speisen der Brenner erforderlichen Zustand bringen. Gewöhnlich 
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handelt es sich nur darum, das Gas auf einen höheren Druck zu pressen, 
d. h. Preßgas zu erzeugen. Auf diesem Verfahren beruhen das sogenannte 
Millenniumlicht, das Pharoslicht und das Keitlicht. Diese Be- 
leuchtungssysteme unterscheiden sich im wesentlichen nur durch die Art der 
maschinellen Hilfsmittel, wodurch das von der Gasanstalt gelieferte Gas auf 
höheren Druck gebracht wird. 

Die Selas-Gesellschaft benutzt diese maschinellen Einrichtungen außer 
zur Druckerhöhung noch dazu, dem Gase eine bestimmte Luftmenge beizu- 
mischen , so daß aus der Düse, der sonst das reine Gas entströmt , bereits 
ein Gasluftgemisch austritt. Sie erzielt hierdurch eine besonders günstige 
Lichtwirkung. 

Welcher der maschinellen Einrichtungen im einzelnen Falle der Vorzug 
zu geben sein wird, ist durch einen Sachverständigen zu entscheiden, so 
daß es sich erübrigt, auf diese Einrichtungen hier näher einzugehen. Er- 
wähnt sei nur, daß die Gaspreßmaschinen ihren Antrieb durch Elektro- 
motoren, Heißluftmaschinen, Gasmaschinen oder durch Maschinen erhalten, 
die von der Wasserleitung gespeist werden. Die Preßgasbrenner, sowohl die 
für stehendes als die für hängendes Glühlicht, weichen grundsätzlich von 
den gewöhnlichen nicht ab, sondern sind nur in ihren Abmessungen dem 
Gasdruck angepaßt, bei dem sie benutzt werden sollen. In den meisten Fällen 
unterhalten sie eine ruhige und steife Flamme ohne Zylinder. Die Glüh- 
körper dieser Lampen ebenso wie die der Lukaslampen haben durchschnitt- 
lich nur eine Lebensdauer von höchstens 100 Stunden. 

Die einzelnen Brenner der Preßgasbeleuchtung liefern Lichtstärken 
von 50 bis 2000 HK, die der Selasbeleuchtung bis herab auf 25 H K. 
Sie verbrauchen dabei 0,6 bis 1 1 Gas/H K S, und zwar gilt der niedrigere 
Verbrauch für die Brenner der größeren Lichtstärken und für die Selas- 
beleuchtung. Die Preßgasbeleuchtung erzeugt zwar gleichfalls noch viel 
Wärme und Kohlensäure. Immerhin ist sie auch in dieser Beziehung 
günstiger als die gewöhnliche Gasglühlichtbeleuchtung. Wie die sehr 
gründlichen Versuche der aus Gasfachmännern, Elektrotechnikern und 
Medizinern zusammengesetzten Versuchskommission des Deutschen Vereins 
von Gas- und Wasserfachmännern dargetan haben, eignen sich diese Be- 
leuchtungsarten ganz besonders zu zerstreuter Beleuchtung größerer Zeichen- 
säle — und vermutlich auch zur Beleuchtung der in dieser Beziehung 
ähnliche Anforderungen stellenden größeren Sortiersäle, Briefträgerzimmer 
u. dgl. — , namentlich wenn für eine gute Lüftung der Räume Sorge 
getragen ist. Der Stand der Brenner nahe der Decke und die ver- 
hältnismäßig geringe Wärmeentwicklung der Starklichtbrenner mildern die 
Nachteile der durch gewöhnliche Brenner erzeugten direkten Beleuchtung. 

Es darf jedoch nicht verkannt werden, daß der ganzen Entwicklung dieser 
an und für sich vollkommenen Beleuchtungsarten bei der Post- und Tele- 
graphenverwaltung nicht unerhebliche Schwierigkeiten entgegenstehen. Das 
Erfordernis der maschinellen Einrichtung und deren besondere Bedienung und 
Unterhaltung beschränken die Anlagen zunächst nur auf Dienststellen mit 
sehr großem Gasverbrauche. Hier finden sie aber zugleich den größten 
Gegner in der elektrischen Beleuchtung. Diese wird bei größerem Jahres- 
verbrauche meist billig geliefert werden können und wird auch, weil es 
sich in den großen Betrieben um besonders anstrengende Leistungen des 
Personals handelt, aus gesundheitlichen Gründen allgemein bevorzugt werden. 
Ferner wird auch der Gewinn imolge Minderverbrauchs an Gas wesentlich 
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durch die Verzinsung, Amortisation, Betriebskraft*), Unterhaltung und Be- 
dienung der erforderlichen maschinellen Einrichtungen vermindert. Schließ- 
lich darf nicht die Gefahr übersehen werden, welche die besondere Be- 
handlung des Gases durch Pumpen usw. schafft. Immerhin mag eine 
Anzahl Dienststellen vorhanden sein, wo eine solche Anlage mit wirtschaft- 
lichem Nutzen arbeiten würde. 

F. Zünden der Gasglühlichtbrenner. 

Das Anzünden der Gasglühlichtbrenner soll nicht von explosionsartigen 
Erscheinungen begleitet sein, weil sonst die Lebensdauer des Glühkörpers 
sehr ungünstig beeinflußt wird. Häufig genügt schon eine einzige explosions- 
artige Zündung zur sofortigen Zerstörung des Glühkörpers. Sie wird 
im allgemeinen vermieden, wenn die Zündflamme an die richtige Stelle ge- 
führt, und dann erst der Brennerhahn geöffnet wird, ferner wenn der 
Brenner und die Düse bei jedesmaligem Erneuern des Glühkörpers gründ- 
lich gereinigt werden. An Mängeln des Brenners, die ein ruhiges Zünden 
der Flamme häufig verhindern, sind u. a. zu nennen: fehlerhafte oder 
für die vorliegenden Gasverhältnisse nicht geeignete Brenner, Zerstörung 
des siebartigen Gewebes im Brennerkopf oder bei stehendem Gasglühlichte 
Fehlen der Durchschlagplatte**). Beim regelwidrigen Zünden kommt es 
häufig vor, daß die Flamme »durchschlägt«, d. h. nicht regelrecht nur am 
Brennerkopfe, sondern auch an der Ausströmungsdüse des Gases im Misch- 
rohre brennt. Die regelrechte Zündung bei durchgeschlagener Flamme läßt 
sich häufig dadurch herbeiführen, daß man den Brennerhahn sehr schnell 
schließt und sofort wieder öffnet. 

Die Gasglühlichtbrenner in den Postdiensträumen werden meistens durch 
das brennende Zündholz, bei Massenzündung auch wohl mit Spirituszünder 
zu zünden sein. Hierzu ist die Zündflamme bei stehendem Gasglühlichte 
vorsichtig, ohne Berührung des Glühkörpers, von unten in den Zylinder 
hinein in die Nähe des Brennerkopfcs, bei hängendem Gasglühlichte dicht an 
die Abzugsöffnungen für die Verbrennungsgase zu halten. Die Zündung 
durch etwa vorhandene Öffnungen der Glasumhüllung ist auch angängig, 
jedoch insofern ungünstig, als die Glasumhüllung dabei leicht verrußt. 

Für Lampen, die häufig gelöscht und gezündet werden müssen, bei- 
spielsweise an Laderampen, die öfter auf kurze Zeit beleuchtet, oder 
für Lampen, die hoch aufgehängt werden müssen, empfiehlt sich die Ver- 
wendung von Kleinstellern oder von Zündflammen***). Bei Verwendung 
dieser Einrichtungen ist darauf zu achten, daß einerseits die zum Speisen 



•) Die elektrische Betriebskraft wird von vielen Elektrizitätswerken — mit wirt- 
schaftlich berechtigter Begründung — nicht zu dem Preise des Kraftstroms, sondern 
zu dem des Stromes für Beleuchtung geliefert. 

**) Die Durchschlagplane ist eine gelochte Blechscheibe, die außen über das 
Mischkammerrohr gestülpt ist. 

••*) Der Kleinstell er ist ein außer dem gewöhnlichen Brennerhahn eingebauter 
zweiter Hahn, der nur so weit geschlossen werden kann, daß eine einmal gezündete 
Hamme immer noch ganz klein brennt. Die Zündflamme ist eine durch ein 
besonderes — auch wohl durch einen besonderen Hahn abschließbares — Gaszu- 
leitungsröhrchen gespeiste kleine Flamme, welche die Zündung bewirkt, sobald der 
eigentliche Brennerhahn geöffnet wird. Die Zündflamme ist im allgemeinen wider- 
standsfähiger gegen unbeabsichtigtes Verlöschen als die kleingestellte Flamme. Es sind 
Einrichtungen mit entleuchteter Flamme zu bevorzugen, weil die anderen das Glüh- 
gewebe verrußen und außerdem mehr Gas verbrauchen. 
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der Zündflammen erforderliche Gasausströmung nicht zu gering ist, weil 
sonst ein Verlöschen und danach ein Ausströmen unverbrannten Gases 
begünstigt wird; anderseits darf die Zündflamme aus wirtschaftlichen 
Gründen nicht mit zu viel Gas gespeist werden. Eine Zündflamme kann 
bei guter Einrichtung an zugfreiem Orte so eingestellt werden , daß sie 
stündlich 5 bis 8 1 Gas verbraucht; an zugigen Orten muß sie stärker sein 
und kann u. U. das Doppelte verbrauchen. Danach muß auf eine ständig 
brennende Zündflamme für den Tag wenigstens V 5 cbm, im Jahre also rund 
70 cbm, d. h. für 8 bis 14 Mark Gas gerechnet werden. Diese Ausgabe hat 
indes den Nutzen, daß sie die explosionsartigen Zündungen unbedingt ver- 
meidet und, dadurch daß sie den Glühkörper auch stets trocken hält, dessen 
Lebensdauer verlängert und die Lichtwirkung begünstigt. Die Zündung 
durch Zündpille (Platinmohr) und die in vielen Ausführungsformen ange- 
priesenen Gasfernzünder — die den Gashahn mechanisch oder elektro- 
magnetisch beeinflussen — haben sich bis jetzt keinen rechten Eingang 
in die Hausbeleuchtung verschafft, weil sie zu leicht versagen oder, 
bei guter Überwachung, in der Instandhaltung zu teuer sind. So wurde in 
der letzten Jahresversammlung der Gasfachmänner von einem Gaswerks- 
direktor, der den Gasfernzündern das Wort redete, ausgeführt, daß ein 
größeres Gaswerk, dessen Betrieb auf die Unterhaltung der elektrischen 
Fernzünder besonders eingerichtet war, bei einer monatlichen Einnahme von 
I Mark für jeden mit elektrischem Fernzünder ausgerüsteten Brenner mit 
Vorteil gearbeitet habe. Für diesen Betrag kann aber ein gewöhnlicher 
Auerbrenner schon täglich 1 bis 2 Stunden brennen. Beim Fehlen einer 
auf billige Unterhaltung gerichteten besonderen Einrichtung dürften die 
Kosten noch höher werden. Außerdem können diese Zündvorrichtungen, 
falls der Gashahn selbsttätig geöffnet worden ist, das eigentliche Zünden 
aber versagt, infolge Ausströmens unverbrannten Gases eine Explosionsgefahr 
herbeiführen. Sie dürften danach für den Post- und Telegraphenbetrieb 
kaum in Frage kommen. 

G. Vorrichtungen zum Regeln des Gasdrucks. 

Sobald es sich um Gas handelt, das im Großbetriebe hergestellt und 
vielen Abnehmern durch Rohrleitungen zugeführt wird, also stets bei Stein- 
kohlengasversorgung, wird das an das Gasnetz angeschlossene Amt nicht 
in der Lage sein, einen Einfluß auf die Beschaffenheit der Gaslieferung aus- 
zuüben. Bei gut geleiteten Gasanstalten wird hierzu auch keine besondere 
Veranlassung vorliegen. Allenfalls käme eine Veränderung des Druckes 
in Frage, mit dem das Gas geliefert wird. Aber auch in diesem Punkte 
wird das Gaswerk — unter dem Zwange der örtlichen Verhältnisse und der 
meist begrenzten technischen Hilfsmittel — nur ausnahmsweise besonderen 
Wünschen eines Abnehmers oder einer Gruppe von ihnen nachkommen. 
Es bleibt deshalb dem Abnehmer nur übrig, die von ihm etwa gewünschten 
Änderungen durch Einschalten besonderer Apparate selbst vorzunehmen. 
Die Erhöhung des Druckes kommt, abgesehen von der im vorigen Ab- 
schnitte beschriebenen Preßgasbeleuchtung, nicht in Frage; wohl aber können 
— wie aus dem über die Wirkungsweise der Brenner Gesagten hervor- 
geht — Vorrichtungen zweckmäßig sein, die den wechselnden Druck*) 



*) Der Druck des Gases wird durch die Höhe einer Wassersäule (in Millimetern) 
gemessen, die durch diesen Druck getragen werden kann. Der Gasdruckmcsscr 
hat in seiner einfachsten, für den Betrieb aber genügenden Ausführung die 
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des vom Gaswerke gelieferten Gases ausgleichen. Diesem Zwecke dienen 
die selbsttätigen Gasdruckregler. Die Apparate werden unmittelbar 
hinter dem Gasmesser eingeschaltet und sorgen mittels einer Schwimmer- 
glocke und eines von ihr gesteuerten Drosselventils in ziemlich vollkommener 
Weise für einen gleichbleibenden Druck im Hausrohrnetze. Sie bedürfen 
etwa derselben Wartung wie Gasmesser. Nach ihrem grundsätzlichen Aufbau 
muß die zwischen der Schwimmerglocke und einem sie umgebenden 
Schutzgehäuse befindliche Luft mit der Außenluft durch eine genügend 
große Öffnung in Verbindung stehen. Hierin liegt eine gewisse Gefahr, 
indem das im Inneren der Glocke befindliche und durch eine Sperr- 
flüssigkeit abgeschlossene Gas beim Verluste dieser Flüssigkeit in den 
Zwischenraum gelangen und nunmehr entweichen kann. Als Sperrflüssigkeit 
ist deshalb zum Erhöhen der Betriebssicherheit nicht Wasser, weil dieses 
zu leicht verdunstet, sondern Glyzerin, Vaselinöl u. dgl. zu verwenden. 
Ferner ist der Regler von Zeit zu Zeit — namentlich nachdem Arbeiten 
an dem Rohrnetze vorgenommen worden sind — auf das Vorhandensein 
einer ausreichenden Menge der Sperrflüssigkeit zu prüfen. Der Verlust der 
Sperrflüssigkeit kann auch besonders leicht durch das zum Entfernen von 
YVasser, Schmutz oder Rost übliche Ausblasen der Rohrleitung herbeigeführt 
werden. Eine erhöhte Sicherheit gegen Gasexplosion wird geschaffen, wenn 
man den Apparat so aufstellt, daß etwa austretendes Gas unmittelbar oder 
mittels eines an die gefahrbringende Öffnung des Apparats angeschlossenen 
Rohres nach außen geleitet wird. Wenn der Apparat in gewissen Fällen 
auch größere Ersparnisse erzielen kann, so ist sein Wert doch häufig über- 
schätzt worden, und nicht selten sind die durch seine Einführung eingetretenen 
Ersparnisse an Gas auf Kosten der Lichtstärke erzielt worden. Der Apparat 
kann mit Vorteil überhaupt nur angewendet werden, wenn der niedrigste 
Druck des gelieferten Gases wenigstens 40 mm ist, wenn in den Haupt- 
brennzeiten Druckschwankungen von wenigstens 8 mm vorkommen, und wenn 
außerdem die um diesen Betrag sich unterscheidenden Drucke längere Zeit 
anhalten, nicht also, wenn beispielsweise nur am Tage oder während der 
Dämmerung eine Unregelmäßigkeit im Drucke auftritt. In diesem Falle soll 
man nur — was leider häufiger versehen wird, weil das Einbauen meist am 
Tage erfolgt — die Brenner in der Hauptbrennzeit (durch richtiges Ein- 
stellen der Düsenöffnung) regulieren. 

An Stelle des einen für alle Brenner des Gebäudes gemeinsam ange- 
ordneten Druckreglers hat man bei stehendem Gasglühlicht auch selbsttätige 



in Fig. 5 angegebene Form. Das |J - förmig gebogene, an beiden Enden offene 
Glasrohr R wird mit Wasser gefüllt, bis dieses, bei senkrechter Stellung des Grund- 
bretts G, in beiden Schenkeln auf den Teilstrichen o steht. Nun wird das Rohr mit 
dem Schenkel a an die Gasleitung angeschlossen, deren Druck gemessen werden soll. 
Das Gas drückt nun in diesem Schenkel auf den Wasserspiegel, senkt ihn und hebt 
den Spiegel im anderen Schenkel. Der Höhenunterschied h gibt dann den Druck 
(Überdruck des Gases über 1 Atm.) an. Dieser Druck wechselt nun wührend der 
einzelnen Tagesstunden in dem Gasleitungsnetze mehr oder weniger infolge der 
besonderen Abmessungen des Rohrnetzes, des jeweiligen Verbrauchs an Gas und der 
besonderen Betriebsverhältnisse des Gaswerks. Trägt man die Drucke zu den ver- 
schiedenen Tagesstunden in ein Koordinatensystem ein, dessen Abszisse die Tages- 
stunden und dessen Ordinate die Höhe der dem Gasdruck entsprechenden Wassersäule 
in natürlicher Grölie darstellt, so erhält man die Gasdruckkurve, wie diese in einem 
willkürlich angenommenen Beispiele für einige Tagesstunden in Fig. 6 gezeichnet 
ist. Es gibt auch einfache Apparate, die diese Aufzeichnungen selbsttätig machen. 
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Einzeldruckregler, sogenannte automatische Regulierdüsen, in jeden einzelnen 
Brenner eingebaut. Diese Regulierdüsen haben jedoch nicht häufig Auf- 
nahme gefunden. Sie sind neuerdings mehr durch die mit der Hand verstell- 
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baren Regulierdüsen verdrängt worden, die zur Zeit bei allen guten Brennern 
für hängendes Gasglühlicht angewandt werden. Durch Drehen einer 
Schraube o. dgl. wird die Gasflamme etwa wie eine Petroleumlampe auf 
die größte Helligkeit eingestellt. Dabei ist nur noch zu beachten , daß die 
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bereits erwähnte schwachleuchtende Flamme nicht durch den Glühkörper 
schlägt. Die verstellbaren Regulierdüsen sind zur Erzielung guter Licht- 
ausbeute und wirtschaftlichen Betriebs auch für stehendes Gasglühlicht 
sehr zu empfehlen , um so mehr als das sonst erforderliche genaue 
Aufbohren der gewöhnlichen Düsen häufig nicht zu Zeiten des geeigneten 
Gasdrucks und mit der erforderlichen Sorgfalt vorgenommen wird. Zu 
bevorzugen sind die Regulierdüsen, deren Bauart einen vielen solchen 
Düsen anhaftenden Mangel ausschließt, daß infolge Undichtigkeit der Ver- 
stellvorrichtung unverbranntes Gas in kleinen Mengen entweicht. 

H. Petroleum- und Spiritus -Glühlicht. 

Das mittels flüssiger Brennstoffe, wie Petroleum, Spiritus u.dgl., her- 
gestellte Glühlicht ist gewissermaßen auch ein Gasglühlicht, denn es wird 
dadurch erzeugt, daß die in einer Blauflamme verbrennenden Gase des 
Spiritus oder des Petroleums einen Glühkörper zur Weißglut bringen. Die 
Brenner erzeugen sich dieses Gas unmittelbar aus einem ihnen beigegebenen 
Vorrate des flüssigen Brennstoffs. Der Grundgedanke besteht bei allen darin, 
daß durch eine Blauflamme oder eine kleine Hilfsflamme besondere zu 
Heizkörpern ausgebildete Teile des Brenners (z. B. der Glühkörperträger) 
erhitzt werden und die flüssigen Brennstoffe durch Verdampfung in Gas 
verwandeln. Die Brenner geben die Möglichkeit, Lichtquellen fast von der 
Stärke des gewöhnlichen stehenden oder hängenden Gasglühlichts an den 
Orten zu erzeugen , wo sonst mangels Zuleitung von Elektrizität oder Gas 
ähnliche Lichtstärken nicht geschaffen werden können. Das Spiritusglühlicht 
ist von den beiden Beleuchtungsarten das technisch zuverlässiger ausgebildete 
und für die Bedienung einfachere. Es ist etwa zwei- bis dreimal so teuer wie 
Gasglühlicht und ist im allgemeinen auch teurer als elektrisches Licht. Das 
Petroleumglühlicht ist zwar erheblich billiger als das Spiritusglühlicht und 
das gewöhnliche Petroleumlicht. Leider besteht jedoch — trotz Hunderten 
von Patenten, die auf Brenner von Petroleumglühlicht erteilt worden sind — 
kein Brenner, der in bezug auf Zuverlässigkeit und Einfachheit in der Be- 
dienung einwandfrei wäre und für den Post- und Telegraphenbetrieb emp- 
fohlen werden könnte. Der hohe Kohlenstoffgehalt des Petroleums bewirkt 
zu leicht ein Verrußen des Glühkörpers. 

Zum Erzeugen besonders großer Lichtstärken (bis zu 700 H K) sind 
verschiedentlich die sogenannten Keros- oder Washingtonlampen mit gutem 
Erfolge verwendet worden. Diese Lampen sind dadurch gekennzeichnet, 
daß das Petroleum aus dem Vorratsbehälter durch Kohlensäuredruck den 
Teilen zugeführt wird, die es verdampfen. In dieser Eigentümlichkeit, die 
allerdings wesentlich zum Erzeugen eines gleichmäßig guten Glühlichts 
beiträgt, sind aber zugleich die Gründe zu suchen, die einer weiteren 
Verbreitung der Lampen im Wege stehen: der hohe Preis sowie die um- 
ständliche Bedienung und Instandhaltung der Lampen. 

Das Glühlicht von flüssigen Brennstoffen dürfte danach für die Dienst- 
stellen der Post- und Telegraphenverwaltung nur ganz ausnahmsweise in 

Frage kommen. (Fortsetzung folgt) 
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Die Reichstagsverhandlungen über die Telegraphen- 
gesetznovelle.*) 

Die erste Beratung der Telegraphengesetznovelle im Reichstage hat 
am 21. Januar stattgefunden. Sie wurde durch folgende Rede des Staats- 
sekretärs des Reichs-Postamts eingeleitet: 

»Meine Herren, zur Einführung des Gesetzentwurfs möchte ich einige 
wenige Worte sagen. Anlaß zu dem Entwürfe hat die Entwicklung und 
weitere Ausgestaltung der Funkentelegraphie für praktische Zwecke gegeben. 
Notwendig wird gegenwärtig die Änderung des Telegraphengesetzes einmal 
für die Zwecke des eigenen Landes, für das Binnenland, weil wir für die 
Landesverteidigung, für die Kriegs- und Handelsmarine und für Zwecke 
der Verkehrstelegraphie auf die Entwicklung der Funkentelegraphie Rück- 
sicht nehmen müssen, zweitens um internationale Verpflichtungen zu er- 
füllen. Die Funkentelegraphie hat sich schnell entwickelt und sich sehr 
bald, insbesondere für die Marine, als sehr wichtig herausgestellt. Den 
Herren ist bekannt, welchen Wert augenblicklich die Funkentelegraphic 
schon hat, daß die meisten größeren Personendampfer Apparate an Bord 
haben, daß die Funkentelegraphic während des Krieges in Ostasien einen 
sehr großen Wert gehabt hat, und daß auch im Binnenlande für militärische 
Zwecke — ich darf nur an die Manöver, ferner an den Aufstand in Süd- 
westafrika erinnern — die Funkentelegraphie sich als sehr wertvoll und 
nützlich herausgestellt hat. 

Nun haften der Funkentelegraphie aber viele Unvollkommenheitcn an, 
und zwar nach der Richtung, daß sie nicht wie die sonstige Telegraphie an 
einen metallischen Leiter gebunden ist und nur diejenigen Apparate in 
Tätigkeit setzt, die an diesen Leiter angeschlossen sind, sondern daß sie 
ihre Wellen durch den Äther sendet, und daß diese Wellen überall andere 
Stationen mit in Tätigkeit setzen, die auf gleiche oder ähnliche Wellen- 
längen abgestimmt sind. Infolge dieses Umstandes sind solche Stationen 
in der Lage, Telegramme aufzufangen, die gar nicht für sie bestimmt sind, 
und außerdem durch Zeichengcbung in den Äther hinein die Telegramme 
zu stören, die hinausgesandt sind. Diese beiden Umstände machen es not- 
wendig, daß eine feste Regelung eintritt. Nun hat nach dem Telegraphen- 
gesetze vom 6. April 1892 das Reich das Recht, Telegraphenanlagen zur 
Vermittlung von Nachrichten anzulegen und zu betreiben, und zwar steht 
dieses Recht ausschließlich dem Reiche und in Bayern und Württemberg 
diesen Staaten zu. Die Funkentelegraphie fällt unter die Telegraphie im 
Sinne des Telegraphengesetzes. Darüber ist auch kein Zweifel. Infolge- 
dessen wäre ja die Materie ganz hübsch geordnet, wenn nicht im Tele- 
graphengesetz, und zwar im § 3, Ausnahmen für bestimmte Fälle vor- 
gesehen wären, in denen Telegraphenstationen eingerichtet und betrieben 
werden können ohne Genehmigung des Reichs und in Bayern und Württem- 
berg ohne Genehmigung der dortigen Verwaltung. Ich kann wohl darauf 
verzichten, den Herren diese Bestimmung des Gesetzes vorzulesen. Sie 
finden sie in den Motiven des Entwurfs. Abgesehen von diesen Ausnahmen 
sind Zweifel darüber entstanden, inwieweit das Telegraphengesetz An- 
wendung findet auf unsere Kauffahrteiflotte außerhalb des deutschen Ge- 
biets. 



*J Der Gesetzentwurf und ein Auszug aus der Begründung sind auf S. 05 ff. ab- 
gedruckt worden. 
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Um diese Verhältnisse bald regeln zu können, ist dieser Entwurf Ihnen 
vorgelegt worden. Außerdem kommt noch ein anderer Punkt in Betracht. 
Die Ausrüstung der Schiffe, sowohl der Kriegsschiffe wie der Handelsschiffe, 
mit Funkentelegraphenapparaten hat viele Schwierigkeiten insofern hervor- 
gerufen, als einzelne ausländische Gesellschaften für sich in Anspruch ge- 
nommen haben, daß Schiffe, die mit ihren Apparaten ausgestattet sind, nur 
mit Schiffen sprechen dürfen, die die Apparate desselben Systems haben. 
Das ist ein Zustand, der für die Schiffe, so nützlich sonst die Funken- 
telegraphie ist, große Mißhelligkeiten und Gefahren hervorruft. In An- 
betracht der Wichtigkeit der Funkentelegraphie für die Schiffe ist schon 
im Jahre 1903 hier in Berlin eine Konferenz zusammengetreten, um zu er- 
wägen, auf welche Weise diesem Übelstand abgeholfen werden könne. Ein- 
geladen waren vom Deutschen Reiche zu dieser Konferenz die hauptsäch- 
lichsten Uferstaaten Europas und die Vereinigten Staaten von Amerika. 
Man einigte sich damals auf der Grundlage, daß es nützlich wäre, einen 
internationalen Vertrag abzuschließen, durch den gewisse Bestimmungen 
allen Teilnehmern an diesem Vertrag auferlegt werden sollten. Als die 
wichtigste Bestimmung war vorgesehen, daß jedes Schiff mit jeder Ufer- 
station in Verbindung treten müsse, ohne Rücksicht darauf, ob Apparate 
desselben oder verschiedenen Systems sich bei der Landstation und an Bord 
des Schiffes befinden. 

Es ist dann im Jahre 1906 gelungen, einen Kongreß hier in Berlin zu- 
sammenzuberufen von sämtlichen europäischen Staaten und den haupt- 
sächlichsten Staaten der übrigen Welt, mit denen die Grundlage zu einem 
internationalen Vertrage festgelegt worden ist. 

Um diesen internationalen Vertrag ausführen zu können, muß das Reich 
in der Lage sein, allen Schiffen und allen Stationen an Land vorschreiben 
zu können: ,diese und jene Bedingung müßt ihr erfüllen, sonst bekommt 
ihr die Genehmigung zur Errichtung einer Station nicht'. Das bezweckt 
die Änderung des Gesetzes, also um es kurz zu sagen : die Bahn frei für 
alle Systeme der Telegraphie ohne Draht! — Ich glaube, das hohe Haus 
kann dem Entwürfe zustimmen; und hierum bitte ich Sie.« 

(Bravo!) 

In der anschließenden kurzen Erörterung kamen Redner der Kon- 
servativen, des Zentrums, der Nationalliberalen, der Freisinnigen und der 
Sozialdemokraten zu Worte. Der Grundgedanke des Gesetzentwurfs fand 
bei ihnen allen einmütige Zustimmung; ebenso einmütig wurde die hohe 
Bedeutung des internationalen Funkentelegraphenvertrags anerkannt. Am 
Schlüsse der ersten Beratung wurde die Uber Weisung des Entwurfs an 
eine Kommission von 14 Mitgliedern beschlossen, deren Aufgabe, 
abgesehen von einigen Einzelfragen bezüglich der Ausführung des Gesetzes 
und des internationalen Vertrags, hauptsächlich darin bestehen sollte, zu 
prüfen, ob es nicht doch angängig sei, auch bei der Funkentelegraphie die 
Gebühren nach oben zu binden. 

Die Kommissionsberatung hat in zwei Lesungen, und zwar am 6. 
und am 14. Februar, stattgefunden. Es wurde beschlossen, schriftlichen Be- 
richt zu erstatten. Dieser ist dem Reichstag unter Nummer 681 der Druck- 
sachen der 12. Legislaturperiode I. Session 1907/8 zugegangen. 

In der Kommission wurden nach zwei Richtungen hin Anträge zur 
Abänderung des Gesetzes gestellt. 

Ein sozialdemokratischer Antrag verlangte die Aufnahme folgender 
Bestimmung in das Gesetz: 
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»Einem deutschen Fahrzeuge darf die Genehmigung zur Errich- 
tung und zum Betrieb elektrischer Telegraphenanlagen nicht aus 
dem Grftnde versagt werden, weil kein Bedürfnis vorliege.« 
Der Antrag wurde von der Regierung durch folgende Ausführungen 
bekämpft. 

Es sei vom Standpunkte der Reichsregierung aus wünschenswert, daß 
möglichst jedes größere Kauffahrteischiff eine Funkentelegraphenanlage habe; 
denn in diesem Falle sei eine Verständigung bei Nebel sowie bei Seenot 
leichter; auch könnten die Anordnung der Mobilmachung und ähnliche 
wichtige Nachrichten den in Fahrt befindlichen Schiffen schneller mitgeteilt 
werden. Anderseits seien jedoch Fälle (z. B. in der Küstenfahrt oder bei 
Lustjachten) denkbar, in denen ein erhebliches Verkehrsbedürfnis nicht vor- 
liege, und der mit der Errichtung der Schiffsstation verbundene Vorteil 
außer Verhältnis zu dem Nachteile stehe, der in der Möglichkeit der Störung 
anderer Schiffs- oder Küstenstationen zu finden sei. Für solche Fälle müsse 
es statthaft sein, die Genehmigung zu versagen. Die Reichsregierung werde 
bei Prüfung der Genehmigungsanträge von Schiffen durchaus sachlich und 
in entgegenkommender Weise verfahren. 

Bei der Abstimmung wurde der Antrag abgelehnt. 

Ein Antrag des Zentrums wollte die in Ziffer 3 des Gesetzentwurfs 
geforderte Ermächtigung des Reichskanzlers zur selbständigen Festsetzung 
der Gebühren für funkentelegraphische Ubermittlungen nur für die Zeit 
bis zum 1. Juli 19 13 zugestehen. Demgegenüber forderte ein sozialdemo- 
kratischer Antrag, daß die Gebührenordnung für die Benutzung der Funken- 
telegraphenanlagen durch Reichsgesetz bestimmt werden solle. Der sozial- 
demokratische Antrag wurde nach kurzer Erörterung abgelehnt, der Zen- 
trumsantrag dagegen einstimmig angenommen, nachdem ein Regierungs- 
vertreter erklärt hatte, daß gegen ihn seitens der Regierung keine Bedenken 
beständen. 

Von vorstehendem abgesehen, haben die Kommissionsberatungen nur 
dazu gedient, über verschiedene für die spätere Handhabung des Ge- 
setzes wichtige Fragen Aufklärung zu geben. 

So wurde der Befürchtung Ausdruck verliehen, daß das Reich, wenn es 
im uneingeschränkten Besitze des Regals für Funkentelegraphenanlagen sein 
werde, die Schiffe durch Auferlegung besonderer Bedingungen auf ein 
bestimmtes System beschränken werde, und daß, da das Zusatzab- 
kommen über die Freiheit des Verkehrs von Bord zu Bord von Italien und 
England nicht unterzeichnet sei, andere Systeme gegenüber dem 
Marconisysteme benachteiligt würden. Diese Bedenken wurden durch 
folgende Ausführungen eines Vertreters der Reichs- Postverwaltung zer- 
streut. 

Die Rcichs-Postverwaltung stehe allen funkentelegraphischen Systemen 
unparteiisch gegenüber und habe in bezug auf keines derselben eine Verpflich- 
tung übernommen, die eine Bevorzugung vor anderen einschlösse. Zweck 
des internationalen Abkommens sei ja gerade, eine Monopolstellung einzelner 
Systeme zu verhüten und dadurch freie Bahn für die technische Entwick- 
lung der drahtlosen Telegraphie zu schaffen. Für die Reichsverwaltung 
kämen nicht nur das Telefunkensystem , sondern ebensogut alle anderen 
Systeme (Fessenden, De Forest, Poulsen. Marconi usw.) in Betracht. Nur 
die Güte der zu erwartenden Leistungen würde entscheidend sein. Natürlich 
müßten sich alle Systeme, die in Frage kämen, gleichmäßig den allgemein 
aufgestellten Bedingungen fügen, unter denen die wichtigste die sei, daß 
sie sich zum Verkehr mit anderen Stationen ohne Rücksicht auf das 
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System verpflichteten. Unter dieser Voraussetzung würde insbesondere 
auch das Marconisystem zugelassen werden. Wenn Italien bis jetzt dem 
internationalen Vertrage nicht beigetreten sei, so liege difcs daran, daß es 
noch auf eine Reihe von Jahren durch Abkommen mit der Marconigesell- 
schaft daran gehindert sei. Großbritannien habe allerdings das Zusatzab- 
kommen , betreffend den Verkehr von Schiff zu Schiff, nicht mitunter- 
zeichnet, doch sei davon eine dauernde Überlegenheit des Marconisystems 
nicht zu befürchten, da von Jahr zu Jahr die Schiffe und Küstenstationen, 
die mit anderen Systemen ausgerüstet seien, an Zahl zunähmen. Uberhaupt 
möge man nicht glauben, daß vom Marconisysteme jetzt gewissermaßen die 
Welt beherrscht werde. Nach einer Zusammenstellung, die im wesentlichen 
auf den Angaben englischer und amerikanischer Zeitschriften beruhe, seien 
vor kurzem ausgerüstet gewesen: 

davon 





Stationen 


Küsten- 


Bord- 






stationen 


stationen 




• 273 


165 


108 




642 


225 


417 




202 


93 


109 




• 3«7 


238 


I49 


Summe. . . 


. 1504 


721 


783- 



Das Reich sei vollkommen imstande, auch andere Systeme als das Tele- 
funkensystem einzuführen, und stehe auch fortdauernd mit den Krfindern 
anderer Systeme wegen Erprobung ihrer Einrichtungen in Verbindung. 

Ein Vertreter der Reichs-Marineverwaltung schloß sich diesen Ausfüh- 
rungen an und betonte, daß auch das Rcichs-Marineamt allen Systemen frei 
gegenüberstehe, alle neuen Erfindungen unparteiisch prüfe und bereit sei, 
die besten von ihnen einzuführen. 

Über die Grundsätze für die Erteilung von Genehmigungen 
zu Funkentelegraphenanlagen wurde folgende Erklärung abgegeben. 

Für die Erteilung der Genehmigung werde das allgemeine öffentliche 
Interesse maßgebend sein. Neben dem Verkehrsinteresse komme natürlich 
auch das Interesse der Landesverteidigung dabei in Betracht. Die deut- 
schen Landstationen werde das Reich voraussichtlich in der Regel in eigener 
Verwaltung behalten, aus demselben Grunde, aus dem es die Stationen für 
Drahttclegraphie selbst errichte und betreibe. Umgekehrt werde man den 
Betrieb der Stationen auf der Kauffahrteifiotte in der Regel den Privat- 
unternehmern überlassen, und es bestehe nicht die Absicht, ihnen bei der 
Erteilung der Genehmigung irgendwie unnötige Schwierigkeiten zu machen. — 
Eine Kontingentierung der Zahl der für drahtlose Telegraphie 
ausgerüsteten Handelsschiffe sei zur Zeit nicht beabsichtigt; im 
Gegenteil werde es nach der gegenwärtigen Lage der Dinge um so er- 
wünschter sein, je stärker deren Zahl wachse. 

Was die Frage der Gebühren für die Erteilung der Genehmigung 
angehe, so liege die Sache nicht anders als bei der Drahttclegraphie. Er- 
hebung von Gebühren würde für die Reichs-Telegraphenverwaltung nur so- 
weit in Frage kommen, als sie von dem Betriebe der Einrichtung einen Ver- 
lust an eigenen Einnahmen zu befürchten habe. Im drahtlosen Verkehr 
von Küste zu Schiff oder von Schiff zu Schiff könne dies nicht vorkom- 
men, infolgedessen sei für diese Fälle die Frage, ob die Erhebung einer 
Genehmigungsgebühr beabsichtigt sei, zu verneinen. Auch würden die Ge- 
bühren der Bordstationen den Inhabern dieser Stationen belassen werden. 
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Nur wenn es sich im Verkehr von Landstation zu Landstation um Privat- 
anlagen handeln sollte, deren Betrieb den Reichs-Telegraphenanlagen Aus- 
fälle bereiten würde, sei die Festsetzung einer solchen Gebühr denkbar. 
Wolle man die Erhebung einer solchen Gebühr gesetzlich überhaupt aus- 
schließen, so würde das Reich dahin gedrängt werden, in Fällen, die es 
sonst vielleicht gegen eine dem Ausfall entsprechende Jahresgebühr geneh- 
migt hätte, wegen des befürchteten Einnahmeausfalls die Genehmigung zu 
versagen. 

Nach § 3a des Gesetzentwurfs soll auch die optische und akustische 
Schiffstelegraphie dem Reichsregal unterworfen werden; es ist aber, 
nach der Begründung des Entwurfs, eine Verordnung des Reichskanzlers 
in Aussicht genommen, die den Schiffen die nötige Bewegungsfreiheit in 
der Errichtung und dem Betrieb optischer und akustischer Telegraphen- 
anlagen gewöhnlicher Art zu Zwecken ihres Betriebs sichern soll. Auf 
eine Anfrage, wie weit die Beschränkung der optischen und akustischen 
Telegraphie gehen solle, wurde folgendes erwidert. 

Was die optische und akustische Telegraphie angehe, so sei beabsichtigt, 
das jetzt in der Handelsmarine übliche Telegraphieren mit Signalflaggen 
nach dem internationalen Signalbuche freizugeben. Wie weit die Licht- 
telegraphie, die auf der Handelsmarine kaum noch Eingang gefunden habe, 
den Kauffahrteischiffen freigegeben werden könne, unterliege noch der Er- 
wägung. Es sei dabei zu bedenken, daß die Verwendung von Blinkfeuern 
und Scheinwerfern leicht die Wirksamkeit der Leuchtfeuer beeinträchtigen 
könne. Hinsichtlich der akustischen Telegraphie beständen ähnliche Be- 
denken. Hier könne eine Freigabe der Telegraphie durch Unterwasser- 
schallsignale mit der neuerdings mit Erfolg eingeführten Benutzung solcher 
Signale seitens der Feuerschiffe zur Warnung bei Nebel usw. in Widerstreit 
geraten. Uber alle diese Fragen werde im Wege der Verordnung ent- 
schieden werden, und es sei beabsichtigt, vor Erlaß einer solchen den Re- 
gierungen der Seeuferstaaten Gelegenheit zur Äußerung zu geben. — Es 
sei nicht in Aussicht genommen, die Beschaffung und Verwendung von 
Scheinwerfern für Lösch- und Ladeeinrichtungen zu erschweren. Sollten 
solche indes verbotwidrig zu einer nicht freigegebenen Art von optischen 
Telegraphen verwendet werden, so würde allerdings unter Umständen im 
Wege des Strafverfahrens eingeschritten werden. 

Eine Anfrage über den gegenwärtigen Stand der Ratifikation der 
Fun kentelegraphen Verträge wurde folgendermaßen beantwortet: 

»Die am 3. November 1906 in Berlin abgeschlossenen funkentelegraphischen 
Abkommen sind bisher von den folgenden sieben Staaten ratifiziert worden : 
Belgien, Dänemark, Mexiko, den Niederlanden, Norwegen, Rumänien, 
Schweden. 

Die Königlich Großbritannische Regierung hat die amtliche Erklärung 
an das Auswärtige Amt gelangen lassen, daß sie zur Ratifikation vorbereitet 
(prepared) sei, und daß sie die englische Ratifikationsurkunde hier nieder- 
legen werde, sobald sie von der Bereitwilligkeit der Hauptvertragsstaaten 
zur Ratifikation unterrichtet sein würde. 

Der Brasilianische Kongreß hat die Abkommen genehmigt; die bra- 
silianische Ratifikationsurkunde ist indes noch nicht hierher gelangt. 

Die mexikanische Regierung hat auch das Engagement additionnel, das ihr 
Vertreter seiner Zeit nicht unterzeichnet hatte, ratifiziert und ist ihm damit 
beigetreten.«*) 



•1 Inzwischen sind die Vertrüge auch vom Deutschen Reiche ratifiziert worden. 
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Eine weitere Anfrage betraf die Veröffentlichung der Anordnun- 
gen, die nach § 3b des Entwurfs über den Betrieb von Tclegraphen- 
anlagen auf fremden Fahrzeugen erlassen werden sollen. Ein Re- 
gierungsvertreter erklärte, die allgemeinen Anordnungen würden veröffentlicht 
werden ; es sei aber wohl denkbar, daß unter besonderen Umständen , z. B. 
in Fällen politischer Spannung, abweichende Bestimmungen für einzelne 
Schiffe getroffen würden. Diese würden nicht bekanntgegeben werden. — 
In kurzer Erörterung wurde schließlich noch festgestellt, daß die Vorschriften 
des Gesetzentwurfs, ebenso wie die des Telegraphengesetzes, in vollem Um- 
fang auch für Fernsprechanlagen gelten sollen. 

Das Ergebnis der Kommissionsberatung war die einstimmige 
Annahme des Gesetzentwurfs mit der aus dem oben erwähnten Zentrums- 
antrage sich ergebenden Abänderung. 

Die zweite Beratung des Entwurfs im Plenum hat am 20. Februar 
stattgefunden. Nach einer kurzen Empfehlung des Kommissionsantrags 
durch den Berichterstatter gab der sozialdemokratische Abgeordnete Dr. Frank 
(Mannheim) die Erklärung ab, daß seine Partei mit Rücksicht auf die Mehr- 
heitsverhältnisse davon absehe, ihre in der Kommission abgelehnten Anträge 
im Plenum zu wiederholen, und daß sie trotz mancher Bedenken für das 
Gesetz stimmen werde. Bei der darauffolgenden Abstimmung wurde der 
Entwurf in der Fassung der Kommissionsbeschlüsse einstimmig ange- 
nommen, ebenso ohne Erörterung in der dritten Lesung am 
25. Februar. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung vom 27. Februar dem abgeänderten 
Gesetzentwurfe seine Zustimmung erteilt. — Das Gesetz hat nunmehr 
folgenden Wortlaut: 

Das Gesetz über das Telegraphenwesen des Deutschen Reichs vom 
6. April 1892 (Reichs -Gesetzbl., S. 467) wird dahin geändert: 

1. Der §3 erhält folgenden Abs. 2: 

Elektrische Telegraphenanlagen, welche ohne metallische Ver- 
bindungsleitungen Nachrichten vermitteln, dürfen nur mit Ge- 
nehmigung des Reichs errichtet und betrieben werden. 

2. Hinter § 3 werden folgende Vorschriften eingeschaltet: 

§ 3a. 

Auf deutschen Fahrzeugen für Seefahrt oder Binnenschiff- 
fahrt dürfen Telegraphenanlagen, welche nicht ausschließlich zum 
Verkehr innerhalb des Fahrzeugs bestimmt sind, nur mit Ge- 
nehmigung des Reichs errichtet und betrieben werden. 

§ 3b. 

Der Reichskanzler trifft die Anordnungen über den Betrieb 
von Telegraphenanlagen auf fremden Fahrzeugen für Seefahrt 
oder Binnenschiffahrt, welche sich in deutschen Hoheitsgewässera 
aufhalten. 

3. Der § 7 erhält folgenden Abs. 2: 

Die Vorschrift des Abs. 1 Satz 1 findet auf Anlagen der im 
§ 3 Abs. 2 bezeichneten Art erst vom E. Juli 191 3 ab Anwendung. 

Das Gesetz ist unterm 7. März Allerhöchst vollzogen und in Nr. 13 
des am 21. März ausgegebenen Reichs-Gesetzblatts veröffentlicht worden. 
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Die dritte Beratung des Etats der Reichs -Post- und 
Telegraphen Verwaltung für das Rechnungsjahr 1908 

im Reichstage. 

Die dritte Beratung des Postetats für 1908 fand am 30. März statt und 
begann mit Titel 1 bis 16 der fortdauernden Ausgaben. Als erster Redner 
sprach der Abgeordnete Hue (Sd.) über die Postverhältnisse im rheinisch- 
westfälischen Industriebezirk und empfahl als dringend notwendig eine Tei- 
lung des Ober-Postdirektionsbezirks Düsseldorf, wobei er als Sitz einer 
neuen Ober-Postdirektion die Städte Bochum und Gelsenkirchen vorschlug. 
Hervorragende Verkehrsmittelpunkte des Industriebezirks , wie Bochum, 
Dortmund und Essen, würden bei Verkehrsverbesserungen, z. B. bei Her- 
stellung unmittelbarer Fernsprechleitungen nach Berlin, anderen Städten 
gegenüber zurückgesetzt. 

Der Abgeordnete Giesberts (Z.) trat hinsichtlich der Notwendigkeit 
einer Teilung des Düsseldorfer Bezirks dem Vorredner bei, verzichtete aber 
darauf, für den Sitz einer neuen Ober-Postdirektion einen bestimmten Vor- 
schlag zu machen. Beide Redner erhoben mit Bezug auf eine Zeitungs- 
meldung über die Neuregelung des Wohnungsgeldzuschusses Einspruch 
gegen die nach dieser Meldung zu erwartende Zurücksetzung rheinisch-west- 
fälischer Städte bei der Klasseneinteilung der Orte. 

Hierauf nahm der Staatssekretär das Wort zu folgender Er- 
widerung: 

»Meine Herren, es wird vielleicht zur Abkürzung der Diskussion bei- 
tragen, wenn ich mir daran zu erinnern gestatte, daß ein Gesetz über den 
Wohnungsgeldzuschuß überhaupt noch gar nicht vorliegt 

(sehr richtig! rechts), 
daß also, solange kein Gesetzentwurf eingebracht ist, man nicht gut über 
ein solches Gesetz sprechen kann. Ich möchte auch in Erinnerung bringen, 
daß es sich nicht allein um die Postbeamten handelt, sondern daß beim Woh- 
nungsgeldzuschuß alle Beamten in Betracht kommen. 

Dann haben die beiden Herren Vorredner die Einrichtung einer neuen 
Ober-Postdirektion angeregt, nachdem bei der zweiten Beratung schon der 
Herr Referent und auch der Herr Abgeordnete Kirsch sich zu der Sache 
geäußert haben. Neue Ober-Postdirektionen richten wir nur dann ein, 
wenn ein Bedürfnis dazu vorhanden ist; bis jetzt ist ein solches Bedürfnis 
bei mir noch nicht geltend gemacht worden, wenigstens aus postalischen 
Kreisen nicht. Nun sind aber Vertretungen aus Essen bei mir gewesen 
und haben ihre Wünsche vorgetragen. 

Zu bezweifeln ist ja gar nicht, daß der Düsseldorfer Bezirk ein sehr 
großer und wichtiger ist; alle Redner haben bisher mit Recht angeführt, 
daß sowohl die Zahl der Beamten wie die Intensität des Verkehrs sehr 
groß ist. Daraus allein entspringt noch nicht die Notwendigkeit, eine 
Teilung vorzunehmen. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Wenn nun aber die Herren sagen, Essen ist der geeignete Platz, so 
möchte ich den Herren in Erinnerung bringen, daß so einfach die Frage 
sich nicht lösen läßt. Nachdem hier im Reichstage die Frage angeschnitten 
worden ist, sind Vertreter der Städte Elberfeld-Barmen bei mir gewesen 
und haben ihre Wünsche geltend gemacht. Nun ist nicht zu bezweifeln, 
daß die Wünsche von Elberfeld-Barmen mit ebenso starkem Nachdrucke, 
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mit ebenso starkem Geschütze vertreten worden sind wie die von Essen, 
daß der Verkehr Elberfelds und Barmens ein sehr wichtiger ist, und daß 
daher auch diese Anregungen Prüfung verdienen. Auch Crefeld hat sich 
inzwischen geregt und für sich eine neue Ober-Postdirektion in Anspruch 
genommen. 

Ich werde mich dahin resümieren : die Wünsche sind nun einmal an die 
Reichs- Post- und Telegraphen Verwaltung herangetreten, sie werden von mir 
geprüft werden. Wie die Entscheidung ausfallen wird, darüber kann ich 
den Herren noch keine Auskunft geben.« 

(Heiterkeit.) 

Der Abgeordnete Linz (Rp., Hosp.) sprach die Hoffnung aus. daß bei 
einer Teilung des Düsseldorfer Bezirks die neue Ober- Postdirektion ihren 
Sitz in Barmen -Elberfeld erhalten werde, und brachte einen Wunsch des 
»Verbandes rheinisch-westfälischer Exportfirmen« befürwortend zur Sprache, 
wonach die Reichs -Postverwaltung künftig für Pakete nach überseeischen 
Orten Einlieferungsbescheinigungen ausstellen soll. Die Notwendigkeit, 
Wichtigkeit und Berechtigung dieser Forderung werde kaum bestritten 
werden können. Bei den großen Entfernungen, die für den Ausfuhrhandel 
in Betracht kämen, dauere es häufig viele Monate, bis der Absender vom 
Empfänger Kunde erhalte von der Ankunft und Auslieferung der Sendung, 
und in der Zwischenzeit fehle es ihm an jedem urkundlichen Nachweis über 
die Einlieferung zur Post. Für die Verfolgung von Ansprüchen gegenüber 
den Versicherungsgesellschaften und für die Beilegung von Streitigkeiten 
zwischen Absender und Empfänger sei es häufig von großem Werte, durch 
amtlichen Nachweis feststellen zu können, ob und wann die Auflieferung 
erfolgt ist. Die Einlieferungsbescheinigungen sollten lediglich als Nachweis 
der Auflieferung dienen, keineswegs aber eine Erweiterung der Haftpflicht 
der Reichspost herbeiführen. Die Absender würden sich gern mit der bloßen 
Abstempelung eines von ihnen ausgefüllten Bescheinigungsformulars be- 
gnügen und auch einverstanden sein, wenn die Post eine der erhöhten 
Mühewaltung entsprechende Gebühr erheben würde. Redner beklagte, daß 
die Anträge der Beteiligten abgelehnt worden seien, und bat die Reichs- 
Postverwaltung um nochmalige Prüfung der Angelegenheit. 

Der Staatssekretär erwiderte: 

»Meine Herren, ich kenne den W T ortlaut des Bescheids nicht, höre aber, 
daß er tatsächlich abweisend ausgefallen ist. Nun ist ja hinreichend be- 
kannt, daß die Postverwaltung gern Wünsche erfüllt, die an sie herantreten, 
wenn sie erfüllbar sind. Es ist auch nicht zu bezweifeln, daß die Expor- 
teure lange Zeit darüber im unklaren sind, ob ihre Pakete angekommen 
sind oder nicht, weil es sich um überseeische Beförderungen handelt. Aber 
tatsächlich sind Verluste sehr selten. 

Nun ist es keine Ungefälligkeit der Verwaltung, Quittungen nicht aus- 
zustellen. Warum sollten wir das nicht tun, zumal wenn wir noch Geld 
dafür bekommen! Dem steht aber erstens mal das Gesetz entgegen, da 
das Gesetz uns verbietet, derartige Gebühren zu erheben. Im Posttaxgesetze 
finden Sie im § 8: 

Gebühren für Postscheine über Auflieferung von Sendungen 
kommen nicht zur Erhebung. 
Gerade die Erhebung von Gebühren für solche Postscheine, die extraordinär 
verlangt werden, und Packkammergeld hat man damals aufgehoben, und 
zwar, wenn ich mich recht erinnere, auf Anträge aus dem Reichstage heraus. 
Wenn man nun keine Gebühren erheben kann, würde es sich also darum 
handeln, Quittungen unentgeltlich auszustellen. Was nun dem Exporteur 
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für seine überseeischen Pakete recht ist, das beansprucht naturgemäß der 
andere für seine Pakete auch , und wir würden beim Ausstellen von Quit- 
tungen für eine gewisse Kategorie von Paketen jedenfalls anderen Wünschen 
auch entgegenkommen müssen. Es würde sich dann nicht mehr um über- 
seeische Pakete allein handeln, sondern auch vielleicht um Pakete nach 
Rußland , Persien und Spanien und allen möglichen Ländern. Nun haben 
wir uns bei der zweiten Lesung eingehend darüber unterhalten, wie schwierig 
die Auflieferung von Paketen überhaupt ist, und welche Ubelstände bei den 
Masseneinlieferungen besonders in den letzten Abendstunden hervortreten. 
Durch die Wahrnehmung besonderer Verrichtungen, durch die Ausstellung 
von Quittungen würde das alles noch viel schwieriger sich gestalten. Das 
ist der Grund gewesen, weshalb wir den Wünschen nicht haben entsprechen 
können. Tatsache ist aber, daß ein Bedürfnis dafür bisher gar nicht her- 
vorgetreten ist; denn Verluste sind überaus selten. Es handelt sich hier 
lediglich darum, daß der Absender bei den Versicherungsgesellschaften die 
Sendung versichern will, und daß die Versicherungsgesellschaften einen Nach- 
weis haben wollen, daß die Pakete wirklich eingeliefert sind. Aber die 
Ausstellung von Quittungen gegen Gebühren können wir nicht einführen, 
und wenn wir solche Quittungen ausstellen wollten, dann würden wir für 
alle Pakete das tun müssen, und das würde unnötige Mühe und recht viel 
Geld kosten. Das ist der Grund der Ablehnung.« 

Der Abgeordnete Kirsch (Z.) berührte kurz die Frage des Wohnungs- 
geldzuschusses und der Klasseneinteilung der Orte und bekannte sich von 
neuem als Gegner einer Teilung des Über- Postdirektionsbezirks Düsseldorf. 

Der Abgeordnete v. Damm (W.V.) bat, die Resolution über die Wieder- 
einführung des billigen Ortsportos mit möglichst großer Mehrheit anzu- 
nehmen. Dieser Bitte schloß sich der Abgeordnete Werner (Ref.-P.) an, 
der sich im übrigen entschieden gegen den Wunsch des Abgeordneten Linz 
nach Einführung von Einlieferungsscheinen für Pakete nach dem über- 
seeischen Auslande aussprach. Außerdem wandte er sich gegen die diätarische 
Beschäftigung von Militäranwärtern bei der Reichs- Post Verwaltung und ver- 
langte eine gleichmäßige Regelung des Erholungsurlaubs der Beamten , die 
als Offiziere des Beurlaubtenstandes militärische Übungen abzuleisten haben. 
Zum Schlüsse äußerte er den Wunsch, daß die Beamten, nachdem die 
Besoldungsaufbesserungen stattgefunden haben werden, zugunsten des ge- 
werblichen Mittelstandes ihre wirtschaftlichen Vereinigungen aufgeben sollten. 

Der Abgeordnete Eickhoff (Fr. Vp.) befürwortete die vom Abgeord- 
neten Linz vertretenen Wünsche der rheinischen Ausfuhrgeschäfte, die dann 
auch vom Abgeordneten Dove (Fr.V.) unterstützt wurden. Vom Abgeord- 
neten Böhle(Sd.) wurde Klage geführt über mangelhafte räumliche Unter- 
bringung mehrerer Postämter in Straßburg (Eis.); auch erklärte er die Ein- 
richtung eines Postamts für einen dort neu entstandenen Stadtteil für not- 
wendig. 

Zuletzt kam der Abgeordnete Zubeil (Sd.) noch auf die bereits bei der 
zweiten Lesung erörterte Angelegenheit des Postschaffners Dröse aus Elbing 
zurück, ohne indes neue Tatsachen von Belang anzuführen. 

Nach Schluß der Besprechung wurden die Titel 1 bis 16 und ohne Er- 
örterung die Titel 17 bis 66 der fortdauernden Ausgaben, ferner sämtliche 
Titel der einmaligen Ausgaben und der Einnahme bewilligt. 

Die Resolution Freiherr v. Gamp-Massaunen und Genossen zum 
Etat der Reichs-Post- und Telegraphen Verwaltung für 1908, betreffend die 
Bewilligung von Ostmarkenzulagen an Reichsbeamte, und der Zusatzantrag 
Dr. Ablaß und Genossen, betreffend die Unwiderruflichkeit der Zulagen, 
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wurden am 31. März in lebhafter Erörterung beraten und am 1. April in 
namentlicher Abstimmung angenommen. 

Bei der Abstimmung am 31. März über die bereits bei der zweiten 
Lesung des Postetats beratenen Anträge wurden 

angenommen: 
der Antrag Dr. Ablaß und Genossen: 

den Herrn Reichskanzler zu ersuchen, dem Reichstag eine Denk- 
schrift über die dienstliche und finanzielle Wirkung der in der 
Resolution Dr. Ablaß und Genossen — Nr. 387 der Drucksachen, 
Beschluß des Reichstags vom 3. Mai 1907 — angeregten Umge- 
staltung der Beamtenverhältnisse der Reichs-Post- und Telegraphen- 
verwaltung vorzulegen ; 
ferner der Antrag der Budgetkommission, betreffend die Beschränkung 
der Paketannahme an den Vorabenden der Sonn- und Festtage (vgl. Archiv 
1908, S. 137); 
abgelehnt: 

der Antrag v. Damm und Genossen auf Wiedereinführung der Ausnahme- 
tarife im Orts- und Nachbarortsverkehr (vgl. Archiv 1908, S. 137). 



Invalidenversicherungspflicht der ständigen Vertreter 

von Postagenten. 

Seitdem die ständigen Vertreter von Postagenten durch Handschlag 
zur Amtsverschwiegenheit, insbesondere zu gewissenhafter Beobachtung des 
Brief- und Telegraphengeheimnisses und zur treuen Erfüllung ihrer Ob- 
liegenheiten zu verpflichten sind, stehen sie zur Reichs -Post Verwaltung 
im Verhältnis unmittelbarer persönlicher Abhängigkeit. Infolgedessen unter- 
liegt es keinen tatsächlichen oder rechtlichen Bedenken mehr (vgl. Archiv 
1904, S. 690 ff.), diese Vertreter als Angestellte der Reichs - Postver- 
waltung im Sinne des Invalidenversicherungsgesetzes anzusehen und dem- 
gemäß als versicherungspflichtig anzuerkennen, sofern die sonstigen Voraus- 
setzungen der Versicherungspflicht gegeben sind. Dies ist nach einer Ent- 
scheidung des Reichs- Versicherungsamts vom 7. Oktober 1905 (A. N. 1906, 
S. 486) dann der Fall, wenn die Reichs -Postverwaltung nach Lage der 
Sache bei Anstellung des Agenten von vornherein auf eine wesentliche 
Mitwirkung der zu Vertretern bestellten Personen um deswillen rechnen 
mußte, weil dem Postagenten selbst die vollständige oder auch nur an- 
nähernd vollständige Erfüllung der mit den Agenturgeschäften verknüpften 
Obliegenheiten durch seine anderweitigen Berufsgeschäfte oder andere Um- 
stände ersichtlich unmöglich gemacht wird. In solchen Fällen sind die 
Dienste des Vertreters als der Reichs -Postverwaltung selbst geleistet, und 
die dem Agenten zufließende Vergütung ist als für die Dienste des Ver- 
treters mit gewährt anzusehen. Der Vertreter ist daher versicherungs- 
pflichtig, wenn seine Tätigkeit im Dienste der Reichs -Post- und Tele- 
graphenverwaltung seinen Hauptberuf darstellt. 

Neuerdings hat das Reichs- Versicherungsamt zur Frage der Versicherungs- 
pflicht einer Lehrerstochter H. in P., welche die Dienstgeschäfte der Post- 
agentur in P. als Vertreterin ihres Vaters besorgt, Stellung genommen und 
im Beschlüsse vom 6. Januar 1908 folgendes ausgeführt: »Nach Angabe 
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der H. hat sie ihren Vater während seiner Lehrtätigkeit im Sommer von 
7 bis 12 Uhr, im Winter von 8 bis 12 Uhr und außerdem noch in der 
Stunde von 1 bis 2 Uhr etwa 10 Minuten in den postdienstlichen Geschäften 
zu vertreten. Ks ist also anzunehmen, daß sie erheblich mehr als die Hälfte 
der vorgeschriebenen Dienststunden (im Sommer 7 Stunden, im Winter 
6 Stunden) zu versehen hat. Wenn es die Verhältnisse des kleinen Ortes 
mit sich bringen, daß die H. nicht während der ganzen Zeit ihrer Ver- 
tretung dauernd durch die Ausübung des Postdienstes in Anspruch ge- 
nommen wird, sondern in den Pausen zwischen der Erledigung der ein- 
zelnen Dienstgeschäfte noch Zeit gewinnt, sich in anderer Weise nützlich 
zu betätigen, indem sie Strick- und Näharbeiten für den Haushalt der 
Eltern verrichtet und auch der Mutter bei der Ausführung der täglichen 
Küchenarbeiten mithilft, so kann dies nicht ins Gewicht fallen. Denn sie 
ist verpflichtet, alle derartigen Beschäftigungen sofort zu unterbrechen, 
sobald ein postdienstliches Geschäft zu erledigen ist. Wenn sie ferner auch 
das Dienstzimmer zeitweilig verlassen kann, so ist sie doch tatsächlich an 
das Haus gefesselt, da sie jederzeit mit der Möglichkeit rechnen muß, daß 
plötzlich eine größere Anzahl von dienstlichen Verrichtungen zu erledigen 
ist. Sie muß sich also tatsächlich während ihrer Vertretung jederzeit 
dienstbereit halten. Diese stete Dienstbereitschaft ist aber unbedenklich als 
eine Beschäftigung im Sinne des Gesetzes anzusehen (vgl. A. N. des 
R. V. A., I. und A. V. 1894. Revisionsentscheidung 340, S. 92). Außerdem 
kommt in Betracht, daß die von der Postverwaltung gewährte Vergütung 
— sie beläuft sich nach Abzug des Betrags von 150 Mark für Dienst- 
aufwand usw. auf 600 Mark, von denen nach dem Vorstehenden mehr als 
die Hälfte auf die Tätigkeit der Tochter zu rechnen ist — nicht für die 
Verrichtung einer ganz bestimmten Anzahl von Dienstgeschäften, also als 
Stücklohn gezahlt wird, sondern für die ganze Dauer der ausgemachten 
Arbeitszeit, während welcher der Postagent oder sein Vertreter verpflichtet 
ist, seine Arbeitskraft zur Verfügung zu stellen. Da also der Lohn auch 
für Zeiten weitergezahlt wird, in denen eine wirkliche Arbeitsleistung nicht 
stattgefunden hat, so bleibt auch, ähnlich wie bei einer Beurlaubung (zu 
vergl. die angeführte Revisionsentscheidung 340), das Arbeitsverhältnis während 
dieser arbeitsfreien Zeiten bestehen. Es muß daher, da die H. ihren Vater 
zum mindesten während der Hälfte der ihm vorgeschriebenen, eine erheb- 
liche Zeit täglich umfassenden Dienststunden vertritt, diese Vertretung als 
ihr Hauptberuf angesehen werden, und da die H. als durch Handschlag 
verpflichtete Postagentenvertreterin zu den sonstigen Angestellten gehört, 
so unterliegt sie gemäß § 1 Ziffer 2 des I. V. G. der Versicherungspflicht.« 



LITERATUR 

Fachwörterbuch der französischen Sprache für Post, Tele- 
graphie und Fern Sprech wesen von O. Sieblist, Ober-Postrat. 
Leipzig und Berlin. Druck und Verlag von B. G. Teubner, 1907. 
Preis in Leinwand gebunden 4 Mark. 
Das Fachwörterbuch bildet eine Neuauflage des Wörterbuchs, das der 
ersten Auflage des von dem Verfasser herausgegebenen Lehrbuchs der fran- 
zösischen Sprache für die deutschen Post- und Telegraphenbeamten 
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(vgl. Archiv 1901 , S. 506) beigegeben war. Während das frühere Wörter- 
buch, das sich im wesentlichen auf die Aufführung der in dem Lehrbuche 
vorkommenden Wörter beschränkte, nur 171 Seiten stark war, umfaßt das 
vorliegende Fachwörterbuch trotz engeren Druckes mehr als 300 Seiten. 
Das Fachwörterbuch, das aus einem deutsch-französischen und einem fran- 
zösisch-deutschen Teile besteht, enthält in jedem der beiden Teile etwa 
10000 fachtechnische Ausdrücke aus dem Gebiete der Post, der Telegraphie 
und des Fernsprechwesens; auch die Funkentelegraphie und der Telegraphen- 
bau sind berücksichtigt. Als ein besonderer Vorzug verdient hervorgehoben 
zu werden, daß das vorliegende Werk nicht lediglich eine Sammlung fach- 
technischer Wörter bietet , sondern daß es außerdem eine reiche Fülle von 
sonstigen Wörtern enthält, die im amtlichen Schriftwechsel und in Fach- 
schriften vorzukommen pflegen. Infolgedessen wird die Benutzung eines 
weiteren Wörterbuchs neben dem Fachwörterbuch in der Regel nicht er- 
forderlich sein. Ein Anhang enthält ein deutsch-französisches Sonderver- 
zeichnis von Länder-, Völker-, Städte- und sonstigen geographischen Namen 
sowie von Vornamen. Das Wörterbuch ist sorgfältig bearbeitet und 
stellt sich als ein vortreffliches Hilfs- und Handbuch dar, für das man dem 
Verfasser dankbar sein muß. Sein Preis ist bei dem reichen Inhalt als 
mäßig zu bezeichnen. Es verdient die weiteste Verbreitung in den Kreisen 
der Post- und Telegraphenbeamten. 



Unser Eisenbahnwesen von Ph. Müller, Regierungsbaumeister a. D. 
Mit 22 Abbildungen und Formularen. Preis 1 M. 50 Pf., geb. 2 M. 

Das im Verlage von Ernst Heinrich Moritz in Stuttgart erschienene 
Buch bildet einen Teil der von der Verlagsfirma in einzelnen, in sich abge- 
schlossenen Bändchen herausgegebenen »Bibliothek der Volksbildung (II. Serie, 
Bibliothek der Rechts- und Staatskunde)«. Der Zweck des vorliegenden 
Werkes ist, im Publikum das Verständnis für das Eisenbahnwesen zu fördern 
und Winke für die Benutzung der Eisenbahnen zu geben. 

Das Buch enthält einen kurzen geschichtlichen Uberblick und behandelt dann : 
das Reich und die Eisenbahnen, die wirtschaftliche Bedeutung der Eisenbahnen 
und deren verschiedene Arten, die Organisation der preußischen Staatseisen- 
bahnverwaltung, den Eisenbahnbau, die Abwicklung des Personen- und Güter- 
verkehrs, das Verhältnis der Eisenbahnverwaltungcn zu anderen Verwaltungen 
des Reichs, das Verhältnis der einzelnen deutschen Eisenbahnen zueinander und 
zu fremden Bahnen, das Rechnungswesen der Bahnen sowie die Beamten- und 
die Einkommensverhältnissc der Beamten bei der preußischen Staatseisenbahn- 
verwaltung. Zum Schlüsse werden Betrachtungen über die voraussichtliche 
Weiterentwicklung der Bahnen angestellt, wobei insbesondere auf die Ein- 
führung des elektrischen Betriebs auf Vollbahnen, den geplanten elektrischen 
Betrieb der Berliner Stadtbahn und die in neuerer Zeit vorgenommenen Schnell- 
fahrversuche eingegangen wird. Der Verfasser hat es im allgemeinen verstanden, 
die Gesichtspunkte, die für das die Eisenbahnen benutzende Publikum wichtig 
sind, hervorzuheben und übersichtlich darzustellen. Hier und da hätten wir 
weitergehende Angaben gewünscht; beispielsweise erscheint es als eine Lücke, 
daß von den besonderen Maßnahmen, die die Eisenbahnen bei Unfällen 
getroffen haben (Entsendung von Hilfszügen u. dgl.), nichts erwähnt ist. 
Das Müllersche Buch kann den Post- und Telegraphenbeamten, die sich ohne 
eingehendes Studium über die Grundzüge des Eisenbahnwesens unterrichten 
wollen, als ein brauchbares Hilfsmittel empfohlen werden. 



BERUS. GEDRUCKT IN DtR REICHSDRUCKEREI. 
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Der Stand der Beleuchtungstechnik und die Beleuchtung 
im Post- und Telegraphenbetriebe. 

Von Ober-Telegrapheningenieur im Reichs- Postamt, Baurat Lerche. 



Die Elektrizität wird für den Post- und Telegraplienbetrieb meist aus Elek- 
trizitätswerken bezogen werden müssen, die von Privaten oder von städtischen 
Verwaltungen betrieben werden. Nur bei großem Elcktrizitätsbedarf eines 
Postgebäudes oder mehrerer in einem Straßcnblocke*) gelegener Postgebäude 
kommt die Erzeugung des elektrischen Stromes in reichseigenem Betrieb in 
Betracht. Welcher kleinste Strombedarf den Bau und Betrieb eines reichs- 
cigenen elektrischen Kraftwerks wirtschaftlich rechtfertigt, hängt von den 
besonderen Orts- und Betriebsverhältnissen ab — Art und Kosten anderweitiger 
Stromversorgung, zur Verfügung stehende Räumlichkeiten u. a. — und wird 

*) Die Gemeinden gestatten meist keinem Privatunternehmer, außer etwa einem 
einzigen mit dieser Befugnis ausgestalteten, Starkstromleitungen über öffentliche 
Straßen oder Plätze zu führen oder in dem Straßenkörper zu verlegen. Dieser Be- 
stimmung verdanken die sogenannten elektrischen Blockstationen ihr Entstehen. Bei- 
spielsweise wird das Postzeitungsamt in Berlin von einer einem Privatunternehmer 
gehörenden Blockstation mit elektrischem Strome versorgt. 

Archiv f. Poll u. Telegr. 9. 1908. 17 



(Schluß.) 



IV. Elektrische Beleuchtung. 



A. Beschaffung des elektrischen Stromes. 
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am besten von Fall zu Fall durch einen Fachmann auf Grund einer die 
verschiedenen Betriebsmöglichkeiten berücksichtigenden Rentabilitätsrechnung 
entschieden. Allgemein arbeitet ein Kraftwerk wirtschaftlich um so günstiger, 
und ein Unternehmer kann mithin den Strom um so billiger abgeben, je 
gleichmäßiger sich unter regelrechter Ausnutzung möglichst großer Maschinen- 
sätze die Stromabgabe über den ganzen Tag verteilt. In dieser Beziehung 
sind viele große Post- und Telegraphenämter sowie Postverladestellen sehr 
erwünschte Abnehmer eines Elektrizitätswerkes, weil sie — im Gegensatze zu 
den meisten anderen Betrieben — auch während der ganzen Nacht Elek- 
trizität verbrauchen. Wenn diese Tatsache vorliegt, sollte sie bei Verhand- 
lungen über Elektrizitätslieferung zum Erzielen günstiger Bedingungen 
postseitig stets genügend betont werden. Elektrizitätswerke sind häufig in 
der Lage, den Strom für Beleuchtungszwecke in den Nachtstunden bei 
gutem Verdienste zum Preise des sogenannten Kraftstroms abzugeben. 

Als Eigenschaften des elektrischen Stromes für Beleuchtung von Post- 
häusern kommen im wesentlichen nur die Strom art und die Stromspannung 
in Betracht. Bei der Bewertung dieser Eigenschaften gelten folgende Grund- 
sätze. In jedem Falle ist Gleichstrom mit einer Spannung von etwa 110 Volt 
am günstigsten; ziemlich gleichwertig sind andere Spannungen zwischen 
105 und 120 Volt. Handelt es sich nur um Glühlampenbeleuchtung, so 
steht Wechselstrom*) der genannten Spannungen dem Gleichstrome nur wenig 
nach, wogegen Gleichstrom und Wechselstrom mit höheren Spannungen, 
beispielsweise schon bei 220 Volt, ungünstig sind. In bezug auf die Span- 
nungen gilt das Gleiche auch für die Bogenlampenbeleuchtung; hinsichtlich 
der Stromart verdient hier jedoch der Gleichstrom erheblich den Vorzug 
vor dem Wechselstrome. Spannungen über 250 Volt sind sehr ungünstig, 
weil sie eine Spannungswandlung erfordern , bei der je nach den Betriebs- 
verhältnissen ein Verlust von 5 bis 40 v. H. eintritt. Im allgemeinen wird 
zwar den Postämtern die Wahl der Spannung und Stromart nicht über- 
lassen sein. Immerhin sind die Fälle nicht selten, wo das Elektrizitätswerk 
dem Amte 110- und 22ovoltigen Gleichstrom liefern kann, in seinem Inter- 
esse allerdings lieber 220voltigen Strom liefern möchte und nur bei ge- 
nügender Betonung der postseitigen Interessen sich zur Lieferung von 
110 voltigem Strome bereitfinden läßt. In gewissen Fällen kann sich eine 
höhere Bezahlung des uovoltigen gegenüber dem 220voltigen Strome bis 
zu 50 v. H. und mehr wirtschaftlich rechtfertigen. 

In Verträgen, bei denen es sich um Lieferung von Strom handelt, dessen 
hohe Spannung in eine niedrigere verwandelt werden muß, ist darauf zu 
halten, daß der Strom mit niedriger Spannung gemessen und danach be- 
zahlt wird, daß also der Unternehmer die Umformverluste trägt. Für die 
Zuführung des Stromes vom Elektrizitätszähler bis zur Verbrauchsstelle sind 
etwa 2 v. H. Verlust zu rechnen. 

Im übrigen soll der Strom mit möglichst unveränderlicher Spannung 
zugeführt werden. Zum Vermeiden von Spannungsschwankungen ist es 
zweckmäßig, Licht- und Kraftleitungen zu trennen, namentlich wenn stärkere 
Motoren (beispielsweise Aufzugmotoren) häufiger angelassen werden müssen, 
oder wenn in der Motorenbelastung stärkere Schwankungen auftreten. In 
Stromlieferungsverträgen sind u. U. hierüber Vereinbarungen zu treffen. 



*) Unter Wechselstrom ist hier auch Drehstrom einbegriffen. Für Beleuch- 
tung sind Drehstrom und Wechselstrom (im engeren Sinne) gleichwertig; Drehstrom 
verdient den Vorzug, wenn außer der Beleuchtung auch Motoren mit elektrischer Kraft 
gespeist werden müssen. 
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Der Preis des elektrischen Stromes wird meist für die Kilowattstunde 
(KYVS)*), manchmal auch für den zehnten Teil dieser Maßeinheit, die 
Hektowattstunde (H W S), festgesetzt. 

B. Elektrisches Glühlicht. 

1. Allgemeines. 

Das elektrische Licht in Glühlampen**) wird dadurch erzeugt, daß der 
Strom einen elektrischen Leiter durchfließt und ihn zur Weißglut erhitzt. 
Als Leiter kommen in Betracht: Kohlenfäden, Fäden aus Metallen (Tantal, 
Osmium, Wolfram u. a. sowie deren Legierungen) und bei den Nernst- 
lampen ein Stäbchen aus Metalloxyden. Der Glühkörper der Nernstlampe 
glüht bei Luftzutritt, wogegen die Leiter der anderen Glühlampen im 
luftleeren oder mit indifferentem Gase erfüllten Räume glühen müssen, 
dadurch aber zugleich gegen Staub und Feuchtigkeit wirksam geschützt 
sind. Die Kohlenfaden- und Metallfadenglühlampen sowie die Brenner der 
Metalloxydlampen haben eine ihnen eigentümliche mittlere Lebensdauer, 
die sich allgemein mit Verbesserung der Lichtausbeute verkürzt. Je mehr 
Licht beispielsweise eine Metallfadenlampe für die aufgewendete Strommenge 
liefert, um so eher wird sie unbrauchbar. Preis, Lebensdauer und spezi- 
fischer Stromverbrauch müssen deshalb bei Bewertung der Glühlampen stets 
zusammen beurteilt werden. 

Die Leitungen, Lampenfassungen, Sockel usw. sind nur einer geringen 
Abnutzung unterworfen, so daß sie, falls nicht besondere Verhältnisse 
(kurzfristige Mietsverträge u. dgl.) vorliegen, keine höhere Abschreibung 
als 3 v. H. erfordern. Dieser Betrag wird, da die Beschaffungs- und Ein- 
richtungskosten, auf die Lampe bezogen, höchstens 20 Mark betragen sollen, 
gegenüber den Ausgaben für Unterhaltung und Betrieb der eigentlichen 
Lampen wenig ins Gewicht fallen. Das Auswechseln schadhafter Be- 
leuchtungskörper sowie das Reinigen der Beleuchtungskörper kann von 
jedermann ohne weitere Übung sachgemäß besorgt werden. Die Reinigung 
erstreckt sich nur auf vorsichtiges Abwischen des Staubes von den Schutz- 
gläsern und erfordert so geringe Zeit, daß diese bei Berechnung der Be- 
triebskosten außer Betracht bleiben kann. 

Da in jeder Glühlampcnfassung Lampen verschiedener Lichtstärke ge- 
brannt werden können, da ferner die Lampen verschiedener Lichtstärken 
häufig gleich teuer sind und meist gleichzeitig in den Vorratsbeständen der 
Ämter geführt werden müssen, liegt die Möglichkeit vor, daß vom Per- 
sonal unbefugterweise stärkere als die genehmigten Lampen gebrannt 
werden. Derartige Mißbräuche lassen sich durch geeignete Überwachung 
leicht verhindern. 

*) 1 KWS = 10HWS = 1000 WS. 1 Wattstunde (WS oder Voltampere- 
stunde ist die elektrische Energiemenge, die bei einstündigem Fließen eines Stromes 
von 1 Ampere bei 1 Volt Spannung die Leitung durchströmt Eine einzeln bei einer 
^erbrauchsspannung von 110 Volt brennende 6- Amperebogenlampe verbraucht danach 
h ei einstündigem Brennen eine elektrische Energie von 110 • 6 — 660 WS = o,m K W S. 
>ind bei der genannten Spannung zwei Stück 6-Ampcrebogenlampen hintereinander- 
geschaltet, so beansprucht jede nur die Hälfte der Spannung und verbraucht somit nur 

'' 0 .6^3 3 oWS=o, i5 KWS. 

■ • 

**) Eine mit Abbildungen versehene Beschreibung der Glühlampen und ihrer 
Herstellung findet sich in den Nummern 6 bis 10 der Deutschen Verkehrszeitung 
von 1907. 

'7* 



Digitized by Google 



Stand der Beleuchtungstechnik usw. 



Die Lichtausstrahlungskurve aller Glühlampen mit Ausnahme derjenigen 
der Nernstlampen entspricht der nachstehenden Fig. 7. Es fällt also viel 
Licht zur Seite und nach ohen. Da die Lampen meist senkrecht hängeml 
brennen, sind daher zum Erzielen günstiger Lichtverteilung für Einzel- 
platzbeleuchtung geeignete Reflektoren oder Holophanglasglocken zu ver 
wenden, die das seitlich und nach oben ausgestrahlte Licht nach unten 
werfen. In einzelnen Fällen, namentlich bei Metallfadenlampen, wenn deren 
Licht das Auge häufig aus großer Nähe unmittelbar treffen kann, sind licht- 
dämpfende Schutzgläscr erforderlich. Als Ersatz hierfür hat man auch die 
Lampen »mattiert« (geätzt oder durch Sandstrahl mattgeblasen). Von solchen 
Lampen sollte jedoch, weil sie teurer sind als die aus Klarglas, und weil 
sie häufig sehr viel Licht verschlucken, nur ausnahmsweise Gebrauch gemacht 
werden. 

Das elektrische Glühlicht eignet sich in hervorragendem Maße zur Einzel- 
platzbeleuchtung. Die Lampen werden in fast allen hierfür erforderlichen 
Lichtstärken ausgeführt. Die Wärmeentwicklung ist bei allen elektrischen 
Glühlampen gering und beträgt nur '/n b ' s l /a der Erwärmung durch Gas- 
glühlicht. 

Fig. 7. 
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Die wichtigsten für die Verwendbarkeit der Glühlampen in Betracht kom- 
menden Eigenschaften sind in einer Ubersicht (S.238) zusammengestellt. Au? 
dieser ist in den folgenden Abschnitten 3 bis 5 das Wesentlichste unter 
Hinzufügen einiger F-inzelheiten , die sich nicht in den Rahmen der Uber- 
sicht eingliedern ließen, noch einmal hervorgehoben. 

2. Schaltung der Glühlampen. 

Die Glühlampen werden am besten einzeln parallel geschaltet. Dabei 
können zur Verminderung der Einrichtungskosten Lampen, die stets gleich- 
zeitig brennen müssen, von einem Schalter bedient werden. Sollen bei 
Spannungen über 220 Volt Metallfadenlampen von einer Lichtstärke unter 
40 II K verwendet werden, so muß man zur Reihenschaltung greifen, der- 
art, daß beispielsweise zwei Stück iiovoltige Lampen zwischen zwei Leiter 
von 220 Volt Spannungsunterschied geschaltet werden. 

Von besonderen Glühlampenschaltungen, die im Post- und Telegraphen- 
betrieb in einzelnen Fällen vorteilhaft verwendet werden können, ist zunächst 
eine Schaltung zu erwähnen, welche die Möglichkeit gibt, von zwei Lampen 
stets nur eine einzuschalten. Sie ist beispielsweise für Dienstzimmer geeignet, 
in denen ein Beamter an zwei Stellen, an diesen jedoch nicht gleichzeitig, Be- 
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leuchtung braucht, etwa an seinem Schreibtisch und einem Formularschrank, 
oder an seinem Schreibtisch und zur allgemeinen Beleuchtung des Zimmers. 
Die Schaltung ist in Fig. 8 dargestellt. Für dunkle Durchgänge (Tunnel, 
Flure), die selten benutzt werden und deshalb nicht ständig beleuchtet zu sein 
brauchen, kommt die Schaltung nach Fig. 9 in Betracht, die es dem Per- 
sonal ermöglicht, beim Eintreten die Beleuchtung einzuschalten und beim 



Verlassen des Raumes an anderer Stelle auszuschalten, und zwar gleich- 
viel, in welcher Richtung der Durchgang benutzt wird. Schließlich sei noch 
ein selbsttätiger Türschalter erwähnt, der für Beleuchtung von Fernsprech- 
zellen und Aborträumen verwendbar ist, und der durch die Bewegung der 
Tür bedient wird; und zwar wird durch ihn beim öffnen der Tür die Be- 
leuchtung abwechselnd ein- oder ausgeschaltet. Sie wird, wenn der Be- 
nutzer der Fernsprechzelle beim Eintreten die Tür öffnet, eingeschaltet und, 



sobald er die Tür beim Verlassen wieder öffnet, gelöscht. Ein selbsttätiger 
Türschließer begünstigt die erwünschte Regelmäßigkeit im Zünden und 
Löschen der Lampe. Wenn das Publikum durch eine kurze Anweisung 
auf das von der Türbewegung abhängige Ein- und Ausschalten des Lichtes 
hingewiesen wird und sich allgemein mit der Einrichtung vertraut macht, 
dürfte die Schaltung an manchen Stellen vorteilhaft zu verwenden sein. 




Fig. 9. 
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3. Kohlen t'adenlampen. 

Die Kohlenfadenlampen sind von allen Glühlampen am wenigsten emp- 
findlich. Ihr Stromverbrauch und hiermit zusammenhängend ihre Nutz- 
brenndauer (d. h. die Anzahl der Brennstunden, innerhalb deren die Lampe 
noch über 80 v. H. ihrer ursprünglichen Lichtstärke besitzt) schwanken 
in sehr weiten Grenzen, indem Lampen mit spezifischem Verbrauche von 
2 bis 4,5 Watt und dementsprechend mit einer Nutzbrenndauer von 100 Stun- 
den und einem Mehrfachen dieses Betrags im Handel sind. Außer von 
der Nutzbrenndauer ist der spezifische Stromverbrauch noch von der 
Lampenspannung abhängig, derart, daß er bei den 220voltigen Lampen 
um etwa 20 v. H. höher ist als bei den 1 10 voltigen. Im allgemeinen 
werden die Lampen mit der größeren Lebensdauer bevorzugt, weil der 
Käufer geneigt ist, Lampen, die bereits nach 150 Stunden und weniger 
auf 80 v. H. ihrer ursprünglichen Lichtstärke gesunken sind, für minder- 
wertig zu halten. Bei den niedrigen Preisen der Lampen wird es aber, 
wenn die Strompreise hoch sind, meist vorteilhaft sein, niederwattige 
Kohlenfadenlampen trotz ihrer Kurzlebigkeit zu verwenden.*) Ist aber 
einmal auf Grund einer Rentabilitätsrechnung eine kurzlebige Lampe ein- 
geführt, dann soll sie auch nach Ablauf ihrer Nutzbrenndauer entfernt 
werden und nicht, wie man es häufig beobachten kann, mit nur noch rot- 
glühendem Faden im Betriebe behalten werden. Wenn auch nicht, was 
häufig fälschlich angenommen wird, der Stromverbrauch einer solchen 
Lampe dann größer ist — denn er ist in der Tat ein wenig niedriger als 
der einer neuen Lampe — so ist doch der Stromverbrauch für die H K 
sehr hoch. So gehören Fälle, in denen Lampen bereits die Hälfte ihrer 
Lichtstärke eingebüßt haben, aber im Betriebe noch gebrannt werden und 
dann statt 3,5 Watt etwa 8 Watt für die H K verbrauchen, nicht zu den 
Seltenheiten. Brennt man aber eine 25 kerzige Lampe, bis sie um 36 v. H. 
in der Lichtstärke herabgegangen ist, so verbraucht sie im wesentlichen 
noch ebensoviel Strom wie ursprünglich, gibt aber nur eine Beleuchtung, 
die mit einer gewöhnlichen 16 kerzigen Lampe, also mit nur zwei Dritteln 
des Stromverbrauchs . hergestellt werden könnte. Ks soll demnach bei 
einer sparsam geplanten Beleuchtung durch Kohlenfadcnlampen die Anlage 
so entworfen werden, daß die Lampe nach dem Sinken ihrer Lichtstärke 
um 20 v. H. nicht mehr ausreicht und deshalb aus Betriebsrücksichten 
verworfen werden muß. In diesem Zusammenhang erklärt sich ohne 
weiteres die Bedeutung des Begriffs der Nutzbrenndauer. 

Im allgemeinen hat es den Anschein, daß die gewöhnlichen Kohlen- 
fadenlampen nach und nach verschwinden werden, nachdem erheblich bessere 
Glühlampen erfunden worden sind, von denen später die Rede sein wird. 
Zur Zeit sind Kohlenfadenlampen an Stellen zu bevorzugen, wo sie nur 
kurzzeitig brennen und der Beschädigung besonders ausgesetzt sind, wo 
also die Ersatzkosten der Lampe gegenüber den Stromkosten überwiegen. 

•) Beispiel: Die Kilowattstunde koste 45 Pf., die Glühlampe 30 Pf., die 
u> kerzige habe als niederwattige Lampe bei einem Verbrauche von 16 • 2,1 = 40 Watt 
eine Nutzbrenndauer von 125 Stunden, als hochwattige Lampe bei 16 • 3^ = 56 Watt 
eine Nutzbrenndaucr von 400 Stunden. Es kosten dann 1000 Brennstunden 

.... . , 1000 -40- o, 4 <; , 1000 . 

bei der niederwattigen Lampe 10 oo 125 "°> 53 — 22 Mark » 

, , 1000* 56*0,« , 1000 

- hochwattigen - —-«'-- + .o,^ = 2ü,, s - 
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Außerdem können sie bisher in ihren kleineren Lichtstärken von 5 und 
10 HK noch nicht durch andere Glühlampen ersetzt werden. 

Für Soffittenbeleuchtung hat man Kohlenfadenlampen auch in Röhrentorni 
ausgebildet, derart, daß ein einzelner gerader, etwa 25 cm langer Kohlenfaden, 
dem von beiden Enden des Rohres der Strom zugeführt wird, das Licht aus- 
strahlt. Diese Röhrenlampen könnten mit Vorteil zur Beleuchtung an Fern- 
sprech- und Sortierschränken in der Weise verwendet werden, daß in einiger 
Entfernung von der oberen Schrankkante und parallel mit dieser eine aus 
mehreren Röhrenlampen zusammengesetzte, nur wenig unterbrochene leuch- 
tende Röhre verläuft. Von einem vor der Röhre angebrachten Schirme wird 
das Licht gegen das Auge abgeblendet und zugleich gegen den Schrank 
zurückgestrahlt. Zur Zeit sind jedoch die Lampen im Stromverbrauch und 
in der Beschaffung so kostspielig, daß von dieser für den Betrieb sehr 
zweckmäßigen Lampe nur ausnahmsweise Gebrauch gemacht werden kann. 
Ein gewisser Ersatz läßt sich durch gewöhnliche, in der Form etwas 
längliche Kohlcnfadenlampen schaffen, wenn man diese mit wagerechter 
Achse, aber in etwas größeren Zwischenräumen, einbaut. 

4. Metallisierte Kohlenfadenlampen. 

Unter diesem Namen stellt die Allgemeine Elektrizitäts- Gesellschaft 
neuerdings Kohlenfadenlampen her, bei denen auf der Oberfläche des 
Kohlenfadens Metall niedergeschlagen ist. Das Metall ermöglicht infolge 
seiner großen Lichtausstrahlungsfähigkeit eine größere Lichtausbeute der auf- 
gewandten Energie. Die Lampen werden zunächst nur für 1 10 Volt her- 
gestellt, haben einen Stromverbrauch von 2,5 W/H K und sollen bei gleicher 
Unempfindlichkeit dieselbe Lebensdauer haben wie die gewöhnlichen Kohlen- 
fadenlampen. Da die Lampen den gewöhnlichen Kohlenfadenlampen im 
Preise etwa gleichstehen, dürften sie diesen gegenüber den Vorzug ver- 
dienen. Ihre Verwendung im Post- und Telegraphenbetriebe kann, soweit 
nicht die im folgenden besprochenen Lampen zu bevorzugen sind, emp- 
fohlen werden. 

5. Metall fadcnlampen. 

Von den marktgängigen Metallfadcnlampen sind zu nennen: die Tantal-, 
Osram-, Zirkon- und Kolloidlampe und die Metallfadenlampe der Bergmann- 
Elektrizitäts- Werke. Die für Beleuchtung von Betriebsräumen geeignetsten 
Metallfadenlampen werden für 110 bis 120 Volt hergestellt; auch noch mit 
Vorteil verwendbar sind die 220 voltigen und ausnahmsweise die 73 Vol- 
tigen, diese für Hintereinanderschaltung zu je drei in Netzen von 220 Volt 
Spannung. Die lichtschwächsten Lampen für 73 Volt sind 12 kerzig, für 
1 10 Volt 16 kerzig und für 220 Volt 40 kerzig. Die meisten im Handel 
befindlichen 1 10 voltigen Metallfadenlampen verbrauchen zum Erzeugen einer 
HK durchschnittlich 1,1 Watt, die 220 voltigen bei annähernd gleicher 
Lebensdauer etwa um ein Viertel mehr. Außerdem sind die 220 voltigen 
Lampen gegen Erschütterungen empfindlicher als die 1 10 voltigen, so daß 
diese in jeder Weise, auch in Hintereinanderschaltung zu zwei, als Ersatz für 
eine 220voItige Lampe zu empfehlen sind. So bestehen schon eigenartige 
Lampenfassungen, die zwei Lampen in Reihenschaltung aufnehmen und die 
mit einem Anschlußstöpsel nach Art eines Lampensockels in eine 220 voltige 
Fassung eingeschraubt werden können. Neuerdings sind in Vervollständi- 
gung dieser Einrichtung sogenannte »Mehrfacharmaturen« in den Handel 
gekommen ; diese vereinigen in einem laternenartigen Gehäuse mit großer Glas- 
glocke und mit Reflektor zwei und mehr Lampen, je in Parallel- oder in Reihen- 



Digitized by Google 



Stand der Beleuchtungstechnik usw. 



241 



Schaltung, zu einem geschlossenen Ganzen und ersetzen in dieser Form sehr 
wohl kleinere Bogenlampen. Ein Vorzug aller Metallfadenlampen besteht 
darin, daß sie — mit wenigen Ausnahmen — bis zum Schluß ihrer Lebens- 
dauer höchstens 10 v. H. an Lichtstärke einbüßen, in den ersten 50 bis 
100 Stunden des Gebrauchs sogar an Lichtstärke zunehmen. Sie strahlen 
das Licht in noch höherem Maße als die Kohlenfadenlampen senkrecht zur 
Lampenachse aus. 

Der größte Mangel der Metallfadenlampen besteht in ihrer Emp- 
findlichkeit gegen stärkere Erschütterungen.*) Außerdem versagen ge- 
wisse Lampen, wenn sie in anderer als in senkrechter Lage gebrannt 
werden. Unrichtig wäre es aber, lediglich aus Furcht vor der Empfindlich- 
keit der Lampen von ihrer Verwendung in Betrieben abzusehen. Es sei 
deshalb hier erwähnt, daß die Metallfadenlampen erheblich unempfindlicher 
gegen Stoß sind als die Gasglühkörper. Sie sind daher an Stellen, wo 
der Auerbrenner den Erschütterungen getrotzt hat oder gewachsen sein 
würde, stets anwendbar. Beim Befördern, Auspacken und Einsetzen sind 
sie namentlich gegen harte Stöße zu schützen. Beispielsweise dürfen sie auf 
einen Tisch ohne Schutzdecke nur langsam und sehr vorsichtig aufgelegt 
werden. Gegen Spannungsschwankungen sind sie weniger empfindlich als die 
Kohlenfadenlampen und namentlich die Nernstlampen. Zur Zeit wird man 
Metall fadenlampen. die nicht vom Fabrikanten als in jeder Lage brennbar 
besonders bezeichnet worden sind, nur senkrecht herabhängend brennen dürfen. 

Die Fabrikanten von Metallfadenlampen schreiben ihrem Erzeugnis eine 
mittlere Lebensdauer von 1000 Brennstunden zu, und mit diesem Werte 
kann man wohl, wie es Versuche in Laboratorien und im Gebrauche**) be- 
stätigt haben, bei guten und pfleglich behandelten Lampen rechnen. Am 
unempfindlichsten gegen Stöße und in jeder Lage zu brennen, allerdings 
auch am ungünstigsten im Stromverbrauch und bei Wechselstrom weniger 
lebenskräftig sind die Tantallampen. Ihre Lichtstärke sinkt ferner gegen 
Ende der Lebensdauer häufiger um ein Beträchtliches, so daß von einer 
Nutzbrenndauer im Gegensatze zur wirklichen Lebensdauer die Rede 
sein kann. Zum Hintereinanderschalten dürfen nur Metallfadenlampcn 
verwendet werden , die von dem Lieferer als für diesen Zweck geeignet 
hergestellt und hierfür ausdrücklich bezeichnet sind. Bei überschläglichen 
wirtschaftlichen Vergleichen der Metallfadenlampen mit den Kohlen- 
fadenlampen kann man rechnen, daß eine Metallfadenlampe höchstens den 
dritten Teil des Stromverbrauchs einer in Lichtstärke gleichen Kohlen- 
fadenlampe und etwa die zwei- bis dreifache Lebensdauer hat, dafür aber 



•) Der Grund für die Empfindlichkeit ist darin zu suchen, daß für die folgen- 
den in der Natur der Aufgabe liegenden Forderungen noch keine technisch einwand- 
freie Lösung gefunden worden ist. Es soll von einem schwer zu bearbeitenden Metalle 
mit sehr hohem Schmelzpunkt ein fester, in Starke gleichmaßiger Faden großer Lange 
von rund nur l /w mm Durchmesser hergestellt werden. Dieser Faden muß zum Unter- 
bringen seiner Länge in dem kleinen Räume der Glasbirne mehrfach hin- und her- 
geführt und durch Halter so gestützt werden, daß sich die dicht nebeneinander ge- 
führten Fäden, auch wenn sie in der Weißglut biegsam werden, nicht berühren. Bei 
gewissen Lampen sind diese Halter so angebracht, daß sie ein gegenseitiges Berühren 
der weißglühenden, benachbarten Fäden nur dann verhindern, wenn die Lampe beim 
Brennen senkrecht hängt. 

**) Im Haupt-Telcgraphenamt in Berlin hat eine größere Anzahl im praktischen 
Betrieb erprobte Osramlampen eine mittlere Lebensdauer von über 1000 Stunden 
erreicht. An anderen Dienststellen haben solche Lampen bereits über 1400 Stunden, 
vereinzelt sogar 1000 Stunden, gebrannt. 

Archiv f. Po»t u. Tclcgr. 190& 18 
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auch fünf- bis sechsmal so teuer ist wie diese. Die Verwendung der Metall- 
fadenlampen zur Beleuchtung der Postgebäude kann besonders da empfohlen 
werden, wo die Stromkosten verhältnismäßig hoch sind. 

Inwieweit der Nutzen einer einwattigen Metallfadenlampe mit dem Strom- 
preis im Zusammenhange steht, geht aus folgendem hervor. Wenn man 
eine unentgeltlich gelieferte 25 kerzige Kohlenfadenlampe und eine für 
3 Mark gekaufte, in Lichtstärke gleiche Metallfadenlampe brennt, so wird 
bei einem Strompreise von.... 10 15 20 30 40 50 60 Pf./K W S 
eine Ersparnis erzielt, wenn; , 0 k Stunden 

die Metallfadenlampe über! 333 25 ° 107 125 IO ° 84 I brennt. 
Die Metallfadenlampe erspart 

bei 1000 stündiger Lebensdauer 369 15 21 27 33 Mark. 
Im Bahnpostbetriebe werden die Metallfadenlampen sowohl ihrer guten 
Lichtausbeute wegen, als auch weil sie die Verwendung kleinerer Sammler 
und Stromerzeugungsanlagen gestatten, ein ausgedehntes Anwendungsgebiet 
finden. Tatsächlich werden schon seit längerer Zeit Metallfadenlampen 
— die infolge der geringen Spannung von 32 Volt ohne Schwierigkeit 

Fig. 10. 




in den im Bahnpostbetrieb üblichen Lichtstärken von 12 bis 15 H K 
ausgeführt werden konnten — mit gutem Erfolg im Bahnpostwagen 
gebrannt. 

6. Nernstlampen. 

Die Lampen werden in Lichtstärken von 25, 55 und 115 HK ausgeführt, 
und zwar im allgemeinen nur für Betriebsspannungen von 220 Volt. Eine 
stärkere Lichtquelle von etwa 300 H K , durch Vereinigung von 3 größeren 
Nernstlampen entstanden, ist als sogenannte Ncrnst- Mehrfachlampe im 
Handel. 

Die Lichtverteilung ist, je nachdem der Brenner senkrecht oder wage- 
recht angeordnet ist, verschieden. Bei senkrechtem Brenner wird, ähnlich 
wie bei der Kohlenfadenglühlampe, gleich viel Licht nach oben und unten 
entsandt; bei wagerechtem wird dagegen der bei weitem größte Teil des 
Lichtes in einer durch die Kurve (Fig. 10) gekennzeichneten Weise nach 
unten hin ausgestrahlt. Dieser Brenner wird deshalb im allgemeinen den 
Vorzug im Post- und Telegraphenbetriebe verdienen, namentlich wenn die 
Lampe, ihrem hauptsächlichen Anwendungsgebiet entsprechend, zur all- 
gemeinen Beleuchtung kleinerer Räume benutzt wird. 
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Alle Ausführungsformen ermöglichen einen einfachen Betrieb . wenn- 
gleich mehr Fehlerquellen als bei den anderen Glühlampen vorhanden sind, 
und deshalb eine etwas sorgfältigere Bedienung beim Auswechseln von 
Gliihkörpern notwendig ist. Die Lampen sind daher an staubigen und der 
Witterung ausgesetzten Stellen nicht zu empfehlen , sofern sie nicht für 
diesen Zweck besonders hergerichtet sind. Bei den Einrichtungsarbeiten ist 
auf das Anschließen der Lampen an die richtigen Pole zu achten. 

Der Umstand, daß jede Nernstlampe bis zu ihrem vollen Aufleuchten 
10 bis 25 Sekunden braucht, wird ihr Anwendungsgebiet im Post- und 
Telegraphenbetriebe kaum beeinträchtigen. In den meisten Fällen dürften 
die Lampen in der Dämmerung angezündet werden , wo also das Tageslicht, 
das bis zum Beginn des Anzündens ausreichte, auch noch in der Zeit bis 
zum vollen Aufglühen der Lampe genügt. Für Betriebsräume, die häufig 
und schnell erhellt werden müssen, ist die Lampe demnach nicht geeignet. 
Die sogenannte Expreßlampe, bei der nach dem Einschalten zunächst eine 
Kohlenfadenglühlampe so lange brennt, bis die Nernstlampe voll leuchtet, 
dürfte wegen ihres Mehrpreises für Betriebsräume nicht in Betracht kommen. 

Die Nernstlampe besteht aus mehreren Teilen, deren Lebensdauer ver- 
schieden groß ist, und zwar aus dem eigentlichen Brenner, einem Wider- 
stand und dem Sockel mit Glocke und Fassung. Die Lebensdauer der 
Brenner findet sich in der Ubersicht, die des Widerstandes kann ungefähr 
doppelt so groß angenommen werden; in bezug auf die Lebensdauer der 
übrigen Teile gilt das auf S. 235 Gesagte. 

Die Nernstlampe kann danach auch nur bedingt zur Verwendung in Post- 
und Telegraphendiensträumen empfohlen werden; allenfalls sind es ihre 
geringere Empfindlichkeit gegen Stöße und ihre ansprechende Wirkung, die 
ihr in manchen Fällen noch neben der Metallfadenlampe einen Platz erobern 
werden. 

C. Elektrisches Bogenlicht. 

1 . Allgemeines. 

Das Bogenlicht wird dadurch erzeugt, daß der elektrische Strom zwischen 
den Spitzen zweier Kohlenstäbe unter Lichterscheinung, dem sogenannten 
Flammenbogen, überfließt und infolge des Ubergangswiderstandes die 
Kohlenspitzen zur Weißglut erhitzt. Je nachdem diese Kohlen mit gewissen, 
die Leuchtkraft und Farbe beeinflussenden Zusätzen, sogenannten Leucht- 
zusätzen, getränkt sind oder nicht, unterscheidet man ErTckthogenlampen 
(Flammen- und Intensivflammenbogenlampen ) und gewöhnliche Bogen- 
lampen. Die Flammenbogenlampen unterscheiden sich von den Intensiv- 
ilammenbogenlampen dadurch, daß bei ihnen die Kohlen, wie bei den 
gewöhnlichen Bogenlampen, senkrecht übereinander stehen, wogegen bei 
Intensivflammenbogenlampen die Kohlen unter einem spitzen Winkel schräg 
nach unten geneigt sind. 

Zur Verminderung des Kohlenabbrandes und der durch Auswechseln der 
Kohlen entstehenden Bedienungskosten sind Lampen mit eingeschlossenem 
Lichtbogen, sogenannte Dauerbrandbogenlampen, angefertigt worden, in 
denen der Lichtbogen bei verminderter Luftzufuhr unterhalten wird. Hier- 
durch kann ein Kohlenpaar eine Brenndauer bis zu 150 Stunden und darüber 
orreichen. 

Nähere Angaben über die Lichtstärke der verschiedenen Bogenlichtarten, 
über Abhängigkeit des Stromverbrauchs für die H K von der Lichtstärke 
der Lampe sowie sonstige für ihre Beurteilung wichtige Angaben sind in 
der folgenden Übersicht zusammengestellt. 

i8' 
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Danach kommen die gewöhnlichen Bogenlampen bei Gleichstrom für den 
Betrieb hauptsächlich in Lichtstärken von 400 bis 800 HK in Betracht. 
Die Dauerbrandbogenlampcn werden von den kleinsten Lichtstärken (etwa 
120 H K) bis etwa zu 800 H K ausgeführt. Die kleinsten gebräuchlichen 
Lichtstärken der Flammenbogenlampen liegen bei 800, die der Intensiv- 
flammenbogenlampen bei 2000 H K. 

In bezug auf die Lichtausbeute sind die Intensivflammenbogenlampcn am 
günstigsten; günstig sind ferner die Flammenbogenlampen, weniger günstig 
die gewöhnlichen Bogenlampen für Gleichstrom ; ungünstig sind die älteren 
Dauerbrandbogenlampen und die mit Wechselstrom gespeisten gewöhnlichen 
Bogenlampen. 

Bei allen Bogenlampen sinkt der Stromverbrauch für die H K mit dem 
zunehmenden gesamten Energieverbrauche. Es ist danach z. B. der Watt- 
verbrauch für die HKS bei einer 6 - Amperebogenlampe höher als bei 
einer 8 - Amperelampe gleicher Spannung. Aus diesem Grunde soll die 
benötigte Lichtmenge, soweit die Lichtverteilung nicht anderes verlangt, 
durch wenige lichtstarke Lampen erzeugt werden. 

Je kleiner die Bogenlampen sind, um so mehr nähern sie sich im Strom- 
verbrauche für die erzeugte H K dem der Metallfadenlampen oder über- 
steigen diesen sogar. Gleichwohl können kleine Bogenlampen mit Vorteil 
zu verwenden sein, wenn es, beispielsweise in Diensträumen mit sehr starkem 
Betriebe, darauf ankommt, die bei einer vielflammigen Beleuchtung dem 
Auge lästige Unruhe der Beleuchtung zu vermeiden. 

Immerhin werden die kleinsten Bogenlampen (Reginula, Siva, Gnom, 
Liliput u. dgl.) mit Lichtstärken bis zu 100 H K im Post- und Telegraphen- 
betriebe kaum zu verwenden sein, weil sie sehr unwirtschaftlich sind und 
meist auch durch Glühlampen gut ersetzt werden können. 

Die Verteilung der Lichtstrahlen ist am gleichmäßigsten bei den Dauer- 
brandlampen, bei den mit Wechselstrom gespeisten gewöhnlichen Lampen und 
den Flammenbogenlampen. Bei der gewöhnlichen Gleichstrombogenlampe 
und in noch viel höherem Maße bei der Intensivflammenbogenlampe, gleich- 
viel ob EfFektkohlen oder, wie bei den Carbonelampen, gewöhnliche Kohlen 
(Reinkohlen) gebrannt werden, wird die größte Lichtmenge nahezu innerhalb 
eines nach unten gerichteten Lichtkegels ausgestrahlt, dessen Durchmesser 
etwa gleich der doppelten Höhe ist. Diese für allgemeine Raumbeleuchtung 
ungünstige Eigenschaft wird durch indirekte Beleuchtung oder durch Ver- 
wendung lichtstreuender Glocken*) sehr gemildert. Sie macht sich außer- 
dem weniger unangenehm bemerkbar, wenn viele voneinander nicht zu 
weit entfernte Bogenlampen den Raum beleuchten, und wenn diese hoch 
aufgehängt werden. 

Das Bogenlicht hat sehr große Flächenhelle und kann deshalb bei 
direkter Beleuchtung kaum ohne lichtdämpfende Uberfangglocken verwendet 
werden. Nur bei sehr hoher Aufhängung auf Höfen und Bahnsteigen 
können ti. U. Klarglasglocken mit Vorteil benutzt werden. Im allgemeinen, 
namentlich aber bei Wechselstrom, genügen für den praktischen Betrieb 
Opalüberfangglocken, die wegen ihrer größeren Lichtdurchlässigkeit zu be- 
vorzugen sind.**) Alabasterglasglocken haben den Vorteil, daß sie die bei 

•) Beispielsweise wird die einer gewöhnlichen Bogenlampe zugehörende, in der 
Abbildung (Fig. 1 1) links dargestellte halbseitige Lichtuusstrahlungskurve durch eine 
Glocke in eine Kurve umgewandelt, wie sie die rechte Seite der Abbildung zeigt. 

••) Angaben über Lichtverluste in den lichtdampfenden Glocken rinden sich 
auf S. 204. 
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Gleichstromlampen vom Kohlenrand ausgehenden Schattenringe verwischen. 
Für die zerstreute Beleuchtung sind Bogenlampen ihrer großen Lichtstärke 
und wirtschaftlich günstigen Lichterzeugung wegen besonders geeignet. Bei 
Gleichstromlampen wird in diesem Falle eine erheblich günstigere Lichtaus- 
beute erzielt, wenn die positive Kohle unten (d. h. umgekehrt wie bei direkter 
Beleuchtung) angeordnet wird. Diese Anordnung hat zwar den Nachteil, 
daß das Licht nicht ganz so gleichförmig wie bei der gewöhnlichen Kohlen- 
stellung ist, indem namentlich bei schlechten Kohlen häutiger ein Aufflammen 
der Lichtquelle eintritt. Da jedoch die zerstreute Beleuchtung an und für 
sich außerordentlich vollkommen ist. und da. infolge der gleichmäßig ver- 
teilten Helligkeit mehrerer Lampen, die Unregelmäßigkeit einer Lampe durch 
die anderen ausgeglichen wird, so wird der genannte Mangel im Dienstbetriebe 
der Post- und Telegraphenverwaltung kaum störend empfunden werden. Es 
dürfte deshalb diese Art der zerstreuten Beleuchtung mit Rücksicht auf ihre 
immerhin günstige Lichtausbeute in Briefsortiersälen, Telegraphenapparatsälen 
und ähnlichen Räumen angebracht sein, in denen zum Erzielen möglichst 
gleichmäßiger Lichtverteilung von direkter Beleuchtung abgesehen werden 
soll. Die zerstreute Beleuchtung durch Lampen mit gewöhnlicher Kohlen- 
stellung gibt zwar ein ruhigeres Licht und eine noch gleichmäßigere Ver- 



teilung, aber eine etwa nur halb so günstige Lichtausbeute und dürfte 
deshalb allenfalls nur bei sehr niedrigen Strompreisen in Betracht kommen, 
und wenn sehr großer Wert auf Gleichförmigkeit gelegt werden muß. Die 
halbzerstreute Beleuchtung gibt dagegen — bei normal stehenden Kohlen — 
ein ruhiges, allerdings nicht so gleichmäßiges Licht wie die indirekte Be- 
leuchtung, zeichnet sich jedoch durch eine bessere Lichtausbeute aus. 

Die Gleichförmigkeit des Bogenlichts weicht bei den verschiedenen Bogen- 
lampenarten voneinander ab. Sie ist außerdem von der Güte der Lampen 
und Kohlen abhängig. Besonders ungleichförmig und deshalb für Innen- 
räume weniger geeignet ist das Licht der älteren Dauerbrandbogenlampen. 
In neuerer Zeit ist indes, beispielsweise bei den Sparbogenlampen der 
Siemens - Schuckert-Werkc, eine Wandlung zum Besseren zu verzeichnen. 
Das Licht der Flammen- und Intensivflammenbogenlampen ist ebenfalls un- 
ruhiger als das der gewöhnlichen Bogenlampen und deshalb für Beleuch- 
tungen ungeeignet, an die höhere Anforderungen bezüglich der Gleichförmig- 
keit zu stellen sind. Das Wechselstrombogenlicht zeigt in schneller Folge 
regelmäßig abwechselnde Helligkeitsunterschicde , die bei bewegten Gegen- 
ständen, namentlich glänzenden Metallteilen, durch Erzeugung stroboskopischer 
Erscheinungen den Eindruck unruhigen Flimmerns hervorrufen können. 



Fig. 1 1 . 
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Dieser Mangel kann sich namentlich bei direkter Beleuchtung in mechanischen 
Werkstätten, u. U. schon in Apparatsälen, unangenehm bemerkbar machen. 

Die Wärmeentwicklung ist bei Bogenlicht im Verhältnis zur erzeugten 
Lichtmenge sehr gering. Wegen Bildung von Nebenerzeugnissen sind die 
Bogenlampen den elektrischen Glühlampen, die Flammen- und Intensiv- 
flammenbogcnlampen sogar dem Gaslicht unterlegen. Wenn auch die Zer- 
stäubung von Kohlenteilchen und die Kohlensäurebildung beim Abbrande 
guter gewöhnlicher Kohlen kaum störend empfunden werden dürften, so 
erzeugen doch die mit Leuchtzusätzen getränkten Kohlen beim Abbrande so 
starke Dämpfe und Gase, daß ihre Verwendung in geschlossenen, wenig 
gelüfteten Räumen nicht empfehlenswert ist. Unter diesen Dämpfen leiden 
auch die Metallteile der Lampen, wodurch für solche Lampen eine höhere 
Abschreibung erforderlich wird. 

Jede Bogenlampe, mit Ausnahme der Dauerbrandbogenlampc, bedarf 
nach 8- bis 14 stündiger Brennzeit zur Reinigung und zum Ersätze der 
Kohlenstifte der Bedienung durch Personal, das für diesen, wenn auch ein- 
fachen Dienst geschult sein muß. Dauerbrandbogenlampen brauchen nur 
alle 40 bis 80 Stunden Bedienung. Auf Reinigen und Bedienen einer ge- 
wöhnlichen Bogenlampe sind täglich 5 bis 7 Minuten zu rechnen. Die 
Flammen- und namentlich die Intensivflammenbogenlampen erfordern zur 
Reinigung etwas mehr Zeit als die gewöhnlichen Bogenlampen. Das 
Personal ist daraufhin zu überwachen, daß es die Reinigung zwar gründlich, 
aber unter möglichster Schonung des Lampenwerks ausführt, und daß es 
im allgemeinen erst neue Kohlen einsetzt, wenn die alten so weit als möglich 
abgebrannt sind. Durch die richtige Wahl der Kohlenlänge und durch 
Verwendung von Lampen, deren Brenndauer den einzelnen Betrieben anzu- 
passen ist, kann diese Forderung mit den Betriebsverhältnissen in Einklang 
gebracht werden. 

An Abschreibung, Verzinsung, Unterhaltung und Bedienung sind bei 
überschläglichen Rechnungen für die Brennstunde 1 bis 2 Pf. zu rechnen, 
und zwar die höheren Werte für die Flammen- und Intensivflammenbogen- 
lampen sowie für wenig benutzte Lampen. Für Dauerbrandbogcnlampen 
sind etwa 0,6 Pf. zu veranschlagen. Die Kosten für Abschreibung und 
Unterhaltung sind außerdem noch von der Güte der Lampe abhängig. 
Insbesondere spricht hier die mehr oder weniger einfache Bauart des Werkes, 
das den Kohlenvorschub entsprechend dem Kohlenabbrande regelt, ein ent- 
scheidendes Wort. Bei einer großen Anzahl der gewöhnlichen — von den 
verschiedensten Fabriken hergestellten — Bogenlampen beruht der ganze 
Unterschied nur in diesen Einrichtungen. Um die empfindlichen Lauf- 
werke überflüssig zu machen , sind seit einigen Jahren Lampen mit 
vereinfachtem Werke (Verstellen durch Hitzdraht) und solche fast ohne 
Werk (Becklampe) angefertigt worden. In diesen Lampen wird der Vor- 
schub unter Verwendung von Kohlen mit besonders geformtem Querschnitte 
bewirkt ; die Kohlen sind in einem spitzen Winkel zueinander schräg nach 
unten geneigt. Als Vorzug dieser Lampen, der Carbonelampen und anderer 
Intensivbogenlampen sei noch erwähnt, daß sie geringere Bauhöhe als die 
gewöhnlichen Bogenlampen besitzen und die Benutzung gefälligerer Glocken- 
formen gestatten. Im allgemeinen empfehlen sich für den Gebrauch bei der 
Post- und Telegraphenverwaltung Differentialbogenlampen mit festem Licht- 
punkte*) (sogenannte DifTerentialfixpunktlampen). Nebenschlußlampen sind 



•) Im Gegensatze zu den Lampen mit festem Lichtpunkte stehen Lampen, bei 
denen sich der Lichtpunkt, dem Abbrande der Kohle folgend, bewegt. 
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etwas billiger als Differentiallampen; der Preisunterschied ist jedoch so 
gering, daß er gegenüber den besonderen Vorzügen der Differentiallampen 
nicht ins Gewicht fällt. Gute Bogenlampen dieser Art werden u. a. von der 
Allgemeinen Elektrizitäts -Gesellschaft, den Siemens -Schuckert -Werken und 
Körting & Mathiesen (Leutzsch) hergestellt. 

Eine wichtige Rolle in bezug auf Wirtschaftlichkeit der Bogenlampen 
spielen die Kohlen. Von ihrer Zusammensetzung ist zunächst die Licht- 
ausbeute abhängig. Beruht doch die günstige Ausnutzung der Energie zur 
Lichterzeugung in Flammenbogenlampen sowie die Farbe des Lichtes (bei- 
spielsweise der Bremerlampen) im wesentlichen auf der Beschaffenheit der 
Kohlen. Aber auch bei den gewöhnlichen ungetränkten Kohlen bestehen 
große Güteunterschiede, die den Abbrand. die Lichtausbeute und die Gleich- 
förmigkeit beeinflussen. 

Wichtig ist auch die Verwendung der für die einzelnen Lampen be- 
sonders geeigneten Kohlcnstärken und Kohlenarten. Hier müssen im allge- 
meinen die Angaben der liefernden Lampenfabrik als zutreffend angenommen 
werden. Von der Verwendung der vorschriftsmäßigen Kohlen sollte ohne 
sehr gründliche Prüfung der gesamten Wirtschaftlichkeit nicht abgewichen 
werden. In gewöhnlichen Gleichstromlampen brennt man als positive Kohle 
Dochtkohle, als negative Kohle Homogenkohle, in Wechselstrom- 
lampen nur Dochtkohle. 

2. Schaltung der Bogenlampen. ' 

Von großer Bedeutung ist bei Bogenlampen deren Schaltung. Die 
meisten Bogenlampen sind so gebaut, daß bei 110 Volt Netzspannung 
wenigstens zwei, bei 220 Volt wenigstens vier in einen Stromkreis geschaltet 
und dann gleichzeitig gebrannt werden müssen. Durch verbesserte Schal- 
tungen kann man jedoch mit guten Differentiallampen bei 1 10 Volt Netz- 
spannung drei und bei 220 Volt fünf bis sechs Lampen brennen. Diese 
Schaltungen sind im ganzen etwas wirtschaftlicher, haben aber den Nachteil, 
daß die Lampen weniger ruhig brennen. Auf ihre Verwendung ist Bedacht 
zu nehmen, wo sich je drei oder fünf und sechs Bogenlampen ohne be- 
sondere Schwierigkeit in der Leitungsführung so zu Gruppen vereinigen 
lassen, daß Lampen einer Gruppe in der Regel gleichzeitig benutzt werden, 
und wo zeitweiliges Flackern der Lampen nicht den Betrieb stört (beispiels- 
weise bei Gleisanlagen). Grundsätzlich ist von dieser Schaltung bei indirekter 
Beleuchtung mit umgekehrt stehenden Kohlen abzusehen. 

Ist es erforderlich, bei 1 10 Volt eine Bogenlampe einzeln zu brennen, so 
können Dauerbrandbogenlampen, Doppelbogenlampen oder sogenannte Spar- 
bogenlampen (u.a. Bivolta-, Carbonelampen) benutzt werden. Die Doppelbogen- 
lampe hat zwei je durch besondere (hintereinandergeschaltete) Regelwerke vor- 
geschobene Kohlenpaare gleichzeitig in Brand. Sie hat einen stärkeren 
Kohlenabbrand und größeren Stromverbrauch für die H K als eine ge- 
wöhnliche Bogenlampe der gleichen Lichtstärke. Gegenüber der Dauer- 
brandbogenlampe hat sie den Vorteil, ruhigeres Licht zu erzeugen; gegen- 
über den Sparbogenlampen verschwindet aber auch dieser Vorteil, so daß 
sie wegen ihrer immerhin verwickelten, aus zwei Werken bestehenden Bauart 
und wegen ihres höheren Preises außer Gebrauch kommen dürfte. Wenn 
Lampen, die bei 1 10 Volt einzeln brennen, nach ihrem Ampereverbrauche 
bezeichnet werden, wie es üblich ist, muß man beachten, daß ihr Energie- 
verbrauch doppelt so hoch ist als der gleichbenannter gewöhnlicher Bogen- 
lampen (vgl. Fußnote *) S. 235). 
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Wechselstromlampen können mit Spannungsteiler — die am günstigsten 
sind — sonst aber auch mit Drosselspule und Transformator einzeln ge- 
brannt werden. Hierbei wird aber die an und für sich schon ungünstige 
Lichtausbeute der Wechselstromlampe noch ungünstiger, so daß diese Art 
der Verwendung im Gesamtergebnisse wirtschaftlich sehr ungünstig ist. 

Nach den vorstehenden Ausführungen wird das Anwendungsgebiet der 
Bogenlampen etwa wie folgt abzugrenzen sein. 

3. Anwendungsbereich der Bogenlampen. 
Es eignen sich 

für Außen räume (Höfe, Bahnsteige usw.): 

Intensiv flammenbogenlampen, wenn große Lichtstärken 
benötigt werden, ohne daß an die Gleichförmigkeit und die gleich- 
mäßige Lichtverteilung hohe Anforderungen gestellt werden, ganz 
besonders, wenn nur Wechselstrom zur Verfügung steht; 

Flammenbogenlampen, wenn große Lichtstärken nötig sind, 
wenn aber eine gegenüber dem Intensivflammenbogenlichte größere 
Gleichmäßigkeit des Lichtes selbst auf Kosten der Lichtausbeute 
erwünscht ist; 

Gewöhnliche Bogenlampen, wenn bei großen Lichtstärken 
möglichst große Gleichförmigkeit und Gleichmäßigkeit gefordert 
werden ; 

Dauerbrandbogenlampcn, Sparbogenlampen(Carbone-, 
Bivolta- und ähnliche Lampen) oder ausnahmsweise auch 
Wechselstromlampen mit Spannungsteiler, wenn Lampen 
bei 110 Volt häufiger einzeln brennen müssen; 

für Innenräume: 

Gewöhnliche Bogenlampen, und zwar je nach der ge- 
forderten Gleichmäßigkeit in der Lichtverteilung mit mehr oder 
weniger lichtstreuenden Glocken oder besser in indirekter Be- 
leuchtung (bei Gleichstrom mit umgekehrt stehenden Kohlen, 
wenn zeitweise ein Aufflackern des Lichtbogens mit Rücksicht auf 
die erheblich bessere Lichtausbeute zugelassen werden soll); 

Sparbogenlampen, ausnahmsweise auch Wechsel- 
stromlampen mit Spannungsteiler, wenn bei uoVolt eine 
Lampe, oder wenn bei 220 Volt je zwei Lampen einzeln brennen 
müssen. 

D. Quecksilberdampflicht. 

Das Licht wird dadurch erzeugt, daß in einer 20 bis 150 cm langen, 
mit wenig Quecksilber gefüllten, im übrigen luftleeren Glasröhre, an deren 
Enden die elektrischen Zuleitungen eingeschmolzen sind, ein elektrischer 
Lichtbogen eingeleitet wird, der einen Teil des Quecksilbers verdampft und 
sich nunmehr in der von ihm erzeugten Quecksilberatmosphäre erhält. 
Zum Zünden werden die Lampen entweder gekippt, derart, daß das Queck- 
silber kurzzeitig eine leitende Verbindung, einen Kurzschluß, zwischen den 
Polen bildet (Kipplampen), oder es wird mittels eines besonderen Leiters 
vorübergehend eine Uberbrückung zwischen dem an einem Pole befindlichen 
Quecksilber und dem anderen Pole hergestellt. Die Glasröhre muß bei den 
Kipplampen etwas geneigt angeordnet werden und läßt sich dann nicht in 
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die üblichen Formen der Beleuchtungskörper einkleiden; bei den anderen 
Lampenarten kann sie senkrecht eingebaut und so mehr den gebräuchlichen 
Formen von Lampenglocken und dergleichen angepaßt werden. 

Die Quecksilberdampflampen besitzen bei wirtschaftlich günstiger Aus- 
beute der aufgewendeten elektrischen Energie — etwa 0,6 W/H K schon 
bei Lichtstärken von 300 H K an — ein sehr gleichmäßiges Licht von 
geringer Flächenhelle, das wenig scharfe Schatten wirft und eine der 
indirekten ähnliche Beleuchtung erzeugt. Die eigentliche Lampe (die Glas- 
röhre mit dem Quecksilber, im Gegensatze zur Armatur der Lampe) ist leicht 
auswechselbar. Sie kostet 20 bis 30 Mark und hat einige tausend Brenn- 
stunden. Neuerdings hat man das Glasrohr durch ein Quarzrohr ersetzt und 
erzielt durch diese Quarzlampen — die in der Form einer gewöhnlichen 
Bogenlampe gleichen — eine etwa gleich gute Lichtausbeute wie bei den 
Intensivflammenbogenlampen. Die Quarzlampe hat außerdem für gewisse 
Fälle den Vorteil, daß sie bei 220 Volt einzeln brennt. Zur Zeit wird sie 
mit einem Mindestverbrauche von 770 Watt, entsprechend dem Verbrauch 
einer gewöhnlichen 14- Amperebogenlampe, hergestellt. 

Einer besonderen Bedienung bedürfen die Quecksilberdampflampen nicht 
und zeichnen sich dadurch vor den gewöhnlichen Bogenlampen vorteil- 
haft aus. Das Licht ist jedoch fast einfarbig, hat den Nachteil, die 
Unterscheidung der Farben (beispielsweise der von Briefmarken) zu er- 
schweren, und wirkt deshalb unschön. Dieser Mangel dürfte der Ver- 
breitung des sonst so vollkommenen Lichtes am meisten hinderlich sein. 
Bisher ist es in Werkstätten für Feinmechaniker in beschränktem Umfang 
eingeführt und wird dort von den daran gewöhnten Arbeitern jedem 
anderen Lichte vorgezogen.*) Danach wäre das Licht in Fernsprechsälen 
zum Beleuchten der vielen kleinen, nach längerem Gebrauche metallisch 
glänzenden Klinkenlöcher mit großem Nutzen zu verwenden. Seine Ein- 
führung dürfte aber hier aus ästhetischen Gründen, zugleich aber weil es 
das Erkennen der gebräuchlichen Farbenschattierungen der Hinweisstöpsel 
erschwert, zur Zeit noch auf Schwierigkeiten stoßen. Unbedenklich dürfte 
seine Verwendung in Maschinen- und Kesselhäusern sowie auf Posthöfen 
und Gleisanlagen sein, weil hier die ästhetische Seite gegenüber der rein 
praktischen in den Hintergrund tritt, und weil es hier nicht erforderlich ist, 
Farben zu unterscheiden. 

Zur Verbesserung der Lichtfarbe hat man die Lampen mit einer Anzahl 
Kohlenfadenglühlampen vereinigt, die das Licht besonders mit roten Strahlen 
vermischen sollen. Auch sind die Lampen mit rot fluoreszierenden Reflek- 
toren ausgerüstet worden. Dadurch geht aber in dem Maße, wie die Farbe 
verbessert wird, ein wesentlicher Vorzug der Lampe, die wirtschaftlich 
günstige Ausnutzung der Energie, verloren. Danach dürften auch diese 
Lampen für den Post- und Telegraphenbetrieb zunächst keine große Bedeutung 
besitzen. 

V. Berechnung der Beleuchtungskosten. 
A. Allgemeines. 

Das Entwerfen einer in jeder Beziehung wirtschaftlich günstigen Beleuch- 
tungsanlage erfordert eine genaue Kenntnis der Beleuchtungsmöglichkeiten 
und der für die Einrichtungsarbeiten zur Verfügung stehenden technischen 

*) Beispielsweise wird das Licht mit bestem Erfolg in den Werkstätten benutzt, 
in denen die schwierigsten Arbeiten an den haardünnen Drähten zur Herstellung der 
Metallfadenlampen ausgeführt werden. 
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Mittel sowie praktische Erfahrung. Im allgemeinen wird deshalb der hierfür 
nicht besonders vorgebildete Beamte vom Entwerfen selbst absehen und 
dies einem im Beleuchtungsfachc bewanderten Ingenieur, bei kleineren 
Anlagen auch wohl einem Installateur überlassen müssen. Er wird sich 
damit begnügen, auf Grund von Angaben, die er in der vorstehenden 
Abhandlung findet, oder gestützt auf noch eingehendere Beschäftigung mit 
dem Gegenstand*) eine Betriebskostenrechnung aufzustellen oder meist nur 
eine von einem Sachverständigen aufgestellte nachzuprüfen und mit anderen 
etwa vorliegenden Berechnungen in wirtschaftlicher Beziehung zu ver- 
gleichen. 

Hierzu empfiehlt es sich, die Rechnung nach den im folgenden aufge- 
stellten Grundsätzen unter Anlehnung an die gekennzeichneten Vordrucke 
auszuführen oder den Bearbeiter des Entwurfs hierzu zu veranlassen. Die 
vorgeschlagene Art der Darstellung ist besonders zweckmäßig, wenn, wie 
es bei Einrichtung der Beleuchtung in Diensträumen meist der Fall ist, eine 
Nachprüfung des Entwurfs und der Kostenberechnung ohne örtliche Be- 
sichtigung nur nach den Unterlagen erfolgen muß. 

B. Der Beleuchtungsplan. 

Zunächst ist ein Beleuchtungsplan unter Verwendung eines einfachen, 
nötigenfalls nur skizzenhaft ausgeführten Grundrisses des zu beleuchtenden 
Gebäudes herzustellen. Der Grundriß soll möglichst im Maßstabe i : 100 
(hei sehr großen Gebäuden 1:200) in schwarzen Linien dargestellt sein. 
Falls er annähernd nach Maßstab gezeichnet ist, ist er der größeren Über- 
sichtlichkeit halber möglichst ohne Maßzahlen, andernfalls mit den wich- 
tigsten Grundrißmaßen der Diensträume zu versehen. Er soll die Räume 
nach Lage* und Verwendung sowie die Fenster kennzeichnen und die Möbel, 
Pfeiler und Säulen darstellen, soweit sie für die Verteilung und Wahl der 
Lichtquellen wichtig sind. Getäfelte, stark unterteilte Decken und Ober- 
lichtaufbaue, welche die Verwendung der für den Betrieb günstigsten 
Lampenart oder Lampenverteilung verhindern, sind durch Projizieren der 
Balkenlage, Oberlichtfenstcr u.dgl. mit gestrichelten Linien im Grundrisse 
darzustellen und durch handschriftliche Vermerke zu erläutern. Die Höhe 
der Räume, die Farbe der Wände und Decken, etwaige besondere Orts- 
oder Betriebsverhältnisse sind anzugeben, sofern sie eine vom Üblichen 
abweichende Lichtstärke, Lichtverteilung oder Brennstundenzahl erfordern. 
Diese Angaben sind, soweit sie sich auf alle Räume beziehen, außerhalb 
des Grundrisses, soweit sie sich auf einen besonderen Raum beziehen, in 
oder an dem Grundrisse dieses Raumes einzutragen. Außerdem soll der 
Beleuchtungsplan einen Vermerk über Stromart und Gebrauchsspannung 
tragen. 

Alle Lichtquellen sind fortlaufend zu beziffern und in der Art, Licht- 
stärke und Befestigung (als feste, bewegliche oder ähnlich) zu kennzeichnen. 
Die zur elektrischen Einrichtung gehörenden Teile, Zahlen und sonstigen An- 
gaben sind in Rot, die zur Gaseinrichtung gehörenden in Blau einzu- 
tragen. Dabei sind nach Möglichkeit die im folgenden angegebenen Ab- 
kürzungen und Zeichen zu verwenden und alle hierdurch bezeichenbaren 
Einzelheiten auszudrücken. 



•) Dem in den Anfangsgründen der Elektrotechnik Bewanderten kann hierfür 
empfohlen werden: Monasch, Elektrische Beleuchtung. Eine Besprechung dieses Buches 
findet sich im Archiv 1907, S. 319. 
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Abkürzungen und Bezeichnungen für den Beleuchtungzplan. 

Möbel. (In Schwarz einzutragen.) 



Diese könnten zweckmäßiger Weise im Grundrisse durch ihren äußeren 
Umriß (allgemein Rechteck) und durch die nachstehenden abkürzenden Buch- 
staben gekennzeichnet werden. An dem Umrisse wären Ort und Anzahl 
der Arbeitsplätze durch Striche zu vermerken.*) 



Ah 




Abholungsspind. 


A 




Arbeitstisch. 


B 


— 


Beklebetisch. 


Rr 


— 


Briefausgabeschrank. 


Bi 




Briefträgertisch. 


E 


:r=: 


Kntkartungstisch. 


F 




Fernsprecher, Fernsprechautomat. 




— 


Fernsprechzelle. 


Fo 




Formularschrank. 


G 




Geldschrank. 


K 




Kleiderspind. 


T 




Telegraphenapparat (Morse, Hughes, Klopfer). 


pf 




Paketgestelle. 


R 




Rohrpostapparat. 


S 




Schlafschrank. 


Sch 




Schließschrank. 


P 




Schreibpult. 


St 




Stempeltisch. 


Vt 




Yielfachumschalter in Tischform. 


V 




Vielfachumschalter in Schrankform. 


w 




Wage. 



Elektrische Einrichtung. (In Rot einzutragen.) 

Lampen. 

K, fl = Kohlenfadenglühlampe von 16 H K. 
M I)5 — Metallisierte Kohlenfadenlampe von 16 H K. 
0 40 = Osramlampc von 40 H K. 
T 16 = Tantallampe von 16 H K. 
Z 30 = Zirkonlampe von 30 H K. 
S 30 — Siriuskolloidlampe von 50 H K. 
N, l0 — Nernstlampe von 1 10 Watt. 

= gewöhnliche Bogenlampe von 0 Ampere. 
>io — Flammenbogenlampe von 10 Ampere. 



10 = Intensivflammenbogenlampe von 10 Ampere. 
K 10 = bewegliche Kohlenfadenlampe von 10 H K. 
0.,. = feste Osramlampe von 25 H K. 



Abfertigungsspind. 




*) Beispiel: 



T 



bedeutet im Maßstabe 1 : 100 
einen Tisch für Telegraphen- 
apparate mit 4 Arbeitsplätzen. 
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®3X*5 ~ Krone mit 3 Stück 25 kerzigen Zirkonlampen. 
"P~0 25 = Wandarm mit 25 kerziger Osramlampe. 
~ ©T in — Pendel mit 16 kerziger Tantallampe. 

Zu den Bogenlampen, die nicht mit lichtdämpfenden Glocken direkt 
beleuchten, ist zu setzen: 

(\) zerstreute Beleuchtung, 

ß r) — zerstreute Beleuchtung mit Reflektor. 

(h) — halbzerstreute Beleuchtung. 

(h r) — halbzerstreute Beleuchtung mit Reflektor. 

(k) = Lampe mit Klarglasglocke. 

Leitungen und Apparate. • 

= Leitung. 

— . — . — . — Mehrfachleitung. 

<r -~- r = nach oben führende Leitung. 
je** = nach unten führende Leitung. 

U --=■ Leitung aus Draht mit doppelter imprägnierter Um- 
hüllung aus faserigem Isoliermaterial. 
G Ii — Gummibandleitung. 
G A — Gummiaderleitung. 
} = Wandfassung, Anschlußdose. 

Ö« C^i C^« = e > n P on fe er - zweipoliger, dreipoliger Ausschalter mit An- 
gabe der höchsten zulässigen Stromstärke (6) in Ampere. 
££) 3 — Umschalter desgl. 

[x], 0 = Widerstand mit Angabe der höchsten zulässigen Strom- 
stärke (10) in Ampere. 

=^\r/!\= = Transformator mit Angabe der Leistung (7, s Kilowatt). 

Wl/vV/7.* 



3 = 

T - 



— Drosselspule. 



Blitzschutzvorrichtung. 




Zweileiter-, Dreileiter- oder Drehstromzähler mit Angabe 
5l l20l des Meßbereichs in Kilowatt (5 oder 20). 
— — — ----- Zweileiter- Schalttafel. 

= — Dreileitcr-Schalttafel oder Schalttafel für mehrphasigen 

Wechselstrom. 

Gaseinrichtung. (In Blau einzutragen.) 

Lampen. 

j J20 = Stehendes Gasglühlicht mit 120I stündlichem Gasver- 
brauche. 

*37 80 = Hängendes Gasglühlicht mit 80 1 stündlichem Gasver- 
brauche. 

©2X120 = Gruppenbrenner (sogenannte Gasbogenlampe) mit zwei 
Brennern für stehendes Gasglühlicht mit je 120I stünd- 
lichem Gasverbrauche. 

<Q), X(K) — Gruppenbrenner mit 4 Brennern für hängendes Gas- 
glühlicht mit je 90 1 stündlichem Gasverbrauche. 
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Leitungen und Apparate. 
Leitung von 25 mm lichtem Durchmesser, 
nach oben führende Steigleitung, 
nach unten fuhrende Steigleitung. 

Gasmesser für eine stündliche Leistung bis 2,5 cbm Gas. 

Selbsttätiger Gasdruckregler für stündlichen Verbrauch 
von 3,5 cbm Gas. 
Leitung mit Absperrhahn. 

C. Lampenzahl und Brennstunden. 

Um die im Beleurhtungsplan eingetragenen Lampen nach Zahl und Art 
sowie die auf Grund der Betriebsverhältnisse festgestellten Brennstunden 
dieser Lampen in übersichtlicher Form für die eigentliche Kostenberechnimg 
nachzuweisen, bedient man sich zweckmäßig der (nachstehend, S. 256/257, 
ausgefüllten) Vordrucke 1. für elektrisches oder Gas-Glühlicht und 
2. für elektrisches Bogen licht. 

In einer Zeile sind nur die in Art und Lichtstärke — bei Bogenlampen 
an Stelle der Lichtstärke die in Schaltung, Stromstärke und in der Kohlcn- 
stiftart — gleichen Lampen aufzuführen. Sie können in verschiedenen 
aufeinanderfolgenden Zeilen eingetragen werden, soweit dies zum übersicht- 
lichen Feststellen der Brennstunden der Lampen oder der einzelnen Strom- 
kreise zweckmäßig ist. Zwei und mehr Eintragungen gleicher Lampen 
sind durch einen Abschlußstrich zu kennzeichnen, unter dem die Summe 
der Lampenzahl und der gesamten jährlichen Brennstundenzahl (bei Bogen- 
lampen der Stromkreise) gebildet wird. Diese Summen sind in die im 
folgenden Abschnitte behandelte Kostenberechnung zu übertragen. Für die 
Berechnung der Brennstunden im einzelnen sind die Betriebsverhältnisse 
maßgebend, so daß u. U. zu einem besonderen Nachweise gegriffen werden 
muß. 

Meistens werden sich jedoch für einen Ort die seiner geographischen 
Lage und seinen besonderen Lichtverhältnissen entsprechenden Brennstunden 
mit Hilfe der beiden auf S. 255 gegebenen zeichnerischen Darstellungen 
(Tafeln) und der zwischen ihnen stehenden Zahlenangaben schnell ermitteln 
lassen, und zwar aus der oberen Tafel die Brennstunden für jeden Zeit- 
abschnitt zwischen Sonnenuntergang und 8" N., aus der unteren 
Tafel für jeden Zeitabschnitt zwischen 3*' V. und Sonnenaufgang, 
aus der Zahlenübersicht schließlich für jeden Zeitabschnitt zwischen 
8 J<1 N. und 3 l6 V. Als Maß für die durch die Tafeln festzustellenden Brenn- 
stunden gelten die Längen der mit den Stunden- und Minutenangaben be- 
zeichneten Querlinien, wenn die Querlinien wie folgt ausgewählt, und die 
Längen wie folgt bestimmt und gemessen werden. 

1. Sowohl für die Bestimmung der Brennstunden von Sonnenunter- 
gang bis zu einem zwischen 4" N. und 8™ N. gelegenen Zeitpunkt, als für 
die Bestimmung der Brennstunden von einem zwischen 3* V. und j Ai V. 
gelegenen Zeitpunkte bis zum Sonnenaufgang ist jedesmal die Querlinie 
zu benutzen, die dem Zeitpunkt entspricht, der zum Sonnenuntergang 
oder -aufgang in Beziehung gesetzt werden soll. 

2. Für recht gut durch Tageslicht beleuchtete Plätze, z. B. für Fenster- 
plätze in hellen Räumen, sind als Begrenzung der Länge auf den 
Qucrlinien anzunehmen: links die Linie aus dem Strahlenbündel, welche in 
der Bezeichnung dem geographischen Längengrad entspricht, dem der Ort 
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am nächsten liegt, rechts diejenige der beiden Kurven, welche mit dem 
geographischen Breitengrade bezeichnet ist, dem der Ort am nächsten 
liegt. 



B 



ren n 5 



tun d 



En. 



100 5o o 100 



900 300 400 500 600 700 600 

J 'Iii Ii 



Von Sonnenuntergang bis: 

4 



5tundenmaf^5tab für 300 Tage. 




54° Geographischer Breite 



27 25 25 f1 19 17 15 11 11 9 7 5 i 1 -1 -3°Geograph,»ehir linga. 





J 
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n 

365Tagen 
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50 
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200 


245 
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en 8 50 N.und 

il 

300Tagen 


3* 5 V. 

i 

365Tagen 




50 0 
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80 0 


973 


für je 


-w 


1100 


1538 


1 4 5td. 


75 




.« >JH 


1400 
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1 2 » 


15 0 
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m Oh 
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20 6 6 
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2 25 
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200 0 


2433 
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1. Lampenzahl und Brennstunden. 

(Elektrisches oder Gas-Glühlicht.) 







Li e 


v La 


m p e n 






Ordnungs- 
zahl im 
Beleuch- 


An- 
zahl 


nn 


Licht- 
starke 
in 


Ehr- 
liche 
Brenn- 


Biennzeiten (j^ 


Bemerkungen 


tungsplane 






HK 


stunden 






a 


b 


c 




e 


f 


ß 


1— 25,_27_ 


26 


Osram 


25 


14 300 


U D — 8h {530) 




30, 42-44 


4 


Osram 


»5 




2 640 


U _ 8h ;66o) 


besonders dunkle 
Plätze. 


26, 28, 29 


3 


Osram 


25 


1 200 


U - 8h 400) 


im Freien brennend. 


34 «. 35 


2 


Osram 


25 


1 220 


U — 7« 610) 


auch sonntags 
brennend. 




35 






19 360 






3«i 33» 36 


3 


Osram 


32 


990 


U— 5h 160); 5»°— 6h 
(&>); 7 h_8h < 2 ioi 




32 


1 


Osram 




2 830 


1] A 1 K n/^ 1 ->">'>£ 

U n J I.03O f ^225 

4- 680) • o,s 


1 1 .11 / LH 1 L;S \\ L 1 >L 

' 20 v. H. Ersparnis, 
( weil zeitweilig 
1 nicht benutzt. 


40 


1 


Osram 


32 




300 


U — 7 ir * (380-0,8) 


4i> 45 


2 


Osram 




380 


U- 7 »(£?=.go) 


durch Wechselschal- 
ter verbunden, so 
daß stets nur eine 
Lampe brennt. 




7 






4500 






37 


1 


Kohlen- 

I1IUC1 1 


16 


55° 


U- 8h (550) 


( Beschädigungen be- 
j sonders ausgesetzt. 


3» 


1 


Kohlen- 
faden 


t6 


330 


U — 7 h (33°) 




2 






8S0 
• 






39 


1 


Kohlen- 
faden 


,0 


180 


u-,,( T ) 


schätzungsweise nur 
7, der Zeit brennend. 



0 Im vorliegenden Beispiele sind die Brennzeiten für Berlin mit Hilfe der 

Brennstunden -Tafeln und Übersicht fS. 255I ermittelt worden. 
(?) U bedeutet: »Von Sonnenuntergang». 
3 A bedeutet: »Sonnenaufgang«. 
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2. Lampenzahl und Brennstunden. 

(Elektrisches Bogenlicht.) 



Der Lampen 




Der Stromkreise 




Ordnungs- 
zahl im 
Beleuch- 
tungsplane 


An- 
zahl 


An- 

zahl 
Art im 
Strom- 
kreise 


St3rke jahrliche 

in Brenn- 

Am " stunden 
pere 


Brennzeiten 

• 


Bemerkungen 




b 


C 


d 


e 


f 


g 


h 


46,47 




Effekt 


2 


8 


1 

1 230 

1 
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7h — A (501 
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sonntags 
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4^-54 
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3 


8 
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U — toi» (1 130!; 
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- 
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8 
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,2 








3640 
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gew. 


2 


8 


2 360 


U-io l "(n8o) 




C7-70 


-- 

3 


gew. 


3 


12 


1 .80 

1 


U — io»(il8o) 




7' 


1 


Dauer- 
brand 


1 


8 


1 180 


U — io'° 1180) 

• 





3. Für Plätze, die vom Tageslichte nicht gut beleuchtet sind, 
z. B. für Erdgeschosse in engeren Straßen oder für Plätze, die mitten in 
nicht besonders hellen Zimmern liegen, gilt als linksseitige Begrenzung 
die Linie des Strahlenbündels, die um 6 Gradstriche links von der 
unter 2. zu benutzenden Linie liegt. 

4. Für Beleuchtung im Freien, z.B. für Hofbeleuchtung, Beleuch- 
tung von Gleisanlagen, gilt als linksseitige Begrenzung die Linie des 
Strahlenbündels, die um 8 Grads t rieh c rechts von der unter 2. zu 
benutzenden Linie liegt. 

5. Die Zahl der Brennstunden wird dadurch ermittelt, daß man die 
gefundene Länge mit einem Zirkel (oder statt dessen mit einem Papier- 
streifen) abgreift, an einen der beiden Stundenmaßstäbe anhält und die ihr 
entsprechende Stundenzahl abliest. Und zwar bedient man sich des unteren 
Maßstabs, wenn man die Brennstunden im ganzen Jahre, des oberen, wenn 
man die in einem Jahre nur auf die Werktage fallenden Brennstunden- 
teststellen will. (Die Brennstunden im ganzen Jahre kann man auch in 
der Weise feststellen, daß man die Länge in Millimeter mißt. Jedes Milli- 
meter bedeutet dann 10 Brennstunden; des ermittelten Betrags sind die 
Brennstunden an den Werktagen.) 
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6. Die Brennstunden zwischen 8 :o N. und 3**V, sind unabhängig von der 
Lage des Platzes und werden unmittelbar aus der Zahlenübersicht entnommen. 

7. Zwischen werte, die in den Tafeln und der Übersicht nicht durch 
Zahlen und Linien gekennzeichnet sind, beispielsweise die Brennstunden bis 
f \ sind durch Schätzung mittels der benachbarten Werte festzustellen. 

8. Beim Ablesen an den Maßstäben ist im allgemeinen auf Zehner 
(einen Teilstrich) abzurunden. 

Beispiele: Wieviel Stunden muß ein gut erleuchteter, am Fenster ge- 
legener Arbeitsplatz eines Berliner Postamts künstlich beleuchtet werden, 
wenn er werktäglich von Sonnenuntergang bis 8 N. benutzt wird? Die 
Berlin am nächsten gelegenen, in den Tafeln angegebenen Breiten- und 
Längengrade sind der 54. und der 13. Grad.*) Man nimmt von der mitS* 
(in der oberen Tafel) bezeichneten Querlinie die Länge in den Zirkel, die 
zwischen der mit 13 bezeichneten Geraden und der mit 54 0 bezeichneten 
Kurve liegt. Nun setzt man die eine Zirkelspitze im oberen Stunden- 
maßstabe (zweckmäßig bei 500) ein und liest dann, die andere Zirkelspitze 
an die angegebenen Zehner anlegend, unmittelbar die gesuchte Brenn- 
stundenzahl zu 550 ab. Wollte man die Brennstunden für das ganze 
Jahr bestimmen, so hätte man die Zirkelspitze im unteren Maßstabe (zweck- 
mäßig bei 600) einzusetzen und würde in derselben Weise wie oben jetzt 
670 Brennstunden ablesen. In diesem Falle hätte man auch die Länge, 
anstatt sie in den Zirkel zu nehmen, gleich mit dem Millimetermaße messen 
können. Man stellt 67mm, d.h. ebenfalls 670 Brennstunden, fest. Will man die 
werktäglichen Brennstunden nur für die Zeit von 6 bis 7N. feststellen, so nimmt 
man in derselben Weise die auf der Querlinie 6 h gelegene Länge in den Zirkel, 
sticht diese Länge unmittelbar auf der auf der Querlinie 7'' gelegenen Länge 
ab, mißt den Rest am oberen Stundenmaßstab und erhält 160 Brennstunden. 

Wenn der Platz in dem ersten Beispiele sehr dunkel wäre, ist von der 
Querlinie 8'' eine Länge abzugreifen, die links von der 13 -f» 6 = 19. Grad- 
linie begrenzt wird. Mißt man diese Länge im oberen Maßstabe, so erhält 
man 660 Brennstunden. Handelt es sich um Beleuchtung des Hofes, so 
wäre von der Querlinie 8'' die Länge abzugreifen, die rechts von der 
13 — 8 5. Gradlinie begrenzt wird. Man erhält 400 Brennstunden. 

Wenn der erwähnte helle Platz anstatt bis um 8 N. bis um 10 N. 
beleuchtet werden müßte, wäre die Brennstundenzahl aus der Länge der 
Querlinie 8 " zu 630 zu bestimmen und zu der aus der Übersicht ent- 
nommenen , dem Zeitabschnitte von 8"'" bis io' 1 entsprechenden Zahl 500 hinzu- 
zurechnen (1130). Zur Bestimmung der Brennstunden von Sonnenuntergang 
bis Sonnenaufgang entnimmt man von der Querlinie 8 : " 630, von der Quer- 
linic 3" 680 und aus der Übersicht 2225 und findet durch Zusammenzählen 
3535 Brennstunden. 

D. Kostenzusammenstellung. 

Die Kosten für Verbrauch an Energie (Elektrizität, Gas, Petroleum) und 
für Ersatz der besonders dem Verbrauch unterworfenen Teile (Glühlampen, 
Glühgewebe, Kohlenstifte, Zylinder) werden zweckmäßig in den (vorbildlich 
ausgefüllten) Vordrucken 3 (für elektrisches Licht) und 4 (für Gasbeleuch- 
tung) aufgerechnet. 

*) Müssen die zwei geographischen Graden entsprechenden Begrenzungslinien 
zum Bestimmen vieler Brennstundenwerte benutzt werden, so empfiehlt es sich, sie mit 
Bleistift oder anderweit zu bezeichnen. Man braucht dann beim Arbeiten nicht mehr 
auf die Gradzahlen zu achten, ohne eine Verwechslung der Gradlinien befürchten zu 

müssen. 
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3. Betriebskosten. 

a) Elektrische Glühlampen. 
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b) Elektrische Bogenlampen. 
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4. Betriebskosten. 

(Gasbeleuchtung.) 



Art 



p e n 
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18 160 • 0,18 .#/cbm 
= 3 a68,so 


333,1c*. 



Stehendes, gew. 

Juwelbrenner . . . 

Hängendes 

Gruppenbrenner 
für 2 hängende 

für 4 hängende 

für 6 hängende 

Lukaslampen 

Lukaslampen 



Wenn nur elektrisches Glühlicht oder nur Bogenlicht benutzt wird, reicht 
eine Hälfte des Vordrucks 3 aus. Der Vordruck 4 ist mit sinngemäßen 
geringfügigen Änderungen für Beleuchtung durch Petroleumlampen geeignet. 
Die Kostensummen für den Energieverbrauch und für die dem Verbrauch 
unterworfenen Teile werden nunmehr mit den sonstigen Betriebskosten 
in der folgenden (zugleich als Beispiel für eine vergleichende Betriebskosten- 
rechnung ausgebildeten) Zusammenstellung vereinigt. 

Jährliche Betriebskosten. 





Elektrizität 


Gas 




Mark 


Mark 






3 268,8u 


Ersatz der Glühlampen . Glühkörper, 








87,20 


333, 'o 


Verbrauch an Bogenlampenkohlen .... 


317.40 




Miete für Elektrizitäts- (Gas-) Messer 


36.00 


36,00 


Seite. . . . 


3 490.6o 


3 637,00 
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Elektrizität 


Gas 




Mark 


Mark 


T Thprtr a er 
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0 49 u > t,u 




Bedienung der Beleuchtung: 






Zum Reinigen der Bogenlampen 






täglich 22 • 6 Minuten = rund 2 Stun- 






den — '/r Unterbeamtenkraft 


200,oo 


— 


Verzinsung 3 '/-j v - H. der Einrichtungs- 








70,00 


JO.OO 


Abschreibung 2 y 2 v. H. der Linnchtungs- 






kosten 


50,00 


50,00 


(U. U. Miete statt Verzinsung und 






Abschreibung.) 






Abschreibung 12 v. H. der Bogenlampen 


I 50,00 




Abschreibung 8 v. H. der Gasbrenner 










8o,oo 




3 QÖo.öo 


3 837.90. 



Mithin ist die Gasbeleuchtung um 

3960,60 — 3837,90 = 122.70 Mark (3 v. H.) billiger 
als die elektrische Beleuchtung. 

Werden dieser Betriebskostenberechnung noch Angaben über Klasse, 
Beamtenzahl und besondere Betriebsverhältnisse des zu beleuchtenden Post- 
amts, über Verbreitung der elektrischen Beleuchtung am Orte sowie über 
Lieferer, Preis und besondere Preisermäßigung, Stromart, Verteilungssystem 
und Gebrauchsspannung des elektrischen Stromes hinzugefügt, so werden 
dadurch in großen Zügen die Grundlagen geschaffen, die für die Beurteilung 
eines Beleuchtungsentwurfs von Wichtigkeit sind. 



Transafrikanische Telegraphenlinie. 

Die Herstellung der transafrikanischen Telegraphenlinie, die nach dem 
Plane von Cecil Rhodes den Norden mit dem Süden des Erdteils ober- 
irdisch verbinden sollte, ist nach des Genannten Tode (März 1902) ins 
Stocken geraten. Die African Transcontinental Telegraph Company hält 
zwar mit finanzieller Unterstützung der hauptsächlich in Rhodesia tätigen 
British South Africa Company den Betrieb auf den bereits eröffneten 
Strecken aufrecht; zum Weiterbau fehlen aber die Mittel, da die gegen- 
wärtigen Ertragsaussichten des Unternehmens nicht derart sind, um Kapi- 
talisten zur Hergäbe von Geldern anzulocken. Seit der Inangriffnahme der 
Arbeiten haben sich die Verhältnisse inzwischen auch insofern geändert, 
als die Wortgebühr für gewöhnliche Telegramme von Europa nach dem 
Kaplande, die 1892 8 Mark 85 Pf. und 1808 noch 5 Mark 15 Pf. betrug, 
auf 2 Mark 60 Pf. heruntergegangen ist. ein Wettbewerb mit den Afrika 
umschließenden Kabellinien gegen früher also wesentlich erschwert ist. Wir 
haben über das Unternehmen zuletzt im Archiv 1900, Seite 129, berichtet. 
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Von der ursprünglich geplanten 4380 km langen Linie, die die äußersten 
Punkte des vorhandenen Telegraphennetzes, Salisbury in Süd-Rhodesia und 
Faschoda im Sudan, verbinden sollte, ist bisher nur die südliche Hälfte zur 
Ausführung gekommen. Das fertige Linienstück ist nach dem letzten Vcr- 
waltungsberichte der African Transcontincntal Telegraph Company 2230 km 
lang. Es zweigt bei Umtali in Süd-Rhodesia von der Linie Salisbury-Beira 
ab und führt zunächst nach Tete in Portugiesisch -Ostafrika . überschreitet 
den Zambesi, berührt dann Chikwawa und Blantyre im Njassaland und zieht 
am westlichen Ufer des Njassa-Secs über Domira Bay und Florence Bay 
bis Karonga nordwärts. Hier verläßt es den Njassa-See und verläuft in 
nordwestlicher Richtung über Fort Hill, Nyala, Ikala. Fife an der Nord- 
grenze von Nordost- Rhodesia entlang nach Abercorn und Kituta, wo es 
den Tanganjika - See erreicht. Alsdann überschreitet die Linie die Grenze 
von Deutsch-Ostafrika und führt unweit des östlichen Seeufers über Bismarck- 
burg nach Udjidji, wo die Bauarbeiten vorläufig ein Ende gefunden haben. 
In Chikwawa zweigt eine 108 km lange Seitenlinie nach dem an der Grenze 
von Njassaland gegen Portugiesisch -Ostafrika gelegenen Chiromo ab, eine 
weitere Zweiglinie führt von Domira Bay nach dem 206 km entfernten 
Fort Jameson , dem Sitze der Regierung von Nordost- Rhodesia und des 
Geschäftsführers der Gesellschaft. Wann der Weiterbau der Linie nach 
dem Sudan wird aufgenommen werden können, läßt sich zur Zeit nicht ab- 
sehen. Zwar dehnt sich das ägyptische Telegraphennetz ohne Zutun der 
Gesellschaft allmählich immer weiter nach dem Süden aus. Auch ist bereits 
zwischen Bor und Gondokoro eine Telegraphenlinie vorhanden. Doch 
klafft zwischen Tampika und Bor noch eine Lücke von 370 km und 
zwischen Gondokoro und Udjidji eine solche von 1270 km. Immerhin ist 
zu hoffen, daß sich mit der fortschreitenden Entwicklung jener noch fernab 
von den großen Verkehrsstraßen liegenden Gebiete auch die Mittel finden 
werden, um die Lücken auszufüllen. Wenn die Linie auch vielleicht für 
den durchgehenden Verkehr nicht die Bedeutung erlangen wird, die ihr 
Begründer erwartete, so kann sie doch zur Erschließung der von ihr durch- 
zogenen Länder ersprießlich beitragen und daraus die Unterlagen für eine 
wachsende Ertragsfähigkeit gewinnen. Für Deutsch-Ostafrika hat sie jeden- 
falls schon Gutes gestiftet, indem Bismarckburg und Udjidji. zwei wichtige 
Plätze am Tanganjika-See, an das internationale Telegraphennetz Anschluß 
erhalten haben. Daß ein Bedürfnis dafür vorlag, ergibt sich aus den Tele- 
grammzahlen für das Kalenderjahr 1906; danach sind 

aufgeliefert angekommen 

in Bismarckburg 240 212 Stück 

- Udjidji 35g 375 - . 



KLEINE MITTEILUNGEN. 

Seeschiffahrt und Handel in Emden. Die neueste Statistik über 
den Verkehr im Hafen von Emden während des Jahres 1907 weist für diesen 
Zeitraum in Seeschiffahrt und Seehandel einen recht erheblichen und erfreu- 
lichen Zuwachs gegen die früheren Jahre nach. Aus- und eingehend wurden 
2462 Seeschiffe gezählt, die einen Raumgehalt von 1,2 Millionen R. T. hatten. 
Im vorhergegangenen Jahre hatte die Zahl der Seeschiffe 2388 und ihr 
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Raumgehalt 1,0 Millionen R. T. betragen. Im Überseehandel kamen im 
Jahre 1907 an und gingen weg zusammen i.a Millionen Tonnen Waren 
gegen 1,0 Millionen Tonnen im Jahre 1906. Den Hauptanteil am Schiffs- 
und Güterverkehr hatten die drei in Gemeinschaft miteinander arbeitenden 
Gesellschaften: Hamburg-Amerika Linie, Reederei Possehl (Lübeck) und die 
Vereinigte Bugsier- und FrachtschifTahrts-Gesellschaft (Hamburg). In Ein- 
und Ausfuhr wurden von diesen drei Gesellschaften allein 600006 Tonnen 
Waren umgesetzt. Mit erheblichen Gütermengen waren ferner beteiligt die 
beiden Bremer Gesellschaften »Unterweser« (24321 Tonnen) und »Neptun« 
(23053 Tonnen), die Woermann- Linie in Hamburg (19687 Tonnen), die 
Westfälische Transport- Aktiengesellschaft mit dem Sitze in Dortmund und 
Emden (16485 Tonnen) und die Hamburger Reederei Rob. M. Sloman 
(7009 Tonnen). Im einkommenden Verkehr waren besonders stark die Erz- 
einfuhr (510011 Tonnen) und die Getreideeinfuhr (265 405 Tonnen). Aus- 
geführt wurden hauptsächlich Kohlen (187 117 Tonnen). In geringeren 
Mengen wurden verschifft Holz. Eisenbahnmaterial, Eisenplatten und Eisen- 
bleche. 



LITERATUR. 

Das Gesetz über das Postwesen des Deutschen Reichs vom 
28. Oktober 1871 und die Vorschriften der Reichsver- 
fassung über das Post- und Telegraphen wesen. Art. 48 
bis 52. Erläutert von M. Aschenborn. Geh. Ober-Postrat. Berlin 
1908. 429 Seiten. Preis 8 Mark, geb. 9 Mark. 

Der vorliegende Kommentar tritt dem bekannten Dambach - v. Grimmschen 
Kommentar ebenbürtig an die Seite. Er ist ein selbständiges . auf breiter 
wissenschaftlicher Grundlage aufgebautes Werk, das überall, in der Dar- 
stellung, in der Anordnung und Auswahl wie in der Verarbeitung des 
Stoffes ein besonderes Gepräge zeigt. Klarheit. Gründlichkeit, Zuver- 
lässigkeit und wissenschaftliche Durchdringung des Gegenstandes zeichnen 
den Kommentar, der aus einer langjährigen Praxis hervorgegangen ist, aus. 
Er ist ferner außerordentlich ergiebig in bezug auf die Menge des ver- 
arbeiteten Stoffes. So werden im Eingange die wichtigsten für die Post 
in Betracht kommenden Verfassungsbestimmungen eingehend besprochen. 
Die Erläuterungen zum Postgesetz erschöpfen sich nicht in der Erklärung 
der Bestimmungen des Postgesetzes selbst, sondern es werden alle nur 
erdenklichen Rechtsbeziehungen, die der postalische Verkehr mit sich bringt, 
in den Kreis der Betrachtung gezogen. Erwähnt seien z. B. die ausführ- 
lichen Erörterungen über das Verhältnis zwischen der Post und Eisenbahn 
(S. 115 bis 122) und über die Rechtsverhältnisse im Wechsel- und Welt- 
postverkehr (S. 124 bis 142). Die grundlegenden Vorbemerkungen, die der 
Verfasser einzelnen Abschnitten und Paragraphen des Postgesetzes voran- 
schickt, sind in ihrer Art mustergültig. In großem Umfange werden die 
Bestimmungen der Postordnung und der Allgemeinen Dienstanweisung, nicht 
nur die geltenden, sondern auch die älteren, zum Teil unter wörtlicher An- 
führung, berücksichtigt. Wie gründlich der Verfasser in dieser Hinsicht 
verfährt, dafür bieten u. a. die Erläuterungen zu dem Begriffe der regle- 
mentsmäßigen Einlieferung (S. 145 ff.) ein Beispiel. Erwähnt sei auch die 
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in der Einleitung zur Darstellung gebrachte Geschichte des Postregals und 
Postzwangs. Der Verfasser liebt es, zum besseren Verständnis auf die ent- 
sprechenden Verhältnisse in anderen Verwaltungen, vor allem der Eisen- 
bahnverwaltung, hinzuweisen. Dazu treten die für das Studium wertvollen 
Anlagen zum Kommentar, in denen der Verfasser Auszüge aus wichtigen 
Gesetzen, Verordnungen, Erlassen usw. zum Abdruck bringt, z. B. aus dem 
Reichsgesetz über die Rechtsverhältnisse der zum dienstlichen Gebrauch 
einer Reichsverwaltung bestimmten Gegenstände vom 25. Mai 1873, dessen 
§ 1 der Verfasser eingehend bespricht, ferner aus dem Weltpostvertrag 
und den dazu gehörenden Nebenabkommen, aus dem Postvertrage zwischen 
Deutschland und Österreich - Ungarn usw. Es sind dies nur einzelne von 
<ien unverkennbaren Vorzügen, die der vorliegende Kommentar aufzu- 
weisen hat. Selbständig und sicher im Urteile, geht der Verfasser 
schwierigen Rechtsfragen nicht aus dem Wege, sondern erörtert sie von 
Grund aus nach allen Richtungen. Hierin liegt ein besonderes Verdienst 
des Werkes. Die Ergebnisse der Literatur und insbesondere der Recht- 
sprechung sind eingehend und erschöpfend berücksichtigt. In seinen Rechts- 
ansichten nimmt der Verfasser wiederholt einen besonderen Standpunkt 
ein. Erwähnt sei z. B., daß der Verfasser die Ansicht vertritt, die Post- 
verwaltung habe, wenn sie eine Nachnahmesendung versehentlich ohne Ein- 
ziehung des Nachnahmebetrags aushändigt, dem Absender keinen höheren 
Schadensersatz zu leisten als beim Verluste der Sendung (S. 102). Ferner 
hält der Verfasser z. B. eine Beschädigung einer Postsendung auch dann 
für vorliegend, wenn die Sendung infolge verzögerter Ankunft am Be- 
stimmungsort ihrer Bestimmung gemäß nicht verwertet werden kann 
(S. 153). Es liegt nicht in der Absicht dieser Besprechung, die im Kom- 
mentar zur Geltung gebrachten Rechtsauf fassungen des Verfassers einer 
Kritik zu unterziehen. Soviel sei aber an dieser Stelle gesagt, daß der Ver- 
fasser alle seine Rechtsansichten mit erschöpfenden, und, wie zugegeben 
werden muß, meist überzeugenden Gründen belegt. 

Es steht zu erwarten, daß der vorliegende Kommentar einen bedeutenden 
Einfluß auf die Entwicklung und Fortbildung des Postrechts ausüben und 
ein unentbehrliches Rüstzeug aller werden wird , die sich in Theorie und 
Praxis mit dem Postrechte zu befassen haben. Damit soll nicht gesagt sein, 
daß nunmehr der Dambachsche Kommentar an seiner Bedeutung einbüßen 
wird. Beide Kommentare sind vielmehr gleich hoch einzuschätzen. Ist bei 
dem Dambachschen Kommentar die Übersichtlichkeit und oft knappe Art 
der Darstellung ein besonderer Vorzug, so darf dem vorliegenden Kom- 
mentar die Ergiebigkeit in bezug auf den verarbeiteten Stoff als besonderer 
Vorzug angerechnet werden. Sie werden in Zukunft beide das Studium 
und die Praxis beherrschen. 
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Die Herstellung der Postwertzeichen. 
Von techn. Sekretär in der Reichsdruckerei Kern p f. 

Die Postwertzeichen, und zwar die Briefmarken, die gestempelten Post- 
karten und die gestempelten Postanweisungen, werden für das gesamte 
Deutsche Reichs-Postgebiet und die Schutzgebiete sowie für Württemberg 
<mit Ausnahme der für Dienstsendungen) in der Reichsdruckerei hergestellt. 
Für die Anfertigung kommt namentlich in Betracht, daß die Postwertzeichen 
bei genügender Sicherheit gegen Nachahmung den künstlerischen Anforde- 
rungen entsprechen müssen, daß die erforderlichen Sicherheitsvorkehrungen 
beobachtet werden, und daß die Herstellungskosten in richtigem Verhält- 
nisse zum Werte der Erzeugnisse stehen. Die Marken zu 1, 2, 3 Mark 
werden in einfarbigem, die zu 5 Mark in zweifarbigem Kupferdruck aus- 
geführt, während für die geringwertigen, in Massen herzustellenden ein- 
fältigen wie auch zweifarbigen Marken das billigere Buchdruckverfahren 
Anwendung findet. 

Wenn die Reichsdruckerei von der Reichs-Postvcrwaltung einen Auftrag 
zur Anfertigung neuer Postfreimarken erhält, so sind bisher zunächst von 

Archiv f. Pom u. Tclegr. 10, njoS. IQ 




Digitized by Google 



2 66 



Die Herstellung der Postwertreichen. 



den in der Reichsdruckerei ständig tätigen oder anderen namhaften Künstlern 
unter Angabe der darzustellenden Motive Entwürfe eingefordert worden. 
Aus diesen, in der Regel im Maßstabe 20:25 cm gehaltenen Entwurf- 
zeichnungen werden die zur Ausführung geeignet erscheinenden aus- 
gesondert. 

Der ausgewählte Originalentwurf wird für den Linienstich geeignet ge- 
macht. Dann wird eine photographische Verkleinerung genau in der Größe 
hergestellt, die die zukünftige Briefmarke haben soll. Nach dieser photo- 
graphischen Verkleinerung wird vom Graveur mittels eines Stichels der 
Originalstempel mit der Hand in Stahl geschnitten. Der Raum für die Wert- 
zahlen bleibt frei. Die einzelnen Werte werden durch einsetzbare Typen er- 
gänzt. Den Marken von gleicher Art und Zeichnung liegt mithin für sämt- 
liche Werte ein und derselbe Originalstempel zugrunde. Der Originalstempel 
wird für jeden Wert — mit der Wertziffer versehen — fünfundzwanzigmal 
auf hohe Bleiklötze geprägt. Die so entstandenen 25 Klötze werden in einem 
Metallrahmen zu einer Form festgeschlossen, wobei die richtigen Abstände 
zwischen den Markenbildern zum Zwecke der Lochung innegehalten werden 
müssen. Von dieser Form wird ein starker galvanischer Niederschlag ge- 
nommen, der sorgfältig geprüft wird und nun das Original für die eigent- 
lichen Druckplatten zu 25 Marken bildet, indem davon Matrizen, und von 
ihnen die Druckplatten niedergeschlagen werden. Die Druckplatten zu 
25 Stück werden alsdann durch Hintergießen mit Schriftmetall auf die 
Höhe der Drucktypen gebracht; Kupferniederschläge sind außerdem der 
größeren Widerstandsfähigkeit wegen zu verstählen. größere Auflagen 
werden jedoch meist von Hartnickeldruckplatten gedruckt. Die Platten für 
die im Kupferdruckverfahren herzustellenden Marken werden ebenfalls auf 
galvanischem Wege gefertigt mit der Abweichung, daß die Originale so- 
wohl in Stahl als in Kupfer gestochen werden. Von dem in Stahl ge- 
stochenen Originale werden Prägungen in Weichblei genommen , von dem 
Kupferstichoriginal wird auf galvanischem Wege ein Relief angefertigt; in 
beiden Fällen werden darauf Kupferniederschläge gemacht. Die einzelnen 
Niederschläge werden mit den entsprechenden Zwischenräumen für die 
Lochung zusammengesetzt; sie dienen zur Anfertigung von Reliefs. Die 
von diesen Reliefs gewonnenen starken Kupferniederschläge werden der 
besseren Haltbarkeit wegen verstählt und bilden die eigentlichen Kupfer- 
druckplattcn. Die Druckformen für die auf Buchdruck- Rotationsmaschinen 
zu druckenden Postkarten und Postanweisungen werden zunächst im ge- 
wöhnlichen Typensatze hergestellt, von dem ebenfalls mittels des galvano- 
plastischen Verfahrens die zum Drucke zu benutzenden Platten in der erforder- 
lichen Anzahl abgenommen werden. Die Platten werden zu ihrer Verwen- 
dung für die Rotationsmaschine rund gebogen und mit Schraubenlöchern 
zum Befestigen auf dem Druckzylinder versehen. 

Nachdem Künstler, Graveur und Galvanoplastiker ihr Bestes zur Her- 
stellung der Druckformen geleistet haben, gilt es, die überaus wichtige 
Frage der Papierbeschaffung zu erledigen. Um die Schwierigkeiten dieser 
Aufgabe zu begreifen, muß man bedenken, welche Massen in Frage kommen, 
und welche Anforderungen an das Papier gestellt werden. Jährlich werden 
rund 1 Million kg Postkartenkarton, 700 000 kg Postanweisungskarton und 
200000 kg Postfreimarkenpapier gebraucht, die unter Beobachtung besonderer 
Sicherheitsmaßregeln in bewährten Fabriken angefertigt werden. Die Zahl 
der Fabriken ist wegen der besseren Überwachung und zur Erzielung einer 
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größeren Gleichmäßigkeit des Erzeugnisses beschränkt. Der Karton zu den 
Postkarten und Postanweisungen und das Freimarkenpapier werden nicht als 
Hand- oder Büttenpapier, sondern auf großen neuzeitlichen Papiermaschinen 
hergestellt. Der Rohstoff zum Freimarkenpapier besteht aus Hadern und 
Zellulose, indes dürfen verholzte Fasern nicht verwendet werden, und der 
Hadernzusatz darf nicht unter 20 v. H. betragen. Der Karton zu Post- 
karten usw. kann aus beliebigem Rohstoff — jedoch unter Ausschluß von 
verholzten Fasern — gefertigt werden ; gewöhnlich besteht er aus Zellulose 
mit geringem oder keinem Zusätze von Hadern. 

Die Hadern (hauptsächlich Abfälle von Hanf, Leinen und Baumwolle) 
werden nach vorausgegangenem Sondern hinsichtlich Stoff, Farbe und 
Reinheit, nach Entfernung von Knöpfen, Fischbein. Nähten usw. und ge- 
höriger Entstäubung meist mit Natron- oder Kalklauge in Kochern unter 
drei bis sechs Atmosphären Dampfdruck gekocht, um anhaftenden Schmutz, 
öl und etwaige Färbungen zu entfernen. Dann folgt ein Mahlen im Halb- 
zeugholländer zu Halbzeug unter gleichzeitigem Waschen, wobei die Ge- 
webe zu kurzen losen Fadenstücken aufgelöst werden. Das Halbzeug wird 
mit Chlorgas oder Chlorkalk gebleicht und darauf im Feinholländer zu 
Ganzzeug vermählen. Zellulose oder Zellstoff wird nach verschiedenen 
Verfahren durch Kochen von Holz oder Stroh mit geeigneten Laugen ge- 
wonnen. Reiner Zellstoff bildet das beste Ersatzmittel für Hadernstoff. 
Zellstoff beziehen die meisten Papierfabriken soweit fertig, daß höchstens 
ein Nachbleichen und Feinmahlen erforderlich ist. Je nach der beabsich- 
tigten Zusammensetzung des Papiers werden im Mischbottiche gewisse 
Teile Hadernstoff und Zellstoff durch Rührwerke innig vermischt. Hier 
wird auch dem Papierstoffe der gewöhnlich durch Auflösung von Harz 
in Alaun hergestellte Pflanzenleim zugesetzt . wodurch das Papier undurch- 
lässig gegen Tinte wird; das Gegenteil ist bei ungeleimtem Papier, z. B. 
Löschpapier, zu beobachten. Bei gefärbten Papieren kommen noch die 
Farblösungen hinzu; dann wird das Ganzzeug in die Zeugbütte abge- 
lassen und ist zur Papiererzeugung fertig. Je nach der Dicke des 
Papiers wird der Faserbrei mit Wasser verdünnt. Von der Zeugbütte 
fließt der Faserbrei durch den Abfluß zunächst auf einen tischartigen Teil 
der Papiermaschine, den Siebtisch, auf dem er sich gleichmäßig ausbreiten 
kann. Von da fließt der Stoff über den Sandfang, auf dessen Boden 
durch Querleisten die niedersinkenden Sandkörner oder Metallteilchen fest- 
gehalten werden, in den Knotenfänger. Die Vorderwand des kastenförmigen 
Knotenfängers ist mit ganz feinen Schlitzen versehen, die nur die feinen 
Stoffäserchen durchlassen, die durch das Zusammenballen von Fasern etwa 
entstandenen Knötchen aber zurückhalten. Dies ist wichtig, weil die 
Knötchen sich im fertigen Papier als dunkle Flecke zeigen würden. Aus 
dem Knotenfänger fließt der Stoff über das Siebleder auf das endlose Sieb, 
ein durch Leitrollen, anfangs unter Schüttelbewegung, vorwärts- und unten 
zurückgeführtes Drahtgewebe. Durch das Schütteln des Siebes wird ein 
Teil der Fasern aus ihrer durch das Fließen des Breies veranlaßten 
Längsrichtung in die Querlage gebracht, wodurch die für die Festig- 
keit des Papiers notwendige Verfilzung der einzelnen Fäserchen erhöht 
wird. Gegen das seitliche Abfließen des Papierbreies und zur Innehaltung 
einer bestimmten Papierbreite sind Deckelriemen aus Gummi angebracht. 
Auf dem Siebe fließt das überschüssige Wasser — beschleunigt durch 
Saugevorrichtungen — aus der Papiermasse schnell ab, die dadurch Zu- 
sammenhang erhält. Zur weiteren Wasserentziehung wird die Papierbahn 
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durch zwei mit Wollfilz überzogene Walzen, dann über den Naßfilz und 
endlich mit dem Trockenfilze zwischen großen mit Dampf geheizten Trocken- 
zylindern hindurchgeführt. Das nunmehr völlig trockene Papier geht noch 
durch Glättwalzen, um am Ende der Papiermaschine in Rollen aufgewickelt 
zu werden. Vor dem Aufwickeln wird das Papier von scherenartig ange- 
ordneten Messern in Tcllerform auf beiden Seiten gerade geschnitten. Nach 
einiger Zeit wird das Papier geglättet, indem es durch eine Anzahl genau 
zugepaßter Stahl- und Papierwalzen geführt wird. Nach dem Wicdcrauf- 
wickeln in Rollen, deren Gewicht bei dem Postkartenkarton etwa 600 kg. 
bei dem Freimarkenpapier etwa 100 kg beträgt, ist das Papier gebrauchs- 
fertig. Die zu Postwertzeichen benutzten Papier- und Kartonsorten enthalten 
ein auf Grund des Gesetzes zum Schutze der Warenzeichen vom 12. Mai 1804 
geschütztes Wasserzeichen, das die Form einer Raute zeigt. Das Wasser- 
zeichen entsteht während der Herstellung des Papiers, indem auf der 
Papiermaschine über dem letzten Teile des Siebes eine Walze mit erhabenen 
Zeichen angebracht wird. Die auf dieser Wasserzeichenwalzc befindlichen 
Zeichen drücken sich in die unter ihr vorüberziehende, noch breiige Papier- 
bahn ein und bleiben im trockenen Papiere sichtbar, weil die Findruck- 
stellen dünner sind als das sie umgebende Papier. Solche »natürlichen« 
Wasserzeichen bilden ein untrügliches Fchtheitsmerkmal ; denn sie sind von 
allen durch Pressung oder auf sonstige Art erzeugten, sogenannten »künst- 
lichen« Wasserzeichen gut zu unterscheiden. Nach der Güte. Stärke und 
den sonstigen Eigenschaften des Papiers richtet sich die Schnelligkeit der 
Herstellung. Eine Papiermaschine kann in einer Minute von dem Postkarten- 
und Postanweisungskarton nur 14 laufende Meter, von dem Brief marken- 
papier etwa 17 laufende Meter herstellen. Bei gewöhnlichen Papieren und 
solchen ohne Wasserzeichen laufen die Papiermaschinen bedeutend schneller , 
so werden beispielsweise von dem im Post- und Telegraphenbetriebe ver- 
wendeten gewöhnlichen Entwurfpapier in einer Minute etwa 80 laufende 
Meter fertig, während bei Zeitungsdruckpapier sogar bis 150 laufende Meter 
in einer Minute erreicht werden. 

Das Papier zu den auf der Buchdruckpresse zu druckenden Freimarken 
wird nun zunächst in Rollen gummiert. Das Papier zu den in Kupfer- 
druck herzustellenden Freimarken der hohen Werte von l, 2, 3 und 5 Mark 
wird erst nach dem Drucke gummiert, weil durch das Kupferdruckverfahren 
die Gummicrung zerstört werden würde. Die Gummierung der Rollen er- 
folgt auf großen Maschinen, die die endlosen Papierbahnen mit einer gleich- 
mäßigen Gummischicht überziehen. In der Reichsdruckerei arbeiten ständig 
zwei große Maschinen, die mit den Trockenbahnen zwei große Säle in 
Anspruch nehmen, während in einem dritten Saale die weitere Bearbeitung 
(Schneiden, Sortieren, Verpacken) des gummierten Papiers stattfindet. Die 
zur Gummierung jährlich erforderlichen rund 75 000 kg arabischen Gummi 
stammen vorwiegend aus Kordofan (Ägypten). Das Gummi aus Kordofan 
gilt als eine der besten Sorten. Es tritt meist von selbst aus der Rinde 
verschiedener Akazienarten hervor, seltener wird es durch Anschneiden der 
Rinde gewonnen. Die in der Größe zwischen einer Haselnuß und einem 
Hühnerei schwankenden, kristallartigen Gummistücke werden klein gemahlen 
und in einem großen Bottiche mit Rühreinrichtung in Wasser aufgelöst. 
Nachdem das Gummi die notwendigen Beimischungen (Glyzerin usw.) so- 
wie eine bestimmte Menge Salz zur Beseitigung des faden Geschmacks 
erhalten hat, wird es vom Bottich aus durch feine Filter geleitet, um 
alle etwaigen Verunreinigungen (Sand usw.) zurückzuhalten. Nach dem 
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maschinenmäßigen Aufstreichen des Gummi hat die feuchte Papierbahn 
einen langen Weg über von Ketten geleitete Stäbe bei hoher Temperatur 
anzutreten, um völlig trocken am Ziele anzulangen, d. h. wieder aufgerollt 
zu werden. Durch den Aufstrich des Gummi hat sich die Stärke der 
Papierrolle verdoppelt. Das Papier wird nun zur Beseitigung etwaiger 
durch das Gummieren entstandener Unebenheiten zwischen einer Anordnung 
glatt anschließender, heißer Stahlwalzen (Kalander genannt) hindurchgeführt, 
nachdem es vor dem Einlauf in den Kalander unter Spannung über die 
Schenkel rechtwinklig gestellter Eisen gezogen worden ist. Hierbei bricht die 
aufgetragene Gummischicht in kleinste Teile, und gleichzeitig wird die beim 
Trocknen des Gummi zusammengezogene Papierbahn wieder gestreckt. Durch 
diese Einrichtung wird dem früher oft lästig empfundenen Zusammen- 
rollen der Briefmarkenbogen wie der einzelnen Marken vorgebeugt. Das 
Zerschneiden der Papierbahn in einzelne Bogen erfolgt auf sogenannten Quer- 
schneidemaschinen, die jeden abgeschnittenen Bogen selbsttätig verzeichnen. 
Die Angaben des Zählwerkes der Schneidemaschinen werden durch Nach- 
zählen geprüft; nachdem sie richtig befunden worden sind, werden aus dem 
geschnittenen Papiere Pakete gebildet. Selbstverständlich kommen hier wie bei 
jeder weiteren Handhabung mit dem Papiere, den Druckplatten oder den 
bedruckten Bogen die für den Reichsdruckereibetrieb angeordneten strengen 
Sicherheitsmaßnahmen für die Behandlung von Wertzeichen zur An- 
wendung. Die von der Papierfabrik gelieferten Papiermengen werden 
beim Eingänge von zwei unbeteiligten Beamten genau festgestellt, bevor 
sie auf Lager genommen werden. Das Lager wird von zwei Beamten 
verwaltet, die Papier stets nur an zwei mit gehörigen Ausweisen versehene 
Personen der anfordernden Betriebswerkstätte verabfolgen. Die Beförderung 
des Papiers zur Verbrauchsstelle findet in verschlossenen Wagen statt. 
Innerhalb der Werkstätte wird jeder Bogen, jedes Stück Wertpapier nur 
gegen Quittung von Hand zu Hand weitergegeben. Wirksam unterstützt 
werden die Sicherheitsmaßnahmen an allen mit Wertzeichenherstellung 
beschäftigten Stellen durch eine sorgfältige Buchführung, bei der durch 
tägliche Abschlüsse die Ubereinstimmung des Soll- und des Istbestandes 
geprüft wird. Das an diesen Stellen besonders überwachte Personal darf 
>ich erst entfernen, nachdem alle Abschlüsse und Bestände richtig be- 
funden worden sind. Zweck und Ziel aller Sicherheitsmaßnahmen ist, daß 
sämtliche Druckmaterialien in jedem Augenblicke nachweisbar und prüfbar 
sind. Deswegen werden auch neben den täglichen Abschlüssen unvermutete, 
in allen Werkstätten gleichzeitig stattfindende Bestandsprüfungen vorge- 
nommen. 

Wenn Druckformen und Papier vorbereitet sind, beginnt der Druck. 
Postkarten und Postanweisungen werden auf Buchdruck-Rotationsmaschinen 
gedruckt. Der Karton wird in endloser Bahn von der Rolle in die Maschine 
geführt und durchläuft zweimal gegeneinander umlaufende Zylinder, von 
denen je einer mit den Druckplatten versehen ist, während der andere den 
Karton an die Druckplatten drückt. Nach dem Verlassen der Zylinder ist der 
Karton auf beiden Seiten bedruckt. Bei den nur auf einer Seite zu be- 
druckenden Postkarten wird nur ein Druckzylinder mit Druckplatten ver- 
sehen, der andere läuft leer. Eine weitere Einrichtung schneidet die 
bedruckten Bogen voneinander ab und zählt sie selbsttätig. Bei der gewöhn- 
lichen Buchdruckschnellpresse wird die Leistungsfähigkeit durch das Ein- 
legen der einzelnen Papierbogen und durch den Wechsel in der Bewegungs- 
richtung der Druckform begrenzt. Da beides bei der Rotationsmaschine 
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wegfällt, so kann sie große Mengen außerordentlich schnell drucken. Eine 
600 kg schwere, rund 4200 laufende Meter Fostkartenkarton enthaltende 
Rolle wird in 45 Minuten bedruckt; es entstehen also auf einer Rotations- 
maschine in der Minute 5300 Postkarten. Drei dieser gewaltigen Maschinen 
surren jahraus, jahrein mit den durch die Auswechslung der Formen und 
sonst erforderlichen Pausen, um den Bedarf an gestempelten und unge- 
stempelten Postkarten und Postanweisungen zu decken. 

Die Postfreimarken im Werte von 3, 5, 10, 20, 25, 30, 40, 50 und 
80 Pfennig werden — wie die Postkarten und Postanweisungen — in Buch- 
druck hergestellt, und zwar die einfarbigen Marken zu 3. 5, 10 und 20 Pfennig 
in Bogen bis zu 800 Stück auf einfachen Buchdruckschnellpressen, die 
zweifarbigen Marken zu 25, 30, 40, 50 und 80 Pfennig in Bogen bis zu 
400 Stück auf Zweifarbenbuchdruckmaschinen. Die Formen setzen sich in 
beiden Fallen aus Druckplatten zu je 100 Marken zusammen. Vier Schnell- 
pressen sind ständig mit dem Drucke von Freimarken der geringeren Werte 
beschäftigt; doch müssen je nach dem Anschwellen des Bedarfs sehr häufig 
weitere Maschinen herangezogen werden. Fine Schnellpresse druckt etwa 
1200 Bogen in einer Stunde, so daß die vier gleichzeitig mit Druckformen zu 
800 Freimarken besetzten Schnellpressen in einer Minute rund 64000 Brief- 
marken drucken können. Neuerdings ist eine Buchdruckmaschine auf- 
gestellt worden, die sogar das Doppelte — 1600 Freimarken — in einem 
Arbeitsgange liefern kann. Der Buchdruck zählt zum Hochdruckverfahren, 
bei dem die druckenden Stellen höher liegen als die nichtdruckenden Stellen 
der Formen. Die höheren Werte der Freimarken werden, um die Nach- 
ahmung tunlichst zu erschweren, im Wege des Tiefdruckverfahrens her- 
gestellt, wobei sich die den Abdruck ergebenden Bildstellen vertieft in der 
Druckplatte befinden. Diese muß daher mit Farbe übersättigt, und es muß 
der Farbüberschuß durch Abreiben beseitigt werden. Die Vertiefungen halten 
dabei die Farbe fest, während die glatten, in der Oberfiächenebcnc liegenden 
Stellen blank werden. Ein mit kräftigem Drucke an die Platte gepreßtes 
weiches, saugfähiges Papierblatt hebt die Farbe aus den Vertiefungen her- 
aus. Da die Bildstellen eine um so dickere Farbschicht erhalten, je mehr 
sie in der Form vertieft sind, so wird das Druckbild ein Farbrelief. Die ein- 
farbigen Marken zu 1, 2 und 3 Mark werden in Bogen zu 2 x 20 = 40 Stück 
auf Kupferdruckschnellpressen, die zweifarbigen zu 5 Mark in Bogen zu 
20 Stück auf Kupferdruckhandpressen gedruckt. 

Die größte Sorgfalt wird beim Drucke der Postwertzeichen darauf ver- 
wendet, daß die einzelnen Drucke derselben Art in der Farbengebung nicht 
voneinander abweichen. Namentlich bei den großen Mengen der geringeren 
Werte ist dies sehr schwierig zu erreichen. Die während des Druckes 
häufig vorgenommene Vergleichung mit einem Grundmuster bietet allein 
keine genügende Gewähr, um Verschiedenheiten fernzuhalten. Um den 
Schwankungen in der Druckfarbe selbst vorzubeugen, werden die ver- 
schiedenen Farben zu den Wertzeichen — mit Ausnahme der gewöhnlichen 
schwarzen Farbe - in der unter Leitung eines Chemikers stehenden eigenen 
Farbenreiberei der Reichsdruckerei nach bestimmten Vorschriften stets gleich 
gemischt. Zum Drucke der Postwertzeichen sind jährlich etwa 1300 kg 
grüner, 800 kg roter. 500 kg brauner und 1200 kg blauer Farbe er- 
forderlich. 

Nach beendetem Drucke werden die Postfreimarkenbogen in solche zu 
200 Stück geschnitten und zunächst gelocht. Die Lochung erfolgt in einem 
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besonderen großen Arbeitssaal, in dem 20 Maschinen in Betrieb sind. Je 
6 Bogen v?erden durch die mitgedruckten und deshalb den gleichen Ab- 
stand innehaltenden Punkturlöcher auf aufrecht befestigten Nadeln genau 
übereinandergelegt und dann in die Maschine eingelegt, die sie ruckweise 
durchlaufen, indem sich bei jedem Rucke vorwärts ein kammartiger Schnitt 
vollzieht. 

Die kleinen, aus den Löchern fallenden runden Papierstückchen im Ge- 
samtgewicht von jährlich 9000 kg werden gesammelt und nutzbringend 
verwendet. 

Nach der Lochung werden die Bogen in solche zu 100 Marken ge- 
schnitten, und die einzelnen Bogen in bezug auf tadellose Ausführung genau 
geprüft. Je 20 der für gut befundenen Bogen werden mit einem Streif- 
band umklebt und in einen Umlagebogen gelegt, fünf solcher Umlagebogen 
mit je 20 Markenbogen werden in eine unbedrucktc sogenannte Innentasche 
gesteckt, die zugeklebt wird. Die Innentasche kommt in eine andere, aus 
Sicherheitsgründen mit Aufdruck in wasserlöslicher Farbe versehene, soge- 
nannte Außentasche, die nach dem Zukleben nur durch Zerstörung der Tasche 
oder des Aufdrucks geöffnet werden kann. Bei den Postfreimarken für 
die Schutzgebiete wird zwischen die einzelnen Markenbogen mit Wachs 
überstrichenes Papier gelegt, damit sie bei feuchtem Klima nicht zusammen- 
kleben. 

Einfacher als bei den Postfreimarken gestaltet sich die weitere Ver- 
arbeitung der gedruckten Bogen bei den Postkarten und Postanweisungen. 
Die Bogen werden nach dem Verlassen der Rotationsmaschine sofort ge- 
zählt, wobei Abweichungen von dem Ergebnisse des selbsttätigen Zählwerkes 
der Maschine alsbald untersucht werden. Durch die folgende sorgfältige 
Sortierung der Druckbogen werden etwaige nicht immer zu vermeidende 
Fehldrucke ausgeschieden. Je 100 Bogen werden -- wie die Briefmarken- 
bogen — unter Benutzung der Punkturlöcher auf Nadeln genau uberein* 
andergelegt und zum Schutze gegen unbeabsichtigtes Verschieben der Bogen 
seitlich festgeklammert. Dadurch wird erzielt, daß der Aufdruck nach dem 
Schneiden der Bogen auf allen Karten genau die gleiche Stellung hat. 
Mehrere Lagen zu 100 Bogen werden gleichzeitig in großen Schneide- 
maschinen zerschnitten . die eine Einrichtung zum selbsttätigen Vorschieben 
der zu schneidenden Bogen genau um die Größe der Postkarten oder 
Postanweisungen haben. Je 100 Karten werden mit einem Streifband 
umklebt, aus 10 solcher Streifbandpackungen wird ein Paket geformt 
und mit Aufschrift versehen. Mit dem Schneiden und der weiteren 
Fertigstellung der gestempelten Postkarten und Postanweisungen sind etwa 
100 Personen unter Verwendung von 10 Schneidemaschinen dauernd be- 
schäftigt. 

Sämtliche fertigen Postwertzeichen werden an die Wertzeichenverwaltung 
abgeliefert, die stets genügend große Vorräte hält, um auch außergewöhn- 
liche Aufträge sofort erledigen zu können. Für die Verwaltung des um- 
fangreichen Lagers und die Versendung von Wertzeichen an die Ober- 
Postdirektionen und die Postämter ist durch genaue Buchführung die 
strengste Abgrenzung der Verantwortlichkeit erzielt. Die Abzählung der 
Mengen erfolgt durch zuverlässiges Arbeiterpersonal unter Aufsicht ver- 
antwortlicher Beamten. Bei der Aufsicht und Nachprüfung arbeiten stets 
zwei Beamte zusammen, die verantwortlich zeichnen. Die Versendung ge- 
schieht in widerstandsfähigen, den Postbeamten wohlbekannten Kisten, die 
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nach sorgfältigster Nachprüfung ihres Inhalts mit Schrauben geschlossen 
und versiegelt werden. Im Rechnungsjahre 1906 sind 36801000 Bogen 
Postfreimarken zu 100 Stück, täglich im Durchschnitt 122670 Bogen, 
532 658 000 gestempelte Postkarten und Postanweisungen, täglich im 
Durchschnitt 1775526 Stück, geliefert worden. Der Wertzeichenverwal- 
tung liegt auch die Versendung der übrigen in der Reichsdruckerei her- 
gestellten Wertzeichen ob; im Durchschnitt kommen täglich 150 Kisten 
zur Versendung. 

Mit der Herstellung der Postwertzeichen sind dauernd rund 250 Personen 
beschäftigt; sie bildet jedoch keineswegs den umfangreichsten Zweig des 
Betriebes der Reichsdruckerei, die zur Zeit mit 1 100 Maschinen und einem 
Personale von 2400 Köpfen arbeitet. Bekanntlich ist es Aufgabe der 
Reichsdruckerei, den Druck herzustelen der Reichsbanknoten und Reichs- 
kassenscheine, der Reichs- und Staatsschuldverschreibungen, der Wertzeichen 
zur Entrichtung der Reichsstempel- und Wechselstempelabgaben sowie zur 
Einziehung der statistischen Gebühren, der Marken zur Verrechnung der 
Beiträge für die gesetzliche Arbeiter-Invalidenversicherung, der Zigaretten- 
steuerzeichen und der bei zahlreichen Sparkassen eingeführten Sparmarken 
zu den verschiedensten Werten sowie vieler anderer Wertzeichen und Wert- 
papiere. Der Nennwert der derartigen im Geschäftsjahre 1906 hergestellten 
Wertpapiere betrug 5522 Millionen Mark; es wurden u. a. geliefert: 
7930400 Reichskassenscheine, täglich im Durchschnitt 26430 Stück. 
9 400 wo Reichsbanknoten, täglich im Durchschnitt 31 330 Stück, 14 265 000 
sonstige Wertpapiere, täglich im Durchschnitt 47 550 Stück, 4 789 580 Bogen 
Versicherungsmarken zu 100 Stück, täglich im Durchschnitt 15965 Bogen, 
19 917 000 Bogen Zigarettensteuerzeichen zu 20 Stück, täglich im Durch- 
schnitt 66390 Bogen, 16426000 andere Wertmarken, täglich im Durch- 
schnitt 54753 Bogen. 

Auch die von der Postverwaltung gebrauchten ungestempelten Post- 
karten und Postanweisungen werden in der Reichsdruckerei gedruckt. An 
ungestempelten Postkarten und Postanweisungen sind im Geschäftsjahre 
1906 210 188 000 Stück, täglich im Durchschnitt 700 000 Stück, geliefert 
worden. 

Die Prüfung der im Verkehr angehaltenen Postwertzeichen auf Echt- 
heit usw. erfolgt ebenfalls in der Reichsdruckerei. Die Echtheit der Post- 
wertzeichen wird an verschiedenen Merkmalen geprüft, während Spuren 
früherer Entwertung mit Sicherheit von der photographischen Abteilung 
oder vom chemischen Laboratorium der Reichsdruckerei ermittelt werden 
können. 
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Neuregelung des Portofreiheitswesens 
sowie der Vergünstigungen im Telegramm- und Fern- 
sprechverkehr in Bayern. 

In Bayern galten bisher ziemlich weitgehende Vorschriften über Porto- 
und Gebührenfreiheiten und Vergünstigungen im Post- und Telegraphen- 
verkehr. So hatten die sämtlichen Staatsbehörden für ihre in Staatsdienst- 
Angelegenheiten beförderten Postsendungen, ebenso die mittelbaren Be- 
hörden . d. h. die mit dem Rechte der Selbstverwaltung ausgestatteten 
Körperschaften , wie Kreis-, Distrikts- und Ortsgenieinden, öffentliche 
Religionsgesellschatten, öffentliche Stiftungen usw., für ihre in Staatsdienst- 
Angelegenheiten an Staats- oder Militärbehörden gerichteten Postsendungen 
Anspruch auf portofreie Beförderung: auch bestanden gewisse Portofrei- 
heiten in Armensachen. Ähnliche Gebührenfreiheiten waren bewilligt für 
Telegramme der Staats- usw. Behörden; auch genossen diese Behörden beim 
Fernsprechverkehr verschiedene Vergünstigungen. Soweit die Porto- und 
Gcinihrenfreiheiten auf Gesetzen beruhten, sind sie durch ein Gesetz vom 
22. Dezember 1907 mit Wirkung vom I. Januar 1908 ab aufgehoben worden. 
Unterm gleichen Tage ist eine Königliche Verordnung erlassen worden, 
durch welche die Portofreiheiten im Postverkehr und die Gebührenfreiheiten 
und Vergünstigungen im Telegraphen- und Fernsprechverkehr für den inner- 
bayerischen Verkehr von dem genannten Zeitpunkt ab im wesentlichen 
auf den Umfang der für das Reichs- Postgebiet und den deutschen Wechsel- 
verkehr geltenden Vorschriften zurückgeführt werden. 

Für den Post verkehr innerhalb Bayerns gelten fortan die Vorschriften 
des Portofreiheitsgesetzes vom 5. Juni 1869 und des zugehörigen Re- 
gulativs; daneben haben alle Mitglieder des Königlichen Hauses un- 
beschränkte Portofreiheit behalten; ferner bleiben die auf Vertrag be- 
ruhenden Portofreiheiten des Fürstlich Thum- und Taxisschen Hauses 
vorerst bestehen, doch sind bereits Verhandlungen wegen Ablösung dieser 
Portofreiheiten eingeleitet worden. Im Postzeitungsverkehr sind die früheren 
Vergünstigungen, die darin bestanden, daß für gewisse Zeitungen keine 
Bestellgebühren erhoben, oder daß Zeitungen ohne Erhebung von Be- 
förderungsgebühren durch die Post vertrieben wurden, ebenfalls be- 
seitigt worden. Soweit einzelne Vergünstigungen bestehen bleiben - bei- 
spielsweise werden die an die Königliche Hof- und Staatsbibliothek ge- 
lieferten Freiexemplare der in Bayern erscheinenden Zeitungen und Zeit- 
schriften auch fernerhin ohne Gebührenansatz befördert — handelt es sich 
nur um eine scheinbare Gebührenfreiheit, da der Postvcrwaltung in diesen 
Fällen die vollen tarifmäßigen Postgebühren aus der Staatskasse vergütet 
werden. Um den Behörden, die bisher Anspruch auf portofreie Beförderung 
ihrer Sendungen hatten , die mit der Frankierung jeder einzelnen Sendung 
verbundene Mühewaltung zu ersparen, ist bestimmt worden, daß im Bereich 
aller Zivilstaatsverwaltungen, jedoch mit Ausnahme der Staatseisenbahnver- 
waltung, die Postgebühren in der Regel nicht im einzelnen entrichtet, 
sondern daß hierfür — entsprechend dem im Reichs-Postgebietc bestehenden 
Portoablösungsverfahren — von den Staatsministerien Pauschsummen an 
die Postverwaltung gezahlt werden sollen. In die Portoablösung sind für 
Rechnung der Staatskasse auch gewisse Sendungen der mittelbaren Behörden 
(Gemeinde- und Kirchenbehörden usw.) einbezogen worden, die dadurch 
zur Wahrung ihres seitherigen rechtmäßigen Anspruchs auf Portofreiheit 

Archiv f. Post u. Telegr. 10. 1908. 20 
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für dessen Wegfall schadlos gehalten werden. Für die nicht in das 
Portoablösungsvcrfahren einbezogenen Sendungen, insbesondere also für 
Sendungen an Privatpersonen, können sich sowohl die unmittelbaren 
Staatsbehörden als auch die mittelbaren Behörden des Vermerks »porto- 
pflichtige Dienstsache« auch fernerhin bedienen. Abweichend von den 
Postsendungen der übrigen Behörden werden die Eisenbahndienstsendungen 
in folgender Weise behandelt. Sendungen im Einzelgewichte von mehr 
als 5 kg, Geld- und Wertsendungen an Dienststellen der bayerischen Staats- 
eisenbahnen, wenn die Beförderung durch die Post mit unverhältnis- 
mäßigen Schwierigkeiten verbunden wäre, sodann dringende Sendungen 
an bayerische Eisenbahndienststellen, wenn sie bei der Beförderung mit 
der Post nicht rechtzeitig eintreffen würden, werden als Eisenbahndienst- 
sache durch das Zugpersonal befördert. Dagegen sind alle nicht aus- 
drücklich zur Beförderung als Eisenbahndienstsache zugelassenen Eisenbahn- 
dienstsendungen, also die Mehrzahl der Sendungen, von den absendenden 
Stellen fortan der Post zur Beförderung zu übergeben. Für diese Regelung 
war der Gedanke maßgebend, daß, da die Eisenbahnverwaltung vom I. Ja- 
nuar 1908 ab für die Beförderung der Postsendungen in den Zügen eine 
die Selbstkosten deckende Vergütung aus der Postkassc erhält, es ange- 
messen sei, daß die Eisenbahnverwaltung ihrerseits der Post diejenigen 
Sendungen zuweise, deren Beförderung in den Wirkungskreis dieser Ver- 
waltung fällt. Die mit der Post zu befördernden Eisenbahndienstsendungen 
sind nach den allgemein gültigen Tarifen zu frankieren, aber nicht mit ge- 
wöhnlichen bayerischen Freimarken, sondern mit Eisenbahndienstmarken. 
Solche Dienstmarken, die auch bei Sendungen nach dem Reichs-Postgebiete 
verwendet werden dürfen, werden im Werte von 3, 5, 10, 20 und 50 Pf. 
ausgegeben; es sind gewöhnliche Freimarken, die mit dem Buchstaben E, 
und zwar bei den Werten zu 3. 5 und 20 Pf. karminrot, bei den Werten 
zu lo und 50 Pf. grün überdruckt sind. Außer zur Frankierung aufge- 
lieferter Sendungen können die Dienstmarken auch zur Entrichtung des 
Portos für die an Eisenbahndicnststellen gerichteten unfrankierten und un- 
zureichend frankierten Briefsendungen benutzt werden. Zur Anwendung 
des Vermerks »portopflichtige Dienstsache« sind auch die Eisenbahnbehörden 
befugt. Die Benachrichtigungen der Empfänger von Gütersendungen sind, 
wie bisher, für Rechnung der Empfänger mit gewöhnlichen Postfreimarken 
zu frankieren. 

Telegramme werden im inneren Verkehr Bayerns fortan im allgemeinen 
in demselben Umfange gebührenfrei befördert, wie es nach der Kaiserlichen 
Verordnung vom 2. Juni 1877 im Reichs -Postgebiet und im deutschen 
Wechselverkehr geschieht. Im weiteren sind in Bayern, wie es auch im 
Reichs-Postgebiete der Fall ist, die dienstlichen Telegramme der Post- und 
Telegraphenverwaltung, ferner im Falle der Störung der Bahntelegraphen- 
leitungen Eisenbahndiensttelegramme gebührenfrei. Soweit die von Behörden 
ausgehenden Telegramme danach in Zukunft gebührenpflichtig sind, können 
die Gebühren bar oder in Freimarken, von den Eisenbahnbehörden auch 
mittels der Dienstmarken, entrichtet werden. Die gebührenfreien Staats- 
telegramme werden, wie bisher schon im Wechselverkehr, jetzt auch im 
inneren Verkehr Bayerns mit S S bezeichnet. Uber die Aufgabe amtlicher 
Telegramme und die für sie entrichteten Gebühren haben die bayerischen 
Telegraphenanstalten, wenn die absendende Stelle es verlangt, kostenlos eine 
Bescheinigung zu erteilen; die Formulare zu den Bescheinigungen sind von 
den Absendern selbst zu beschaffen und auszufüllen. Machen Behörden 
von dem Rechte der Telegrammgebührenstundung Gebrauch, so haben sie 
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die gewöhnlichen Stundungsgebähren zu zahlen, brauchen aber einen Vor- 
schuß nicht zu hinterlegen. 

Die Vergünstigungen im Fernsprechverkehr beschränken sich fortan 
darauf, daß für die dienstlichen Fernsprecheinrichtungen der Post- und 
Telegraphenverwaltung keinerlei Gebühren in Ansatz kommen, und daß die 
Mitglieder des Königlichen Hauses und die Königlichen Hofstellen zwar die 
Herstellungskosten ihrer Fernsprecheinrichtungen zu erstatten, fortlaufende 
Gebühren für den Orts-, Vororts- und Nachbarortsverkehr aber nicht zu 
entrichten haben. Sodann genießen im innerbayerischen Verkehr die 
Gespräche der regierenden Fürsten des Deutschen Reichs sowie der 
Gemahlinnen und Witwen dieser Fürsten Gebührenfreiheit; die Gebühren- 
freiheit erstreckt sich auch auf die Gespräche, die von den Hofstellen, dem 
Gefolge und den Hofstaaten im Auftrage der genannten Allerhöchsten und 
Höchsten Herrschaften geführt werden; sie bezieht sich aber nicht auf etwaige 
Botenlöhne. 

Die Mehreinnahmen, die der bayerischen Post- und Telegraphenver- 
waltung infolge Neuregelung der Porto- und Gebührenfreiheiten und Ver- 
günstigungen zufließen werden, sind für den Finanzabschnitt 1908/9 auf 
6 339 900 Mark im Jahre veranschlagt worden. Eine Mehreinnahme für 
die Staatskasse stellen diese Mehreinnahmen der Post- und Telegraphen- 
verwaltung freilich im allgemeinen nicht dar. da die Etats der einzelnen 
Staatsverwaltungen entsprechend höher belastet werden. Doch wird durch 
die Neuregelung erreicht, daß das wirkliche Erträgnis der Post- und Tele- 
graphenverwaltung in Zukunft klarer als bisher zum Ausdruck kommt. 



Das Bodenseekabel mit Pupinspulen. 

Im Auftrage der württembergischen Telegraphenverwaltung hat die 
Firma Siemens & Halske im August 1906 ein Fernsprechkabel durch den 
Hodensee zwischen Friedrichshafen und Romanshorn ausgelegt, das als 
erstes seiner Art mit Pupinspulen ausgerüstet ist. Der Ausrüstung sowohl 
als auch der Auslegung des Kabels stellten sich bedeutende Schwierigkeiten 
in den Weg, die mangels der nötigen Erfahrungen den ersten im Jahre 
vorher unternommenen Versuch zum Scheitern gebracht hatten. Die bis 
dahin ausgelegten Pupinkabel waren Erdkabel. Bei diesen lassen sich die 
Spulen ohne Schwierigkeiten in besonderen Kasten, die seitlich angeschlossen 
werden, unterbringen; in ein Seekabel dagegen müssen die Spulen vor der 
Auslegung eingebaut werden. Dadurch erhält aber ein solches Kabel ver- 
dickte Stellen, die verursachen, daß es nicht gleichmäßig von der Verlegungs- 
maschine abläuft, wenn diese nicht besonders dafür eingerichtet ist. 

Nach dem ersten mißglückten Versuche sind die Spulenstücke in 
Friedrichshafen aus dem Kabel herausgeschnitten und durch neue ersetzt 
worden, womit die Auslegung im Jahre 190Ö gelang. 

Das Kabel ist in drei Typen hergestellt: als Land , Küsten- und Tief- 
seekabel. Sie unterscheiden sich einerseits in der Aufbringung des Blei- 
mantels, anderseits in der Art der Bewehrung; die Kabclseele ist bei 
allen dreien gleich. Sie enthält sieben Aderpaare, deren Kupferleiter 
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aus je sieben Litzendrähten von 0,57 mm Stärke bestehen und mit Papier- 
Streifen hohl umwickelt sind. Je zwei Adern sind zu einem Aderpaare 
verseilt und mit einem Papierbande gemeinsam umsponnen. Ein Aderpaar 




ist in der Mitte der Seele angeordnet; die übrigen sechs umgeben es in 
einer Lage. Nach der Verseilung ist das ganze mit Ncsselband umwickelt. 
Hierauf folgt bei dem Landkabel ein 3 mm starker Blcimantcl ohne Be- 



Digitized by Google 



Das Bodenseekabel mit Pupinspulen. 



277 



wehrung. Tiefsee- und Küstenkabel haben noch einen besonderen Schutz 
gegen den Wasserdruck erhalten, der an der tiefsten Stelle des Bodensees 
25 Atmosphären beträgt. Dieser Schutz besteht in einer 2 mm starken 
Stahldrahtspirale, die vor der Umpressung des Bleimantels um die Kabel- 
seele gewickelt wurde. Der Sicherheit und Einfachheit wegen ist sie, ohne 
Rücksicht auf die verschiedenen Tiefen des Sees, gleichmäßig so stark ge- 
macht worden, daß sie einen Druck von 1 50 Atmosphären aufnehmen kann. 
Der über die Drahtspirale aufgebrachte Bleimantel von 3 mm Stärke ist 
durch eine in Asphaltmischung getränkte Papierlage mit Juteumhüllung 
geschützt. 

Die Bewehrung besteht bei dem Tiefseekabel aus 34 Rundeisendrähten 
von 3.-5 mm äußerem Durchmesser; darüber befindet sich bei dem Küsten- 
kabel, durch ein Jutepolster von der ersten Bewehrung getrennt, noch eine 
zweite Bewehrung aus 30 Stück 5,4 mm starken Eisendrähten. Beide Arten, 
Tiefsee- sowohl als Küstenkabel, sind dann noch mit einer äußeren Um- 
spinnung von Jute versehen, die in Asphalt getränkt ist. Länge, äußerer 
Durchmesser und Gewicht der verschiedenen Arten der Kabel sind in der 
nachstehenden Übersicht zusammengestellt. 





Länge 

km 


Äußerer 
Durchmesser 


Gewicht 
für das km 

kj: 




0,65 


29 






11,0 


48 


7 500 




0,9 


(>4 


13 500. 



Von den Abbildungen in Fig. 1 stellt die mittlere das eigentliche See- 
kabel dar; rechts davon befindet sich das mit doppelter Bewehrung ver- 
sehene Küstenkabel und links davon das blanke Landkabel. 

Alle 500 m befindet sich zu beiden Seiten der in Friedrichshafen einge- 
setzten zylindrischen Spulenstücke ein wasserdichter Abschluß, der verhindern 
soll, daß das Wasser auf größere Strecken in das Kabel eindringt, wenn 
der Bleimantel leck wird. In diesen Trennstellen, die wegen des größeren 
Durchmessers der Spulenstücke kegelförmig verlaufen, ist die Papicrisolierung 
durch eine wasserdichte Gummihülle ersetzt, und jeder Luftraum vermieden. 
Die Spulenstücke enthalten abwechselnd für drei oder vier Doppeladern 
ringförmige, durch Polster voneinander getrennte Spulen, durch deren 
inneren Hohlraum die freien Aderpaare hindurchgeführt sind, so daß auf 
jede Doppelleitung alle 1 000 m eine Spule kommt. Die Bewehrung wurde 
auf die Spulenstücke, da diese nachträglich eingebaut sind, mit Maschinen 
unter einem Zuge von 2000 kg aufgebracht; das Führen und Abbinden 
der Drähte geschah mit der Hand (Fig. 2). 

Die Auslegung des Kabels erfolgte von einem Fährschiff aus, in dessen 
vorderem Teile das Kabel bei der Verladung in einem großen Ringe von 
om äußerem Durchmesser. 1 1 m Höhe und 2 bis 2 1 ,., m lichter Weite 
aufgeschossen war. Bei der Schwere des Kabels und der Tiefe des Sees 
war eine Verlegungsmaschine nötig, die in dem hinteren Teile des Schiffes 
aufgebaut wurde. Der Aufbau der Verlegungsmaschine ist aus der Ab- 
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bildung (Fig. 3) zu ersehen. Über dem Kabelringe befand sich ein Turmgerüst, 
auf welches das Kabelende hinaufgeführt wurde. Von hier führte ein Steg 
schräg zur Verlegungsmaschine, um deren Trommel von etwa 2 l /,m Durch- 
messer das Kabel zweimal herumgeschlungen wurde. Bei der durch 
Maschinenkraft bewirkten Drehung der Trommel wurde das Kabel von der 
Lagerstätte aus über das Turmgerüst und die Gleitrinnc herbeigezogen und 
nach dem Schiffsende weitergeschoben. Der Gang der Maschine wurde 
durch Bremsvorrichtungen geregelt. Nach der Kabelmaschine hatte das 



Fig. 2. 




Kabel ein Dynamometer zu durchlaufen und danach ansteigend die Aus- 
laufrollc. über die hinweg es ins Wasser glitt. Diese Rolle war zwischen 
zwei kräftigen, über den hinteren Rand des Schiffes hinausragenden Balken 
eines starken Holzgerüstes eingelegt. 

Das VerlegungsschifF wurde mit dem württembergischen Bodensee- 
dampfer »König Karl« an dessen linker Seite durch Drahtseile und Holz- 
balken so verbunden, daß beide ein unverrückbares Ganzes bildeten. Eine 
kleine einfache Holzbrücke gestattete einen ständigen Verkehr zwischen 
beiden Schiffen. Während der Auslegung fuhr rechts vom Dampfer — 
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mit diesem durch ein Schleppseil verbunden — ein kleiner Schleppdampfer 
voraus, der das linksseitige Herumziehen des Systems bei stärker aut- 
tretendem Zuge des auslaufenden Kabels verhindern sollte und ein richtiges 
Kurshalten ermöglichte. Für diesen Zweck waren auch zwei Signalbojen 
ausgelegt, die eine etwa 4 km vom Ufer bei Friedrichshafen, die andere in 
einer Entfernung von 3,2 km vom schweizerischen Ufer. Sie teilten den 
Kabehveg in annähernd drei gleiche Teile und kennzeichneten zugleich die 
Stelle, an welcher der Seeboden stärker zu der rund 250 m tiefen Rinne in 



Fig. 3- 




der Mitte des Sees abfällt. Vor der Auslegung wurden an einem 500 m 
langen Kabclende, in das mehrere Spulenstücke eingebaut waren, Verlegungs- 
versuche angestellt. Bei großer Fahrgeschwindigkeit wurde es mehrmals 
an den tiefsten Stellen ausgelegt und aufgenommen, auch einige Kilometer 
weit im Wasser mitgeschleppt. Verlegungsmaschine und Kabel hatten sich 
hierbei durchaus bewährt; das am meisten beanspruchte Spulenstück war, 
wie die Untersuchung nachher ergeben hat, vollständig unversehrt geblieben. 

Am 2. August 1906 wurde das 400 m lange Küstenkabel bei Romans- 
liorn ausgelegt, nachdem man das Landkabel daselbst schon im Jahre vorher 
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eingebettet hatte. Die Auslegung des Küstenkabels geschah von einem 
kleinen Schleppboot aus, bei dessen Fahrt das Kabel von einer Trommel 
abrollte. Nach gehöriger Sicherung wurde das in See liegende Kabelende 
an eine Tonne gelegt. 

Mit der Auslegung des Tiefseekabels wurde am Morgen des 8. August 
von Friedrichshafen aus begonnen. Nachdem 2 km des Kabels verlegt 
waren, machte sich ein Fehler bemerkbar, der zunächst in dem ersten 
Spulenstücke des Kabels vermutet wurde, in Wirklichkeit aber' ein kurzes 
Stück davon im Uferkabel lag und durch eine fehlerhafte Stelle im Blci- 
mantcl verursacht war. Nach Beseitigung des Fehlers wurde am nächsten 
Morgen, am 9. August, die Auslegung wieder aufgenommen. Das Schiff 
»König Karl« fuhr mit dem Verlegungsschiffe so nahe an das Ufer heran, 
daß das Kabclende auf Hilfsprahmen und Booten ans Land gebracht werden 
konnte. Hier legte man es zunächst fest, damit es nicht beim Abfahren 
herausgerissen würde. Um das Kabel während der Verlegung dauernd auf 
seinen Zustand prüfen zu können, wurde es in ein Meßzimmer eingeführt, 
das man in einem Privatgebäude eingerichtet hatte. 

Nachdem alle Vorbereitungen für die Verlegung getroffen waren, auch 
die Fahrtrichtung genau aufgenommen war, fuhr das Schiff ab. Die Ver- 
legung ging diesmal ohne Unterbrechung ordnungsmäßig vonstatten. Mit 
einer durchschnittlichen Geschwindigkeit von 6 km wurde die Verlegung in 
etwa zwei Stunden zu Ende geführt. Da genügender Vorrat vorhanden 
war. wurde das Kabel noch in Romanshorn ans Land gebracht und 
24 Stunden lang dauernd beobachtet, wobei sich nichts Fehlerhaftes ergab. 
Der Dampfer fuhr nach Friedrichshafen zurück und nahm unterwegs die 
Bojen auf. Am nächsten Tage wurde dann der Spleiß zwischen dem 
Tiefsee- und dem Uferkabel unter Einfügung eines Spulenstücks hergestellt, 
womit das Werk glücklich vollbracht war. Einen Monat nach der Ver- 
legung trat in einer Ader Erdschluß auf, und zwar an einer Stelle, die dem 
höchsten Wasserdruck ausgesetzt ist und gleichzeitig ein Spulenstück ent- 
hält; jedoch ist in die Ader selbst keine Spule an dieser Stelle eingeschaltet. 
Es ist anzunehmen, daß unter den außerordentlich schwierigen örtlichen 
Verhältnissen, unter denen seinerzeit in Friedrichshafen gearbeitet werden 
mußte, ein Fehler vorgekommen ist. Alle übrigen Adern sind, soviel be- 
kannt ist, in der ruckliegenden Zeit dauernd betriebsfähig geblieben. 

Die Sprechleistung des Kabels ist gut; es hat trotz des geringen Quer- 
schnitts der Kupferleiter (1.77 mm-) eine Reichweite, die der des besten 
Kabels mit stetig verteilter Selbstinduktion bei Verwendung von Kupfer- 
leitern mit siebenmal so großem Querschnitt annähernd gleichkommt. Wie 
bekannt, ist für die Leistung eines Kabels der Dämpfungsfaktor maßgebend, 
der von den elektrischen Werten des Widerstandes, der Selbstinduktion und 
der Kapazität der Adern abhängt und sich nach der Formel 




berechnen läßt, wo R den wirksamen Widerstand in Ohm, L die Selbst- 
induktion in Henry und C die gegenseitige Kapazität in Mikrofarad für ein 
Kilometer Doppelleitung bedeutet. Der Widerstand setzt sich aus dem der 
Kupferleiter und dem der Spulen zusammen. Die in Betracht kommenden 
Werte, sowohl die gewährleisteten als auch die in Wirklichkeit erzielten, 
sind in der nachstehenden Übersicht zusammengestellt. 
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Gewährleistet 
für i km Doppelleitung 



für i km Doppelleitung 



Gemessen 



Wirksamer Widerstand 



40 Ohm, 
wovon je 20 Ohm auf 
Kupferleiter und auf 
Spulen entfallen 



33.5 Ohm 



Kapazität 

Selbstinduktion 



0,03 Mikrofarad 



o,ao Henry 



0,039 Mikrofarad 
0,21 Henry. 



Aus den gewährleisteten Zahlen ergibt sich ein Wert von jS = 0,01, aus 
den Messungen, die mit Wechselstrom von 900 Perioden ausgeführt wurden, 
ein solcher von ß = 0,0072. 

Im Betriebe hat sich das Kabel, soviel bekannt geworden, bisher bewährt; 
es vermittelt nicht nur den Sprechverkehr zwischen der Schweiz, Württem- 
berg und Bayern, sondern auch den des Reichs-Telegraphengebiets mit der 
Schweiz, soweit die Verbindungen über Stuttgart geführt sind. 



Die deutsche Schiffahrt im internationalen Wettbewerbe. 

Das Feld der Tätigkeit für die Seeschiffahrt liegt auf dem freien Welt- 
meer, außerhalb der Hoheitsgrenzen der einzelnen Staaten. Es kann niemand 
für bestimmte internationale Linien die Genehmigung erteilen oder andere 
Linien ausschließen. Kein Staat wird auch nur den Schiffen der unter der 
eigenen Flagge fahrenden Linien die Innehaltung bestimmter Tarife und 
Geschäftsregeln vorschreiben, weil solche Beengung die Unternehmungen im 
internationalen Wettbewerbe behindern und schädigen müßte. Eine Ver- 
staatlichung der Seeschiffahrt ist weder möglich noch auch erwünscht. 
Denn die Schiffahrt ist im höchsten Maße abhängig von der jeweiligen 
allgemeinen Wirtschaftslage. Sie muß sich den kleinsten Änderungen der 
wirtschaftlichen Verhältnisse sofort anpassen können und jederzeit imstande 
sein, je nach Bedarf die Tarife zu ändern, die Fahrpläne umzustoßen, neue 
Linien einzurichten und andere, schadenbringende ebenso rücksichtslos auf- 
zuheben. Alles dies wäre nicht möglich, wenn die Seeschiffahrt nach festen 
Regeln durch staatliche Beamte bureaumäßig geleitet würde. Anderseits 
war bisher auf dem Meere auch die Entwicklung einer Kapitalübermacht 
nicht in dem Maße zu befürchten, daß der Ruf nach Staatshilfe gerecht- 
fertigt gewesen wäre. Die Meeresstraße liegt jedem frei; auf dem Meere 
kann jeder in den Wettbewerb treten, der genügend Wagemut und Ver- 
ständnis und Kapital oder Kredit hat. Wenn irgendwo in der Welt, so 
gelten hier bei der Abwesenheit aller beengenden Schranken die Gesetze von 
Angebot und Nachfrage. 

An dem Wettbewerb um die Frachtladungen sind alle Schiffe, an dem- 
jenigen um die Post und die Reisenden mindestens alle Schiffahrtslinien 
beteiligt. Die Folge davon ist, daß die Frachtsätze sich auf die Dauer 
niemals wesentlich über die Selbstkosten der zahlreichen. Beschäftigung 
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suchenden »wilden Dampfer« erheben können. Diese Dampfer drücken, 
indem sie jedes nur einigermaßen erträgliche Angebot anzunehmen trachten, 
die Frachtsätze auf einen ihnen noch eben annehmbaren Stand herab, sobald 
ihnen die Beschäftigung knapp wird. Dadurch werden selbst den größten 
festen Linien trotz Verbandsbildung und trotz gemeinschaftlicher Tarif- 
festsetzung bestimmte enge Grenzen gezogen, über die sie nicht hinaus- 
gehen können. Denn sobald diese Linien ihre Frachtsätze höher halten, als 
es der Lage des freien Marktes entspricht, wird sich der ganze Schwärm 
der Trampdampfer, d. h. der Dampfer der freien Fahrt, und der Segler, 
die zusammen heute noch ungefähr die Hälfte des Schiffsraums der Welt 
ausmachen, auf die betreffenden Häfen stürzen, um einen möglichst großen 
Anteil des Frachtbeförderungsgeschäfts an sich zu bringen. Die Schiffahrts- 
verbände können daher nicht zu Preistreibereien mißbraucht werden; sie 
können nur dazu dienen, einen im allgemeinen gleichmäßigen Stand der 
Gewinne in solchem Umfange zu sichern, wie er durch gute Schiffe und 
durch gute Verwaltungseinrichtungen in langer und tüchtiger Arbeit zu 
erringen war. 

Für die Ordnung der Seeschiffahrt ist also die freie Vereinigung und 
Verbandsbildung der Unternehmer einerseits volkswirtschaftlich unbedenk- 
lich; anderseits ist sie unentbehrlich zum Schutze gegen die verderblichen 
Wirkungen des Wettbewerbes. Das wurde zuerst und am schärfsten in 
Deutschland erkannt; die deutschen Schiffahrtsunternehmungen haben auf 
diesem Gebiete die Führung in der ganzen Welt übernommen. Die Be- 
deutung der deutschen Schiffahrt im internationalen Wettbewerbe beruht 
heute zum großen Teile auf dem erfolgreichen Vorgehen unserer großen 
Schiffahrtsreedereien bei der freien Vereinigung und Verbandsbildung mit 
anderen Schiffahrtsunternehmungen. Wenn wir nachstehend einen kurzen 
Uberblick über die Geschichte dieser Verbandsbildungen usw. und nament- 
lich über den Anteil geben, den daran deutsche Schiffahrtsgesellschaften 
gehabt haben, so folgen wir hierbei, wie auch in den vorhergegangenen 
Ausführungen, im wesentlichen einem im Jahre 1907 erschienenen Buche 
des Professors an der Technischen Hochschule in Danzig Karl Thiess 
»Deutsche Schiffahrt und Schiffahrtspolitik der Gegenwart«.*) Weitere 
ergänzende Angaben sind aus den Jubiläumsfestschriften des Norddeutschen 
Lloyd und der Hamburg-Amerika Linie (vgl. Archiv 1907, S. 169 ff. und 
S. 467 ff.) usw. entnommen worden. 

Die größte Bedeutung unter allen Schiffahrtsverbänden im internationalen 
Seeverkehr nimmt die Verbandsbildung in der nordatlantischen 
Fahrt, auf der wichtigsten Schiffahrtsstraße der Welt zwischen Nordwest- 
europa und New York, ein. Die ersten Vereinbarungen über die Regelung 
des Betriebs auf den nordamerikanischen Linien fallen in eine weit zurück- 
liegende Zeit. Schon bald, nachdem der ersten deutschen Dampfergescll- 
schaft, der »Hamburg- Amerikanischen Paketfahrt- Aktien-Gesellschaft«, 1857 
die große Bremer Linie »Norddeutscher Lloyd« an die Seite getreten war, 
begannen die Verhandlungen über Preisabreden und gemeinsame Fahrpläne. 



*) Das Werk bildet das «69. Bandchen der vom Verlage B. G. Teubner in 
Leipzig unter der Überschrift »Aus Natur und Geisteswelt« veranstalteten Sammlung 
wissenschaftlich -gemeinverständlicher Darstellungen aus allen Gebieten des Wissens; 
es umfaßt IV und 144 Seiten 8°. Der Preis betrügt geheftet 1 Mark, in Leinwand 
gebunden 1 Mark 25 Pf. Wegen seines fesselnden Inhalts sei es unsern Lesern bestens 
empfohlen. 
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Die Anregung hierzu gab der Norddeutsche Lloyd, der der Hamburger 
Linie den Vorschlag machte, ein Abkommen über die Abfahrtszeiten der 
Dampfer beider Gesellschaften von Bremen und Hamburg zu treffen. Die 
Hamburger Gesellschaft, die anscheinend zunächst noch hoffte, den Wett 7 
bewerb der Bremer Linie unterdrücken zu können, verhielt sich an- 
fangs ablehnend. Im Jahre 1861 kam aber dann doch ein Abkommen 
zwischen den beiden Gesellschaften sowohl wegen der Abgangstage als auch 
wegen der Frachten zustande. Durch dieses Abkommen wurde eine regel- 
mäßige achttägige deutsche Postdampfschiffsverbindung mit New York für 
den Zeitraum von acht Monaten im Jahre und eine vierzehntägige Verbin- 
dung für die Wintermonate eingerichtet. Später, im Jahre 1875, wurde der 
Abschluß der schweren Kämpfe der Hamburg-Amerika Linie mit der Adler- 
linie (vgl. Archiv 1907. S. 468) nur dadurch möglich, daß gleichzeitig mit 
dem Aufkaufe dieser Linie ein Vertrag zwischen der Hamburg-Amerika 
Linie und dem Norddeutschen Lloyd in Kraft trat, der die Kampftarife 
beseitigte und wieder ordnungsmäßige Betriebsverhältnisse herstellte. 

In den achtziger Jahren des vorigen Jahrhunderts wurde die Hamburg- 
Amerika Linie durch den Wettbewerb namentlich der LInion-Linie der Firmen 
Sloman und Carr so schwer bedrängt, daß die Frachttarife auf unerhört 
niedrige Sätze zurückgingen, bei denen keine Gesellschaft auf die Dauer 
bestehen konnte. In dieser Not führte die Hamburg-Amerika Linie im 
Jahre 1885 die ersten Konferenzen aller am festländischen Auswandererverkehr 
beteiligten Reedereien in Hamburg und Cöln herbei. Die auf diesen Kon- 
ferenzen getroffenen Verabredungen führten im Jahre 1892 zu der Gründung 
des Nordatlantischen Dampf erlinien Verbandes, dem außer der 
Hamburg-Amerika Linie der Norddeutsche Lloyd in Bremen, die Sloman- 
Union Linie in Hamburg, die Holland-Amerika Linie in Rotterdam und die 
Red Star Line in Antwerpen beitraten. Der Verband dieser Gesellschaften, 
die den größten Teil der nordeuropäischen Auswanderung vom 
Festland aus auf sich vereinigten, machte dem gegenseitigen Wettbewerbe 
durch Preisdruck und wechselseitige Bekämpfung dauernd ein Ende und 
verteilte den ausgehenden Verkehr nach Nordamerika nach festen Anteilen. 
Je nach der bisherigen Verkehrsentwicklung wurde jeder beteiligten Gesell- 
schaft ein bestimmter Prozentsatz an der Auswanderung als Regelanteil 
zugewiesen. Tatsächlich wird dieser Prozentsatz dadurch ungefähr aufrecht- 
erhalten, daß die Reederei, die größeren Zustrom hat, als ihr nach der Ab- 
rede zukommt, die Preise etwas hinaufsetzt, eine andere dagegen, der es an 
Auswanderern fehlt, um ihren Anteil zu erreichen, die Erlaubnis erhält, mit 
ihren Preisen um ein geringes herabzugehen, um so ihre Anziehungskraft 
zu verstärken. Außerdem aber werden die Anteile auch rechnungsmäßig, 
unabhängig von der tatsächlichen Auswanderungsbewegung, den Beteiligten 
durch eine gemeinsame Abrechnung sichergestellt. Die Fahrgelder nämlich 
fließen, soweit sie die Selbstkosten für Verpflegung und Beförderung der 
Reisenden übersteigen, größtenteils in eine gemeinsame Kasse, den soge- 
nannten »Pool«. Dieser »Pool« wird am Jahresschlüsse nicht nach der 
wirklichen Beförderung, sondern nach den vertragsmäßig verabredeten Ver- 
hältnissen verteilt. 1894 wurde auch der ausgehende Frachtverkehr zum 
Gegenstande gemeinsamer Abreden gemacht. 

An den nordatlantischen Dampferlinienverband schlössen sich im Jahre 
1895 nach langwierigen Verhandlungen durch einen RückVersicherungsvertrag 
auch die am Verkehr nach den Vereinigten Staaten von Amerika und nach 
Kanada beteiligten maßgebenden britischen Reedereien an. Die wichtigste 
Vereinbarung mit diesen Reedereien bestand darin, daß die festländischen 
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Schiffahrtsgesellschaften den englischen das britische und skandinavische 
Zwischendecksgeschäft überließen, während die englischen Reedereien ihren 
Anteil an dem festländischen Auswandererverkehr zugunsten der festländischen 
Reedereien ermäßigten. Dieses Abkommen wurde im Jahre 1898 erneuert. 
Weitere Abmachungen unter den Gesellschaften betrafen das ausgehende 
Frachtgeschäft und die im Kajütsreiseverkehr innezuhaltenden Mindestpreise. 
Im Jahre 1903 traten noch Vereinbarungen über die Ausgabe und die 
Gültigkeit von Rückfahrkarten hinzu. Um Zusammenstößen von Dampfern 
bei Nacht und Nebel auf ofTener See vorzubeugen, verpflichteten sich 
die verbündeten Reedereien ferner, durch ihre Schiffe auf der Ausreise 
und auf der Heimreise über den Atlantischen Ozean bestimmte Wege inne- 
halten zu lassen. Daneben wurden wiederholt auch Verabredungen zwischen 
den am italienischen Auswandererverkehr nach Nordamerika beteiligten 
deutschen, britischen, französischen und italienischen Gesellschaften über die 
Regelung dieses Dienstes getroffen. 

Diese umfassende Leistung unserer großen Schiffahrtsunternehmungen 
auf dem Gebiete der Verbandsbildung wurde in aller Stille erreicht. Die 
breitere Öffentlichkeit wußte kaum etwas davon. Das wurde anders, als 
im Jahre 1902 plötzlich die Bildung des »Morganschcn Schiffahrts- 
trustes« erfolgte. In den Vereinigten Staaten von Amerika hatte man 
schon seit längerer Zeit mit Neid auf das mächtige Aufblühen der 
großen europäischen Schiffahrtsunternehmungen geblickt. Der Wunsch 
nach Schaffung einer eigenen leistungsfähigen Handelsflotte nahm immer 
festere Gestalt an. Da man aber nicht imstande war, eine eigene würdige 
Kauffahrteiflotte in kurzer Zeit durch Schiffsneubauten herzustellen, kam 
man auf den Gedanken, sich durch das allmächtige Kapital eine fertige 
Flotte zu erwerben und große bestehende Reedereien fremder Völker, 
indem man sie in finanzielle Abhängigkeit brachte, zu einem einzigen ameri- 
kanischen Riesenbetriebe, zu einem Trust, zu vereinigen. Der Träger dieses 
Gedankens war der amerikanische Bankier J. P. Morgan, dem es auch gelang, 
unter der Hand wichtige Vorbereitungen zur Verwirklichung seiner Pläne 
zu treffen, ehe diese öffentlich bekannt wurden. Für den Trust wurden 
zunächst die amerikanischen Linien gewonnen, d. h. diejenigen Linien, an 
denen in der Hauptsache amerikanisches Kapital beteiligt war, nämlich die 
American Line, die Red Star Line und die Atlantic Transport Line. Von 
diesen war die American Line die einzige damals unter amerikanischer 
Flagge fahrende überseeische Linie. Die Red Star Line hatte zwar mit der 
American Line die gleichen Besitzer, fuhr aber unter belgischer Flagge, 
und die Atlantic Transport Line, die sich in den Händen amerikanischer 
Kisenbahnunternehmer befand, führte bis dahin die englische Flagge. Darauf 
kaufte der Trust die Aktienmehrheit der größten englischen transatlantischen 
Frachtlinie, der Leyland Line, an und brachte auch die größte englische 
Reiselinie, die bekannte White Star Line, und ebenso die gleichfalls recht 
bedeutende Dominion Line in seinen Besitz. Ein Versuch, auch die mäch- 
tige englische Cunard Line in den Trust einzubeziehen, schlug fehl, weil 
die englische Regierung der Gesellschaft für das Fernbleiben von der in 
England sehr ungern gesehenen Trustbildung große Schnelldampferunter- 
stützungen und andere Vorteile versprach. Immerhin waren es sechs recht 
bedeutende Linien, die nunmehr von dem Trust in der »International 
Mercantile Marine Company« vereinigt wurden, einer Reedereigemeinschaft, 
die von vornherein über eine gewaltige Flotte äußerst wertvoller Schiffe 
von zusammen mehr als einer Million R. T. Raumgehalt und außerdem 
über sehr leistungsfähige Verbindungen verfügte. 
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Diese gewaltigen amerikanischen Trustpläne riefen in Deutschland all- 
gemeine Aufregung hervor. Man befürchtete, daß es dem amerikanischen 
Gelde gelingen könnte, auch über die großen deutschen Unternehmungen, 
die Hamburg-Amerika Linie und den Norddeutschen Lloyd, Gewalt zu 
gewinnen. Diese Befürchtungen waren indes grundlos. Die beiden großen 
deutschen Reedereien hatten der amerikanischen Neubildung wachsam gegen- 
übergestanden und wußten einem Wettbewerbskampfe mit dem neuen Trust 
durch ein rechtzeitig abgeschlossenes Schutz- und Trutzbündnis vorzubeugen, 
ehe der Trust aus seinen Übergangsschwierigkeiten so weit heraus war, um 
im erfolgreichen Wettstreite gegen die deutschen Gesellschaften auftreten 
zu können. Das im Juni U)02 auf eine Dauer von zehn Jahren abge- 
schlossene, für die deutschen Reedereien recht günstige Abkommen brachte 
für diese den doppelten Vorteil, daß dadurch nicht nur ein schwerer Wett- 
bewerbskampf verhindert, sondern vielmehr in dem Trust ein mächtiger 
Hundesgenosse gewonnen wurde gegen etwaige Angriffe dritter und in 
manchen wichtigen Angelegenheiten geschäftlicher Weiterentwicklung. 

Aus einer schlimmen Gefahr war durch das geschickte Vorgehen der 
leitenden Männer des Lloyd und der Hamburg-Amerika Linie eine vorteil- 
hafte Lage geworden. Eine Anzahl bedeutender englischer Reedereien, mit 
denen früher häufig kein Einverständnis zu erzielen gewesen war, fand 
sich nun in einem befreundeten Unternehmen unter einheitlicher Oberleitung 
vereinigt. Ein Bindeglied zwischen dem Trust und den deutschen Gesell- 
schaften bildete der Nordatlantische Dampferlinienverband, dem der Trust 
durch die Red Star Line angehörte, und der inzwischen durch Hinzutritt 
der französischen Compagnie Generale Transatiantique erweitert worden war. 
Einen weiteren Ausbau erfuhr der Bund mit dem Morgan-Trust noch da- 
durch, daß sich die beiden deutschen Reedereien und der Trust durch Über- 
nahme von Aktien zu gleichen Teilen einen maßgebenden Einfluß auf die 
Verwaltung der Holland- Amerika Linie sicherten. Die deutschen Gesell- 
schaften sind dadurch in der günstigen Lage, sowohl mit den Amerikanern 
wie mit den Holländern eine Mehrheit bilden zu können. Wichtig ist es, 
daß gleichzeitig die Hamburg-Amerika Linie und ihre Bremer Bundes- 
genossin in den nächstfolgenden Hauptversammlungen Satzungsänderungen 
vornahmen, durch die es unmöglich gemacht worden ist, daß jemals aus- 
wärtige Mächte durch irgendwelche finanzielle Machenschaften Einfluß auf 
die Leitung der deutschen Reedereien gewinnen können. 

Der Vertrag zwischen den deutschen Gesellschaften und dem Morgan- 
Trust wurde gekrönt durch die Abmachungen über die wechselseitige Ge- 
winnbeteiligung. Diese laufen darauf hinaus, daß der Trust jeder der 
deutschen Gesellschaften von der Summe, die ihr fehlt, um 6 v. H. Divi- 
dende verteilen zu können, ein Viertel zuzuschießen hat, während er seiner- 
seits ein Viertel von der Summe erhält, die die deutschen Gesellschaften 
über 6 v. H. an Dividende verteilen. 

Der Bund mit dem Morganschen Schiffahrtstrust hat bereits in einem 
schweren Wettbewerbskampfe seine Probe bestanden. Im Jahre 11704 schied 
die große englische Cunard Line, die — wie schon erwähnt — ursprünglich 
in den Morgan-Trust hatte einbezogen werden sollen und nur durch große 
Unterstützungen seitens der englischen Regierung ferngehalten worden war. 
aus dem zwischen den festländischen und den britischen Reedereien be- 
stehenden Dampferlinienverband aus und trat, gestärkt durch die Staats- 
hilfe, in eine Kampfstellung zu den deutschen Gesellschaften und zum 
Morgan-Trust. Die festländischen Reedereien, in erster Reihe die Hamburg- 
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Amerika Linie, bedrohte sie lebhaft, indem sie sich mit Erfolg um eine 
von der ungarischen Regierung ausgeschriebene Unterstützung für die 
Einrichtung eines Dampferdienstes zur Auswandererbeförderung zwischen 
Fiume und New York bewarb. Der sonst über die nordwesteuropäischen 
Häfen ziehende ungarische Auswandererstrom sollte unter zwingenden 
Bedingungen und mit Hilfe des ungarischen Staates nach Fiume abge- 
lenkt und in seinem ganzen Umfange den Schiffen der einen englischen 
Reederei zugeführt werden. Aber die deutschen Gesellschaften nahmen den 
Kampf nachdrücklich auf. Die Hamburg-Amerika Linie richtete ihrerseits 
eine skandinavische Wettbewerbslinie für Auswandererbeförderung ein und 
dehnte, ebenso wie der Norddeutsche Lloyd, ihre Beziehungen im Mittel- 
meer aus. Beide Reedereien gemeinschaftlich beteiligten sich finanziell an 
der »Vereinigten österreichischen Schiffahrtsgesellschaft, vorm. Austro- 
Americana & Fratelli Cosulich« in Triest, auf deren Leitung sie einen so 
großen Einfluß gewannen, daß die Gesellschaft dem Nordatlantischen 
Dampferlinienverbande beitrat. Ihren hauptsächlichsten Angriff richteten 
sie auf den Kajüts- und Zwischendecksreiseverkehr von Liverpool aus, 
der das eigentliche Rückgrat des ganzen Cunard-Gcschäfts bildete. Ein 
Tarifkampf brach aus, bei dem die Zwischendeckspreise von Liverpool und 
anderen englischen Häfen nach New York auf lächerlich geringe Preise, 
zeitweise bis auf 2'/ 2 Pfund Sterling, herabsanken. In diesem schweren 
Kampfe standen die britischen Reedereien des Morgan-Trustes vertragstreu 
auf Seiten der deutschen Gesellschaften. Nach achtmonatigem Kampfe fügte 
sich die stolze Cunard Line, die anfangs jedes Einlenken abgewiesen 
hatte. Sic trat in das Vertragssystem des Nordatlantischen Dampferlinien- 
verbandes ein und erhielt von dessen Verkehr ihren Prozentsatz zugeteilt, 
wobei sie sich mit einem verhältnismäßig kleinen Gewinnanteile (6 v. H.) am 
festländischen Auswandererverkehr für ihre ungarische Linie begnügen 
mußte. Der mit der Cunard Line abgeschlossene Friede ist noch heute kein 
endgültiger. Es ist daher nicht unmöglich, daß der Kampf über kurz oder 
lang von neuem ausbrechen wird. 

Namentlich um einen solchen erneuten Kampf möglichst zu verhindern 
und um weitere Verabredungen mit der Cunard Line über die Regelung des 
nordamerikanischen Auswandererverkehrs mit Einmütigkeit und Nachdruck 
führen zu können, haben die Hamburg-Amerika Linie und der Norddeutsche 
Lloyd in den ersten Wochen des Jahres 1908 nach langwierigen Verhandlungen 
ein neues Abkommen getroffen, durch das eine außerordentlich wichtige 
engere Vertragsgemeinschaft beider Linien erzielt worden ist. Welch hohe 
Bedeutung dieser neuen innigen Aneinanderschließung der beiden großen 
Unternehmungen von den maßgebenden Stellen beigemessen wird, erhellt 
am besten aus der durch die Tageszeitungen mitgeteilten Tatsache, daß- 
Seine Majestät der Kaiser den Generaldirektor des Norddeutschen Lloyd, 
Dr. Wiegand in Bremen, zu der erzielten Einigung durch Telegramm be- 
glückwünscht hat. 

Das neue Abkommen betrifft in erster Linie den Zwischendeckverkehr 
auf der nordatlantischen Fahrt, an dem der Norddeutsche Lloyd der Ham- 
burg-Amerika Linie einen größeren Anteil zuerkannt hat. Die Hamburger 
Linie ihrerseits hat dafür — worauf wir später zurückkommen werden — 
dem Norddeutschen Lloyd wichtige Zugeständnisse hinsichtlich des Verkehrs 
nach Ostasien gemacht. Weitere Punkte des Abkommens betreffen die 
Frachtbeförderung in der Richtung von Amerika nach den deutschen Häfen» 
über die es bisher an einer Verabredung gefehlt hat, sowie die von beiden 
Gesellschaften seit längerer Zeit veranstalteten Vergnügungsfahrten. Die 
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Verabredungen über die nordatlantische Fahrt haben inzwischen auf der im 
Februar in London abgehaltenen Dampferlinienkonferenz auch die Zustim- 
mung des Nordatlantischen Dampferlinienverbandes und der durch Rückver- 
sicherungsvertrag mit diesem verbundenen englischen Linien gefunden. Das 
neue Abkommen zwischen der Hamburg-Amerika Linie und dem Nord- 
deutschen Lloyd ist zunächst auf die Dauer von vier Jahren abgeschlossen 
worden. Dieser Zeitraum erklärt sich daraus, daß bis zu demselben Zeit- 
punkte, nämlich bis zum Jahre 191 2, auch das mit dem Morgan-Trust ge- 
troffene Ubereinkommen läuft. 

Von den übrigen Verbandsbildungen im überseeischen Schif f- 
fahrtsverkehr hat keine eine solche Bedeutung erlangt wie die eben ge- 
schilderten Verbände auf der nordatlantischen Fahrt. Aber wichtig sind 
auch die anderen Schiffahrtsverbände, weil sie durch Vereinbarung von 
Betriebsgemeinschaften, durch Abschließung von Verträgen, durch bessere 
Ausnutzung der Schiffsräume manche Schwierigkeiten aus dem Wege ge- 
räumt und namentlich manchem drohenden Wettkampfe durch rechtzeitige 
vertragliche Übereinkunft vorgebeugt haben. Auf diesem Gebiete hat 
die Hamburg- Amerika Linie während der letzten zehn Jahre außer- 
ordentliche Erfolge erzielt. Wegen der Einzelheiten der von dieser Ge- 
sellschaft mit anderen Schiffahrtsunternehmungen getroffenen zahlreichen 
Vereinbarungen verweisen wir auf unseren Aufsatz über »Das sechzig- 
jährige Bestehen der Hamburg-Amerika Linie« (Archiv 1907, S. 467 ff.) 
und beschränken uns hier auf eine kurze Zusammenstellung der neben den 
Verbänden auf der nordatlantischen Fahrt bestehenden wichtigsten Verein- 
barungen. 

Im Verkehr mit Südamerika schaltete der Norddeutsche Lloyd im 
Jahre 1894 durch einen Vertrag mit der Bremer Hansa-Linie den Wett- 
bewerb beider Gesellschaften aus und gewährleistete durch sein gemeinsames 
Vorgehen mit der anderen Linie die gedeihliche Weiterentwicklung dieses 
Verkehrs. Als die Hamburg-Amerika Linie 1900 ebenfalls in die süd- 
amerikanische Fahrt eindrang, stellte sie sofort mit der bis dahin den Ver- 
kehr von Hamburg nach Südamerika beherrschenden Hamburg-Südameri- 
kanischen Dampfschiffahrtsgesellschaft eine völlige Betriebsgemeinschaft her 
und beendete den Kampf dieser Gesellschaft mit der Reederei A. C. 
de Freitas & Co. durch Ankauf der Freitasschen Dampfer. 

Nach der amerikanischen Westküste besteht seit 1900 eine Be- 
triebsgemeinschaft zwischen der Hamburg-Amerika Linie und der Hamburger 
Dampfschiffahrts-Gesellschaft »Kosmos«. Beide Linien haben weitere Ab- 
kommen mit den anderen an der Westküste verkehrenden Linien getroffen. 
Seit dem Sommer des Jahres 1904 bilden alle europäischen Linien, die nach 
der Westküste Amerikas um die Südspitze herum verkehren, mit allen an- 
deren europäischen Reedereien, die durch das amerikanische Mittelmeer an 
die Landenge von Panama kommen und dorthin Güter für die Westküste 
mit Umladung befördern, einen Preisverband, der gleiche Frachtsätze für 
die beiderseitigen Verkehrswege nach den Häfen der mittleren Westküste 
festgesetzt hat. Damit hat man frühzeitig einer verkehrsumwälzenden 
Wirkung des Panamakanals auf die Dampferwege und auf die Frachtsätze 
vorgebeugt. Seit dem Herbste 1905 ist zu der Kosmos-Linie noch die neue 
Bremer Roland-Linie mit Fahrten an der Westküste hinzugetreten, mit der 
ebenfalls sogleich ein Abkommen getroffen wurde. 

Für Westindien besteht ein Abkommen zwischen der Hamburg- 
Amerika Linie und dem Norddeutschen Lloyd über den gemeinsamen Betrieb 
der Cubafahrten. In bezug auf den sogenannten »Atlas-Dienst« der Hamburg- 
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Amerika Linie von New York nach Westindien sind Vereinbarungen mit 
den dort verkehrenden Linien anderer Nationen getroffen worden. Nach 
wichtigen Gebieten Westindiens und Mexikos laufen seit IQ05 gemeinsame 
Linien der großen Hamburger Gesellschaft und der Dänisch-Ostasiatischen 
Kompagnie in Kopenhagen in völliger Betriebsgemeinschaft. 

Nach Ostasien haben der Norddeutsche Lloyd und die Hamburg- 
Amerika Linie in den Jahren von IQOO bis 1903 sowohl die deutsche 
Reichspostdampferlinie, deren Fahrten damals verdoppelt wurden, als auch 
die große Hamburger Frachtlinie in gemeinschaftlichem Betriebe geführt. 
1003 haben sie allerdings diese Gemeinschaft wieder aufgehoben in der 
Weise, daß der Norddeutsche Lloyd die Reichspostdampferlinie, die Ham- 
burg-Amerika Linie die Frachtlinie allein weiterbetrieb. Bei der Trennung 
haben sie aber nicht nur einen Austausch von Dampfern vorgenommen, 
sondern auch feste Abkommen über die Fracht- und die Personenbeförderung 
getroffen, um die Verschärfung des Wettbewerbes über einen bestimmten 
erträglichen Stand hinaus unmöglich zu machen. Durch das schon erwähnte, 
im Jahre 1908 abgeschlossene neue Abkommen zwischen der Hamburg- 
Amerika Linie und dem Norddeutschen Lloyd hat dann die erste Gesellschaft 
ausdrücklich auf das ihr bisher eingeräumt gewesene Recht verzichtet, mit 
den Schiffen ihrer Frachtlinie eine gewisse Zahl von Personen zu be- 
fördern, so daß der Norddeutsche Lloyd nunmehr im Reiseverkehr auf 
deutschen Linien nach Ostasien die Alleinherrschaft besitzt. Dieses Zuge- 
ständnis der Hamburger Gesellschaft ist um so höher zu veranschlagen, als 
sie dadurch gezwungen wird, entweder einen nochmaligen Austausch von 
Schiffen herbeizuführen oder ihre, zum Teil mit sehr guten Einrichtungen 
für die Personenbeförderung versehenen Schiffe dieser Linie umbauen zu 
lassen. 

Uber den Verkehr nach Afrika haben die »Woermann- Linie« in 
Hamburg und die Hamburg-Amerika Linie im März H)Oj ein Abkommen 
getroffen, wonach alle Fahrten der bisherigen W r oermann-Linie künftig von 
beiden Gesellschaften gemeinsam betrieben werden. Neuerdings ist auch 
mit der, Anfang 1907 ins Leben gerufenen »Hamburg-Bremer-Afrika Linie«, 
auf die der Norddeutsche Lloyd bald nach der Gründung einen maßgebenden 
Kinfluß gewonnen hatte, eine Einigung über gemeinschaftlichen Betrieb der 
Linien nach Westafrika herbeigeführt worden. 

Die Hamburg- Australische Gesellschaft hat sich mit den nieder- 
ländischen Reedereien über die Frachtbeförderung aus Niederländisch-Indien 
verständigt und außerdem mit deutschen Segelreedern Vereinbarungen über 
die australischen Massenbeförderungen abgeschlossen. Die Deutsche 
Levante-Linie hat mit der Bremer Atlas-Reederei, die seit 1005 neu in 
ihr Verkehrsgebiet eingedrungen ist und eine ihr ähnliche Stellung erstrebte, 
ein festes Abkommen getroffen und damit einen Kampf auf Tod und Leben 
vermieden. Der Norddeutsche Lloyd und die Deutsche Levante-Linie haben 
für den Reiseverkehr im Mittelmeere neuerdings mehrere gemeinsame 
wichtige Linien eingerichtet. 

Überall sehen wir das Bestreben, den wirksamen Einfluß der deutschen 
Schiffahrtsunternehmungen weit über den Geltungsbereich der eigentlichen 
Kontorflagge und auch über den der deutschen Nationalflagge hinaus aus- 
zudehnen. Wo das nicht durch Bündnisse, Betriebsgemeinschaften usw. 
ausreichend und sicher zu erzielen war, da ist dieser Einfluß mehrfach 
durch Kapitalbeteiligung sichergestellt worden. In dieser Hinsicht wurde 
schon die Aktienbeteiligung der Hamburg-Amerika Linie und des Nord- 
deutschen Lloyd an der Holland-Amerika Linie und der ehemaligen »Austro- 
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Americana« in Triest 'erwähnt. Die Hamburg- Amerika Linie hatte ferner 
aucli Anteile an einer russischen und einer dänischen Linie erworben. Diese 
Anteile wurden freilich im vergangenen Jahre durch Austausch und Ankaut 
wieder gelöst. Die Hamburg-Südamerikanische Dampf Schiffahrtsgesellschaft 
beherrscht finanziell die unter argentinischer Flagge fahrende südamerikanische 
Küstenlinie. Ein ähnliches brasilisches Unternehmen war deutscherseits 
begründet worden, um einen besseren Anschlußdienst für die deutschen 
Überseelinien zu gewinnen, als ihn die Küstenfahrten des »Brasilischen 
Lloyd« bisher schaffen wollten oder konnten. Anfang 1907 hat dieser 
Lloyd die deutschen Küstendampfer zum Buchwert übernommen. Damit 
ist das Ziel der Verbesserung dieser Küstenfahrt gesichert, und der Zweck 
des deutschen Vorgehens erreicht. Der Norddeutsche Lloyd hat ferner zu 
einer Küstengesellschaft im Hafen von Neapel und zu einem rumänischen 
Schiffahrtsunternehmen enge finanzielle Beziehungen. Die Hamburg- 
Amerika Linie schließlich hat 1905 auch Anteil an dem bedeutenden eng- 
lisch-amerikanischen Nilschiffahrtsunternehmen gewonnen. 

Aus den vorstehenden Ausführungen dürfen wir wohl mit Recht den 
Schluß ziehen, daß die deutsche Schiffahrt im internationalen Wettbewerb 
in allen Weltteilen in der ersten Kampflinie steht. Unsere großen Schirt- 
rahrtsunternehmungen haben es verstanden, durch Bildung von Verbänden 
und durch Betriebsgemeinschaften einen ausschlaggebenden Einfluß in der 
Weltschiffahrt zu gewinnen. Dieser Einfluß wirkt nicht nur zugunsten des 
deutschen überseeischen Außenhandels, sondern er ist auch eine wichtige 
Bürgschaft für das freundschaftliche politische und wirtschaftliche Interesse, 
das Deutschland schon seines eigenen Wirtschaftlebens wegen an der ge- 
sunden Entwicklung anderer Länder und ihres Verkehrs nehmen muß. 



Koninklijke Hollandsehe Lloyd. 

Die Königlich Niederländische Regierung hat mit der Zuid-Amerika Lijn 
in Amsterdam, die als Aktiengesellschaft unter der Firma »Koninklijke 
Hollandsche Lloyd« mit dem Sitze in Amsterdam errichtet worden ist, einen 
Vertrag abgeschlossen wegen Unterhaltung einer regelmäßigen staatlich 
unterstützten Dampferverbindung zwischen den Niederlanden, Brasilien und 
Argentinien. Abgesehen von der den Postdienst auf der Linie Vlissingen- 
Queenborough besorgenden DampfschifTsgesellschaft »Zeeland« erhielten bis- 
her nur solche niederländische Linien von der Regierung eine Beihilfe, die 
einen regelmäßigen Verkehr nach und von den niederländischen Kolonial- 
besitzungen vermittelten. Dieses sind die Gesellschaften »Koninklijke West- 
Indische Maildienst« für die Fahrt Amsterdam - Paramaribo und Curacao, 
»Nederland« für die Fahrt Amsterdam-Batavia, »Rotterdamsche Lloyd« für 
die Fahrt Rotterdam-Batavia, »Java-China-Japanlijn« für die Linie Batavia- 
Vokohama sowie die »Koninklijke Paketvaart-Maatschappij« für die nieder- 
ländisch-indischen Küstcnlinien. Mit der Unterstützung der Süd - Amerika 
Linie hat nun die Regierung einen Schritt von außergewöhnlicher Wichtig- 
keit getan, indem sie eine notleidende einheimische Linie aus nationalen 
Gründen gegen den ausländischen, namentlich den deutschen Wettbewerb 
finanziell zu stärken sucht, um so zu verhüten, daß die holländische Flagge 
in der Fahrt nach Süd -Amerika verschwinde. Denn größere wirtschaftliche 
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Vorteile stehen den bedeutenden staatlichen Aufwendungen keineswegs gegen- 
über. Die holländische Ausfuhr nach Süd -Amerika beträgt nämlich nur 
'/,„ v. H. der Gesamtausfuhr; zur Füllung der Schiffsräume ist man 
daher auf der Ausreise größtenteils auf die rheinisch - westfälische Aus- 
fuhrindustrie angewiesen, deren Erzeugnisse (hauptsächlich Webwaren) auf 
den Binnengewässern nach den holländischen Rheinmündungshäfen billiger 
verfrachtet werden können als nach Antwerpen, wo die an dem süd-ameri- 
kanischen Verkehr beteiligten deutschen Reedereien ihre Schifte anlegen lassen. 

Nach dem Vertrage hat sich die Dampfschiffsgesellschaft zu jährlich 
24 Fahrten in Zwischenräumen von etwa 15 Tagen zwischen Amsterdam 
oder Rotterdam und Rio de Janeiro, Santos und Buenos Aires verpflichtet. 
Alle für diese Schiffslinie neu zu bauenden Dampfer müssen in den Nieder- 
landen hergestellt werden und sind der staatlichen Aufsicht unterworfen. 
Die Schiffe müssen ferner mit Einrichtungen zur Beförderung von Reisenden 
I. Klasse und Zwischendecksreisenden versehen sein. 

Der Fahrplan für jede Reise ist wenigstens 3 Wochen vor der Abfahrt 
öffentlich in Amsterdam und Rotterdam bekannt zu machen. Bestimmungen 
über die von den Schiffen einzuhaltenden Geschwindigkeiten und die Fristen, 
innerhalb welcher die Reisen zu beenden wären, sind nicht vorgesehen. 

Für diese Verpflichtungen erhält die Gesellschaft vom Staate einen 
jährlichen Vorschuß von 300 000 Gulden während der ersten 5 Jahre. 
200 000 Gulden während der zweiten 5 Jahre und 100 ooo Gulden während 
der dritten 5 Jahre. 

Wenn der zur Verteilung bestimmte Reingewinn in einem Jahre mehr 
als 5 v. H. des eingezahlten Kapitals beträgt, so soll der Mehrgewinn zu- 
nächst zur Verzinsung des bis zum 31. Dezember des vorangegangenen 
Jahres vom Staate geleisteten Vorschusses mit 2 v. H. verwendet werden. 
Der dann etwa noch verbleibende Gewinn fällt zur Hälfte der Gesellschaft 
zu, die andere Hälfte wird zur Ablösung des Staatsvorschusses bestimmt. 
Ist im Falle der Liquidierung des Unternehmens der gesamte an Staats 
Vorschüssen erhaltene Betrag noch nicht zurückgezahlt, so sind nach Be- 
gleichung aller Schulden und Rückzahlung des Aktienkapitals zum Nenn- 
werte die dem Staate nicht zurückerstatteten Betrage aus dem Massen - 
vermögen zu decken. 

Bezüglich des Aktienkapitals ist zu bemerken, daß die »Zuid-Amerika 
Lijn« bei ihrer Gründung im Jahre 1900 ein Aktienkapital von 2 Millionen 
Gulden besaß und 2 Millionen Gulden Schuldverschreibungen ausgab, während 
die neugegründete Aktiengesellschaft »Koninklijke Hollandsche Lloyd« mit 
5 Millionen Gulden Kapital gebildet worden ist, wovon 3 Millionen aus 
dem Besitze der alten Gesellschaft eingebracht sind. 

Betreffs der Postbeförderung ist u. a. folgendes vereinbart. 

Die Gesellschaft ist gehalten, die niederländische Brief- und Paketpost 
ohne Vergütung zu befördern. 

Wenn Postsachen beschädigt werden oder in Verlust geraten , sei es 
durch Mangel an Sorgfalt an Bord oder seitens der Bemannung beim Ein- 
und Ausschiften und bei der Beförderung der Post, so ist die Gesellschaft 
zur Zahlung der Ersatzbeträge verpflichtet . welche die Postverwaltung den 
Absendern oder Empfängern der beschädigten oder in Verlust geratenen 
Sendungen zu zahlen hat. 

Die Brief posten und die unter Wertangabe beförderten Pakete sind auf 
den Schiffen in einem geeigneten, gut verschließbaren Räume aufzubewahren, 
wo sie sowohl gegen Beschädigung durch Wasser, Brand oder ähnliche 
Unfälle als auch gegen Entwendung geschützt sind. 
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Es ist der Gesellschaft ausdrücklich verboten, ohne Genehmigung des 
Ministers für Handel und Gewerbe über Postbcförderung mittels ihrer 
Schiffe Abkommen mit fremden Postverwaltungen zu treffen oder sich, 
auch wenn keine Ubereinkunft besteht, ohne Wissen der niederländischen 
Postverwaltung mit einer Postbeförderung zu befassen, es sei denn, daß zu 
einer derartigen Beförderung nach den gesetzlichen Bestimmungen in an- 
deren Ländern eine Verpflichtung besteht. 

Der Koninklijke Hollandsche Lloyd hat am 8. Februar 1908 zunächst 
mit den sechs Dampfern Rijnland, Eemland, Amstelland, Maasland, Zaanland 
und Delfland. die von der Zuid-Amerika Lijn auf ihn übergegangen sind, 
den regelmäßigen Dampferdienst nach Brasilien und dem La Plata eröffnet. 
Es werden monatlich in jeder Richtung zwei Fahrten ausgeführt, die 
zwischen dem 7. und 9. sowie am 22. oder 23. eines jeden Monats in 
Amsterdam beginnen und nach einer Fahrtdauer von 29 oder 36 Tagen in 
Buenos Aires endigen. Auf der in der ersten Hälfte des Monats ange- 
tretenen Reise laufen die Dampfer Boulogne. La Corurla, V'igo, Lissabon, 
Rio de Janeiro, Santos, Montevideo an. während auf der anderen Linie 
nur Dunkerque und Montevideo berührt werden. Für die Postbeförderung 
sind die Linien vorerst nur von geringer Bedeutung, da selbst auf der 
schnelleren Brasilienfahrt die Reise von Lissabon nach Rio de Janeiro 
18 Tage beansprucht; es ist indes zu erwarten, daß auch die niederländische 
Linie dem VVeltpostverkehr in naher Zukunft in erhöhtem Maße dienstbar 
gemacht werden kann, wenn die im Bau begriffenen neuen Doppelschrauben- 
dampfer, die eine bedeutend größere Fahrgeschwindigkeit entwickeln sollen, 
in Dienst gestellt sein werden. 



KLEINE MITTEILUNGEN. 

Die chinesische Post. Im Reiche der Mitte gab es, wie der »Ost- 
asiatische Lloyd« (Jahrg. iqc>8. N r . 7) mitteilt, Ende 1907 im ganzen 
2541 Postanstalten, und zwar: 

38 Hauptämter. 
60 Unterämter, 
443 Zweig- und Inlandämter und 
2 000 Agenturen 

zus 2 541 Postanstaltcn. 

Verhältnismäßig die meisten Postanstalten haben die an der Küste 
gelegenen Provinzen, mit Ausnahme der Mandschurei, sowie einige Gegenden 
am Vangtzekiang. An der Spitze stehen die Provinzen Fukien, wo eine 
I'ostanstalt auf je 216 englische Quadratmcilen (553 qkm) entfällt, und die 
Provinzen Kiangsu und Kuangtung mit einer Postanstalt auf je 241 englische 
Quadratmeilen (615 qkm). In der Provinz Kansu und in der Mandschurei 
kommt dagegen eine Postanstalt erst auf mehr als 5000 englische Quadrat- 
meilen. Ohne Postämter sind vorläufig noch Sinkiang (Chinesisch Tur- 
kestan) und Tibet. 



Eisenbahn- und Wassergüterverkehr in Berlin. Das Zcntral- 
blatt der Bauverwaltung (Jahrg. I9<>7, S. 527) veröffentlicht eine Zu- 
sammenstellung über den Güterverkehr Berlins und seiner Vororte, aus 
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der sich ergibt, wie dieser Verkehr sich auf die Eisenbahnen und auf die 
Wasserstraßen verteilt. Hiernach betrug der Güterverkehr für Berlin und 
Vororte (Empfang und Versand, jedoch ohne Durchgangsverkehr): 
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Sowohl der durch die Eisenbahnen als auch der durch die Wasser- 
straßen vermittelte Güterverkehr ist also, abgesehen von geringen Schwan- 
kungen, dauernd in recht bedeutendem Steigen begriffen gewesen. Im 
Verhältnis zum Gesamtverkehr hat der Wasserstraßenverkehr im allgemeinen 
eine höhere Steigerung aufzuweisen als der Eisenbahngüterverkehr. Für 
das Wachstum des Wasserstraßenverkehrs spricht u. a. auch die erhebliche 
Zunahme des Schiffsverkehrs in Berlin. Nach dem als Anhang zum »Ge- 
meinde-Blatte der Haupt- und Residenzstadt Berlin« (Jahrg. 1907, Nr. 42) 
veröffentlichten Verwaltungsberichte der städtischen Verkehrsdeputation für 
das Rechnungsjahr 1906 wurden in dem 1895 eröffneten städtischen Urban- 
hafen beladen und entladen: 

im Jahre 1896 1 684 Fahrzeuge, 

- I9 ÜI ^741 

1906 2364 

Die Hafeneinnahtnen , die 1901 erst 2«) 475 Mark 70 Pf. betrugen, er- 
reichten 1906 eine Höhe von 38 708 Mark 15 Pf., während die Betriebs- 
ausgaben in derselben Zeit von 16243 Mark 70 Pf. auf nur 20451 Mark 30 Pf. 
stiegen. 
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Telegraphenlinie durch die Sahara. Wie England im Süden 
und Norden Afrikas, so ist auch Frankreich im Nordwesten des schwarzen 
Erdteils mit allen Kräften bemüht, seine Besitzungen durch neuzeitliche 
Verkehrseinrichtungen zusammenzufassen und enger aneinanderzuschließen. 
über die großartigen Eisenbahnpläne, die Frankreich in diesen Gebieten 
verfolgt, sind bereits früher Einzelheiten mitgeteilt worden (Archiv 1906, 
S. 302/303 und 1907, S. 375/376), jetzt hat auch die Telegraphenverbindung 
Algeriens mit dem Sudan, der man ebenfalls schon seit langem besondere 
Aufmerksamkeit zugewandt hat, greifbare Gestalt angenommen. 

Wie »Lumiere Electrique« berichtet, ist dem Generalgouverneur Algeriens 
von dem Direktor der Posten und Telegraphen im Departement Oran kürz- 
lich ein Plan zu einer Telegraphenlinie quer durch die Sahara unterbreitet 
worden. Darin wird vorgeschlagen, eine der beiden am weitesten nach 
Süden ausgebauten Telegraphenlinien Algeriens, Üran-Beni Abbes oder 
Algier-Timmimun, bis zu dem 1200 km von der Mittelmeerküste entfernten, 
durch Militär besetzten Adrar zu verlängern. Von da aus soll die Linie 
in der Richtung auf den Niger weitergehen und diesen bei Burem erreichen. 
Von der neu zu bauenden Strecke, deren Länge 1400 km beträgt, entfallen 
1000 km auf algerisches Gebiet, 400 km auf den Sudan. 

Bei Burem wird sich die neue Linie teilen; ein Zweig soll nach Timbuktu 
verlaufen, wo er Anschluß an die Telegraphenlinien Sencgambiens findet, 
während der andere Zweig den Niger abwärts bis Say und von da über 
Sinder in die Gegenden am Tsadsee weitergeführt werden wird. 

Nach Fertigstellung der neuen Telegraphenlinie würde Frankreich, 
das bereits in dem Kabel Brest -Dakar eine unmittelbare Verbindung mit 
Senegambien besitzt (Archiv 1900. S. 774), eine zweite, ausschließlich aus 
französischen Linien bestehende Telegraphenverbindung nach dem Sudan, 
Senegambien , der Elfenbeinküste und Dahome erhalten, die bei Unter- 
brechungen des bezeichneten Kabels und bei kriegerischen Verwicklungen 
gute Dienste leisten könnte. 

Die Kosten der Linie sind auf 2500000 Franken berechnet, die Bauzeit 
wird 18 Monate betragen. Als Stützpunkte sind eiserne Stangen in Aus- 
sicht genommen, die in Entfernungen von 100 m voneinander aufgestellt 
werden sollen; die Leitung wird mindestens 4,5 m über dem Erdboden liegen, 
damit sie Kamclreitern kein Hindernis bietet und von ihnen nicht beschädigt 
wird. Zum Schutze und zur Beaufsichtigung der Linie sollen sechs kleine 
Forts und drei Posten in Abständen von 80 bis 200 km eingerichtet werden. 
Da man mit einem Rennkamel täglich 100 km zurückzulegen vermag, 
werden Leitungsstörungen spätestens innerhalb 24 Stunden beseitigt werden 
können. 



LITERATUR. 

Weltpostverein. Unter dem Titel »L' Union postale universelle. 
Sa fondation et son developpcment« hat Hubert Krains, Sekretär 
des Internationalen Bureaus des Weltpostvereins, eine kurz gefaßte Ge- 
schichte des Weltpostvereins herausgegeben. Das Werk, das vom Ver- 
leger (G. Grünau' in Bern, Falkenplatz 11) zum Preise von 2 Fr. 50 Ct. 
bezogen werden kann, bildet im wesentlichen einen Abdruck der im Jahre 
1900 bei Gelegenheit der Jubiläumsfeier des Weltpostvereins unter dem gleichen 
Titel erschienenen, von Krains verfaßten Denkschrift (vgl. Archiv 1900, 
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S. 644). Jedoch ist die Schrift durch eine Abhandlung über die Ergebnisse 
des Postkongresses in Rom ergänzt worden, auch ist der Neuauflage eine 
Abbildung des Denkmals zur Erinnerung an die Gründung des Weltpost- 
vereins, das demnächst fertiggestellt sein wird, beigegeben. Um den Preis 
des Werkes möglichst niedrig zu stellen, sind die der Denkschrift beigefügt 
gewesenen Anlagen (Verzeichnisse der Teilnehmer aller Postkongresse und 
Postkonferenzen, graphische Darstellungen der Entwicklung des inter- 
nationalen Postverkehrs usw.) weggelassen worden. Das Krainssche W'erk 
stellt auch in seiner neuen Gestalt ein vortreffliches Quellenwerk dar. 
an dem diejenigen, die sich für die Geschichte des Weltpostvereins inter- 
essieren, nicht vorübergehen dürfen. Das Buch ist für die Bücherei des 
Reichs-Postamts angeschafft worden. 



I. Handbuch der Postgeographie. Ein Hilfsbuch zur Vorbereitung 
auf die Prüfungen der Postbeamten und Postunterbeamten sowie 
auf den Postabfertigungs- und Bahnpostdienst. Vierte Auflage. 
Preis 2 Mark 40 Pf., gebunden 2 Mark 80 Pf. 

II. Atlas der Postgeographie über alle Teile der Erde. 36 Haupt- 
und 21 Nebenkarten. Dritte Auflage. Preis 4 Mark 50 Pf., ge- 
bunden 5 Mark. 

III. Atlas der deutschen Postkurskarten. 1 1 Haupt- und 3 Neben- 
karten. Dritte Auflage. Preis 1 Mark 50 Pf. 

Die drei vom Postsekretär Ruhnstruck herausgegebenen, im Verlage 
von Georg Dufayel in Cassel erscheinenden Werke sind zuletzt im 
Archiv 1903, S. 516, und 1904, S. 654, besprochen worden. 

Das Handbuch hat, wie aus dem Titel hervorgeht, u. a. eine Er- 
weiterung insofern erfahren, als es auch die Prüfung für die Stellung 
eines gehobenen Unterbeamten berücksichtigt. Da jedoch die Vorschriften 
für diese Prüfung beim Erscheinen des Handbuchs noch nicht veröffentlicht 
waren, weist der Verfasser, in der Annahme, daß nur die Kenntnis des 
Wichtigsten aus der politischen und der Verkehrsgeographie verlangt werden 
würde, die Unterbeamten auf bestimmte, für sie allein in Betracht kommende 
Abschnitte des Handbuchs hin, überläßt es ihnen aber, nach eigenem Er- 
messen manche Angaben dieser Abschnitte als minder wichtig zu über- 
schlagen. Nach den inzwischen veröffentlichten Bestimmungen erstreckt 
sich die Prüfung der Unterbeamten in der Geographie auf die Beantwortung 
von Fragen über die Lage der wichtigeren Verkehrsorte mit besonderer 
Berücksichtigung des eigenen Ober-Postdirektionsbezirkes und der Nachbar- 
bezirke. Da das Handbuch aber, namentlich in bezug auf die Abteilung 
»politische Geographie« erheblich über den Rahmen der erwähnten An- 
forderungen hinausgeht, würde es den Unterbeamten schwer werden, das 
Wesentliche vom Unwesentlichen zu scheiden. Für sie wird es der Be- 
schaffung dieses verhältnismäßig kostspieligen Hilfsmittels kaum bedürfen. 
Für die Vorbereitung zu den Prüfungen der Beamten des mittleren Dienstes 
ist das Handbuch mehr geeignet. 

Der Atlas der Postgeographie ist durch Einfügung von drei neuen 
Karten erweitert worden: einer Karte von Mitteleuropa, welche die politischen 
Verhältnisse und die Hauptverkehrswege darstellt, einer Sonderkarte vorr 
Böhmen, Mähren, Ober- und Nieder-Osterreich nach Art der deutschen 
Kurskarten, endlich einer Karte von Vorderasien, die auch die Eisenbahn- 
und Dampferlinien enthält. 
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Der Atlas der deutschen Postkurskarten enthält die 11 deutschen 
Kurskarten aus dem größeren »Atlas der Postgeographie«. Während in 
diesem die gesamte Geographie, physikalische, politische und Verkehrs- 
geographie, dargestellt ist, soll der Atlas der deutschen Postkurskarten vor- 
nehmlich als Hilfsmittel für die Leitung der Postsendungen dienen. Die 
Tatsache, daß die drei Werke in dritter, zum Teil schon in vierter Auf- 
lage erscheinen, dürfte ihre Brauchbarkeit hinlänglich kennzeichnen. 



Zur Entwicklung des Deutschen Sparkassen wesens unter 
besonderer Berücksichtigung der Postsparkasse n frage. 
Von Dr. Paul Heidemann, Postinspektor. Halle (Saale) 1907. 
Druck und Verlag von C. A. Kaemmerer & Co. Preis geh. 2 Mark. 

Der Verfasser hat sich zur Aufgabe gemacht, in eine Untersuchung der 
Frage einzutreten, ob die deutschen Sparkassen dem Sparsinne der Bevölke- 
rung genügen. Nachdem er eine Darstellung der Entwicklung und des 
gegenwärtigen Standes des Sparkassenvvescns in Deutschland, insbesondere 
in Preußen. Bayern, Sachsen, Württemberg und Baden, gegeben hat, zeigt 
er an einer Nachweisung über die Durchschnittshöhe der preußischen Spar- 
guthaben während der Jahre 1850 bis 1904, daß sich in Preußen das Ver- 
hältnis der kleinen zu den großen Sparern zu Ungunsten der kleinen 
Sparer verschoben hat, und fügt hinzu, daß in den meisten übrigen 
Gebietsteilen Deutschlands ähnliche Erscheinungen wahrzunehmen seien. 
Eine Ausnahme mache das Königreich Sachsen, wo die vermehrte Spar- 
gelegenheit den Sparsinn der Bevölkerung gefördert und zur Anlegung 
von Sparkassenbüchern oder zur Erhöhung vorhandener Einlageguthabcn 
Veranlassung gegeben habe. Ihrer ursprünglichen Hauptaufgabe. Sparan- 
stalten für den kleinen Sparer zu sein , genügen die deutschen Sparkassen 
nach Ansicht des Verfassers aus mehreren Gründen nicht. In erster 
Linie sind die Geschäftsstunden der deutschen Sparkassen vielfach äußerst 
beschränkt — um die Jahreswende werden sie von einer großen Zahl 
Sparkassen sogar wochenlang ausgesetzt — oder liegen zum Teil so, daß 
die kleinen Leute, insbesondere die Arbeiter, nicht zur Sparkasse gehen 
können, ohne eine Einbuße an Zeit oder Verdienst zu erleiden. Dazu 
kommt, daß die Sparer oft, namentlich zum Monats- oder Vierteljahrs- 
wechsel , ungebührlich lange auf Abfertigung warten müssen. Um die 
Einzahlungsgelegenheiten zu vermehren, sind zwar von einzelnen Spar- 
kassen Sammelstellen eingerichtet worden, doch erfreuen diese sich im 
allgemeinen keiner besonderen Beliebtheit, hauptsächlich deshalb, weil die 
Inhaber der Sammelstellen mit deren Übernahme in der Regel eigene 
Interessen (Erweiterung des Kundenkreises) verfolgen, auch einen Einblick 
in die wirtschaftlichen Verhältnisse der Sparer erhalten. Der Verfasser tritt 
daher für die Aufhebung der Sammelstellen ein und befürwortet als Ersatz 
die Einrichtung von Postsparkassen. Als einen weiteren Mißstand im 
deutschen Sparkassenwesen bezeichnet er, daß dem Publikum zur Ansamm- 
lung kleinerer Sparbeträge fast durchweg keine Gelegenheit gegeben wird. 
Wenngleich durch die Einführung von Sparmarken Abhilfe geschaffen 
werden kann, sprechen hiergegen doch die verhältnismäßig hohen Her- 
stellungskosten für die Sparkarten und Sparmarken. So betragen sie z. B. 
für eine Sparkarte mit 10 Sparmarken im Werte von 1 Mark je nach der 
Höhe der Auflage der Sparkarten und Sparmarken 4,2 bis I,i Pf. (nicht, 
wie angegeben, 4,2 bis 10 Pf.). Schließlich wird bemängelt, daß bei den 
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deutschen Sparkassen der Übertragungsverkehr nicht genügend ausgebildet 
ist. Wenn dieser Verkehr seinen Zweck erfüllen solle, sei es erforderlich, 
daß sich sämtliche Sparkassen am Übertragungsverkehr beteiligen, und daß 
regelmäßige Verrechnungen durch Vermittlung einer Hauptstelle stattfinden. 

Ferner beschäftigt sich der Verfasser mit dem Wesen der Postspar- 
kassen in Europa. Die erste Einrichtung dieser Art wurde 1861 in England 
ins Leben gerufen, dann folgten Belgien. Italien, Rumänien, die Nieder- 
lande, Frankreich, Österreich, Schweden, Ungarn, Rußland und, was nicht 
erwähnt worden ist, Bulgarien (181)6) sowie Kreta (1902). Im Anschluß 
an eine Darstellung der Entwicklung der Postsparkassen in den einzelnen 
europäischen Ländern wird die Frage erörtert, ob die Gründe, die gegen 
den Entwurf eines Postsparkassengesetzes in Deutschland im Jahre 1885 
geltend gemacht worden sind, gutgeheißen werden können. Wie bekannt, 
war der Befürchtung Ausdruck gegeben worden, die Postsparkassen könnten 
die bestehenden Sparkassen schädigen und ihrer segensreichen Tätigkeit 
Abbruch tun. Diese Bedenken sind nach Ansicht des Verfassers unbe- 
gründet. Um zu zeigen , daß Privatsparkassen und Postsparkassen , ohne 
sich gegenseitig zu schädigen, sehr gut nebeneinander bestehen können, 
bezieht er sich auf die günstigen Geschäftsergebnisse der italienischen 
Privatsparkassen, der Sparkassen bei den italienischen Kreditgenossen- 
schaften. Volksbanken und Darlehnskassen sowie der italienischen Postspar- 
kassen in den Jahren 1876 und 1885 und auf die Verhältnisse in Österreich. 
Nach dem Rechenschaftsberichte des k. k. Postsparkassenamts in Wien für 
das Jahr 1885 habe z. B. nicht allein die Zahl der Privatsparkassen, 
sondern auch die der Sparer bei diesen erheblich zugenommen. Im weiteren 
weist Verfasser auf die allgemein gemachten Erfahrungen hin, daß die Nei- 
gung im Volke zum Sparen in gleicher Weise wächst, wie die Zahl der 
Annahmestellen für Sparbeträge zunimmt. 

Als charakteristische Merkmale der Postsparkassen führt er folgende an: 

1. Die Postsparkassen werden vorwiegend von den unteren, minder- 
bemittelten Volksschichten aufgesucht, was schon aus den niedrigen 
Durchschnittsguthaben hervorgeht. 

2. Sie üben auf die bestehenden Sparkassen keinen schädigenden Ein- 
fluß aus, da ihr Wirkungskreis sich auf diejenigen Kreise erstreckt, 
die den übrigen Sparkassen fernbleiben. 

3. Das Postsparkassenwesen erfordert weit geringere Verwaltungskosten 
als das deutsche Sparkassenwesen. 

4. Die Länder mit Postsparkasseneinrichtungen stehen hinsichtlich der 
Spargelegenheit viel günstiger als Deutschland und lassen es zum 
Teil weit hinter sich zurück. 

Wenn man den Ausführungen auch nicht in allen Punkten beitreten 
kann, so ist doch anzuerkennen, daß es dem Verfasser unter Aufwendung 
vielen Fleißes gelungen ist. eine Arbeit zu liefern, die einen guten Uber- 
blick über die Entwicklung des deutschen Sparkassenwesens sowie des Post- 
sparkassen wesens in den europäischen Ländern gibt. Für alle, die sich 
über dieses Sparkassenwesen unterrichten wollen, wird die Arbeit von be- 
sonderem Interesse sein. 
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Reichstagsverhandlungen über den Ergänzungsetat für die 
Einführung des Post- Überweisungs- und Scheckverkehrs 

im Reichs -Postgebiete. 

Der Ergänzungsetat, betreffend die Einführung des Post-Cberweisungs- 
und Scheckverkehrs im Reichs-Postgebiete (vgl. Archiv 1908, S. 169) ist im 
Reichstag erst nach Verabschiedung des Reichshaushalts-Etats für das Rech- 
nungsjahr 1908 beraten worden. Die erste Lesung dieses Ergänzungsetats 
hat am 31. März stattgefunden. Die Beratung wurde vom Staatssekretär 
des Reichs-Postamts mit folgender Rede eingeleitet: 

»Meine Herren! Mit wenigen Worten möchte ich den Postscheckentwurf 
einführen. Bei der Beratung des morgen in Kraft tretenden Scheckgesetzes 
ist eingehend darüber gesprochen worden, wie Handel und Verkehr es not- 
wendig machen, daß wir mehr Abstand nehmen von dem Bargeldaustausch 
und das Scheckwesen fördern. Nun ist ja diesem hohen Hause bereits im 
Jahre 1899 eine Vorlage zur Einführung des Postscheckverkehrs zugegangen, 
und mein Vorgänger hat damals ausgeführt, wie gerade die Post mit ihren 
vielen Postanstalten geeignet sei, in weitere Schichten des Volkes das Scheck- 
wesen einzuführen, und in welchem Maße die Postverwaltung an der Ver- 
besserung des Zahlungsverkehrs interessiert ist. Ich darf daran erinnern, 
daß 1896 der Umsatz an Postanweisungsgeldcrn 5 Milliarden betragen, und 
daß bis 1906 diese Summe sich auf 11 Milliarden gesteigert hat. Nun 
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wurde Ihnen damals vorgeschlagen, den Postscheck in der Weise einzu- 
führen, daß jeder, der ein Konto eingerichtet hahen wollte, eine Stammein- 
lage von 100 Mark einzahlen sollte, daß das Guthaben verzinst werden 
sollte, und mäßige Gebühren gefordert würden. Bei der eingehenden Be- 
ratung dieses Gesetzentwurfs im Reichstage nahm man Anstand an der 
Verzinsung des Guthabens, weil man fürchtete, daß damit den Sparkassen 
und genossenschaftlichen Kreditanstalten Konkurrenz gemacht würde. Es 
wurde die Postscheckvorlage in einer Form angenommen, die es den ver- 
bündeten Regierungen unmöglich machte, das Postscheckwesen einzuführen. 
Nun hat man diesmal den Vorschlag gemacht, daß man von jedem, der ein 
Konto haben will, eine Einlage von 100 Mark verlangt, und daß die Gut- 
haben der Kontoinhaber nicht verzinst, und die Gebühren wesentlich herab- 
gesetzt werden sollen. Der damalige Vorschlag des Reichstags ging darauf 
hinaus: keine Zinsen und keine Gebühren! Das war aber unannehmbar. 
Um nun zu vermeiden, daß die Befürchtung, durch das Postscheckwesen 
würde den Sparkassen und genossenschaftlichen Kreditinstituten Konkurrenz 
gemacht, wieder Platz greife, hat man die Verzinsung fallen gelassen und 
die Gebühren geringer festgesetzt. Auch ist der jetzige Vorschlag von Sach- 
verständigen geprüft worden. 

Ich hatte mir gestattet, im November die Vertreter der verschiedenen 
beteiligten Verbände einzuladen; bei eingehender Besprechung kam man 
dahin, daß auf dieser Basis es möglich sein würde, das Postscheckwesen 
einzuführen, weil durch das Fortfallen einer Verzinsung den Sparkassen 
keine Konkurrenz mehr gemacht würde. Seitens eines Teiles der Ge- 
nossenschaften bestand noch die Befürchtung, daß doch in gewissem Maße 
ihnen durch die Einführung des Postscheckwesens eine Konkurrenz entstehen 
könne. Bei einem großen Teile der Genossenschaften war jedoch die Mei- 
nung die, daß bei Fortfall der Verzinsung diese Befürchtung nicht gerecht- 
fertigt sei. Welche Ausdehnung das Postscheckwesen nehmen wird, darüber, 
meine Herren, werden wir alle erst die Erfahrungen nach Einführung des 
Verkehrs abwarten müssen. In Österreich hat das Postscheck wesen einen 
großen Umfang angenommen. Wir können aber wohl nicht damit rechnen, 
daß es sich bei uns gleich von Anfang an in derselben Weise ausdehnen 
wird, weil zwei große Verschiedenheiten vorhanden sind. Erstens zahlt 
Österreich Zinsen; wenn die Zinsen auch gering sind, so ist es doch immer 
ein Anreiz, Geld länger stehen zu lassen; zweitens hat Österreich das Post- 
scheckwesen zentralisiert, während unsere Absicht ist, neun Scheckämter, 
wie bereits in der früheren Vorlage Ihnen vorgeschlagen wurde, und was 
keine Anfechtung gefunden hat, einzurichten. Mit Rücksicht auf diese Ver- 
schiedenheit der Einrichtungen ist bei uns nicht damit zu rechnen, daß das 
Geld so lange stehen bleiben wird wie in Österreich. Man wird sich über 
diesen oder jenen Punkt der Vorlage wahrscheinlich noch in der Kommission 
viel unterhalten können. Es werden auch noch Vorschläge kommen. Wir 
glauben aber, Ihnen die Vorschläge, wie sie in der Vorlage enthalten sind, 
unterbreiten zu sollen, und hoffen, daß sie Annahme finden werden.« 

Der Abgeordnete Dr. Roesicke (K.) gab seiner Befürchtung Ausdruck, 
daß bei Einführung des Post-Übcrweisungs- und Scheckverkehrs sowohl die 
ländlichen, die gewerblichen und Handwerkergenossenschaften, als auch die 
ländlichen Sparkassen sowie die Sparkassen der Gemeinden, der Kreise und 
der Städte geschädigt werden würden. Bei allen Maßnahmen, die getroffen 
worden seien, um die genossenschaftliche Bewegung in der Landwirtschaft, 
im Gewerbe und im Handwerke zu fördern, sei das Hauptaugenmerk darauf 
gerichtet gewesen, die Gelder, die aus diesen Berufszweigen kommen, ihnen 
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auch wieder zuzuführen. Der Post-übcrweisungs- und Scheckverkehr aber 
entziehe, selbst wenn eine Verzinsung der Einlagen nicht eintrete, die Gelder 
diesen Kreisen und führe sie durch Vermittlung der Reichsbank dem Groß- 
handel zu. Der Versuch, die Gelder dahin zurückzuleiten, woher sie 
stammten, müsse an der Unmöglichkeit scheitern, dies richtig zu regeln. 
Die Einführung des Postscheckverkehrs empfehle sich ferner deshalb nicht, 
weil, worauf bereits im Jahre 1900 bei Beratung der früheren Vorlage 
hingewiesen worden sei, im Hintergrund unter allen Umständen die Post- 
sparkassen stehen müßten. Die Bezugnahme auf Österreich, wo der Post- 
scheckverkehr einen bedeutenden Umfang erreicht habe, erübrige sich, da 
dort die genossenschaftliche Bewegung viel geringer entwickelt sei als in 
Deutschland. In Österreich hätten sämtliche genossenschaftlichen Kassen, 
soweit er habe ermitteln können, im Jahre 1894 eine Depositeneinlage von 
etwa 20 Millionen Kronen, im Jahre 1902 eine solche von 187 Millionen 
Kronen gehabt. Demgegenüber habe sich in Deutschland der Depositen- 
bestand bei allen Genossenschaften im Jahre 1894 auf 608 Millionen Mark 
belaufen, im Jahre 1904 sei diese Summe auf 1778 Millionen Mark ange- 
wachsen gewesen. Bevor das Postscheckverfahren zur Einführung gelange, 
würden überdies erst die Wirkungen des neuen Scheckgesetzes abzuwarten 
sein. Bei der Wichtigkeit der Angelegenheit empfehle sich die Uberweisung 
der Vorlage an ein« besondere Kommission von 21 Mitgliedern. 

Der Abgeordnete Singer (Sd.) teilte die Bedenken des Vorredners nicht 
und betonte, daß dem Entwurf ein volkswirtschaftlich gesunder Gedanke 
zu Grunde liege, der durch die Ausführungen des Abgeordneten Dr. Roesickc 
nicht beeinträchtigt werden könne. Redner wandte sich gegen die Absicht 
der verbündeten Regierungen, daß die für die Benutzung des neuen Dienst- 
zweigs maßgebenden Bestimmungen, insbesondere die Gebührenfestsetzung, 
durch eine vom Bundesrate zu erlassende V erordnung geregelt werden sollten, 
und trat dafür ein, daß die Verordnung dem Reichstage zur Genehmigung 
vorgelegt werde. Im Gegensatze zu dem Vorredner stellte er den Antrag, 
die Vorlage der Budgetkommission zu überweisen, und begründete ihn damit, 
daß es sich um Etatsforderungen handele. Zu dem Entwurf übergehend, 
vertrat er die Ansicht, daß es augenscheinlich das Bestreben der verbündeten 
Regierungen sei, die Betriebsmittel der Reichs - Postverwaltung , die aus 
Anlaß der für die Unfallberufsgenossenschaften zu leistenden Vorschuß- 
zahlungen unzulänglich seien, zu vermehren. Wenngleich dieser mit der Ein- 
bringung der Vorlage beabsichtigte Zweck zu billigen sei, dürfe die Ver- 
stärkung der Betriebsmittel aber nicht auf Kosten des Publikums erfolgen, 
vielmehr müsse die Reichs-Postverwaltung den Standpunkt einnehmen, daß 
sie dem Publikum dafür, daß es ihr sein Geld anvertraue, in Gestalt von 
Zinsen Vorteile biete. Wenn der Post- Uber weisungs- und Scheckverkehr 
sich gedeihlich entwickeln solle, müsse ebenso, wie es jetzt bei den Privat- 
anstalten, Sparkassen usw. üblich sei, Verzinsung und Gebührenfreiheit ein- 
treten. Mit dem Entwurf in seiner jetzigen Gestalt werde die Reichs- 
Postverwaltung keinen Scheckverkehr, sondern höchstens einen Uber- 
weisungsverkehr ins Leben rufen, und es sei unwahrscheinlich, daß sie von 
dem Betriebe dieses einen Zweiges einen einigermaßen erheblichen Nutzen 
haben werde. Gegen die Uberweisung der aus dem Scheckverkehr sich 
ergebenden verfügbaren Gelder an die Reichsbank seien keine Bedenken zu 
erheben. 

Der Abgeordnete Dr. Weber (Nl.) erklärte, daß er und seine politischen 
Freunde einem Postscheckgesetzentwurfe freundlich gegenüberständen, und 
daß der Bundesratsentwurf eine geeignete Grundlage zur Einführung des 
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Postscheckverkehrs biete. Den Bedenken des Abgeordneten Dr. Roesicke 
vermöge er nicht zuzustimmen, denn da eine Verzinsung der Guthaben nicht 
stattfinden solle, könne der gedeihlichen Entwicklung der landwirtschaft- 
lichen Genossenschaften und der Sparkassen kein Abbruch getan werden. 
Ebensowenig sei er der Ansicht, daß erst die Wirkungen des Scheckgesetzes 
abgewartet werden müßten. Die beiden Entwürfe hätten insofern nichts 
miteinander zu tun, als der Zweck des Scheckgesetzes sei. die materiell 
rechtliche Seite des Scheckverkehrs zu regeln, während das Postscheckver- 
fahren die Möglichkeit bieten solle, weitesten Kreisen den Anschluß an den 
Geldverkehr zu erleichtern. Den Ausführungen des Abgeordneten Singer, 
die Gebühren gesetzlich zu regeln, könne nicht beigepflichtet werden, denn 
bei veränderten Verhältnissen würde sich sofort die Notwendigkeit ergeben, 
ein neues Gesetz zu erlassen. Auch sei er nicht der Ansicht, cfaß die ein- 
gehenden Gelder zur Verstärkung der Betriebsmittel der Reichs- Postver- 
waltung dienen würden, da diese Gelder nicht in erster Linie hierzu zu ver- 
wenden seien. In der Vorlage sei vielmehr zum Ausdruck gebracht worden, 
daß die eingehenden Barbeträge vermittels der Reichsbank, als dem einzig 
zuständigen Reichsinstitut, dem allgemeinen Verkehr und insbesondere den 
Interessentenkreisen, aus denen sie zusammenfließen, dienstbar gemacht 
werden sollten. Was die in Aussicht genommenen Gebühren anlange, so 
seien die Zuschlaggebühren zu hoch bemessen. Diese würden auf den Ver- 
kehr hemmend einwirken. Zum Schluß sprach sich Redner für die Über- 
weisung der Vorlage an die Budgetkommission aus. 

Der Abgeordnete Kaempf (Fr. Vp.) wies die von dem Abgeordneten 
Dr. Roesicke erhobenen Bedenken ebenfalls als unbegründet zurück . auch 
bezeichnete er es nicht für angängig, die Erfahrungen des Scheckgesetzes 
erst abzuwarten, da dieses überhaupt keinen Scheckverkehr hervorrufen 
könne. Dem Vorschlage der verbündeten Regierungen, eine Verzinsung der 
auf den Konten gebuchten Einlagen nicht eintreten zu lassen, stimmte der 
Redner zwar zu, hielt aber die Gebühren für zu hoch, insbesondere wandte 
er sich gegen die Erhebung von Gebühren für Bareinzahlungen und von 
Zuschlaggebühren. Hinsichtlich der Ausgestaltung des Verfahrens empfahl 
er die Einrichtung des Post-Überweisungs- und Scheckverkehrs auf kauf- 
männischer, geschäftsmäßiger Grundlage, auch befürwortete er die Einfügung 
der Postanstalten in den Abrechnungsverkehr der Reichsbank. 

Der Abgeordnete Nacken (Z.) begrüßte die Vorlage und stimmte dem 
Entwurf im großen und ganzen zu. Das Post-Überweisungs- und Scheck- 
verfahren liege im Interesse von Handel und Gewerbe, insbesondere aber 
im Interesse der kleinen Kaufleute, der kleinen Gewerbetreibenden und der 
kleinen Landwirte. Der gegenwärtige Entwurf biete wesentliche Vorzüge 
gegenüber dem Vorschlage, der im Jahre 1899 seitens der verbündeten 
Regierungen gemacht worden sei. Zwar seien die Gefahren, die für 
die Genossenschaften und kleinen Sparkassen beständen, nicht wegzuleugnen, 
indes sei durch die Bestimmung, daß eine Verzinsung ausgeschlossen sein soll, 
in der Hauptsache die Gefahr einer Schädigung dieser Gesellschaften beseitigt. 
Auch sei anzuerkennen, daß die Vorlage der verbündeten Regierungen bestrebt 
sei, der Gefahr einer Geldkonzentration entgegenzuwirken. Dem Vorschlage 
des Abgeordneten Dr. Roesicke. erst die Wirkungen des Scheckgesetzes abzu- 
warten, sei aus den bereits geltend gernachten Gründen nicht zuzustimmen. Die 
Absicht der verbündeten Regierungen, die Gebühren im Verordnungswege 
festzusetzen, werde von seinen politischen Freunden nicht gebilligt. Wenn 
eine gesetzliche Regelung nicht angängig sei. werde sich ein Ausweg in 
der Weise ermöglichen lassen, daß die Gebührensätze in jedem Jahre in das 
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Etatsgesetz aufgenommen würden. Den Ausführungen des Abgeordneten 
Kaempf sei in allen Punkten beizupflichten. Die gesetzliche Regelung der 
für den neuen Verkehrszweig zu beachtenden Grundsätze dürfe nicht bis 
zum 1. April 1914 hinausgeschoben werden. Welcher Zeitpunkt hierfür 
festzusetzen sei, werde in der Budgetkommission, der auch nach seiner Ansicht 
die Vorlage zu überweisen sein werde, zu erörtern sein. 

Der Abgeordnete Raab (W. V.) war der Ansicht, daß die Einnahmen 
der Reichs-Postverwaltung aus den in Aussicht genommenen Gebühren und 
den Zinsen ausreichen würden, um die Kosten des Verfahrens zu decken. 
Die Gebühren müßten gesetzlich festgelegt werden. Die Befürchtungen des 
Abgeordneten Dr. Roesicke seien zu weitgehend. Er selbst sei in einer 
Kreditgenossenschaft tätig, und dort sei der Einfluß des Postscheck Verkehrs 
auf die Genossenschaften usw. erwogen worden. Die Mitglieder der Ge- 
nossenschaft neigten zu der Auffassung, daß sie, obwohl bei ihnen der 
Giro- und Scheckverkehr eingeführt sei, von der Reichs-Postverwaltung 
keine nennenswerte Schädigung zu erwarten hätten. Die Spareinleger 
setzten sich aus Frauen. Kindern und Personen, die keinen Gewerbebetrieb 
ausübten, zusammen. Diese Leute würden naturgemäß, weil die Post ihnen 
keine Verzinsung gewähren wolle, nach wie vor der Sparkasse, der Ge- 
nossenschaftskasse usw. treu bleiben. Gewerbetreibende kämen verhältnis- 
mäßig wenig unter den Sparern vor. Diese Erscheinung sei darauf zurück- 
zuführen, daß die Gewerbetreibenden das erübrigte Geld in der Regel in 
den eigenen Betrieb hineinsteckten und dies als die beste Spareinlage be- 
trachteten. Was die Behandlung der Vorlage anlange, so würden die 
Einzelheiten in der Budgetkommission zu beraten sein. 

Der Abgeordnete Dr. Arendt [Mansfeld] (Rp.) erklärte, daß er der 
Vorlage freundlich gegenüberstehe und in ihr einen erheblichen Fortschritt 
auf dem Gebiete des Verkehrswesens erblicke. Im Gegensatze zu dem Ab- 
geordneten Dr. Roesicke sei er der Ansicht, daß der Post-Überweisungs- 
und Scheckverkehr gerade den Kreisen, für die eine Schädigung erwartet 
werde, nämlich den kleinen Gewerbetreibenden, Handwerkern usw. zugute 
kommen werde. Hinsichtlich der Gebühren erscheine es ihm zweifelhaft, 
ob es wünschenswert sei, diese durch das Gesetz festzulegen. Die Auf- 
fassung, daß die Einrichtung für das bewegliche Kapital von Vorteil sein werde, 
teile er nicht. Selbst wenn große Gcldbestände eingingen, würden diese 
der Reichsbank zufließen und zu einer Vermehrung ihrer Mittel beitragen. 
Die Folge wäre, daß die Reichsbank in ihrer Diskontbewegung gestärkt und 
zur Festsetzung billigerer Diskontsätze veranlaßt werde, so daß hieraus 
die Allgemeinheit Nutzen ziehen würde. Die Vorlage lasse das Bestreben 
der Reichs-Postverwaltung erkennen, eine einfache und praktische Einrich- 
tung zu schaffen, gleichwohl sei eine Durcharbeitung in der Budgetkommission 
erforderlich. 

Auf Beschluß des Reichstags wurde darauf die Vorlage der Budget- 
kommission überwiesen. Hier machte sich in der Hauptsache das Be- 
streben geltend, die in Aussicht genommenen Gebühren zu ermäßigen, 
insbesondere zielten die Anträge der Abgeordneten der nationalliberalen, der 
freisinnigen und der Zentrumspartei darauf ab, die Erhebung von Zuschlag- 
gebühren zu beseitigen. Nachdem der Staatssekretär darauf hingewiesen, 
daß die Gebühren nur so hoch bemessen seien, als zur Deckung der durch 
das Verfahren voraussichtlich entstehenden Kosten erforderlich sei, und 
an die Abgeordneten das Ersuchen gerichtet hatte, durch Herabsetzung 
der Gebühren nicht das Zustandekommen der Vorlage zu gefährden, faßte 
die Budgetkommission folgende Beschlüsse: 
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Der Reichstag wolle beschließen: 

I. a) An Stelle des Entwurfs zu § 8 des Gesetzes, betreffend die Fest- 
stellung des Reichshaushalts - Etats für das Rechnungsjahr 1908, dem fol- 
genden Gesetzentwurfe die verfassungsmäßige Zustimmung zu erteilen: 

Entwurf eines Gesetzes, 

betreffend die Feststellung eines zweiten Nachtrags zum Reichshaushalts-Etat 

für das Rechnungsjahr 1908. 



Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser. König von Preußen 
usw. verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zustimmung des 
Bundesrats und des Reichstags, was folgt: 

Ii. 

Der diesem Gesetz als Anlage beigefügte Nachtrag zum Reichshaushalts- 
Etat für das Rechnungsjahr 1908 tritt dem Reichshaushalts-Etat für das 
Rechnungsjahr 1908 hinzu. 

§ 2. 

Der Reichskanzler wird ermächtigt, den Post-Uberweisungs- und Scheck- 
verkehr einzuführen. Die Bestimmungen über die Benutzung des Verkehrs 
werden durch eine vom Reichskanzler zu erlassende Verordnung getroffen. 
Die Verordnung ist dem Reichstage zur Kenntnisnahme vorzulegen. 

Die grundsätzlichen Vorschriften über den Post-Überweisungs- und 
Scheckverkehr sind bis zum 1. April 1912 auf dem Wege der Gesetzgebung 
zu regeln. 

Urkundlich usw. 
Gegeben usw. 

b) die Ergänzung zum Entwürfe des Reichshaushalts - Etats für das 
Rechnungsjahr 1908 unter der Überschrift: 

Zweiter Nachtrag zum Reichshaushalts-Etat für das Rechnungsjahr 1908, 

c) die Ergänzung zum Etat der Rcichs-Post- und Telegraphenverwal- 
tung auf das Rechnungsjahr iqo8 unter der Überschrift: 

Nachtrag zum Etat der Reichs-Post- und Telegraphenverwaltung 
auf das Rechnungsjahr 1908 

■ 

zu b) und c) unverändert nach der Vorlage anzunehmen: 

II. folgende Resolution anzunehmen: 

Den Herrn Reichskanzler zu ersuchen, in der auf Grund des 
§ 8 des Gesetzes, betreffend die Feststellung des Reichshaushalts- 
Etats für das Rechnungsjahr 1908, zu erlassenden Verordnung 
über den Post-Uberweisungs- und Scheckverkehr zu bestimmen, 
A. daß 

I. bei Bareinzahlungen für je 500 «# oder einen Teil dieser 

Summe 5 Pf., 

II. für jede Barrückzahlung 

a) '/lo vom Tausend der auszuzahlenden Beträge, 

b) außerdem eine feste Gebühr von 5 Pf., 
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III. für jede Übertragung von einem Konto auf ein anderes 

Postscheckkonto 3 Pf. 

erhoben werden; 

IV. wenn der Kontoverkehr eines Kontoinhabers jährlich mehr 
als 600 Buchungen erheischt, außer den unter I. bis III. 
aufgeführten Gebühren für jede weitere Buchung eine Zu- 
schlaggebühr von 7 Pf. 

erhoben wird; 

B. daß die Einziehung der Gebühren sowie der für Formulare zu 
zahlenden Preise durch Abschreibung von dem zur Zahlung verpflichteten 
Konto geschieht. 

Von den Abgeordneten Beck - Heidelberg und Dr. Weber (Nl.) wurde 
eine Resolution folgenden Wortlauts eingebracht: 
»Der Reichstag wolle beschließen: 

den Herrn Reichskanzler zu ersuchen, Anordnung dahin treffen 
zu wollen, daß, sofern und sobald die Einnahmen aus dem Post- 
scheckverkehr die Betriebskosten voraussichtlich dauernd über- 
steigen, 

a) die aus dem Postanweisungsverkehr den Scheckkonten zu- 
geführten Beträge spesenfrei behandelt werden, 

b) eine Verbilligung der Gebührensätze eingeführt wird.« 

Die Abgeordneten Dr. Ablaß und Genossen (Freisinnige Fraktions- 
gemeinschaft) stellten folgenden Abänderungsantrag: 
»Der Reichstag wolle beschließen: 

in dem Antrage der Kommission für den Reichshaushalts-Etat 
in der Resolution unter A. die Ziffer 
IV. »Wenn der Kontoverkehr eines Kontoinhabers jährlich mehr 
als 600 Buchungen erheischt, außer den unter I. bis III. auf- 
geführten Gebühren für jede weitere Buchung eine Zuschlag- 
gebühr von 7 Pf. 

erhoben wird:« 
zu streichen.« 

Die zweite Beratung der Vorlage fand im Reichstag am 1. Mai statt. 

Der Abgeordnete Beck- Heidelberg (Nl.) erstattete namens der Budget- 
kommission Bericht und führte aus, die Kommission habe sich zunächst 
mit den grundsätzlichen Bestimmungen für den Post - Uberweisungs- und 
Scheckverkehr beschäftigt und sich im wesentlichen mit ihnen einverstanden 
erklärt. Sie sei sich zwar einig gewesen über den Wert und die Bedeutung 
des Postscheckverkehrs und auch darüber, daß dessen Einführung eine Not- 
wendigkeit sei, anderseits habe sie nicht verkannt, daß die Grundsätze einige 
Bestimmungen enthielten, die einer gedeihlichen Entwicklung des Verfahrens 
hinderlich sein würden. In erster Linie hätten sich Bedenken dagegen 
geltend gemacht, daß die auf den Konten gebuchten Einlagen nicht verzinst 
werden sollten. Lediglich mit Rücksicht auf die zu erwartenden Schädi- 
gungen der Genossenschaften und Sparkassen sei von der Forderung einer 
Verzinsung der Guthaben abgesehen worden. Sodann seien Bedenken wegen 
der Höhe der Gebühren erhoben, und Anträge auf Ermäßigung gestellt 
worden. Die Regierung habe sich diesen Anträgen gegenüber ablehnend 
verhalten, insbesondere habe sie erklärt, daß sie auf die in Aussicht ge- 
nommenen Gebühren nicht verzichten könne, daß die Gebühren nicht zu 
hoch bemessen seien, daß sie sich die Erfahrungen, die in anderen Staaten 
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gemacht worden sind, zunutze gemacht habe, und daß durch die Gebühren 
die Kosten des Verfahrens gedeckt werden müßten. Man müsse bei der 
Festsetzung der Gebühren vorsichtig sein, denn eine spätere Erhöhung sei 
viel schwieriger zu erreichen als eine etwaige spätere Ermäßigung. Von 
den Vertretern der Regierung sei insbesondere noch auf die Bedenken ge- 
antwortet worden , die sich wegen der Einwirkung des Postscheckverkehrs 
auf die Sparkassen und Genossenschaften geltend gemacht hätten. Es sei 
ausgeführt worden, daß der Postscheckverkehr mit einer Postsparkasse an 
und für sich nichts zu tun habe; dafür hätten gerade die Erfahrungen in 
Osterreich den Beweis geliefert: die Entwicklung dort habe gezeigt, daß 
für den Postscheckverkehr ein ganz anderes Publikum in Betracht komme als 
für die Postsparkasse. Eine ungünstige Einwirkung auf die Genossen- 
schaften und Sparkassen sei umsoweniger anzunehmen, als der Post-Über- 
weisungs- und Scheckverkehr ja zinslos eingeführt werde, die Einführung 
einer Verzinsung aber jederzeit von der Genehmigung des Bundesrats und 
des Reichstags abhängig sei. Von allen Anträgen habe die Kommission 
nur einen angenommen, dahingehend, daß die Gebühr für Barrückzahlungen 
statt 1 8 vom Tausend der auszuzahlenden Beträge nur V]o betragen soll. 
Nach der Erörterung der grundsätzlichen Bestimmungen sei die Kommission 
in eine Beratung über § 8 des Gesetzes, betreffend die Feststellung des 
Reichshaushalts- Etats fiir das Rechnungsjahr 1908, eingetreten. Sie habe 
dem Vorschlage der verbündeten Regierungen zugestimmt, daß die Bestim- 
mungen über die Benutzung des Post-Uberweisungs- und Scheckverkehrs 
durch eine vom Reichskanzler zu erlassende Verordnung getroffen würden, 
aber sich zur Annahme eines Antrags entschlossen, der vorsieht, daß diese 
Verordnung dem Reichstage zur Kenntnisnahme vorgelegt werden soll. 
Unter Zustimmung des Reichstags berichtete Redner sodann über die ein- 
gegangenen Petitionen. Die Handelskammer für den Kreis Mannheim 
wünsche ein einheitliches Postscheckamt, Beseitigung der Zuschlaggebühren, 
kostenlose Abgabe von Formularen , Portofreiheit für die Sendungen der 
Kontoinhaber an die Postscheckämter, genauere Fassung der Bestimmungen 
über die Bestellgebühren, sie bitte, daß die Zahlkarten mit der Kontonummer 
bedruckt werden, und bemängele die Form der Einlieferungsbescheinigungen. 
Die übrigen Petitionen der Handels- und Gewerbekammer für Schwaben und 
Neuburg in Augsburg, der Handelskammer für die östliche Niederlausitz 
in Sorau. der Handels- und Gewerbekammer der Oberpfalz in Regensburg, 
der Handels- und Gewerbekammer für den Kreis Saalfeld beträfen die 
gleichen Punkte unter Beschränkung auf Einzelheiten, wie Verzinsung der 
Einlagen, Festsetzung der Gebühren, namentlich Streichung der Zuschlag- 
und Steigerungsgebühren. Redner beantragte, mit der Beschlußfassung des 
Reichstags über die Vorlage auch die Petitionen als erledigt zu erklären. 
Der Abgeordnete Nacken (Z.) erklärte, daß seine politischen Freunde den 
Beschlüssen der Budgetkommission und der in dieser gefaßten Resolution 
zustimmten. Ihre bei der ersten Beratung und in der Budgetkommission 
geäußerten Bedenken seien zwar nur teilweise beseitigt, auch die Wünsche, 
die sie in der Budgetkommission in Form von Anträgen zum Ausdruck 
gebracht hätten, nur teilweise erfüllt worden. Nachdem aber die verbündeten 
Regierungen in der Kommission erklärt hätten, daß bei einem Festhalten 
an den Forderungen der gesetzlichen Festlegung der Gebührensätze auch 
für die Versuchszeit und der Verbilligung der Gebühren die Vorlage 
scheitern würde, hätten sie geglaubt, ihre Bedenken für die Zeit des Ver- 
suchs zurückstellen zu sollen. Bestimmend für ihre jetzige Stellungnahme 
sei ferner der rein praktische Gesichtspunkt gewesen, daß das Fostscheck- 
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verfahren endlich einmal eingeführt werden müsse; auch habe die Erwägung 
mit den Ausschlag gegeben, daß es sich nur um einen Versuch handele, bei 
dem erst Erfahrungen gesammelt werden sollten, und daß die Probezeit um 
zwei Jahre abgekürzt werde. Bei der gesetzlichen Regelung der grundsätz- 
lichen Vorschriften über den Post-Uberweisungs- und Scheckverkehr, also 
im Jahre 1912, würden sie aber unbedingt daran festhalten, daß die Ge- 
bühren gesetzlich festgelegt werden. Die Vorlage sei im weiteren um- 
somehr annehmbar, als die verbündeten Regierungen sich bereit erklärt 
hätten, in jedem Jahre während der Versuchszeit die mit den Gebühren 
und den übrigen Bestimmungen der Verordnung gemachten Erfahrungen 
dem Reichstage mitzuteilen. Gegen den Antrag Dr. Ablaß und Genossen 
würden sie stimmen, weil zu befürchten sei, daß bei dessen Annahme 
die Vorlage nicht zustande kommen werde. Auch könnten sie hierbei 
das Bedenken nicht zurückstellen, daß es ein gefährliches Vorgehen sei, 
sich der Möglichkeit auszusetzen, später die Gebühren erhöhen zu müssen, 
anstatt den umgekehrten Weg einzuschlagen. Schließlich müßten sie sich 
dem Antrage Dr. Ablaß und Genossen gegenüber ablehnend verhalten, 
weil sonst durchweg nur den wirtschaftlich Stärkeren ein Vorteil oder 
eine Erleichterung zugewandt würde; denn darüber bestehe kein Zweifel, 
daß die großen Warenhäuser, Versandgeschäfte usw., welche die meisten, 
und zwar durchweg die kleinen Buchungen veranlassen und den Postscheck- 
ämtern die größte Arbeitslast verursachen würden, aus dem Verfahren auf 
Kosten der Reichskasse Nutzen hätten. 

Der Abgeordnete E)r. Weber (Nl.) betonte auch seinerseits, es sei rich- 
tiger, mit höheren Gebühren zu beginnen und später eine Ermäßigung vor- 
zunehmen, als in umgekehrter Weise vorzugehen. Dem Antrage Dr. Ablaß 
und Genossen zuzustimmen, seien seine politischen Freunde nicht ohne 
weiteres geneigt. Wenngleich nicht zu verkennen sei, daß die Zuschlagge- 
bühr einer größeren Ausdehnung des Postscheckverkehrs hemmend entgegen- 
stehen werde, möchten sie von der Annahme dieses Antrags absehen, da 
der Herr Staatssekretär nach seinen Erklärungen in der Budgetkommission 
geneigt sei, eine Ermäßigung der Gebühren eintreten zu lassen, wenn die 
Einnahmen die Betriebskosten übersteigen sollten. Redner befürwortete so- 
dann die Wünsche des Deutschen Handelstags, die auf Portofreiheit der 
Sendungen an die Scheckämter, Anschluß des Postscheckverkehrs an den 
Giroverkehr der Reichsbank und an die Postscheckeinrichtungen in Wien, 
Budapest und der Schweiz abzielten, und gab zur Erwägung, ob nicht die 
Postanweisungen, die den Kontoinhabern gutgeschrieben werden, von Ge- 
bühren befreit werden könnten. 

Der Abgeordnete Kreth (K.) wies darauf hin, daß auch die Beratungen 
in der Budgetkommission seine politischen Freunde von ihrem ablehnenden 
Standpunkte gegenüber der Vorlage nicht hätten abbringen können. Es sei 
zu befürchten, daß durch die Einführung des Postscheckverkehrs den Spar- 
kassen und Kreditgenossenschaften Einnahmen entzogen würden, der von 
den Genossenschaften begonnene Scheckverkehr darunter leiden, und seine 
Ausdehnung jedenfalls verzögert werden, und daß schließlich auf den Post- 
scheckverkehr die Einführung der Postsparkassen, wenn auch unter Ver- 
meidung dieses Namens, folgen werde. In jedem Falle würden die Erspar- 
nisse des platten Landes zentralisiert und nur, mit beträchtlichen Umlaufs- 
kosten belastet, dem kreditbedürftigen Mittelstände zugeführt werden. Die 
finanzielle Abhängigkeit des platten Landes von den großen Mittelpunkten des 
Geldverkehrs sei jetzt schon in beklagenswertem Maße vorhanden; es bestehe 
deshalb kein Anlaß, Maßnahmen zuzustimmen, die diese Abhängigkeit ver- 
Archiv f. Poit u Telegr. II. 1008. 22 
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mehren könnten. Es werde der Grundsatz außer acht gelassen, daß der 
Verkehr sich selbst stets die zweckmäßigsten Hinrichtungen schaffe, daß 
nur auf dem Boden der Selbsthilfe Schäden des Erwerbslebens zu heilen 
seien, daß aber vor allem die Staatshilfe unbedingt abzulehnen sei. Die 
beachtenswerten Anfänge, die in der Einführung des Scheckverkehrs durch 
die Genossenschaften und Banken gemacht worden seien, würden dem 
Postscheckverkehr geopfert werden; insbesondere aber werde der Eifer des 
Kleinverkehrs erkalten, sich eigene Einrichtungen zu schaffen, wenn die 
Post, dieses »Mädchen für alles«, so willig und billig ihre Dienste anbiete. 
Das Scheckwesen an sich bringe schon in Zeiten von Krisen eine gewisse 
Verschärfung der Geldnot, denn der Verkehr nehme die durch die Ausbrei- 
tung des Scheckwesens frei werdenden Barumlaufsmittel sehr bald in sich 
auf. In Zeiten der Geldknappheit und der Krisen werde der Bedarf noch 
um den Betrag erhöht, der im Postscheckverkehr angelegt worden sei und 
zurückgezogen werde. Es sei auffallend, daß die Bedenken, die im Jahre 
1900 gegen die damalige Vorlage von den einzelnen Parteien geltend ge- 
macht worden sind, bei der Beratung des gegenwärtigen Entwurfs immer 
mehr zurückgetreten seien. Ganz besonderer Wert sei auf die Ausführungen 
des früheren Abgeordneten Blell, eines Mitglieds der Freisinnigen Volks- 
partei, zu legen, die darin gipfelten, daß die angesammelten Gelder aus den 
kleinen Kanälen in die Reichskasse abfließen würden, und daß dann dem 
Kreditbedürfnisse der Kreise, aus denen sie stammten, nicht ausreichend 
entsprochen werden könnte. Der damalige Redner des Zentrums, der ver- 
storbene Abgeordnete Dasbach, habe die Befürchtung gehegt, daß der Post- 
scheckverkehr die verdeckte Einführung der Postsparkasse bedeute. Um 
einer späteren Verzinsung der Einlagen vorzubeugen, müsse man dem 
Grundsatze huldigen »Principiis obsta«, denn habe man den ersten Schritt 
getan, tue man den zweiten mit Notwendigkeit von selbst. Der Deutsche 
gewerbliche Genossenschaftstag habe sich ebenso wie der Genossenschafts- 
tag der deutschen landwirtschaftlichen Genossenschaften im Jahre 1907 
aus Gründen der Selbstcrhaltung gegen die Einführung des Postscheckver- 
kehrs ausgesprochen. Er schließe mit der Eeststellung, daß seine politi- 
schen Freunde die Vorlage und die dazu gestellten Anträge ablehnen 
würden. 

Der Abgeordnete Kaempf (Fr. Vp.) teilte die Bedenken des Vorredners 
nicht. Es sei nicht zu befürchten, daß dem Postscheckverkehr aus den 
mittleren und kleineren Kreisen größere Beträge zufließen würden, da eine 
Verzinsung der Guthaben nicht eintreten solle. Auch werde wegen der 
Höhe der in Aussicht genommenen Gebühren der Post-Uberweisungs- und 
Scheckverkehr sich nicht in großem Umfang entwickeln. Zweck der 
ganzen Einrichtung sei, bare Umlaufsmittel für die Bewältigung des Zah- 
lungsverkehrs zu ersparen. Große Erfolge könnten aber nur erzielt werden, 
wenn nicht erwogen werde, was kostet der Post der Scheckverkehr, und 
was bringen die Gebühren ein, sondern wenn in Betracht gezogen werde, 
was bringt der Postscheckverkehr auf mittelbarem Wege der Gesamt- 
heit ein. Wenn der Abgeordnete Kreth hervorgehoben habe, daß der Ver- 
kehr schon selbst für sich sorgen und die besten Einrichtungen treffen 
werde, so sei dies zwar an sich richtig. Aber darauf komme es nicht an. 
vielmehr müsse dahin gestrebt werden, den Überweisungs- und Scheckver- 
kehr in großem Umfang in Deutschland einzuführen. Bedienten sich die 
Gewerbetreibenden. Privaten usw. der Einrichtung, so werde auf die Ver- 
billigung des Zinsfußes ein Einfluß ausgeübt werden, und den allergrößten 
Nutzen würden die Genossenschaften davon haben. Der Postscheckverkehr 
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werde aber nur dann einen großen Umfang annehmen, wenn die Bedin- 
gungen billig seien. Wären sie zu teuer, so sei es unmöglich, dieses Ziel zu 
erreichen. Aus dieser Erwägung sei die Streichung der Zuschlaggebühren 
beantragt worden. Die Festsetzung dieser Gebühren bedeute einen ver- 
hängnisvollen Fehler, vor dem dringend abzuraten sei, und der die ganze 
segensreiche Einrichtung des Postscheckverkehrs darauf beschränken könne, 
daß die Post einen neuen Geschäftszweig erhalte. In England, das eine 
geringere Bevölkerungsziffer, aber einen weit größeren Zahlungsverkehr 
habe, sei nur etwa die Hälfte der Zahlungsmittel wie bei uns im Verkehr 
selbst in Umlauf. Dem müßten wir nachstreben, und das könnten wir nur. 
wenn wir den Postscheckverkehr nach großen kaufmännischen Gesichts- 
punkten einrichteten. 

Hierauf erwiderte der Staatssekretär folgendes: 

»Meine Herren, die großen Gesichtspunkte, die der Herr Vorredner an- 
geführt hat, haben ja die verbündeten Regierungen bewogen, Ihnen die 
Vorlage zu machen, weil den verbündeten Regierungen eben daran liegt, 
den Barverkehr einzuschränken. Daß von «dem Herrn Abgeordneten Kaempf 
und auch von der rechten Seite keine große Zustimmung hier geäußert 
wird, bestärkt mich eigentlich darin, daß wir den richtigen Weg einge- 
schlagen haben. 

(Lachen links.) 

Ich möchte dem Herrn Abgeordneten Kaempf besonders sagen: wenn 
er die englischen Verhältnisse so lobt und sagt, daß der Scheck da in so 
ausgedehntem Umfang eingeführt ist. darf er auch nicht vergessen, daß auf 
jeden Scheck in England allein ein Penny an Stempelgebühren erhoben 
wird. Daß auf den Scheckverkehr eine Gebühr so abschreckend wirkt, kann 
er also, glaube ich, nicht dagegen anführen. 

Bevor wir Ihnen den Vorschlag gemacht haben, haben wir. eingehend 
erwogen, ob die Furcht, die auf der rechten Seite herrscht, und die große 
Freiheit, die auf der linken Seite gewünscht wird, die Gebührenlosigkeit 
(Abgeordneter Singer: Das war wieder ein Blockrätsel! — Heiterkeit), 
zu vereinigen sind. Da sind wir denn dahin gekommen, daß es unerfüllbar 
ist, die früheren Vorschläge anzunehmen, den Scheckverkehr ohne Gebühren 
einzuführen. Ich habe mir gestattet, Vertreter der verschiedenen Interessen- 
gruppen einzuladen und mit ihnen die Sache zu besprechen. Es waren 
Vertreter der Genossenschaften, der Sparkassen und von Handel und In- 
dustrie. W r ir haben uns frei darüber ausgesprochen, und alle die Bedenken, 
denen der Herr Abgeordnete Kreth heute Ausdruck gegeben hat, sind auch 
damals zur Sprache gekommen. Es konnte aber nicht unterbleiben, gegen- 
über den Befürchtungen, die damals ausgesprochen sind und die lediglich 
von den Genossenschaften, nicht von den Sparkassen, geltend gemacht 
wurden, darauf hinzuweisen, daß auch Kreise, die den Genossenschaften 
wohlgesinnt sind, diese Befürchtungen nicht teilen; denn sie entspringen 
lediglich der Befürchtung, daß der Postscheckverkehr zu der Postsparkasse 
führe, und daß dann durch Verzinsung der Einlagen den Genossenschaften 
Geld entzogen werden könnte. 

Nun ist es ja ganz zweifellos, daß sich die Genossenschaften in Deutsch- 
land bemühen, weiteres Gebiet zu erwerben. Aber der Herr Abgeordnete 
Kreth führte an, sie seien daran und hofften, den Scheckverkehr selbst in 
die weitesten Gebiete führen zu können. Ja. das beabsichtigten, soweit ich 
unterrichtet bin,- die Genossenschaften seit etwa 10 Jahren, und es ist ihnen 
nicht gelungen, und zwar aus dem einfachen Grunde, weil sie den inter- 
lokalen Verkehr nicht bewältigen können. Da versagten die Genossen- 
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Schäften. Kenner des Genossenschaftswesens führen mit Recht an, daß 
durch Einführung des Postscheckverkehrs die Genossenschaften einen großen 
Vorteil haben werden. 

(Sehr richtig! links.) 
Ich darf die Herren darauf aufmerksam machen, daß doch auch Vertreter 
des Genossenschaftswesens und Herren, die dem Genossenschaftswesen 
jedenfalls sehr freundlich gegenüberstehen, nicht die Ansicht teilen, die der 
Herr Abgeordnete Kreth hier ausgesprochen hat. 

Ich habe hier einen Bericht über die Verhandlungen des ersten inter- 
nationalen Bundestags der landwirtschaftlichen Genossenschaften, der am 
24. Mai 1907 in Wien stattgefunden hat. Vorsitzender war der Herr 
Geheimrat Haas, jedenfalls ein Kenner des Genossenschaftswesens. Auf 
diesem Bundestag ist folgende Resolution gefaßt worden: 

Die Tätigkeit der Provinzialverbandskassen und des Zentralgenossen- 
schaftskreditinstituts wird durch den Postscheck- und Clearing- 
verkehr der staatlichen Postsparkasse außerordentlich erleichtert und 
gefördert. 

(Hört! hört! links.) 
Die Befürchtung eines nachteiligen Einflusses der Postsparkasse auf 
die genossenschaftlichen Kreditinstitute ist nach den bisherigen Er- 
fahrungen unbegründet. 

(Hört! hört!) 

Die Festsetzung eines möglichst niedrigen Zinsfußes für den Ein- 
lage- und Clearingverkehr der Postsparkasse und einer niedrigen 
Höchstgrenze für die einzelne Spareinlage usw. 
Also hier ist klar zum Ausdruck gebracht, daß man von der Einführung 
des Postscheckverkehrs keinen Schaden, sondern Vorteile auch für das Ge- 
nossenschaftswesen erwartet. Und das ist auch richtig. Diesem Bundes- 
tage hat nicht allein Geheimrat Haas angehört, sondern auch noch sonstige 
Mitglieder der deutschen Genossenschaften, die keinen Einspruch dagegen 
erhoben haben. Ich glaube also, daß die Befürchtungen nicht gerecht- 
fertigt sind. 

Aber noch viel weniger sind die Befürchtungen gerechtfertigt, denen der 
Herr Abgeordnete Kaempf Ausdruck gegeben hat. Wir haben uns bereits 
in der Kommission eingehend darüber unterhalten, daß es nicht zweckmäßig 
und auch nicht klug wäre, bei einem neuen Geschäftszweige sofort die 
Taxe so niedrig zu bemessen, daß wir innerhalb kurzer Zeit dazu kommen 
müssen, die Taxe zu erhöhen. 

(Sehr richtig!) 

Ich kann in dieser Beziehung nur das unterschreiben, was der Herr Ab- 
geordnete Nacken hier ausgeführt hat, und dem ich bereits in der Kom- 
mission auch Ausdruck gegeben habe, daß wir eigentlich etwas gebrannte 
Kinder sind. Die Erhöhung der Ortsgebühren wird ewig geltend gemacht, 
ferner, daß wir rückständig und verkehrsfeindlich seien. Das alles mit 
Unrecht! Es liegt in Ihrem eigenen Interesse, die Gebühren so zu bemessen, 
daß man an eine Erhöhung nicht heranzutreten braucht. 

Nun haben wir auf diesem Gebiete keine Erfahrung; wir wissen nicht, 
wie es sich hier gestalten wird, und haben uns daher die Einrichtungen 
Österreichs und der Schweiz zum Vorbilde genommen! Unsere Ein- und 
Rückzahlungsgebühren sind niedriger als in diesen beiden Ländern. Wir 
dürfen nicht damit rechnen, daß wir so große Einlagen erhalten, wie in 
jenen beiden Ländern, weil wir keine Verzinsung haben. Damit komme 
ich auf einen Punkt, den der Herr Abgeordnete Kaempf immer hervorhebt. 
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Es liegen jetzt, wie ich zu meiner Freude sehe, keine Anträge vor, die 
sonstigen Gebühren zu ermäßigen. Er wendet sich nur gegen die 7 Pfennig, 
die wir bei sehr starker Benutzung erheben wollen. Die Resolution des 
Herrn Abgeordneten Kaempf war aber nicht annehmbar. Ich muß wieder- 
holen, was schon so oft ausgesprochen ist, daß die Voraussetzung, daß 
wir große Kapitalien bekommen werden, nicht zutrifft, sondern, da wir 
keine Zinsen geben, werden die Kapitalien sehr bald den Banken über- 
wiesen werden, und diese sind jederzeit in der Lage, die Gelder für die 
einzelnen Kontisten wieder aufzufüllen. 

Nun muß ich wieder auf die englischen Verhältnisse zurückkommen. 
Warum werden denn von der Englischen Bank und von den Privatbanken 
höhere Einlagen gefordert, sobald das Institut stärker benutzt wird? Die 
Frage ist nicht beantwortet und wird auch nicht beantwortet werden 
können. Wenn es richtig ist, daß bei starker Benutzung eines Kontos die 
Bank oder hier die Post einen Vorteil haben soll, warum verlangt denn 
in England die Bank von solchen Kontoinhabern höhere Einlagen 

(Zuruf: Bei uns auch!) 
und sagt: wenn du sie stärker benutzt, mußt du eine stärkere Einlage 
haben? Ich habe hier ein Buch aus neuerer Zeit, wo die englischen Ver- 
hältnisse geschildert werden; es wird den Herren auch bekannt sein, es ist 
von Edgar Jaffe. Dort heißt es: 

Die Bank von England vergütet keine Zinsen auf Guthaben. 
Nach den Äußerungen eines Direktors der Bank müssen auf ein 
Konto, das durchschnittlich ein Guthaben von 500 Pfund aufweist, 
mindestens 100 Pfund stets unbenutzt bleiben. Der Rest von 
400 Pfund, zu 3 Prozent Zinsen gibt 12 Pfund Zinsgewinn pro 
Jahr, würde dann als genügend erachtet werden, falls nicht mehr 
als 500 Schecks im Jahre bezogen wurden. Bei zahlreicheren 
Transaktionen verlangt die Bank ein größeres Guthaben. 
Nun muß sich jeder sagen: wenn man in dem Lande, welches der 
Herr Abgeordnete Kaempf als maßgebend für den Scheckverkehr anführt, 
verlangt, daß ein gewisses Guthaben nötig ist, also eine Erhöhung der 
Einlagen, sobald viele Transaktionen vorgenommen werden, dann weiß ich 
nicht, wie uns zum Vorwurfe gemacht werden kann, daß wir bei zu großer 
Zahl von Transaktionen eine höhere Gebühr verlangen. 

(Zuruf links: Das ist ein Unterschied!) 
Es ist nicht richtig, wie ich schon sagte, daß wir auf große Kapitalien 
rechnen können. Es ist angeführt worden, daß Warenhäuser, Lotterie- 
kollekteure jedenfalls uns alle ihre kleinen Rechnungsbeträge usw. per 
Scheck zuführen lassen werden, und daß alle diese vielen kleinen Beträge 
uns viel Mühe machen und nichts einbringen werden. Darüber kann man 
ja zweifelhaft sein, ob die Forderung richtig ist: bei 500 Transaktionen 
erhöhen sich die Gebühren; es wäre vielleicht richtiger, zu sagen: wenn 
gegenüber der Zahl der auf einem Konto ausgeführten Transaktionen der 
Durchschnittsbetrag des Guthabens eine gewisse Summe nicht erreicht, dann 
sind die höheren Gebühren zu zahlen. Es würde aber viel zu schwierig 
sein, in jedem einzelnen Falle eine besondere Berechnung vorzunehmen, und 
deshalb ist es für den Anfang jedenfalls richtig, daß man bei größerer 
Inanspruchnahme die Gebühren so festsetzt und erhebt, wie wir sie vor- 
geschlagen haben. 

Dann ist im weiteren, meine Herren, eine große Gefahr damit wirklich 
nicht verbunden. Es handelt sich, wie nacli dieser Änderung, der ich nicht 
widersprochen habe, vorgeschlagen wird, um eine Versuchszeit von drei 
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Jahren. Nach drei Jahren wird im Wege des Gesetzes die ganze Materie 
geändert werden , und dann bietet sich sowohl der rechten wie der linken 
Seite Gelegenheit, auf Grund der Erfahrungen zu sagen: im Gesetze muß 
dies und jenes vorgesehen werden. Es ist ein Versuch, den wir machen 
wollen, um auf diese Weise dem Volke und Lande nützlich zu sein. Es 
liegt nicht in der Absicht, irgend einem Stande schaden zu wollen. Also 
gegen die Resolution Ablaß und Genossen muß ich mich aussprechen. 

Die andere Resolution ist insofern ungefährlich, als sie eine Verbilli- 
gung der Gebühren nur fordert, sofern und sobald die Einnahmen aus dem 
Postscheckverkehr die Betriebskosten übersteigen. Es wird innerhalb kurzer 
Zeit nicht zu übersehen sein, ob es möglich ist, die Gebühren anders fest- 
zusetzen. Wir müssen mehrjährige Erfahrungen haben, und in der Haupt- 
sache werden die Herren, sobald ein Gesetz vorgelegt wird, selbst ent- 
scheiden können, ob das Richtige getroffen ist. Aus dem Grunde kann ich 
auch dem Herrn Abgeordneten Weber nicht zusagen, daß eine größere 
Portofreiheit, als in der Vorlage vorgesehen ist, in Aussicht gestellt werden 
kann. Ich darf daran erinnern, daß alle Nachrichten usw., die von der 
Postverwaltung, von den Post- und Scheckämtern ausgehen, portofrei sind, 
daß nur die Zusendung des Schecks an das Scheckamt schließlich dem 
Porto unterliegt. Nun mag ja mancher den Einwand machen: wenn ich 
für jeden Scheck gleich 10 Pfennig Porto bezahlen soll, so ist das viel. 
Ich darf daran erinnern, daß in der Schweiz die Gebühr in gleicher Weise 
erhoben wird, und daß in einem Briefe gewöhnlich mehrere Schecks zur 
Versendung kommen werden. 

Daß wir Anschluß an den Giroverkehr der Reichsbank suchen werden, 
halte ich für selbstverständlich, um die Sache weiter zu fördern. In welcher 
Weise sich Anschluß an solche Länder herstellen lassen wird, welche den 
Postscheck auch haben, müssen wir der Zukunft überlassen. Jedenfalls 
besteht die Absicht, auch durch weitere Ausbildung des internationalen Ver- 
kehrs der Sache nützlich zu sein. 

Daß es dann in der Absicht liegt, die Gelder den Kreisen wieder zu- 
gänglich zu machen, von denen sie herrühren, daran, glaube ich, darf nicht 
gezweifelt werden. Nun wird man sich das aber nicht in der Weise vor- 
stellen, daß jeder einzelne womöglich sein Teil davon bekommt — so ist 
das nicht gedacht — . sondern im großen und ganzen werden nur den 
Instituten Kredite eröffnet werden. Im näheren wird durch den Reichskanzler 
bestimmt werden, in welcher Weise die Gelder zur Anlage kommen werden, 
und dabei werden diese Wünsche berücksichtigt werden. 

Ich kann die Herren nur bitten, der Vorlage, wie sie aus der Kom- 
mission hervorgegangen ist, zuzustimmen und die Resolution Ablaß abzu- 
lehnen.« 

Der Abgeordnete Singer (Sd.) hielt es nicht für richtig, daß von einer 
Verzinsung der Guthaben der Kontoinhaber abgesehen werde. Eine solche 
sei erforderlich, weil sie für das Publikum ein großer Anreiz sein werde, 
den Postscheckverkehr dauernd zu benutzen. Da das Publikum an anderen 
Stellen, die ebenso sicher seien, eine Verzinsung für seine Gelder bekomme, 
werde es diese der Post nicht übergeben. Wenn die Reichs -Postverwaltung 
auch nur eine ganz mäßige Verzinsung gewährte, würde der Postscheck- 
verkehr auf eine viel breitere Grundlage gestellt und zur Erreichung- des 
Zieles, die an den verschiedensten Orten liegenden Gelder in den Verkehr 
zu bringen und damit einen flüssigeren Geldumlauf und billigeres Geld zu 
schaffen, erheblich mehr beitragen können. Wenn die Anhänger seiner 
Partei den in der Budgetkommission gefaßten Beschlüssen zustimmten, g C - 
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schehe dies nur in der Hoffnung, daß der Versuch zu besseren Einrichtungen, 
inbesondere zu einer Verzinsung der Guthaben und zu einer erheblichen 
Herabsetzung der Gebühren, führen werde. Den Ausführungen des Herrn 
Staatssekretärs, in England gewährten die Banken keine Zinsen, könne er 
nicht beipflichten, denn die englischen Banken verzinsten die Einlagen und 
forderten nur einen bestimmten kleinen Betrag als zinsfreies Stammkapital. 
Was den Antrag Dr. Ablaß und Genossen anlange, so mache es einen eigen- 
tümlichen Eindruck, wenn die Reichs - Postverwaltung demjenigen, der ihre 
Einrichtungen häufig benutzt, höhere Gebühren auferlege. Dies sei eine so 
vorsintflutliche Auffassung, daß es nicht zu verstehen sei, wie eine der 
neuzeitlichen Entwicklung dienende Anstalt sich auf diesen Standpunkt stellen 
könne. Es liege kein Grund vor, von demjenigen, der von dem Scheck- 
verkehr häufig Gebrauch macht, höhere Gebühren zu erheben, als von dem- 
jenigen, der die Einrichtungen wenig in Anspruch nimmt. Infolgedessen 
würden die Anhänger seiner Partei für den Antrag Dr. Ablaß und Genossen 
stimmen. Auch die Resolution Beck -Dr. Weber würden sie annehmen. 

Der Abgeordnete Mommsen (Fr. V.) war der Ansicht, daß der Post- 
Überweisungs- und Scheckverkehr keinen großen Umfang annehmen werde, 
weil die Gebühren zu hoch bemessen seien. Um eine gedeihliche Ent- 
wicklung herbeizuführen, habe die Freisinnige Fraktionsgemeinschaft den 
Antrag auf Streichung der Zuschlaggebühren eingebracht. Der Herr 
Staatssekretär habe die Erhebung dieser Gebühren damit begründet, daß 
die englischen Depositenbanken und die Bank von England von Leuten, 
die sie viel in Anspruch nähmen, ein höheres Guthaben forderten, aber da- 
bei unerwähnt gelassen, daß ihm als Ersatz für die Zuschlaggebühren ein 
höheres Guthaben, sofern ein solches notwendig sein werde, gern zu- 
gestanden worden wäre. Dies sei umsomehr angängig, als ein Konto- 
inhaber, der zahlreiche Buchungen hin und her oder auch nur von einer 
Seite auf sein Konto verursache, naturgemäß gar nicht in der Lage sei, stets 
das Mindestguthaben zu halten. 

Der Staatssekretär antwortete hierauf: 

»Meine Herren, es ist doch auf allen Seiten klar, daß wirkliche Er- 
fahrungen und ein fester Boden, von dem ausgegangen werden kann, nicht 
existieren. Sie sagen: so ist es das Richtige. Wir schlagen Ihnen etwas 
anderes vor. Nun können Sie doch nicht ohne weiteres sagen , wie es 
beispielsweise der Herr Abgeordnete Singer tut: ja, ich bin der Ansicht, 
es muß so gemacht werden, und ich trete sicher auf. Ja, meine Herren, 
das können Sie sehr leicht; Sie haben keine Verantwortung. 

(Widerspruch des Abgeordneten Singer.) 
Sie können leicht sagen : ich halte das für das Richtige. So darf aber 
etwas in der Welt nicht geschehen. Ich darf Sie daran erinnern, daß im 
Jahre 1900 Ihr Beschluß nicht annehmbar war. Und worauf ging der 
hinaus? Er ging darauf hinaus, daß keine Zinsen gezahlt, keine Gebühren 
erhoben werden sollten, und auch die von Ihnen, Herr Singer, als vor- 
sintflutlich bezeichnete Bestimmung war darin aufgenommen, daß bei starker 
Inanspruchnahme eine Erhöhung der Einlage gefordert werden könnte. 

Wenn Herr Abgeordneter Mommsen sagt, es wäre viel verständiger, 
man fordere eine höhere Einlage, so weiß ich nicht, ob das viel verständi- 
ger ist; Sie erkennen dadurch auch an, daß es notwendig ist, bei höherer 
Inanspruchnahme ein Entgelt zu bekommen. 

(Zuruf: Höhere Einlagen bekommen!) 
Was ist denn das anderes? Zahlt der Kontoinhaber als Einlage 100 oder 
150 Mark mehr, so bekommt er für das Geld keine Zinsen; das ist für 
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ioo Mark im Jahre 3,50 Mark. Und vielleicht macht er bloß eine Be- 
wegung mehr, die kostet ihm dann 3,50 Mark. Ich habe das in der Kom- 
mission schon gesagt: durch einen solchen Vorschlag haben Sie anerkannt, 
es mußte etwas geschehen, um eine Sicherstellung gegenüber dieser großen 
Arbeitsübernahme herbeizuführen. Ich kann nur wiederholen, daß die von 
Ihnen so sehr gerühmten Einrichtungen von England gegen Ihre Ausfüh- 
rungen sprechen ; dort fordern die Banken höhere Einlagen bei größerer 
Benutzung des Kontos; auch was Herr Singer gesagt hat, daß die Bank 
von England die Guthaben verzinst, ist nicht richtig. 

(Widerspruch.) 

— Ja, meine Herren, in dem Buche von JafTe ist bemerkt: die Bank von 
England verzinst nicht, und die Mehrzahl der anderen Londoner Banken 
geben ebenfalls keine Zinsen in laufender Rechnung. 

(Zuruf bei den Sozialdemokraten.) 
Da muß man dem Manne, der das Buch bearbeitet hat, den Vorwurf 
machen; hier steht, daß sie keine Zinsen geben. — Man mag sich drehen 
und wenden, wie man will; Tatsache ist, daß derselbe Grundsatz dort gilt. 
Ich halte es für milder, daß man eine kleine Gebühr zahlt, als daß man 
unseren Handwerkern eine höhere Einlage auferlegt und sie davon aus- 
schließt, von den 100 oder 50 Mark Zinsen zu bekommen, weil sie vielleicht 
zweimal mehr den Postscheckverkehr benutzen. 

Wenn das Ausland angeführt wird, so machen Sie uns immer einen 
Vorwurf, sobald es Ihnen paßt, und sagen, seht das Ausland an, die machen 
das; und wenn wir uns einmal nach dem Auslande richten, paßt es Ihnen 
auch wieder nicht. 

(Heiterkeit.) 

Die Gebühren, die wir angesetzt haben, sind im Vergleich zu den im Aus- 
land erhobenen nicht hoch. Ich darf die Herren daran erinnern, daß man 
in der Schweiz allmählich dazu übergegangen ist, die Gebühren, die fest- 
gesetzt gewesen sind, zu ermaßigen, und diese Marschroute ist viel ver- 
ständiger, als daß wir den Staat und das Reich gleich wieder mit großen 
Ausgaben belasten. Dafür können wir die Verantwortung nicht übernehmen, 
sondern die Gebühren sind so festgesetzt, wie es für die Entwicklung er- 
forderlich sein wird. Wir halten sie für förderlich , Sie sagen das Gegen- 
teil ; die Zukunft wird beweisen, wer recht gehabt hat.« 

Der Abgeordnete H au ßm a n n -Württemberg (Vp.) wandte sich gegen 
die in Aussicht genommenen Gebühren. Es sei Gefahr vorhanden, daß nur 
ein Bruchteil der Bevölkerung die Einrichtungen benutzen, und daß die Ge- 
samtheit des Volkes von ihnen nicht den Gebrauch machen werde, der im 
Interesse der Bevölkerung und des Staates nützlicher erscheine. Richtiger 
wäre es gewesen, weder Gebühren noch Zinsen zu erheben, um den Ver- 
kehrszweig sich erst einleben zu lassen. Erst wenn dies der Fall sein 
werde, sei der Zeitpunkt gekommen, auf Grund der Erfahrungen über den 
tatsächlichen Gebrauch zu erwägen , welche Gebühren einzuführen seien. 

Der Abgeordnete Kreth (K.) wies darauf hin, daß die Führer des 
deutschen landwirtschaftlichen Genossenschaftswesens, die sich auf dem 
ersten internationalen Bundestage der landwirtschaftlichen Genossenschaften 
in Wien für den Postscheckverkehr ausgesprochen hätten, auf dem Ge- 
nossenschaftstage des Reichsverbandes der deutschen landwirtschaftlichen Ge- 
nossenschaften in Münster (Westf.) im Juli IQ07 zu einer anderen Ansicht 
gekommen seien. Was die Erhebung von Zuschlaggebühren anlange, so 
sei diese gerechtfertigt. Seine politischen Freunde würden eine Bevor- 
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zugung der Versandgeschäfte, Warenhäuser und Großbanken unter keinen 
Umständen zulassen, denn eine solche würde eine weitere Benachteiligung 
des Mittelstandes bedeuten. 

Bei der Abstimmung wurde die Vorlage der verbündeten Regierungen 
mit großer Mehrheit unverändert angenommen und mit ihr nach Ablehnung 
des Antrags Dr. Ablaß und Genossen die Resolution der Budgetkommission 
und die Resolution Beck -Heidelberg und Dr. Weber. 

Bei der dritten Beratung am 7. Mai wurde der Vorlage ebenfalls zu- 
gestimmt. Damit fanden die eingegangenen Petitionen der Handels- und 
Gewerbekammern, über die der Abgeordnete Beck-Heidelberg berichtet hatte, 
ihre Erledigung. 



Die optische Telegraphie in Frankreich zur Zeit ihrer 

höchsten Entwicklung. 

Von Sautter, Ober- und Geh. Postrat a. D., in Charlottenburg. 

Die »Histoire de la Telegraphie«, womit Ignace Chappe, der älteste 
der Brüder dieses Namens, seinem Bruder Claude und dessen Lebenswerk 
ein würdiges Denkmal gesetzt hat, gibt zwar einigen Aufschluß über die 
Entwicklung des optischen Telegraphennetzes in Frankreich, enthält aber 
nichts über die Organisation der französischen Telegraphenverwaltung, über 
die Einrichtung des Telegraphenbetriebs und über die Leistungsfähigkeit 
des optischen Telegraphen zu jener Zeit. Uber diese für die Beurteilung 
des damaligen Telegraphenwcsens wichtigen Punkte verbreitet eine Denk- 
schrift des Majors O'Etzel vom Königlich Preußischen Generalstab aus dem 
November 1834 helles Licht. Der Verfasser, unter dessen Leitung die 
preußische optische Telegraphenlinie Berlin -Cöln-Coblenz in den Jahren 
1832/33 erbaut worden ist, und der als erster Direktor an der Spitze der 
preußischen Telegraphie gestanden hat, war im Jahre 1834 von seiner Re- 
gierung zum Studium des französischen Telegraphenbetriebs nach Frank- 
reich entsandt worden. Man wollte in Preußen die französischen Betriebs- 
einrichtungen kennen lernen, um danach ein Urteil über den Betrieb auf 
der neu errichteten preußischen Telegraphenlinie zu gewinnen und etwaige 
Verbesserungen ins Werk zu setzen. 

Das Ergebnis seines sehr gründlichen, auf einen Zeitraum von sechs 
Wochen ausgedehnten Studiums hat Major O'Etzel*) in der Denkschrift 

*) Franz August O'Etzel, Sohn eines irischen Fabrikbesitzers, geboren 19. Juli 
1783 zu Bremen, studierte anfänglich Naturwissenschaften, ward zunächst Apotheker, 
dann Bergmann. Im Jahre 1810 trat er beim preußischen Militär ein, und zwar bei 
dem Brandenburgischen Ulanenregimente. Er machte bei diesem Regimente den 
Feldzug von 1813/14 mit, kam alsdann in den Generalstab des Blücherschen Heeres, 
in welchem er am Feldzuge von 1815 teilnahm, und wurde nach dem Kriege 
vorwiegend mit geodätischen Arbeiten beschäftigt Die preußische optische Staats- 
telegraphenlinie Berlin-Coblenz wurde im Jahre 1832/33 unter seiner Leitung erbaut, 
die preußische Staatstelegraphie damit von ihm begründet. O'Etzel starb in Berlin 
am 26. Dezember 1850 als Generalmajor im Ruhestande. 
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niedergelegt. Seine Berichterstattung kann um so größeres Interesse bean- 
spruchen, als sie kurz vor der Ablösung des optischen durch den elektro- 
magnetischen Telegraphen erfolgte, also zu einer Zeit, wo die optische 
Telegraphie, und zwar in ihrem Geburtslande Frankreich, die höchste Stufe 
der Entwicklung erreicht hatte. 

Frankreich besaß im Jahre 1834 fünf von Paris ausstrahlende Haupt- 
telegraphenlinien, nämlich: 

1. über Lille nach Calais, 

2. über Metz nach Straßburg, 

3. über Lyon-Marseille nach Toulon, 

4. über Orlcans-Tours-Bordeaux nach Bayonne, 

5. über Avranches nach Brest. 

Zwei weitere Linien galten als Abzweigungen von diesen Hauptlinien, 
nämlich: 

6. die Verbindung der Linien 3 und 4 von Bayonne aus durch eine 
Querlinie über Toulouse und Montpellier bis zur Linie Lyon-Marseille 
unweit von Avignon, 

7. eine Abzweigung von Avranches (Linie 5) über Rennes nach Nantes. 
Das französische optische Telegraphennetz war früher erheblich größer, 

indem von Lille aus eine Linie nach Belgien und den Niederlanden, von 
Metz aus eine solche nach Mainz, und von Lyon aus eine Linie über 
Chamberv und den Mont Cenis nach Turin, Mailand und Venedig führte. 
Infolge der politischen Ereignisse der Jahre 1813 bis 1815 und der dadurch 
herbeigeführten Verkleinerung des französischen Länderbesitzes wurden diese 
Linien aufgegeben. Anderseits ist zu bemerken, daß vor dem Jahre 181 2 
im Inneren Frankreichs nur die Linien Paris-Lille- Calais, Paris-Brest, 
Paris-Metz-Straßburg und Paris-Lyon bestanden hatten, alle übrigen vorher 
aufgeführten Linien dagegen erst nach jenem Zeitpunkt angelegt worden 
sind. 

Als größte Entfernung von einer Telegraphenstation zur anderen waren 
2'/ 2 Licues (25 auf den Grad des Äquators) festgesetzt. Früher hatten auf 
den älteren Linien die Abstände bis zu 4 Lieues betragen : diese Entfernungen 
mußten aber wegen der häufigen Betriebstörungen durch Einschaltung von 
Zwischenstationen verringert werden. Ein Mindestmaß der Stationsentfernung 
gab es nicht. In gebirgigen Gegenden lagen die Stationen oft sehr nahe 
beieinander, so z. B. bei Metz, wo der nächste Telegraph in der Richtung 
nach Paris auf dem Talrande der Mosel, höchstens 3000 Schritte von der 
Hauptstation in der Stadt entfernt, errichtet war. 

I)ie Linie Paris-Calais zählte 37 Stationen, von denen auf der Teil- 
strecke Paris-Lille (48 Lieues) 23 lagen, so daß der durchschnittliche Ab- 
stand der Stationen voneinander 2,2 Lieues betrug, während auf der Strecke 
Lille-Calais (21 Lieues), wo 14 Stationen (mit 13 Zwischenräumen) be- 
standen, die mittlere Entfernung von Station zu Station nur 1,6 Lieues 
ausmachte. 

Die Linie Paris- Straßburg hatte 49 Stationen, davon zwischen Paris 
und Metz (65 Lieues) 33, mittlere Entfernung 2,4 Lieues, zwischen Metz 
und Straßburg (29 Lieues) 16 Stationen, mittlere Entfernung 1,9 Lieues. 

Auf der Linie Paris-Bayonne (160 bis 170 Lieues) bestanden 11 1 Sta- 
tionen. Rechnet man für den Anfangspunkt Paris und für die »Divisions- 
punkte« Orleans. Tours und Bordeaux vier Telegraphen ab, so bleiben 
107 Zwischenräume, also mittlere Stationsentfernung i.<> Lieues. Man sagte 
dem Berichterstatter, daß die großen Ebenen, welche die lange Linie Paris- 
Bayonne durchlaufe, namentlich in den Landes zwischen Bordeaux und 
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Bayonne, wegen des Flimmerns der Luft eine große Nähe der Stationen 
nötig machten. 

Uber die Zahl der Stationen und ihren mittleren Abstand voneinander 
auf der längsten französichen Linie Paris-Toulon (etwa 200 Lieues) konnte 
der Berichterstatter etwas Sicheres nicht feststellen, doch wurde ihm die 
vorzügliche Sichtbarkeit auf dieser Linie gerühmt. 

Zum Vergleich wird in der Denkschrift erwähnt, daß die preußische 
Telegraphenlinie Berlin-Cöln-Coblenz eine Länge von 87 deutschen Meilen, 
gleich 145 französischen Lieues, habe und 61 Stationen mit 60 Zwischen- 
räumen zu 2,4 Lieues im Mittel zähle. 

Jede französische Telegraphenlinie war in mehrere kurze, selbständige 
Linien — Divisionen — geteilt, d. h. es befanden sich Punkte auf jeder 
Linie, an denen zwei Telegraphen als Endpunkte zweier Teilstücke der 
Linie lagen, und über die hinaus kein unmittelbarer Verkehr ging. 

Ein solcher »Divisionspunkt« war z. B. Metz, wo auf den beiden Flügeln 
des Palais de Justice je ein Telegraph angebracht war; der eine war der 
Endpunkt der Linie nach Paris, der andere der Endpunkt der Linie nach 
Straßburg. Das Bureau und die Wohnung eines »Directeur« lagen in dem 
Querflügel des hufeisenförmigen Gebäudes, so daß von dort die beiden 
Telegraphenendpunkte im Auge behalten werden konnten. Über dem Fenster 
der Direktorwohnung war ein kleiner Telegraph angebracht, damit von da 
gleich Zeichen weitergegeben werden konnten. 

Keine Nachricht ging von Straßburg unmittelbar nach Paris, oder um- 
gekehrt; vielmehr wurde jedes Telegramm am »Divisionspunkte« Metz 
entziffert und — nach Erledigung etwaiger Rückfragen zur Richtigstellung 
von Irrtümern — auf dem anschließenden Leitungszweige weitergegeben. 

Der Mittelpunkt der französischen Telegraphen befand sich in dem 
»Hütel de l'administration des telegraphes« (Rue de l'universite No. 9) Paris, 
Faubourg St. Germain. Auf dieses Gebäude war ein kleines viereckiges 
Türmchen aufgesetzt, auf dessen Plattform ein Telegraph in gewöhnlicher 
Größe stand, der nach allen Seiten gedreht werden konnte, zu jener Zeit 
aber nur noch selten gebraucht wurde. Rund um das Türmchen herum 
waren fünf kleinere Telegraphen dergestalt angeordnet, daß ein jeder mit 
dem entsprechenden Anfangspunkte der fünf von Paris ausstrahlenden 
Hauptlinien in Verbindung treten konnte. Die Anfangstelegraphen dieser 
Linien standen meist auf Pariser Kirchtürmen. 

In dem Hotel des telegraphes befanden sich das »Bureau de traduetion«, 
die verschiedenen Bureaus der Verwaltung sowie die Wohnungen des 
»Administrateur«, des »Traducteur« und einiger anderen Beamten. Im Hofe 
waren ein Wachtraum und Stallungen für eine Abteilung Kavallerie von etwa 
20 Pferden, die einen Posten vor dem Gebäude und die Boten zur schnellen 
Abgabe der ankommenden Telegramme stellte, gegebenenfalls auch wohl 
zur Sicherung des Gebäudes dienen sollte. 

An der Spitze des französischen Telegraphenwesens stand der »Ad- 
ministrateur cn chef« (damals Mr. Alphonse Foy) mit einem Gehalte von 
15000 Frcs. und freier Wohnung im »Hötel des telegraphes«. Ihm zur 
Seite standen ein erster und ein zweiter »Administrateur adjoint«, die den 
Vorsteher zu vertreten und die Oberaufsicht zu führen hatten. Bei der 
obersten Behörde bestanden vier Bureaus zur Wahrnehmung der einzelnen 
Dienstzweige: 

1. das »Bureau de traduetion« mit dem »Traducteur en chef«, dem 
»Traducteur adjoint«, dem »Secretaire du cabinet« und einigen Kanzlisten. 
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Diesem Bureau lag das Chiffrieren und Dechiffrieren aller von Paris ab- 
gehenden oder dort ankommenden Telegramme ob; 

2. das »Bureau du personnel« ; 

3. das »Bureau de la comptabilite et des fonds« ; 

4. das »Bureau du materiel«. 

Auf jedem Endpunkt einer Telegraphenlinie sowie auf jedem »Divisions- 
punkte« war ein »Directeur« mit seinem »Adjoint«, »Secretaire« usw. ange- 
stellt, dem das Geschäft des Übersetzens und Beförderns der Telegramme 
oblag. Das Gehalt der »Directcurs« betrug 5 000 und 6000 Frcs. ; sie hatten 
freie Wohnung unmittelbar bei den Bureaus. 

Über 10 bis 15 Telegraphenstationen, je nachdem diese in größerer oder 
geringerer Entfernung voneinander lagen, führte ein »Inspecteur« die Auf- 
sicht. Die »Inspecteurs« hatten die technischen Einrichtungen der Linien 
innerhalb ihrer Amtsbezirke zu beaufsichtigen, für die Erhaltung der Ma- 
schinen und des baulichen Zustandes der Stationen zu sorgen, die Stations- 
beamten, die von der Direktion bestätigt wurden, anzunehmen sowie zu 
entlassen und die Auszahlung der Löhnung zu bewirken. Die tüchtigsten 
wurden zu »Dirccteurs« befördert oder in die Stellungen bei der obersten 
Behörde übernommen. Für die Laufbahn der »Inspecteurs« bestanden drei 
Gehaltsstufen von 2000, 2500 und 3000 Frcs., die nach und nach erreicht 
werden konnten; außerdem wurden entsprechende Rciseentschädigungen 
gewährt. 

Zu den »Inspecteurs« wurden meist junge Leute aus der »Ecole poly- 
technique« gewählt, die bei den strengen Prüfungen für die fünf Haupt- 
fächer, in denen die Eleven dieser Schule ausgebildet wurden, nicht ganz 
genügt hatten. Sic wurden einer Prüfung unterworfen und dann als »sur- 
numeraires« bei der Tclegraphie beschäftigt. 

Zu den Tclegraphisten wurden Leute aus der Umgegend der Stationen 
angenommen, deren einzige Aufgabe darin bestand, die ihnen zugebrachten 
Zeichen schnell weiterzugeben; sie zeichneten nur diejenigen Signale auf, 
die zum Telegraphendienste gehörten, führten aber keine Aufzeichnungen 
über die durchgehenden Telegramme. Jeder französische Telegraph wurde 
durch zwei Leute bedient, die sich um die Mittagsstunde ablösten, so daß 
ein jeder 24 Stunden, von einem Mittag zum anderen, beschäftigt, dann aber 
24 Stunden dienstfrei war. Der französische Telegraphist bezog den geringen 
Tagelohn von I Frc. 25 Cts. 

In jedem Inspektionsbezirke war eine Station mit zwei Leuten besetzt, 
die ein förmliches Tagebuch zu führen hatten, und von denen ein jeder im 
Hinblick auf diese erhöhte Leistung einen Tagelohn von 2 Frcs. bezog. 
Durch diese mit Kontrolldienst betraute Station wollte man dem Mangel, 
daß auf den Stationen im allgemeinen eine Überwachung des telegraphischen 
Verkehrs nicht bestand, einigermaßen abhelfen. Die französischen 
Tclegraphisten betrieben in der Regel ein Nebengeschäft, ein kleines Hand- 
werk oder dergleichen, mitunter hielten sie einen kleinen Weinschank, dem 
während der Dienststunden die Frau allein vorstand, die auch zur Not den 
Mann einmal beim Telegraphieren vertrat. 

Daß mit einem so gering besoldeten Personal im französischen Tele- 
graphenbetriebe so Tüchtiges geleistet wurde, führt der Berichterstatter auf 
gewisse Eigenschaften des französierten Nationalcharakters zurück. Er stellt 
in dieser Hinsicht bemerkenswerte Vergleiche an. »Der Franzose — so führt 
er aus — ist leichtsinniger, hat weniger Bedürfnisse, geht mit größerer 
Leichtigkeit von einem Dinge zum anderen über und ist. besonders in den 
unteren Klassen, betriebsamer als der Deutsche. Dieser ist unleugbar 
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schwerfälliger, dafür aber viel gründlicher. Bei seiner Gründlichkeit wird 
es ihm jedoch sauer, mehrere Dinge zugleich zu betreiben, und die größere 
Ruhe, die seinen Charakter vor dem französischen auszeichnet, überträgt 
sich auf seinen Körper und erscheint dann als Trägheit.« 

Es sei in Preußen vorgekommen, daß Telegraphisten sich durch kleine 
Nebenarbeiten (Musterzeichnen, Ausmalen von Bilderbogen, Abschreiben) 
Nebenverdienst verschafft hätten ; sie hätten es aber gewöhnlich bald aufge- 
geben mit der Äußerung: »Man kann doch nicht ungestört dabei bleiben«. 
Dieser auffallenden Verschiedenheit des Volkscharakters wegen werde man 
auf das deutsche Personal nie genau dieselben Grundsätze in Anwendung 
bringen können, die in Frankreich als passend erscheinen. 

Über die Leistungen des französischen Telegraphen, die Geschwindigkeit 
im Telegraphieren usw., hat Major O'Etzel folgendes festgestellt. 

Man unterschied in der optischen Telegraphie zwischen »Signalisieren«, 
d. h. durch ein verabredetes Zeichen zu erkennen geben, daß eine von dem 
Empfänger des Zeichens erwartete Begebenheit geschehen sei oder ge- 
schehen solle, und dem eigentlichen »Telegraphieren«, d.h. durch ver- 
abredete Zeichen jedes Beliebige, auch das dem Empfänger völlig Un- 
erwartete, darstellen; letztes war also eine wirkliche Fernschrift. 

Nach den durchaus glaubhaften Versicherungen der Pariser Oberbeamten 
durchliefen einzelne Zeichen (Signaux reglementaires) in der Minute 30 Lieues, 
gleich 12 bis 19 Stationen. Das war aber schon eine ungewöhnlich schnelle 
Beförderung; denn nach den zwischen Metz und Straßburg, Metz und Paris, 
Paris und Lille angestellten Versuchen legten die französischen »Signaux 
reglementaires« bei ganz günstiger Beschaffenheit der Luft im Durchschnitt 
nur 12 bis 18 Lieues in der Minute zurück. 

Auf der preußischen Telegraphenlinie Berlin -Coblenz durchliefen ähn- 
liche Signale die ganze Strecke von 145 Lieues hin und zurück in 28 Mi- 
nuten; mithin legten sie in der Minute 10 '/ a Lieues zurück. Es sei aber 
auch vorgekommen, daß das Zeichen »Nichts Neues« in 15 Minuten von 
Berlin nach Coblenz und zurück gelangt sei, also 21 Lieues in der Minute 
zurückgelegt habe, allerdings nur in seltenen Fällen. 

Um festzustellen, mit welcher Geschwindigkeit in Frankreich die tele- 
graphische Übermittlung vor sich ging, wurden in Straßburg von der Platt- 
form des Münsters und in Paris vom Montmartre aus mittels des Fernrohrs 
stundenlange Beobachtungen angestellt, die folgendes Ergebnis hatten. 

1. Bei guter Beschaffenheit der Atmosphäre, zwar nicht ausgezeich- 
neter, aber für die sofortige Erkennung der Zeichen hinreichender Klarheit, 
kamen in einer Viertelstunde 30 bis 40 Zeichen an, also in einer Minute 
2 bis 2 2 / 3 Zeichen. 

2. Bei weniger günstigem Lichte, wobei indes die Zeichen noch deut- 
lich, wenn auch nicht schnell zu erkennen waren, kamen in jeder Viertel- 
stunde 20 bis 25 Zeichen an, also in der Minute 1 V 3 bis l 2 / 3 - 

3. In Paris bei grellem Sonnenscheine, leichtem Südostwind und im 
Zenith klarem Himmel standen die Zeichen, die auf der Linie von Bayonne 
ankamen, während einer Übermittlung von 3 Stunden (10 Uhr V. bis 1 Uhr 
N.) ein jedes eine, zwei und mehr Minuten, bevor es fortrückte, woraus 
hervorging, daß auch dort das Flimmern der Luft bei heißer Witterung einen 
sehr nachteiligen Einfluß ausübte. 

Auf der preußischen Telegraphenlinie konnten ausnahmsweise, bei vor- 
züglich klarer Luft, zwei Zeichen in der Minute gegeben werden, bei mitt- 
lerer Geschwindigkeit jedoch in der Minute nur 1 bis höchstens 1 '/., Zeichen. 
Die Geschwindigkeit der französischen Zeichen, bei gleich günstiger Be- 
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schaffcnheit der Atmosphäre, war demnach etwa doppelt so groß, als die der 
preußischen. Dies war aber nicht willkürlichem Zögern oder Langsam- 
keit beim Stellen der Zeichen, sondern dem Umstände zuzuschreiben, daß in 
Preußen auf jeder Station ein Tagebuch geführt wurde, in Frankreich aber 
nur auf den »Divisionsstationen«. Die Kontrolle verlieh dem preußischen 
Telegraphen erhöhte Sicherheit. Außerdem war in Betracht zu ziehen, daß 
die obigen Geschwindigkeitsmessungen sich nur auf das Telegraphieren inner- 
halb einer Teilstrecke (Division) einer französischen Linie bezogen. Durch 
das Aufnehmen eines Telegramms auf jedem »Divisionspunkt« einer langen 
Linie wurde die größere Geschwindigkeit des Telegraphierens, wenn auch 
nicht ganz, so doch zum großen Teile, wieder ausgeglichen. 

In Frankreich konnten mit dem Chappcschen Telegraphen 2304 ver- 
schiedene Zeichen usw. dargestellt werden, während der nach VVatsonschem 
System eingerichtete preußische Telegraph 8910 Bedeutungen wiedergeben 
konnte, also fast das Vierlache des französischen. Der größere Zeichen- 
reichtum des preußischen Telegraphen gestattete es, daß dieselbe Anzahl von 
Worten mit viel weniger Zeichen ausgedrückt weiden konnte, als nach dem 
französischen System, weil dem ersten mehr Zeichen zur Darstellung von 
Begriffen und ganzen Redesätzen zu Gebote standen. Natürlich gehörte 
große Übung und genaue Bekanntschaft mit dem Wörterbuche dazu, um 
rasch immer den kürzesten Ausdruck zu wählen. Darin waren die französi- 
schen »Traducteurs« .mit ihrer langjährigen Erfahrung und hohen Fertigkeit 
den preußischen Beamten überlegen. Immerhin konnte der Berichterstatter 
durch eine Zählung der Telegraphenzcichen der in Paris angekommenen 
Telegramme und eine Vergleichung mit ihrem in den Zeitungen bekannt 
gemachten Inhalte feststellen, daß der französische Telegraph anderthalb bis 
zweimal soviel Zeichen zur Darstellung eines Telegramms brauchte als der 
preußische. Auch waren damals — trotz der größeren Geschwindigkeit in 
der Beförderung der Zeichen — in Frankreich Telegramme, die zwei Stunden 
und darüber brauchten, sehr häufig; bei gleich günstiger Atmosphäre wurde 
diese Zeit auf dem preußischen Telegraphen auch nicht überschritten. Es 
wurde dem Berichterstatter als eine besondere Leistung der französischen 
Telegraphie gerühmt, daß in langen Tagen schon bis zu sechs Telegramme 
von 20 bis 30 Wörtern auf einer Linie befördert worden seien. Das Gleiche 
war in Preußen vorgekommen. 

Als Schlußergebnis seines eingehenden Studiums des französischen Tele- 
graphenbetriebs konnte Major Ü'Etzel seiner Regierung melden, daß in 
Preußen ganze Telegramme schon damals wenigstens ebenso schnell befördert 
wurden als in Frankreich, und daß nach weiterer Vervollkommnung des 
preußischen Wörterbuchs für den telegraphischen Verkehr sowie nach 
Erlangung einer größeren Gewandtheit auf Seiten der preußischen Tele- 
graphisten der preußische Telegraph ohne Zweifel einen höheren Grad von 
Schnelligkeit erreichen werde, als nach dem französischen System möglich sei. 

Wie schon erwähnt, brachte die in Frankreich bestehende Einrichtung 
der Zerlegung langer Linien in verschiedene Abschnitte — Divisions — den 
Nachteil mit sich, daß ein namhafter Teil des durch die rasche Zeichen - 
gebung der gewandten französischen Telegraphisten erzielten Zeitgewinns 
infolge der notwendigen Umtclegraphierung der Telegramme an den »Divi- 
sionspunkten« wieder verloren ging. 

Anderseits erkennt der Berichterstatter in dem französischen »Divisions- 
system« für die Fälle der l'ntcrbrechungen des Betriebs auf langen Linien 
durch Witterungseinflüsse einen besonderen Vorteil, den er an einem Bei- 
spiele klar zu machen sucht. Angenommen, es soll ein Telegramm von Paris 
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nach Bayonne befördert werden, das mit einbrechender Nacht oder kurz vor 
dem Eintritt schlechten Wetters noch den » Divisionspunkt« Orleans erreicht, 
so kann es, wenn zu vermuten steht, daß die Weiterbeförderung mit dem 
Telegraphen infolge der ungünstigen Witterung auf längere Zeit ausge- 
schlossen ist, gleich durch Estafette bis zum nächsten »Divisionspunkte« Tours 
geschickt werden, wo alsdann die Umstände entscheiden werden, ob die 
Weiterbeförderung mittels Estafette beizubehalten ist, oder ob das Telegramm 
durch den Telegraphen bis zum nächsten »Divisionspunkte« Bordeaux weiter- 
gegeben werden kann. Auf diese Weise würde es selbst im ungünstigsten 
Falle, wenn nämlich nur bis Orleans telegraphiert werden könnte, doch 
noch immer 12 bis 15 Stunden Vorsprung vor jeder anderen Nachricht 
haben. Im günstigsten Falle aber, daß das Telegramm gleich von Paris bis 
Bordeaux die Linie durchliefe und erst auf dem letzten Teilstücke Bordeaux- 
Bayonne durch Estafette weiterzubefördern wäre, würde nur wenig an der 
Geschwindigkeit der telegraphischen Beförderung verloren gehen. 

Zum Schlüsse seines Berichts macht Major O'Etzel von dem mißglückten 
Versuche Mitteilung, eine Privat -Telegraphenlinie auf französischem Boden 
herzustelllen. 

Im Jahre 1831 hatte Alexandre Ferrier die Erbauung einer Telegraphen- 
linie Paris-Havre als Aktienunternehmen begonnen. In etwas marktschreieri- 
scher Weise hatte er dem Publikum angekündigt, daß er in einer Stunde 
wenigstens 10 Telegramme von 12 bis 15 Worten für eine Gebühr von 
12 bis 15 Frcs. (100 Lieues weit) befördern werde. Die Linie wurde bis 
Rouen fertig, der Betrieb kam aber nicht in Gang, weil es nicht gelang, 
auch nur eine einzige zusammenhängende Nachricht von Rouen nach Paris 
zu bringen. Infolge dieses schlechten Ergebnisses kam das Unternehmen 
zu Fall, und die französische Staatstelegraphie wurde von einem Wett- 
bewerbe befreit, gegen den sie mangels einer gesetzlichen Handhabe nichts 
hätte tun können. 

Als der Berichterstatter den Pariser Oberbcamtcn der Telegraphenver- 
waltung seine Verwunderung darüber aussprach, daß es in einem Lande wie 
Frankreich, wo man so manches von der Sache hätte erfahren können, trotz 
der Arbeit von mehr als Jahresfrist nicht gelungen sei, ein Telegramm auf 
einer Strecke von nur 30 Lieues zu befördern, gab der erste » Administra- 
teur adjoint« Allard. der älteste und erfahrenste der Oberbeamten, der schon 
unter Chappe beim Telegraphenwesen tätig war, die für den preußischen 
Kommissar schmeichelhafte Antwort: »Ich finde dabei nichts Verwunder- 
liches, denn die Sache ist sehr schwierig; viel bemerkenswerter ist es, daß 
man in Preußen, ohne ein Vorbild zu besitzen, wie es Mr. Ferrier hier hatte, 
in so kurzer Zeit dahin gelangt ist, so schöne Ergebnisse zu erzielen.« 



Der antike Brief. 

Im Oktoberhefte 1907 der in Berlin im Verlage von Gebrüder Paetel 
erscheinenden Zeitschrift »Deutsche Rundschau« veröffentlicht Otto 
Seeck eine äußerst ansprechend geschriebene Betrachtung über den antiken 
Brief, aus der wir mit Zustimmung des Verlags folgendes wiedergeben. 
Einleitend bemerkt Seeck, daß die Fähigkeit, sich schriftlich ungezwungen 
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auszudrücken , eine hohe Kunst sei , die nur deshalb gegenwärtig nicht 
mehr als Kunst empfunden werde, weil sie unter den Gebildeten fast allgemein 
verbreitet sei, daß aber diese Kunst, ebenso wie sie heute den weniger 
Gebildeten, Dienstboten usw., meist fremd bleibe, auch den ersten geschicht- 
lichen Zeitaltern gänzlich gefehlt habe. Hierfür bringt er zahlreiche Bei- 
spiele aus den uns überlieferten brieflichen Mitteilungen des Altertums. 

Die ältesten uns erhaltenen Briefe tragen, wie Seeck nachweist, deut- 
lich die Spuren jener Zeit, in der die Schrift noch unbekannt oder doch 
sehr wenig verbreitet war, und in der Mitteilungen an Abwesende daher 
mündlich bestellt werden mußten. Diese ältesten Briefe stammen von dem 
berühmten Gesetzgeber Hammurabi, der gegen Ende des dritten Jahrtausends 
v. Chr. in Babylon herrschte. In ihnen wird zu Anfang der Brief selbst 
angeredet, als ob er ein menschlicher Bote wäre, dem die Bestellung der 
Königsworte aufgetragen würde, z. B. »Zu Sinidinnam sage: Also spricht 
Hammurabi«. Später wurde dann allerdings die Anrede an den Brief fort- 
gelassen, doch die Empfindung, daß der Brief der Vertreter einer münd- 
lichen Mitteilung sei, kam noch Jahrtausende hindurch in den Anfangsworten 
zum Ausdruck. Ein persischer Brief des fünften Jahrhunderts v. Chr., der 
uns in griechischer Ubersetzung erhalten ist, beginnt noch: »Also spricht 
König Xerxes zu Pausanias.« 

Sehr bezeichnend für die Unbeholfenheit des Absenders im schriftlichen 
Ausdruck ist der älteste griechische Brief, den wir kennen. Er stammt 
aus der Zeit der Perserkriege; eine Abschrift von ihm wurde im Nachlasse 
des Pausanias, des Siegers von Platää, gefunden, als man ihm wegen seiner 
hochverräterischen Verbindungen mit Xerxes den Prozeß gemacht hatte. 
Seiner Eigenartigkeit halber bringen wir den Brief in der von Seeck ge- 
gebenen Übersetzung wörtlich hier zum Abdruck. Er lautet: »Pausanias, 
der Führer Spartas, schickt Dir diese (nämlich persische Kriegsgefangene 
ohne Lösegeld) zurück, um Dir einen Gefallen zu tun, sie mit dem Speere 
gefangen habend, und ich hege die Meinung, wenn es auch Dir scheint, 
Deine Tochter zu heiraten und Dir Sparta und das andere Griechenland 
untertänig zu machen. Dies auszuführen glaube ich die Macht zu haben, 
mit Dir Rat pflegend. Wenn Dir nun etwas hiervon gefällt, so schicke 
einen zuverlässigen Mann an das Meer, durch den wir weiter unsere Reden 
führen werden.« Seeck hebt den außerordentlich plumpen Stil dieses Schrift- 
stücks hervor und bemerkt dazu vergleichend, daß heute Eltern, die einen 
Brief des kurzen Inhalts erhielten: »Ich hege die Meinung, wenn es auch 
Ihnen scheint, Ihre Tochter zu heiraten«, wohl ein wenig freundliches 
Gesicht machen würden. 

An weiteren Beispielen zeigt uns Seeck, daß in Sparta der Briefstil auch 
in späteren Jahren nicht höher entwickelt war, während man es in Athen 
um die gleiche Zeit darin erheblich weiter gebracht hatte. In Athen führte 
die planmäßige Ausbildung der Redekunst in der Mitte des fünften Jahr- 
hunderts auch zu einer früheren Vervollkommnung der Fähigkeit, sich 
schriftlich auszudrücken. Ein aus jener Zeit erhaltener Brief eines Atheners, 
ein Bericht des Feldherrn Nikias über die Belagerung von Syrakus, der die 
Not des Heeres und ihre Gründe klar und schlicht — ohne überflüssigen 
Wortschwall, aber doch erschöpfend — darlegt, beweist deutlich, daß der 
Schreiber anders mit der Feder umzugehen verstand, als ein Spartaner. Der 
Brief läßt aber anderseits erkennen, daß sich auch in Athen damals noch 
keine festen Formen entwickelt hatten, die Brief und Rede klar von- 
einander schieden, denn er enthalt im ersten Satze die eingeschobene 
Anrede: »o Athener«, wie sie in öffentlicher Versammlung von den 
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Rednern gebraucht wurde. Der Brief ist also offenbar der Yolksrede nach- 
gebildet. 

In einem Punkte, meint Seeck, seien die Alten richtiger verfahren als 
wir, nämlich darin, daß sie den Namen des Absenders an den Anfang ihrer 
Briefe setzten, wo er vernünftigerweise auch hingehöre. Wenn man einen 
Brief von unbekannter Handschrift empfange, so lese man zuerst die Unter- 
schrift; der Inhalt eines Briefes gewinne meist erst seine Bedeutung, wenn 
man wisse, von wem er ausgehe. Diesem Bedürfnisse habe die Schreibweise 
der Alten entsprochen , bei der es später allgemein üblich wurde , daß die 
Anfangsworte zunächst den Absender, dann den Empfänger nannten und 
beide durch eine Grußformel — im Griechischen »xfi^uv«, im Lateinischen 
»salus« — verbanden. Allerdings seien die Alten dafür nicht in der Lage 
gewesen, den Grad der Fremdheit oder Vertraulichkeit, der kühlen Höflich- 
keit oder Verehrung usw. schon im Eingang eines Briefes so zum Aus- 
druck zu bringen, wie dies bei unserem heutigen Briefstile durch die ein- 
leitenden Worte, z. B. »Euer Hochwohlgeboren«, »Lieber Herr Professor«, 
»Lieber Otto«, »Mein Herr«, »Geehrter Herr«, Hochverehrter Herr Pro- 
fessor«, »Verehrter Freund« usw., der Fall sei. 

Der Aufsatz enthält weiter Angaben über die äußere Gestalt des antiken 
Briefes. Die ältesten erhaltenen Briefe stehen auf Tontafeln; die Schrift 
wurde in den weichen Ton eingedrückt und dann durch Brennen unzer- 
störbar gemacht. Als Umschlag diente ebenfalls eine Tonhülle, auf der der 
Absender vor dem Brennen einen Abdruck seines Siegels anbrachte. Die 
griechischen und römischen Briefe bestanden anfangs aus zwei innen mit 
Wachs ausgegossenen dünnen Brettchen — ciXtci oder codicilli — , die durch 
eine Art Scharnier miteinander verbunden waren , so daß man sie gleich 
einem Buche zusammen- oder auseinanderklappen konnte. Die Schrift wurde 
mit einem scharfen Griffel in die wächsernen Innenflächen geritzt; sodann 
wurden die Täfelchen zusammengeklappt und mit einer Schnur umwunden, 
auf die man in Wachs oder plastischem Ton das Siegel drückte. Diese 
Täfelchen gewährten aber nur einen sehr beschränkten Kaum. Sehr früh 
schon kam daher daneben die Verwendung des Papyros auf, den man in 
beliebig lange Streifen schneiden konnte, die dann gerollt und mit einem 
Faden umschlungen wurden, auf dessen Knoten das Siegel seinen Platz 
fand. 

Hinsichtlich des Inhalts der Briefe belehrt uns Seeck darüber, daß die 
antiken Briefe sich von den heutigen Briefen namentlich dadurch wesentlich 
unterschieden haben, daß in ihnen die Erzählung der neuesten Ereignisse, 
die bei uns den größten Teil des Inhalts zu bilden pflege, nur einen ver- 
hältnismäßig geringen Raum einnehme, ja in den meisten Fällen sogar ganz 
fehle. Dies erklärt er aus der ' im Altertum üblich gewesenen Verbindung 
schriftlicher und mündlicher Berichterstattung, die dem Empfänger die münd- 
liche Überlieferung der wichtigsten Neuigkeiten gewährleistete. Eine Post, 
die jedem Privatmanne zur Verfügung gestanden hätte, war im Altertum 
nicht vorhanden. Die Uberbringung der Briefe erfolgte durch besondere 
oder gelegentliche Boten, durch Freunde, die eine Reise unternahmen, usw. 
Der mündlichen Berichterstattung durch den Überbringer wurde dabei eine 
ganz besondere Bedeutung beigemessen. Dafür wird in dem Aufsatz als 
bezeichnendes Beispiel die Ausgestaltung des bekannten römischen cursus 
publicus*) angeführt. Als Augustus zur Herrschaft gelangt war, sorgte er 
vor allem dafür, auch mit den entferntesten Teilen des weiten römischen 



*} Vgl. Archiv iuoö, S. 350 ff. und 300 ff. 
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Reichs durch schnellen Nachrichtendienst in steter Verbindung zu bleiben. 
Er errichtete daher an den großen Heerstraßen in kurzer Entfernung von- 
einander Stationen, an denen bei Tag und Nacht kräftige Läufer bereit- 
standen, um Briefe an den Kaiser schleunigst zur nächsten Station weiter- 
zubringen. Sehr bald aber wurde diese Art der Beförderung durch eine 
andere ersetzt. In den Posthäusern wurden statt der menschlichen Läufer 
Pferde und Maultiere bereitgehalten, um mit dem Briefe auch den ersten 
Überbringer nach Rom zu befördern. Dies geschah nicht etwa, weil der 
frühere Postdienst dem Kaiser zu langsam gewesen wäre, sondern weil er 
nicht nur den Brief lesen, sondern den Boten, der unmittelbar vom Orte 
der Ereignisse kam, ausfragen wollte. Lediglich diesem Bestreben nach 
Vereinigung der schriftlichen mit der mündlichen Berichterstattung verdankte 
daher die erste römische Posteinrichtung mit regelmäßigem Pferde- usw. 
Wechsel ihre Entstehung. 

In seinen weiteren Ausführungen untersucht Seeck eingehend die Frage, 
seit wann und aus welchen Gründen im Altertum Briefe veröffentlicht wurden 
Der erste, dessen Briefe gesammelt und durch den Buchhandel verbreitet 
wurden, ist hiernach der griechische Philosoph Piaton gewesen. Bemerkens- 
wert ist die von Seeck gegebene Erklärung für die Entstehung dieser Brief- 
sammlung. Piaton hatte sich theoretisch viel mit Politik beschäftigt, in 
seiner Heimatstadt Athen aber für die Verwirklichung seiner Lehren vom 
Staate keinen geeigneten Boden gefunden. Durch Vermittlung eines seiner 
Schüler, Dion, war er dann in späteren Lebensjahren zweimal einem Rufe 
an den Hof des Tyrannen Dionys II. nach Syrakus gefolgt, ohne daß er 
jedoch auch dort seine Hoffnung erfüllt sah, politischen Einfluß zu gewinnen. 
Nach dem Sturze des Tyrannen konnte sich Piaton zu einer dritten Reise 
nach Syrakus nicht entschließen und beschränkte sich darauf, seinen Freunden 
brieflich Ratschläge zu erteilen. Die Rolle, die der Philosoph am Tyrannen- 
hofe gespielt hatte, war wenig ruhmvoll gewesen und hatte zu manchen 
Mißdeutungen Veranlassung gegeben. Anscheinend zu seiner eigenen Recht- 
fertigung hat daher Piaton gegen die Sitte der Zeit von allen seinen Briefen 
an den Tyrannen und die späteren Machthaber von Syrakus Abschriften 
zurückbehalten. Die Zahl dieser in seinem Nachlasse vorgefundenen Briefe 
genügte, nachdem man sie durch einige minder bedeutende, von anderen 
Freunden des Verstorbenen zurückgeforderte Briefe vermehrt hatte, um ein 
Buch, wenn auch nur ein sehr kleines, zu füllen. So entstand die erste 
Briefsammlung, die wir kennen, durch ganz besondere Umstände. Damit 
aber war der Brief in die eigentliche Literatur eingeführt, und der große 
Reiz dieser Sammlung bewirkte, daß ihr bald andere folgten. Der nächste, 
von dem uns eine Briefsammlung erhalten ist, war der Philosoph Epikur, 
der seine Lehren durch Briefe verbreitete, die er wahrscheinlich später selbst 
herausgegeben hat. Zu der Gattung der Lehrbriefe gehören aus späterer 
Zeit namentlich die Briefe des Seneca und vor allen anderen die Episteln 
des Paulus und seiner Genossen im Apostelamte. Bei den Römern wird 
schon von dem alten Cato eine epistula ad filium erwähnt. Doch scheint 
dies eine kleine Abhandlung gewesen zu sein, die nur nach dem Muster 
Epikurs in die Form eines Briefes gekleidet war. Eine Sammlung wirk- 
licher Briefe wurde zuerst am Ende des zweiten Jahrhunderts v. Chr. ver- 
öffentlicht, und zwar rühren diese von einer Frau, Cornelia, der Mutter 
der Gracchen, her. Von Cicero hat man nach seinem Tode fast jeden 
Zettel gesammelt und herausgegeben. 

Später wurden außer Lehrbriefen und poetischen Episteln häufig auch 
andere Briefe von vornherein in der Absicht der späteren Veröffentlichung 
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geschrieben. Der erste, dem dies nachgewiesen werden kann, ist nach Seeck 
der jüngere Plinius gewesen, der seine Briete selbst herausgab. Jeder einzelne 
Brief ist so geschrieben, daß er stets nur einen Gegenstand behandelt und 
ein wohl abgerundetes, sorgsam gefeiltes Kunstwerk darstellt. Aber man 
muß dem Verfasser des Aufsatzes wohl darin beistimmen, daß der Wert 
dieser Briefe gerade durch die Tatsache verliert, daß sie in der Absicht der 
späteren Veröffentlichung geschrieben wurden. Als Beispiel führt Sceck einen 
Brief an, den Plinius an seine dritte Frau geschrieben hat, wobei er in 
wohlgesetzten Worten »der unglaublichen Sehnsucht, von der er besessen 
sei« , Ausdruck verleiht und stilistisch vollendete Betrachtungen über die 
Gründe dieser Sehnsucht anstellt. Seeck sagt mit Recht, daß dieser Aus- 
druck glühender Gattenliebe, so hübsch er ja an sich sei, uns frostig an- 
muten müsse, wenn wir bedächten, daß er von dem feurigen Liebhaber nicht 
nur selbst veröffentlicht worden, sondern schon bei der Niederschrift für 
die Veröffentlichung bestimmt gewesen sei. 

Die Gewohnheit, Briefe zum Zwecke späterer Veröffentlichung zu schreiben, 
die die ganze Folgezeit beherrschte, führte schließlich zu immer größerer 
Heuchelei und machte den Briefstil unnötig wortreich, schwülstig und un- 
klar. Im letzten Teile seiner Abhandlung weist Seeck nach , daß diese 
im Briefstile zur Gewohnheit gewordene gezierte Künstelei einen unheilvollen 
Einfluß auch auf die Form der Gesetzgebung ausübte, in der an Stelle der 
früheren schlichten Klarheit allmählich ein Gebilde wortreicher, aber oft 
halb unverständlicher Redewendungen trat. 

Der Aufsatz Seecks beansprucht, wie der vorstehende kurze Auszug dar- 
tut, lebhaftes Interesse und ist ein wertvoller Beitrag zur Geschichte des 
Briefes im Altertum. 



KLEINE MITTEILUNGEN. 

D a m p f f ä h re n v e r b i n d u n g zwischenDcutsc bland und Schweden. 
In den letzten Tagen des Februar wurde von beiden Häusern des Preußischen 
Landtags ein von der Regierung eingebrachter Gesetzentwurf, betreffend die 
Herstellung einer Eisenbahn-Dampffahrenverbindung zwischen Saßnitz und 
Trelleborg (vgl. Archiv 1908, S. loff.), unverändert angenommen. Die Staats- 
regierung wird dadurch ermächtigt, eine im Wege der Anleihe durch Ausgabe 
von Staatsschuldverschreibungen aufzubringende Summe von 8810000 Mark 
zur Herstellung der genannten Verbindung zu verwenden. Von dem Betrag 
entfallen 4300000 Mark auf die baulichen Anlagen in Saßnitz- Hafen 
und 4510000 Mark auf die Beschaffung zweier Fährschiffe. Aus der Be- 
sprechung bei der zweiten Beratung des Gesetzentwurfs im Abgeordneten- 
hause seien folgende Ausführungen des Ministers der öffentlichen Arbeiten 
hervorgehoben: »Hinsichtlich der Rentabilität ist der Hinweis darauf durch- 
aus zutreffend, daß die Fähreinrichtung als solche nicht als ein Ganzes be- 
trachtet werden darf, das eine selbständige Abrechnung verträgt; entscheidend 
sind vielmehr die Rückwirkungen auf das anschließende Staatsbahnnetz. 
Aus den Ergebnissen des Fährbetriebs Warnemünde-Gedser, die nunmehr 
für drei abgeschlossene Betriebsjahre vorliegen, ist festgestellt, daß zwar 
nur in einem Jahre bei der Fähreinrichtung als solcher die Einnahme und die 
Ausgabe annähernd balancierten, und in 2 Jahren die Ausgaben die Einnahmen 
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überstiegen, daß aber die Mehreinnahmen des anschließenden mecklen- 
burgischen Staatseisenbahnnetzes so erheblich waren , daß die Ausfälle der 
Fähreinrichtung an und für sich vollständig ausgeglichen waren. Die Sorge, 
daß die neue Verkehrseinrichtung, deren Bedeutung ganz überwiegend auf 
der Seite des Personenverkehrs liegt, zu einer Schädigung der Ostseeplätze 
führen könne, ist unbegründet. Von einer Heranziehung des Massenverkehrs, 
des Schwergüterverkehrs kann nicht die Rede sein. Der Fähre wird sich 
nur der Verkehr zuwenden . der entscheidendes Gewicht darauf legen muß, 
daß keine Umladung erfolgt, einerseits der Kosten, anderseits der mit der 
Umladung verknüpften Fährlichkeiten halber. Außerdem wird zur Fähre 
der Verkehr streben, der eine besondere Beschleunigung beansprucht.« 

Auch die schwedische Regierung hat dem Reichstag einen Gesetzentwurf, 
betreffend Einrichtung einer täglichen Dampffährenverbindung zwischen 
Saßnitz und Trelleborg. vorgelegt. Die Kosten für den Bau zweier, der 
Verwaltung der Staatsbahnen zu unterstellenden Fährschiffe sind auf 
2 250000 Kronen veranschlagt ; für die Erweiterung der Trelleborger Hafen- 
anlagen werden 1 721 000 Kronen gefordert. Die der Reederei Schweden- 
Deutschland gehörenden beiden Dampfer, die jetzt zusammen mit den Dampfern 
der Stettiner I)ampfschin'gesellschaft J. F. Bräunlich den Dienst auf der 
Linie Saßnitz-Trelleborg versehen , sollen für den Staat angekauft werden. 
Die Gesetzesvorlage ist von beiden schwedischen Kammern einstimmig an- 
genommen worden. 

Der Schlicksche Schiffskreisel. Am 12., 13. und 14. November 
1907 sind auf Veranlassung von Swan Hunter und Wrigham Richardson 
in Wallsend vor der Tvne Versuchsfahrten mit dem früheren Torpedoboote 
»Seebär« ausgeführt worden, um die Leistungsfähigkeit des in diesen 
Dampfer eingebauten Schlicksehen SchifTskreisels (vgl. Archiv 1906, S. 717) 
zu erproben. Die mit dem Kreisel erzielten Erfolge waren, wie die Zeit- 
schrift »Hansa« 1907, Xr. 48, berichtet, trotz des bei den Probefahrten 
vorherrschenden stürmischen Wetters durchaus befriedigend und bestätigten 
aufs neue die im vorhergehenden Jahre bei den Versuchsfahrten in der 
Xordsee gesammelten günstigen Erfahrungen. Die Hamburg- Amerika Linie 
ist, wie auf anderen Gebieten, so auch mit der Einführung der geistreichen 
Schlickschen Erfindung in Deutschland bahnbrechend vorangegangen und hat 
den Nordsee-Salondampfer »Silvana« mit dem Kreisel ausrüsten lassen. Der 
Bau des Kreisels, der einschließlich Zubehör 150000 Mark kostet, ist dem 
Stettiner Vulcan übertragen worden. Die Versuchsfahrten mit der »Silvana« 
werden in naher Zeit stattfinden können. Ebenso haben mehrere andere 
Gesellschaften sich entschlossen, einige ihrer im Kanal verkehrenden Personen- 
dampfer mit der neuen Einrichtung zu versehen; der Einbau erfolgt durch 
die Firma Swan Hunter & Co., die die Berechtigung zur Ausnutzung des 
Schlickschen Patents für Großbritannien und Amerika erworben hat. Diese 
Firma hat eine Reihe von Entwürfen für Kreisel verschiedener, den 
Abmessungen einzelner Schittsgattungen entsprechender Größe herstellen 
lassen und besonders für Kanalboote ein Standard -Modell vorgesehen, das 
sich für Dampfer von etwa 2000 Tonnen Verdräng eignet. Das Modell 
wird sich von dem in den »Seebär« eingebauten Kreisel dadurch unter- 
scheiden, daß der Antrieb durch Elektromotoren erfolgt. Der Kreisel selbst 
wird verhältnismäßig kleiner sein, da die Umdrehungszahl, die auf dem 
»Seebär« 1600 in der Minute betrug, auf das höchste zulässige Maß ge- 
steigert werden soll. 
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Die Weltwirtschaft. Ein Jahr- und Lesebuch, unter Mitwirkung 
zahlreicher Fachleute herausgegeben von Dr. Ernst von Halle. 
Professor an der Universität Berlin. Verlag von B. G. Teubner 
in Leipzig und Berlin. II. Jahrgang 1907. III. Teil: Das Aus- 
land, 288 Seiten, geh. 5 Mark. 

Die ersten beiden Teile des zweiten Jahrgangs dieses Werkes sind im 
Archiv 1907, S. 692fr., besprochen worden. Der nunmehr erschienene dritte 
Teil behandelt die Gestaltung der wirtschaftlichen Verhältnisse in den 
wichtigsten außerdeutschen Staaten im Jahre 1 91.16. Wie im ersten 
Jahrgang eröffnet ein umfangreicher Bericht mit zahlreichen Ubersichten 
über die wirtschaftlichen Fortschritte des Britischen Weltreichs die 
Reihe der Abhandlungen. An Stelle des Professors Hewins, der den 
vorjährigen Bericht erstattete, sind diesmal als Bearbeiter für England 
und seine Kolonien zwei der maßgebendsten englischen Sachkenner dieses 
Gebiets getreten, deren Namen jedoch nicht angegeben sind. Es ent- 
spricht nämlich dem englischen Dienstgebrauche, daß die Mitglieder der 
Zentralbehörden Veröffentlichungen über die Gegenstände ihres Referats 
nicht namentlich unterzeichnen dürfen. Nach dem Berichte war das Jahr 
1906 für Handel und Wandel in dem Vereinigten Königreiche durchweg 
recht günstig, namentlich der Außenhandel, der Bergbau, die Tcxtil- und die 
Maschinenindustrie weisen einen großen Aufschwung auf; die Gedrücktheit 
der Fondsbörse und die schon 1906 fühlbare Spannung des Geldmarktes 
hatten gerade ihre Hauptursache in der starken Kapitalaufnahme seitens 
des blühenden Handels und Gewerbes zu Ungunsten des Fondsmarktes. 
Aus den sehr zahlreichen Ubersichten und Nachweisen seien hier nur einige 
beachtenswerte Angaben herausgegriffen. 

Die dem Ackerbau dienende Fläche geht in England selbst andauernd 
zurück; seit 1895 hat sich die kultivierte Anbaufläche von 47992919 auf 
46 9()6 000 acres, also in 11 Jahren um rund 1 Million acres verringert, die 
hauptsächlich von der wachsenden Industrie und dem Wohnungsbedürfnis 
in Anspruch genommen worden sind. Dementsprechend wachsen die Mengen 
der vom Ausland eingeführten Nahrungsmittel außerordentlich 
schnell. So z. B. stieg von 1895 bis 1906 die Einfuhr an Weizen von 
69.7 Millionen auf 92,9 Millionen engl. Zentner, Mais von 32^ Millionen 
auf 46,6 Millionen Zentner, frischem Rindfleisch von 2,0 Millionen auf 
5.5 Millionen Zentner, Hammelfleisch von 2,0 Millionen auf 4,0 Millionen 
Zentner, Butter von 2,\ Millionen auf 4.? Millionen Zentner usw. Die 
größten Nahrungslicferer Englands sind die Vereinigten Staaten von Amerika 
Argentinien, Canada, Australien und Rußland. Diese schnell wachsende Ab- 
hängigkeit Englands vom Ausland in bezug auf die Nahrungsversorgung ist 
nicht unbedenklich und macht es schon allein erklärlich, daß England durch 
eine übermächtige Flotte die Gefahr einer Blockierung und Abschneidung 
von seinen Nahrungsquellen fernhalten muß. 

Der Schiffsbau war sehr lebhaft, England ließ 1906 nicht weniger 
als 1421 Schiffe mit 2 Millionen Bruttotonnengehalt vom Stapel, mehr als 
die Hälfte der gesamten Welterzeugung 1906 (2792 Schiffe, 3.35 Millionen 
Tonnen). Dabei war 1906 das Jahr der großen Schiffe: in der Schlacht- 
flotte die »Dreadnought« (179001), »Lord Nelson« (16590t), »Agamemnon« 
(16500 t), in der Handelsflotte die Schwesterschiffe »Lusitania« und 
»Mauretania« der Cunardlinie mit 33000 t und 77000 indizierten PS. und 
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die »Adriatic« der White Star Line (25000 t und 16400 PS.)- Dement- 
sprechend stieg die Erzeugung von Sehiffsmaschinen (namentlich auch 
Turbinen) von 1,3 Millionen PS. im Jahre 1004 auf 1,8 Millionen PS. in 1906. 

Die Transportleistungsfähigkeit der britischen Handelsflotte nimmt 
von Jahr zu Jahr nicht nur an und für sich in bezug auf Tonnengehalt, 
sondern auch verhältnismäßig durch den Ubergang vom Segelschiffe zum 
Dampfschiff und durch die gesteigerte Benutzung sehr großer Schiffe zu. 
So ist von 1S80 bis 1006 der registrierte Nettotonnengehalt der Segel- 
schiffe von 3 851 000 t auf 1 555 000 t zurückgegangen, dafür hat aber der 
der Dampfer sich von 2 723 000 t auf 9612000 t vermehrt. 

Der Außenhandel entwickelte sich sehr rasch. Der Wert der Gesamt- 
ein- und -ausfuhr ist seit 1902 von 877 Millionen auf 1068,6 Millionen 
Pfd. Sterl. gestiegen oder auf den Kopf der Bevölkerung von 19,5 auf 
23,1 Pfd. Sterl. 

Bei den Postsparkassen hat sich seit 1891 die Zahl der Einleger 
von 5.1 Millionen auf 10,3 Millionen erhöht. 1906 betrugen die Einzah- 
lungen 44 Millionen Pfd. Sterl., die Auszahlungen 43,8 Millionen Pfd. Sterl., 
das Guthaben der Einleger am Jahresschlüsse 156 Millionen Pfd. Sterl. 

Im Gegensatze zu dem vorjährigen Berichte, dessen Zahlenangaben stets 
das ganze Britische Reich mit Indien und den Kolonien umfaßten, sind 
diesmal, soweit möglich, die wirtschaftlichen Verhältnisse sowohl Indiens 
wie der Kolonien je für sich behandelt worden, was sehr wertvoll ist. 
Interessant ist eine Zusammenstellung über die — sehr verschiedenartige — 
Vorzugsbehandlung, die die einzelnen Kolonien dem Warenverkehr von 
und nach dem Vereinigten Königreich im Gegensatze zum Auslande ge- 
währen, und eine Tabelle, die für jede einzelne der 57 überseeischen 
Besitzungen die Bodenfläche, Einwohnerzahl, Einfuhr, Ausfuhr, Tonnen- 
gehalt, Staatseinnahmen, -ausgaben und -schulden sowie die Länge der 
Eisenbahnen in Meilen angibt. 

Die Wirtschaftsentwicklung der Vereinigten Staaten von Amerika 
ist. wie im Vorjahre, von vier Verfassern in großer Ausführlichkeit be- 
handelt worden. In noch weit höherem Maße als im Britischen Reiche 
bietet sich auch hier ein Bild mächtigen Aufschwunges auf allen Wirt- 
schaftsgebieten, verursacht nicht so sehr durch Spekulation als durch 
wirklich greifbare Kapitalserzeugung. Solche Ernten wie 1906 waren 
kaum je dagewesen; Erträge von mehr als 3 Milliarden Bushel Mais, 
735 Millionen Bushel Weizen und 965 Millionen Bushel Hafer beweisen die 
ungeheuere Ertragfähigkeit des Bodens. Ebenso ungewöhnlich waren die Er- 
träge des Bergbaues. Die Förderung an Kohlen, Eisen, Kupfer und 
Edelmetallen überstieg alle früheren Jahresergebnisse. Endlich erzeugte 
auch die blühende Industrie eine Menge neuer Werte. Wie gefährlich 
aber trotzdem ein solch plötzliches Emporschnellen ist, und wie ein unvor- 
herzusehendes Ereignis einen gewaltigen Rückschlag herbeiführen kann, hat 
die Welt schon 1907 erleben und mit erleiden müssen. 

Aufmerksamkeit verdienen u. a. auch dieses Jahr die Berichte über die 
Arbeiterverhältnisse, Arbeitgeber- und Arbeitervereinigungen, Streiks 
usw. in Amerika. 

Es folgen Ausführungen über die europäischen Länder, auch diesmal 
wieder ohne Portugal, über die Türkei ist, da keine neuen Zahlen vor- 
lagen, ebenfalls nicht berichtet worden. 

Bemerkenswert sind die Mitteilungen über die Arbeitgeber- und Arbeit- 
nehtnerverbändc in den verschiedenen Ländern und die Ergebnisse der Lohn- 
und Machtkämpfe. 
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Daneben geht durch fast alle Berichte eine vom Standpunkte des Handels 
und der Industrie wohl verständliche Befriedigung über die erzielten unge- 
wöhnlich hohen Absatzpreise fast aller Erzeugnisse. 

Schweden, Norwegen, Holland hatten einen ungemein reichen 
Fisch- und Hummerfang und dennoch hohe Preise, Holland meldet ein 
Rekordjahr in der Tabakernte seiner Kolonien und steigende Preise, ferner 
glänzende Geschäfte in der Brillantenindustrie, die bei höchsten Preisen der 
Nachfrage nicht genügen konnte, Belgien und Österreich ein Jahr 
großer Blüte für die Kohlenindustrie bei steigenden Preisen, Österreich 
einen noch nie beobachteten Aufschwung seiner Baumwoll-, Schafwoll- und 
Leinenindustrie infolge stürmischer Nachfrage und hoher Preise, Ungarn 
und Rumänien eine seit 20 Jahren nicht erlebte Ernte usw. Nur Frank- 
reich klagt über die anhaltend geringe Bevölkerungszunahme, über die 
Weinbaukrisis. das gewaltige Anschwellen der sozialistischen Stimmen und 
die großen Streiks der Briefträger und der Bergleute; dennoch war das 
Jahr 1906 auch für Frankreich wirtschaftlich gut. Allein an Steuern sind 
108 Millionen Fr. mehr als im Vorjahr aufgekommen. 

Die allgemeinen Preissteigerungen in Verbindung mit erheblichen Er- 
höhungen der Arbeitslöhne, der Boden- und Wohnungspreisc haben aber 
anderseits die Verbraucher — auch in Deutschland — schwer empfunden, 
soweit sie nicht auch ihrerseits ihre Einnahmen erhöhen konnten. 

Dr. Ludwig Riess- Berlin hat wieder einen sehr lesenswerten Uber- 
blick über die wirtschaftliche Entwicklung Ostasiens gegeben, namentlich 
über die großen Anstrengungen Japans, seine Stellung im Welthandel 
und das Gleichgewicht seiner Finanzen zu behaupten. Am 30. März 1906 
ist in Japan nach hartem Kampfe ein Gesetz angenommen worden, das 
dem Staate das Recht zur Enteignung von 17 Pri vat-Eisenbahn - 
gesellschaf ten mit 4650 km Schienenlänge gibt. Noch im Jahre 1906 
hat der Staat schon über 2500 km davon in seinen Betrieb übernommen. 
Der Kaufpreis für alle Strecken betrug insgesamt 470 Millionen Yen 
(= 980 Millionen Mark). Künftig werden 7000 km in staatlichem und nur 
590 km in Privatbetrieb sein. Bergbau, Ackerbau und Industrie blühen. 
Selbst die Bierbrauereien, ursprünglich durchweg von deutschen Brauern ge- 
leitet, sind jetzt in japanischen Händen und nehmen einen großen Aufschwung. 

Empfindlich auch für die deutsche Schiffahrt war der Wettbewerb der 
japanischen Damp ferlinien nach dem Yangtse und nach Bangkok, her- 
vorgerufen durch einen starken Uberfluß an japanischen Dampfern infolge 
großer Schiffsankäufe während des Krieges. Dazu unterstützte die Regie- 
rung diese Linien nach fremden Häfen mit hohen Beihilfen. 

Im Bericht über China fällt zunächst die große Ausbreitung des 
chinesischen Postwesens auf, das 1906 schon 2096 Ortschaften umfaßte, 
470 mehr als 1905; auch der Eisenbahnbau schritt lebhaft voran (5695 km 
im Betriebe, 2610 km im Bau). 

Den Schluß des Buches bilden die in diesem Jahrgange zum ersten 
Male aufgenommenen Berichte über die Deutschen Schutzgebiete von 
Hubert Henoch-Bcrlin, eine wertvolle Zusammenstellung der Angaben über 
die wichtigsten Kulturen, über Einwohnerzahl, Handelsbewegung, Eisen- 
bahnen, Anlagekapital u. a. m. der einzelnen Schutzgebiete. 

Ein alle drei Teile des Jahrbuchs umfassendes alphabetisches Inhalts- 
verzeichnis, das dem dritten Teile angefügt ist, erleichtert das Nachschlagen. 
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Verkehrs- und politische Geographie sowie österreichische 
Verfassung und Verwaltung von Dr. Ferdinand Bachmann, 
k. k. Ober-Postkommissär. Wien 1908, Manzsche k. u. k. Hot- 
Verlags- und Universitäts-Buchhandlung. 160 Seiten. 8 Ö . 

Das vorliegende Werk, dem ein Vorwort nicht beigegeben ist, soll an- 
scheinend ein Hilfsbuch sein für österreichische Postbeamte bei der Vor- 
bereitung auf postdienstliche Prüfungen. Es zerfällt, wie schon aus der 
Aufschrift hervorgeht, in zwei ganz verschiedene Hauptbestandteile »Ver- 
kehrs- und politische Geographica und »österreichische Verfassung und 
Verwaltung«. 

Die Verkehrsgeographie im ersten Hauptteile beschränkt sich 
auf eine Aufzählung der österreichisch -ungarischen Eisenbahnstrecken und 
Dampfschiffslinicn und der wichtigsten Anschlußstrecken und -linien nach 
dem Auslande sowie auf eine tabellarische Übersicht über die Beamten- 
bahnposten und die Bahnposten niederer Ordnung in Österreich. Von all- 
gemeinerem Interesse ist aus diesem Teile nur die Zusammenstellung der 
in Österreich geltenden Bestimmungen über die Postbeförderung auf Eisen- 
bahnen. Schiffen und auf dem Landwege (S. 28 ff.). Die politische 
Geographie enthält kurze zusammenfassende Angaben über die wich- 
tigsten Länder aller Erdteile. Dem Verfasser scheinen indes hierbei nicht 
durchweg die neuesten Quellen zur Verfügung gestanden zu haben. So 
sind unter »Preußen, Provinz Ostpreußen« (S. 57) nur die beiden Regie- 
rungsbezirke Königsberg und Gumbinnen aufgeführt, während der 1905 
neu eingerichtete Regierungsbezirk Alienstein unberücksichtigt geblieben ist. 
Unter den Bade- und Kurorten in Preußen (S. 59/60) sind dagegen eine 
Reihe völlig unbekannter Orte aufgezählt, wie Beringerbad, Bucowicne, 
Genovevabrunnen, Gertrudsbrunnen, Grullbach, Königsdorf - Iaztrzemb, 
Neuenhain, Neu-Rakoczy, Nudersdorf, Rüchlingen u. a. Ferner findet sich 
unter den Angaben über Deutschland der Satz: »Der Reichstag ist der 
gesetzgebende Körper« (S. 56), was mit Artikel 5 der Deutschen Reichs- 
verfassung nicht in Einklang stehen dürfte. 

Der bei weitem interessantere Teil des Werkes ist derjenige über die 
»österreichische Verfassung und Verwaltung«, der räumlich ge- 
rade die Hälfte des Buches einnimmt, und den wir unseren Lesern wegen 
seiner knappen und klaren Darstellung bestens empfehlen können. Der 
Verfasser erörtert in den einzelnen Abschnitten dieses Teiles nacheinander 
die Stellung des Staatsoberhaupts, die Verfassung des österreichischen 
Staatsgebiets (Reichsrat, Wahlordnung, Grundrechte der Staatsbürger, Ge- 
richtsverfassung, Ausübung der Regierungs- und der Vollzugsgcwalt. 
Landes- und Gemeindevertretungen usw.), die Verfassung des ungarischen 
Staatsgebiets und die Wirkungsgebiete der einzelnen österreichischen 
Ministerien. Besonders hervorheben möchten wir den Abschnitt über das 
staatsrechtliche Verhältnis Österreichs zu Ungarn (S. 132 fr.), in dem dieser 
schwierige Stoff eine ebenso kurzgefaßte, wie übersichtliche Behandlung 
findet. 
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Industrie und Post in Annaberg (Erzgebirge) 

und Umgebung. 

Die wichtigste Industrie in Annaberg und Umgebung — Umgebung hier 
in recht weitem Sinne gedacht, denn sie erstreckt sich im Westen bis Eiben- 
stock und Johanngeorgenstadt, überschreitet im Süden die böhmische Grenze 
und reicht im Osten bis Marienberg — ist von alters her die Posamenten- 
industrie. Wenn späterhin in diesem Gebiete, «besonders in Annaberg 
und Buchholz, andere Industriezweige sich festgesetzt und zum Teil hoch 
entwickelt haben, so ist ihr Ursprung in den meisten Fällen auf die 
Bedürfnisse der Posamentenindustrie zurückzuführen. Es gilt dies in erster 
Linie von den groß angelegten Betrieben, in denen Hilfstoffe für die 
Posamentenherstellung, besonders Baumwoll- und Seidenschnuren, Litzen, 
Soutache usw. fabrikmäßig unter Verwendung zahlreicher Maschinen her- 
gestellt werden. In weiterem Sinne sind hierher lithographische Anstalten 
und Pappwarenfabriken zu rechnen, die den großen Bedarf der Posa- 
mentenindustrie an Karten zum Aufheften sowie an Tappkasten zum Verpacken 
und Versenden der Erzeugnisse decken. Aus der Pappwarenindustrie ist 
alsdann als selbständiger Zweig die Luxuspappwarenindustrie hervor- 
gegangen, die unter den in Annaberg und Buchholz bestehenden Betrieben 
mit an erster Stelle genannt werden muß. Nicht unerwähnt darf hier die 
ihrem Ursprünge nach ebenfalls auf die Pappwarenindustrie zurück- 
zuführende, zuerst in Buchholz vom jetzigen Kommerzienrat Brauer ins 
Leben gerufene Pappkunstprägerci bleiben, die aus kleinen Anfängen 
hervorgegangen, sich zuerst mit der Herstellung von aus Pappe geprägten 
Sargverzierungen befaßte, im Laufe der Zeit aber einen großartigen Auf- 
Archiv f. Po»t 0. Telegr. 12. 190H. 23 
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schwung genommen und ihren Betrieb auf die Herstellung zahlreicher 
Bedarfsgegenstände ausgedehnt hat. 

Unter den mit der Posamentenindustrie im engsten Zusammenhange 
stehenden Betrieben sind noch einige in Annaberg und Buchholz vorhandene 
Fabriken zu erwähnen, in denen Maschinen für die Posamentenherstellung, 
wie Gallonmaschinen, Mühlstühle, Klöppelmaschinen u. a., angefertigt 
werden. 

Außer diesen Anlagen bestehen in nächster Umgebung von Annaberg 
zwei größere Papierfabriken, mehrere Holzschleifereien, in denen der für 
die Papier- und Pappenindustrie erforderliche Holzstoff hergestellt wird, 
in Annaberg eine vor etwa 10 Jahren errichtete Wäschefabrik und zahlreiche 
kleinere Betriebe verschiedener Art. Man sieht, daß die gewerbliche Tätig- 
keit in Annaberg und Umgebung trotz der hohen Lage der Gegend 
— 600 m und darüber — überaus lebhaft ist und verschiedene Gebiete 
umfaßt. Das für diese Gegend älteste und ausgebreitetste Gewerbe, die 
Posamentenherstellung, hat jedoch keineswegs, wie man wohl vermuten 
könnte, an diesem Platze seinen Ursprung, sondern ist uralt und bis in die 
Zeiten der Assyrer, Ägypter, Hebräer und anderer Kulturvölker der vor- 
christlichen Zeit zu verfolgen. Auch in Deutschland reicht diese Kunst 
weit bis in den Beginn des Mittelalters, ja, wenn man will, bis in die 
Pfahlbautenzeit zurück; denn man hat unter den Resten der Pfahlbauten borten- 
artige, offenbar durch Flecht- und Knüpfarbeit hergestellte, mit Quästchen 
verzierte Gewebe gefunden, die jedenfalls zur Ausschmückung von Kleidungs- 
stücken gedient haben.*) Am Ausgange des Mittelalters werden als wich- 
tigste Gebiete für Posamentenherstellung genannt: die Niederlande, Süd- 
frankreich, die Gegenden am Niederrhein und Main; ferner die Orte Basel, 
Bamberg und Nürnberg. Von dem letzterwähnten Orte mag die Industrie, 
wie nahezu mit Sicherheit anzunehmen ist, um die Mitte des sechzehnten 
Jahrhunderts nach Annaberg und Buchholz gelangt sein. 

Die Stadt Annaberg verdankt, wie beinahe gleichzeitig die Nachbar- 
stadt Buchholz, ihre Entstehung der Entdeckung reicher Silberadern am 
Schreckenberg und in dem angrenzenden Gelände im Jahre 1496. Schon 1407 
erhielt die junge Gemeinde vom Herzog Georg dem Bärtigen eine Urkunde 
über die Verleihung des Stadtrechts und verschiedener Vorrechte, wie 
Marktrecht, Wegefreiheit und Gerichtsbarkeit, denen wenig später auch 
das Münzrecht folgte. Ursprünglich die »Neue Stadt am Schreckenberge« 
genannt, erhielt sie durch Kaiserliche Bestallung vom 22. März 1501 nach 
ihrer Schutzpatronin den Namen »Sankt Annaberg«. Die Ausbeute an 
Silber war außerordentlich groß und brachte Reichtum, aber auch den 
Hang zum Wohlleben unter die Bewohner. In dem damit verbundenen 
Kleiderluxus werden wir den ersten Anlaß zur Posamentenherstellung im 
oberen Erzgebirge zu suchen haben. 

Anfänglich lag die neue Kunst, zumal die männlichen Bewohner lohnende 
Tätigkeit in den zahlreichen Silbererzgruben fanden, ausschließlich in den 
Händen der Frauen. Es darf daher nicht wundernehmen, daß die Frauen 
sich in der Folge bei dieser Beschäftigung große Geschicklichkeit und her- 
vorragenden Formensinn aneigneten , Eigenschaften , die sich von Geschlecht 
zu Geschlecht fortpflanzten und im oberen Erzgebirge noch heute überall 
zu rinden sind , wie denn auch Frauen und Mädchen der Beschäftigung 
im Posamentengewerbe überaus zuneigen und sie jeder anderen vorziehen. 
^ v 

*) Im Germanischen Museum in Nürnberg sind derartige Überreste im Saale I, 
Kasten XII und XIII zu sehen. 
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Als der Ertrag der Silbergruben nachließ und um die Zeit des großen 
Stadtbrandes — im Jahre 1604 — , für Annaberg wenigstens, bereits völlig 
versiegte, mußten sich die männlichen Bewohner einem anderen Erwerbe 
zuwenden und fanden ihn in der Posamentenherstellung. 

Schon 1570 werden in den Annaberger Kirchenbüchern Bortenwirker 
erwähnt, und man kann annehmen, daß sie sich, dem Brauche der 
Zeit folgend, schon frühzeitig zu einer Innung vereinigt haben werden. 
Die älteste Urkunde stammt jedoch erst aus dem Jahre 1608, da vermut- 
lich die früheren Innungsbriefe bei dem Stadtbrande 1604 mit vernichtet 
worden sind. Diese Urkunde enthält, ähnlich den Innungsordnungen der 
Posamentiere in anderen Orten, jedenfalls nicht zum Vorteil des Gewerbes, 
die sonderbare Bestimmung, daß keine Weibsperson zu der Beschäftigung 
zugelassen werden dürfe. Waren es doch die Frauen und Mädchen ge- 
wesen, die durch die Herstellung von Borten, Tressen und Litzen in den 
vorhergegangenen Jahrzehnten sowie durch die etwa um dieselbe Zeit ent- 
standene Spitzenklöppelei den Grund zur Posamentenindustrie in Annaberg 
und Umgegend gelegt hatten. 

Durch den Zuzug von Arbeitern aus den benachbarten Orten und 
von weiterher nahm das Posamentiergewerbe bald einen bedeutenden 
Aufschwung, und seine Erzeugnisse, die sich durch kunstfertige Aus- 
führung und gefälliges Äußere auszeichneten, fanden nicht nur am Orte, 
sondern im ganzen Lande und weit über seine Grenzen hinaus willige 
Abnahme. Bemerkenswert ist, daß der Vertrieb der Posamenten zu jener 
Zeit hauptsächlich durch den Hausierhandel erfolgte, der sich vornehmlich 
in den Händen schottischer und niederländischer Kaufleute befand. Die 
Ausländer machten sich jedoch bald lästig, denn bereits in einem am 
28. Juni 1585 an den Annaberger Rat gerichteten Schreiben heißt es: 
»Schotten und Niederländer drängen sich von Tag zu Tag und je länger 
je mehr ein und schneiden den einheimischen Bürgern das Brot vom 
Maule ab.« 

Das neue Gewerbe hatte oft mit widrigen Schicksalen zu kämpfen, 
so daß Aufschwung und Niedergang wiederholt einander ablösten. Nach- 
dem die Folgen des mehrerwähnten schrecklichen Stadtbrandes — von 
1200 Häusern blieben nur 7, die der noch jetzt bestehenden Sieben- 
häusergasse den Namen gegeben haben, verschont — überwunden waren, 
und die Industrie sich wieder erholt hatte, brachen die Greuel des Dreißig- 
jährigen Krieges über das ganze obere Erzgebirge, dessen Quertäler als 
Ausgangspforten von und nach Böhmen dienten, herein. Doch mit großer 
Spannkraft erhob sich das Gewerbe wieder, und schon im Jahre 1679 werden 
mehr als 400 Posamentiermeister mit zahlreichen Gesellen und Lehrlingen 
in Annaberg verzeichnet. Diese Zahl ging infolge der dreijährigen, die 
Stadt verheerenden Pest bis zum Jahre 1683 auf 20 zurück, und diese 
wenigen Meister klagten bei ihren Zusammenkünften über Mangel an Arbeit. 
Im Jahre 1796, bei der Feier des dreihundertjährigen Bestehens der Stadt, 
konnten indes wieder 300 Lehrlinge am Festzuge teilnehmen, während 
400 Meister und 200 Gesellen der Innung angehörten. 

Der Nordische Krieg, der Siebenjährige Krieg, der Bayerische Erbfolge- 
krieg und die Napoleonischen Kriege hatten weitere Drangsale für das Erz- 
gebirge und zum Teil schwere Krisen für das Posamentengewerbe zur Folge. 

Das ursprünglichste und hauptsächlichste Erzeugnis der Posamenten- 
industrie bildeten die Bänder oder Borten. Zu ihrer Herstellung bediente 
man sich schon frühzeitig des Web- oder Wirkstuhls, Wirklade genannt. 
Auf der Lade konnte der Arbeiter anfänglich nur ein Band auf einmal, 
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späterhin nach eingeführten Verbesserungen mehrere Bänder oder Borten 
gleichzeitig herstellen. Gegen Ende des 16. oder Anfang des 17. Jahr- 
hunderts wurde der Mühlstuhl erfunden, der gestattete, eine große An- 
zahl von Bändern oder Borten, bis zu 50 Stück, gleichzeitig zu weben. 
Diese Neuerung fand aber bei den Posamentierinnungen, nicht nur im Erz- 
gebirge, sondern auch im übrigen Deutschland und vielfach auch im Aus- 
land, eine keineswegs freundliche Aufnahme, sondern die heftigste Gegnerschaft, 
weil man törichterweise annahm , daß die Maschine den Arbeitern den Ver- 
dienst verkümmern würde. Die städtischen Körperschaften, die Landes- 
regierungen und endlich selbst der Kaiser (im Jahre 1685) wurden ver- 
anlaßt, die Verwendung des Mühlstuhls durch besondere Verordnungen zu 
verbieten. Keine bessere Aufnahme fand die etwa im Jahre 1808 in 
Lyon erfundene Jacquardmaschine, die eine Massenherstellung von Bän- 
dern usw. in zahlreichen Mustern gestattete. Als Beweis für die auch hier- 
gegen auftretende Feindschaft sei erwähnt, daß, als mehrere Handelsherren 
Annabergs in dem nahe gelegenen Wiesenbad eine derartige Maschine auf- 
gestellt hatten, die Annaberger Fosamentiere in geschlossenem Zuge dahin 
zogen, die Maschine zerstörten und in dem Bewußtsein einer vollbrachten 
löblichen Handlung nach ihrem Wohnorte zurückkehrten. Die Folgen solcher 
Kurzsichtigkeit blieben nicht aus. Der anderwärts, namentlich im Auslande, 
durch die Massenherstellung von Bändern und Borten eintretenden fallenden 
Preisbewegung konnte die Industrie des oberen Erzgebirges nicht folgen, 
und die Herstellung derartiger Erzeugnisse ging für dieses Gebiet endgültig 
verloren. 

Mit der Spannkraft, die schon an anderer Stelle erwähnt wurde, suchte 
und fand die Posamentenindustrie bald Ersatz in anderen Waren, besonders 
in den mittels der Gorlnäherei (Handarbeit) in den mannigfaltigsten Mustern 
hergestellten Kleidcrbesätzen , die Tausenden fleißiger Hände reiche und 
lohnende Arbeit brachte und der Industrie zu einer bis dahin nie erreichten 
Blüte verhalf. Daneben wurde die Herstellung von Möbelposamenten, die 
einen dauernden Bedarfsgegenstand bilden, zu großer Vollkommenheit ent- 
wickelt, und neuerdings gelang es, weitere Gegenstände, wie Perltäschchen. 
Gürtel usw.. in den Kreis der von der Posamentenindustrie hergestellten 
Waren einzubeziehen. Hierzu gehören ferner die Leonischen Waren, d.s. 
Tressen, Schnuren, Quasten, Bänder usw. aus echten oder unechten Gold- 
und Silberfäden, die ebenfalls von Posamentenarbeitern hergestellt werden 
und in Annaberg einen wichtigen Gewerbszweig bilden. 

Die Herstellung der Posamenten erfolgt jetzt teils in Fabrikbetrieben, 
teils in Heimarbeit. Die Heimarbeit ist über den größten Teil des oberen 
Erzgebirges verbreitet und ruht zumeist in den Händen von Frauen und 
Mädchen. Die Verbindung zwischen den Heimarbeitern und den in 
Annaberg, Buchholz oder den benachbarten Orten ansässigen Handels- 
herren wird meist durch besondere Mittelspersonen, die Verleger genannt 
werden, hergestellt. Die Verleger erhalten von den Handelshäusern die 
Arbeitsaufträge nebst den erforderlichen Arbeitstoffen, verteilen diese unter 
die Heimarbeiter, sammeln die fertiggestellten Waren ein und liefern sie 
an die Auftraggeber ab. Soweit die Verleger nicht in Annaberg oder 
Buchholz selbst wohnen oder sich der Post oder Eisenbahn bedienen können, 
benutzen sie einen der zahlreichen Botenwagen, die von alters her zwischen 
Annaberg und mehr oder weniger entfernt gelegenen Orten, wie Schwarzen- 
berg, Elterlein, Crottendorf, Jöhstadt, Ehrenfriedersdorf, Oberwiescnthal, 
Marienberg usw.. verkehren. Diese Verbindungen bieten ihnen den Vorteil, 
daß sie den Boten auf der Fahrt nach Annaberg fertige Waren mitgeben 
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und von ihnen auf der Rückfahrt ArbeitstofTe zu neuen Aufträgen entgegen- 
nehmen können. 

Gegenwartig ist Annaberg-Buchholz einer der Hauptstapelplätze für das 
Posamentengeschäft. Die Erzeugnisse dieser Industrie werden nach fast 
allen Kulturländern der Erde versandt. Außer sämtlichen Ländern Europas 
kommen noch Kleinasien, Ägypten, die südamerikanischen Länder und 
namentlich die Vereinigten Staaten von Amerika als Hauptabnehmer in 
Betracht. Aus Anlaß des bedeutenden Verkehrs, der sich in Erzeugnissen 
der Posamentenindustrie mit den Vereinigten Staaten entwickelt hatte, wurde 
von deren Regierung bereits im Jahre 1880 ein selbständiges Berufskonsulat 
in Annaberg errichtet. 

Wenngleich nicht zu leugnen ist, daß der wechselvolle Gang der Mode 
einen großen, oft vorteilhaften, aber mitunter auch nachteiligen Einfluß auf 
die Entwicklung der Posamentenindustrie ausgeübt hat, so muß anderseits 
anerkannt werden, daß die Industrie mit großer Geschicklichkeit sich den 
Modelaunen immer wieder rasch angepaßt und drohendes Unheil ferngehalten 
hat. Die geschmackvollen Posamenten regen die Kauflust, besonders des 
weiblichen Publikums, stets von neuem an, und so mag heute noch das 
Wort gelten, das vor etwa 280 Jahren der Pfarrer Kaspar Krautstengel in 
Buchholz einem über schlechten Geschäftsgang klagenden Posamentiermeister 
tröstend erwiderte: »Hab nur Geduld, es wird wohl wieder angehen. 
So lange der Teufel lebt, hat's mit euch keine Not. Er läßt seine HofTart 
nicht, wozu eben eure Sachen mit gebraucht werden.« 

In Annaberg-Buchholz bestehen jetzt mehr als 280 Fabrik- und Handels- 
geschäfte für Posamenten, daneben sind über 400 Meister und zahlreiche 
Arbeiter beschäftigt. Seit Jahrzehnten kommen alljährlich im Herbst, wenn 
die Muster für die neue »Saison« fertiggestellt sind, Einkäufer aus 
England und Nordamerika nach beiden Orten, um Aufträge für das folgende 
Jahr zu erteilen. 

Die jetzt herrschende Mode ist der Posamentenindustrie nicht günstig, 
namentlich soweit Besätze zu Damenkleidern in Frage kommen. Allgemein 
wird über den Rückgang des Versandes nach den Vereinigten Staaten von 
Amerika geklagt, dessen Ursache wohl in der dort herrschenden wirt- 
schaftlichen Bedrängnis, vielleicht auch darin liegt, daß die Vereinigten 
Staaten mehr und mehr bestrebt sind, industriell selbständiger und vom 
Ausland unabhängiger zu werden. Gewisse Waren, wie Gürtel, Perltaschen. 
Leonische Waren u. a., sind indes gesucht, wie auch das Geschäft mit der 
inländischen Kundschaft sehr lebhaft ist. 

Die vorstehend ihrem Ursprung, ihrem Werdegang und ihrer Bedeutung 
nach geschilderte Posamentenindustrie des oberen Erzgebirges hat, wie 
bereits im Eingang erwähnt worden ist, Veranlassung gegeben zur Ent- 
stehung weiterer Industriezweige, von denen namentlich die Pappwaren- 
herstellung und die Kunstprägerei in Betracht kommen. Die Pappwaren- 
herstellung kann, wie die Posamentenindustrie, auf eine lange Geschichte 
zurückblicken. Sobald die Herstellung von Posamenten über den Verbrauch 
am Ursprungsorte hinausging, waren für den Versand Pappkasten zur 
Verwendung gekommen, die schon frühzeitig von den ansässigen Buch- 
bindern angefertigt wurden. Der zunehmende Bedarf an Pappkasten gab 
Veranlassung, ihre Herstellung fabrikmäßig zu betreiben, und so entstand 
die Pappkastenindustrie, die ihren Betrieb späterhin, in größerem Maßstabe 
jedoch erst in der Mitte des vorigen Jahrhunderts, auch auf die Herstellung 
von Luxusgegenständen ausgedehnt hat. In den in Annaberg und Buchholz 
vorhandenen Pappwarenfabriken, von denen einige, wie z. B. die von 
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Georg Adler in Buchholz, Weltruf erlangt haben, werden etwa 680 Arbeiter 
beschäftigt. 

Die Kunstprägerei ist erst im zweiten Drittel des vorigen Jahrhunderts 
aus bescheidenen Anfängen entstanden, hat sich aber rasch zu bedeutender 
Höhe entwickelt und beschäftigt jetzt in fünf groß angelegten und mehreren 
kleineren Fabriken etwa 700 Arbeiter. 

Daß eine so rege industrielle Tätigkeit, die sich schon in der frühesten 
Zeit auf die Ausfuhr der Erzeugnisse eingerichtet hatte, die Verkehrs- 
einrichtungen der Gegend beeinflussen mußte , kann ohne weiteres an- 
genommen werden, wenn auch aus den ersten Jahrhunderten Belege hierfür 
nicht mehr vorhanden sind. Eine Fostanstalt in Annaberg wird zuerst 
1696 erwähnt, hat aber zweifellos schon früher bestanden. In dem ange- 
gebenen Jphre wurde eine wöchentlich einmal verkehrende fahrende Post 
zwischen Annaberg und Leipzig eingerichtet. Die Beförderung erfolgte 
mittels Leiterwagen, als Sitzplätze für etwaige Reisende dienten die Pakete. 

Anfänglich ging die Entwicklung des regelmäßigen Fahrpostverkehrs 
nur langsam voran; erst im Jahre 1824 wurde der erste verdeckte Personen- 
postwagen eingestellt. Um diese Zeit wurden die Postverbindungen für 
Annaberg bedeutend vermehrt , so daß hier täglich abgefertigt wurden 
3 Posten nach Chemnitz (davon eine nach Leipzig), 
2 - Schneeberg, 

2 - - Jöhstadt, 
1 Post - Freiberg, 
1 - - Marienberg, 

1 - - Zwönitz, 

1 - - Überwiesenthal. 

Als Merkwürdigkeit sei erwähnt, daß das Amt des Vorstehers der Post- 
anstalt in Annaberg vom Jahre 1698 bis zum Jahre 1877 in der Familie 
Reiche (später durch Adoption Reiche-Eisenstuck) stets vom Vater auf den 
Sohn übergegangen ist. Verständlich wird diese Erscheinung, wenn man 
erfährt, daß bis zum Jahre 1853 mit der Vorsteherstelle der Besitz der 
umfangreichen Posthalterei verbunden war. Wurden doch während der 
Hauptreisezeit — der Verkehr vom Osten Deutschlands nach Karlsbad 
führte über Dresden- Annaberg — häufig an einem Tage 60 bis 80 Extra- 
postpferdc gestellt. 

Die regelmäßigen Posten gingen mit der Eröffnung der Annaberg- 
Chemnitzer Eisenbahn im Jahre 1866 zum größten Teile und mit der Eröff- 
nung der Linien Annaberg- Schwarzenberg (1890) sowie Wolkenstein- 
Jöhstadt (1892) sämtlich ein. 

Uber den Umfang des Postverkehrs in den früheren Zeiten fehlen Angaben 
Nach den vorhandenen Unterlagen haben bei dem Postamt in Annaberg betragen 
die Zahl der aufgelieferten Pakete 

im Jahre 1874 69200 Stück, 

1883 210900 

1893 232400 - 

1906 411 200 - , 

die Zahl der eingelieferten und eingegangenen Briefsendungen 

im Jahre 1874 708300 Stück, 

1883 1 481 200 

1893 2343600 - 

1906 5447200 

und die etatsmäßigen Einnahmen des Postamts in denselben Jahren: 
1 10 958 Mark, 212493 Mark. 306595 Mark und 61 1263 Mark. 
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Wieviel von diesen Zahlen auf die einzelnen Industriezweige entfallen, 
ist schwer zu entscheiden. Bei den aufgelieferten Paketen hat eine 
zu diesem Zwecke angestellte Ermittlung ergeben, daß 74 v. H. von der 
Posamentenindustrie, 11 v. H. von der Pappkasten- und Prägindustrie und 
15 v. H. von den übrigen Industrien sowie von Behörden und Privatpersonen 
herrühren. Daß der Anteil der Pappkasten- und Prägindustrie an der 
Gesamtzahl der aufgelieferten Pakete so gering ist, hat seinen Grund darin, 
daß die Kunstprägerei ihren Hauptsitz in Buchholz hat. und die Papp- 
kastenfabriken, soweit sie nicht für den Ort arbeiten, für ihre leichten, 
einen großen Raum einnehmenden Erzeugnisse fast ausschließlich den 
Eisenbahngüterversand benutzen. 

Ein gleich erfreuliches Bild fortschreitender Entwicklung gewährt eine 
Betrachtung des durch das Postamt in Annaberg vermittelten Telegramm- 
und Fernsprechverkehrs, wobei berücksichtigt werden muß, daß die bedeutende 
Ausdehnung der Sprechbeziehungen mit anderen Orten den Telegramm- 
verkehr ungünstig beeinflußt. 

Während im Jahre 1878 die Zahl der eingeführten Telegraphenleitungen 7, 
die der bearbeiteten Telegramme 46474 betrug, stiegen diese Zahlen 
im Jahre 1887 auf 11 Leitungen und 85 437 Telegramme, 

- 1893 - 15 - 103 531 

- 1903 - 15 - 159 180 
1906 - 15 - - 181 724 

Die Orts- Fernsprecheinrichtung begann im Jahre 1888 mit 122 Haupt- 
anschlüssen und hatte im Jahre 1893 142 Hauptanschlüsse, im Jahre 1903 
304 Haupt- und 90 Nebenanschlüsse, jetzt hat sie 619 Haupt- und 
247 Nebenanschlüsse. 

In den letzten Zahlen sind die der Teilnehmer der Ende 1903 aufge- 
hobenen Vermittclungsanstalt in Buchholz mit enthalten. 

Auch die Pcrsonalverhältnisse des Postamts in Annaberg weisen in den 
angegebenen Jahren eine außergewöhnliche Steigerung auf. Das Personal 
umfaßte 

im Jahre 1874 9 Beamte, 18 Unterbeamte, 

1883 15 - 24 

- - 1893 31 - 36 

1903 40 - 47 

und beträgt jetzt 55 - 61 

(darunter 17 weibliche). 

Hierbei ist indes zu berücksichtigen, daß die in den letzten Jahren ein- 
getretene erhebliche Zunahme des Personals nicht allein auf die Steigerung 
des Verkehrs, sondern wesentlich auch auf die erhöhte Fürsorge für die 
Beamten und Unterbeamten durch allmähliche Herabsetzung des Leistungs- 
maßes zurückgeführt werden muß. 

Wenn es auf den ersten Blick auffallen muß, daß eine so hoch ent- 
wickelte Industrie sich in einer wegen ihrer Höhenlage ungeeignet erscheinen- 
den Gegend hat festsetzen können, so haben wir aus der vorstehenden 
Betrachtung gesehen, daß dies in der geschichtlichen Entwicklung der Haupt- 
industriezweige begründet ist. Daß diese Industrie aber auch in der Gegen- 
wart ihre Stellung behauptet und, wie ein Blick auf den Post-, Telegramm- und 
Fernsprechverkehr lehrt, sich immer weiter ausbaut, ist ein Beweis für den 
zähen und rührigen Sinn, für die Tüchtigkeit der Bewohner des oberen 
Erzgebirges. 
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Festigkeit hölzerner Gestänge.*) 

Der Gebrauch oberirdischer Linien für Hochspannungsanlagen war bis 
vor wenigen Jahren in England sehr eingeengt, weil nach den Vorschriften 
des »Board of Trade» für die Leitungen eine sechsfache und für die übrigen 
Bestandteile der oberirdischen Linien eine zwölffache Sicherheit unter der 
Annahme eines stärksten Winddrucks von 244 kg auf 1 qm verlangt wurde. 
Erst neuerdings ist eine zehnfache Sicherheit unter der Annahme eines 
Winddrucks von 146,5 kg für zulässig erklärt worden. Daher kommt es, 
daß in England Starkstromanlagen meist unterirdisch angelegt wurden, 
während man im übrigen Europa und in Amerika kein Bedenken trug, 
Anlagen für die Weiterleitung von Spannungen bis zu 80 000 Volt ober- 
irdisch herzustellen. Da Starkstrom von hoher Spannung wohlfeil nur 
oberirdisch übertragen werden kann, blieben in England die Vorteile der 
Hochspannungsanlagen infolge der sehr hohen Anforderungen an die Sicher- 
heit der Linien auf einen engen Kreis beschränkt. Zur Zeit gehen indes die 
Beteiligten darauf aus, eine weitere Herabsetzung der Anforderungen in 
dieser Hinsicht zu erreichen. Im Gebiete der deutschen Reichs-Telegraphen- 
verwaltung wird eine weit geringere Sicherheit für die Telegraphenanlagen 
in Anspruch genommen und mit einem Höchstwinddrucke von 125 kg**) für 
I qm gerechnet; die Erfahrung hat gezeigt, daß, so wünschenswert auch 
eine möglichst große Sicherheit ist, unsere heutigen Konstruktionen im all- 
gemeinen dem Bedürfnis entsprechen. 

Um die Tragfähigkeit und Haltbarkeit hölzerner Gestänge aus Rot- oder 
Edeltannenholz, die als Stützpunkte für Hochspannungsleitungen in England 
dienen, einwandfrei festzustellen, hat C. Wade aus Hull im Einvernehmen 
mit dem Board of Trade eine Reihe von Versuchen gemacht. Hierbei trat 
die große Biegsamkeit und Plastizität der Holzstangen in hervorragendem 
Maße zutage; 10,5 m lange Stangen konnten 4 bis 4,5 m seitwärts gebogen 
werden, ehe sie brachen, und die Stangen, die kurz vor dem Brechen 
wieder losgelassen wurden, behielten ihre frühere natürliche Gestalt mit 
einer sehr geringen Änderung bei. Doppelständer sind einfachen Stangen 
vorzuziehen ; sie bewiesen eine viereinhalbfache Überlegenheit über die ein- 
fachen Stangen. Um einfache Stangen von derselben Stärke wie die 
Doppelständer zu erhalten, müßten die Stangen einen so großen Durch- 
messer haben, daß sie auch zu den höchsten Preisen kaum zu erlangen 
wären; Doppelständer sind daher auch wirtschaftlicher als einfache Stangen, 
wenn auf große Stärke besonderer Wert gelegt wird. 

Mit Rücksicht auf diese in der Reichs-Telegraphenverwaltung bereits 
bekannten Tatsachen schreibt die Telegraphenbauordnung vor, daß in 
Winkelpunkten, bei starker Krümmung der Linie oder bei sonstigen Gelegen- 
heiten, wo eine einfache Stange nicht widerstandsfähig genug erscheint, die 
Verwendung eines Doppelständers zu empfehlen ist. 

Das von Wade angewandte Prüfungs verfahren läßt sich aus den Fig. r 
bis 3 erkennen; in welcher Weise einfache Stangen auf 1,5 m vom 
Stammende aus gerechnet unwandelbar festgelegt wurden, ist besonders 
aus Fig. 1 zu ersehen. Die Spitze der Stange lief auf einem kleinen 



*) Nach einem Vortrage von C.Wnde 1 Hull) über »The use of wooden poles for 
overhead power transmission«, abgedruckt im Journal of the Institution of Electrical 
Engineers. August 1907. S. 304fr. 
**) Vgl. Archiv 1904, S. 527 ff. 
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Wagen, um jede Reibung auf der Unterlage zu vermeiden. In die Zugkette 
wurde ein Dynamometer eingeschaltet (Fig. 3). 

In der Praxis stehen die Gestänge in der Linie nicht so fest im Erd- 
boden, wie sie bei diesen Versuchen abweichend von der Wirklichkeit fest- 
gelegt wurden. 

Fig. 1. 




Die Doppelständer (einfach A-Stangen genannt) wurden nach zwei Rich- 
tungen hin geprüft: einmal in der Richtung, in der die Leitungen ver- 
laufen, das andere Mal rechtwinklig dazu. Die zweite Art der Prüfung 
ist von größerer Bedeutung als die erste. Die beiden Schenkel der zur 
Prüfung gewählten Doppelständer hatten, 1,5 m vom Stammende gemessen, 
einen Durchmesser von 19 bis 20 cm. Mit Fernrohr und Senkblei wurde 

Archi» f. Post u. Telegr. 12. iqo8. 24 
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genau festgestellt, ob der Aufbau der Doppelständcr richtig erfolgt, und 
die Einspannung senkrecht war. Um Reibung zu vermeiden, wurde die 
Spitze der Doppelständer, wie sich in Fig. 2 und 3 erkennen läßt, an einer 
Kette aufgehängt, die in der Zugrichtung gleiten konnte. Wenn die Spitze 
in der durch beide Schenkel verlaufenden Ebene, senkrecht zum Zuge der 
Leitungen gezogen wurde, so stand der eine Schenkel des Doppelständers 
unter Zug, der andere unter Druck. Solange der Doppelständer am oberen 
Ende zusammenhielt, konnte Wade ihn nur wenig biegen, während eine 
einfache Stange eine bedeutende seitliche Biegung zuließ, ehe sie brach. 



Fig. 1. 




Der Doppelständer hielt aber anderseits einen vier- bis fünfmal größeren 
Zug aus als eine einfache Stange. In der Richtung des Linienzugs ist 
der Doppelständer wenigstens doppelt so stark als eine einfache Stange von 
gleichen Abmessungen. 

Die mit Doppelständern angestellten Versuche waren insofern etwas un- 
genau, als der unter Druck gesetzte Schenkel des Doppelständers infolge 
seines eigenen Gewichts sich nach unten durchbog (Fig. 3); dies hätte 
sich nur dadurch verhindern lassen, daß die Stange in der Mitte unterstützt 
wurde; dadurch wäre aber wieder Reibung entstanden. Infolge der Durch- 
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biegung ließ die Haltbarkeit des Doppelständers früher nach, als dies bei 
senkrechter Stellung des Gestänges der Fall gewesen wäre. Die Ausbuch- 
tung der Stange verschwand stets wieder, wenn der Zug aufhörte. Der 
Angriffspunkt der Kraft lag hierbei 70 cm vom Zopfe der Stange entfernt, 
wo in der Praxis der Angriff der auf den Doppelständer wirkenden Bean- 
spruchungen vereinigt gedacht werden kann. Bei so großem seitlichen 
Zuge, wie er bei diesen Versuchen angewandt wurde, wären in der 
Linie die Doppelständer längst aus der Erde herausgezogen worden und 
umgefallen. Um dem nach Möglichkeit entgegenzuwirken, soll im Reichs- 
Telegraphengebiete nach der Vorschrift in der Telegraphenbauordnung unter 



F'S- 3- 




- das Fußende der unter Druck stehenden Stange ein Bohlstück oder Stein 
gelegt, und die andere Stange durch ein Bohlstück auf dem unteren Quer- 
riegel und durch Steine beschwert werden. Auch Erdanker schützen die 
Gestänge gegen Herausreißen. 

Ähnliche Versuche sind mit Gestängen bereits mehrfach angestellt worden. 
So hatte im Jahre 1885 Sir -William Prcece, Chefingenieur der englischen 
Postverwaltung, mit kreosotierten und anderen Stangen von verschiedenem 
Alter und Durchmesser sowie verschiedener Länge Versuche gemacht, die 
indes einen anderen Zweck hatten als die neuen Versuche Wades. Auch 
das Telegraphen-Versuchsamt in Berlin hat in den letzten Jahren haupt- 
sächlich Doppelgestänge und gekuppelte Stangen auf Festigkeit geprüft. 
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wobei Modelle in der Größe 1: 10 verwendet wurden; die Einspannvor- 
richtung ahmte die Wirklichkeit möglichst nach. 

Der Brechpunkt einer einfachen Stange, die bis zum Bruche seitwärts 
gezogen wurde, lag bei den Wadeschen Versuchen stets ungefähr 1.5 m über 
dem Punkte, wo die Stange unwandelbar festgehalten wurde, also etwa 
3 m vom Stammende entfernt. Daher hält Wade den Stangendurchmesser 
an dieser Stelle für besonders wichtig, während der Durchmesser am Zopf- 
ende von geringerer Bedeutung wäre. In der Praxis wird man sich aber 
auch weiterhin an den Durchmesser der Stangen am Stamm- und am Zopfende 
halten und die natürliche Verjüngung der Stangen von unten nach oben in 
Rechnung ziehen müssen. 

Als schwächster Punkt eines Doppelständcrs erwies sich der obere Teil, 
wo Winddruck und Belastung in der Weise sich geltend machen, daß die beiden 
Schenkel des Doppelständers gegeneinander drücken. Der unter Zug stehende 
Schenkel sucht sich zu verlängern und dabei die unter 
Druck befindliche Stange abzustoßen. Deshalb muß auf 
eine gute Verbindung beider Stangen große Sorgfalt ver- 
wendet werden. Wade schlägt deshalb zunächst vor, die 
beiden Hölzer bei der Zusammensetzung höchstens auf ein 
Drittel ihres Durchmessers zu schwächen, während die Tele- 
graphenbauordnung die Verringerung bis auf die Hälfte 
der ursprünglichen Stärke des Zopfendes zuläßt. Die Länge 
der Verjüngung hängt von der Größe des Winkels ab, unter 
dem beide Stangen miteinander verbunden werden. Außer 
der Verbindung am oberen und am unteren Ende des 
Doppelständers ist auch ein 3 m vom Stammende ent- 
fernter, mit Bolzen zwischen den beiden Schenkeln anzu- 
bringender Mittclriegcl von Nutzen; an dessen Stelle 
empfiehlt Wade auch, von zwei sich kreuzenden Flach- 
eisen Gebrauch zu machen (Eig. 4), die an die Stangen 
zu verbolzen sind; sie bewahren den Doppelständer zu- 
gleich vor Drehung. Die neuerdings in der Reichs -Tcle- 
graphenver waltung übliche Diagonalverstrebung an Doppcl- 
ständern, die in Winkelpunkten ein Verschieben des Ge- 
stänges in sich verhindern soll, kennt Wade nicht. Die 
Querträger für die Leitungen tragen mit zur Verstärkung 
des Ganzen bei. Kerner soll nach Wade in der Ab- 
schrägung der beiden Hölzer unterhalb der Spitze ein 
eichenes Klötzchen von 15 cm Länge 2,5 cm tief in jede 
Stange eingelassen werden (Fig. 5). Es ist aber zweifelhaft, ob diese 
Maßnahme den erwarteten Nutzen bringt, da hierbei zu berücksichtigen ist. 
daß die Stangen angeschnitten werden müssen und geschwächt werden. Um 
den Doppelständer zusammenzuhalten, wird ferner vorgeschlagen, zwischen 
den Querträgern um die Stangen herum zwei eiserne deckeiförmige Schalen 
zu legen und mittels Bolzen an die Stangen zu pressen. Der obere und 
der untere Rand der Schalen sollen an die mit Bolzen befestigten Querträger 
stoßen und damit haltbar verbunden werden. Oder es soll eine eiserne 
Haube auf die Spitze der Doppelstander aufgesetzt und mit den Stangen 
verbolzt werden. Von solchen Kappen oder Deckeln wird in der Reichs- 
Telegraphenverwaltung kein Gebrauch gemacht. Es genügt, wie auch von 
Wade empfohlen wird, die Querträger durch Ziehbänder, die beide Stangen 
umgreifen, zu befestigen. Auch von der Maßregel, den Mittelraum 
zwischen den beiden Schenkeln durch einen spitzen dreieckigen Eichenblock 
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auszufüllen und mit den Stangen zu verholzen, wird in der Reichs-Tele- 
graphenverwaltung Abstand genommen. 

Fig. 5 zeigt im Bilde die Folgen der Beanspruchung eines unwandelbar 
befestigten Doppelständers durch einen Zug von 4000 kg; das Gestänge ist 
nur um 36 cm verbogen, aber dadurch zerstört, daß die Verbindung der 
beiden Stangen unter der seitlichen Beanspruchung nachgab. 

Wade dehnte die Versuche weiter auf Doppelständer von verschiedener 
lichter Weite aus, wobei ein Doppelständer aus 10 m langen Stangen mit 
1,23 m großem Abstände der Stammenden, gemessen am unteren Querriegel 
von Mitte zu Mitte der Bolzen, das beste Ergebnis aufwies. In der Reichs- 
Telegraphenverwaltung gilt als Regel, daß bei 10 m langen Stangen 1,60 m 
vom Stammende entfernt der lichte Abstand mindestens I m betragen soll. 

Doppelgestänge (H- Gestänge genannt) erwiesen sich bei den Wadeschen 
Versuchen am stärksten, wenn Riegel und Kreuzverstrebungen sorgfältig 
angebracht waren. H- Stangen sind haltbarer als A- Stangen ; sie bieten zu- 
dem den Vorteil größerer Oberfläche, so daß mehr Leitungen daran be* 
festigt werden können als an Doppelständern. 

Brechversuche mit gekuppelten Stangen hat Wade nicht angestellt. 

Allgemein haben die neuen Versuche bestätigt, daß hölzerne Stangen 
sehr biegsam sind und in ihre natürliche Lage zurückkehren, wenn der Zug 
oder Druck aufhört. Diese vorteilhafte Eigenschaft ist von der größten 
Wichtigkeit für den Fall, daß sämtliche Drähte einer Linie an einer Stelle 
reißen. Holzgestänge biegen sich durch den nun bestehenden einseitigen 
Zug der Drähte, werden aber erst dann brechen, wenn der Zug zu groß 
wird. Nach der Instandsetzung der Leitungen nehmen sie, sofern sie nicht 
vorher brachen, ihre frühere Gestalt wieder an. Eiserne Stangen, Gitter- 
maste und Stangen aus Zement oder Glas haben diese Eigenschaft nicht. Der 
Preis solcher Stangen ist im Vergleich zu dem der Holzstangen hoch, und 
ihr Gewicht groß; ferner muß der Anstrich der Masten aus Eisen öfter 
und regelmäßig erneuert werden. Gut zubereitete Holzstangen, namentlich 
kreosotierte, stehen ohne große Wartung bis zu 30 Jahren und länger, wenn 
die Oberfläche sorgfältig vor Beschädigungen , Anschneiden usw. bewahrt 
bleibt. In England werden deshalb fast allgemein kreosotierte Stangen ge- 
braucht, die sich auch in Deutschland vollkommen bewährt haben. Wade hegt 
keinen Zweifel, daß sich hölzerne Stangen mit Vorteil in den englischen 
Kolonien in Ost- und Westafrika und anderswo verwenden lassen. In den 
deutschen Schutzgebieten ist bis jetzt wegen der Schwierigkeiten bei der 
Beförderung fast ausschließlich von Mannesmann-Stahlrohren Gehrauch ge- 
macht worden. 



Das schwedische Postwesen im Jahre 1906. 

Die schwedische Postverwaltung hat vor einiger Zeit einen Bericht über 
ihre Geschäftsführung im Jahre 1906 herausgegeben, der zugleich einen 
Überblick über die Entwicklung der einzelnen Dienstzweige in dem voran- 
gegangenen Jahrzehnte gewährt. Bei den mannigfachen Beziehungen geistiger 
und wirtschaftlicher Art, die zwischen Deutschland und Schweden bestehen, 
bietet der Bericht auch für uns so viel des Bemerkenswerten, daß ein 
Auszug daraus willkommen sein wird. 
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In dem schwedischen Reiche, das an Ausdehnung dem deutschen Reichs- 
Postgcbietc gleichkommt, jedoch nur 5 l / A Millionen, meist ackerbautreibende 
Bewohner zahlt — auf 1 qkm kommen durchschnittlich 12 (in Deutsch- 
land 116) Einwohner — , vollzieht sich der Ausbau des Eisenbahnnetzes 
ziemlich langsam. Daraus ergibt sich für die Postverwaltung die Not- 
wendigkeit, der Ausgestaltung der Post verbindu ngen auf Landwegen 
hauptsächlich ihre Fürsorge zuzuwenden. Wahrend die Kilometerzahl der 
zur Postbeförderung benutzten Eisenbahnstrecken in der Zeit von Ende 1896 
bis Ende 1906 nur von 9736 auf 12946 gewachsen ist, sind die Post- 
verbindungen auf Landwegen in derselben Zeit von 26642 km auf 38 511 km 
ausgedehnt worden. Die Vermehrung der Landpostverbindungen ist in der 
Hauptsache den Land br ie f t rägerposten zugute gekommen. Diese ver- 
kehren in der Rci^el im Umkreise der Postanstalten, von denen sie aus- 
gehen ; einige berühren aber auch benachbarte Postanstalten. Den Land- 
briefträgern , die zum Teil mit Fuhrwerk ausgerüstet sind, werden folgende 
Gegenstände mitgegeben: gewöhnliche und eingeschriebene Briefsendungen, 
gewöhnliche Pakete bis 1 kg (im Falle der Verwendung von Fuhrwerk 
auch solche über 1 bis 5 kg), Sendungen mit Wertangabe bis 500 Kronen. 
Ablicferungsscheine zu Wertsendungen mit höherer Wertangabe, Postan- 
weisungen mit den Geldbeträgen, Sendungen mit Nachnahme, die Arznei ent- 
halten, sowie Zeitungen. Eine Bestellung der Sendungen usw. an die Adressaten 
findet nur dann statt, wenn deren Wohnungen sich entweder unmittelbar 
an dem Wege des Landbriefträgers oder doch in solcher Nähe befinden, 
daß durch das Abtragen keine wesentliche Verzögerung im Gange der Post 
entsteht. Gewöhnliche Sendungen und Ablieferungsscheine über nachzu- 
weisende Sendungen an andere Personen werden an einen Vermittler ab- 
gegeben, der an dem Landbriefträgerkurse wohnt und von der beteiligten 
Gemeinde der Postanstalt namhaft gemacht worden ist. Diesen Mittels- 
personen wird postseitig eine Entschädigung nicht gezahlt. Die Landbrief- 
träger sind befugt, Wertsendungen bis 500 Kr. und Postanweisungen bis 
100 Kr. nach Orten in Schweden anzunehmen und darüber vollgültige Ein- 
lieferungsscheine auszustellen; auch dürfen sie Bestellungen auf größere 
Mengen von Postwertzeichen , für die der Geldbetrag vorher zu erlegen ist. 
ausführen. 

Als eine Ergänzung des Landpostdienstes ist die Versendung von 
Briefpostsendungen mittels Postfelleisens anzusehen, die auf Ersuchen 
eines oder mehrerer Beteiligten oder eines ganzen Kirchspiels eingerichtet 
wird. Der Antrag ist an die nächstgelegene Postanstalt zu richten, die, 
sobald über die Einzelheiten Verständigung erzielt ist, dem Antragsteller 
die für ihn eingehenden Briefpostgegenstände in bestimmten Zeitabschnitten 
mittels verschließbarer Tasche (Felleisen) zusendet. Die Tasche gelangt 
sodann mit den Briefen usw., die der Antragsteller abzusenden wünscht, an 
die Postanstalt zurück. Geht das Ersuchen von mehreren Beteiligten aus, 
so ist eine Mittelsperson zu bezeichnen, an die das Felleisen zu senden ist, 
und die für die Verteilung der angekommenen und die Einsammlung der 
abzusendenden Gegenstände Sorge trägt. Das Verfahren mit nachzuweisenden 
Sendungen unterliegt besonderer V ereinbarung. Das Felleisen wird in beiden 
Richtungen in der Regel durch Boten der Beteiligten befördert; es kann 
jedoch auch einer Landwegspost, einem fahrenden Landbriefträger, einem 
Eisenbahn zug oder einem Dampfschiffe mitgegeben werden. Für die mit 
der Versendung des Felleisens für die Postverwaltung verbundene Mühe- 
waltung ist eine Vergütung zu zahlen, die nach der Häufigkeit des Aus- 
tausches und der Menge der zu befördernden Sendungen berechnet wird. 
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Der Mindestbetrag dieser Gebühr, die eine Nebeneinnahme des Vorstehers 
der beteiligten Postanstalt bildet, ist auf 6 Kr., der Höchstbetrag auf 18 Kr. 
jährlich festgesetzt. Wird das Postfelleisen mit einer Landwegspost be- 
fördert, die regelmäßig von einem Unterbeamten begleitet wird, so ist 
dafür außerdem noch zugunsten dieses Unterbeamten eine Abgabe von 
1,50 Kr. bis 3 Kr. jährlich zu entrichten, je nachdem das Felleisen einmal 
wöchentlich oder öfter hin- und zurückbefördert wird. Ende 1906 waren 
insgesamt 4068 Postfellcisen verabredet. 

Für die Post Verbindung mit dem Ausland ist Schweden in der 
Hauptsache auf den Seeweg angewiesen. Es vermitteln den Verkehr mit 
Dänemark 6, mit Finnland 5, mit Rußland 1, mit Norwegen 3, mit Belgien I 
und mit Deutschland 4 Dampferlinicn. Von den Seepostverbindungen mit 
Deutschland ist die wichtigste die Linie Saßnitz-Trelleborg. die im Berichte 
zugleich als die Hauptverbindung mit dem Festlande bezeichnet wird. Diese 
Linie wird voraussichtlich nach der Herstellung der Dampf fähre (vgl. Archiv 
1908, S. 19 und 323) eine wesentlich höhere Bedeutung erlangen. 

Die Zahl der Postanstalten ist seit Ende 1896 von 2359 auf 3084 
gewachsen. Im Durchschnitt kommt in Schweden eine Postanstalt auf 
je 146 qkm und je 1763 Einwohner (in Deutschland auf je 13,3 qkm und 
je 1548 Einwohner). 

Das Personal zählte am Ende des Berichtsjahrs 9345 Köpfe 
(8454 Männer und 891 Frauen); es ist seit 1896 um 3506 Köpfe vermehrt 
worden. Zum Eintritt in den Postdienst als Beamte werden gesunde 
junge Leute männlichen und weiblichen Geschlechts zugelassen, die entweder 
das Studentenexamen abgelegt haben oder ein von einer öffentlichen höheren 
Lehranstalt ausgestelltes Zeugnis der Reife für die obere sechste Klasse 
vorlegen können. Die letzten haben überdies ein Zeugnis eines Hauptlehrers 
an einer höheren Lehranstalt oder eines Universitätslehrers beizubringen, 
daß sie in der Geographie, der Arithmetik, der deutschen oder der franzö- 
sischen Sprache sowie in der Fertigkeit im schwedischen Aufsatze den An- 
forderungen genügen , die im Studentenexamen gestellt werden. Die An- 
wärter werden zunächst vier Monate auf einem Postkontor beschäftigt und 
darauf zu einem theoretischen Kursus einberufen, der drei Monate dauert 
und mit einer schriftlichen und mündlichen Prüfung abschließt. Unter- 
richtsgegenstände sind: Deutsch, Französisch, postalische Geographie , Leit- 
wesen , Rechnungswesen und Verfassungskunde. Nach dem Bestehen der 
Abschlußprüfung melden sich die jungen Leute bei dem Leiter desjenigen 
Bezirkes, in dem sie beschäftigt zu werden wünschen. Sie erhalten den 
Titel »extraordinärer Postexpediteur«, beziehen aber zunächst kein Gehalt. 
Erst wenn sie in Stellen für »extraordinäre Postexpediteure mit fester 
Jahresvergütung« einrücken, erhalten sie eine Entschädigung für ihre Dienst- 
leistungen. Im weiteren Verlaufe ihrer Dienstzeit werden die Beamten in 
die verschiedenen Grade der Postexpediteurstellung befördert. Eine Frist 
für das Aufrücken von einer Stufe in die andere ist nicht festgesetzt; die 
Beförderung geschieht allgemein nach Maßgabe der verfügbar werdenden 
Stellen und ohne Unterschied des Geschlechts der Anwärter. Nur die 
Stellen für »erste Postexpediteure« sind ebenso wie die Stellen für Post- 
amtsvorsteher 1. bis 4. Klasse den männlichen Beamten vorbehalten. Wer 
in die höheren Stellen der Postverwaltung gelangen will , muß sich dem 
»höheren Postexamen« unterwerfen, das nach Bedürfnis, höchstens aber 
einmal jährlich, in Stockholm im Monat Oktober abgehalten wird. Zu 
dieser Prüfung können gut empfohlene Beamte zugelassen werden, wenn seit 
ihrer Ernennung zum extraordinären Postexpediteur mindestens 5, höchstens 
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aber 12 Jahre verstrichen sind. Neben den ordentlichen Beamten werden 
im schwedischen Postdienste Hilfsbeamte beschäftigt. Sie werden von 
den Postamtsvorstehern angenommen und können von diesen jederzeit wieder 
entlassen werden. Ihre Besoldung erhalten sie vom Amts Vorsteher, dem 
zur Unterhaltung von Hilfsbeamtenkräften eine Pauschsumme zur Verfügung 
gestellt wird. Die Hilfsbeamten, die mindestens 15 Jahre alt sein müssen, 
haben beim Eintritt eine schriftliche Erklärung abzugeben , daß sie aus ihrer 
Beschäftigung keinen Anspruch auf feste Anstellung im Postdienste herleiten 
wollen. Als Hilfsbeamte können übrigens auch extraordinäre Postexpediteure 
so lange beschäftigt werden, bis sie zum Aufrücken in eine Stelle mit 
fester Jahresvergütung an der Reihe sind. Als Unterbeamte werden 
gesunde junge Leute zwischen 18 und 25 Jahren angenommen, die min- 
destens die vierte Klasse der Volksschule mit Erfolg durchgemacht oder 
sich anderweit die entsprechenden Kenntnisse angeeignet haben. Die An- 
wärter, die eine deutliche Handschrift besitzen müssen, haben zunächst 
eine Probedienstleistung durchzumachen. Erweisen sie sich dabei als taug- 
lich, so werden sie zu »Reserve- Postbedienten« ernannt. Später werden sie 
zu »außerordentlichen Postbedienten« und schließlich zu »ordentlichen Post- 
bedienten« befördert. Im weiteren können die Unterbcamten die Stellung 
als »erste Postbediente« (unseren gehobenen Unterbeamten vergleichbar) er- 
reichen. Dazu ist erforderlich, daß sie einen Unterweisuhgskursus mit 
Erfolg durchmachen, der für jeden Bezirk einmal jährlich stattfindet. Der 
Unterricht, der sechs Wochen dauert und mit einer schriftlichen und 
mündlichen Prüfung abschließt, erstreckt sich auf die Abfassung von Mel- 
dungen und einfacheren Dienstschreiben, Rechnen (vier Grundrechnungsarten 
und Brüche), allgemeine Postordnung. Dienstanweisung für Postbediente. 
Leitvorschriften, schwedische postalische Geographie (Kenntnis der Postämter 
und der wichtigeren Poststationen f Postagenturenj , der Postkurse und der 
Eisenbahnknotenpunkte). Inlandstaxen und Bedeutung der auf den Sendungen 
vom Auslande vorkommenden postalischen Bezeichnungen. Wer die Ab- 
schlußprüfung nicht besteht, kann noch einmal zur Teilnahme an dem 
Unterweisungskursus einberufen werden; genügt er auch dann den in der 
Prüfung gestellten Anforderungen nicht, so ist eine nochmalige Wieder- 
holung nicht statthaft. Solche Unterbeamte, die bei dem Unterrichte gute 
Auffassungsgabe und größeren Eifer bekundet haben, werden zu einem 
Ergänzungskursus herangezogen, wobei ihnen Gelegenheit gegeben wird, 
ihre Kenntnis der postalischen Geographie von Schweden und ihre Fertig- 
keit in der Handhabung des Leitmaterials bis zu dem von den Beamten 
verlangten Maße zu erweitern. Auch dieser Ergänzungskursus schließt mit 
einer Prüfung ab, nach deren Bestehen den Unterbeamten die Befugnis er- 
teilt wird , die abgehenden gewöhnlichen Briefsendungen auf einem Postamt 
oder in einer Bahnpost (mit Beamtenbegleitung) unter eigener Verantwort- 
lichkeit zu sortieren. Sämtliche »erste Postbediente« beziehen neben dem 
Einkommen ihrer Stelle eine Zulage, deren Höhe zwischen 180 Kr. und 
240 Kr. schwankt. 

Die starke Vermehrung des Personals ist eine Folge des großartigen 
Aufschwunges, der im Geschäftsverkehr der schwedischen Post eingetreten 
ist, und der durch die Übersicht auf S. 345 veranschaulicht wird. 

Die große Zunahme der Zahl der Postkarten findet ihre Erklärung 
darin, daß seit dem Anfange des neuen Jahrhunderts die Versendung von 
Ansichtskarten zur Begrüßung von Verwandten, Freunden und Bekannten 
einen ungeahnten Umfang angenommen hat. Die Ausübung dieser allen 
Kulturlandern gemeinsamen Sitte scheint jedoch in Schweden ihren Höhe- 



Digitized by Google 



Das schwedische Postwesen im Jahre 1906. 



345 



Innerer und internationaler Dienst 
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Insgesamt. . . . 


182 923 354 


371 866 102. 


Davon waren: 

a) eingeschriebene Sendungen . . 

b) mit Nachnahme belastet .... 


3671 617 
565 7ii 


4 998 843 
1 952 280. 



punkt bereits überschritten zu haben; denn während 1904 rund 48 Millionen 
Postkarten zur Versendung gelangten, ist ihre Zahl 1905 auf 46 Millionen 
und im Berichtsjahr auf rund 44 Millionen zurückgegangen. 

Zu den Kreuzbandsendungen werden gerechnet: Verlcgerkreuz- 
bänder, gewöhnliche Zeitungskreuzbänder, sonstige Drucksachen , Geschäfts- 
papiere und Warenproben. Mit den Verlegerkreuzbändern , die 1905 in den 
inneren schwedischen Postdienst eingeführt worden sind und im Berichtsjahre 
bereits mehr als '/« aller Kreuzbandsendungen ausgemacht haben, hat es folgende 
Bewandtnis. Für Zeitungen, die in der Zeitungspreisliste aufgeführt, von 
den Beziehern aber beim Verleger unmittelbar bestellt worden sind, wird, 
wenn sie mit Einzeladressen versehen zur Post geliefert werden (Verleger- 
kreuzbänder), das Porto nach dem Gesamtgewichte der mit einem Male zur 
Einlieferung kommenden Sendungen berechnet. Das Porto beträgt 12 Oere 
für jedes Kilogramm; mindestens werden jedoch 24 Oere erhoben. Auch 
für sonstige Kreuzbandsendungen mit Zeitungsnummern (gewöhnliche Zei- 
tungskreuzbänder) besteht im inneren schwedischen Verkehr ein niedrigeres 
Porto als für Drucksachen anderer Art. 

Auf die Entwicklung des schwedischen Inlandspaketverkehrs ist die 
am 1. Juli 1905 in Geltung getretene Herabsetzung der Beförderungs- 
gebühren von belebendem Einflüsse gewesen. Die Zahl der Sendungen ist 
von 1 551 636 (1905) auf 2251860 (1906) gestiegen. Das Paketporto 
beträgt, ohne Rücksicht auf die Entfernung, bis 1 kg = 30 Oere, bis 
3 kg =: 50 Oere, bis 5 kg = 75 Oere und für jedes weitere Kilogramm 
= 15 Oere. Im Auslandspaketverkehr nimmt Deutschland die erste 
Stelle ein; der vierte Teil der abgegangenen und mehr als die Hälfte der 
angekommenen Auslandspakete entfällt auf den Austausch mit dem Deutschen 
Reiche. Mit den Vereinigten Staaten von Amerika ist ein Abkommen über 
den Austausch von Postpaketen ohne Wertangabe bis 2 kg abgeschlossen 
worden, das am 1. Februar 1906 in Geltung getreten ist. Infolge der 
durch das Abkommen gewährten Erleichterungen ist der Paketverkehr nach 
den Vereinigten Staaten von 2158 Stück (1905) auf 4167 Stück (1906) 
und in der umgekehrten Richtung von 802 Stück (1905) auf 9331 Stück 
(1906) gestiegen. 
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Die Entwicklung des Pos tan weisungs Verkehrs, die hinter derjenigen 
der übrigen Dienstzweige nicht zurückgeblieben ist, bietet einen erfreulichen 
Beweis für die wirtschaftliche Aufwärtsbewegung Schwedens. Von den aus 
fremden Ländern in Schweden eingegangenen Postanweisungen rührten weit- 
aus die meisten aus den Vereinigten Staaten von Amerika her. Die Beträge 
dieser Postanweisungen stellen in der Hauptsache Spargelder dar, die von 
schwedischen Auswanderern an Angehörige in der Heimat gesandt werden. 
Seit der Einrichtung des Postanweisungsdienstes mit den Vereinigten Staaten 
von Amerika (1885) haben diese Uberweisungen bereits die stattliche Höhe von 
98 Millionen Kr. erreicht. In der Richtung nach dem Auslande sind die 
meisten Postanweisungen nach Deutschland gerichtet gewesen. Mit Rußland 
(ohne Finnland) ist im Jahre 1905 ein Postanweisungsübereinkommen ab- 
geschlossen worden. 

In dem Maße, wie Handel und Wandel sich im Laufe der Jahre ausge- 
breitet haben, ist auch von dem Verfahren der Einziehung von Geldbeträgen 
durch Postnachnahme in immer größerem Umfange Gebrauch gemacht 
worden. Von 1896 bis 1906 ist die Zahl der Nachnahmesendungen um 
nicht weniger als 245 v. H. gestiegen. In der Richtung vom Auslande 
waren die Nachnahmen aus Deutschland weitaus am zahlreichsten; von 
den aus Schweden nach dem Ausland abgesandten Nachnahmen war die 
Mehrzahl nach Finnland gerichtet. 

Bei den Postaufträgen ist nur eine geringe Steigerung zu verzeichnen. 
Da im inneren schwedischen Verkehr kein Postauftragsdienst besteht, so 
gewöhnt sich die schwedische Geschäftswelt nur schwer daran , Forderungen 
im Auslande mittels des Postauftragsverfahrens einzuziehen. Im Berichts- 
jahre sind nur 96 Postaufträge nach dem Ausland abgesandt worden, von 
denen 36 als nicht eingelöst zurückgelangt sind; vom Auslande sind 6224 Post- 
aufträge (3394 aus Deutschland) eingegangen, von denen 2784 (1096 aus 
Deutschland) als uneinziehbar nach dem Aufgabeorte zurückgeleitet werden 
mußten. 

Bei der erfreulichen Entwicklung aller Dienstzweige ist es der schwedi- 
schen Postverwaltung möglich gewesen, trotz erheblicher Aufwendungen 
für die Ausgestaltung der Betriebseinrichtungen, Jahr für Jahr einen erheb- 
lichen Überschuß an die Staatskasse abzuführen. Der Uberschuß des 
Berichtsjahrs, der sich auf 2 307 254 Kr. beläuft, ist der höchste, der bis 
jetzt erzielt worden ist. 

Aus dem Bericht über die Bautätigkeit entnehmen wir, daß im 
Jahre 1906 in Malmö ein neues Postgebäude fertiggestellt worden ist, 
dessen Errichtung einen Kostenaufwand von 1 048 000 Kr. erfordert hat. 
In dem Gebäude sind einzelne Teile vermietet worden, wodurch der Post- 
verwaltung eine jährliche Mietseinnahme von 15 730 Kr. zufließt. Der 
Gesamtwert der im Eigentume der Postverwaltung befindlichen Gebäude 
und Liegenschaften beträgt 6 306 700 Kr. 

Zum Schlüsse sei noch erwähnt, daß am 16. Dezember 1906 im Haupt- 
postgebäude in Stockholm ein schwedisches Postmuseum eröffnet worden 
ist. Das Publikum hat zu den Sammlungen des Museums freien Zutritt. 
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Die Amurbahn und ihre Vorgeschichte. 

Als der Großfürst -Thronfolger Nikolai Alexandrowitsch, der jetzige Zar 
Nikolaus II., am 31. Mai 189 1 in Wladiwostok den ersten Spatenstich tat 
zum Bau der »Großen Sibirischen Eisenbahn«*), war geplant, das gewaltige 
Werk in vier Abschnitten zu vollenden, die die 6858 Werst (= 93 iS km) 
lange Baustrecke in folgende Teile zerlegten: 

1. die Sibirische Bahn von der europäischen Grenzstation Tschel- 
jabinsk bis Irkutsk — 3048 Werst; 

2. die Transbaikalbahn von Irkutsk bis Sretensk (mit Unter- 
brechung am Baikalsee, auf dem Dampf fähren die Verbindung her- 
stellen sollten) = 1069 Werst; 

3. die Amur bahn von Sretensk bis Chabarowsk, im Schilka- und 
Amurtale verlaufend, = 2020 Werst; 

4. die Ussuribahn von Chabarowsk bis Wladiwostok = 721 Werst. 
Damals also war schon eine Bahn im Amurtal in Aussicht genommen. 

Ihr Bau wurde aber zunächst zurückgestellt, weil man annahm, die Schiff- 
fahrt auf dem Schilka und Amur würde imstande sein, den Verkehr zwischen 
den Endstationen Sretensk und Chabarowsk in ausreichender Weise zu 
vermitteln. So wurden zunächst die übrigen drei Bauabschnitte in Angriff 
genommen. Die Schnelligkeit der mit außerordentlicher Tatkraft betriebenen 
Bauausführung ist beispiellos. In weniger als 9 Jahren war der Schienen- 
strang in einer Länge von 5400 km hergestellt, und damit der — bis dahin 
schnellste — Bau der Canadischen Pazifikbahn (4700 km in 10 Jahren) 
weit übertroffen. Dabei verursachte die Durchlegung des Schienenwegs in 
dem stark durchschnittenen Gelände des Tomskischen und Jenisseischen 
Gouvernements sowie in den von häufigen Überschwemmungen heimge- 
suchten N transbaikalischen Gebieten große Schwierigkeiten. Zahlreiche breite 
Ströme mußten überbrückt werden, insgesamt sind 48 km Brücken gebaut 
worden ; die mächtigste dieser Brücken (über den Jenissei) ist 895 m lang 
bei einer Spannweite der Bögen von 150 m. Die Brücke allein hat mehr 
als 20 Millionen Mark gekostet. Die Gesamtkosten für den Bau der ge- 
nannten Strecke betrugen 1365 Millionen Mark. Anfang 1898 liefen Züge 
schon bis Irkutsk und Anfang 1899 bis zum Baikalsee, Ende 1899 war die 
Transbaikalbahn fertig. Die Ussuribahn war schon im September 1897 auf 
der ganzen Strecke in Betrieb gesetzt worden. 

Die in den Jahren 1893 bis 1895 vorgenommenen Untersuchungen der 
Schiffbarkeit des Schilka und des Amur ergaben jedoch, daß man sich in 
dieser Beziehung sehr getäuscht hatte. Wohl bestand im Sommer eine 
lebhafte Dampfschiffahrt auf dem Amur und auch auf dem sehr viel 
wasserärmeren Schilka, und im Winter bot das Eis eine meist sichere 
Schlittenstraße. Dennoch konnte von einer Bewältigung des außerordent- 
lich starken Güterverkehrs der Bahn auf dem Flußwege keine Rede 
sein. Stockungen und wochenlange Verzögerungen wären unausbleiblich 
gewesen. Die russische Regierung ließ daher auf Veranlassung des Komitees 
der Sibirischen Eisenbahn zunächst eine Landstraße von Sretensk nach 
Hlagoweschtschensk und von Chabarowsk bis zur Stanize Michailo- Sseme- 
nowskaja erbauen. Doch auch damit war nicht viel geholfen, und die 
Amurbahn hätte schon damals gebaut werden müssen, wenn nicht eine 



•) Vgl. Archiv 1897, S. 40, 1899, S. 86, 1900, S. 950, 1902, S. 92, 450, 557, und 1904 
S. 157 und 557. 
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Wendung eingetreten wäre, die ihren Bau als unnötig erscheinen ließ und 
den Plan anscheinend für absehbare Zeit begraben hätte. 

Um sich außer dem im Winter durch Vereisung unzugänglichen Hafen 
Wladiwostok einen eisfreien Hafen und einen mächtigen militärischen Stütz- 
punkt im fernen Osten zu schaffen, hatte die russische Regierung schon 
längst ihr Auge auf Port Arthur geworfen. Vorbedingung zur Erlangung 
dieses Stützpunktes war die Gewinnung von maßgebendem Einfluß in der 
Mandschurei, dem Hintcrlande von Port Arthur, und die Verbindung dieses 
Hafens mit der Sibirischen Bahn. Nach langen Verhandlungen mit der 
chinesischen Regierung kam zunächst am 8. September 1896 ein Vertrag 
zustande, auf Grund dessen Rußland das Recht erhielt, von einer Station 
der Transbaikalbahn durch die Mandschurei nach einer Station der Ussuri- 
bahn eine Eisenbahn zu bauen. Zur Ausführung dieser »Chinesischen Ost- 
bahn« wurde eine Aktiengesellschaft gebildet und gleichzeitig die »Russisch- 
Chinesische Bank« errichtet. Trotz ihrer Bezeichnung als »chinesische« Ost- 
bahn war diese Bahn jedoch als eine vollständig russische anzusehen ; ihre 
Richtung wurde von der russischen Regierung bestimmt, und der Bau von 
russischen Ingenieuren geleitet. Nach Maßgabe des Vertrags mit der 
chinesischen Regierung gehörte die Bahrr für die Dauer von 80 Jahren der 
Gesellschaft. Auch die übrigen Bestimmungen des Vertrags kennzeichneten 
die Bahn als lediglich unter russischem Einflüsse stehend. 

Die 1440 W T erst lange, eigentliche chinesische Ostbahn*) (ganz auf 
chinesischem Gebiete) beginnt bei der Grenzstation Mandschuria, die mit 
der Station Karimskaja der ursprünglich in Sretensk endigenden Trans- 
baikalbahn durch eine 324 Werst lange Anschlußstrecke verbunden worden 
war, und endet bei der Grenzstation Pogranitschnaja. die ihrerseits mit der 
Station Kctrizewo der Ussuribahn verbunden ist (91 Werst). Die ganze 
Strecke Karimskaja - Ketrizewo beträgt somit 1855 Werst. Die Gesamt- 
länge der Großen Sibirischen Bahn Tscheljabinsk- Wladiwostok war durch 
die Abkürzung des Weges quer durch die Mandschurei auf 5526 W T erst 
herabgesetzt, und der Umweg durch das Amurtal überflüssig geworden. 

Die Chinesische Ostbahn, am I.Oktober 1898 in Angriff genommen, 
war bereits am 21. Oktober 1901 vollendet. Inzwischen hatte Rußland aber 
auch die Abtretung Port Arthurs von China erreicht. Durch das Pekinger 
Übereinkommen vom 27. März 1898 trat China an Rußland »auf eine Frist 
von 25 Jahren, die nach gegenseitiger Ubereinkunft verlängert werden 
konnte, die Häfen Port Arthur und Talienwan mit einem entsprechenden 
Territorium und einer entsprechenden Wasserstrecke« ab. Ebenso wurde 
Rußland »der Bau eines Eisenbahnzweigs zur Verbindung der Häfen mit 
der großen Sibirischen Magistrale freigestellt.« 

Diese 980 Werst lange »Südmandschurische Bahn« wurde von Ruß- 
land sofort in Angriff genommen; sie zweigte in Charbin von der 
Chinesischen Ostbahn ab und war Ende 1902 bis Port Arthur betriebsfähig. 

Mit Vollendung dieser Bahn war der Schienenweg von St. Petersburg 
bis Wladiwostok und Port Arthur mit der einzigen Unterbrechung am 
Baikalsee hergestellt. Aber auch diese Lücke mußte bald geschlossen 
werden. Die ungeheuere Schwierigkeit eines Bahnbaucs um das Südufer 
des Baikalsees herum, wo auf einer Strecke von 260 km gebirgiges Ge- 
lände mit Schluchten und steilen Pelshängcn dicht an den See herantritt, 
wo ewig gefrorener Boden, stark zerklüftetes kristallinisches Gestein und 
zahlreiche Gebirgsflüsse zu überwinden waren, hatte das Unternehmen zuerst 

•) Vgl. Archiv 1S97, S. 164 und 425. 
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kaum ausführbar erscheinen lassen. Für Vorarbeiten und geologische 
Untersuchungen waren von 1895 bis 1902 bereits über 2,15 Millionen Mark 
ausgegeben worden. Dann aber wurden im Frühjahre 1902 die Bauarbeiten 
begonnen, und die Baikalumgehungsbahn*), infolge Ausbruchs des 
russisch-japanischen Krieges beschleunigt, schon im Herbst 1904 zu Ende 
geführt. Es hatten auf der kurzen Strecke von 243 Werst 33 Tunnel- und 
210 Kunstbauten (Brücken. Durchlässe und Uberführungen) errichtet werden 
müssen. Die Kosten dieser Bahnstrecke beliefen sich auf 110 Millionen 
Mark. Insgesamt haben die Sibirische Bahn mit ihren kleinen Zweig- 
linien, die Chinesische Üstbahn und die Südmandschurische Bahn 
— einschließlich der Verluste durch den Boxeraufstand 1900 (150 Mill. M.), 
der Schiffbarmachung der Flüsse Tschulma, Angora, Amur, Schilka, Ussuri, 
der Hafenanlagen in Wladiwostok und Dalni usw. — einen Kostenauf- 
wand von mehr als 2031 Millionen Mark verursacht. 

Die ganze Sibirische Bahn ist eingleisig gebaut. Am 14./27. Januar 
1908 ist jedoch der Duma ein Plan, betreffend den zweigleisigen Aus- 
bau der Bahn von Tscheljabinsk bis Mandschuria, zugegangen. Die Kosten 
sind auf 171 Millionen Rubel = 377 Millionen Mark veranschlagt. 

Der Friedensschluß von Portsmouth 1905 entriß Rußland den südlichen 
Teil der Bahn Charbin-Port Arthur bis Kwangtschöngtsu und verbot zu- 
gleich Rußland wie Japan die Ausnutzung der Eisenbahnen in der ganzen 
Mandschurei zu strategischen Zwecken. Wenn nun auch im Kriegsfalle keine 
Partei sich um diese Bedingung viel kümmern würde, so ist doch einer der 
Hauptzwecke, die Rußland bei dem Bau der Sibirischen Bahn verfolgte, die 
militärische Sicherung seiner östlichsten Besitzungen, vereitelt. Im Gegen- 
teil, im Falle eines japanischen Einfalls bedeutet das Bestehen der Süd- 
mandschurischen Bahn und der Chinesischen Ostbahn, die nunmehr das 
natürliche Einfallstor für ein japanisches Heer bilden und ihm ein Ab- 
schneiden Wladiwostoks und des Ussurigebiets von dem russischen West- 
heer ungemein erleichtern, eine große Gefahr für den Erbauer dieser 
Bahnen, für Rußland selbst. 

Aus diesen militärischen Gründen hat die russische Regierung sofort 
nach dem Friedensschlüsse den Bau der Amurbahn, die Verbindung Wladi- 
wostoks mit Rußland nur über russisches Gebiet, wieder in Aussicht ge- 
nommen. Die Unruhen im Inneren des Reichs und die völlige Erschöpfung 
der Staatsfinanzen hinderten zunächst die Ausführung des Planes. Im 
November 1906 aber genehmigte der Ministerrat die Vorlage des Finanz- 
ministers, betreffend die Mittel zur Ausführung der Amur-Eisenbahn, deren 
Erbauung mit der Notwendigkeit begründet wurde, Chabarowsk mit der 
Hauptlinie der Sibirischen Bahn durch eine über russisches Gebiet führende 
Linie zu verbinden. 

Ursprünglich sollte nach dieser Gesetzesvorlage die neue Linie in zwei 
Abschnitte geteilt werden. Der erste ging von Sretensk im Tale der 
Schilka bis Pokrowskaja und sollte bei einer Länge von 363 Werst 
93 Millionen Mark kosten; der zweite Abschnitt umfaßte das Amurtal von 
Pokrowskaja über Blagoweschtschensk bis Chabarowsk, 1400 Werst lang, 
wofür 281 Millionen Mark veranschlagt waren. 

Die im Jahre 1907 angestellten Vorarbeiten ergaben jedoch, daß der 
Bau der Strecke Sretensk-Pokrowskaja um 13 Millionen Mark teurer sein 
würde als eine bei Nertschinsk von der Hauptbahn abzweigende, 107 Werst 
längere Linie, die westlich des Schilka quer über einige Nebenflüsse bis 



•) Vgl. Archiv 1904, S. 300 und 745. 
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zum Amasar oberhalb Pokrowskaja führte. Militärische Gründe verboten 
die zwar billigere, aber feindlichen Angriffen leichter ausgesetzte Linien- 
führung von Pokrowskaja weiter durch das Amurtal. Die neuerdings fest- 
gelegte Trasse verläuft daher auf der ganzen Strecke bis Chabarowsk 
im Durchschnitt etwa 150 Werst nordwärts des Amur, über die Aus- 
läufer des Chingangebirges und quer über die schiffbaren Nebenflüsse des 
Amur, Seja und Bursja, und tritt nur bei Paschkowo einmal an den Amur 
heran. 

Indes sind die Erkundungen im östlichen Abschnitte der Bahn noch 
nicht beendet. Vermutlich wird der Bau östlich des Seja- oder Budunda- 
tals auch noch auf sich warten lassen, da geplant wird, Blagoweschtschensk, 
die zweitbedeutendste Stadt des Amurgebiets, durch eine im Seja- oder im 
Budundatale verlaufende, 175 oder 125 Werst lange Anschlußbahn mit der 
Hauptbahn zu verbinden. Von da ab würde der Amur die Verbindung auf 
dem Wasserwege bis Chabarowsk zur Not vermitteln können, wodurch be- 
deutende Kosten erspart werden würden. Die Baukosten für den 12 14 Werst 




langen westlichen und mittleren Abschnitt, also von Nertschinsk bis zum 
Sejatale, sind auf 104588250 Rubel = rund 230 Millionen Mark, die des 
670 Werst langen Ostabschnitts — vom Sejatale bis Chabarowsk — auf 
67 Millionen Rubel = 148 Millionen Mark veranschlagt. Für die ganze 
Linie würden also 171,6 Millionen Rubel oder 378 Millionen Mark, 
für die Werst rund 200 600 Mark, zu verausgaben sein. 

Falls diese vom Ministerrate geforderten Geldmittel von der Duma be- 
willigt werden, kann die Bahn von Nertschinsk bis zur Seja im Jahre 191 1, 
bis Chabarowsk im Jahre 191 2 fertiggestellt sein. Bis auf wenige Strecken 
im Chingangebirge kommen Steigungen über 0,010 nicht vor; auch brauchen 
auf der ganzen Strecke keine Tunnel gebaut zu werden. 

Beabsichtigt ist, die Bahn für eine Leistung von täglich neun Paar 
Zügen einzurichten, die im Notfalle durch besondere Vorkehrungen auf 
20 Paar Züge gesteigert werden kann. Die Bahn soll eingleisig, aber mit 
dem Unterbau für ein zweites Gleis gebaut werden. Falls der erwähnte 
Gesetzentwurf wegen zweigleisigen Ausbaues der Sibirischen Bahn von der 
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Duma genehmigt wird, dann wird auch die Amurbahn sofort zweigleisig 
gebaut werden. 

Bevor der Plan zur Amurbahn der Duma unterbreitet wurde, hatte 
die russische Regierung versucht, zunächst das Privatkapital zu dem Unter- 
nehmen heranzuziehen. Sie ging dabei zum ersten Male von dem bisher 
streng eingehaltenen Grundsatz ab, daß nur Russen zum Bahnbau zugelassen 
werden , die ihrerseits auch wieder nur russisches Material verwenden und 
sogar nur russische Arbeiter einstellen dürfen. Bei dem Riesenbau der 
Großen Sibirischen Eisenbahn ist dieser Grundsatz noch maßgebend ge- 
wesen, wenn auch in Wirklichkeit wohl Ausnahmen gemacht werden mußten, 
und namentlich die 6000 Beamten und 100 000 Arbeiter , die den Bau aus- 
führten, kaum durchweg Russen gewesen sein werden. Bei der Amurbahn 
aber sollten zum ersten Male ausländische Unternehmer, ausländisches Material 
und ausländische Arbeiter zugelassen werden. Es hat sich jedoch kein 
Unternehmer bereit gefunden, trotz dieser günstigen Bedingungen das 
Wagnis des Bahnbaues auf sich zu nehmen. 

Das erklärt sich daraus, daß eine Ertragsfähigkeit der Bahn, mindestens in 
den ersten Jahren, nicht zu erwarten ist, da der gesamte Durchgangsverkehr 
zweifellos den weit kürzeren und billigeren Weg durch die Mandschurei 
nehmen wird. Das Amurgebiet selbst aber soll erst durch die Bahn einer 
wirtschaftlichen Entwicklung entgegengeführt werden und kann daher vor- 
erst die Bahn nicht lohnen. So ist bei der hohen militärischen und strate- 
gischen Bedeutung der Bahn die Regierung gezwungen gewesen, den Bau 
trotz der hohen Kosten selbst zu übernehmen. Die Duma hat fast wider 
Erwarten der Gesetzesvorlage keine Schwierigkeiten bereitet, sondern in 
richtiger Erkenntnis der politischen und strategischen Wichtigkeit der Amur- 
bahn trotz der schweren Belastung der Staatsfinanzen in patriotischer Opfer- 
bereitschaft die Vorlage angenommen, die vor kurzem auch die Genehmi- 
gung des Reichsrats erhalten hat. Damit ist der Bahnbau gesichert. Zur 
Bedingung hat aber die Duma wiederum gemacht, daß nur russische 
Ingenieure, russische Arbeiter und russisches Material beim Bau der Bahn 
verwendet werden dürfen. 

Wie die Große Sibirische Bahn, die Lebensader der ungeheueren Gebiete 
Mittelasiens, schon jetzt begonnen hat, eine ungeahnte wirtschaftliche Ent- 
wicklung und eine ausgedehnte Besiedelung weiter, bis dahin fast menschen- 
leerer Flächen zu bewirken, so wird der Bahnbau auch für das Amurgebiet 
eine neue Zeit heraufführen. Denn längst haben Kenner die mangelnde 
Entwicklung dieses an Naturschätzen reichen Landes allein auf das Fehlen 
geeigneter Verkehrsmittel zurückgeführt. Nicht nur der Fischreichtum des 
Amur, der jetzt gar nicht verwertet werden kann, sondern auch Kohlen-, 
Eisen- und Graphitlager harren der Ausbeutung; ebenso wird Gold vielfach 
gefunden und kann bei gründlicherer Schürfung die wirtschaftliche Bedeu- 
tung des Landes erheblich beeinflussen. Daneben ist die Landwirtschaft im 
fruchtbaren Amurtal einer ähnlichen Entwicklung fähig, wie jetzt schon 
in West- und Mittelsibirien. Bezeichnend ist der Umstand, daß in den 
letzten Jahren neben zahlreichen Ubersiedlern aus Rußland auch immer mehr 
Japaner zum Amur kommen, um dort ihrem Erwerbe nachzugehen. Zahl- 
reiche Unternehmungen sind zur Zeit damit beschäftigt, die Mineralschätze 
des Amurgebiets auf ihre Abbau Würdigkeit zu untersuchen. 

Man kann daher mit Spannung der weiteren Entwicklung der Amur- 
bahn entgegensehen, da diese Eisenbahn, wie wir gesehen haben, von 
höchster Wichtigkeit für das Weiterbestehen der russischen Herrschaft in 
Ostsibirien und zugleich von höchster Wichtigkeit für die Zukunft eines 
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riesigen, mit Naturreichtümern gesegneten Gebiets ist, das notwendig be- 
siedelt werden muß, um weiteren Stürmen der Geschichte Trotz bieten zu 
können. 

Heute schon kann man aber vorhersagen, daß die nächste Pahn im 
fernen Osten von Chabarowsk nach Nikolajewsk gebaut werden wird, 
um diesen wichtigen Mündungsplatz des Amur mit dem Binnenlande zu 
verbinden und einen Aufschwung des Ortes zu ermöglichen. 



Die früheren Postgerechtsame der Stadt Emden. 

Durch Zahlung einer einmaligen Abfindungssumme ist kürzlich ein Be- 
trag von 334 Mark 80 Pf. abgelöst worden, den die Reichs- Postverwaltung 
bisher »als Entschädigung für frühere Postgerechtsame« alljährlich an die 
Stadt Emden entrichtet hat. Damit hat ein Stückchen deutscher Post- 
geschichtc seinen endgültigen Abschluß gefunden, das bis in die erste Hälfte 
des 16. Jahrhunderts zurückreicht. 

Die wichtige Handelsstadt Emden, lesen wir in Stephans Geschichte der 
Preußischen Post, übte bereits im 16. Jahrhundert eigene Postgerechtsame 
aus, indem sie über Lingen und Zwolle auf ihre Kosten und zu ihrem 
Nutzen eine Brief post nach Amsterdam unterhielt*); dort befand sich noch 
von den Zeiten der Hansa her ein eigenes »Emdener Postcomptoir«. Der 
letzte Fürst von Ostfriesland, Karl Ezard, der in seinem Lande Staatsposten 
anzulegen wünschte, versuchte, der Stadt Emden die Post zu entwinden ; als 
sich die Stadt nicht fügte, ließ er ihre Boten festnehmen. Der Magistrat 
verklagte hierauf den Fürsten bei dem Reichskammergericht in Wetzlar 
Die Entscheidung dieses Gerichts erfolgte am 25. Oktober 1743 zugunsten 
der Bürger von Emden dahin, »daß dem Herrn Beklagten nicht gebühre 
noch zieme, die Kläger in uralt hergebrachter Bestellung ihrer Privat- 
Commercien-Boten durch Hemm- oder Aufhaltung derselben oder andere 
verübte facta zu turbieren, dahero der Herr Karl Ezard Fürst zu Ostfries- 
land hiervon abzustehen, auch Alles, was in denen abgenommenen Brief- 
taschen befindlich gewesen, an die Kläger unvcrweilt zu restituiren und daß 
solches geschehen, innerhalb Monahtsfrist bei diesem Kayserl. Kammer- 
gericht glaublich anzuzeigen schuldig und gehalten sei«. Als dann 1744 
nach dem Tode Karl Ezards Ostfriesland an Preußen gefallen war, und 
preußische Posten im Lande eingerichtet wurden, war die Stadt Emden 
wegen ihres Botenwesens, das sich auch auf den Verkehr mit verschiedenen 
deutschen Städten erstreckte, sehr besorgt. Deshalb wandte sich der 
Magistrat — im Vertrauen auf die Worte, die Friedrich der Große bei der 
Besitzergreifung des Landes den Ostfriesischen Ständen und Städten hatte 
verkünden lassen, daß er sie bei ihren hergebrachten Gerechtsamen schützen 
und diese aufrechterhalten wolle — mit der Bitte an den König, »die 
uralte Postgerechtigkeit der Stadt Emden nicht zerfladdern oder durchlöchern 
zu wollen«. Der König, der die Ostfriesische Verfassung überhaupt möglichst 



*) Angaben über die Boteneinrichtungen der Stadt Emden finden sich auch in 
dem Aufsatze »Postverhaltnisse in dem früheren Fürstentum Ostfriesland« im Archiv 
•884, S. 5 , 3 ff. 
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unversehrt Heß, schenkte dieser Bitte Gehör und bestimmte, daß in Emden 
nur eine preußische Fahrpostexpedition eingerichtet werden sollte. Diese 
Schonung der alten Freiheit verbreitete viel Freude in der Stadt, und an dem 
Morgen, an dem die Kabinettsordre Friedrichs dem Magistrat zugegangen 
war, sah man den Postillion der Emden -Holländischen Post im besten 
Anzug, einen Blumenstrauß auf dem Hute und ein Jubellied blasend, auf 
der Oldersumer Straße abreiten. 

Auf die Dauer war die Erhaltung des eigenen Postwesens der Stadt 
Emden aber nicht angängig. Bereits unterm 23. September 1746 wurde 
zwischen der zur Einrichtung eines ordentlichen Postwesens in Ostfriesland 
eingesetzten Kommission und der Stadt Emden ein — von Stephan in 
seiner Geschichte der Preußischen Post nicht erwähnter — Vertrag abge- 
schlossen, wonach die Stadt Emden, wenngleich sie »ihr bisheriges Boten- 
Wesen als ein altes Kleinod und Privilegium der dasigen Bürgerschaft er- 
achtet, mithin sich desselben ungerne begeben wollen«, gemäß dem Wunsche 
des Königs gegen Zahlung einer fortlaufenden Geldentschädigung und Ge- 
währung verschiedener besonderer Vorrechte auf die fernere Ausübung 
ihres Botenwesens verzichtete. Von den Einzelheiten des Vertrags seien 
folgende angeführt. Zunächst wurde der Stadt zugesichert, daß ihr »die 
von dem Botenwesen genossene jährliche Revenue zu 286 fl. 16 Stbr. 
Ostfriesl. verbleiben« solle; späterhin wurde der Betrag anderweit auf 
300 fl. 22 Stüber festgestellt. Der Betrag sollte »aus dem, was die Emder 
Post rendiret, ohne das Auricher Post-Amt zu beschweren, oder desselben 
Post-Ertrag damit zu verringern«, gezahlt werden. Den drei Postverwaltern, 
die der deutschen und der holländischen Postexpedition in Emden vor- 
standen, ebenso den »anderen Post- Bedienten, als den Post-Läufern und 
Briefträgern« sowie dem nach Aurich fahrenden und dem nach Norden 
gehenden Emdischen Boten, wurde das lebenslängliche Verbleiben in ihren 
Stellen zugesichert; den sonstigen Boten sowie den »so genannten Ober- 
männern in Emden, welche das dasige Boten -Wesen dirigiret«, wurde Ent- 
schädigung in Aussicht gestellt. Den Postverwaltern wurde außerdem der 
Weiterbezug ihres bisherigen Gehalts gewährleistet. Die in Zukunft aus 
dem Postwesen in Emden aufkommenden Uberschüsse sollten zur König- 
lichen Postkasse fließen; falls die Einnahmen zur Deckung der Ausgaben 
nicht ausreichten, sollten »die Postverwalter sich mit dem bloßen Ertrag 
begnügen lassen«. Für gewisse ihnen neu zu übertragende Dienstgeschäfte 
hatten die Postverwalter eine besondere Vergütung nicht zu beanspruchen. 
Beim Tode oder Abgang eines der drei Postverwalter sollten dessen Ge- 
schäfte und mit einigen Einschränkungen auch sein Gehalt auf die anderen 
Postverwalter übergehen ; ebenso sollte beim Tode oder Abgang eines 
zweiten Postverwalters verfahren werden. Nach dem Tode oder Abgang 
aller drei Postverwalter sollte die Stadt das Recht haben, »alsdann sowohl 
zum ersten mahl als künftig hin Seiner Königlichen Majestät 3 geschickte 
Persohnen zu nominiren, aus welchen Seine Königliche Majestät eine Person 
zu dero Post-Meister in Emden bestellen, und demselben an Gehalt das- 
jenige zulegen wollen, was in anderen dero Provinzen gebräuchlich ist«. 
Im übrigen sollten »die jetzigen und künftigen Post -Verwalter ratione 
officii in Ihro Königlichen Majestät Eyd und Pflicht stehen«; sie sollten 
aber zugleich »nun und künftighin, als Bürger und Einwohner der Stadt 
Emden, derselben mittels des gewöhnlichen Bürger- Eydes pflichtbar bleiben«, 
über die Frage, ob und inwieweit die Postbeamten der Jurisdiktion der 
Stadt unterstehen sollten, kam es bei den Vertragsverhandlungen zu keiner 
Einigung. Diese Frage wurde alsdann bei der unterm 20. Januar 1747 er- 
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folgten Ratifizierung des Vertrags durch den König dahin entschieden, daß, 
»soviel den Postmeister selbst anbelanget*), und wenn gegen ihn Klagen 
vorfallen, solches bey dem General- Post- Amt vorstellig zu machen sey, 
welches sodann, nachdem die Umstände sind, die Sache so gleich decidiren, 
oder, wenn solcherwegen eine Untersuchung nötig ist, desfalls die Ost- 
friesische Regierung requiriren soll; Im Falle jedoch die Postverwalter 
jemanden in Post-Sachen zu klagen Ursache geben, und die Sache von 
geringer Importanz ist, der Postmeister*) selbige brevi manu zu rcmediren 
habe, sonsten aber solche gleichfalls bei dem General- Post- Amt anzubringen 
sey, welches dem Emdischen Magistrat sowie dem Postmeister die Unter- 
suchung sodann committiren, und nach eingezogener Information die Klage 
entscheiden und abthuen soll«. Für den Fall, daß »Bürger und Einwohner 
in der Stadt Emden denen Post-Reglements contraveniren«, sollten sie »von 
dem Magistrat nach der Vorschrift dieser Reglements ohne alle zu ver- 
stauende Weitläuffigkeit bestraffet werden, doch bleiben auch solchenfalls 
die halbscheidl. Brüche jedes mahl Seiner Königlichen Majestät reserviret«. 

Die Einrichtung des Postwesens in Emden sollte, »soviel die Stadt an- 
gehet, mit des Magistrats vorgängiger Vernehmung mittelst Communication 
des Post-Reglements und der denen Post-Verwaltern zu ertheilenden In- 
struction bewerkstelliget werden. Und soll bei solcher Einrichtung in specie 
Versehung geschehen, daß das bisherige Brief-Porto unter keinem Pretext 
soll gesteigert werden«. Die dauernde Beibehaltung der reitenden Post 
zwischen Emden und Leer »an den bisherigen gewöhnlichen Post-Tagen« 
wurde der Stadt gewährleistet, auch wurde zugestanden, »daß bey Ankunft 
der holländischen Post in Leer die aus Holland auf Leer an Kaufleute oder 
andere adressierte Briefe nicht eher in Leer ausgegeben, distribuiret oder 
herum getragen werden sollen, als bis der von Leer nach Emden reitende 
Postillon mit den Emdischen Briefen würklich abgegangen, auch nicht allein 
der dasige Post -Verwalter (also der von Leer) sich darauf eydlich reser- 
viren, sondern auch der jedes mahlige Postillon dahin beeidiget werden 
soll, daß er auf dem Wege von Leer nach Emden sich nirgends länger als 
in Oldersheim aufhalten solle , als die geschwinde Abgabe und Abnahme 
derer nach Oldersheim gehörigen Briefen erfordert«. 

Das Halten von Pferden für die fahrende Post nach Aurich wurde den 
Postverwaltern in Emden gestattet; im übrigen waren diese aber gehalten, »sich 
keiner anderen Pferde als derer Emder Fuhrleuten zu bedienen, ohne jedoch 
an der Ordnung nach der Rolle gebunden zu seyn, sondern mögen die- 
jenige Fuhrleute gebrauchen, welche sie aus der Rolle wollen und mit 
welchen am wohlfeilsten gehandelt werden kan«. Wenn die Jahreszeit einen 
Wagenverkehr zwischen Emden und Aurich nicht zuließe, sollten sich die 
Postverwalter in der Richtung von Emden der Emder Fährschiffer, in der 
Richtung nach Emden aber der Königlichen Fährschiffer bedienen. 

Ausnahmen vom Postzwange wurden für die Einwohner Emdens in 
mehrfacher Beziehung nachgegeben. »Es bleibet einem jeden in Emden 
frey und bevor selbst auf die Tage, da die fahrende Post nach Aurich 
gehet, mit Emder Kutschen und Wagen zu fahren, und benötigte Bagage 
mit sich zu nehmen. Immaßen dann nichtweniger erlaubet seyn soll, den 
Transport der Waaren, ohne gebrauch des Post-Wagens sowohl außer den 
Märkten nach Belieben zu besorgen, als auch dergleichen Waaren so zum 
Verkaufe nach den Jahr-Markten geführet zu werden pflegen, mit den 



•) Anscheinend ist bei Aufhebung des städtischen Botenwesens ein den drei Post- 
verwaltern vorgesetzter Postmeister eingesetzt worden. 
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etwanigen Fracht-Briefen abzuschicken, ohne daran durch die Post-Ordnung 
gehindert zu werden. Indessen sollen gleichwohl alle Fuhrleute und Boten 
sich der Collection und Distribution aller zu denen führenden Waaren nicht 
gehörigen Briefen und auch der Päcklein gäntzlich zu enthalten haben. 
Jedoch soll einem jeden frey stehen, außer den Post-Tagen seine Briefe 
nach Bequemlichkeit fortzuschaffen, gleichwohl dergestallt, daß die Briefe 
bcy gehörigem Post-Comtoir angegeben, und das halbe Porto davon an den 
Post-Verwalter zur Berechnung erleget werden müsse, als welches von den 
Briefen zu verstehen, welche nach solchen Orten destiniret, wohin die Post 
gehet.« 

Auf Grund des Vertrags, dessen wesentlichster Inhalt hier wiedergegeben 
worden ist, hat die Zahlung der jährlichen Entschädigung an die Stadt 
Emden bis zum Jahre 1807 ununterbrochen stattgefunden. In diesem un- 
glücklichen Jahre mußte Preußen im Frieden zu Tilsit auf Ostfriesland 
verzichten; dieses fiel zunächst an Holland, später an Frankreich und 181 5 
an Hannover. Die verworrenen politischen V erhält nisse hatten zur Folge, 
daß die Stadt Emden die Entschädigung die ganzen Jahre hindurch nicht 
erhielt. Nachdem friedliche Zustände wiedergekehrt waren, wandte sich der 
Magistrat unterm 28. Dezember 1818 an die Königlich Großbritannisch- 
Hannoversche Provinzial-Kegierung von Ostfriesland mit der Bitte, daß die 
Entschädigung für die Zeit seit dem Ubergang Ostfrieslands an Hannover 
nachgezahlt und in Zukunft wieder regelmäßig berichtigt werden möchte. 
Die Angelegenheit wurde dem Postdepartement des Kabinettsministeriums 
unterbreitet und von diesem dem Postdirektorium in Hannover zur Prüfung 
überwiesen. Der Bericht, den das Postdirektorium daraufhin erstattete, 
enthält über den Vertrag folgende interessante Ausführungen : »Nach unserem 
unmaßgeblichen Dafürhalten ist nur durch die besonderen, bei der Besitz- 
nahme des Fürstenthums Ostfriesland obwaltenden Umstände, durch die 
damals noch vorherrschenden Begriffe, und durch die entfernte Lage des 
Landes erklärlich, daß, so wie überhaupt eine sehr schonende Berücksich- 
tigung mancher vorgefundener Verhältnisse eintrat, die Preußische Regierung 
über ein unbestreitbares Hoheits-Recht, wie das Post-Regal und dessen Aus- 
übung, überall mit der Stadt Emden transigirte, und solche Bedingungen 
einräumte, als sie in dem Rezesse von 1746 anzutreffen sind. Ganz un- 
passend scheint es uns, daß der Landesherr für das Exercitium dieses 
Regals einer Stadt gleichsam einen jährlichen Canon entrichtet, und zwar 
deshalb, weil diese Stadt, bei der noch nicht vorhandenen Ausbildung des 
Post-Instituts, eine Einrichtung getroffen hatte, durch welche dem vor- 
handenen Mangel abgeholfen und wenigstens etwas für die Communication 
gesorgt werden sollte. Noch unpäßlicher erscheinen aber mehrere sonstige 
in dem Rezesse anzutreffenden Stipulationen : sie enthalten Be- 
schränkungen in der Verwaltung, die auf das Institut im Allgemeinen höchst 
nachteilig zurückwirken und, wenn man sie beachten wollte, die Notwendig- 
keit herbeiführen könnten, die Post-Einrichtungen in und für Emden gleichsam 
isolirt zu behandeln, und eben dadurch dieser Stadt die wohlthätigen Folgen 
zu entziehen, welche nur zu erreichen sind, wenn die Postanstalt eine mög- 
lichst große Ausdehnung erlangt, und nach allgemein nützlichen Grundsätzen 
verwaltet wird.« Im übrigen führte das Postdirektorium an, daß mehrere 
der Stipulationen schon in früheren Zeiten wenig berücksichtigt worden 
seien, und beantragte, daß der ganze Vertrag gegen Zahlung einer einmaligen 
Abfindungssumme an die Stadt Emden aufgehoben werden möchte. Das 
Postdepartement des Kabinettsministeriums zu Hannover verfügte sodann 
unterm 1 1 . Februar 181 9. daß »der Stadt Emden die von derselben auf 
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dem Grunde einer früherhin mit dem Preußischen Gouvernement abge- 
schlossenen Convention reclamirte Entschädigung von 1 1 1 Thlr 22 Stbr 
Preuß. Cour, vom 1. Juli 18 18 ab aus der Postkasse wiederum verabfolgt« 
werden solle, ließ dem Magistrat aber zugleich eröffnen, »daß alle übrigen 
Stipulationen der bereits während der Holländischen Regierungsperiode 
außer Kraft getretenen Convention vom Jahre 1747 auch fernerhin als völlig 
aufgehoben betrachtet werden sollen«. Nach Auflösung des Königreichs 
Hannover im Jahre 1866 ging sodann die Zahlung des Betrags an die Stadt 
Emden auf die Norddeutsche und weiter auf die Reichs-Postverwaltung 
über; diese hat die Zahlung jetzt abgelöst, nachdem mehrfache frühere 
Verhandlungen mit der Stadt Emden kein Ergebnis gehabt hatten. 



KLEINE MITTEILUNGEN. 

Die Eisenbahnen der vereinigten Malayenstaaten. Die seit 
1895 unter englischer Schutzherrschaft stehenden vereinigten Malayenstaaten 
auf der Halbinsel Malakka — Perak, Selangor und Negri Sembilan an der 
Westküste, Pahang an der Ostküste — , denen sich im Süden das beide 
Küsten berührende Sultanat Jahore anschließt, erlangen durch ihre blühende 
Zinnindustrie und durch den Kautschukbau, der durch die Boden- und 
Arbeitsverhältnisse besonders begünstigt wird, in neuer Zeit immer größere 
Bedeutung. Die erste Eisenbahnstrecke wurde dort im Jahre 1884 eröffnet; 
heute besteht neben dem Eisenbahnnetze von insgesamt 445 km Betriebs- 
länge sogar ein regelmäßiger täglicher Kraftwagenverkehr auf einer Strecke 
von fast 80 engl. Meilen, die von Kuala Kubu, einer in der Nähe der 
Hauptstadt Kuala Lampur liegenden Eisenbahnstation, über das Gebirge 
nach Kuala Lipis im Staate Pahang führt. In diesem Staate ist noch keine 
Eisenbahn vorhanden. Von Kuala Lipis führt indes eine sehr gute, 85 engl. 
Meilen (137 km) lange Bergstraße nach Selangor, die in einer Höhe von 
830 m die Bergkette überschreitet. 

Die Eisenbahnen sind, wie die »Zeitung des Vereins Deutscher Eiscnbahn- 
verwaltungen« mitteilt, mit einer einzigen Ausnahme schmalspurig angelegt 
und von der Regierung der vereinigten Malayenstaaten ohne Zuhilfenahme 
einer Anleihe aus den laufenden Staatseinnahmen gebaut worden. 

Die 470 km lange Hauptlinie durchläuft die westlichen Staaten der 
Länge nach; sie beginnt auf dem Festlande gegenüber dem Hafen von 
Pinang am Eingange zur Malakkastraße, berührt in der Richtung nach 
Süden alle Hauptorte dieser Staaten und endigt im Hafen Port Dickson, 
nahe dem Territorium Malakka. Nebenlinien von der Hauptlinie sind nach 
den Häfen Port Weld , Teluk Anson und Port Swettenham teils schon 
ausgeführt, teils geplant. Im Jahre 1908 soll auch die Eröffnung der im 
Bau begriffenen Bahn von Negri Sembilan nach Jahore stattfinden, die für 
den Kautschukbau von besonderer Bedeutung sein wird. 

Das Betriebskapital der Eisenbahnen der Malayenstaaten verzinst sich 
aus den Betriebseinnahmen zu 4,6 v. H. Malayen sind bei der Verwaltung 
der Eisenbahnen nicht tätig; auch die Bauarbeiten überlassen sie den Indern 
oder den Chinesen. 
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Die Dampferflotten der deutschen Schi f fahrtsgesellschaften. 
Uber den gegenwärtigen Umfang der Dampferflotten unserer großen Schiff- 
fahrtsgesellschaften veröffentlicht der »Deutsche Reichsanzeiger und Königlich 
Preußische Staatsanzeiger« (Jahrg. 1908, Nr. 85) einige aus den kürzlich 
erschienenen letzten Jahresberichten der einzelnen Gesellschaften zusammen- 
gestellte Angaben , die bei der großen Bedeutung dieser Dampferflotten 
für die Stellung Deutschlands im Welthandel und im Weltverkehr von 
allgemeinem Interesse sind. Die deutsche Handelsmarine besitzt hiernach 
gegenwärtig sechs Reedereigesellschaften mit einem Schiffsparke, dessen 
Bruttotonnengehalt 100000 R.T. überschreitet. An der Spitze stehen die 
Hamburg-Amerika Linie und der Norddeutsche Lloyd, beide mit einem 
Dampferbesitze, wie ihn in gleicher Größe und Leistungsfähigkeit keine andere 
Reedereigesellschaft der Welt aufzuweisen hat. Die Hamb u rg- Amerika 
Linie arbeitet zur Zeit mit einem Gesamttonnengehalte von 956 000 R.T., der 
sich auf 168 Ozeandampfer und 215 Fluß- und Hilfsfahrzeuge verteilt. Die 
Flagge des Norddeutschen Lloyd weht auf 93 Seedampfern, 52 Küsten- 
dampfern, 2 Schulschiffen und 287 Fluß- und Hilfsfahrzeugen, deren Ge- 
samtraumgehalt 840 000 R.T. beträgt. Als drittgrößtes deutsches Unter- 
nehmen folgt — allerdings erst in ziemlich großem Abstände — die 
Deutsche Dampfschiffahrtsgesellschaft Hansa in Bremen mit 
51 Seedampfern und 20 Flußfahrzeugen von zusammen 250000 RT. Brutto- 
raumgehalt. Den vierten Platz nimmt die Hamburg-Südamerikanische 
Dampfschi ffahrtsgesellschaft mit 42 Dampfern und 198 000 R.T. ein. 
Ihr schließen sich an die Deutsche Damp f sch i f f ah rtsgesel 1 scha ft 
Kosmos in Hamburg mit 37 Dampfern und 179000 R.T. und die 
Deutsch-Australische Dampf Schiffahrtsgesellschaft in Hamburg 
mit 32 Dampfern und 141 000 RT. Bruttoraumgehalt. Nur um ein geringes 
unter der Grenze von 100000 R.T. bleiben die Woermann-Linie in 
Hamburg mit 35 Dampfern und 93 000 R.T. und die Deutsche Ost- 
afrika-Linie in Hamburg mit 20 größeren und 8 kleineren Dampfern 
von zusammen 87000 R.T. Bruttoraumgehalt. Der Dampferbesitz dieser 
acht bedeutendsten deutschen Schiffahrtsgesellschaften macht ungefähr drei 
Viertel der gesamten deutschen Handelsdampferflotte aus. 



LITERATUR. 

Die Rechte des Empfängers einer Postsendung. Von Dr. jur. 
Paul Hellner, Postinspektor in Berlin. Im Selbstverlage des 
Verfassers. Preis geh. 2 Mark. 

Der Verfasser hat es sich zur Aufgabe gemacht, das Rechtsverhältnis 
zwischen dem Enpfängcr einer Postsendung und der Post unter Zugrunde- 
legung der heutigen Gesetzgebung näher zu beleuchten. 

Im Anschluß an eine Ubersicht über die Quellen des heute geltenden 
Postrechts (Kap. II) werden die einzelnen zwischen der Post und dem 
Publikum vorkommenden Rechtsgeschäfte behandelt. Von diesen Rechts- 
geschäften beziehen sich nach Ansicht des Verfassers nur drei auf eigent- 
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liehe Postsendungen und kommen daher für die vorliegende Schrift in 
Frage. Es sind das 

1. das Sachbeförderungsgeschäft hinsichtlich der Briefe und Pakete, 

2. das Postanweisungsgeschäft, 

3. das Zeitungsvertriebsgeschäft. 

Der Ansicht des Verfassers, daß alle drei Verträge als Werkverträge 
aufzufassen sind, wird man zustimmen können. Besonders erwähnenswert 
sind hier seine Ausführungen über die rechtliche Natur der Postanweisung. 
Der Verfasser sucht mit zutreffenden Gründen die in der Literatur über 
diesen Gegenstand bestehenden Ansichten zu widerlegen, indem er nach- 
weist, daß die Postsendung sich weder als »Anweisung« , wie Meili u. a. 
behaupten, noch als »Mandat«, noch als »Real vertrag« darstelle, sondern als 
eine locatio - conduetio operis, deren sämtliche Voraussetzungen vorlägen 
(vgl. hierüber S. 56/57). 

Seine Ausführungen über die rechtliche Natur des Zeitungsvertriebs- 
geschäfts stehen im Widerspruche zu den Ansichten namhafter Rechtslehrer, 
von denen allerdings gesagt werden muß, daß auch sie untereinander nicht 
einig sind. Anfechtbar insbesondere ist seine Auffassung, daß die Post 
dem Verleger die Namen der Zeitungsbezieher mitteilen müsse, eine An- 
sicht, die der bisher von der Postverwaltung befolgten Übung nicht ent- 
spricht. 

In den folgenden Kapiteln (8 bis 18) behandelt der Verfasser die eigent- 
liche Frage seiner Aufgabe, welche Rechte dem Empfänger in bezug auf 
die Postsendungen zustehen. Uber diese Frage herrscht in der Literatur 
vielfach Streit. 

Die Reichs - Postverwaltung hat sich ihr gegenüber von jeher auf den 
Standpunkt gestellt, daß die Post ausschließlich mit dem Absender der 
Postsendung einen Vertrag schließt, und demgemäß auch nur diesem der 
Post gegenüber Rechte aus dem Vertrage zustehen. Diese Ansicht ver- 
tritt auch der Verfasser, der den Standpunkt ihrer Gegner mit Ausführungen, 
die zutreffend erscheinen, widerlegt. So verneint er ein Aushändigungs- 
recht des Empfängers und bekämpft dabei u. a. die Behauptung, daß in 
den Post Verträgen Verträge zugunsten eines Dritten zu sehen sind. Zur 
Begründung zieht er den § 328 B. G. B. und Art. 405 des alten Handels- 
gesetzbuchs heran. 

Auch aus der dem Empfänger durch die Postordnung eingeräumten 
Befugnis, die Nachsendung der an ihn gerichteten Postsendungen zu ver- 
langen, kann nach Ansicht des Verfassers nicht ein Aushändigungsrecht 
gefolgert werden, da man wohl bestimmen könne, daß eine Sache nach- 
gesandt werden solle, ohne daß man ein Recht auf diese Sache selbst habe. 
Er bestreitet aber auch, daß der Empfänger ein solches Nachsendungs- 
»Recht« habe. Durch das Wort »Verlangen« solle nach seiner Auffassung 
dem Empfänger kein Recht eingeräumt werden, sondern es handele sich 
nur um eine Erklärung des Empfängers, ob er eine für ihn bestimmte 
Sendung nachgeschickt haben will oder nicht. Das Wort »Verlangen« habe 
hier dieselbe Bedeutung wie etwa »ein Antrag«. 

In ihrem Ergebnisse stimmt diese Beweisführung mit den bei der Reichs- 
Postverwaltung herrschenden Anschauungen überein. 

Soweit sich sonst noch Rechte des Empfängers aus der Postordnung 
herleiten lassen, folgen diese, wie der Verfasser sagt, aus besonderen, 
zwischen dem Empfänger und der Post abgeschlossenen und von der Post- 
ordnung zugelassenen Verträgen, die den ursprünglichen Vertrag zwischen 
Post und Absender entsprechend ändern, ohne daß dem Absender ein Ein- 
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spruch gegen deren Abschluß zusteht, — so der Abholungsvertrag, der 
Bahnhofsbriefvertrag, der Eilbestellungs- und Auskunftsvertrag — . Da- 
durch, daß diese verschiedenen Befugnisse des Empfängers in die Postord- 
nung aufgenommen worden sind, gelten sie als mögliche Bestandteile des 
Vertrags mit dem Absender, die auf Verlangen des Empfängers, ohne daß 
es, wie oben erwähnt, einer Zustimmung des Absenders bedarf, diesen Ver- 
trägen hinzugefügt werden können, lediglich zu dem Zwecke, dem Empfänger 
gewisse Rechte zu sichern. 

Die Erörterung der Streitfrage über das Vorhandensein oder Nicht- 
vorhandensein von Realkontrakten wäre entbehrlich gewesen, weil, wie der 
Verfasser auf S. 38 sagt, diese Frage für das heutige Recht mit Rücksicht 
auf die scharf ausgeprägten Vertragstypen des B. G. B. jede Bedeutung 
verloren hat. Im übrigen muß aber anerkannt werden, daß der Verfasser 
die vorhandenen Quellen recht fleißig studiert hat und unter eingehender 
kritischer Würdigung des darin enthaltenen Materials zu annehmbaren Er- 
gebnissen gelangt ist. 



Der Schwachstrom-Monteur. Ein Handbuch für Anlage und Unter- 
haltung von Schwachstromanlagen von J. Baumann. 251 Seiten. 
Mit 167 Abbildungen im Text. In Leinwand gebunden 4 Mark. 
Druck und Verlag von R. Oldenbourg, München und Berlin 1908. 

Das vorliegende Buch ist der 5. Band des Sammelwerkes »Schwachstrom- 
technik in Einzeldarstellungen«, das unter Mitwirkung zahlreicher Fachleute 
von J. Baumann und L. Reilstab herausgegeben wird. Es soll einen ersten 
Versuch bilden, aus dem umfangreichen Gebiete der Schwachstromtechnik 
das herauszuheben und einheitlich zusammenzufassen, was für den Schwach- 
strommonteur vornehmlich in Betracht kommt. Der Verfasser beschreibt 
in knapper, aber klarer Form alles für den Praktiker Wissenswerte aus 
der Schwachstromtechnik. Er setzt hierbei die Kenntnis der Grund- 
lehren von Elektrizität und Magnetismus voraus. Den umfangreichsten 
Teil des Buches bildet naturgemäß die Beschreibung der Apparate. In 
diesem Abschnitte werden nicht allein die einfacheren Telegraphen-, Fern- 
sprech- und Weckapparate behandelt, sondern es werden auch die neueren 
Vielfachumschalter mit Zentralbatterie und Glühlampensignalisierung, die 
automatischen Vielfachumschalter, die Maschinentelegraphen, der Siemenssche 
Schnelltelegraph, die Kopier- und Bild- sowie die Radiotclegraphen und die 
Meßinstrumente in ihrer Wirkungsweise, ihrem Bau und ihrer Schaltung 
beschrieben. Es ist klar, daß in diesem Abschnitte der Verfasser bei dem 
geringen Umfange des Buches nicht immer so auf Einzelheiten eingehen 
konnte, wie es bisweilen wünschenswert gewesen wäre. Die übrigen Ab- 
schnitte beschäftigen sich mit den Stromquellen, der Leitung, den Schwach- 
stromanlagen (Beschreibung und Darstellung verschiedener Stromläufe) 
sowie mit der Herstellung und Unterhaltung der Schwachstromanlagen. 
Das Büchlein kann nicht allein dem Fachmanne, sondern auch dem Laien 
empfohlen werden. 
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Das k. k. Postsparkassenamt in Wien. 

Am 12. Januar 1908 waren 25 Jahre seit der Gründung des k. k. Post- 
sparkassenamts in Wien vergangen.*) In diesem Zeiträume hat das Post- 
sparkassenamt auf dem Gebiete des Zahlungswesens Erfolge errungen, wie 
sie bisher keine Postsparkasse zu verzeichnen gehabt hat. Eine hohe Be- 
deutung hat es namentlich durch die Einführung des Scheck- und Abrechnungs- 
(Clearing-) Verkehrs erlangt, da es auf diese Weise gelungen ist, den Bar- 
umlauf einzuschränken und für die breiten Schichten der Bevölkerung einen 
billigen und bequemen Weg zur Ausgleichung von Zahlungen zu schaffen. 

Die günstigen Ergebnisse der Postsparkasse in England veranlaßten im 
Jahre 1870 auch das österreichische Handelsministerium, sich mit der Frage 
der Einführung von Postsparkassen zu beschäftigen. Wenngleich die an- 
gestellten Erhebungen ergeben hatten, daß die Einführung von Postspar- 
kassen in Osterreich im Interesse der kleineren Leute geboten sei, mußte 
doch mit Rücksicht auf die wirtschaftlichen Verhältnisse in diesem Lande 
von der Einrichtung einstweilen abgesehen werden. Erst im Jahre 1881 
wurde von der österreichischen Regierung die Ausarbeitung eines Gesetz- 
entwurfes, betreffend die Einführung von Postsparkassen in den im Reichs- 
rate vertretenen Königreichen und Ländern, in Angriff genommen. Den 
Anlaß hierzu hatte eine vom Abgeordnetenhause des Reichsrats am 4. März 
1881 gefaßte Resolution gegeben, wodurch die Regierung aufgefordert 
wurde, die Errichtung von Postsparkassen mit geringer Verzinsung der 
Einlagen in reiflichste Erwägung zu ziehen. Im Jahre 1882 gelangte der 

•) Aus Anlaß des fünfundzwanzigjährigen Bestehens der österreichischen Post- 
sparkassen ist von dem k. k. Postsparkassenamt in Wien eine Festschrift herausgegeben 
worden, deren Inhalt für diesen Aufsatz verwertet worden ist. 

Archiv f. Post u. Telegr. 13. 1908. 25 
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Gesetzentwurf an die gesetzgebenden Körperschaften. In der ihm bei- 
gegebenen Denkschrift (dem Motivenberichte) wurde die Notwendigkeit der 
Einrichtung von Postsparkassen damit begründet, daß von 22 493 Gemeinden 
Österreichs noch 22 109 ohne jede Sparkasse seien, und daß die weniger 
bemittelten Volkskreise keine ausreichende Gelegenheit hätten, erübrigte Be- 
träge bei den Sparkassen niederzulegen. Dabei wurde noch besonders auf 
den erzieherischen Wert, den die Postsparkassen besitzen, hingewiesen. 
»Außer der leichten Zugänglichkeit«, so hieß es in dem Motivenbericht, 
»und der Verringerung der Kosten für die kleinen Einleger, deren Anzahl 
sich eben deshalb in kurzer Zeit vervielfältigen wird, ist eine Vermehrung 
dieser Gattung Spareinlagen auch als gewiß anzunehmen, weil viele gegen- 
wärtig der Vergeudung anheimfallende Beträge künftighin der Ersparung 
und Kapitalbildung zugeführt werden dürften; solange der geringe Mann 
seinen Sparpfennig noch in der Hand hat, widersteht er nicht leicht der 
leider an ihn nur zu oft herantretenden Versuchung, diesen Sparpfennig aus- 
zugeben. Ist dieser aber erst einmal bei einer Sparkasse erlegt, so entschließt 
sich der Einleger nur schwer und nur im äußersten Falle der Not. ihn zu 
beheben. 

In diesem Sinne ist die Postsparkasse ein Institut, das im Dienste der 
Ethik die Volkserziehung befördert; denn der Sparsinn hebt Fleiß. Recht- 
schafTenheit und Nüchternheit, und das Gefühl der Unabhängigkeit, welches 
auch der kleinste Sparbetrag dem Manne aus dem Volke verleiht, wirkt auf 
seinen Sinn für Recht. Billigkeit und Mannhaftigkeit, und die Verbreitung 
des Sparsinns im Volke wird die Gefahren vermindern, die durch nur zu 
oft unverstandene sozialistische Bestrebungen herbeigeführt werden ; sie wird 
die edlen Eigenschaften der Menschen in den Kampf führen gegen den 
Neid und die Genußsucht, welche an der Unzufriedenheit vieler einen so 
hervorragenden Anteil haben. 

Von dieser Seite betrachtet ist die Postsparkasse eine Institution, die 
über den Zahlenbegriff der eingelegten Kapitalien weit hinausreicht, eine 
nationalökonomische Institution im besten Sinne des Wortes.« 

Der Gesetzentwurf wurde mit geringen Änderungen angenommen und 
erhielt am 28. Mai 1882 die Allerhöchste Genehmigung. Auf Grund dieses 
Gesetzes trat das k. k. Postsparkassenamt in Wien unter staatlicher Ver- 
waltung und Gewährleistung als eine dem Handelsminister unterstehende 
und dem Ressort der Postverwaltung angehörende Staatssparkasse am 
12. Januar 1883 in Tätigkeit. 

An der Spitze des Postsparkassenamts steht ein Direktor, der für die 
ordnungsmäßige Geschäftsführung auf Grund der durch Gesetze und Ver- 
ordnungen erlassenen Bestimmungen verantwortlich ist und das Amt nach 
außen hin rechtmäßig zu vertreten hat. Zur Erstattung von Gutachten 
an den Handelsministcr über die den Postsparkassendienst betreffenden 
Einrichtungen ist ein Beirat bestellt. Er besteht aus neun Mitgliedern, nämlich 
aus einem vom Kaiser auf die Dauer von 5 Jahren ernannten Präsidenten, 
aus vier vom Handelsminister aus den gewerblichen und kaufmännischen 
Kreisen der Bevölkerung ernannten Fachleuten, ferner aus drei im Dienste 
befindlichen Staatsbeamten, die ebenfalls vom Handelsminister ernannt 
werden, und schließlich aus dem Direktor des Postsparkassenamts. Dem 
Beirate steht das Recht zu, Einsicht in die Bücher und Rechnungen des 
Postsparkassenamts zu nehmen und sich vom Direktor über Einrichtungen 
des Amtes berichten zu lassen. Dem Postsparkassenamt unmittelbar unter- 
geordnet sind in Angelegenheiten des Sparkassendienstes die Postämter, 
die nach Bestimmung des Handelsministers die Tätigkeit als Sammelstellen 
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ausüben (1883: 3219, 1907: 6617). Diese Postämter haben Spareinlagen 
anzunehmen, Einlagebücher auszufertigen, Rückzahlungen zu leisten, mit 
dem Postsparkassenamt abzurechnen, iti besonderen Fallen den Verkehr der 
Spareinleger mit dem Postsparkassenamte zu vermitteln und hinsichtlich 
der Angelegenheiten des Sparkassendienstes mit dem Postsparkassenamt in 
Verbindung zu treten. Die Tätigkeit des Postsparkassenamts erstreckt sich 
auf alle den Sparverkehr betreffenden Arbeiten mit Ausnahme der den 
Sammelstellen zugewiesenen Geschäfte; insbesondere bewirkt es sämtliche 
Buchungen auf den Konten in doppelter Buchführung, weist bei Kündigun- 
gen von Einlagen, welche die Summe von 40 K übersteigen, die Postämter 
zur Zahlung der Beträge an — zu Rückzahlungen bis zur Höhe von 40 K 
(sogenannte Rückzahlungen auf kurzem Wege) sind die Postämter er- 
mächtigt — , legt die Spareinlagen fruchtbringend an und führt den Schrift- 
wechsel mit den Einlegern in den vorkommenden acht Sprachen (deutsch, 
tschechisch, polnisch, ruthenisch, slowenisch, kroatisch, italienisch und 
rumänisch). 

Für die Einzahlungen und Rückzahlungen besteht der Grundsatz der 
Freizügigkeit, d. h. der Sparer ist nicht an ein bestimmtes Postamt gebunden, 
sondern kann bei jedem Postamt Einzahlungen leisten und Rückzahlungen 
in Empfang nehmen (englisches Gross -Entry -System). 

Um den Landbewohnern den Weg zu den Sammelstellen zu ersparen, 
sind seit dem Jahre 1884 die Landbriefträger verpflichtet, Einzahlungen im 
Höchstbetrage von 1000 K für jedes Einlagebuch auf ihren Bestellgängen 
entgegenzunehmen. Damit den weniger bemittelten Sparern für die Mitgabe 
ihrer Ersparnisse keine Kosten entstehen, ist die Anordnung getroffen 
worden, daß Spareinlagen bis zur Höhe von 10 K einer Einsammlungs- 
gebühr nicht unterliegen. Für Beträge von mehr als 10 K ist eine Gebühr 
von 10 h zu entrichten. 

Um den an Bord der Kriegsschiffe befindlichen Mannschaften Gelegen- 
heit zur Ansammlung von Ersparnissen zu geben, wurde am 1. Oktober 1899 
im Einvernehmen mit der Marinesektion des Reichskriegsministeriums der 
Postsparkassendienst an Bord der Kriegsschiffe eingeführt. Auch für die 
auf den Kriegsschiffen ausgegebenen Einlagebücher besteht der Grundsatz 
der Freizügigkeit. Die Einzahlungen können somit auch bei jeder Sammel- 
stelle geleistet, und ebenso kann die Rückzahlung von Einlagen bei jedem 
Postamte beansprucht werden. Der Postsparkassendienst besteht gegenwärtig 
an Bord von 14 Kriegsschiffen. Eine gleiche Einrichtung ist bei dem 
Ges.indtschaftsdetachement in Peking ins Leben gerufen. 

Zur Ansammlung von Ersparnissen der Jugend sind in einigen Schulen 
auf Antrag der Landesschulbehörden Schulsparkassen eingerichtet. 

Der Mindestbetrag einer Einlage ist auf 1 K festgesetzt. Um jedoch 
die Ersparung kleinerer Beträge zu ermöglichen, sind Sparkarten eingeführt 
worden. Sobald eine Sparkarte Briefmarken im Gesamtwerte von 1 K 
enthält, kann sie als Einlage in dieser Höhe verwendet werden. 

Die Gesamtsumme der Einlagen in einem Jahre durfte, abzüglich der 
in demselben Jahre erfolgten Rückzahlungen, nach dem Gesetze vom 
28. Mai 1882 den Betrag von 600 K für einen Sparer nicht übersteigen. 
Diese Bestimmung ist durch das Gesetz vom 19. November 1887 dahin ge- 
ändert worden, daß das Guthaben eines Sparers an geleisteten Einlagen und 
kapitalisierten Zinsen zu keiner Zeit sich auf mehr als 2000 K belaufen darf. 

Die Guthaben werden mit 3 v. H. verzinst. Die Verzinsung beginnt mit 
dem auf eine Einzahlung folgenden 1. oder 16. des Monats und endigt mit 
Ablauf des der Rückzahlung vorhergegangenen letzten oder 15. Monatstags. 

25* 
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Guthaben von mehr als 2000 K werden nicht verzinst. Wird dieser Betrag 
überschritten, so fordert das Postsparkassenamt den Einleger zur Ver- 
minderung seines Sparkapitals innerhalb einer bestimmten Frist auf. Leistet 
der Einleger diesem Ersuchen keine Folge, so werden für ihn von dem 
die Summe von 2000 K übersteigenden Betrag österreichische Staats- 
schuldverschreibungen angekauft. Auch die sonstigen Guthaben können 
auf Antrag zum Ankaufe von österreichischen Staatspapieren verwendet 
werden. Diese Papiere werden je nach Wunsch entweder den Sparern 
zugestellt oder verbleiben im Gewahrsam des Postsparkassenamts. Im letzten 
Falle fertigt das Postsparkassenamt ein Rentenbuch aus und übernimmt die 
Einlösung der Zinsscheine sowie deren Gutschrift im Einlagebuche. 

Die Einleger genießen in mehrfacher Hinsicht Vergünstigungen. Zu- 
nächst besteht für ihren Schriftwechsel mit dem Postsparkassenamt und 
dessen Organen Gebührenfreiheit. Ferner bleiben die Zinsen der Sparein- 
lagen von der Entrichtung der Einkommensteuer und jeder in der Folge 
an deren Stelle tretenden Steuer befreit. Schließlich ist durch Gesetz fest- 
gelegt worden, daß auf die bei dem Postsparkassenarnt eingelegten Spar- 
gelder oder auf die Einlagebücher weder ein Verbot gelegt, noch ein Pfand- 
recht erworben werden kann, auch Zwangsvollstreckungen auf Postspar- 
kassenbücher nicht zulässig sind. 

Die Anlegung der im Sparverkehr zusammenfließenden verfügbaren Gelder 
hat in verzinslichen österreichischen Staatsschuldverschreibungen stattzufinden 
Aus dem Ertrage müssen zunächst die Zinsen für die Sparer sowie die ge- 
samten Verwaltungskosten bestritten werden. Der verbleibende Rest war 
ursprünglich zur Bildung eines Reservefonds bestimmt. Da jedoch der 
im Artikel 18 des Gesetzes vom 28. Mai 1882 vorgesehene Höchstbetrag 
von 4 Millionen K seit dem Jahre 1896 erreicht ist, fließt seit dieser Zeit 
der nach Abzug der Zinsen für die Sparer und der Verwaltungskosten ver- 
bleibende Oberschuß zur Postkassc. Im Jahre 1906 hat dieser Überschuß 
1 36 t 991 K betragen. 

Von der Einrichtung der Postsparkassen ist in Österreich, wie aus der 
Ubersicht auf S. 365 hervorgeht, in immer steigendem Maße Gebrauch 
gemacht worden. Ende 1907 haben sich rund zwei Millionen Personen am 
Postsparverkehr beteiligt, darunter viele kleine Leute, wie Arbeiter, Dienst- 
boten , Handwerker usw. Das Gesamtguthaben hat sich zu derselben Zeit 
auf rund 219 Millionen K, das durchschnittliche Guthaben auf 106 K (gegen- 
über 23 K Ende 1883) belaufen. Von der gesamten Bevölkerung sind im 
Jahre 1907 auf je 1000 Einwohner 75 Einleger (gegenüber 16 im Jahre 1883 
entfallen. Hiernach ist der mit der Einrichtung der Postsparkassen ver- 
bundene Zweck erreicht worden. 

Abgesehen davon, daß in den Postsparkassen billige und bequem zu 
erreichende Spargclegenheiten für die kleinen Leute geschaffen worden sind, 
hat die Einfuhrung des Scheck- und Abrechnungsverkehrs den breiten Schichten 
der Bevölkerung die Vorteile eines bankmäßigen Zahlungsausgleichs zugäng- 
lich gemacht, eine Einrichtung, die vom volkswirtschaftlichen Standpunkt aus 
nur zu begrüßen ist. Das Verdienst, die Anregung zu dieser Demokratisierung 
des Scheckverkehrs gegeben zu haben, gebührt dem ersten Direktor des 
Postsparkassenamts Dr. Goch. Bereits im ersten Jahre der Einrichtung der 
Postsparkassen, am 25. September 1883 , beantragte er bei dem Handels- 
ministerium die Genehmigung zur Einführung eines Anweisungsverkehrs, 
wodurch es den Sparern ermöglicht werden sollte, Geldbeträge, die bei den 
Sammelstellen eingezahlt würden, zur Rückzahlung bei dem Postsparkassen- 
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Übersicht Uber die Ergebnisse aus dem Sparverkebr. 
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amt in Wien auf kurzem Wege anzuweisen. »Das Verfahren«, so führte er 
aus, »wird, von dem Publikum in richtiger Weise erfaßt und benutzt, ganz 
außerordentlich dazu beitragen, den Gcldverkehr, namentlich unter den 
Grossisten der Residenz in ihrem Verkehr mit den kleineren Geschäftsleuten 
der Kronländer und umgekehrt, ganz wesentlich zu heben. Es ist dies 
eine Art Scheck, insoweit als die gegenwärtigen Verhältnisse dessen Ein- 
führung gestatten«. 

Der Anweisungs- (Scheck-) Verkehr wurde am 6. November 1883 im Ver- 
ordnungsweg eingeführt. Die Beteiligung an diesem Verkehr wurde nur 
denjenigen Spareinlegern gestattet, deren Guthaben den Betrag von 200 K 
überstieg. Um den Barzahlungsverkehr auf das notwendige Maß einzu- 
schränken, errichtete das Postsparkassenamt am 1. September 1884 mit Ge- 
nehmigung des Handelsministeriums den Abrechnungsverkehr (Überschreibung 
der zu zahlenden Summe vom Konto des Zahlenden auf das Konto des 
Zahlungsempfängers). Nachdem auf dem Gebiete des Scheck- und Clearing- 
verkehrs Erfahrungen gesammelt worden waren, erfolgte im Jahre 1887 die 
gesetzliche Regelung des Anweisungs- (Scheck- und Abrechnungs-) Verkehrs. 
Das Gesetz vom 19. November 1887, das am 1. Dezember desselben Jahres 
in Wirksamkeit trat, enthielt bezüglich des Scheck- und Abrechnungsverkehrs 
folgende grundlegende Bestimmungen: 

1. Der Anweisungs- (Scheck- und Abrechnungs-) Verkehr ist bei dem 
Postsparkassenamte von dem Sparverkehr in der Gebahrung und Verrechnung 
getrennt zu führen. 

2. Die Beteiligung an dem Scheckverkehr mit oder ohne Einschluß des 
Abrechnungsverkehrs wird jedermann bei Einzahlung einer Stammcinlage ge- 
stattet. Die Höhe der Stammeinlage ist im Verordnungswege festzusetzen. 

3. Die Guthaben der Kontoinhaber werden höchstens mit 2 v. H. verzinst. 
Änderungen innerhalb dieser Grenze sind im Verordnungswege vorzunehmen. 
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4. Die aus dem Scheckverkehr sich ergehenden verfügbaren Gelder sind 
fruchtbringend anzulegen. Die Anlegung kann erfolgen: 

a) durch Erwerbung von »Partial - Hypothekaramveisungen (Salinen- 
scheinen)«, 

b) durch Übergabe an Bankanstalten in laufender Rechnung mit kurzer 
Yerfallzeit (Kontokorrent -Einlagen), 

c) durch Darlehen gegen Yerp fändung von Wertpapieren, 

d) durch Eskomptierung von Zinsscheinen, 

e) durch Eskomptierung von Wechseln. 

f) durch Ankauf von Staatsschuldverschreibungen. Pfandbriefen und 
Prioritätsobligationen. 

5. Die für die Benutzung des Scheck- und Abrechnungsverkehrs zu er- 
hebenden Gebühren sind im Verordnungswege festzusetzen. Im Höchstfalle 
sind zu erheben: 

a) eine Gebühr von 4 h für jede Buchung auf dem Konto (Einzah- 
lung, Rückzahlung, Lastschrift, Gutschrift), 

b) eine besondere Gebühr (Provision) im Höchstbetrage von einem 
Viertel vom Tausend bei Abschreibungen vom Konto. 

6. Bildung einer Rücklage in Höhe von 5 v. H. des Gesamtguthabens 
der Kontoinhaber. 

Auf Grund des erwähnten Gesetzes setzte das österreichische Handels- 
ministerium im Einvernehmen mit dem Ministerium des Innern und dem 
Finanzministerium durch Verordnung vom 22. November 1887 die Höhe der 
Stammeinlage auf 200 K fest. Durch Ministerialverordnung vom 27. Sep- 
tember 190 1 fand jedoch eine Ermäßigung der Stammeinlage auf 100 K 
statt. Auch wurde bestimmt, daß die Verzinsung der Guthaben einschließ- 
lich der Stammeinlagen jährlich 2 v. H. zu betragen habe, und zwar be- 
ginnend mit dem auf die Buchung der Einzahlung folgenden 16. desselben 
Monats oder, falls die Buchung nach dem 15. des Monats erfolgt, mit dem 
1. des folgenden Monats und endigend mit Ablauf des letzten Tages des der 
Abschreibung vom Konto voraufgegangenen Monats oder, falls die Ab- 
schreibung nach dem 15. des Monats erfolgt, mit dem 15. desselben Monats. 

An Gebühren wurden vorgesehen : 

1. eine Gebühr von 4 h für jede Buchung auf dem Konto (Einzahlung. 
Rückzahlung. Lastschrift, Gutschrift), 

2. bei Abschreibungen vom Konto eine besondere Gebühr (Provision), 
und zwar von einem Viertel vom Tausend für Beträge bis 6000 K und von 
einem Achtel vom Tausend für die diese Summe übersteigenden Teilbeträge. 

Dabei wurde bestimmt, daß von der Gebühr befreit bleiben sollten 

a) die Lastschriften im Abrechnungsverkehr, 

b) die durch das Postsparkassenamt mittels Postanweisung zur Ver- 
sendung gelangenden Beträge. 

c) die durch den Ankauf von Staatspapieren für Rechnung der Konto- 
inhaber abgeschriebenen Beträge, 

d) alle zugunsten des Postsparkassenamts zur Abschreibung kommenden 
Gebühren usw. 

Hinsichtlich des Scheckverkehrs sind folgende grundlegende Bestimmungen 
erlassen worden. 

1. Beitritt zum Scheckverkehr. 

Zur Teilnahme an dem Scheckverkehr kann jede Privatperson. Handels- 
firma, öffentliche Behörde, juristische Person oder sonstige Vereinigung 
oder Anstalt auf Antrag zugelassen werden. Dem Postsparkassenamte 



Digitized by Google 



Üas k k. Postsparkassenamt in Wien. 



steht jedoch das Recht zu, die Aufnahme in den Scheckverkehr ohne An- 
gabe von Gründen abzulehnen. 

Innerhalb eines Monats nach Eröffnung des Kontos ist eine Stamm- 
einlage von i CK) K einzuzahlen. 

Durch den Scheckverkehr erhält der Kontoinhaber die Möglichkeit, daß 
alle bei den Postämtern für ihn gemachten Einzahlungen bei dem Postspar- 
kassenamte durch Gutschrift auf sein Konto zu einem Guthaben angesammelt 
werden, über das er mittels Schecks jederzeit in beliebigen Teilbeträgen 
verfügen kann. 

Das Postsparkassenamt führt eine Liste der Kontoinhaber und ver- 
öffentlicht sie in der ihr geeignet erscheinenden Weise. 

2. Einzahlungen. 

Einzahlungen im Scheckverkehr können bewirkt werden mittels: 

a) Erlagscheine, 

b) Postanweisung, 

c) Überweisung von einem Konto auf ein anderes Postscheckkonto 
(Abrechnungsverkehr). 

d) Gutschrift der Eingänge aus den vom Postsparkassenamte für 
Kontoinhaber usw. besorgten Geschäften. 

Die Höhe des Guthabens unterliegt keiner Beschränkung. 

a) Einzahlungen mittels Erlagscheine. 

Die Erlagscheine bestehen aus drei Teilen, nämlich 

1 . einem Empfangsschein (Einlieferungsschein), der von den Postämtern 
zur Bescheinigung des eingezahlten Betrags zu benutzen ist, 

2. einem Erlagscheine, der dem Kontoinhaber zugestellt wird, und 

3. einem Buchungsscheine, der für Buchungszwecke bestimmt ist und bei 
dem Postsparkassenamte verbleibt. 

Die Formulare zu Erlagscheinen werden vom Postsparkassenamt in 
Heften zum Preise von 2 h für jedes Stück ausgegeben. 

Einzahlungen mittels Erlagscheine können sowohl vom Kontoinhaber 
selbst als auch von jeder anderen Person bewirkt werden. 

Die Rückseite des Erlagscheins kann gegen Verrechnung einer Gebühr 
von 5 h auf der Rückseite zu schriftlichen Mitteilungen benutzt werden. 

Bei den Postämtern kann mittels Erlagscheins jeder beliebige Betrag 
eingezahlt werden. Auch die Landbriefträger sind auf ihren Bestellgängen 
verpflichtet, Erlagscheine, aber nur über Beträge bis iooo K, entgegenzu- 
nehmen. Die Einsammlungsgebühr für jede derartige Einzahlung beträgt 5 h. 

Für Zahlungen an die k. k. Steuerämter werden besondere Erlagscheine 
(Steuereinzahlungsscheinc) mit angehängter Postkarte zum Preise von 7 h 
ausgegeben. Diese Scheine können auch zur Einzahlung von Beträgen an 
die k. k. Finanzkassen , die k. k. Taxamtskasse in Wien , das k. k. Gcfälls- 
amt in Prag, das städtische Zentralsteueramt in Wien, das städtische Steuer- 
amt (Esattoria Civica) in Triest und die k. k. Zivilgerichts- Depositenämter 
in Wien, Prag, Brünn, Graz und Triest benutzt werden. Auf der ange- 
hängten Postkarte wird den Einlieferern von den k. k. Steuerämtern, Finanz- 
kassen usw. eine amtliche Bestätigung erteilt. 

Der Erlagschein gelangt nach der Auflieferung an das Postsparkassen- 
amt in Wien, das den eingezahlten Betrag dem Kontoinhaber gutschreibt 
und diesen hiervon unter Beifügung des Abschnitts des Erlagscheins be- 
nachrichtigt. 
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b) Einzahlungen mittels Postanweisung. 

1. Jeder Kontoinhaber kann bei dem Postamte seines Wohnorts den 
Antrag stellen, daß die für ihn eingehenden Postanweisungen mit Aus- 
nahme der telegraphischen und der durch Eilboten zu bestellenden Post- 
anweisungen seinem Konto gutgeschrieben werden. Zu diesem Zwecke hat 
er einen entsprechenden Bestand an Erlagscheinen dem Postamte zu über- 
geben. 

Das Postamt überweist alsdann den Betrag der Postanweisungen täglich 
mittels Erlagscheins dem Postsparkassenamte. 

2. Jeder Kontoinhaber kann auch die Postanweisungen . die er von 
Dritten zu empfangen hat, unter Angabe seines Kontos oder seines Namens 
unmittelbar an das Postsparkassenamt adressieren lassen. 

3. Jeder Kontoinhaber kann verlangen, daß die für ihn eingezogenen 
Postauftrags- und Nachnahmegelder unmittelbar seinem Scheckkonto über- 
wiesen werden. 

Das Postamt, das die Postauftrags- oder die Nachnahmepostanweisung 
ausfertigt, adressiert diese an das Postsparkassenamt und gibt auf dem Ab- 
schnitte der Postanweisung außer dem Namen und dem Wohnorte des 
Empfängers des Postauftrags oder der Nachnahme den Namen und die 
Adresse des Absenders sowie die Nummer seines Scheckkontos an. 

4. Das Postsparkassenamt erhebt für die Einkassierung und Gutschrift 
von Postanweisungsbeträgen eine Gebühr von 2 h für die Anweisung. 

c) Einzahlungen mittels Überweisung von einem Konto auf ein 

anderes Postscheckkonto (Abrechnungsverkehr). 

Die für Kontoinhaber von anderen Kontoinhabern angewiesenen Beträge 
werden dem Konto des Empfängers gutgeschrieben. 

d) Einzahlungen mittels Gutschrift der Eingänge aus den vom 

Postsparkassenamte für Kontoinhaber usw. besorgten 

Geschäften. 

Eingänge aus den vom Postsparkassenamte für Rechnung der Konto- 
inhaber ausgeführten Geschäften im Staatspapier-, Inkasso- oder Geld- 
wechselungsvcrkehr werden auf Antrag dem Scheckkonto gutgeschrieben. 
Ebenso kann im Falle der Belehnung oder Eskomptierung von Wertpapieren 
beim Postsparkassenamte die Gutschrift des Darlehnsbetrags usw. auf dem 
Scheckkonto bewirkt werden. 

3. Rückzahlungen. 

Der Kontoinhaber kann über sein Guthaben, soweit es die Stammeinlage 
von 100 K übersteigt, in beliebigen Teilbeträgen mittels Schecks verfügen. 

Die Scheckformulare werden mit dem Namen und dem Wohnorte des 
Kontoinhabers sowie mit der Nummer des Kontos und mit einer fort- 
laufenden Nummer bedruckt und an die Kontoinhaber in Heften von 
50 Stück zum Preise von 3 K für das Heft geliefert. Von diesem Betrage 
entfallen 2 K auf Stempelgebühren. 

Der Höchstbetrag eines Schecks ist auf 20 000 K festgesetzt. 

Die Scheckformulare sind dem Vordruck entsprechend auszufüllen und 
von dem Kontoinhaber oder der von ihm bevollmächtigten Person mit der 
Unterschrift zu versehen. Um zu verhüten, daß der Betrag eines Schecks 
gefälscht wird, hat der Aussteller die Kronensumme unter Benutzung der 
an der rechten Seite der Scheckformulare befindlichen Kontrollzahlen derart 
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darzustellen, daß er die Ziffern, die höher sind als die zur Bildung der 
Kronensumme erforderlichen Zehntausender, Tausender, Hunderter, Zehner 
und Einer, abschneidet. 

Der Scheck ist spätestens binnen 14 Tagen nach der Ausstellung bei 
dem Postsparkassenamte vorzulegen. 

Der Scheck kann entweder in Form eines Kassenschecks oder eines 
Namenschecks ausgestellt werden. 

Kassenscheck ist ein Scheck, in dem kein Zahlungsempfänger bezeichnet 
ist. Der Inhaber eines solchen Schecks kann die Auszahlung des Betrags 
durch das Postsparkassenamt beanspruchen, er kann aber auch die Uber- 
sendung des Betrags verlangen. Diese erfolgt mittels Postanweisung oder 
Geldbriefs unter Abzug des Frankos. 

Hat der Inhaber eines Kassenschecks ein Scheckkonto, so kann er diesem 
den Betrag des Schecks gutschreiben lassen. 

Namenscheck ist ein Scheck, auf dem vom Aussteller ein bestimmter 
Zahlungsempfänger angegeben ist. 

Hat der im Scheck bezeichnete Zahlungsempfänger selbst ein Konto, so 
wird der Betrag dem Konto des Empfängers gutgeschrieben, wenn nicht 
die Barzahlung ausdrücklich gewünscht ist. 

Hat der im Scheck bezeichnete Zahlung5empfänger kein Postscheckkonto, 
oder hat er die Barzahlung beantragt, so stellt das Postsparkassenamt über 
den zu zahlenden Betrag eine Zahlungsanweisung aus, auf Grund deren die 
Zahlung durch das Bestellpostamt erfolgt. 

Wohnt der Empfänger in Ungarn oder im Ausland, und hat er kein 
Scheckkonto bei dem Postsparkassenamt, so erfolgt die Zahlung mittels 
Postanweisung oder Geldbriefs. 

Wenn Kontoinhaber mit ausgebreitetem Verkehr eine größere Zahl von 
Rückzahlungen zu leisten haben, kann ihnen auf Antrag gestattet werden, 
alle gleichartigen Rückzahlungen mittels eines Schecks zu bewirken. Die 
einzelnen mittels eines Gesamtschecks zu bewirkenden Überweisungen dürfen 
indessen den Betrag von 6000 K nicht übersteigen. 

Die Kontoinhaber können die Schecks auch benutzen, um Einzahlungen 
auf Erlagscheine oder Steuereinzahlungsscheine zu leisten, ebenso können 
sie mit der Ausstellung von Schecks an das Postsparkassenamt das Er- 
suchen um Einlösung von Wechseln und sonstigen Forderungsurkunden stellen. 

Der Kontoinhaber ist verpflichtet, die Scheckformulare sorgfältig auf- 
zubewahren; er trägt alle Nachteile, die durch den Verlust oder sonstiges 
Abhandenkommen der Formulare entstehen. 

4. Mitteilung an den Kontoinhaber über die auf seinem Konto 
vorgenommenen Buchungen. 

Von jeder auf dem Konto vorgenommenen Buchung einer Einzahlung 
oder Rückzahlung wird der Kontoinhaber durch Ubersendung eines Konto- 
auszugs benachrichtigt. 

5. Austritt aus dem Scheckverkehr. 

Der Inhaber eines Kontos kann jederzeit aus dem Scheckverkehr aus- 
scheiden. Das Guthaben einschließlich der Stammeinlage wird ihm binnen 
15 Tagen nach Eingang der Kündigung zurückgezahlt. 

6. Portofreiheit 

Der Schriftwechsel der Scheckkontoinhaber mit dem Postsparkassenamt 
und den Postämtern ist portofrei. 

Archiv f. Po»t u. Telegr. 13. 1908. 26 
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Wie aus den vorstehenden Bestimmungen erhellt, hat das Postsparkassen- 
amt im Scheckverkehr jeder denkbaren Zahlungsart Rechnung getragen. 
Bareinzahlungen können sowohl von Kontoinhabern als auch von dem 
Scheckverkehr fernstehenden Personen geleistet werden, und ebenso können 
an diese Barrückzahlungcn erfolgen. Ferner können die Kontoinhaber unter 
sich ihre Verbindlichkeiten durch einfache Uberschreibung regeln, ohne daß 
bares Geld in Bewegung gesetzt zu werden braucht. Das Postsparkassen- 
amt hat sich mit dem Scheckverkehr aber nicht auf das eigene Amt und 
auf -das eigene Land beschränkt, sondern ist mit Banken des In- und Aus- 
landes in den Uberweisungsverkehr zur gegenseitigen Vermittlung von Ein- 
und Auszahlungen getreten. Im Jahre 1889 wurde zwischen dem Post- 
sparkassenamt und der österreichisch- Ungarischen Bank eine Vereinbarung 
getroffen, die den Zweck hatte, den Kontoinhabern dieser beiden Anstalten 
die gegenseitige Uberweisung von Geldbeträgen zu ermöglichen. Jedes 
Mitglied des Postsparkassenamts wurde hierdurch in die Lage versetzt, die 
Überweisung von Beträgen aus seinem Guthaben auf Girokonten bei der 
österreichisch -Ungarischen Bank bewirken zu lassen, gleichviel ob diese 
an österreichischen oder an ungarischen Bankplätzen bestehen. Ebenso 
erlangten die Girokontoinhaber der österreichisch - Ungarischen Bank die 
Möglichkeit, Beträge aus ihrem Guthaben auf Konten bei dem Post- 
sparkassenamt überweisen zu lassen. Ein ähnliches Abkommen wurde im 
Jahre i8q6 mit der Königlich Ungarischen Postsparkasse getroffen. 

Der Überweisungsverkehr mit der Königlich Ungarischen Postsparkasse 
und auch mit der österreichisch - Ungarischen Bank hat einen bedeutenden 
Umfang angenommen. So haben im Jahre 1907 an Kontoinhaber des 
Postsparkassenamts seitens der Kontoinhaber der ungarischen Postsparkasse 
98 000 Übe rweisungen im Gesamtbetrage von 168 Millionen K, seitens der 
Kontoinhaber der österreichisch - Ungarischen Bank 16 000 Überweisungen 
im Gesamtbetrage von 72 Millionen K stattgefunden. In umgekehrter 
Richtung sind an Kontoinhaber der Königlich Ungarischen Postsparkasse 
15300 Überweisungen über 37 Millionen K und an Kontoinhaber der 
österreichisch - Ungarischen Bank 46 000 Uberweisungen im Gesamtbetrage 
von 397 Millionen K bewirkt worden. 

Das Bestreben, den Bargeldumlauf auf das notwendigste Maß einzu- 
schränken, zeigte sich insbesondere durch den am 1. März 1898 erfolgten 
Beitritt des Postsparkassenamts zum Wiener Saldierungsverein. Da die 
Beteiligung an diesem Abrechnungsverkehr nur dann ihren Zweck erfüllen 
konnte, wenn dem Postsparkassenamte zur Ausgleichung der Verbindlich- 
keiten auch Forderungsurkunden zur Verfügung standen, übernahm es von 
den Kontoinhabern Wechsel , Schecks, Anweisungen, Kreditbriefe, Zins- 
scheine, Rechnungen und andere Forderungsurkunden, die auf einen be- 
stimmten Betrag lauten und in Wien zahlbar sind, zur Einziehung und 
besorgte ferner die Umwechslung von Gold- und Silbermünzen und aus- 
ländischen Noten unter der Bedingung, daß die Beträge den Konten der 
Auftraggeber gutgeschrieben werden sollten. Dieser Abrechnungsverkehr 
hat im Laufe der Zeit einen ganz bedeutenden Umfang angenommen, wie 
folgende Angaben zeigen. Die Zahl der von dem Postsparkassenamt im 
Jahre 1906 eingelieferten Forderungsurkunden betrug 181 299 oder 50 v. H. 
der Gesamtzahl. Der Betrag der Papiere belief sich auf 1 524980 125 K oder 
33,3 v. H. des Gesamtbetrags (4 579 417 770 K) der beim Wiener Saldierungs- 
verein eingelieferten Papiere. 

Von großer Bedeutung für die wirtschaftlichen Beziehungen Österreichs 
mit der Levante ist die Ausdehnung des Scheckverkehrs auf die öster- 
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reichischen Postämter in der Levante geworden. Im Jahre 1902 wurden 
die österreichischen Postämter in Beirut, Constantinopel , Salonik und 
Smyrna, im Jahre 1903 die österreichischen Postämter in Jaffa, Janina 
und Skutari und im Jahre 1904 das österreichische Postamt in Jerusalem 
zum Scheckdienste herangezogen. 

Im Jahre 1906 ist das Postsparkassenamt mit der Deutschen Bank in 
Berlin in Überweisungsverkehr getreten. 

Im Jahre 1907 folgten ähnliche Übereinkommen mit der Banca Commer- 
ciale Italiana in Mailand, mit der Londoner Filiale der österreichischen 
Länderbank und mit der Schweizerischen Kreditanstalt in Zürich. Die Zahl 
der Plätze, mit denen das Postsparkassenamt durch Vermittlung dieser 
Banken zur Zeit in Verbindung steht, beträgt 774. 

Die Gebühren, die im Überweisungsverkehr mit den Banken zur 
Erhebung gelangen, sind abgesehen davon, daß bei Auszahlungen eine Ge- 
bühr von einem Viertel vom Tausend für Beträge bis zu 2000 K und von 
einem Achtel vom Tausend für den diese Summe übersteigenden Betrag 
berechnet wird, den für den inländischen Scheckverkehr festgesetzten 
gleich. 

Angesichts der Vorteile, die das Verfahren der Begleichung von 
Zahlungsverbindlichkeiten mittels Schecks bietet, gingen im Jahre 1885 
einige staatliche Behörden und Kassen dazu über, den Postscheck verkehr 
für ihre Zwecke nutzbar zu machen, und zwar hauptsächlich in der Weise, 
daß dem Publikum Gelegenheit gegeben wurde, Einzahlungen an sie durch 
Vermittlung des Postsparkassenamts zu leisten. Dieser Verkehr war in den 
ersten 10 Jahren nur gering, nahm aber einen wesentlichen Aufschwung, 
nachdem im Jahre 1895 das Finanzministerium und das Justizministerium 
den Beitritt der ihnen unterstellten Behörden und Kassen zum Postscheck- 
verkehr verfügt hatten. Von großer Bedeutung wurde namentlich der Beitritt 
der Staatszentralkasse, der Länderkassen sowie der Finanz- und gerichtlichen 
Depositenkasse in Wien, der Taxamtskasse in Wien und sämtlicher Steuer- 
ämter. 

Ferner traten dem Scheckverkehr bei sämtliche Gerichte, die staat- 
lichen Krankenkassen in Wien und zahlreiche Militär- und Marinekassen 
sowie Heeresanstalten, die Zivilgerichts - Depositenämter, die Post- und 
Telegraphen- sowie die Staatsbahndirektionen. Die Zahl der dem Scheck- 
verkehr angegliederten staatlichen Behörden und Kassen betrug im Jahre 
1896 120 und ist bis Ende 1907 auf 2148 angewachsen. 

In wie umfangreicher Weise das Publikum die Einrichtungen des Post- 
sparkassenamts in Wien benutzt, um Zahlungen an staatliche Kassen zu 
leisten, geht besonders daraus hervor, daß im Jahre 1907 allein an Steuern 
210 Millionen K eingezahlt worden sind. 

Aber auch für die Auszahlung von Beträgen bedienen sich neuerdings 
staatliche Behörden der Mitwirkung des Postsparkassenamts. So zahlt das 
Postsparkassenamt seit dem 1. Februar 1907 auf Anweisung der nieder- 
österreichischen Finanzbehörden Gehälter, Ruhegehälter, Vertretungskosten, 
Reisekostenentschädigungen usw. aus. Die Zahl der Ruhegehaltsempfänger 
in Niederösterreich, an die monatlich Zahlungen zu leisten sind, beträgt 
allein 22000; dies zeigt, in welchem Umfange die Finanzbehörden durch 
das Postsparkassenamt entlastet worden sind. 

Das Verfahren der Auszahlung von Gehaltsbezügen ist am 1. Januar 
1908 auch auf Oberösterreich und Salzburg ausgedehnt worden. 

26* 
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Abgesehen von den staatlichen Behörden und Kassen machen haupt- 
sächlich noch die Krankenkassen, die Arbeiter-Unfallversicherungsanstalten 
sowie die Handels- und Industriekreise von den Scheckeinrichtungen des 
Postsparkassenamts einen umfangreichen Gebrauch. Insbesondere hat der 
Rentenanweisungsverkehr sich derart entwickelt , daß hierfür im Postspar- 
kassenamt eine besondere Geschäftsstelle gebildet werden mußte. Die Zahl 
der monatlich zur Auszahlung gelangenden Arbeiterunfallrenten beträgt zur 
Zeit etwa 88 ooo. 

Aber auch die breiteren Schichten der Bevölkerung beteiligen sich , wie 
aus der nachstehenden Ubersicht hervorgeht, in ausgiebiger Weise an dem 
Scheckverkehr. So haben sich Ende 1907 unter den 7971 1 Scheckkonto- 
inhabern Advokaten, Notare, Ärzte, Apotheker, Baumeister, Ingenieure, 
Chemiker, Landwirte, Staats- und Privatbeamte, Bedienstete, Angestellte 
und Privatpersonen befunden. Die Kontoinhaber wohnen, wie es natürlich 
ist, vorwiegend in Österreich, indes weist auch das Ausland schon eine 
große Zahl auf, die von Jahr zu Jahr zunimmt. Auf Deutschland sind 
Ende 1907: 1156, auf Ungarn 13 1 2 und auf andere Länder 282, insgesamt 
also 2750 Kontoinhaber entfallen. 



Übersicht über die Beteiligung der einzelnen Berufszweige am Scheckverkehr 
nach dem Stande vom 31. Dezember 1907. 



Stand, Beruf usw. 



Zahl 



Advokaten und Notare 

Arzte und Apotheker 

Architekten, Baumeister, Ingenieure und Chemiker 

Personen in anderen freien Berufen 

Banken und Wechselstuben 

Behörden und Ämter 

Bezirksarmenräte 

Bezirkskrankenkassen 

Eisenbahnen und sonstige Verkehrsanstalten 

Fabriken 

Gewerbetreibende 

Gutsverwaltungen 

Grundbesitzer sowie Pächter 

Kaufleute 

Krankenhäuser 

Lehranstalten 

Militärpersonen 

Privatbeamte, Bedienstete und Angestellte 

Privatpersonen 

Sparkassen 

Staatsbeamte 

Vereine und Körperschaften 

Versicherungsanstalten 

Zeitungen und Fachschriften 

Sonstige Kontoinhaber 

Summe. . . 



2848 

1 995 

2 130 

1 185 
796 

2 148 

70 
292 
82 
10 382 
9386 
1 183 
1 420 
26 263 
136 
283 

524 
2903 

3 032 
508 

1 134 

9 070 
616 
988 

337 



79711 
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Der Umsatz im Scheckverkehr hat sich im Jahre 1907 bei nahezu 
46 Millionen Buchungen auf rund 21 584 Millionen K belaufen. Von 
diesem Betrage sind 9858 Millionen K, also 46 V. H., ohne Inanspruch- 
nahme von Barmitteln durch Überschreibung vom Konto des Zahlenden 
auf das Konto des Zahlungsempfängers bewirkt worden. 

Das Gesamtguthaben der Kontoinhaber hat sich Ende 1907 auf rund 
367 Millionen K gestellt, so daß auf einen Kontoinhaber ein durchschnitt- 
liches Guthaben von rund 4600 K entfällt. Demgegenüber hat sich das Ge- 
samtguthaben der 23387 Girokunden der deutschen Reichsbank Ende 1906 
auf rund 520 Millionen Mark, das durchschnittliche Guthaben also auf rund 
22 230 Mark belaufen. Aus der Yergleichung der durchschnittlichen Gut- 
haben erhellt, daß der österreichische Postscheckverkehr die Bank des 
Mittelstandes und des kleinen Mannes, die deutsche Reichsbank dagegen 
die Bank der kapitalkräftigen Leute, insbesondere also der Großkauf leute 
und der Großindustriellen, ist. 

Über die Entwicklung des Scheck- und Abrechnungsverkehrs seit der 
Einführung gewähren die in der nachstehenden Übersicht zusammen- 
gestellten Ergebnisse einen Überblick. 

Übersicht über die Ergebnisse aus dem Scheck- und Abrechnungsverkehr. 



Eröffnete und geschlossene 
Konten 



Zeitraum 




Umfang des Scheckverkehrs 



im Scheck- und Ab- 
rechnungsverkehr 
hat betragen 

die Zahl 
d er der Umsatz 

Buchungen 



im Abrechnungs- 
verkehr allein 
hat betragen 

die Zahl 
d cr der Umsatz 

Buchungen ^ 



Gcsamt- 
gottaben 
der 

Kontoinhaber 
am Schlüsse 
des Jahres 

K 



1SS3 bis 1 887 14912 193112981 
18S8 bis 1892 ! 13096' 4712' 8384 



1883 



1 861 



1 071 666 



218490 



1887 ! 4 91S 161 2445526032' 790642 601916341 55851903 



: S93 bis 1 897 1 8 488 5 044 1 2 844 



1898 bis 1902 25560 791617644 
1903^51907 38396 1053827858 



1 892 : 9809268 4475420839 1472 580 1441992672 85 369055 
1897 16493 127 7 5409* oSS 3 2384122 2 637 670024 1 17798690 
1902 26 818 939 12 437 800 749 4 201 372 5 055 946 270 257854564 



Zahl der Kontoinhaber 
Ende 1007 79 7" 



1907 45 843 081 2 1 583 934 565 6 866 562 9 857 770 002 360995 104. 



Das Postsparkassenamt hat sich nicht nur auf volkswirtschaftlichem, 
sondern auch auf staatswirtschaftlichem Gebiete große Verdienste erworben. 
In dieser Beziehung hat es namentlich dadurch große Bedeutung erlangt, 
daß es die österreichischen Renten volkstümlich gemacht, zur Hebung des 
Kurses der Staatspapiere beigetragen und sich an Emissionen beteiligt hat. 
Seit dem Bestehen des Amtes sind für Rechnung der Kontoinhaber im Spar- 
und Scheckverkehr Wertpapiere im Betrage von rund 370 Millionen K ange- 
kauft worden. Ende 1907 haben sich für 24 500 Rentenbuchbesitzer Wert- 
papiere im Nennwerte von 172 Millionen K in Verwahrung des Postspar- 
kassenamts befunden. 
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Eine erfolgreiche Tätigkeit im Wertpapiergeschäft übt das Postsparkassen- 
amt seit 1889 auch dadurch aus, daß es für die Staatsbahnverwaltung die 
Verwahrung und zum Teil auch die Verwaltung der Versorgungs- und 
Wohltätigkeitsgclder für das Personal der österreichischen Staatsbahnen so- 
wie der Kautionen besorgt. 

Bei Anlegung der aus dem Scheckverkehr sich ergebenden verfügbaren 
Gelder geht das Postsparkassenamt in Ausführung der durch das Gesetz 
vom iq. November 1887 erlassenen Bestimmungen in der Weise vor, daß 
es den einen Teil der Bestände in leicht flüssig zu machenden Werten und 
den anderen Teil vornehmlich in österreichischen Staatspapieren unterbringt. 

Ende 1907 waren, entsprechend dem Gesamtguthaben der Scheckkonto- 
inhaber zu diesem Zeitpunkt, angelegt: 

a) in leicht flüssig zu machenden Werten (Konto- 
korrenteinlagen, Lombard usw.) 162 Millionen K, 

b) in Salinenscheinen (»Partialhypothekaranweisun- 
gen«) 23 

c) in Staatsrenten 62 

d) in sonstigen Wertpapieren 120 

zusammen.... 367 Millionen K. 

Wie für den Sparverkehr besteht auch für den Scheckverkehr eine 
besondere Rücklage. Sie dient zur Deckung der in diesem Verkehr ent- 
stehenden Verluste und beträgt 5 v. H. des am Jahresschlüsse verbliebenen 
Gesamtguthabens der Scheckkontoinhaber. Ende 1907 hat sie sich auf 
18 Millionen K belaufen. 

Der Scheckverkehr liefert einen erheblich höheren Uberschuß als der 
Postsparkassenverkehr, so z.B. im Jahre 1906 einen solchen von 6065 198 K. 
Unter Hinzurechnung des Überschusses aus dem Sparkassenverkehr in Höhe 
von 1 361 991 K ist im Jahre 1906 ein Reingewinn von 7427 189 K erzielt 
worden. 

Seit dem Bestehen des Postsparkassenamts hat sich der Gesamtgewinn 
aus dem Spar- und Scheckverkehr auf rund 48 Millionen K belaufen. 



Umschalteschränke für Haupt- und Nebenstellen in Fern- 
sprechnetzen mit Zentralbatterieschaltungen. 

Nachdem bei einer großen Anzahl Fernsprechämter Schaltungen für 
Zcntralbatteriebetrieb zur Einführung gelangt sind, ist es notwendig ge- 
worden, wenigstens für diejenigen Hauptstellen, an die bis zu vier Neben- 
stellen angeschlossen sind, gleichfalls Umschalteeinrichtungen zu treffen, bei 
denen ebenso, wie bei den gewöhnlichen Endstellen, eine besondere Batterie 
nicht erforderlich ist. Der gesamte Strombedarf soll vielmehr sowohl für 
den Verkehr der Stellen untereinander als auch mit dem Amte aus der 
Zcntralbatterie des Amtes gedeckt werden, so daß die Aufstellung besonderer 
Batterien bei den Hauptstellen auf die wenigen Fälle beschränkt wird, in 
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denen fünf und mehr Nebenstellen an eine Hauptstelle angeschlossen 
sind. 

Zunächst wird ein Zwischenstellenumschalter — Umschalteschrank für 
eine Haupt- und eine Nebenstelle — eingeführt, dessen Stromlauf auch für 
die Schränke der übrigen Hauptstellen, die bis zu vier Nebenstellen haben, 
die Grundlage bilden wird. 

Bei dem neuen Zwischenstellenumschalter, der an der Wand befestigt 
oder als Tischapparat benutzt werden kann, wird der Strombedarf aus der 
Zentralbatterie des Amtes gedeckt. Die Zuführung des Stromes zur Haupt- 
und zur Nebenstelle erfolgt in Einzelleitung, und zwar bei Verbindungen 
zwischen dem Amte einerseits und der Haupt- und der Nebenstelle anderseits 
über den d-Draht, sonst über den t-Draht der Anschlußleitung. Der Anruf 
der Hauptstelle durch die Nebenstelle wird selbsttätig durch Abnahme des 
Fernhörers ausgeführt. Zum Anrufe der Nebenstelle von der Hauptstclle 
aus dient ein Induktor, der sich selbsttätig in die Nebenstellenleitung ein- 
schaltet, wenn die Kurbel gedreht wird. Zum Amte hin kann demnach kein 
Induktorstrom entsandt werden. Ein Schauzeichen, mit dem ein gleichfalls 
von der Amtsbatteric gespeister Schnarrwecker in Verbindung gebracht 
werden kann, dient bei der Hauptstelle als Anrufzeichen, wenn der Teil- 
nehmer der Nebenstelle den Hörer abnimmt, und als Schlußzeichen, wenn 
der Hörer wieder angehängt wird. Die Fahne des Schauzeichens ist gitter- 
artig weiß, schwarz und rot gestrichen. Die gleichfalls gitterartige, schwarz 
gehaltene Deckfläche ist so mit dem Umschalterhcbcl mechanisch verbunden, 
daß sie sich entsprechend der Hebellage auf- oder abwärts schiebt und als 
Anruf ein weißes, als Schluß ein rotes Signal zeigt, in Ruhe aber die Fahne 
schwarz bedeckt. 

Alle sonstigen Einzelheiten ergeben sich aus der nachfolgenden Be- 
schreibung der Stromläufe (s. Abbildung). Es wird angenommen, daß der 
Schrank an einen Vielfachumschalter ZB (vgl. Archiv 1906, S. 1 ff.) an- 
geschlossen ist. Er würde auch an jedes andere Vielfachsystem ZB an- 
geschlossen werden können. 

Das Amt ruft die Hauptstelle. Stromlauf: Vom Amte aus in 
üblicher Weise über die Stöpselspitze, a-Leitung, H' 2 , W l , C 1 , Erde, zurück 
zur Rufstromquelle des Amtes. Der Wecker der Hauptstelle ertönt. 

Abfragen bei der Hauptstelle. Umlegen von //' in die Stellung 
»Amt«, Abnahme des Abfrageapparats vom Haken Ii. Amt und Haupt- 
stelle sind verbunden. Der Speisestrom wird der Hauptstelle vom Amte 
über den a - Draht zugeführt und verläuft über H { , h, M, Jp, g 2 zur 
Erde. Die Sprechströme fließen über beide Leitungsdrähte, und zwar von 
M über Jp, H l , C 3 , £-Draht, Amt, zurück über a-Draht, H\ h nach M. 

Angenommen, das Amt oder der anrufende Teilnehmer des Amtes ver- 
langt die Nebenstelle. Die Verbindung wird durch Umlegen des Hebels H l 
(in der Zeichnung nach links auf Durchsprech.) hergestellt, sodann wird die 
Kurbel des Induktors Y gedreht, und hierdurch die Nebenstelle angerufen. 
Sobald sich die Nebenstelle meldet, fließt der Speisestrom vom Amte über 
den a-Draht, //', die Nebenstelle, zurück über SZ zur Erde. Der Sprech- 
strom verläuft in Doppelleitung. In Brücke zu den a- und /»-Drähten liegt 
bei der Hauptstelle SZ (für die Schlußzeichengabe) und W und g 1 mit 
den vorgeschalteten Kondensatoren C und C*. Sobald bei der Nebenstelle 
nach Gesprächsschluü der Fernhörer an den Haken gehängt wird, erscheint 
bei der Hauptstelle das Schlußzeichen, da stromlos wird, und der ab- 
gefallene Anker von SZ schließt den Stromkreis über VI' 2 , H-, H\ h. H\ 
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g l , £-Draht, g b , B 24 Volt, Erde. Durch Rücklegcn von H l in die Ruhe- 
lage (Mittellage) wird der Stromkreis über VV* unterbrochen, und das 
Schlußzeichen SZ verdeckt. 

Will die Nebenstelle die Hauptstelle anrufen, so wird der Fernhörer 
vom Haken genommen. Alsdann fließt Strom über den b- Draht der An- 
schlußleitung, g l , H X s SZ. a- Draht der Nebenstellenleitung, Nebenstelle, 
£-Draht, SZ zur Erde. Der Anker von SZ wird angezogen, die Anker- 




fahne (weiß) wird sichtbar, und der Wecker W* ertönt. Stromkreis für 
den Wecker: Erde, W\ H 2 . SZ, Anker, H\ k, g\ 6-Draht g b , B 24 Volt, 
Erde. 

Das Abfragen bei der Hauptstelle kann ohne weiteren Handgriff nach 
Abnahme des Handapparats vom Hakenumschalter h erfolgen. Hierdurch 
wird die Hauptstelle mit der Nebenstelle verbunden, und der Stromkreis 
über W* unterbrochen. Der Speisestrom für die Hauptstelle verläuft, wie 
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folgt: Erde, ß 24 Volt, g b , /»-Leitung. g\h,g 2 ,h, M, Jp, g 2 , Erde. Die 
Sprechströme verlaufen in reiner Doppelleitung. Sobald bei der Neben- 
stelle der Hörer angehängt wird, ist bei der Hauptstelle wieder ein Strom- 
kreis über U'- geschlossen, und zwar durch Abfallen des Ankers von SZ in 
bekannter Weise. Dieser Stromkreis wird erst durch Anhängen des Hand- 
apparats bei der Hauptstellc in dem Umschalter h unterbrochen. 

Widerstands werte : 

W» 2 . 68 Ohm, W- 2 . 300 Ohm, 
a 

g 2 • 100 Ohm, g l 142 Ohm. J iö + 22 Ohm, g* 2 - 245 Ohm, 

™ • 
SZ 2 • 200 Ohm. 



Aus dem Bereiche der britischen Postverwaltung. 

Die britischen Postanstalten haben im Jahre 1906/7 4758,1 Millionen 
Briefsendungen an die Empfanger ausgehändigt; auf den Kopf der Be- 
völkerung entfallen hiernach 108.7 Briefsendungen, und zwar 64,1 Briefe, 
21,3 Drucksachen (Halfpenny-Sendungen), 19,0 Postkarten und 4,3 Zeitungs- 
sendungen. Gegenüber dem Jahre 1905/6 hat die Zahl der Briefsendungen 
nur um 3.8 v. H. (gegen 4,6 v. H. im Jahre zuvor) zugenommen. Die ge- 
ringere Zunahme der Gesamtzahl ist hauptsächlich darauf zurückzuführen, 
daß das außergewöhnliche Anwachsen des Ansichts-Postkartenverkehrs zum 
Stillstande gekommen ist, und daß infolgedessen bei den Postkarten wieder 
eine nicht über den Durchschnitt hinausgehende Verkehrszunahme ("3,9 v. H. 
gegen 9 und 19,7 v. H. in den beiden vorhergehenden Jahren) Platz ge- 
griffen hat. Die im Oktober 1906 in Kraft getretenen erleichterten Ver- 
sendungsbedingungen für Halfpenny-Sendungen (vgl. Archiv 1907, S. 79 ff.) 
scheinen auf den Umfang des Briefverkehrs keinen erheblichen Einrlnß 
gehabt zu haben; denn weder hat die Zahl der Halfpenny-Sendungen in 
besonders erheblichem Maße zugenommen (Steigerung 4.7 v. H. gegenüber 
5.7 v. H. im vorhergehenden Jahre), noch ist eine Verminderung der Zahl 
der Briefe (Zunahme 3,6 v. H. gegenüber 3,1 v. H. im Jahre zuvor) ein- 
getreten, wie man sie infolge Ausdehnung des Kreises der gegen die Half- 
penny -Gebühr zugelassenen Sendungen hätte erwarten können. Nur im 
Londoner Postbezirk ist die Zahl der Halfpenny-Sendungen verhältnis- 
mäßig stärker und die Zahl der Briefe in geringcrem Maße, als es der 
sonstigen Zunahme des Brief Verkehrs entsprechen würde, in die Höhe 
gegangen. Trotzdem macht die Zahl der Halfpenny-Sendungen im Lon- 
doner Postbezirk auch jetzt noch nur 19.1 v. H. der Gesamtzahl dieser Sen- 
dungen aus, während bei den Postkarten 22,6 v. H. und bei den Briefen 
27, i v. H. der Gesamtzahl auf den Londoner Postbezirk entfallen. 

Angaben über die Zahl der mit den Kolonien und mit anderen Ländern 
ausgetauschten Briefsendungen sind in der englischen Poststatistik nicht 
enthalten; wohl aber bringt diese alljährlich eine — auf Schätzung be- 
ruhende — Zusammenstellung über das Gewicht der im Verkehr mit den 
Kolonien und dem Auslande beförderten Briefsendungen. 
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Danach sind im Jahre 1906/07 zur Versendung gekommen: 

in der Richtung 
aus England nach England 
Pfund (engh Pfund iengl.1 

Briefe und Postkarten 3 1660m 2915000 

andere Rriefsendungen 25324000 9562000 



zusammen .... 28 490 000 1 2 477 000. 



An diesen Gesamtzahlen sind beteiligt: 



Bezeichnung der Länder* 


aus England 


nach L" 


ngland 


Brief- 
sendungen 
insgesamt 


darunter 
Briefe und 
Postkarten 


Brief- 
sendungen 
insgesamt 


darunter 
Briefe und 
Postkarten 


die Vereinigten Staaten von 


Pfund (engü 


Pfund tcngU 


Pfund iengl.t 


Pfund (engLl 




3 408 OOO 


429OOO 


2 982 OOO 


480 OOO 




3 175 000 


244OOO 


598CKK) 


1 65 OOO 


die brit. Kolonien in Süd- 












2 769 OOO 


283 OOO 


801 OOO 


224 OOO 




2 ÖOO OOO 


291 OOO 


1 030 OOO 


240 OOO 




2 237 OOO 


339 000 


1 563 OOO 


380 000 


Frankreich mit 


1 828 000 


340 OOO 


1 487 OOO 


398 OOO 


der Australische Bund mit. . 


1 771 OOO 


132 OOO 


641 OOO 


87 OOO. 



Auf die verschiedenen Erdteile verteilt sich der Kolonial- und Auslands- 
briefverkehr Englands derart, daß — in Verhältnissätzen der Gesamtzahlen 
ausgedrückt — entfallen 





aus England 


nach England 


auf den Verkehr mit 


Gesamt- 


Briefe und 


Gesamt- 


Briefe und 




briefverkehr 


Postkarten 


briefverkehr 


Postkarten 




v. H. 


v. 1! 


v. H. 


v.H. 




32, > 


43.' 


42,2 


48.3 




17.7 


I 1,7 


7.« 


8.9 




13.9 


I2, 2 


7.7 


10,4 




27,1 


26,7 


34.» 


27,5 


Australiens 


9.* 


6. 2 


8.(1 


4,9- 



*) Aus der Berner Statistik für 1906 ergaben sich folgende Stückzahlen: 





aus England 


nach England 


Brief- 


Briefe und 
Postkarten 


Brief- 


Briefe und 
Postkarten 




29 284 02 5 
14 017 1 50 

»8 957 433 
20950 590 

23 363 308 


18707 043 
7 954 850 

1 1 100 243 

1 2 880 -,29 
15 253 0X3 
15 03096O 

4 379 6 43 


Angaben fehlen 
8 708 480 
Angaben fehlen 
Angaben fehlen 

25 994590 

26 793 IOO 
6892918 


Angaben fehlen 
7241 342 
Angaben fehlen 
Angaben fehlen 
19 720 560 

'SÄ 
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Die angeführten Zahlen lassen unzweideutig erkennen, welche außer- 
ordentliche Bedeutung der überseeische Briefverkehr Englands, insbesondere 
der Verkehr mit den Vereinigten Staaten von Amerika und mit den 
britischen Kolonien, besitzt. Daß zwischen England und seinen Kolonien 
ein so lebhafter Postaustausch besteht, ist — natürlich neben vielen auf 
anderem Gebiete liegenden Gründen — sicher zum Teil auf die besonderen 
Vergünstigungen zurückzuführen, die für den Postverkehr innerhalb des 
britischen Weltreichs Geltung haben, und die darin bestehen, daß für Briefe 
mit einigen Ausnahmen ein ermäßigtes Porto von einem Penny für die 
Unze (bis Ende September 1907 für jede halbe Unze) erhoben wird, und 
für Warenproben, Drucksachen und Geschäftspapiere ein erhöhtes Meist- 
gewicht (2'/ 4 kg) und günstigere Ausdehnungsgrenzen (61 : 30'/^ : 3O 1 /« cm) 
festgesetzt sind. Zeitungsnachrichten zufolge soll das Pennyporto am 
I. Oktober 1908 auch im Verkehr mit den Vereinigten Staaten von Amerika 
eingeführt werden. Für den Verkehr mit Canada ist im Mai 1907 als weitere 
Vergünstigung eine zunächst auf 4 Jahre geltende billige Zeitungsgebühr 
(1 Penny für jedes Pfund, sofern die Beförderung mit direkten PostschifTen 
erfolgt) hinzugetreten. Diese Sondergebühr, die so niedrig ist, daß sie die 
Kosten des Dienstes nicht deckt, ist nach dem Geschäftsberichte des 
britischen Generalpostmeisters »durch die geographische Lage und die be- 
sonderen Verhältnisse Canadas« veranlaßt worden. Augenscheinlich soll 
sie dazu dienen, den Absatz und damit den Einfluß der in den Ver- 
einigten Staaten von Amerika erscheinenden Zeitungen zu vermindern; 
tatsächlich hat auch die Zahl der aus England nach Canada abgesetzten 
Zeitungen seit Einführung der Gebührenermäßigung bereits erheblich zu- 
genommen. 

Dem Umfange des überseeischen Postverkehrs Englands entspricht es, 
daß die britische Postverwaltung an die Schiffsgesellschaften alljährlich hohe 
Summen für Beförderung der Postsendungen zu zahlen hat. Eine Anlage 
zum Geschäftsberichte des Generalpostmeisters für 1006/7 führt folgende 
Zahlen dieser Art (feste Postdampfschiffsbeihilfen und nach dem Gewichte 
der Sendungen berechnete Vergütungen zusammengerechnet) auf : 



für Postbeförderungen nach Pf. Sterl. 

Ländern Europas 28 680 

Amerikas 198488 

Afrikas 32988 

Asiens und Australiens 402 162 



zusammen .... 662 318. 

In dieser Summe sind indes 109 198 Pf. Sterl. enthalten, die von britischen 
Kolonien als Zuschüsse zu den Postdampfschiffsbeihilfen gezahlt werden, 
und 87 454 Pf. Sterl. , die die britische Postverwaltung von anderen Post- 
verwaltungen für Beförderung fremder Postsachen mit britischen Dampfern 
empfängt; nach Abzug dieser Summen verbleibt für die britische Postkasse 
eine Ausgabe für Postdampfschiffsvergütungen in Höhe von 465 666 Pf. Sterl. 
oder rund 9,3 Millionen Mark. Die Ausgabe würde viel höher sein , wenn 
nicht die Kosten für verschiedene bedeutende Postdampfschiffsverbindungen 
ausschließlich oder vorwiegend von den beteiligten Kolonien getragen würden; 
dies ist namentlich der Fall bezüglich der Verbindungen mit Canada und 
Südafrika, zum Teil auch mit Australien. 
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Für die Postbeförderung nach den Vereinigten Staaten von Amerika 
zahlt die britische Postverwaltung an die Cunard-Linie eine Vergütung von 
68000 Pf. Sterl. und an die White Star-Linie eine solche von 75 356 Pf . 
Sterl. Die auf den Dampfern der zuletzt genannten Linie bestehenden 
Seeposten haben sich, ebenso wie die Seeposten auf den Dampfern der 
American Line, nach wie vor aufs beste bewährt. Der Generalpostmeister 
bedauert daher, daß die Einrichtung von Seeposten auf den Dampfern der 
Cunard-Linie noch nicht gelungen sei. Auf den zwischen England und 
Canada verkehrenden Postdampfern werden Seeposten nach Vereinbarung 
zwischen den beiden Postverwaltungen voraussichtlich demnächst ins Leben 
treten. 

Daß der Vertrag mit der Peninsular and Oriental Steam Navigation 
Company wegen Unterhaltung einer Postdampfschiffsverbindung nach Indien, 
Ostasien und Australien am 31. Januar 1908 abgelaufen war und durch einen 
auf 7 Jahre laufenden neuen Vertrag ersetzt worden ist, haben wir kürzlich 
(Archiv 1908, S. 43) erwähnt. Der für die Postbeförderung nach Ostasien 
über Canada mit der Canadian Pacific Railway Company bestehende Vertrag 
ist ebenfalls, aber nur auf zwei Jahre, erneuert worden. Die Gesellschaft, 
die eine jährliche Beihilfe von 60000 Pf. Sterl. erhält, hat die Post- 
beförderung zwischen England und Ostasien auf Grund des neuen Vertrags 
derart beschleunigt, daß die Postsachen zwischen Liverpool und Hongkong 
jetzt 10 Tage weniger als bisher unterwegs sind. 

Der durch die britischen Postanstalten vermittelte inländische Paket- 
verkehr hat im Berichtsjahre dadurch eine Verbesserung erfahren, daß die 
Gebühren für Sendungen im Gewichte von mehr als 4 engl. Pfund ermäßigt 
worden sind. Trotz dieser Gebührenherabsetzung ist keine erhebliche Zu- 
nahme des Paketverkehrs zu verzeichnen; denn die Gesamtzahl der Pakete 
hat im Jahre 1906/7 104,8 Millionen Stück oder 3,1 v. H. mehr als im 
Jahre 1905/6 betragen, während die Steigerung im Jahre zuvor 4,6 v. H. 
ausgemacht hatte. Mit anderen Postverwaltungen hat die britische Post 
2 575891 ausgehende und I 471 785 ankommende Postpakete ausgetauscht. 
Davon entfielen auf den Verkehr mit 

ausgebend ankommend 
den britischen Kolonien .... 1 223 804 Pakete, 407 798 Pakete, 
fremden Ländern 1 351 997 - 1063987 - . 

Danach überwiegt im allgemeinen weit die Zahl der aus England abge- 
sandten Pakete. Nur im Verkehr mit Deutschland und den Vereinigten 
Staaten von Amerika gilt das umgekehrte Verhältnis, und zwar hat England 
aus Deutschland 477082 Postpakete (gegenüber 377623 Sendungen aus der 
umgekehrten Richtung) und aus den Vereinigten Staaten 89 182 Postpakete 
(gegenüber 61 167 Sendungen . die nach den Vereinigten Staaten versandt 
worden sind) empfangen. Erwähnenswert ist, daß die britische Postver- 
waltung nach dem Berichte des Generalpostmeisters eine Herabsetzung der 
Gebühren für Briefe und Pakete mit Wertangabe des Auslands- und Kolonial- 
verkehrs in Aussicht genommen hat; wahrscheinlich handelt es sich dabei 
darum, daß die Versicherungsgebühren britischerseits künftig nach den 
Sätzen des Vereinsverkehrs berechnet werden sollen. 

Auf Postanweisungen sind bei den britischen Postanstalten im letzten 
Jahre 46,3 Millionen Pf. Sterl. ein- und ausgezahlt worden. 
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Davon entfallen auf 



den Verkehr mit 


insgesamt 

Pf. Stcrl. 


du 

in England 
eingezahlt 
Pf. Sterl. 


/on 

in England 
ausgezahlt 
Pf. Sterl. 




3 534 6^3 

4 803 92 1 

(+ 13 v.H.)') 


699 268 2 835 355 

(+8,, v. H.)*) £+o,,v.H.n 

1 420 532 3 383 389 
(+ o )S v. H. • (-r 19,. v. H. .*) 



Im Kolonialverkehr ist eine Zunahme namentlich bei den Einzahlungen 
nach Britisch-Indien und Canada eingetreten; beim Auslandsverkehr ist die 
erhebliche Steigerung des ausgezahlten Betrags zum weit überwiegenden Teile 
durch größere Einzahlungen in den Vereinigten Staaten von Amerika her- 
vorgerufen worden. Die im Berichtsjahre durchgeführte Herabsetzung der 
Mindestgebühr für die in England nach den Kolonien und nach anderen 
Landern eingezahlten Postanweisungen scheint auf den Umfang des Post- 
anweisungsverkehrs keinen erheblichen Einfluß gehabt zu haben. Deutsch- 
land steht mit 236061 Pf. Sterl., die in England eingezahlt, und 277809 Pf. 
Sterl.. die daselbst ausgezahlt worden sind, im ausländischen Postanweisungs- 
verkehr Englands an dritter Stelle; es wird nur wenig von Frankreich, in 
erheblichem Maße aber von den Vereinigten Staaten von Amerika über- 
treffen, wohin aus England 313 010 Pf. Sterl. mittels Postanweisung ver- 
sandt worden sind, während die Einzahlungen in den Vereinigten Staaten 
nach England rund 2 l / 4 Millionen Pf. Sterl. betragen haben. Von' den 
britischen Kolonien haben Südafrika (1 013249 Pf. Sterl.), Canada (735985 Pf. 
Sterl.) und Britisch-Indien (339478 Pf. Sterl.) besonders hohe Einzahlungen 
nach England aufzuweisen. Im Hinblick auf den erheblichen Umfang des 
englisch-amerikanischen Postanweisungsverkehrs ist die Mitteilung des Ge- 
schäftsberichts von Interesse, daß Verhandlungen im Gange sind, um. zwischen 
England und den Vereinigten Staaten von Amerika sowie Canada durch 
Vermittlung der amerikanischen Western Union Telegraph Company einen 
Austausch von telegraphischen Postanweisungen ins Leben zu rufen. 

Von der Versendung kleiner Geldbeträge mittels Postbons wird in Eng- 
land in zunehmendem Maße Gebrauch gemacht; im letzten Jahre sind 
io2,j Millionen Postbons im Gesamtwerte von 40,9 Millionen Pf. Sterl. aus- 
gegeben worden. Die Bemühungen, den Verkehr mit Postbons auch für 
die Kolonien nutzbar zu machen, sind von der britischen Postverwaltung 
mit dem Erfolge fortgesetzt worden, daß jetzt mit Ausnahme von Canada 
und Australien fast alle Kolonien am Austausche von Postbons teilnehmen. 
Im Jahre 1906/7 sind aus den Kolonien bereits 574 000 Pf. Sterl. mittels 
Postbons nach England übersandt worden. 

Der Telegramm verkehr Englands ist im Jahre 1906/7 ungefähr ebenso 
groß gewesen (89,5 Millionen Telegramme) wie im Jahre zuvor. Allerdings 
ist die Zahl der mit dem Auslande gewechselten Telegramme um 351000 
und die Zahl der gewöhnlichen Inlandstelegramme um 289000 in die Höhe 
gegangen; dem steht aber eine Abnahme der Zahl der Preßtelegramme um 
737000 gegenüber, die teils durch die Wiederherstellung des Friedens in Ost- 
asien, teils dadurch hervorgerufen worden ist. daß in England besondere Ereig- 
nisse, wie im Jahre zuvor die Wahlen zum Parlament, nicht vorgekommen 

•) Mehr gegen 1905/6. 
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sind. Das unterirdische Telegraphennetz Englands ist weiter ausgebaut 
worden. I )ie Weiterführung der unterirdischen Linie von London nach 
Glasgow, die künftig bis Edinburg reichen soll, ist im Gange; der Bau 
der Landkabcllinie von London nach den im Westen des Landes gelegenen 
Landungspunkten der großen Seekabellinien soll im Laufe des Jahres 1907/8 
bis Exeter fortschreiten ; außerdem soll Liverpool durch eine unter- 
irdische Linie nach Warrington, vielleicht auch New Castle, mit dem be- 
stehenden unterirdischen Kabelnetz in Verbindung gebracht werden. Die 
unterirdischen Linien sind für England deshalb besonders wichtig, weil dort 
durch schwere Stürme nicht selten Unterbrechungen der oberirdischen 
Telegraphenlinien herbeigeführt werden; dies ist z. B. auch im Januar 1907 
der Fall gewesen. Zur Verbesserung des Telegraphenverkehrs zwischen 
London und dem Festland ist im letzten Jahre u. a. eine unmittelbare 
Verbindung London- Antwerpen hergestellt worden. Ein neues Kabel der 
Eastern and Western Telegraph Comp. nach, den Azoren und St. Vincent 
hat den Zweck, den Telegrammaustausch mit Südamerika zu verbessern. 
Im Verkehr Englands mit Südafrika sind seit April 1907 Telegramme 
zugelassen, die innerhalb Englands telegraphisch, zwischen England und 
Kapstadt mit der Post und innerhalb Südafrikas wiederum telegraphisch 
befördert werden. Für die Telegramme wird außer der inländischen eng- 
lischen Telegrammgebühr eine Postgebühr von 1 d (entsprechend dem 
britischen Kolonialbriefporto) und die südafrikanische Telegrammgebühr 
berechnet. Die Einrichtung, die ähnlich im Verkehr Frankreichs mit den 
französischen Kolonien schon seit einer Reihe von Jahren besteht, wird 
vom Publikum gern benutzt, und der Generalpostmeister hofft daher, daß 
es möglich sein wird, dieselbe Fünrichtung auch für den Verkehr mit 
anderen britischen Kolonien zu treffen. 

Auf Grund des Gesetzes über drahtlose Telegraphie sind bei der britischen 
Postverwaltung im letzten Jahre 45 Gesuche um Erteilung von Genehmi- 
gungen für Funkentelegraphenanlagen eingegangen. Mit den Stationen der 
Marconi-Gesellschaft stehen die britischen Telegraphenanstalten seit dem 
Jahre 1905 in Verkehr. Im Jahre 1906/7 haben die Telegraphenanstalten 
nach auswärts 1 140 (gegenüber 558 im Jahre zuvor) und in der Richtung 
nach England 15833 (gegen 11 094) Marconi-Telegramme befördert. Die zur 
Beförderung gewöhnlicher Telegramme bestimmten staatlichen Anlagen für 
drahtlose Telegraphie zwischen Tobermory und Loch Boisdale sowie zwischen 
Hunstanton und Skegness sind ins Leben getreten. Bis jetzt sind mit diesen 
Anlagen befriedigende Erfahrungen gemacht worden, doch erklärt der General- 
postmeister, daß er ein endgültiges Urteil darüber, ob die Verbindungen 
ihren Zweck zu erfüllen vermögen, noch nicht abgeben könne. 

Das Fernsprechnetz Englands ist weiter ausgebaut worden; Fern- 
sprech- Verbindungsleitungen sind jetzt 2043 (288 mehr als im Jahre zuvor) 
mit einer Gesamtlänge von 141 810 Meilen Leitung im Betriebe. Im 
Sprechverkehr von Ort zu Ort sind im Jahre 1906/7 19,8 Millionen Gespräche 
geführt worden; das bedeutet gegenüber dem Vorjahr eine Zunahme um 
10,1s v. H. Die Tagesgebühren für Ferngespräche von 3 Minuten Dauer 
betragen: bis 25 Meilen 3 d, bis 50 Meilen 6 d, bis 75 Meilen 0 d, bis 
100 Meilen 1 sh, für jede weiteren 40 Meilen 6 d. Zur Nachtzeit sind 
Ferngespräche seit dem Jahre 1903 bei einer Dauer von 6 Minuten zu den- 
selben Sätzen zugelassen wie Tagesgespräche von 3 Minuten Dauer; im 
Berichtsjahr ist der Nachtverkehr weiter in der Weise verbilligt worden, daß 
für Nacht-Ferngespräche von 3 Minuten Dauer nur die Hälfte der Tages- 
gebühr, mindestens aber 6d, erhoben wird. Die Neuerung kommt somit 
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allen Gesprächen zugute, die zur Nachtzeit auf Entfernungen von mehr als 
50 Meilen geführt werden. Staatliche Ortsfernsprechnetze sind im Jahre 
1006/7 in 56 Orten neu errichtet worden; in mehreren Bezirken hat die Ver- 
waltung erweiterte Fernsprechverbindungen in der Weise geschaffen, daß 
sie vorhandene, wenig benutzte Telegraphenleitungen für den Sprechverkehr 
nutzbar gemacht hat. Diese »rural Call Office Systems«, durch die kleinere 
Orte Fernsprechverbindung mit benachbarten größeren Orten erhalten , er- 
freuen sich großer Beliebtheit. Die Neuerung, daß bei Errichtung von Fern- 
sprechanlagen nicht mehr in so weitgehendem Maße wie früher Sicherheits- 
leistung der Interessenten gefordert wird (diese brauchen sich nicht mehr zur 
Tragung des ganzen etwa entstehenden Minderertrags, sondern nur noch zur 
Deckung des dritten Teiles des Minderertrags zu verpflichten), kommt eben- 
falls hauptsächlich den kleineren Orten zugute. Im ganzen ist die Zahl 
und der Umfang der von der Postverwaltung in den Provinzen errichteten 
Ortsternsprechnetze verhältnismäßig gering, denn die Gesamtzahl der in 
diesen Ortsnetzen bestehenden Anschlüsse beträgt nur 12006. Eine nicht 
unwesentliche Erweiterung hat das staatliche Fernsprechnetz im vergangenen 
Jahre dadurch erhalten, daß die Postverwaltung die in Glasgow und Brighton 
von den Gemeinden errichteten Ortsnetze mit III03 und 1542 Teilnehmern 
angekauft hat. Sonstige von Gemeinden unterhaltene Ortsternsprechnetze 
bestanden im Berichtsjahre noch in Hull (2128 Sprechstellen), Portsmouth 
(2553 Sprechstellen) und Swansea (1432 Sprechstellen). Das Ortsnetz in 
letztem Orte ist inzwischen mit Genehmigung der Postverwaltung in den 
Besitz der National Telephone Comp, übergegangen. Das Londoner staat- 
liche Fernsprechnetz hatte zu Ende des Berichtsjahrs 41 236 Sprechstellen 
gegenüber 32879 im Jahre zuvor; in jeder Woche ist die Zahl der Sprech- 
stellen im letzten Jahre um rund 150 vermehrt worden. Die Ausdehnung 
der in London von der Postverwaltung verlegten Kabelröhren beträgt jetzt 
2030 Meilen mit 317 789 Meilen Leitung; davon sind im letzten Jahre 
34O Meilen Röhren mit 65000 Meilen Leitung ausgelegt worden. An die 
National Telephone Comp, sind 69066 und an Privatpersonen 52255 Meilen 
Leitung vermietet, während 84952 Meilen Leitung noch unbenutzt liegen. 

Die für die Herstellung der Fernsprechanlagen erforderlichen Geld- 
mittel werden nicht auf den laufenden Etat der Post- und Telegraphen- 
verwaltung übernommen, sondern besonders bewilligt und verausgabt. Durch 
Gesetz sind von 1892 bis 1904 im ganzen 7,3 Millionen Pf. Sterl. für 
Fernsprechzwecke bewilligt worden, die zu Ende des Berichtsjahrs bis auf 
einen Rest von 257 558 Pf. Sterl. verbraucht waren, und zwar sind auf- 
gewendet worden: 

für Verbindungsanlagen von Ort zu Ort 3 376 252 Pf. Sterl., 

das Londoner Ortsnetz 2614696 - 

- die Ortsnetze in den Provinzen 846749 - 

- noch nicht in Benutzung genommene Ma- 

terialien 204 745 - 

Der Gesamtbetrag des in den Fernsprecheinrichtungen angelegten Kapitals 
muß innerhalb einer bestimmten Frist (12 bis 20 Jahre) aus den Erträg- 
nissen des Fernsprechwesens getilgt und bis zur erfolgten Tilgung ver- 
zinst werden. Bis Ende März 1907 sind im ganzen 1 681 840 Pf. Sterl. 
zurückgezahlt und 624 589 Pf. Sterl. zur Zinszahlung aufgewendet worden. 
Im Jahre 1907 hat das Parlament, da die früher zur Verfügung gestellte 
Summe, wie erwähnt, im wesentlichen aufgebraucht ist, für Fernsprech- 
zwecke einen weiteren Betrag von 6 Millionen Pf. Sterl. bewilligt; diese 
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neue Bewilligung ist darauf berechnet, daß sie bis Ende 191 1, d.h. bis 
zur Übernahme der der National Telephone Comp, gehörenden Ortsnetze 
durch den Staat, zur Befriedigung des Verkehrsbedürfnisses ausreichen 
soll. Zur Bereitstellung der Mittel, die Ende 191 1 zum Ankaufe der An- 
lagen der Gesellschaft erforderlich sein werden, ist ein Gesetzentwurf in 
Vorbereitung. 

Über die finanziellen Ergebnisse der britischen Post- und Telegraphen- 
verwaltung im Jahre 1906/7 seien folgende Zahlen angeführt. 



Es haben betragen: 



im Bereiche 


die Einnahmen 

Pf.St e rl. d Jfä%bT 


die Ausgaben 
Pf. Sterl. a^Tnahr 


der Überschuß 

Pf. Neri. das ß ft e n n ahr 


der Post .... 
der Telegra- 
ph ie 


17 361 042 

4 369 230 


v. H. 
+ 1.7 

4" 5» 3 


v. H. 

I2289787 4-3,7 

5 02 1 285 -}- 2,6 


5 0/I255 
— 652 O55 


v. H. 
— I2,o 


zusammen . . . 


21730272 -4- 2,4 1 17 311 072 + 3.4 


44I9 20O 


— 1,2- 



Danach ist das finanzielle Ergebnis bei der Telegraphie — hauptsächlich 
infolge einer meist durch Mehreinnahmen beim Fernsprechwesen bedingten 
verhältnismäßig hohen Steigerung der Einnahmen — nicht unwesentlich 
günstiger geworden , während der Überschuß aus dem Postwesen zurück- 
gegangen ist; der geringere Ertrag des Postwesens ist durch die ver- 
hältnismäßig geringe Verkehrszunahme, insbesondere die geringe Zunahme 
des Postkartenverkehrs, bedingt. Wenn der Gesamtüberschuß, obwohl er 
gegenüber dem Jahre 1905/6 zurückgegangen ist, immer noch als recht 
hoch erscheint, so ist dabei zu berücksichtigen: 

a) daß unter den Einnahmen 308 665 Pf. Sterl. enthalten sind, die den 
Wert der von der Postverwaltung für andere Verwaltungen unent- 
geltlich geleisteten Dienste darstellen; 

b) daß in der Ausgabensumme ein Betrag von 1 380 000 Pf. Sterl. 
nicht enthalten ist. der für Fernsprechbauzwecke aus Anleihemitteln 
aufgewendet worden ist; 

c) daß für Bauten und Grundstückserwerbungen außer dem in der 
Ausgabensumme enthaltenen Betrage von 391 242 Pf. Sterl. aus 
sonstigen öffentlichen Mitteln noch 518 418 Pf. Sterl. gezahlt 
worden sind. 

Werden diese Beträge, die insgesamt 2207083 Pf. Sterl. ausmachen, 
von dem Betrage des Überschusses abgezogen . so verbleibt ein Reinüber- 
schuß von 2212 117 Pf. Sterl. (rund 44 Millionen Mark). Dieser Betrag 
ist als nicht besonders hoch zu bezeichnen, wenn berücksichtigt wird, daß 
es in England keinerlei Portoermäßigung für Ortsbriefe gibt, daß die 
britische Post einen Postauftrags- und Nachnahmedienst nicht kennt, auch 
Pakete nur bis zum Gewichte von 5 kg befördert, und endlich, daß Witwen- 
und Waisengelder an die Hinterbliebenen der britischen Post- und Tele- 
graphenbeamten nicht gezahlt werden. 
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Die Jangtse-Bahn. 

Der 13. Januar 1908 ist ein bedeutsamer Tag in der Geschichte der 
deutschen Eisenbahnen in China. An diesem Tage ist es nach zehnjährigen 
Bemühungen endlich gelungen, die Verhandlungen mit der chinesischen 
Regierung wegen des Baues der deutsch-englischen Eisenbahn von 
Tientsin über Tsinanfu nach Pukow am Jangtsekiang (gegenüber 
Tschinkiang) zum Abschluß zu bringen und das Wai-Wu-Pu zur Zeichnung 
des Vertrags zu bewegen. Am gleichen Tage erschien das Kaiserliche 
Edikt, das der Deutsch- Asiatischen Bank und der Chinese Central 
Railway Company, hinter der die Hongkong- Shanghai - Banking Cor- 
poration steht, die Ausführung des Bahnunternehmens gestattet, und zwar 
fallen der deutschen Gesellschaft die nördlichen zwei Drittel, der englischen 
das südliche Drittel der Baustrecke zu. 

Dieser langersehnte Erfolg der Vorkämpfer für die deutsche Industrie 
im fernen Osten gibt Veranlassung, die Vorgeschichte und die Bedeutung der 
Jangtse-Bahn im Zusammenhange mit den wichtigsten übrigen chinesischen 
Eisenbahnen einer näheren Betrachtung zu unterziehen. 

Die Geschichte der Eisenbahnen in China ist recht kurz. Die erste 
Eisenbahn wurde 1876 von einer englischen Gesellschaft gebaut. Sie führte 
von Schanghai nach dem 17 km entfernten Hafen Wusung, rentierte sich 
auch sehr gut, mußte aber schon nach 16 Monaten den Betrieb einstellen. 
Den rechtgläubigen Chinesen ist nämlich jede Eisenbahn ein Greuel , weil 
sie die Anwohner zwingt, die überall verstreuten Gräber ihrer Vorfahren 
zu verlegen. Die Verletzung des in China hochentwickelten Totenkults ist 
auch heute noch eine ernste Schwierigkeit für alle Eisenbahnbauten im Inneren. 
Die Särge der Ahnen sind s. Z. an den von Erdwahrsagern als glück- 
bringend bezeichneten Stellen beigesetzt worden, ihre Beseitigung durch die 
Bahn erbittert daher die Nachkommen in hohem Maße. Tatsächlich hat 
1878 der chinesische Staat, dem Drucke der Einwohner nachgebend, das 
rollende Material der Bahn Schanghai- Wusung angekauft und nach 
Formosa geschickt. Die Anlagen und Gebäude wurden dem Erdboden 
gleichgemacht, um die beleidigten Geister zu versöhnen. 

Bald darauf wurde eine Bahn in Tschili gebaut, um die Tongfan- 
Kohlenwerkc mit dem Lutaikanal und weiter über Lutai und Tongka mit 
Tientsin zu verbinden. Sie hatte zuerst hölzerne Schienen , die Wagen 
wurden von Pferden gezogen. Später wurden eiserne Schienen gelegt, 
und auch eine Lokomotive eingestellt. Die demnächst erweiterte Bahn ist 
jetzt die Nordchinesische Staatsbahn (Peking-Tientsin-Sinminthun). 
Der sehr rege Geschäftssinn der Chinesen fand auch bald einen Ausweg 
aus der Gewissensfrage wegen der Ahnengräber. Die »Fortgeschrittenen« 
ließen sich nämlich jedes Grab von der Bahngesellschaft gut bezahlen, so 
daß die Schwierigkeiten in den der westlichen Kultur zugänglicheren Teilen 
des himmlischen Reichs sehr viel geringer wurden. 

In den neunziger Jahren trat eine raschere Entwicklung der Eisenbahnen 
ein, indes waren es ausschließlich fremdes Kapital und fremde Unternehmer, 
vor allen Engländer, Belgier und Russen, die die Erschließung des ungeheueren 
Reichs durch Eisenbahnen in die Wege leiteten. 

Die erste deutsche Eisenbahn, die Schantung-Bahn, wurde im 
September 1899 begonnen und war am 1. Juni 1904 auf der ganzen Strecke 
von Tsingtau bis Tsinanfu im Betriebe.*) Die Schantung-Eisenbahngesell- 

•) Archiv 1899 S. 713, 1901 S. 438, 568, 749, 1902 S. 456, 1904 S. 363, 1905 S. 342. 
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schaft hatte ursprünglich den Weiterhau ihrer Linie von Tsinanfu südöstlich 
im Bogen bis Itschou geplant, hat aber die Genehmigung dazu nicht be- 




antragt, nachdem diese Linie als ein Teil der jetzt zu bauenden Jangtse-Bahn 
in Aussicht genommen worden war. Die Schantung-Eiscnbahngesellschaft hat 
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aber bereits das Recht zum Bau einer Anschlußbahn von Kiautschou nach 
Itschou erworben und wird diese. Strecke voraussichtlich demnächst in Angriff 
nehmen und über Itschou hinaus bis zum Anschluß an die Jangtse-Bahn 
ausbauen. 

Gleichzeitig mit der Schantung-Eisenbahn war das gewaltige Unternehmen 
der großen chinesischen Transversal- oder Zentralbahn Peking- 
Canton zur Hälfte durchgeführt worden. Von einer belgischen Gesellschaft 
erbaut, ist die 1300 km lange nördliche Teilstrecke dieser Bahn — von 
Peking bis Hankou — am 11. Juni 1905 dem Betrieb übergeben worden. 
Die Bahn überschreitet den breiten, zu häufigen Überschwemmungen neigenden 
Hoangho auf einer 3 km langen eisernen Brücke mit 102 Bogen von ver- 
schiedener Spannweite Sie erschließt dem Weltverkehr die aus den drei 
Städten Hankou, Hanyang und Wutschang zusammengesetzte Großstadt an 
der Mündung des Hankiang in den Jangtsekiang, zugleich den wichtigsten 
Binnenhafen des Jangtse und den Mittelpunkt der neuzeitlichen Eisenindustrie 
Chinas. Auch die 1000 km lange Fortsetzung dieser Zentralbahn südlich 
vom Jangtse, von Wutschang (gegenüber Hankou) bis Canton, ist einer 
belgischen Gesellschaft übertragen worden. Wann sie gebaut werden wird, 
steht noch nicht fest. Die Vermessungen, zuerst von einem deutschen, dann 
von amerikanischen Ingenieuren ausgeführt, waren aber schon 1004 beendet. 
Die Schwierigkeiten des Baues sollen nicht erheblich sein, so daß auch diese 
wichtige Bahnlinie in wenigen Jahren im Betriebe sein kann. 

Im Jahre 1900 waren durch das Jangtse- Abkommen die Einfluß- 
bereiche bezüglich des Eisenbahnbaues zwischen Deutschland und England 
abgegrenzt worden. Deutschland verzichtete auf den Wettbewerb im Tale 
des Jangtsekiang, während England Deutschland freie Hand in Schantung 
ließ. In Ausführung dieses Abkommens begann England alsbald mit 
dem Bau der ihm 1900 genehmigten Eisenbahn von Schanghai nach 
Nanking (320km), deren größte Teilstrecke Schanghai-Tschinkiang am 
15. Oktober 1907 dem Verkehr übergeben wurde. Die BetriebseröfTnung 
auf der letzten Strecke bis Nanking steht nahe bevor. Tschinkiang liegt 
am Schnittpunkte des Jangtse und des Kaiserkanals und hat starken 
Dampfer- und Dschunkenverkehr mit Schanghai, das bis dahin auf dem 
Wasserwege schnellstens in 16 Stunden erreicht wurde. Das durch die 
Bahn erschlossene Gebiet ist sehr dicht bevölkert. Die Station Sutschou 
ist Millionenstadt und Amtssitz des Gouverneurs von Kiangsu , Station 
Wusieh ist der Mittelpunkt der großen Scidenerzeugung am unteren 
Jangtse, während die Handelsstadt Tschinkiang schon 1896 einen Gesamt- 
handel von 125 Millionen Mark aufzuweisen hatte. 

Gegenüber von Tschinkiang am Nordufer des Jangtse liegt Pukow, 
der Endpunkt der neuen Jangtse-Bahn, der mit Tschinkiang durch Dampf fähr- 
betrieb verbunden ist. Von Pukow aus plante ursprünglich eine englische 
Gesellschaft eine Bahn nordwestlich bis Likuo, um von da westwärts 
nach Khaiföng Anschluß an die große Zentralbahn zu finden. Damit wäre 
auf einem Umwege die Verbindung Peking- Khaiföng-Tschinkiang- 
Schanghai auch erreicht worden, aber unter Ausschaltung Schan- 
tungs und des deutschen Schutzgebiets Kiautschou. In diesem 
Wettstreite der englischen und deutschen Interessen waren auch die 
Schwierigkeiten begründet, mit denen das deutsche Syndikat zu kämpfen 
hatte, bis es schließlich doch gelang, die Bahn über Tsinanfu durch- 
zusetzen. Namentlich seitdem im Jahre 1900 der Plan der Bagdadbnhn 
Gestalt gewonnen hatte, wandte sich der englische Einfluß in Peking 
gegen den Bau dieser Linie. Der englischen Einwirkung, nicht dem Wider- 
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streben der chinesischen Regierung, war es zuzuschreiben, daß die Ge- 
nehmigung der Jangtse-Linie so viele Jahre hindurch nicht erreicht werden 
konnte. Wenn dies nun doch endlich gelungen ist, so ist das neben den 
unermüdlichen Anstrengungen des Direktors Cordes von der Deutsch- 
Asiatischen Bank und seiner vorzüglichen Kenntnis des chinesischen Charakters 
doch auch zu einem großen Teile den neuerdings verbesserten politischen 
Beziehungen zwischen England und Deutschland zu verdanken. Das Nach- 
lassen des englischen Widerstandes gegen die Jangtse-Bahn ist ein be- 
deutsames Zeichen dieser veränderten Lage und läßt auch für die Bagdad- 
bahn erfreulichere Zeiten erwarten. 

Die neue chinesische Nord-Südbahn, kurz Jangtse-Bahn genannt, ist 
1085 km lang und durchquert von Tientsin bis Pukow die fruchtbaren und 
dichtbevölkerten chinesischen Provinzen Tschili, Schantung und Kiangsu. 
Der Bau wird unter der Leitung eines deutschen Ingenieurs im Juli 1908 
begonnen werden und soll binnen vier Jahren beendet sein. Die Bahn mündet 
an beiden Enden auf einem Flußufer, ohne unmittelbaren Schienenanschluß 
an die am jenseitigen Ufer vorbeiführenden Eisenbahnen. Im Süden trennt 
der Jangtsckiang die Endstation Pukow von der gegenüberliegenden Station 
Tschinkiang der Nanking-Schanghai- Bahn und im Norden ist es der Peiho, 
der die Endstation der Jangtse-Bahn in Tientsin von dem am nördlichen 
Ufer gelegenen Bahnhofe Tientsin der chinesischen Nordbahn Peking- 
Schanhaikwan scheidet. Ob in absehbarer Zeit eine Eisenbahnbrücke über 
den mächtigen Jangtse von Pukow nach Tschinkiang erbaut werden wird, 
ist zu bezweifeln, der Fährbetrieb wird wohl noch viele Jahre lang die 
Verbindung herstellen müssen, da die Kosten der Riesenbrücke zu hoch sein 
würden. In Tientsin wehren sich die Reeder- und SchifFahrtskreise gegen eine 
Überbrückung des Peiho, weil die großen Seedampfer bis Tientsin herauf- 
fahren und durch eine Brücke mindestens stark behindert würden. Doch 
wird diese Schwierigkeit hoffentlich ebenso zu überwinden sein wie der 
Widerstand der chinesischen Bevölkerung Ticntsins gegen die Erbauung 
des Jangtse- Bahnhofs innerhalb der deutschen Niederlassung in Tientsin. 
Die Chinesen beanspruchen, daß der Bahnhof am andern Ende der Chinesen- 
stadt gebaut werde. Die Frage ist noch nicht entschieden, von ihrer 
Lösung wird das Emporblühen der deutschen Niederlassung in Tientsin 
abhängen. 

Die Jangtse-Bahn wird natürlich dem Namen nach als chinesische Staats- 
bahn gebaut, auch hat sich vermutlich die chinesische Regierung einigen 
Einfluß im Verwaltungsrate gesichert — Näheres darüber ist nicht bekannt 
geworden — , in der Tat ist aber Betrieb und Verwaltung der nördlichen zwei 
Drittel der Bahn deutsch, auch ist deutsches Kapital überwiegend beteiligt. 

Die Hauptbedeutung der neuen Eisenbahn für Deutschland liegt — abge- 
sehen von der wesentlichen Stärkung des deutschen Ansehens und Ein- 
flusses im Reiche der Mitte schon durch die Genehmigung und durch den 
Bau und Betrieb unter deutscher Leitung — in der Schienenverbindung 
des deutschen Schutzgebiets einerseits südwärts mit Schanghai 
und dem Jangtse-Gebicte, der fast unerschöpflichen Schatz- und Vorrats- 
kammer Chinas, und anderseits nordwärts mit Peking, Tientsin, Taku 
und — über die Große Sibirische Eisenbahn*) — mit Europa. Die deutsche 
Sc hantung-Bahn, die bisher als Stichbahn am Hoangho endete, erhält durch 
den Anschluß an den zwei Erdteile durchquerenden Schienenstrang Berlin- 
Moskau-Irkutsk-Charbin-Peking-Schanghai erst volle Entwicklungsfähigkeit 



*; Archiv jqoJS S. 347 ff. 
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und die Anwartschaft auf eine gewinnreiche Zukunft. In vier Jahren 
werden unternehmende Reisende am Bahnhofe Friedrichstraße in Berlin den 
Zug besteigen, um ohne wesentlichen Aufenthalt nach 15 Tagen in Kiautschou 
auszusteigen, während man jetzt zur Reise von Berlin bis Neapel mit der 
Bahn und von da zur See nach Kiautschou mindestens 38 Tage gebraucht. 
So wird das ostasiatische Schutzgebiet schneller erreichbar und damit der 
Heimat näher gerückt als unsere räumlich weniger entfernt gelegenen 
Besitzungen in Afrika. 



KLEINE MITTEILUNGEN. 

Gebührenermäßigung im Verkehr mit den deutschen Post- 
anstalten in China. Nachdem im vergangenen Jahre für Briefsendungen 
des deutsch-maroccanischen Verkehrs ermäßigte Gebühren eingeführt worden 
sind (Archiv 1907, S. 750). gelten seit dem 1. Juli 1908 dieselben niedrigen 
Gebühren, d.h. diejenigen des deutschen Kolonialverkehrs, auch für die zwischen 
Deutschland und den deutschen Postanstalten in China ausgetauschten Brief- 
sendungen. Im weiteren finden die ermäßigten Gebühren auch für den Verkehr 
der deutschen Schutzgebiete sowie der deutschen Postanstalten in Marocco 
mit den deutschen Postanstalten in China Anwendung; doch ist für den 
Briefverkehr dieser Postanstalten mit dem Schutzgebiete Kiautschou der 
bisherige besondere Tarif beibehalten worden, der dem Tarif entspricht, 
den die deutschen Postanstalten in China für die untereinander ausge- 
tauschten Briefsendungen anwenden. 

Die Maßnahme der Reichs-Postverwaltung gründet sich ebenso wie die 
Einführung der ermäßigten Brieftaxen im Verkehr mit den deutschen Post- 
anstalten in Marocco auf Art. 21, 2 des Weltpostvertrags. Ähnliche Porto- 
herabsetzungen sind bei verschiedenen anderen in China bestehenden Post- 
anstalten für den Verkehr mit ihrer Heimat in Geltung; insbesondere wenden 
Japan und die Vereinigten Staaten von Amerika, in der Hauptsache auch 
Rußland, im Verkehr mit ihren Postanstalten in China ihre inneren Tarife 
an, während England für seinen Verkehr mit den britischen Postanstalten 
in China neben Erleichterungen bezüglich der Größenverhältnisse und des 
Meistgewichts der Warenproben, Drucksachen und Geschäftspapiere eine 
ermäßigte Gebühr für Briefe, aber nicht für Postkarten, eingeführt hat. Die 
von Deutschland eingeführte Portoherabsetzung erstreckt sich auf alle 
Arten von Briefsendungen. Bei dieser Sachlage ist die von der Reichs- 
Postverwaltung getroffene Neuerung von den beteiligten Kreisen als ein 
Mittel zur Förderung der deutschen Interessen in China mit lebhafter 
Freude begrüßt worden. Der Briefverkehr zwischen Deutschland und den 
deutschen Postanstalten in China, der bisher, unter der Geltung der Welt- 
postvereinstaxen, nicht besonders lebhaft war — im Jahre 1906 sind in der 
Richtung aus dem Reichs-Postgebiete 428 090 und in umgekehrter Richtung 
243730 Briefsendungen versandt worden — , wird infolge der Gebühren- 
herabsetzung voraussichtlich eine nicht unwesentliche Steigerung erfahren. 
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Die Bedeutung der deutschen Besitzungen für die Er- 
schließung Innerafrikas ergiht sich aus einer in der Deutschen 
Koloninizeitung veröffentlichten Zusammenstellung der Entfernungen auf 
den verschiedenen von der Küste in das Innere von Afrika führenden 
Wegen. Danach betragt die Entfernung von der Küste nach dem Katanga- 
gebiet: 

auf dem Kongowege (Banana-Leopoldville-Stanlevville-Ponthiervillc- 

Kindu-Katanga) etwa 3730 km, 
auf der Kap- Kai ro- Bahn (Kapstadt -Viktoria - Fälle - Bröken Hill- 

Kasanchi) etwa 3700 km, 
über die Ugandabahn, den Viktoria- und den Tanga n j i ka- See 

(Mombassa-Port Florence- Muanza-Tabora-Udjidji-Moliro) etwa 

2430 km, 

von Beira aus über Salisbury und Bröken Hill etwa 2000km, 
durch Deutsch-Südwestafrika über Swakopmund -Otavibahn und 

die Viktoria-Fälle etwa 2000 km, 
auf dem Shirewege (Chinde-Port Herald-Fort Johnston-Wied ha f en - 

B i smarckbu rg-Katanga) etwa 1800 km, 
über eine deutsch - ostafrikanische Zentralbahn (Daressalam- 

Morogoro-Udjidji-Katanga) etwa 1800 km, 
über eine deutsch-ostafrikanische Südbahn (Kissiwani-Wiedhafen- 

Njassa-See-Katanga) etwa 1700 km. 



Die neue Dortmunder Kleinbahn. Im Herbste 1907 ist in 
Dortmund eine von der Stadt erbaute neue Kleinbahn dem Verkehr 
übergeben worden, die deshalb besondere Beachtung beansprucht, weil ihre 
Bestimmung hauptsächlich darin besteht, dem deutschen Binnenwasser- 
straßennetze Frachten zuzuführen. Durch sie werden die in unmittel- 
barer Nähe Dortmunds liegenden bedeutenden Eisenhüttenwerke in Verbin- 
dung mit dem Dortmunder Hafen und dadurch mit dem Wasserwege ge- 
bracht. Der Plan zum Bau einer solchen Bahn war schon während der 
Fertigstellung des Dortmund-Ems-Kanals aufgetaucht, wegen der sich ent- 
gegenstellenden großen Schwierigkeiten aber wieder fallen gelassen worden. 
Erst im Jahre 1904 wurde er erneut aufgegriffen, nunmehr aber auch so 
nachdrücklich gefördert, daß schon im Sommer 1905 mit der Bauausführung 
begonnen werden, und im September 1907 trotz zahlreicher während des 
Baues vorgenommener Planändcrungen die landespolizeiliche Abnahme der 
Bahn stattfinden konnte. 

Die Bahn entspringt an der Ostseite des Dortmunder Hafens und führt 
zunächst in Östlicher Richtung zum Bahnhof Obereving, in den auch die 
Anschlußgleise nach dem in den letzten Jahren außerordentlich schnell 
emporgewachsenen Eisen- und Stahlwerke Hösch eingeführt worden sind. 
Von Obereving nimmt die Bahn ihren Weg in fast genau südlicher Rich- 
tung bis zum Bahnhofe Schüren in der Nähe von Hörde. Ursprüng- 
lich war geplant worden, die Bahn noch über Schüren hinaus bis zur 
Aplerbeckcr Hütte fortzusetzen und sie anderseits im Westen durch eine 
Uberbrückung des Dortmund-Ems-Kanals und der Emscher auch mit dem 
Hafenbahnhofe Huckarde in Verbindung zu bringen. Von diesen beiden 
Plänen ist indes wegen der besonders großen Kostspieligkeit der Ausführung 
wieder Abstand genommen worden. 

Die Bahn gehört nach den gesetzlichen Bestimmungen zu den Klein- 
bahnen. Ihre Einrichtungen gehen aber über die sonst bei Kleinbahnen 
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üblichen zum Teil weit hinaus. Z. B. haben die mit fünf festgekuppelten 
Treibachsen versehenen Tenderlokomotiven 75 t Dienstgewicht und die 
vierachsigen. als Selbstentlader hergerichteten Erzförderwagen bei 22 500 kg 
Eigengewicht eine Tragfähigkeit von 42 bis 43 t. 

Die Bauausführung war, wie wir dem »Zentralblatt der Bauverwaltung« 
(Jahrg. 1908, Nr. 19) entnehmen, sehr schwierig. Der größere nördliche 
Teil der Bahn mußte auf Dämme gelegt werden, um ein schienenfreies 
Unterführen der nach Norden und Osten führenden Straßen usw. zu er- 
möglichen; der südliche Teil der Bahn dagegen mußte entsprechend der 
Geländcbildung im Einschnitte geführt werden. Auf der 12 km langen 
Strecke waren drei Bahnlinien zu überbauen, und zwar die alte Gronau- 
Enscheder Bahn mit einem Bauwerke von drei Öffnungen zu 29, 32 und 
15 m Spannweite, ferner die Cöln-Mindener Bahn mit einer Öffnung von 
25,3 m Spannweite und schließlich eine eingleisige Anschlußbahn. Auf der 
anderen Seite war bei der Kreuzung der Bahn von Dortmund nach Welver 
ein zweigleisiges Bauwerk erforderlich, um die Kleinbahn unter dieser Bahn 
hindurchzuführen. Zur Unterführung von Straßen waren neun Bauwerke 
herzustellen, während im südlichen Teile vier Straßen über die Bahn hin- 
weggeführt werden mußten. Im ganzen waren 620 000 cbm Boden zu be- 
wegen, wovon 250000 cbm aus dem Einschnitt im südlichen Teile, 100000 cbm 
durch den Aushub des neuen Hafenbeckens und der Rest von den Halden 
verschiedener Zechen gewonnen wurden. 

Die Baukosten, die ursprünglich auf 2000000 Mark und später unter 
Berücksichtigung der mehrfachen während der Bauausführung beschlossenen 
Änderungen auf insgesamt 3815000 Mark veranschlagt worden waren, 
werden voraussichtlich eine Höhe von 4 600 000 Mark erreichen. Von den 
Mehrkosten entfallen allein 500 000 Mark auf den Grunderwerb. Die Auf- 
wendung dieser hohen Kosten neben der Summe von 7 000 000 Mark für 
den eigentlichen Hafen zeigt, daß die Stadt Dortmund mit allen Mitteln 
bestrebt ist, die für das Aufblühen ihres Gemeinwesens von so großer 
Bedeutung gewordenen industriellen Unternehmungen durch Schaffung guter 
Verkehrsanlagen kräftig zu unterstützen. 



LITERATUR 

Übersichtskarte der Eisenbahn-, Post-, Telegraphen- und 
Dampfschiff Verbindungen Deutschlands und der angren- 
zenden Länder. Nach amtlichen Quellen bearbeitet und heraus- 
gegeben von Th. Quecke, Postassistent beim Bahnpostamt 18. 
Preis 5 Mark. 

Das neue Werk des durch seine Verkehrskarte von Rußland bereits 
bestens bekannten Verfassers enthält auf einer Hauptkarte im Maßstabe 
von 1 : 1000000 die Eisenbahn-, Post-, Telegraphen- und Dampfschiff- 
verbindungen von Mitteleuropa, umfassend das Gebiet zwischen den Längen- 
graden von Orleans im Westen und Wirballen im Osten sowie zwischen 
den Breitengraden von Kopenhagen im Norden und Turin im Süden. Die 
Eisenbahnstrecken mit Expreßzug- und Schnellzugverkehr sowie die sonstigen 
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Hauptbahnen, die Neben- und Kleinbahnen sind durch den Druck unter- 
schieden. Außer den End- und Knotenpunkten der Eisenbahnen bringt die 
Karte nur die bedeutenderen Zwischenstationen, wodurch eine Uberladung 
vermieden und die Übersichtlichkeit erhöht wird. Die Dampferlinien sind mit 
Ausgangs- und Bestimmungshäfen sowie den Fahrzeiten angegeben, die Kabel- 
verbindungen in Blaudruck eingezeichnet. Die Karte läßt ferner ersehen : 
die Gattung der Postanstalten in den einzelnen Orten, die Nummern der 
Bahnpostämter, die den Betrieb auf den Eisenbahnstrecken wahrnehmen, 
die politischen Grenzen, die Grenzen der Ober-Postdirektionsbezirke , die 
wichtigeren Kunst- und sonstigen fahrbaren Straßen und viele andere 
Dinge, die für den Verkehr von Interesse sind. 

Die Nebenkarten enthalten eine Übersi cht der Hauptverkehrslinien von 
Europa, die Dampfschiff-, Kabel- und Telegraphenlinien im Wcltpostverkehr 
sowie 34 Verkehrspläne von europäischen Haupt- und deutschen Großstädten. 

Das Werk erscheint in zwei verschiedenen Ausgaben. Bei Ausgabe A 
— in Atlasform — sind die vier Blätter der Karte in eigenartiger Weise 
derart gefaltet, daß jeder Ort aufgesucht werden kann, ohne daß man 
die Blätter auszubreiten braucht. Diese Ausgabe eignet sich daher be- 
sonders für beschränkte Raumverhältnisse, wo das Ausbreiten größerer 
Karten auf Schwierigkeiten stößt. Ausgabe B ist als Wandkarte zu ver- 
wenden. 

Als Anhang zu der Karte beabsichtigt der Verfasser ein Ortsverzeichnis 
herauszugehen, das alle Postorte des Deutschen Reichs, die Eisenbahn- 
stationen und sonstigen für Verkehr. Handel und Verwaltung in Betracht 
kommenden Orte nebst Angabe ihrer politischen Lage, der administrativen 
Zugehörigkeit und der Eisenbahn oder Poststraße enthalten wird. In Ver- 
bindung mit der Karte wird das Ortsverzeichnis, dem im Anhang u. a. ein 
Abriß der gesamten Postgeographie und eine Anleitung zum leichten und 
schnellen Erlernen der Bahnpostkurse beigefügt ist, nicht nur den jüngeren 
Beamten beim Studium der Verkehrsgeographie die besten Dienste leisten, 
sondern auch für Behörden und kaufmännische Bureaus ein nützliches Nach- 
schlagewerk in allen Verkehrsfragen bilden. 
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Verwaltung zur Ausübung eines Hoheitsrechts und über die Verpflichtung zum 
Ersätze des hierdurch einem Dritten entstandenen Schadens kann im ordentlichen 
Rechtswege nicht gestritten werden, S. 417. — Post und Telegraphie in Abessinien, 
S. 420. 
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Im Archiv 1903, S. 467 ff., ist ein Uberblick über die bestehenden Post- 
sparkassen bis zum Jahre 1901 gegeben worden. Seitdem haben die Post- 
sparkassen weitere Fortschritte gemacht, und zwar sowohl in ihrer raum- 
lichen Ausdehnung und ihrem inneren Ausbau als auch in bezug auf den 
Umfang und das Ergebnis der abgewickelten Geschäfte. 



Eine ins Gewicht fallende Ausbreitung des räumlichen Wirkungskreises 
ist nur bei der ungarischen Postsparkasse durch die Ausdehnung des Ge- 
schäftsbetriebs auf Bosnien und die Herzegowina eingetreten. Außerdem 
haben Italien (i. J. 1902) und Frankreich (i. J. 1903) je eine Postsparstelle 
in Canea auf der Insel Kreta eröffnet, und bei den englischen Postämtern 
in Constantinopel und Smyrna sind seit dem 1. Januar 1905 Annahmestellen 
der Postsparkasse mit denselben Befugnissen wie in England in Wirksamkeit 
getreten. 

Von größerer Bedeutung ist die Entwicklung des inneren Ausbaues der 
Postsparkassen, obschon auch in dieser Hinsicht nicht zu verkennen ist, 
daß die Art und Zahl von Neueinrichtungen geringer werden muß, je länger 
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Die Entwicklung der Postsparkassen. 
Von Geh. Rechnungsrat Zetzsch in Berlin. 



A. Räumliche Ausdehnung und Innerer Ausbau. 
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die Postsparkassen bestehen, und je mehr die Einrichtungen in den einzelnen 
Ländern ein übereinstimmenderes Gepräge annehmen. 

Hervorzuheben ist namentlich das Bestreben nach der Herstellung engerer 
Beziehungen der Postsparkassen untereinander, wie sie zwischen der Staats- 
sparkasse Belgiens einerseits und den Postsparkassen Frankreichs und 
der Niederlande anderseits bereits bestanden. In dieser Richtung ist der 
General-Postmeister in England durch ein Gesetz vom Jahre 1904 ermächtigt 
worden, Vereinbarungen mit anderen Postsparkassen wegen gegenseitiger 
Übertragung von Guthaben von der einen Kasse auf die andere zu treffen, 
wobei jedoch die Übertragungen für den einzelnen Sparer nicht 200 Pfd. Sterl. 
übersteigen dürfen, es sei denn, daß damit der Erwerb englischer Staats- 
schuldpapiere beabsichtigt wird. Auf Grund dieses Gesetzes sind schon mit 
einzelnen britischen Kolonial-Postverwaltungen Vereinbarungen wegen gegen- 
seitiger Übertragung von Sparguthaben getroffen worden, auch wird 
geplant, solche Vereinbarungen mit noch anderen Kolonien sowie mit 
fremden Staaten in die Wege zu leiten. Ein Übertragungsverkehr hat 
im Jahre 1906 bereits mit Indien und Transvaal und einigen kleinen 
Kolonien stattgefunden, und zwar wurden übertragen a) nach England 
118 258 Pfd. Sterl. (78017 Pfd. Sterl. von Transvaal und 30437 Pfd. Sterl. 
von Indien), b) von England 9929 Pfd. Sterl. Ferner hat Frankreich 
durch Übereinkommen vom 15. April 1904 den Übertragungs- und Rück- 
zahlungsverkehr mit Italien nach Art der französisch -belgischen Über- 
einkunft seit dem 1. Juni 1906 eingeführt. Nach der Vereinbarung können 
die Sparguthaben bis zum Meistbetrage von 1500 Frcs. ohne Kosten für 
die Sparer von der einen Postsparkasse auf die andere übertragen werden, 
und ebenso können die Sparer Rückzahlungen in dem einen der I^änder 
aus ihrem bei der Sparkasse des anderen Landes vorhandenen Guthaben, 
jedoch auf tclegraphischem Wege nur bis zum Betrage von 300 Frcs., 
erlangen. Endlich ist in den Niederlanden auf Grund einer mit dem 
Niederländischen Kolonialminister getroffenen Übereinkunft vom 31. Juli 1906 
ein mit dem I.Oktober 1906 in Wirksamkeit getretener internationaler Spar- 
guthabenaustausch mit der Postsparkasse in Niederländisch-Indien zustande 
gekommen. 

Hierbei steht der Wechselverkehr zwischen der österreichischen und der 
ungarischen Postsparkasse, wie seither, obenan. Dieser Verkehr hat in den 
letzten Jahren ganz bedeutend zugenommen, denn es erstreckten sich die 
Überweisungen : 

a) von Ungarn nach Österreich 

1904 auf 132982687 Kronen in 80481 Fällen, 

1905 - 143 581 428 - - 88838 - , 

1906 - 162 271 756 - - 94093 - ; 

b) von Österreich nach Ungarn 

1904 auf 32923966 Kronen in n 157 Fällen, 

1905 - 33 194 4io - - Ii 172 - , 

1906 - 36 573 185 - - 13 401 - . 

Aber auch der eigentliche internationale Sparkassenverkehr zeigt, wenn 
er auch bei der kurzen Zeit seines Bestehens gewissermaßen noch in den 
Kinderschuhen steckt, nach der nachstehenden Übersicht für 1906 gute An- 
sätze, die zu der Annahme berechtigen, daß er sich demnächst zu einer viel 
benutzten Einrichtung auswachsen werde. 
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Internationaler Sparkassenverkehr für 1906. 

A. Übertragungen von Sparguthaben 



von 

(IName des Lanuesi 


1 

Zahl 


Jelgien 
Betrag 

' ■ - 


Frankreich 

Zahl Betrag 
tFrcs.) 


nach 

Italien 

1 

Zahl Betrag 
iFrc«.> 


den 
Zahl 


Niederlanden 
Betrag 

ir res.» 








29 


10957 






63 


3«7»3 


f~» 1 • 


9° 


42 581 






40 


23 671 








Italien 






'3 


: 

5 942 




— 


— 


— : 


63 


25 962 
















B. Auszahlun 


gen von Spargi 


jthaben 






in 

(Name des Landes) 


I 

Zahl 


Jelgien 

Betrag 
(Frca.) 


auf B 
Frankreich 

Zahl Betrag 

[Freu 


[lchei 
Zahl 


von 
Italien 

Betrag 
iFrcs.) 


den 

Zahl 


Niederlanden 
Betrag 








2367 


871 269 






»59 


70 366 


Frankreich 


652 


192 300 


221 




282 


136517 












87 110 












»75 


56512 





























Zur Ergänzung und u. U. zum Ersätze für einen nicht angängigen inter- 
nationalen Sparguthabenaustatisch ist zuerst in Italien durch das Gesetz vom 
1. Februar 1901 die Einrichtung getroffen worden, Ersparnisse der aus der 
Heimat ausgewanderten Personen im Auslande durch Vermittlung von Bank- 
häusern sammeln und auf die Postsparkasse des Heimatlandes überführen 
zu lassen. Diese Maßregel hat sich in den letzten Jahren sehr gut bewährt 
und in einigen anderen Ländern (Ungarn und Österreich) Nachahmung ge- 
funden. Im Laufe des Jahres 1005 wurden im ganzen für im Auslande, 
namentlich in Amerika lebende Italiener, von der italienischen Postsparkasse 
43634 Sparbücher ausgestellt, worauf im Auslande durch Vermittlung der 
Bank von Neapel und der mit dieser in Geschäftsverbindungen stehenden 
ausländischen Bankhäuser 37452242 Lire Sparguthaben angesammelt waren. 
Nach dem Vorbilde Italiens ist die ungarische Postsparkasse in neuester 
Zeit auf die Heranziehung der Ersparnisse der nach Amerika ausgewanderten 
Ungarn bedacht. 

Die den räumlichen Geltungsbereich der Postsparkassen in England, 
Frankreich, Italien, Osterreich und den Niederlanden erweiternde Einrichtung 
der Schiffssparkassen hat seit einigen Jahren in England dazu geführt, 
Maßnahmen zu treffen, daß auch die außerhalb Englands befindlichen 
Militärpersonen in der Lage sind, Geldbeträge an die Postsparkasse abzu- 

2 7 * 
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führen. Die neue Einrichtung erfreut sich eines steigenden Zuspruchs, 
denn im Jahre 1905 betrug der auf diese Weise in der Postsparkasse an- 
gelegte Betrag 40 v. H. mehr als 191)4, und im Jahre 1906 wurden bereits 
34 638 Einlagen zum Betrage von 53 072 Pfd. Sterl. bewirkt. 

Der bedeutsamste Vorgang auf dem Gebiete des inneren Ausbaues des 
Postsparkassenwesens hat in England im Jahre 1005 stattgefunden. In 
diesem Lande ist endlich der bisherige Zentralisationsgrundsatz durch- 
brochen worden. Seit dem 3. Juli 1905 ist es nämlich gestattet, daß jeder 
Einleger ohne voraufgegangenen Rückzahlungsantrag bei jeder beliebigen 
Postsparkassenstelle sofort einen Betrag bis zu 1 Pfd. Sterl. täglich unter 
Vorzeigung und Abgabe seines Sparbuchs abheben kann. Damit ist die 
bisherige Schwierigkeit beseitigt, wonach der Einleger, um eine Rückzahlung 
zu erlangen, sich erst an die Hauptstelle wenden und, wenn sein Gcldbedürfnis 
dringend war. die Kosten eines Telegramms bezahlen mußte. Die Folgen 
der an die Stelle des früheren umständlichen und schwerfälligen Verfahrens 
getretenen Vereinfachung haben sich sofort bemerkbar gemacht. Schon 
in den ersten 6 Monaten des Bestehens machte das Publikum in beinahe 
2 Millionen Fällen Gebrauch von der neuen Einrichtung, so daß 48 v. H. 
aller Rückforderungen in dieser Weise geschahen. Es steht zu erwarten, 
daß das neue Verfahren bei allen den Postsparkassen eingeführt werden 
wird, bei denen die Abhebung von Geldbeträgen noch mit Umständlichkeiten 
verknüpft ist. 

B. Umfang und Ergebnis der abgewickelten Geschäfte. 

In welchem Umfange sich die wichtigeren europäischen Postsparkassen 
in den letzten 4 oder 5 Jahren weiter entwickelt haben, veranschaulicht die 
Übersicht auf Seite 397, in der die bekannt gewordenen neuesten Ergebnisse 
den Veröffentlichungen vom Jahre 1903 gegenübergestellt worden sind; um 
die Vergleichung zu erleichtern , sind alle in Betracht kommenden Werte 
in deutsche Reichsmark umgerechnet worden. 

Abgesehen von der Postsparkasse Schwedens, die nur eine geringe 
Steigerung des Gesamtsparguthabens erfahren, im übrigen aber sich hinsichtlich 
ihrer Benutzung auf ziemlich gleichem Stande gehalten hat, haben die Post- 
sparkassen einen weiteren sehr beträchtlichen Aufschwung genommen. Um 
die Bedeutung der Postsparkassen für die Bildung von Sparvermögen voll 
zu erfassen, muß noch in Betracht gezogen werden, daß von den im 
Laufe der Jahre bewirkten Rückzahlungen sehr erhebliche Beträge zu An- 
käufen von Staatsschuldpapieren für Rechnung der Sparer verwendet worden 
sind. So sind im ganzen: 

in Belgien in o<m>"4 Fällen für 302 496 100 Frcs., 

in Frankreich in etwa 130000 Fallen für rund 1 50 000 000 Frcs., 

in Österreich für 370 5 1 1 370 Kronen, 

in Ungarn für 34800362 Kronen, 

in England allein in den letzten 5 Jahren für 13210944 Pfd. Sterl. 
oder 264308880 Mark 

Staatsschuldverschreibungen für Rechnung der Sparer angekauft worden. 
In den Niederlanden, wo den Postsparbuchinhabern seitdem I. November 1907 
durch Gesetz vom 8. Dezember 1906 nebst Verordnung vom 9. September 1907 
gestattet ist, einen bestimmten Betrag, derauf 50 Gulden oder ein Vielfaches 
davon bis höchstens 6000 Gulden festgesetzt ist. auf ein auf ihren Namen 
ausgestelltes Staatsschuldbuch eintragen zu lassen, haben im Jahre 1006 
678 Ankäufe ZU 584000 Gulden stattgefunden. 
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Es ergaben sich für 1906 allein: 

a in Belgien... 8221 Ankaufe zum Betrage von 35206000 Frcs., 

b) in Österreich 15S25 Wertpapierankaufe zum Betrage von 18437305 Kronen, 

c in England.. 39 184 Ankaufe zum Betrage von 53677880 Mark, 

d; in Frankreich 8843 freiwillige Ankäufe zum Betrage von 9602827 Frcs. 
und 2 141 Zwangsankilufe*! zum Betrage von 1 373015 Frcs. 

Vielfach bleiben die angekauften Papiere in Verwahrung und Verwaltung 
der Sparkasse, so waren in England Ende 1906 18 986 199 Pfd. Sterl. 
(379 723 980 Mark) für 145 119 Konteninhaber, in Ungarn Ende 1905 von 
dem Gesamtankaufe von 34899362 Kronen mehr als ein Drittel, nämlich 
13364092 Kronen, auf 1 525 Rentenbücher, in Österreich Ende 1906 von 
dem Gesamtankaufe von 370511370 Kronen fast die Hälfte, nämlich 
171 653 371 Kronen, auf 24 500 Rentenbücher in Verwahrung der Post- 
sparkasse. Ähnlich wird es in dieser Hinsicht bei den Postsparkassen von 
Belgien. Frankreich und den Niederlanden liegen, von denen Angaben über 
den Bestand fehlen. 

Bei Würdigung der vergleichenden Übersicht darf nicht außer Betracht 
gelassen werden, daß in England, Österreich, Schweden, Ungarn, namentlich 
aber in Italien und in Frankreich neben der Postsparkasse erfolgreich wirkende 
Privatsparkassen bestehen, die eine große Masse von Sparbeträgen und auch 
einen erheblichen Teil der Sparer an sich ziehen, während in Belgien und 
in den Niederlanden die die Postsparkasse in sich begreifende Staatssparkasse 
und Reichssparkasse einen monopolartigen Charakter hat. Das in den 
Privatsparkassen Frankreichs angelegte Sparkapital beläuft sich auf etwa 
2 bis 2 ! /a Milliarden Mark, und in Italien waren Ende 1906 bei den 
Privatsparkassen rund 1 l / t Milliarden Mark angelegt. 

C. Verwertung der Spargelder und Mitwirkung der Postsparkassen 
für volkswirtschaftliche und soziale Zwecke. 

Von hervorragendem Interesse ist die Betrachtung der Art und Weise, 
wie die bei den Postsparkassen angesammelten Gelder in den einzelnen 
Ländern zur Befriedigung und Hebung des Staatskredits sowie zur Erfüllung 
sonstiger volkswirtschaftlicher und sozialer Zwecke nutzbar gemacht werden. 

Aus der Übersicht auf Seite 399 ergibt sich, daß sich die Anlegung 
der Spargelder am einfachsten in England und Italien, vielseitiger in 
Frankreich, den Niederlanden. Österreich, Schweden und Ungarn, am viel- 
seitigsten aber in Belgien gestaltet. In den Niederlanden und in Schweden 
ist die Anlegung nicht lediglich auf Staatsschuldverschreibungen beschränkt, 
sondern erstreckt sich auch auf Schuldverschreibungen von Provinzen, Ge- 
meinden und Anstalten von öffentlichem Nutzen. Noch ausgedehnter ist 
die Anlegung der Gelder bei der Sparkasse in Belgien. Dort werden die 
angesammelten Sparguthaben nicht allein zum Ankaufe von Staats-, Pro- 
vinz- und Gemeinde -Schuldverschreibungen und von Schuldverschreibungen 
belgischer Anstalten verwendet, sondern auch zu Hypotheken, Wechseln 
auf das In- und das Ausland und zu Beleihungen im Lombardverkehr, 
namentlich aber zu Darlehen für landwirtschaftliche Zwecke und für die 
Herstellung oder den Erwerb von Arbeiterhäusern. 



* Bei Überschreitung des Meistguthabens. 
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Übersicht 

über die Verwendung des Vermögens der Postsparkassen (Guthaben der Sparer). 



Bezeichnung 
des 
Landes 


Vermögens- 
oder 
Sparguihaben- 
Stand 

Betrag 


Anlegung des Kapitals 


Art 

Ca l l 


Betrag 


Ver- 

hälmis- 
satz 


England 


3 I IQ 028 Q201 

Mark J 


das Vermögen fließt zur Staatskasse und 






Belgien 


( 

856 500 OOO 
Franken \ 

/ 


in Staatsanleihen 

in vom Staate gewährleisteten Verschreibungen 
in Verschreibungen der Provinzen, Städte 

und Gemeinden 

in Verschreibungen belgischer Gesellschaften 

in Darlehen für Wohnungszwecke (Arbeiter- 


179 000 000 
69 OOO OOO 

149000000 
100 500000 
8 500000 

67 500000 
9000000 
87 500000 
139000000 
41 500000 


21 V. H. 

8 v. H. 

18 v. H. 
12 v. H. 
1 v.H. 

8 v. H. 

1 v.H. 
10 v. H. 
16 v. H. 

5 v.H. 


in Darlehen für landwirtschaftliche Zwecke 




854816994* 
Mark 1 


das Vermögen fließt zur staatlichen Depositen- 
und Darlehnskasse, wird also Staatsschuld 






Niederlande. . . . 


136 200 000^ 
Gulden \ 


in Niederländischer Staatsschuld (2 l /,u.3V.H. 
in Provinzialverschreibungen (3, 3 1 /, u. 4V.H. 
in Gemeindeverschreibungen (3, $ l / t u. 4V.H. 
in Eisenbahn- und Deichverband - Obliga- 

in Hypotheken-Pfandbriefen (3 u. 4 V. H.).. 


66 700000 
3 600000 
32 200000 

1 3 OOO OOO 

3 000000 
17 100000 


52 v. H. 
3 v. H. 
24 v. H. 

9 v. H. 
2 v.H. 

10 v. H. 


Frankreich. ... 


1 341 000 000 \ 
Franken \ 


in Anleihe für Anam u. Tönning zu 2V a v. H. 
in bis 1923 tilgbaren Schatzanweisungen zu 


887000000 
281 500000 
1 500000 

148000000 
13 000000 
10000000 


64 v. H. 

22 v. H. 

12 v. H. 
1 v.H. 
1 v.H. 


in Kontokorrent bei der Caisse des depots . 




632 500 000^ 
Kronen *} \ 


in Staatsrente u. Staatsschuldverschreibungen 

in staatlich gewährleisteten Werten 

in Pfandbriefen, Gemeinde- und Bankobli- 


236 500000 

02 OOO OOO 

108000000 

12 OOO OOO 

214000000 


37 v. H. 
10 v. H. 

17 v. H. 
2 v.H. 

34 v. H. 




in Wechseln und sonstigen Buchforde- 






56 joo 000 \ 
Kronen j 


in Staatsschuldverschreibungen 


300000 
3 000 000 
39 000 000 
14000000 


6 v.H. 
70 v. H. 
24 v. H. 




133 000000) 
Kronen ••) ) 


zum größten Teile in ungarischer Papier- 
rente zu 5 v. H. und in Schatzanweisungen 
zu 4 v. H., ein sehr kleiner Teil in Staats- 


_ 





*) Darunter aus dem Scheckverkehr 404789.17$ Kronen bei 73113 Teilnehmern. 
"1 Dirunter aus dem Scheckverkehr ti» 102815 Kronen bei 13 5S.1 Teilnehmern. 
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Ende 1906 bestanden 1 1 »Comptoirs« für landwirtschaftlichen Kredit, durch 
welche 9 140284 Frcs. seitens der Staatssparkasse, und zwar zum Zinssatze 
von 3,5 v. H. bei Darlehen bis zu IOOOO Frcs. und zum Zinssatze von 
3,75 v. H. bei Darlehen über 10000 Frcs., ausgeliehen waren. Von den 
Zinsen von 3,5 und 3,75 v. H. bezieht die Staatssparkassc selbst 2,8 und 
3 v. H., das Comptoir 0,7 und 0,7s v. H. Durch einen Beschluß vom 
21. Juni 1906 ist außerdem die Staatssparkasse ermächtigt worden, Vor- 
schüsse an die landwirtschaftlichen Kreditgenossenschaften bis zu einem 
Gesamtbetrage von 1 Million Frcs. zum Zinsfuße von 3,25 v. H. zu gewähren. 

Was die Herstellung oder den Erwerb von Arbeiterwohnhäusern an- 
langt, so hat die Sparkasse seit dem Bestehen der Einrichtung — Gesetz 
vom 9. August 18S9 — den Betrag von 72525374 Frcs., etwa 40 Milli- 
onen Frcs. zum Zinssatze von 3 v. H. und 32 Millionen Frcs. zum Zins- 
satze von 2,5 v. H., hergegeben, womit 36 300 Häuser erbaut oder erworben 
worden sind. 

Die Grenzen, bis zu denen die Gesellschaften für Arbeiterwohnungen 
Darlehen von der Sparkasse erhalten können, sind durch einen Beschluß 
vom 21. Juni 1006 anderweit festgelegt worden. Danach werden die 
Arbeiterwohnhäuser beliehen : 

a) bis zu •/,„ des Wertes, wenn der Besitzer keine Lebensversicherung 
zur Tilgung seiner Schuld genommen hat, 

b) bis zu 7 /io des Wertes, wenn die Darlehen bei gleichzeitiger Lebens- 
versicherung entnommen werden. 

Wie sehr die Beleihungen zu b) überwiegen, geht daraus hervor, 
daß Ende 1906 von den 127 für Arbeiterwohnungen bestehenden Ge- 
sellschaften 27 548 Beleihungen bei der Sparkasse aufgenommen waren, 
von denen 23 160 oder 80 v. H. auf solche mit Lebensversicherung ent- 
fielen. 

Durch das im Laufe der Zeit immer mehr erweiterte Anlegungsverfahren 
haben sich die meisten Postsparkassen nicht nur für Krisenfälle einen immer 
widerstandsfähigeren Rückhalt geschafFen, sondern auch als sehr wertvolle 
Hilfsmittel für die Verwirklichung sozialpolitischer und volkswirtschaftlicher 
Ziele erwiesen. 

Bei dieser Betrachtung des erfolgreichen Wirkens der Postsparkassen 
darf darauf hingewiesen werden, daß das Deutsche Reich hinsichts der 
Betätigung des Sparsinns und der durch die Sparkassen erreichten Ziele 
den anderen Ländern trotz des Fehlens von Postsparkassen keineswegs 
nachsteht. Der Bestand an Sparern und Sparguthaben ist im Deutschen 
Reich weit größer, als ihn sowohl England wie Frankreich in allen ihren 
Sparkassen zusammengenommen aufweisen können. Er war schon Ende 
IU05 auf Grund der vorhandenen Unterlagen auf 14 Millionen Sparer und 
9 1 ., Milliarden Mark Sparguthaben zu schätzen, wovon allein auf das 
Königreich Preußen IO*/ a Millionen Sparer und 7 3 / 4 Milliarden Mark Gut- 
haben entfielen. Nach den neuesten Feststellungen hat der Einlagenstand 
in Preußen sogar über 8 1 4 Milliarden Mark betragen. 

Die Aufgabe endlich, die sich die belgische Staatssparkasse zur Be- 
friedigung der Kreditbedürfnisse der ländlichen Bevölkerung und der Ar- 
beiterwelt gestellt hat, ist im Deutschen Reiche in weit vollkommenerem 
Maße gelost worden; abgesehen von der Tätigkeit der allgemeinen Spar- 
kassen auf diesem Gebiete sind in Deutschland die auf Grund des Invaliden- 
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Versicherungsgesetzes angesammelten Beträge im Jahre 1907 im folgenden 
Umfange zu gemeinnützigen Zwecken nutzbar gemacht worden: 

1. zum Bau von Arbeiterwohnungen l & 2l U Millionen Mark, 

2. für Darlehen zur Befriedigung des land- 
wirtschaftlichen Kreditbedürfnisses 85 - - , 

3. zum Bau von Krankenhäusern und ähn- 
lichen vorwiegend der Arbeiterklasse zu- 
gute kommenden Einrichtungen 281 1 / 2 - - , 

zusammen 540 Millionen Mark. 



Bericht einer Sonderkommission über das Fernsprechwesen 

in Chicago. 

Die Fernsprecheinrichtung in Chicago befindet sich in den Händen der 
»Chicago Telephone Company«, der von der Stadtverwaltung die Genehmi- 
gung zum Bau und Betriebe der Fernsprechanlage bis zum Jahre 1909 
erteilt worden ist. Da die Fernsprechgesellschaft, namentlich aus Kreisen 
der Industrie, wegen des Betriebs und hauptsächlich wegen der Höhe der 
Fernsprechgebühren vielfach angegriffen worden war, kam in Frage, der 
Gesellschaft die Genehmigung nicht mehr zu erneuern, sondern einer anderen 
Gesellschaft, die sich gleichfalls beworben hatte, der »Manufacturers Tele- 
phone Company«, die Genehmigung zum Bau und Betrieb einer neuen 
Fernsprechanlage zu erteilen. Bevor die Stadtverwaltung hierzu Stellung 
nahm, setzte sie eine Sonderkommission ein, die hauptsächlich prüfen sollte, 
ob der von der Wettbewerbsgesellschaft abgegebene Vorschlag ausführbar 
sei, oder ob und unter welchen Bedingungen der Chicago Telephone Com- 
pany die Genehmigung erneuert werden könne, welchen Einfluß ein Pausch- 
oder ein Einzelgebührentarif auf den Fernsprechbetrieb ausübe, und ob all- 
gemein Einzelgebühren einzuführen seien. Dem von dieser Sonderkommission 
erstatteten Bericht entnehmen wir die folgenden Einzelheiten. 

Vorweg mag erwähnt werden, daß die Kommission sich für die Er- 
neuerung der Genehmigung für die bestehende Gesellschaft ausgesprochen 
hat, mit der Begründung, daß die Herstellung einer neuen Fernsprech- 
anlage von der Ausdehnung, wie sie in Chicago erforderlich ist, in dem 
kurzen Zeiträume von 2 Jahren nicht möglich sei , daß das von der neuen 
Gesellschaft vorgeschlagene Umschaltesystem — ein halbautomatisches — in 
größeren Betrieben noch nicht erprobt, und es nicht ratsam sei, mit einem 
solchen System in dem großen, verkehrsstarken Netze von Chicago einen 
Versuch zu machen. Der Stadtverwaltung ist von der Kommission nur 
empfohlen worden, bei Erneuerung der Genehmigung für die Chicago 
Telephone Company sich ein Überwachungsrecht über die Anlage und den 
Betrieb vorzubehalten, die Gebührentarife neu festzusetzen und sich bei 
Änderung der Gebühren ein Einspruchsrecht zu wahren. 

Die Kommission hat namentlich der Frage, welchen Einfluß die 
Gebühren auf den Betrieb ausüben, und welche Gebühr am meisten zu 
empfehlen sei, besondere Aufmerksamkeit zugewandt. 

Archiv f. Post u. Telcgr. 14. 1908. 28 
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Bevor auf die Berichtsausführungen näher eingegangen wird, müssen 
die in Chicago bestehenden besonderen Arten von Anschlüssen kurz erörtert 
werden. 

In Chicago gibt es Pauschgebühren- und Einzelgebührenanschlüsse, die 
entweder Hauptanschlüsse oder Einzelanschlüsse mit Nebenstellen oder 
Gemeinschaftsanschlüsse (party lines) für zwei bis zehn Teilnehmer sein 
können. Die Sprechstcllen der Gemeinschaftsanschlüsse für Einzelgebühren- 
zahler können mit Apparaten mit Kassiervorrichtung (ähnlich wie bei unseren 
Fernsprechautomaten) ausgerüstet sein; die Gemeinschaftsanschlüsse für 
zehn Teilnehmer haben immer Kassiervorrichtungen, sie gehören also in die 
Gruppe der Einzelgebührenanschlüsse. 

Bei den Pauschgebührenanschlüssen unterscheidet man zwischen Ge- 
schäfts- und Wohnungsanschlüssen; für letzte wird eine geringere Gebühr 
erhoben, da die Anschlüsse im allgemeinen nicht so häutig benutzt werden 
als die Geschäftsanschlüsse. 

In dem Berichte wird folgendes ausgeführt. 

Noch um das Jahr 1900 betrug die Zahl der Sprechstellen in Chicago 
weniger als 25000, während jetzt bei einer Einwohnerzahl von rund 
2 100000 (Zählung von 1902) die Sprechstellenzahl rund 125000 und die 
jährliche Zunahme 20 000 bis 30 000 beträgt, so daß auf je 100 Einwohner 
fünf bis sechs Sprechstellen entfallen.*) Die große Steigerung der Teil- 
nehmerzahl kann man als eine Folge der Einführung des »Zentral- Batterie- 
Systems« bei den Vermittlungsämtern ansehen , durch das nicht nur eine 
schnellere und bessere Bedienung der Teilnehmer, sondern auch eine Herab- 
setzung der Gebühren ermöglicht wurde. Die Durchschnittsgebühr für einen 
Teilnehmeranschluß in Chicago ist von 519 Mark im Jahre 1897 auf 
224 Mark im Jahre 1907 gefallen; die Nebenstellen und Gemeinschafts- 
anschlüsse sind dabei mitgerechnet. 

Bei der Festsetzung der Gebühren ist die Chicago Telephone Company, 
wie andere Fernsprechgesellschaften des Landes, von Erfahrungssätzen, 
Schätzungen oder von Forderungen des Geschäftsbetriebs ausgegangen; 
nirgends beruhen die Gebührentarife auf einer genauen Kenntnis der wirk- 
lich entstehenden Kosten für Herstellung und Unterhaltung der Anlage so- 
wie für den Betrieb. 

Bei dem schnellen Anwachsen der Teilnehmerzahl sind die Fernsprech- 
gesellschaften durch die Ausdehnung und Vervollkommnung der Anlagen 
voll in Anspruch genommen worden ; sie haben daher den Einzelheiten, die 
bei Festsetzung der Gebührensätze zu beachten sind, keine Aufmerksamkeit 
widmen können; für die Gesellschaften genügte es, wenn bei den festge- 
setzten Gebühren ein Gewinn erzielt wurde. Eine befriedigende Lösung 
der Gebühren frage ist anderseits für einen Zeitraum von 20 Jahren nicht 
möglich, da die in der Fernsprechtechnik täglich gemachten Erfindungen 
oft ungeahnte umwälzende Änderungen im Bau und Betrieb einer Fern- 
sprechanlage verursachen, die die Stetigkeit des Betriebs verhindern. 

Bei Erörterung der Frage, welchen Einfluß die Gebühren auf die Ent- 
wicklung des Fernsprechwesens und auf den Betrieb ausüben, muß man 
zwischen den beiden Gebührengattungen Pausch- und Einzelgebühren unter- 
scheiden. 

Die Pauschgebühr im Fernsprechbetrieb, eine feste Jahresgebühr, wofür 
die Herstellung und Unterhaltung der Anschlußleitung und des Sprech- 



*) In Berlin sind Ende 1907 bei einer Einwohnerzahl von 2040222 Zählung 
von 1905) 94?«3 Sprechstellen vorhanden gewesen. 
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apparats sowie die Ausführung der Verbindungen erfolgt, beruht auf der 
Voraussetzung, daß die Ausgaben der Fernsprechgesellschaft für einen An- 
schluß nur in der Bereitstellung der Apparate und Leitungen bestehen, und 
daß die Kosten für die Vermittlung der Anrufe unabhängig davon sind, 
wie oft der Anschluß benutzt wird. Diese Anschauung, daß eine Fern- 
sprechgesellschaft Apparate und Leitungen zur Benutzung verpachte, ist 
als veraltet anzusehen. Eine Pauschgebühr im Fernsprechwesen ist ebenso 
unlogisch, als wenn man Gas oder elektrischen Strom zur Beleuchtung von 
Räumen gegen eine jährliche Pauschgebühr abgeben wollte. 

Die Gebühren für die einzelnen Gruppen der Pauschgebührenanschlüsse 
stellen den Durchschnitt der für Unterhaltung und Bedienung der An- 
schlüsse aufzuwendenden Kosten dar. Die Folge davon ist, daß ein Teil 
der Pauschgebührenzahler den Fernsprecher häufiger benutzt, als er nach 
der Höhe der von ihm zu zahlenden Gebühren dürfte, während ein anderer 
Teil, der den Anschluß wenig gebraucht, mehr bezahlt, als die Fernsprech- 
gesellschaft für ihn leistet. Die Gebühren sind daher für Teilnehmer mit 
starkem Verkehr zu niedrig bemessen , während Teilnehmer mit geringem 
Verkehr zu hohe Gebühren zahlen müssen. Infolgedessen wird die Aus- 
dehnung des Fernsprechers namentlich unter kleinen Geschäftsleuten be- 
hindert. 

Die Einzelgebührenzahlung geht von der Annahme aus, daß nur die 
Herstellung der Verbindungen bezahlt wird, und daß für Apparate und 
Leitungen keine besonderen Gebühren zu entrichten sind. Da die Fern- 
sprechgesellschaften jedoch die Teilnehmersprechstellen mit Apparaten und 
Leitungen ausrüsten und auch Vermittlungsämter errichten müssen, so muß 
bei Einzelgebührenzahlung naturgemäß eine Mindesteinnahme aus den Ge- 
sprächsgebühren gewährleistet werden, damit eine Verzinsung der für Her- 
stellung des Anschlusses und der Vermittlungsanstalten aufgewandten 
Anlagekosten sichergestellt ist. Diese Mindestgebühr (Grundgebühr) schließt 
die kostenlose Vermittlung einer bestimmten Anzahl von Gesprächen ein; 
die über diese Zahl hinaus verlangten Verbindungen müssen einzeln bezahlt 
werden. 

Die vollkommenste Lösung der Fernsprechgebührenfrage ist offenbar, 
daß jeder Teilnehmer je nach der Leistung, die er von der Fernsprech- 
gesellschaft beansprucht, Gebühren entrichtet, die so gering wie möglich, 
aber ausreichend sein müssen, um die Einrichtung zu unterhalten und zu 
bedienen, das aufgewandte Kapital zu verzinsen und einen bestimmten Ge- 
winn für die Gesellschaft abzuwerfen. 

Der Einfluß der Gebühren auf die Zahl der Anschlüsse und der Ge- 
spräche ist aus den nachstehenden Schaulinientafeln zu ersehen. 

Die Zahl der Geschäfts- und Wohnungssprechstellen (Pauschgebühren- 
zahler) hat nach Tafel I seit 1901 nur um 35 und 32 v. H. zugenommen, 
während die Sprechstellen gegen Einzelgebühren um 190 v. H. , und die 
Gemeinschaftsanschlüsse für zehn Teilnehmer sogar um 900 v. H. gewachsen 
sind. 

Mit der Zunahme der Teilnehmersprechstellen hat zwar auch, wie aus 
der Schaulinientafel II zu ersehen ist, die Gesamtzahl der im Fernsprech- 
netze von Chicago für den Tag abgewickelten Gespräche zugenommen. 
Die Zahl der täglich von einer Sprechstelle ausgehenden Gespräche hat 
jedoch trotz der erheblichen Zunahme der Teilnehmerzahl bedeutend abge- 
nommen (seit 1899 von etwa 16 auf etwa 9). Die Abnahme der Durch- 
schnittszahl der von einer Sprechstelle ausgehenden Gespräche fällt zu- 
sammen mit der Zulassung der Einzelgebührenzahlung und beträgt seit 1899 

28* 
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44 v. H. Wie sich die Gespräche auf die Anschlußleitungen und Sprech- 
stellen der Pausen- und Einzelgebührenzahler verteilen, geht aus der Schau- 
linientafel III hervor. (Bei den Angaben in den Tafeln II und III sind nur 
die abgehenden Verbindungen gezählt.) Aus der Tafel III ergibt sich, daß 
die Zahl der von Pauschgebühren ansc hl üssen ausgehenden Gespräche 
um mehr als 100 v. H. gestiegen ist, obwohl, wie erwähnt, die Zahl der 
Pauschgebühren Sprech stellen nur um 35 v. H. zugenommen hat. während 
die Zahl der von Einzelgebührenanschlüssen ausgehenden Verbindungen 
trotz der gewaltigen Zunahme der Sprechstellenzahl dieser Art nahezu gleich- 

Schau I inientafel I. 

Zunahme der Pau sch - und Ei n zel gebührensprechstellen. 
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geblieben ist. Die Durchschnittszahl der von einer Sprechstelle aus- 
gehenden Gespräche hat sich jedoch bei Pausch- und Einzelgebührenzahlern 
nur wenig geändert. 

Diese Erscheinung ist ohne weiteres daraus zu erklären, daß bei 
Pauschgebührenzahlung die Zahl der Gespräche auf die Höhe der Gebühr 
keinen Einfluß hat, daß der Fernsprecher daher oft zu unnötigen und über- 
flüssigen Gesprächen benutzt wird, während bei Einzelgebührenzahlung ein 
großer Teil dieser Gespräche unterbleibt, weil die, wenn auch kleine, Ge- 
bühr für jede Benutzung des Fernsprechers eine abschreckende Wirkung 
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gegen unnötige Benutzung ausübt. Die Anschlußleitungen werden also bei 
der Pauschgebührenzahlung überlastet. Dies hat zur Folge, daß ein großer 
Teil der Anrufe wegen Besetztseins der verlangten Anschlußleitung ver- 
geblich ist. 

Bei gegenwärtig rund ioooooo Anrufen täglich sind 33 v. H. wegen 
Besetztseins der angerufenen Leitung, Nichtbeantwortung des Anrufs, 
Störung usw. vergeblich. Von diesen 33 v. H. ist aber ungefähr die Hälfte 
(16 v. H. oder 160000 täglich) wegen Besetztseins des angerufenen An- 
schlusses unausführbar. 

Die Höhe dieser Zahl hängt damit zusammen, daß mit der Zunahme der 
Benutzung einer Leitung in einer Stunde die Zahl der Fälle, in denen sie 



5chaulinientafel IE. 

Durch schmttszahl der Gespräche für den Tag für Pauschgebühren - 
und Einzelgebühren -Anschlussleitungen und Sprechstellen. 




als besetzt gemeldet werden muß, nicht gleichmäßig zunimmt. So zeigt die 
Schaulinientafel IV, daß ein Anschluß, der stündlich elfmal benutzt wird, 
etwa zweimal für rufende Teilnehmer als besetzt bezeichnet werden muß, 
während bei einundzwanzigmaliger Benutzung stündlich der Anschluß nicht 
weniger als zehnmal besetzt ist. Die Angaben in der Tafel IV sind 
nach genauen Beobachtungen an 100 verschiedenen Leitungen zusammen- 
gestellt, wobei nur die tatsächlich ausgeführten ankommenden und ab- 
gehenden Verbindungen berücksichtigt worden sind. In der Tafel zeigt die 
Abszisse, wievielmal die Anschlußleitung stündlich benutzt worden ist, und 
die Ordinate, wie oft sie in derselben Stunde als besetzt bezeichnet werden 
mußte. 
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Berücksichtigt man ferner, daß die Angaben in der Tafel Durchschnitts- 
werte darstellen, und daß namentlich die Pauschgebührenanschlüsse zu ein- 
zelnen Stunden häufiger benutzt werden als zu anderen , so werden die 
Zahlen für einzelne Stunden höher sein, als die Kurve angibt. 

Die vergeblichen Anrufe verursachen aber in demselben Maße wie wirk- 
lich ausgeführte Verbindungen Betriebs- und Bedienungskosten. Dazu 
kommt noch, daß von den Teilnehmern häufig Anfragen an das Bcdicnungs- 

Schaulinientafel IV. 

Beziehung zwischen der Benutzung einer Anschlussleitung 
und dem Besetztsein für ankommende Anrufe. 
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personal gerichtet werden (z. B. an einem Tage im November 1906 mehr 
als 42000 Fragen über die Tageszeit), für die keine Gebühren entrichtet 
werden. 

Im weiteren hat sich gezeigt, daß die Ämter in Chicago zu den 
einzelnen Tagesstunden sehr ungleich belastet sind. So herrscht bei den 
Ämtern in den Geschäftsvierteln um II Uhr vormittags der stärkste 
Verkehr, während die Ämter in den Wohnungsvierteln zwischen 7 und 



Digitized by Google 



4 o8 



Bericht einer Sonderkommission usw. 



Ci 
n 

3 
n 



s; _ 
c 0 
"3 



4- M 



§ i i 1 § ri s s 



Vi 
3* 



3 

■y. 
r> 
ET 
* 

t> 

3 

g 



6» 

e 



3 g 

v. 



63 

3 
</> 

=T n £ 

— CR 

% < C 
VI <. — 

3 -i 

C 

3 3 

CR » 

« 3 

3 (/> 

n 
3; 

a 

Vi 



"3 

S 3 



3 



n 



r> 
3" 

6> 
3 



CS) 




I I 



3" M 

• 5. n> 



tr 

V) 

3 
C 

N 

c 

N 
03 
3" 

B 



< 

CD 

o 

£. 
n 

=T 
CS 



C 

er 
cd 

2. 
o 



•n 

CD 



0) 

•o 
5 

o 
sr 

CSS 
CD 



3 



■ 



EU 

3 
9 
j 

tu 

3 

o 

3* 
CD 



CA) 
Q. 

r-f 

CD 



C 
1- 



«O <-r> 
vi UJ 



Vi C.'-f 4» '-^ '^J M u u , 

er. »j cec w xu vi w ' 



03 «— 

er =r 

I 3 



I I ! 



-7 



I I i 



& < 

3- --n> & -1 

■ Bl G. 



O 

E 

I 

o 



1 



3 

1 
3 



I I I 



- I X- — 'y — Cfcv/» -MW O 

y y- j y. r r - 1 vi 1. 



Z 



CR J- 

c Et. 

cr 3* 

es a 

I ? 



z 

B 

3 
•< 

o 



I I I 



» O (00 
■ W O O *Ö " 



: 



3 



CR 






l; 


O* 


3* 




— . 

rj 


3" 




-1 


■ 



Cr 

ST 
u 
o 

■5" 
sr 

■ — ■ 



I -vi 
- 1 o 



9t 



3 
vi 



- ] c '-s* 4- w m u m k; 

QC'J< «J O ^1 ^ 0 «- J 

- 'j< C W 0C'-^> XhM 



M 



2 



CR 



i 



■ 1 

1 >u 



V- 

■~ 



— 'O ^) •-»> 4- 4^ UJ u 
1 r.'-y 4^ c er. » V3 o 
c. r. c, r. C-.4. w o oc c 4- 



2 



CR <— 

(I 6: 

CT 3" 

Cr 3 

I ? 



00 
o 
— 
o 
s 



s 



Cr y w C 1 'y — ^ 1 '->3 o 
2 4. Csr'^J OC '^3 vj 'C u 



2 



* sr 
| 5- 



i 

s 



xl by Google 



Bericht einer Sonderkommission usw. 



400 



9 Uhr abends die meisten Verbindungen aufzuweisen haben. Diese ver- 
schiedene Belastung verursacht insofern große Kostet), als ein auch für 
die Zeit des stärksten Verkehrs ausreichendes Personal vorhanden sein muß, 
das zeitweise nicht genügend ausgenutzt werden kann. 

Bei der Ermittlung der Verteilung des Verkehrs auf die einzelnen 
Tagesstunden hat sich ergeben, daß die ungleichmäßige Belastung der 
Ämter hauptsächlich durch die Gespräche der Pauschgebührenteilnehmer 
verursacht wird, daß dagegen die Gespräche von Einzelgebührenanschlüssen 
sich viel gleichmäßiger auf die einzelnen Stunden verteilen. Auch beträgt 
die Zahl der unausführbaren Anrufe bei Einzelgebührenanschlüssen nur 
16 v. H., die Zahl der »Besetztmeldungen« nur 8v. H. der Gesamtzahl der 
von Einzelgebührensprechstellen ausgehenden Anrufe. Infolge der gleich- 
mäßigeren Verteilung des Verkehrs auf die einzelnen Tagesstunden und der 
erheblichen Abnahme der Zahl der unausführbaren Anrufe läßt sich der 
Dienstbetrieb viel wirtschaftlicher gestalten. 

In größeren Fernsprechnetzen können die Teilnehmer nicht sämtlich an 
ein Vermittlungsamt angeschlossen werden, da es sonst zu große Aus- 
dehnung annehmen würde; ein großer Teil der Gesprächsverbindungen von 
Teilnehmern eines Amtes geht daher über die Verbindungsleitungen zu 
Teilnehmern eines anderen Amtes. Die Bedienung der Verbindungsleitungen 
verursacht aber der Fernsprechgesellschaft fast doppelt so hohe Kosten wie 
die der Anschlußleitungen im eigenen Amte, da bei einer Verbindung von 
Amt zu Amt zwei Beamte beteiligt sind, während eine Verbindung im 
eigenen Amte von einem Beamten ausgeführt wird. 

Bei der Ermittlung der Belastung der einzelnen Ämter hat sich nun 
gezeigt, daß der größte Teil der über Verbindungsleitungen abzuwickelnden 
Gespräche von den Pauschgebührentcilnehmern ausgeht, und daß die Einzel- 
gebührcnteilnchmer vorzugsweise mit Teilnehmern des eigenen Amtes ver- 
kehren. 

Aus allen diesen Feststellungen geht deutlich hervor, daß ein geregelter 
Fernsprechbetrieb und eine gesunde Entwicklung im Fernsprechwesen nur 
bei Einzelgebührenzahlung eintreten kann; denn nur bei allgemeiner Ein- 
führung dieser Gebührenart ist eine gleichmäßigere Belastung der Anschluß- 
leitungen und eine Abnahme der großen Zahl der unausführbaren Anrufe 
zu erwarten, und nur so wird es der Fernsprechgesellschaft möglich sein, 
den Betrieb glatt abzuwickeln und eine Gebührenherabsetzung eintreten zu 
lassen. 

Neben der allgemein einzuführenden Einzelgebührenzahlung werden 
Pauschgebühren nur noch bei solchen Geschäftsanschlüssen beizubehalten 
sein, die für die ankommenden Gespräche besondere Leitungen besitzen, 
und für Wohnungsanschlüsse und Nachbarortsanschlüsse, die ganz geringen 
Verkehr haben. 

Gemeinschaftsanschlüsse für mehr als vier Teilnehmer werden ebenfalls 
nicht mehr zuzulassen sein, da sich gezeigt hat, daß die Anschlußleitung 
bei mehr als vier Gemeinschaftsteilnehmern zu häufig für ankommende An- 
rufe besetzt gemeldet werden muß. 

Die von der Kommission abgegebenen Vorschläge für den neuen Ge- 
bührentarif sind in den Grundzügen in der Übersicht auf S. 408 enthalten. 
Zum Vergleiche sind die Tarife einiger anderer amerikanischer Fernsprech- 
netze hinzugesetzt worden. 
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Personalverhältnisse bei der britischen Postverwaltung. 

Nach einer Bekanntmachung im Amtsblatte der britischen Postverwaltung 
vom 14. Februar 1908 sind die dienstlichen und die Besoldungsverhältnisse der 
Hauptklassen der britischen Post- und Telegraphenbeamten (vgl. die Uber- 
sicht auf S. 412/13) einer Prüfung unterzogen worden, die wesentliche Ände- 
rungen zur Folge gehabt hat. Der Dienst bei den Verkehrsämtern in London 
ist in folgender Weise geregelt. Die Sorters. Sorter-Tracers, Tracers und 
Bagmen besorgen den gesamten Abfertigungs- und Entkartungsdienst, und 
zwar die drei ersten das Stempeln und Verteilen der Briefe, die letzten die 
Behandlung (Übergabe und Übernahme) der geschlossenen Beutel, während 
die Counter Clerks and Tclegraphists den Schalter-, Postanweisungs-, Post- 
sparkassen- und Telegraphendienst verrichten. Außerhalb Londons wird der 
ganze innere technische Post- und Telegraphendienst der Verkehrsämter von 
einer einzigen Beamtenklasse, den Sorting Clerks and Telegraphists. wahr- 
genommen. Die Postmen werden im Bestellungsdienste, zum Leeren der 
Briefkasten, Stempeln der Briefe und zu Bahnhofsgängen verwendet. Die 
Klassen der Postmen und der Porters (Paketträger) ergänzen sich zur Hälfte 
aus den Telegrammbestellern und dem Aushilfspersonal im Briefbestellungs- 
dienstc, den Assistant Postmen, zur anderen Hälfte aus früheren Angehörigen 
des Heeres oder der Flotte. Die Bewerber dürfen nicht unter 18 (Porters 
nicht unter 20) und in der Regel nicht über 30 Jahre alt sein. Die An- 
stellung geschieht erst nach Ablegung einer Prüfung, und zwar auf 1 Jahr 
zur Probe. Die Stellen für Sorters, Sorter-Tracers, Tracers, Bagmen, 
Sorting Clerks and Telegraphists, Counter Clerks and Telegraphists und für 
Telegraphists sind zum kleineren Teile den Briefträgern, Paketträgern und 
Telegrammbcstellern vorbehalten, die ihre Befähigung dazu durch eine Prüfung 
in Lesen. Rechnen, Rechtschreibung, Aufsatz und Geographie nachzuweisen 
haben. Im übrigen werden diese Stellen mit sonstigen Bewerbern besetzt, 
die zum Eintritt in den Post- und Telegraphendienst eine Aufnahmeprüfung 
als Learners (Lehrlinge) abzulegen haben. Bei mehreren größeren Ämtern 
erfolgt die unmittelbare etatsmäßige Anstellung oder die Annahme als Learner 
nur auf Grund allgemeinen oder beschränkten Wettbewerbes. Das Alter der 
Bewerber für Stellen der Telegraphists sowie der Counter Clerks and Tele- 
graphists soll zwischen 15 und 18 Jahren, solcher für Stellen der Sorting Clerks 
and Telegraphists zwischen 15 und 25 Jahren, solcher für Stellen der Tele- 
phonists (aus den Learners hervorgehend) zwischen 19 und 25 Jahren und 
solcher für Stellen der Sorters usw. zwischen 18 und 21 Jahren liegen. Für die 
Annahme als Learner ist ein Mindestalter von 15, für diejenige als Telegramm- 
besteller ein solches von 13 Jahren vorgeschrieben. Die Learners werden 
bei vorhandener Gelegenheit zur Vertretung und zur Aushilfe im Beamten- 
dienst, als sog. Assistants. verwendet. Um vielfachen Klagen zu begegnen, 
soll künftig jedem Learner und jedem Assistant Postman nach zweijähriger 
Dienstzeit eine der ihm zugänglichen etatsmäßigen Stellen, wenn auch an 
einem anderen als an seinem bisherigen Amtsort. angeboten werden. Lehnt 
er die übernähme der Stelle ab. so kann er in der Bewerberliste gestrichen 
werden. Das bisherige Verfahren, die Anwärter in der Regel nur bei dem 
Verkehrsamt anzustellen, wo der Probedienst abgeleistet worden war, 
hatte viele Ungleichheiten in den Beförderungsverhältnissen zur Folge. Die 
Beamten der vorbezeichneten Klassen können bei hinreichender Befähigung 
in die Stellen für Aufsichtsbeamte und in Postmcisterstellen gelangen. 

Die Besoldung der Clerks, der Postmen und des Aufsichtspersonals war 
bisher nach sehr verschiedenartigen Grundsätzen geregelt. Für jede einzelne 
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Beamtenklasse waren mehrere Gehaltsstufen festgesetzt, die je nach dem Orte, 
an dem der Beamte beschäftigt war, mehr oder weniger voneinander ab- 
wichen. Maßgebend für diese Unterscheidung war lediglich der Geschäfts- 
umfang des Verkehrsamts. Hierbei wurden aber für die drei großen 
Gruppen der Clerks, der Postmen und des Aufsichtspersonals verschiedene 
Maßstäbe zugrunde gelegt. Es konnte also z. B. vorkommen, daß ein Ver- 
kehrsamt hinsichtlich der Clerks zur Klasse I, hinsichtlich des Aufsichts- 
personals zur Klasse II und in betreff der Postmen zur Klasse III gehörte. 
Um diese Ungleichheiten zu beseitigen, hat die britische Postverwaltung 
eine neue einheitliche Einteilung der Postorte vorgekommen, indem 
sie im allgemeinen die für die Clerks bisher gültige Ortseinteilung zugrunde 
legte. Danach werden die Postorte — mit Ausnahme von London, das 
eine besondere Klasse für sich bildet ■ — künftig zu Besoldungszwecken in 
5 Klassen (mit einzelnen Unterabteilungen hinsichtlich der Aufsichtsbeamten) 
eingeteilt. Die Einreihung der Orte in die einzelnen Klassen geschieht aber 
nicht mehr lediglich nach dem Geschäftsumfange des Verkehrsamts, sondern 
auch unter Berücksichtigung der örtlichen Teuerungsverhältnisse, wie sie 
sich aus den Ermittlungen des Handelsministeriums ergeben. So wird in 
der Regel ein Ort, in dem der Lebensunterhalt sehr kostspielig ist, einer 
höheren Klasse als derjenigen zugeteilt werden, zu der er nach dem Geschäfts- 
umfange seines Verkehrsamts allein gehören würde, ebenso wie ein Ort. wo 
die Kosten des Lebensunterhalts gering sind, trotz größeren Geschäft S- 
umfanges in eine niedere Klasse einzureihen ist. Nach diesen Grundsätzen 
sind der Klasse I 16 Orte, der Klasse II 26 Orte und der Klasse III 60 Orte 
zugeteilt worden. Die Ordnung der IV. und V. Klasse ist noch nicht end- 
gültig durchgeführt. Soweit bei der neuen Einteilung ein Ort in eine niedere 
Klasse versetzt worden ist, sollen die jetzt daselbst beschäftigten Beamten 
nicht davon berührt werden. Dagegen sollen, sobald ein Ort künftig in 
eine höhere Klasse versetzt wird, die Beamten an dieser Verbesserung teil- 
nehmen. Die nachstehende Ubersicht (S. 412/13) enthält die neuen Gehalts- 
stufen und die früheren Gehälter, soweit sie bekannt sind. 

Die neue Besoldungsordnung beruht wie che frühere auf dem System 
jährlicher Gehaltszulagen. Die Bewilligung der Zulagen ist in jedem einzelnen 
Falle davon abhängig, daß sich der Beamte nach dem Berichte seines Vor- 
gesetzten gut geführt hat. Außerdem ist für gewisse Beamtenklassen bei 
einer bestimmten Gehaltsstufe, der sog. Efficiency Bar (Befähigungs- 
schranke), eine besonders peinliche Prüfung der Fähigkeiten, Leistungen 
und Führung vorgeschrieben. Nur solche Beamte rücken weiter im Gehalt 
auf, die in ihrer Dienststelle unbeschränkt verwendbar sind. Die Efficiency 
Bar besteht für sämtliche im inneren Dienste der Verkehrsanstalten beschäf- 
tigten Betriebsbeamten (Sorters. Clerks, Telegraphists) , mit Ausnahme der 
Fernsprechbeamten, und ist nach Erreichung von 2 / 3 , 8 / 4 oder 4 /s des Meist- 
gehalts (je nach dessen Höhe) errichtet. Die neue Gehaltsordnung tritt 
rückwirkend vom 1. Januar 1908 in Kraft. Da die neuen Stufenfolgen 
nicht durchweg eine Verbesserung bedeuten, hat jeder Beamte das Recht, 
bei der alten Gehaltsregelung zu bleiben, wenn sie ihm vorteilhafter dünkt. 
Hat die neue Stufenfolge einen höheren Meistbetrag als die frühere, so ist 
ein Beamter, der zunächst wegen der größeren Zulagen oder aus anderen 
Gründen in der alten Ordnung geblieben ist, gleichwohl berechtigt, in die 
neue überzutreten, sobald er den Meistbetrag der früheren erreicht hat. 
Ergibt die neue Stufenfolge ein höheres Meistgehalt, so erhält jeder Beamte, 
der am I. Januar bereits 12 Monate das Meistgehalt bezogen hat, rück- 
wirkend von diesem Zeitpunkt ab die nächste Zulage oder das neue Meist- 
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Jährliches 
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Jährliches 
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gehalt; wer das frühere Meistgehalt am I. Januar noch nicht 12 Monate 
bezog, erhält die Zulage entsprechend später. Soweit die neue Ordnung 
eine Änderung in der Höhe der Zulagen mit sich bringt, wird die erste 
nach dem I. Januar fällige Zulage nach beiden Stufenfolgen anteilig berechnet. 
Hat z. B. ein Beamter nach der alten Ordnung jährlich 3 £ 18 s, nach der 
neuen aber 5 £ 4 s Zulage zu erwarten, so wird seine erste Zulage nach 

dem I. Januar, wenn sie am 1. April zahlbar ist, auf ^ X 3 £ 18 s 

1 2 

•1 

4- X 5 £ 4 s = 4 £' 4 s 6 d festgesetzt. Dieser Berechnung liegt offenbar 

die Auffassung zugrunde, daß der englische Postbeamte die Zulage durch 
die Arbeit im letzten Jahre Monat für Monat erdient hat. Die zusammen- 
gesetzte Zulage wird so lange gezahlt, bis der Gesamtbetrag der monatlichen 
Gehaltssummen die nächste Stufe der neuen Gehaltsordnung erreicht. Von 
diesem Tage ab, der mithin den neuen Besoldungstermin darstellt, wird 
nicht mehr die zusammengesetzte, sondern die Zulage der neuen Ordnung 
gezahlt. Hat ein Beamter die zammengesetzte Zulage ein Jahr lang bezogen, 
ohne daß die nächste Stufe der neuen Ordnung erreicht ist, so wird ihm 
so lange, bis dieser Fall eintritt, die Zulage nach Maßgabe der neuen Ordnung 
bewilligt. 

Die neue Besoldungsordnung setzt für jüngere Beamte ein bestimmtes 
Gehalt nach ihrem Lebensalter fest , und zwar für Sorters. Sorter-Tracers. 
Telegraphists. Counter Clerks and Telegraphists, Telephonists und Sorting 
Clerks and Telegraphists vom Tage der Anstellung bis zur Vollendung des 
22. Lebensjahrs und für Postmen bis zum Ablaufe des 23. Lebensjahrs. Ein 
Beamter, der bisher an Gehalt weniger bezog als den Mindestsatz der neuen 
Ordnung oder als den seinem Lebensalter entsprechenden Betrag, erhält rück- 
wirkend vom 1 . Januar den fehlenden Betrag als Zulage, jedoch muß er sich 
diesen auf die nächste Zulage, die er unter den früheren Verhältnissen zu er- 
warten hatte, anrechnen lassen, so daß er also u.L*. beim nächsten Zulagetermin 
auf dem am 1. Januar bewilligten Gehaltssatze stehen bleibt. Ein Assistant 
kann bei der Anstellung als Sorter usw. entweder seine frühere Besoldung 
behalten oder das seinem Lebensalter entsprechende Gehalt der Sorters 
wählen, je nachdem es für ihn vorteilhafter ist. mit der Maßgabe jedoch, 
daß er keinesfalls mehr beziehen darf, als er an Gehalt zu bekommen 
gehabt hätte, wenn seine ganze Dienstzeit eine etatsmäßige gewesen wäre. 
W ählt er die neue Ordnung, und ist er bereits mehr als 21 Jahre alt, so hat 
er gleichwohl mit dem für dieses Alter festgesetzten Gehalte zu beginnen. 
Ähnlich wird bei der etatsmäßigen Anstellung von Postmen verfahren. 

Angestellte Telegraphists sowie solche Counter Clerks and Telegraphists 
und Sorting Clerks and Telegraphists, die mit ziemlicher Regelmäßigkeit im 
Telegraphendienste beschäftigt sind, können nach Vollendung des 25. Lebens- 
jahrs eine Zulage von 7 1 16 s erhalten, wenn sie den erforderlichen 
Nachweis der Befähigung zum Tclegraphendienste führen. Diese Zulage 
(technical allowancc) wird künftig auch über den Meistbetrag des Gehalts 
hinaus bewilligt, was bisher nicht der Fall war; demgemäß sind die An- 
forderungen für den Befähigungsnachweis erhöht worden. Fortan hat jeder 
Bewerber 1. wissenschaftliche Zeugnisse bestimmter staatlicher Prüfungskom- 
missionen über seine Kenntnisse in Elektrizität, Magnetismus, Telegraphen- 
und Fernsprechwesen vorzulegen, 2. durch eine praktische Prüfung bei dem 
Verkehrsamte, wo er angestellt ist, darzutun, daß er mit der Behandlung 
der gewöhnlichen Telegraphenapparate vertraut und imstande ist a) am 
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Klopferapparat 5 Minuten lang fehlerlos 27 Wörter in einer Minute abzu- 
telegraphieren und 26 Wörter in derselben Zeit aufzunehmen, b) am Morse- 
apparat 5 Minuten lang fehlerlos 24 Wörter in einer Minute aufzunehmen 
und 28 Wörter abzugeben. Wer den Befähigungsnachweis nach den früheren 
Vorschriften erbracht hat, kann die technische Zulage nicht über den Meist- 
betrag des Gehalts hinaus beziehen; es sei denn, daß er auch noch die 
Prüfung nach den neuen Bestimmungen ablegt. Für den regelmäßigen Dienst 
an Kabelleitungen wird eine weitere Stellenzulage von 6 1 10 s gewährt. 

Auch die Postmen , Assistant Head Postmen , Porters sowie die im Tele- 
graphenbau beschäftigten Inspektoren, Leitungsaufseher und Mechaniker 
haben Gelegenheit, neben ihrem Gehalte kleine Zulagen zu verdienen durch 
Erwerbung der »Streifen für gute Führung«. Jeder Beamte der 
genannten Klassen hat nach einer Reihe von Jahren, wenn seine Führung 
und seine Leistungen befriedigend gewesen sind, Anspruch auf einen Uni- 
form-Tressenstreifen, dessen Verleihung mit einer Gehaltszulage von 2 £ 12 s 
jährlich verbunden ist. Im ganzen kann jeder Beamte bis zu 6 Streifen 
erwerben. Bisher erfolgte die Bewilligung alle 5 Jahre; diese Frist ist — 
abgesehen von der für den I.Streifen — auf 4 Jahre herabgesetzt worden. 
Sie kann indes bei nicht tadelloser Führung um mindestens 2 und 
höchstens 5 (beim 1. Streifen) oder 4 Jahre verlängert werden. Bei sehr 
guter Führung in der Folge kann auch die ursprüngliche Frist für die 
Bewilligung der Streifen (Good conduet stripes) wiedererlangt werden. 

Entschädigungen auf Kassenausfälle sind seit der vorletzten 
Gehaltsregelung im Jahre 1897 nicht mehr neu bewilligt worden; die damals 
im Schalterdienste beschäftigten Beamten bezogen aber die Vergütung weiter. 
Um die hierdurch in der Folge entstandene Ungleichheit zu beseitigen , hat 
die englische Postverwaltung jetzt folgendes bestimmt. Schalterbeamte 
brauchen denjenigen Teil der Kassenminderbeträge, der 10 v. H. ihres 
Gehalts übersteigt, nicht mehr zu decken. Die gleiche Vergünstigung 
wird denjenigen Beamten zugestanden, die auf die bisher bezogene Ent- 
schädigung verzichtet haben. Die Kassenmehrbeträge werden angesammelt 
und, soweit sie nicht für Nach f orderungen des Publikums zu verwenden 
sind, einer Wohlfahrtsanstalt zum Besten von Postbeamten überwiesen. 

Die im Bahnpostdienste beschäftigten Beamten erhielten bisher Fahrt- 
gebühren in Höhe von 3 s für eine Fahrt von mittlerer Dauer; diese Gebühr 
wurde bei Fahrten von längerer Dauer auf 4 s erhöht und für kürzere 
Fahrten auf 2 s ermäßigt. Die Fahrt umfaßte die Zeit vom planmäßigen 
Dienstantritt auf der Abgangsstation des Zuges bis zum Verlassen derselben 
Station nach der Rückkunft. In einigen Fällen wurden auch Hin- und 
Rückfahrten als zwei Fahrten gerechnet. Die Gebühren sollen für Fahrten 
bis zur Dauer von 12 Stunden unverändert bleiben, für längere Fahrten 
aber anderweit — für Sorters und Postmen getrennt — wie folgt festgesetzt 
werden: für eine Fahrt von über 12 bis einschl. 16 Stunden: 4 s für Sorters 
und 3 s für Postmen; für eine Fahrt von über 16 bis einschl. 20 Stunden: 

5 s für Sorters und 4 s für Postmen; für eine Fahrt von über 20 Stunden: 

6 s für Sorters und 5 s für Postmen. Overseers erhalten 6 d mehr für 
die Fahrt als die Sorters. Soweit die Hin- und Rückfahrt als zwei Fahrten 
gelten, wird als Dauer jeder einzelnen Fahrt die Hälfte der gesamten Zeit 
der Abwesenheit vom Amtsort angesehen. 

Bei Bemessung des Beamtenbedarfs für die Verkehrsanstalten wird der 
gewöhnliche Geschäftsverkehr der Werktage zugrunde gelegt. Daraus ergibt 
sich, daß für die Tages- und Jahreszeiten, in denen der Post- und Tele- 
graphenverkehr außergewöhnlich stark ist, Aushilfskräfte eingestellt werden 
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müssen; zu diesem Zwecke werden entweder besondere Hilfskräfte (Assi- 
stants, Assistant Postmen) herangezogen, oder die Mehrleistungen auf 
das gewöhnliche Personal verteilt, das hierfür eine besondere Ver- 
gütung erhält. Das letzte Verfahren wird, wo angängig, bevorzugt. Die 
Vergütung betrug bisher für den Mehrdienst an Werktagen i '/ 4 des an- 
teiligen Betrags der gewöhnlichen Besoldung des Beamten, für die Sonn- 
tage, den i. Weihnachtsfeiertag und Karfreitag I '/ 2 und für die vier sog. 
Bankfeiertage das einfache desselben Betrags. Dieser Grundsatz erfährt fortan 
eine Änderung insofern, als für die Arbeit an den Bankfeiertagen eine beson- 
dere Vergütung nur dann noch gezahlt wird , wenn die Dienstleistung länger 
dauert als der Dienst an einem gleichen gewöhnlichen Wochentage; ist dies 
nicht der Fall , oder schlieft der Dienst vor 2 Uhr nachmittags, oder beginnt 
er nach 10 Uhr nachmittags, so wird der Beamte lediglich durch einen dienst- 
freien Wochentag entschädigt. Zur Ausführung von Mehrleistungen sind 
alle männlichen Beamten und im Fernsprechdienst auch die weiblichen Be- 
amten verpflichtet; es finden sich aber immer Freiwillige genug zur Ab- 
leistung von Überstunden. Die Verwaltung ist bestrebt, die Einstellung 
vorübergehend beschäftigter Aushelfer möglichst zu vermeiden und dafür 
mehr festangestellte Beamte zu verwenden. Zu diesem Zwecke soll Bedacht 
darauf genommen werden, den jährlichen Erholungsurlaub der Postmen über 
das ganze Jahr zu verteilen. 

Die Regclarbeitszeit für englische Postbeamte beträgt 48 Stunden in 
der Woche. Erstreckt sich der Dienst über die Mittagszeit, so wird eine 
halbstündige Essenspause gewährt, aber als Dienst angerechnet. Bei größeren 
Verkehrsämtern haben die Beamten Gelegenheit, das Mittagessen in den 
daselbst vorhandenen Refreshment Rooms zu billigen Preisen einzunehmen. 
Die bisherige Beschränkung, wonach innerhalb eines 48-stündigen Zeitraums 
nicht mehr als 16 Stunden Dienst für einen Beamten angesetzt werden 
durfte, ist in Wegfall gekommen; gleichwohl soll diese Grenze möglichst 
nicht überschritten werden. In der Regel soll die Dienstzeit einschl. Uber- 
stunden an keinem Tage mehr als 12 Stunden betragen. Als Nachtdienst- 
zeit werden künftig die Stunden von 8 Uhr nachmittags (früher 10 Uhr 
nachmittags) bis 6 Uhr vormittags angesehen werden. 7 Stunden Nacht- 
dienst werden 8 Stunden Tagesdienst gleich gerechnet. Dasselbe Verhältnis 
ist auf kürzere Zeiträume anwendbar. Weibliche Beamte sollen fortan im 
allgemeinen nicht zum Nachtdienste herangezogen werden. In dieser Hin- 
sicht sind die örtlichen Verhältnisse, namentlich die Nachbarschaft des 
Posthauses, die Verkehrsmittel usw. in Betracht zu ziehen. 

Bei Versetzungen im dienstlichen Interesse haben die Beamten Anspruch 
auf Erstattung aller Kosten, die sie aus diesem Anlaß aufgewendet haben, 
und die sie für unvermeidlich hielten. 

Ein Beamter, der einen anderen von höherem Range auf besondere An- 
weisung vollständig vertritt, hat für die Vertretungszeit, wenn sie mehr als 
2 Monate innerhalb eines Kalenderjahrs beträgt, das Mindestgehalt der 
Beamtenklasse zu beziehen, zu der der Vertretene gehört. 

Die Beamten erhalten unter Fortbezug ihres Gehalts einen jährlichen Urlaub, 
dessen Dauer festgesetzt ist a) für Postmen, Porters, Assistant Postmen. 
Learners, Telegrammbesteller. Leitungsaufseher: auf 12 bis 14 Werktage, 
b) für die technischen Betriebsbeamten im inneren Dienste der Verkehrs- 
anstalten: während der ersten 5 Dienstjahre auf 14, später auf 21 Werktage. 
C) für das Aufsichtspersonal im Außendienst und für einen Teil der Auf- 
sichtsbeamten im inneren Dienste der Verkehrsanstalten sowie für Postmeister 
mit einem Gehalte bis zu 300 £ : auf 21 Werktage, d) für die übrigen Post- 
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meister und höheren Aufsichtsbeamten: auf I Monat. Für Beamte der 
Gruppe b darf künftig auf die ersten 5 Jahre die ganze vorher in etats- 
mäßigen Stellungen zugebrachte Dienstzeit angerechnet werden. 

Bei Erkrankung infolge eines im Dienste erlittenen Betriebsunfalls ver- 
bleiben die Beamten während der ersten 6 Monate im Genüsse der vollen 
Besoldung; während weiterer 6 Monate kann ihnen die Hälfte der Besoldung 
gewährt werden. Außerdem haben sie Anspruch auf freie ärztliche Be- 
handlung. Im Falle sonstiger Erkrankungen, die die Dienstunfähigkeit zur 
Folge haben, wird den angestellten Beamten die Besoldung in gleicher Weise 
fortgewährt , doch ist hierbei von dem ersten Zeiträume von 6 Monaten der 
gewöhnliche Jahresurlaub in Abzug zu bringen. Die nicht etatsmäßig an- 
gestellten Beamten der Yerkehrsanstalten erhalten, je nach der Länge ihrer 
Dienstzeit. - 3 ihrer Besoldung für höchstens 2 oder 3 oder 6 Monate inner- 
halb 12 Monate. 

Auf freie ärztliche Behandlung durch die Postvertrauensärzte hatten bis- 
her nur solche Beamte Anspruch, deren Einkommen nicht über 15c)!' jährlich 
(in London nicht über 160 £) betrug. Diese Beschränkung fällt künftig 
hinsichtlich aller Beamten weg, die nicht zu den Bureau- und Rechnungs- 
beamten oder zu dem Aufsichtspersonal gehören, also namentlich hinsichtlich 
des eigentlichen Bctriebspersonals. Der Vertrauensarzt bezieht in der Regel 
eine Vergütung von 8 s 6 d jährlich für jeden zu seinem Bezirke gehörenden 
Beamten, einerlei ob dieser in seiner ärztlichen Behandlung war oder nicht. 
Wer mit Rücksicht auf seine Erkrankung nicht den Vertrauensarzt zu Rate 
ziehen kann, zu dessen Bezirke er dienstlich gehört, kann sich auch von 
einem anderen Vertrauensärzte, der ihm näher wohnt, behandeln lassen. 

Die gewöhnlichen Disziplinarstrafen sind Geldstrafen oder Strafdienst, d. h. 
Ausführung von Mehrleistungen ohne besondere Bezahlung. Für solche Straf- 
dienste bietet das oben geschilderte Verfahren der britischen Postverwaltung 
bei Bemessung des Personalbedarfs reichlich Gelegenheit. Bei groben Dienst- 
vergehen (wiederholter Unpünktlichkeit, Trunkenheit im Dienste usw.) kommt 
auch die Sperrung der nächst fälligen Gehaltszulage (gewöhnlich auf 1 Jahr) 
in Betracht. Das System der Geldstrafen und der Strafdienste soll künftig 
einheitlicher geregelt, und es soll dem Personal eines jeden Verkehrsamts 
überlassen werden, ein für allemal für das Amt die Einführung der Geld- 
strafen oder der Strafdienste zu wählen. Die Geldstrafen sollen einer 
Wohlfahrtsanstalt zum Besten der Post- und Telegraphenbeamten zugeführt 
werden. 



Über die Berechtigung der Postverwaltung zur Ausübung 
eines Hoheitsrechts und über die Verpflichtung zum Ersätze 
des hierdurch einem Dritten entstandenen Schadens kann 

im ordentlichen Rechtswege nicht gestritten werden. 

Auszug aus dem Urteile des Kammergerichts zu Berlin vom 30. März 1908. 

Die Privatbeförderungsgescllschaft S. in N. betreibt u. a. die Beförde- 
rung von offenen, unadressierten Drucksachen, Zeitungen, Vereinsnachrichten, 
Warenproben. Preislisten usw. an bestimmte Empfänger in der Weise, daß 
sie ihren Böten eine größere Anzahl von Exemplaren und Begleitscheinen, 
die den Namen und die Wohnung der Empfänger enthalten, übergibt. Die 
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Boten verteilen die keinerlei unterschiedliche Bezeichnung tragenden Sen- 
dungen dann an die in den Begleitscheinen verzeichneten Empfänger und 
geben darauf die Begleitscheine der Gesellschaft zurück. 

Durch Schreiben vom 25. Dezember 1906 teilte die Ober- Postdirektion 
in N. der Gesellschaft mit, daß diese Bestellung gegen Art. 3 der Post- 
gesetznovelle vom 20. Dezember 1899 verstieße. Sie forderte deshalb die 
Gesellschaft auf, diese Beförderung zur Vermeidung der Strafverfolgung 
alsbald einzustellen. Die Gesellschaft erhob darauf gegen den Reichs-Post- 
fiskus Klage auf Feststellung, daß das Verbot des Beklagten unbegründet, 
und die erwähnte Beförderungsart nicht unzulässig wäre. Im Laufe des 
Rechtsstreits beantragte sie ferner, den Beklagten zu verurteilen, den streitigen 
Gewerbebetrieb der Klägerin zu dulden und sich jeder Störung dieses Be- 
triebs zu enthalten und der Klägerin für die bereits begangenen Störungen 
Schadensersatz zu leisten. Zur Begründung dieses Antrags führte sie an, 
Beklagter hätte ihre Kunden polizeilich ermitteln lassen und sie darauf hin- 
gewiesen, daß dieser Betrieb unzulässig wäre. Hierdurch und durch viel- 
fach eingeleitete Strafverfahren hätte Beklagter der Klägerin einen Teil 
ihrer Kunden entzogen. 

Der beklagte Reichs-Postfiskus hat Unzulässigkeit des Rechtswegs ein- 
gewandt. Das Landgericht hat die Klage wegen Unzulässigkeit des Rechts- 
wegs abgewiesen. Die gegen dieses Urteil von der Klägerin eingelegte 
Berufung ist zurückgewiesen worden. Das Kammergericht hat die Zurück- 
weisung der Berufung, wie folgt, begründet: 

»Die Klägerin verlangt Schutz in dem von ihr nach ihrer Angabe seit 
Jahren ausgeübten Gewerbebetrieb und Erstattung des ihr durch ihrer 
Ansicht nach rechtswidrige Eingriffe in diesen Betrieb angeblich zugefügten 
Schadens. 

Richtig ist. daß der bereits eingerichtete und ausgeübte Gewerbebetrieb 
ein Rechtsgut ist, dessen Verletzung nicht nur Anlaß zu negatorischer Ab- 
wehr bilden, sondern auch einen Anspruch auf Schadensersatz nach §823 
B. G. B. begründen kann. Daraus folgt aber noch nicht, daß ein auf die 
Freiheit des Gewerbebetriebs gegründeter Anspruch unter allen Umständen 
ein privatrechtlicher, seine Geltendmachung eine bürgerliche Rechtsstreitig- 
keit, und deshalb der ordentliche Rechtsweg zulässig ist. Ob das der Fall 
ist, hängt vielmehr von den zu seiner Begründung geltend gemachten Tat- 
sachen ab. 

Die Klägerin begründet ihre Ansprüche damit, daß die den Beklagten 
vertretende Ober-Postdirektion zu den Handlungen, in denen die Klägerin 
einen Eingriff in ihren Gewerbebetrieb erblickt, nicht berechtigt gewesen 
sei. weil die in Rede stehende Art des Betriebs nicht unter den Art. 3 des 
Gesetzes vom 20. Dezember 1899 falle. Es ist also zu prüfen, ob der 
Anspruch, festzustellen, daß die Ober-Postdirektion zu den von der Klägerin 
behaupteten Handlungen nicht berechtigt war, ein privatrechtlicher, der 
Prozeß darüber ein bürgerlicher Rechtsstreit ist. 

Für die Entscheidung dieser Frage ist es völlig unerheblich, ob es sich 
bei dem Betriebe der Post um den Ausfluß eines Staatshoheitsrechts, um 
einen Zweig der Staatsverwaltung oder um einen Gewerbebetrieb handelt, 
denn mit dem Betriebe der Post haben die angegriffenen Handlungen 
der Ober - Postdirektion nichts zu tun. Diese Handlungen sind vielmehr 
vorgenommen, um das ausschließliche Recht des Staates auf die Beförderung 
gewisser Arten von Sendungen und das Verbot der Beförderung dieser 
Sendungen durch jeden anderen zur Durchführung zu bringen. Dieses 
Recht wurde schon im alten deutschen Reiche von den Kaisern als kaiser- 



Digitized by Google 



Über die Berechtigung der Postverwaltung usw. 



419 



liches Reservatrecht, von den Landesherren als Ausfluß der Landeshoheit in 
Anspruch genommen. 

Gegenwärtig sind nach Art. 48 fr. der Reichsverfassung mit gewissen 
Einschränkungen für Bayern und Württemberg das Postwesen und das 
Telegraphenwesen für das gesamte Gebiet des Deutschen Reichs als ein- 
heitliche Staatsverkehrsanstalten eingerichtet und verwaltet, sie unterliegen 
mit gewissen Ausnahmen der Gesetzgebung des Reichs, dem Kaiser gehört 
die obere Leitung der Post- und Telegraphenverwaltung an, die von ihm 
bestellten Behörden haben die Pflicht und das Recht, dafür zu sorgen, daß 
Einheit in der Organisation der Verwaltung und im Betriebe des Dienstes 
sowie in der Qualifikation der Beamten hergestellt und erhalten wird. 

Auf diesen Bestimmungen der Verfassung beruhen das Postgesetz vom 
28. Oktober 187 1 und die Novelle dazu vom 20. Dezember 1899. Sie be- 
stimmen für gewisse Arten von Sendungen den Postzwang und bedrohen 
Zuwiderhandlungen mit Strafe. Daß in diesen unter Strafandrohung aus- 
gesprochenen Verboten die Ausübung eines Hoheitsrechts des Reichs ent- 
halten ist, kann keinem Bedenken unterliegen. Auch Laband. auf den sich 
die Klägerin dafür beruft, daß der Betrieb der Post keine Betätigung eines 
staatlichen Hoheitsrechts enthalte, erkennt an, daß in dem Monopol der 
Post auf gewisse Transportgeschäfte oder dem sogenannten Postzwange sich 
allerdings ein Hoheitsrecht des Staates äußere, aber nicht positiv, d. h. in 
dem Betriebe der Postgeschäfte, sondern negativ, d. h. in der Untersagung 
der der Post vorbehaltenen Geschäfte für alle anderen, in der Beschränkung 
der allgemeinen Gewerbe- und Handlungsfreiheit. 

Den Ober - Postdirektionen liegt nach der allgemeinen Dienstanweisung 
u. a. die Vertretung des Postriskus und die Bearbeitung der Rechtsangelegen- 
heiten und insbesondere die Vorbereitung der Strafanzeigen ob. Wenn die 
Ober - Postdirektion daher vor einer Strafanzeige die ihr erforderlich er- 
scheinenden Maßnahmen ergriff, um das ihrer Ansicht nach von der Klägerin 
verletzte ausschließliche Beförderungsrecht des Postfiskus zur Durchführung 
zu bringen, so handelte sie im Rahmen der ihr obliegenden Rechte und 
Pflichten und in Ausübung des dem Reich zustehenden Hoheitsrechts. Ob 
sie dabei das Gesetz richtig oder unrichtig ausgelegt hat, unterliegt nicht 
der Nachprüfung der Gerichte. Der Antrag der Klägerin läuft darauf 
hinaus, dem Beklagten die Ausübung eines Hoheitsrechts zu untersagen 
und ihn zum Ersätze des durch diese Ausübung entstandenen Schadens zu 
verurteilen. Dieser Anspruch ist aber kein privatrechtlicher, seine Geltend- 
machung keine bürgerliche Rechtsstreitigkeit. Ein Prozeß über Hoheits- 
rechte ist nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen unzulässig, wie das für Preußen 
in den §§ 35 und 36 der Verordnung vom 26. Dezember 1808 und in dem 
durch die A. K. O. vom 4. Dezember 1831 genehmigten Staatsministerial- 
beschlusse vom 16. November 1831 ausdrücklich ausgesprochen ist. Es 
können nicht Anordnungen, die kraft eines Hoheitsrechts getroffen worden 
sind, unter dem Vorwande, daß dadurch wohlerworbene Rechte beeinträchtigt 
wurden, als verbindlich bestritten werden, auch kann ein Schadensersatz- 
anspruch aus solchen Anordnungen nicht hergeleitet werden. Der § 41 der 
Verordnung vom 26. Dezember 1808 steht dem nicht entgegen, da er die 
Geltendmachung von Privatinteressen über Gegenstände der Postadministration 
bei dem kompetenten Gerichte nur zuläßt, sofern der Fall nicht zu den in 
den §§ 35 um l 36 gemachten Ausnahmen gehört. Eine solche Ausnahme 
liegt aber hier vor.« 
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Post und Telegraphie in Abessinien.*) 

Vor kurzem ist auch Abessinien in die Reihe der Länder mit staatlicher 
Posteinrichtung eingetreten. Die daselbst von dem Schweizer Ingenieur 
Alfred Hg im Jahre 1895 ins Leben gerufene Privatpost ist vom Staate 
übernommen worden und soll nach dem Muster europäischer Länder um- 
gestaltet werden. Uber den gegenwärtigen Zustand der neuen Staatspost 
und über ihre Wirksamkeit ist im nichtamtlichen Teile des italienischen Amts- 
blatts für Post und Telegraphie ein Bericht erschienen, dem wir folgendes 
entnehmen. 

Der Geschäftskreis der abessinischen Post- und Telegraphenverwaltung 
erstreckt sich auf die Beförderung von gewöhnlichen und eingeschriebenen 
Briefen sowie von Postkarten, Drucksachen. Warenproben und Paketen 
(Geschäftspapiere sind nicht zugelassen), ferner auf die Beförderung von 
Telegrammen und die Vermittlung von Gesprächen durch Kernsprecher. 

Der Postverkehr Abessiniens mit anderen Ländern wird durch die Post- 
verwaltung der französischen Somaliküste auf dem Wege über Djibouti 
vermittelt, von wo eine Eisenbahn über Diredaua (am Rande des süd- 
abessinischen Gebirges) nach der bedeutenden Handelsstadt Harrar führt. 
Die Postanstalt in Diredaua nimmt, wie es scheint, die Geschäfte einer 
abessinischen Grenz - Auswechslungspostanstalt wahr; zwischen ihr und der 
Postanstalt in Harrar rindet jeden zweiten Tag — aller Wahrscheinlichkeit 
nach mittels der Eisenbahn — ein Austausch von Postsendungen statt. 
Zwischen Harrar und der Hauptstadt Adis Abeba verkehren monatlich in 
jeder Richtung fünf Posten, die durch berittene Boten befördert werden. 
Von Adis Abeba aus kann eine Postsendung nach Europa unter günstigen 
Verhältnissen in 28 Tagen ihren Bestimmungsort erreichen, bei ungünstiger 
Witterung. Verfehlung des Anschlusses usw. sind aber auch 40 Tage dazu 
erforderlich. Wenn in einem Orte der Abgang einer Post bevorsteht, bringt 
der Postamtsvorsteher dies zur Kenntnis des Publikums, indem er die 
abessinische Eahne auf dem Postgebäude aufziehen läßt. 

Für die Beförderung der Postsendungen innerhalb der Grenzen des 
abessinischen Reichs gelten folgende Gebührensätze: Briefe für je 15 g 
I gersch (20 c), Postkarten 7 4 gersch (5 c), Drucksachen für je 50 g 1 gerseh 
(20 c.)i Warenproben für je 120 g 2 gersch (40 c), Pakete für jedes Kilogramm 
1 Mariatheresientaler (4 Fr. 80 c). mindestens aber 2 Taler (9 Fr. 60 c). 
Das Meistgewicht der Briefsendungen ist auf 500 g, das der Pakete auf 
10 kg festgesetzt worden. Die Einschreibgebühr beträgt I gersch (20 c). 

Zur Verrechnung der Gebühren werden Freimarken verwendet, von 
denen die abessinische Postverwaltung 7 Sorten (zu '/ 4 , 1, 2, 4, 8. 
16 gersch = 5, 10, 20. 40, 80, 160, 320 c.) ausgegeben hat. Daneben be- 
stehen Postkarten zu 1 \ gersch (5 c.) für den inneren Verkehr Abessiniens 
und solche zu I gersch (20 c.) für den Verkehr nach dem Auslande. Von 
den Freimarken tragen die beiden höchsten Werte das Bildnis des Kaisers 
Menelik mit der Krone, die übrigen das abessinische Wappen mit dem 
Löwen. Die Aufschrift ist in äthiopischer Sprache abgefaßt. Wenn der 
Bestand an Wertzeichen einer Gattung erschöpft, von einer anderen Gattung 
dagegen ein großer Bestand vorhanden ist, so können die Wertzeichen der 
letzten Art mit der Wcrtziffer der ersten überdruckt und als Ersatz für 
diese verwendet werden. So ist z. B. die Postverwaltung befugt, Freimarken 

* Vgl. Archiv i<>oj, S. 352. 
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zu '/i gersch (5 c.) durch einen entsprechenden Überdruck in solche zu 
|6 gersch (320 c.) umzuwandeln. 

Briefe, Drucksachen und Warenproben nach dem Auslande (über Djibouti) 
sind für die auslandische Beförderungsstrecke mit Wertzeichen der fran- 
zösischen Somaliküste zu frankieren. Ist dies nicht geschehen, so werden 
die Sendungen nach den Weltpostvereinsvorschriften über unfrankierte oder 
unzureichend frankierte Briefpostgegenständc behandelt. In der Richtung 
nach Abessinien unterliegen Briefe und Postkarten, die nach den Vereins- 
portosätzen frankiert sind, keiner Portozahlung zu Lasten des Empfängers. 
Bei Drucksachen und Warenproben gilt dagegen das im Aufgabeland ent- 
richtete Franko nur bis zur abcssinischen Grenze; diese Versendungsgegcn- 
ständc werden daher den Empfängern nur gegen Entrichtung der Gebühr 
für die Beförderung innerhalb Abessiniens ausgehändigt. Einschreibsendungen 
nach Abessinien sind nach Diredaua poste restante zu adressieren. Auf 
besonderes Verlangen des Empfängers findet auch eine Weiterleitung nach 
dessen Wohnorte statt; die abcssinische Post übernimmt jedoch keinerlei 
Verantwortlichkeit für den Fall des Vcrlusts oder der Beraubung. 

Sendungen nach Adis Abeba werden am Bestimmungsorte dem Adressaten 
durch Postboten zugestellt; nach dem Inneren des Landes werden sie 
gelegentlich Leuten, die nach dem Bestimmungsorte der Sendungen reisen 
und zu deren Mitnahme bereit und geeignet sind, übergeben. Damit 
das Vorhandensein derartiger Briefe usw. bekannt wird , werden diese als- 
bald nach ihrem Eintreffen in Adis Abeba auf dem dortigen Postamt in 
einem Schranke ausgestellt. Die Gouverneure der Provinzen senden zur 
Empfangnahme ihrer Post besondere Boten nach Adis Abeba, und die im 
Lande reisenden Europäer pflegen ebenso zu verfahren. 

Während in den meisten Kulturländern die Post sich bereits auf einer 
hohen Stufe der Entwicklung befand, als die Telegraphie und der 
Fernsprecher in den Kreis der Verkehrseinrichtungen eintraten, waltet in 
Abessinien das umgekehrte Verhältnis ob. Bereits ein Jahr vor der Grün- 
dung der Privatpost durch Hg ist in Abessinien die erste (450 km lange) 
Fernsprechlcitung von der Hauptstadt Adis Abeba nach Harrar gebaut und 
in Benutzung genommen worden. Als eine Fortsetzung dieser Leitung ist 
die Telegraphenleitung anzusehen, die im Jahre IQ03 längs der Eisenbahn 
von Harrar nach Djibouti errichtet worden ist, und die von der Betriebs- 
gesellschaft dieser Eisenbahn verwaltet wird. Durch das von Djibouti nach 
Obock führende Kabel ist Abessinien an das Welttelegraphennetz ange- 
schlosssen. Von Adis Abeba führt ferner seit 1904 eine (italienische) Tele- 
graphenleitung nach Kassala und eine 600 km lange Fernsprechleitung nach 
Kaflfa. Eine Fernsprechleitung von Adis Abeba nach Benadir befindet sich 
gegenwärtig im Bau. 

In Adis Abeba befinden sich fünf Fernsprechstellcn; ferner sind auf der 
Linie Adis Abeba- Harrar- Diredaua in Baltschi, Hardime, Khuni, Golubi, 
Harrar, Diredaua und auf den Stationen der Eisenbahn von Harrar nach 
Diredaua sowie auf der Linie Adis Abeba -KarYa-Dauro in allen Haupt- 
orten Fernsprechstellcn vorhanden. Die Benutzung der Fernsprecheinrich- 
tungen ist in den Vormittagsstunden ausschließlich dem kaiserlichen Hofe 
und der Regierung vorbehalten; in den Nachmittagsstunden stehen sie auch 
dem Publikum zur Verfügung. Die Fernsprechgebühren sind begreiflicher- 
weise noch ziemlich hoch; für ein Gespräch bis zur Dauer von 5 Minuten 
zwischen Adis Abeba und Harrar ist 1 Taler (4.80 Fr.), für ein Gespräch 
von gleicher Dauer zwischen Adis Abeba und Kaffa Taler (1,2.. Fr.) zu 
entrichten. 
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Der Telegrammverkehr nach dem Auslande geht über die beiden Linien 
Adis Abeba -Harrar- Djibouti und Adis Abeba- Kassala- Alexandrien. Auf 
der erstgenannten Linie werden die Telegramme bis Diredaua durch Fern- 
sprecher übermittelt und von da durch den Telegraphen weiterbefördert. Auch 
die Telegrammgebühren sind noch ziemlich hoch, wie folgende Beispiele 
erkennen lassen. Es beträgt für Telegramme 
von Adis Abeba nach Harrar 
die Wortgebühr 1 1 / 2 gersch (30 c), der Mindestsatz 15 gersch (3 Fr.), 

von Adis Abeba nach Diredaua 
die Wortgebühr 2 gersch (40 c), der Mindestsatz 20 gersch (4 Fr.), 

von Adis Abeba nach Djibouti 
die Wortgebühr 3 gersch (60 c), der Mindestsatz 30 gersch (6 Fr.), 

von Diredaua nach Djibouti 
die Wortgebühr 1 gersch (20 c), der Mindestsatz 10 gersch (2 Fr.), 

von Diredaua nach Harrar 
die Wortgebühr l /i gersch (10 c), der Mindestsatz 10 gersch (2 Fr.). 

Auch dringende Telegramme sind gegen Entrichtung der doppelten Gebühr 
zugelassen. Die Gebühren sollen in französischem Gelde erlegt werden, 
doch sind auch Rupien und Taler zum jeweiligen Kurse als Zahlungsmittel 
zugelassen. 

Die Leitung der abessinischen Post-, Telegraphen- und Fernsprechein- 
richtungen liegt in den Händen eines Europäers, der 3600 Fr. Gehalt bezieht. 
Ihm zur Seite stehen weitere drei Europäer, die mit je 2600 Fr. besoldet 
werden, und von denen der eine als Amtsvorsteher und die beiden anderen 
als Sekretäre tätig sind. Alle sonstigen Angestellten, auch die Fernsprech- 
beamten und Telegraphisten, sind Eingeborene, die ihre Obliegenheiten mit 
Verständnis und Sorgfalt erfüllen und es auch an Eifer nicht fehlen lassen. 
Es steht zu erwarten, daß die neue Staatspost sich bestreben wird, den 
Ausbau der ihr unterstellten Verkehrseinrichtungen nach Möglichkeit zu 
fördern und damit dem Anschluß Abessiniens an den Weltpostverein die 
Wege zu ebnen. 



KLEINE MITTEILUNGEN. 

Beobachtung eines Kugelblitzes. Die Erscheinung der Kugel- 
blitze ist früher oft in Zweifel gezogen und von angesehenen Forschern 
als optische Täuschung, die ein vorhergegangener Blitz im Auge des Beob- 
achters hervorgerufen hat, bezeichnet worden. Diese Ansicht hat zwar nach 
den Versuchen des Physikers Gaston Plante in Paris*), dem es gelungen 
ist, ähnliche Erscheinungen auf experimentellem Wege mit Hilfe mächtiger 
Elektrizitätsmengen zu erzeugen, eine Wandlung erfahren; immerhin ist eine 
in jeder Beziehung einwandfreie und allseits anerkannte Erklärung der 
merkwürdigen Erscheinung bis jetzt nicht gelungen. Um so mehr wird es 
interessieren, über einen kürzlich beim Postamt in Wriezen beobachteten 
Kugelblitz Näheres zu erfahren. 



•) Vgl. Archiv 1894, S. 296 ff. 
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Am 6. Mai zwischen 5 und 6 Uhr nachmittags schlug ein Blitz in einen 
Linienzug des Orts-Fernsprechnetzes Wriezen, beschädigte die Grobsiche- 
rungen und Kohlenblitzableiter von neun Anschluß- und drei Fernleitungen 
und schmolz den einen Zweig einer der Fernleitungen an der Eintrittstelle 
in das Postgebäude ab. Beim Vermittlungsamte schössen aus einer Reihe 
von Stöpsellöchern der Klappenschränke etwa 10 cm lange Stichflammen 
heraus; gleichzeitig machte sich ein starker Schwefelgeruch bemerkbar. 
Da der Betrieb vorher eingestellt worden war, wurde niemand verletzt. 

In dem unterhalb der Telegraphenbetriebstclle liegenden Paketannahme- 
zimmer erschien an der unter der Decke verlaufenden Gasrohrleitung eine 
längliche, etwa der Größe einer zehnkerzigen Glühlampe entsprechende 
Feuerkugel, die unter knisterndem Geräusche mit einer Geschwindigkeit von 
ungefähr 1 m in der Sekunde der Gasleitung bis zu der von der Decke 
herabhängenden Lampe folgte und dann von dieser senkrecht zur Erde 
abfiel. Etwa in Tischhöhe löste sich die Kugel mit schwachem Knalle auf. 
Die Erscheinung dauerte im ganzen ungefähr 5 Sekunden. 

Auf welcher Stelle der Kugelblitz in das Paketannahmezimmer ein- 
getreten ist, konnte nicht mit Sicherheit festgestellt werden. Beschädigungen 
sind durch ihn nicht entstanden. 



Der Rhein-Seeverkehr. Es sind jetzt ungefähr anderthalb Jahr- 
zehnte her, seit die langjährigen Bemühungen der Stadt Cöln um die 
Wiedererweckung des unmittelbaren Verkehrs zwischen dem deutschen 
Niederrhein und den großen Seehäfen des Nordens zu einem ersten Er- 
folge führten. Seit dem Anfange der neunziger Jahre des vorigen Jahr- 
hunderts verkehren auf dem Rheine Seedampfer und Seeleichter in größerer 
Anzahl, die Güter ohne Umladung zwischen den deutschen Rheinhäfen, 
insbesondere Cöln, Düsseldorf und Duisburg- Ruhrort, und den Häfen der 
Nord- und der Ostsee austauschen. Im Vergleiche mit dem gesamten großen 
Rhein-SchifTahrtsverkehr erscheint freilich der Rhein-Seeverkehr nicht allzu 
beträchtlich. Während der gesamte Rhein-Schiffahrtsverkehr im Jahre 1907 
23080 121 t betrug, wurden im Rhein-Seeverkehr nur 342 411 t, also nur 
1,4 v.H. des Gesamtverkehrs befördert. Immerhin gewinnt aber der Rhein-See- 
verkehr von Jahr zu Jahr an Bedeutung. Erklärlicherweise ist gerade der 
Seeverkehr besonders abhängig von den Wasserstandsverhältnissen des Rheines, 
und wenn er im Jahre 1907 keinen größeren Umfang erreicht hat, ist dies 
zum Teil auf die ungünstigen Wasserstandsverhältnisse des letzten Jahres 
zurückzuführen. 

Unter den am unmittelbaren Rhein-Seeverkehr beteiligten Seehäfen steht 
Hamburg an erster Stelle. Im vergangenen Jahre entfielen auf den 
Hamburger Hafen 34,6 v. H. des gesamten Rhein - Seeverkehrs, nämlich 
118635 t. Der Verkehr war in beiden Richtungen ziemlich gleichmäßig; 
von den Rheinhäfen nach Hamburg wurden 58599 t, von Hamburg nach 
dem Rheine 60 036 t befördert. Der lebhafte Anteil Hamburgs am Rhein- 
Seeverkehr ist namentlich dem Vorgehen der Hamburg-Amerika Linie zu 
verdanken, die mit zwei Rhein-Seedampfern, vier Rhein-Seeleichtern und 
einem Seeschlepper — und im Bedarfsfalle mit weiteren gecharterten Fahr- 
zeugen — einen regelmäßigen Elbe- Rhein- Dienst unterhält. Der für den 
Rhein - Seeverkehr zweitwichtigste Hafen ist ein Ostseehafen, nämlich 
Königsberg (Pr.); an dritter Stelle folgt Stettin, sodann Danzig und 
erst an fünfter Stelle Bremen. Auch mit kleineren deutschen, mit eng- 
lischen und russischen Häfen ist der Verkehr nicht unbeträchtlich. 
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Im unmittelbaren Verkehr zwischen dem Rheine und Hamburg hat im 
Jahre 1907 neben Stückgütern insbesondere die Beförderung von rohen 
Metallen (18 041 t) sowie von Werkzeugen und chemischen Stoffen eine 
Rolle gespielt. Rheinaufwärts sind ferner von Hamburg größere Mengen 
von ölen und Fetten (13227 t). von Zucker (9698 t), Mehl (5104 t) und 
Zement (4384 t) befördert worden. Die Bedeutung des Rhein-Seeverkehrs 
wird zweifellos noch zunehmen, wenn erst der Rhein-Herne-Kanal fertig- 
gestellt, und damit eine Wasserverbindung vom Rheine nach dem west- 
fälischen Industriegebiete geschaffen ist. 



Das neue chinesische Postgebäude in Schanghai. In der 
Nähe des von der deutschen Reichs -Postverwaltung im Sommer 1905 in 
Benutzung genommenen reichseigenen Posthauses (Ecke der Szechuan- und 
Foochow-Road) ist von der chinesischen Postverwaltung ein stattlicher 
Postbau errichtet worden, der deutlich erkennen läßt, wieviel die chinesische 
Post von der Wirksamkeit der Postämter Deutschlands, Englands, Frank- 
reichs und Rußlands in China gelernt hat, um den Verkehrsansprüchen der 
großen europäischen Geschäftshäuser in Schanghai gerecht zu werden. Das 
neue chinesische Posthaus liegt an der Museum-, Szechuan- und Peking- 
Road. Es ist als Feinziegelbau ausgeführt. Die Einrichtungen sind auf einen 
umfangreichen Verkehr berechnet. Die Schalteranlagen nehmen drei Seiten 
der sehr geräumigen Halle des Erdgeschosses in einer Ausdehnung von 
120 m ein. An den zahlreichen Schaltern sind zur Bezeichnung ihres 
Zweckes Inschriften in großen goldenen Lettern angebracht, so daß sich 
jedermann leicht zurechtfinden kann. Im zweiten Geschosse befinden sich 
die Säle für die Bearbeitung der abgehenden und ankommenden Briefpost- 
sendungen, im dritten Geschosse verschiedene Vcrwaltungsräume, die Archive, 
Erfrischungsräume für die Beamten des Postamts sowie die Wohnungen 
für die fremden und die chinesischen Inspektoren, Wächter und für sonstige 
Bedienstete. In den Hintergebäuden sind die Abfertigungsräume für die 
chinesischen Postboten, einige Wohnungen für die chinesischen Diener, 
Stallungen usw. untergebracht. 

In dem neuen chinesischen Postgebäude ist der Betrieb gegen t'nde des 
vorigen Jahres aufgenommen worden. Die Verbesserungen, die das 
chinesische Postwesen Schanghais dadurch erfahren hat. kommen auch dem 
internationalen Verkehre zugute, insbesondere den großen Schiffahrtslinien, 
an denen der Korddeutsche Lloyd in Bremen mit den Rcichspostdampfer- 
linien nacli China und Japan den hervorragendsten Anteil hat. 



IIEBLIN. GEÜRICKT IN DER REICMsLlHI CKEItEl. 
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Die Versicherung der Landbriefträgerpferde. 

Die guten Erfahrungen, die mit der Versicherung der Landbriefträger- 
pferde während der Jahre 1880 bis 1905 gemacht worden sind (vgl. 
Archiv 1907, S. 11 ff.), haben im allgemeinen auch in den Jahren 1906 
und 1907 angehalten. Die Zahl der versicherten Landbriefträgerpferde ist 
entsprechend der Vermehrung der Landpostfahrten von 2446 im Jahre 1905 
auf 2485 im Jahre 1906 und 2523 im Jahre 1907 angewachsen. Nur in 
48 (1906) und 35 (1907) Fällen hatten die Landbriefträger die erweiterte 
Versicherung gegen Verluste infolge von Huf- und Beinleiden nicht abge- 
schlossen, während im Jahre 1905 diese Zahl noch 52 betrug; es ist also 
nach dieser Richtung hin eine weitere Besserung eingetreten, die um so mehr 
ins Gewicht fällt, als die Gesamtzahl der versicherten Landbriefträgerpferde 
sich gegen 1905 um 77 erhöht hat. In den wenigen Fällen, in denen 
die erweiterte Versicherung nicht erfolgte, lag dies übrigens weniger an 
einer Unterlassung der Landbriefträger, als daran, daß die Versicherungs- 
Gesellschaften wegen besonderer Umstände (Spat, mangelhafter Beschaffen- 
heit der Beine, Mauke an den Fesseln. Struppiertheit usw.) darauf nicht 
eingegangen waren. Zum Teil hatten die Landbriefträger allerdings eigen- 
mächtig ohne vorherige Genehmigung der Ober-Postdirektion die Versiche- 
rung ihrer Pferde bei solchen Gesellschaften abgeschlossen, die sich auf eine 
erweiterte Versicherung nicht einlassen. Diese Landbriefträger sind auf- 
gefordert worden, nach Ablauf der zur Zeit abgeschlossenen Versicherungs- 
verträge ihre Pferde bei solchen Gesellschaften zu versichern, die auch die 
erweiterte Versicherung eingehen. 

ArchW f. Post u. Telegr. 15. 1908. 29 



igitized by Google 



426 



Die Versicherung der Landbriefträgerpferde. 



Die Gesamt-Versicherungsumme für sämtliche versicherten Landbrief- 
trägerpferde, die im Jahre 1905 1064 811 Mark betrug, ist im Jahre 1906 
auf 1 108775 Mark und im Jahre 1907 auf 1 162 819 Mark gestiegen, so 
daß die durchschnittliche Versicherungssumme für ein Pferd 458 Mark 15 Pf. 
gegenüber 444 Mark 40 Pf. im Jahre 1906 und 434 Mark 92 Pf. im Jahre 
1905 beträgt. Entsprechend der erhöhten Gesamt-Versicherungsumme ist 
auch die Gesamtsumme der gezahlten Versicherungsbeiträge von 50 927 Mark 
68 Pf. (1905) auf 53972 Mark 26 Pf. (1906) und 54 483 Mark 46 Pf. 
(1907) angewachsen. Der durchschnittliche jährliche Versicherungsbeitrag für 
ein Pferd, der sich im Vorjahre von 20 Mark 65 Pf. (1905) auf 21 Mark 
55 Pf. erhöht hatte, hat sich im Jahre 1907 auf 21 Mark 52 Pf., d. h. 
4,7 v. H. der Versicherungsumme, ermäßigt und bleibt damit um ein 
geringes unter den in dem Zeiträume von 1889 bis 1905 durchschnittlich er- 
hobenen Versicherungsbeträgen zurück; es ergibt sich hieraus, daß die 
Versicherungs-Gesellschaften trotz der in den letzten Jahren auf allen Ge- 
bieten sich bemerkbar machenden Preissteigerung eine Erhöhung der Prämien- 
sätze nicht haben eintreten lassen. 

Das durchschnittliche Lebensalter der in den Jahren 1906 und 1907 
von den fahrenden Landbriefträgern neu eingestellten Pferde hat 6,8 Jahre 
betragen. Gegenüber dem Jahre 1905, wo das durchschnittliche Lebens- 
alter nur 6,0 Jahre betrug, ist allerdings eine geringe Verschlechterung ein- 
getreten; immerhin bleiben die Zahlen der Jahre 1906 und 1907 noch um 
ein geringes unter dem Durchschnittsalter der in dem Zeiträume von 1885 
bis 1905 neu eingestellten Landbriefträgerpferde, wobei allerdings zu be- 
rücksichtigen ist, daß das durchschnittliche Lebensalter der in den ersten 
Jahren seit Einrichtung der Landpostfahrten neu eingestellten Pferde über 
7 Jahre betragen, ja in einem Jahre sogar 9 Jahre erreicht hat. In den 
nächsten Jahren trat dann jedoch bald, entsprechend den von der Post- 
verwaltung an die Landbriefträger ergangenen wiederholten Mahnungen, 
nur junge, noch in der Vollkraft stehende Pferde anzukaufen, eine merk- 
liche Besserung ein, indem das Durchschnittslebensalter der neu eingestellten 
Pferde fast von Jahr zu Jahr sich niedriger stellte, bis es im Jahre 1901 
mit 6,3 Jahren den niedrigsten Stand erreichte. Wenn das durchschnittliche 
Lebensalter der von den Landbriefträgern angekauften Pferde jetzt wieder 
eine, wenn auch geringe Steigerung aufweist, so scheint es angezeigt, die 
fahrenden Landbriefträger von neuem darauf aufmerksam zu machen, daß 
die Einstellung nicht zu alter Pferde ihnen zu ihrem eigenen Besten 
nicht dringend genug ans Herz gelegt werden kann. Sache der Ober-Post- 
direktionen und der Amtsvorsteher wird es sein, auch nach dieser Richtung 
hin den nötigen Einfluß auf die fahrenden Landbriefträger geltend zu 
machen. 

Das Verhältnis, in dem die einzelnen Versicherungs - Gesellschaften 
in bezug auf die Zahl der versicherten Landbriefträgerpferde beteiligt sind, 
hat sich auch in den Jahren iqoö und 1907 weiter zugunsten der drei 
Gesellschaften, mit denen die Postverwaltung zur Erzielung besonderer 
Vorteile für die versichernden Landbriefträger besondere Abkommen ab- 
geschlossen hat. vor allem aber zugunsten der Rheinischen Vieh- Ver- 
sicherungs-Gesellschaft in Cöln verschoben. Während nämlich von den 
im Jahre 1905 überhaupt in Kraft gewesenen 2446 Versicherungen 
1534 auf die Rheinische Vieh-Versicherungs-Gesellschaft in Cöln, 509 auf 
den Ländlichen Vieh- Versicherungsverein in Schwaan, 306 auf die Vieh- 
Versicherungsbank für die Provinz Hannover in ülzen und nur 97 auf alle 
übrigen Gesellschaften entfielen, waren von den im Jähre 1907 versicherten 
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2523 Landbriefträgerpferden 1621 oder 64,25 v. H. bei der Cölner, 504 
oder 19,97 v. H. bei der Schwaaner, 306 oder 12,13 v - H. bei der Ulzener, 
und nur 92 oder 3,65 v. H. bei anderen Gesellschaften versichert. Hiernach 
scheint die Rheinische Vieh-Versicherungs-Gesellschaft in Cöln sich einer 
immer mehr wachsenden Beliebtheit bei den fahrenden Landbriefträgern zu 
erfreuen , wobei noch besonders zu bemerken ist, daß die Postverwaltung 
auf die Entschließungen der Landbriefträger in keiner Weise einen Druck 
ausübt, ihnen vielmehr in der Wahl der Gesellschaft, bei der sie ihre Pferde 
versichern wollen, freie Hand läßt, wenn sie nur die Versicherung bei einer 
Gesellschaft abschließen, die ihnen auch im Falle eines eintretenden dauernden 
Minderwerts ihrer Pferde infolge von Huf- und Beinleiden Ersatz leistet. 

Nicht nur die Zahl der Fälle, in denen von den Versicherungs-Gesell- 
schaften aus Anlaß von Unfällen und Krankheiten Ersatz zu leisten war, 
sondern auch der Gesamtbetrag der gezahlten Entschädigungsummen ist 
bisher in den einzelnen Jahren großen Schwankungen unterworfen gewesen. 
Das Jahr 1905 war für die einzelnen Gesellschaften insofern besonders un- 
günstig, als damals in nicht weniger als 209 Fällen Schadensersatz geleistet 
werden mußte, und zwar betrug der Gesamtbetrag der geleisteten Ent- 
schädigungen 42829 Mark 44 Pf. oder 84 v. H. der erhobenen Beiträge. 
Die Versicherungs-Gesellschaften erzielten mithin nur einen Uberschuß von 
16 v. H. der von den Landbriefträgern gezahlten Versicherungsprämien. 
Diese Zahlen haben sich in den letzten beiden Jahren etwas zugunsten 
■der Versicherungs-Gesellschaften geändert: im Jahre 1906 waren nur in 195, 
im Jahre 1907 sogar nur in 183 Fällen im ganzen 43 209 Mark 79 Pf. 
(1906) und 37 576 Mark 32 Pf., d. s. 80 und 69 v. H. der erhobenen 
Beiträge, zu erstatten. Der Uberschuß der einzelnen Gesellschaften, der 
gegenüber dem bisherigen Jahresdurchschnitte von rund 14 500 Mark im 
Jahre 1905 die außerordentlich niedrige Summe von 8099 Mark betrug, 
hat sich im Jahre 1906 auf 10762 Mark und im Jahre 1907 auf 16907 Mark 
erhöht, so daß den Versicherungs-Gesellschaften von den erhobenen Bei- 
trägen 20 v. H. und 31 v. H. als Uberschuß verblieben. Wenn diese 
Summen auch zunächst etwas hoch erscheinen, so ist doch zu berück- 
sichtigen, daß die Versicherungs-Gesellschaften davon ihre sämtlichen Ge- 
schäfts- und Verwaltungsunkosten zu bestreiten haben, so daß der tatsächlich 
erzielte Gewinn sich jedenfalls bedeutend niedriger stellen dürfte. Bei diesen 
für die Versicherungs - Gesellschaften erheblich günstiger gewordenen Er- 
gebnissen der beiden letzten Jahre liegt es nahe, die schon mehrfach auf- 
geworfene Frage von neuem zu erörtern, ob es nicht doch zweckmäßiger 
und den Interessen der Landbriefträger dienlicher wäre, die sämtlichen 
fahrenden Landbriefträger zu einer gemeinsamen Versicherungskasse zu- 
sammenzuschließen, um den Landbriefträgern die bisher den Versicherungs- 
Gesellschaften verbliebenen Uberschüsse wieder zugute kommen zu lassen 
oder die zu erhebenden Versicherungsbeiträge ermäßigen zu können. Hierzu 
ist folgendes zu bemerken. 

Der in den Jahren 1906 und 1907 von den Versicherungs-Gesellschaftcn 
•erzielte Uberschuß von 10762 Mark und 16907 Mark stellt sich für ein 
versichertes Pferd im Durchschnitt auf 4,33 Mark und 6,70 Mark. Da der 
von den Versicherungs-Gesellschaften erhobene jährliche Durchschnitts-Ver- 
sicherungsbeitrag für das Pferd in denselben Jahren 21,55 Mark und 
21,53 Mark betragen hat, so würden, wenn die Versicherungsbeiträge lediglich 
in einer solchen Höhe erhoben worden wären, daß aus ihnen die zu leistenden 
Entschädigungsummen hätten bestritten werden können, im Durchschnitt 
iür das Pferd nur 17,21 Mark und 14,82 Mark als Prämie zu erheben ge- 
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wesen sein. Die Landbriefträger hätten also im Durchschnitt für jedes 
Pferd 4,33 Mark und 6,70 Mark weniger an Versicherungsbeiträgen zu be- 
zahlen brauchen, oder es wären, da die einzelnen Versicherungs-Gesellschaften 
für die versicherten Landbriefträgerpferde in den beiden letzten Jahren einen 
Beitrag von 4,85 v. H. und 4,7 v. H. der Versicherungsumme erhoben 
haben, nur 4,0 v. H. und 3,23 v. H. der abgeschlossenen Versicherung- 
summen einzuziehen gewesen. Hierbei darf aber nicht unbeachtet bleiben, 
daß das Jahr 1907 für die Versicherungs- Gesellschaften ungewöhnlich 
günstig war. Bei etwaiger Einrichtung der gedachten Versicherung- 
kasse müßte aber, da die Zahl der Unglücks- und Krankheitsfälle sowie die 
Summe der gezahlten Ersatzbeträge in den einzelnen Jahren großen 
Schwankungen unterworfen gewesen sind, naturgemäß das Ergebnis eines 
größeren Zeitraums zugrunde gelegt werden. In dem neunzehnjährigen 
Zeiträume von 1889 bis 1907 haben die Versicherungs - Gesellschaften im 
Durchschnitt für das Pferd einen Prämiensatz von 20,50 Mark, d. s. 4,77 v. H. 
der Versicherungsumme, erhoben und im Durchschnitt für das Pferd einen 
Uberschuß von 5,73 Mark erzielt, während beim Bestehen einer Versicherungs- 
kasse nur ein Prämiensatz von 14,77 Mark, d. s. 3,4 V. H. der Versicherung- 
summe, zu erheben gewesen wäre. Die fahrenden Landbriefträger hätten 
mithin für jedes Pferd im Durchschnitt einen Betrag von 5,73 Mark 
weniger an Versicherungsbeiträgen zu bezahlen brauchen. Dagegen steht 
fest, daß die Versicherungs-Gesellschaften mit ganz vereinzelten Ausnahmen 
bisher ihre Verpflichtungen den fahrenden Landbriefträgern gegenüber in 
entgegenkommender Weise erfüllt haben. Es dürfte daher, zumal gegen 
die Gründung einer Versicherungskasse mancherlei Bedenken grundsätzlicher 
Art bestehen, zunächst kein ausreichender Grund vorliegen, an dem zur Zeit 
in bezug auf die Pferdeversicherung der fahrenden Landbriefträger be- 
stehenden Verfahren eine Änderung vorzunehmen. 



Die Kolonialbahnvorlage. 

Auf Grund der im Vorjahre dem Reichstage vorgelegten Denkschrift*) 
»Die Eisenbahnen Afrikas. Grundlagen und Gesichtspunkte für eine kolo- 
niale Eisenbahnpolitik in Afrika.« haben die verbündeten Regierungen durch 
eine Ergänzung des Entwurfs zum Haushalts- Etat für die Schutzgebiete 
auf das Rechnungsjahr 1908 für unsere afrikanischen Kolonien den Bau 
von fünf Eisenbahnlinien in einer Gesamtlänge von 1462 km gefordert. 
Die Baukosten, die sich auf mehrere Jahre verteilen sollen, belaufen sich 
auf insgesamt 140 Millionen Mark. 

Für Ostafrika wird die Verlängerung der bereits bestehenden Bahnen, 
der Usambarabahn und der Eisenbahn Daressalam- Morogoro beantragt. 
Die 129,5 km lange, von Tanga ausgehende Usambarabahn soll von 
ihrem heutigen Endpunkte Mombo um 45 km bis zum Panganiflusse ver- 
längert werden. Zur Begründung der Vorlage führt die dem Etat beige- 
fügte Denkschrift folgendes aus. 

»Die Bedeutung der L T sambarabahn beruht auf der steigenden Entwick- 
lung, die der Plantagenbau in den Nordbezirken Deutsch -Ostafrikas ge- 

*i Vgl. Archiv 1907, Anm. auf S. 380/1. 
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nommen hat. Geplant ist eine Verlängerung der jetzt bereits im Betriebe 
befindlichen Strecke von Mombo bis zum Pangani (45 km). Bis zu dieser 
Strecke und selbst für ihre Umgebung liegen bereits so zahlreiche Gesuche 
um Verleihung von Kronland vor, daß das Land zu beiden Seiten der in 
Aussicht genommenen Bahnlinie als vollständig vergeben angesehen werden 
kann. Welchen Einfluß die Verlängerung der Bahnlinie auf die von ihr 
durchschnittenen Gebiete ausüben würde, und welches ihre Rentabilitäts- 
aussichten sind, läßt sich am besten aus den Folgen der Verlängerung der 
Usambarabahn von Korogwe bis Mombo entnehmen, welche im Jahre 1905 
vollendet wurde, und deren Länge gleichfalls 45 km beträgt. 

Im Jahre 1904 waren im Bezirke Tanga 18 10 ha und im Bezirke 
Wilhelmsthal 330 ha unverwerteten Kronlandes verkauft oder verpachtet, 
zusammen 2140 ha. Diese Zahl stieg im Jahre 1905, in welchem die Bahn- 
strecke Korogwe- Mombo eröffnet wurde, auf 6224 ha, wovon allein auf 
den neu erschlossenen Bezirk Wilhelmsthal 4415 ha entfielen. Der Handels- 
verkehr in Tanga, dem Hafenplatz und Ausgangspunkte der Usambarabahn, 
zeigt folgendes Bild: 



1903 3 357 548 Mark, 

I9°4 4227759 - 

1905 3 733 675 " 

1906 5 395 507 - • 



Die auffällige Steigerung im Jahre 1904 ist der starken Einfuhr von 
Bahnbaumaterialien sowie von Reis für die Verpflegung der Bahnarbeiter 
zuzuschreiben, während das Jahr 1906 die Zunahme infolge der neuen, jetzt 
im Betriebe befindlichen Plantagenunternehmungen zeigt. Die Zolleinnahmen 
weisen die Steigerung des Handelsverkehrs in noch deutlicherer Weise 
nach, da die für den Bahnbau bestimmten Materialien zollfrei eingehen. 



Sie betrugen: 

1903 165 766 Rupien,*) 

I9°4 108344 

1905 214642 

1906 294491 

Die Betriebsergebnisse der Usambarabahn weisen eine ähnliche Zunahme 

auf. Sie beliefen sich: 

1903 auf 94 840 Rupien. 

I9°4 - 125753 

1905 - 1 39 359 

1906 - 184367 



wobei der große Betrag im Jahre 1904 zum Teil durch den Verkehr wäh- 
rend des Bahnbaues veranlaßt worden ist. 

Es ist mit Sicherheit anzunehmen, daß die in Aussicht genommene Ver- 
längerung zu ähnlichen Ergebnissen führen wird, wie die gleich große, 
seinerzeit vorgenommene Verlängerung von Korogwe bis Mombo. Die 
Verhältnisse sind analog; die Strecke bietet für den Bahnbau keine größeren 
Schwierigkeiten als die vorerwähnte Verlängerung. Plantagenunternehmungen 
sind, wie bereits erwähnt, längs der ganzen Strecke teils geplant, teils be- 
reits in Angriff genommen. Bei dem Platze Mkumbara**) mündet auf die 
Bahnstrecke die von den Unternehmern Wilkens und Wiese begonnene und 
ziemlich im Bau vorgeschrittene Drahtseilbahn, welche die Ausnutzung der 



•) 1 Mark = >/ t Rupie. 

*♦) In Mkumbara ist vor kurzem eine Postagentur mit Telegraphenbetrieb eröffnet 
worden. 
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reichen Holzbestände Westusambaras ermöglichen wird. Abgesehen von 
dem indirekten Nutzen, welchen dieses Unternehmen durch Belebung des 
Verkehrs dem Schutzgebiete bringen wird, entsteht für die Verwaltung ein 
direkter Nutzen dadurch, daß die Unternehmer nach Herstellung der Ver- 
bindung, welche allein einen geregelten und gewinnbringenden Holzhandel 




ermöglicht, dem Gouvernement eine vertragsmäßig festgesetzte Abgabe zu 
entrichten haben, deren Mindestbetrag auf 60000 Mark jährlich festge- 
setzt ist.« 

Die neue Linie wird den Panganifluß bei der Station Pangani am Süd- 
ende des Paregebirges erreichen. Für die Festsetzung dieser Linienführung 
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ist die Erwägung maßgebend gewesen, daß die weitere Verlängerung der 
Usambarabahn sowohl aus wirtschaftlichen wie aus technischen Gründen 
einen Weg westlich des Paregebirges zu nehmen haben wird. 

Die Baukosten sind auf 3,5 Millionen Mark, d. s. rund 77 800 Mark 
für 1 km veranschlagt; hiervon werden für das laufende Rechnungsjahr 
2 Millionen gefordert, während der Rest in den Etat des nächsten Jahres 
eingesetzt werden wird. Da der Unternehmer, dem der Bau der Bahn über- 
tragen werden wird, bereits am I. Januar 1908 auf eigene Rechnung und 
Gefahr mit dem Bau begonnen hat, ist eine schnelle Fertigstellung der 
Bahn zu erwarten. 

Der Betrieb der Usambarabahn liegt nicht in den Händen des Gouverne- 
ments, sondern in denen der Deutschen Kolonial- Eisenbahn- Bau- und Be- 
triebsgesellschaft, an welche die Bahn gegen einen jährlichen Pachtzins 
von 152000 Mark verpachtet ist. Dieser Pachtzins wird nach Inbetrieb- 
nahme der neuen Strecke sich voraussichtlich um 94000 Mark erhöhen, 
so daß alsdann eine Pacht von insgesamt 246 000 Mark jährlich aufkommen 
wird. Erzielt die Pächterin aus dem Betriebe der Bahn einen Reinüber- 
schuß von mehr als 30 000 Mark über die zu zahlende Pachtsumme, so 
hat sie von dem Mehrbetrage w /io an das Schutzgebiet abzuführen, während 
ihr nur '/, 0 verbleibt. Reichen in einem Betriebsjahre die Betriebseinnahmen 
nach Abzug der Betriebsausgaben zur Bestreitung des Pachtzinses und des 
der Pächterin zufallenden Betrags von 30000 Mark nicht aus, so hat die 
Pächterin den Pachtzins trotzdem zu zahlen; hierfür sollen ihr jedoch 
etwaige Uberschüsse in den folgenden Jahren so lange unverkürzt ver- 
bleiben , bis die in früheren Jahren entstandenen Ausfälle ausgeglichen 
worden sind. 

Von weit größerer Bedeutung für das Ostafrikanische Schutzgebiet als 
die Verlängerung der Usambarabahn ist die Weit er f ührung der Bahn 
' Daressalam-Morogoro, die bis Tabora erfolgen soll, und die un- 
zweifelhaft die wichtigste Forderung der Vorlage ist. Die Bahn wird 
nicht nur ihrer Länge nach die bedeutendste aller deutschen Kolonialbahnen 
werden — die neue Strecke ist auf 699 km veranschlagt, was etwa der 
Entfernung von München bis Kiel entspricht — , es sind ferner nicht nur 
die Kosten von 70 Millionen Mark die erheblichsten, die bisher für einen 
-deutschen Kolonialbahnbau aufgewandt worden sind, sondern auch die wirt- 
schaftliche und militärische Bedeutung der Bahn, die in das Herz der ganzen 
Kolonie führt, ist besonders groß. 

»Uber die Richtung, welche eine Bahn zur Verbindung der volkreichen 
Bezirke des Innern mit der Küste nehmen soll«, heißt es in der Denk- 
schrift, »sind verschiedene Projekte aufgestellt worden, welche alle einen 
gewissen Wert besitzen. Einig sind aber alle Kenner des Landes darüber, 
daß eine Verbindung des im Herzen der Kolonie gelegenen Unjamwesi mit 
dem Küstengebiet unumgänglich nötig ist. Unjamwesi mit seinen Neben- 
gebieten ist dasjenige Land, ohne dessen Beherrschung ein Bestand der 
deutschen Herrschaft in Deutsch -Ostafrika ausgeschlossen ist. Manche 
anderen Gebiete gewähren gleichfalls gute Aussichten. Es gibt aber keines, 
auf welches die deutsche Kolonie so notwendig angewiesen wäre, wie 
Unjamwesi, dessen zahlreiche Bevölkerung als Arbeiter, Ackerbauer usw. 
für die Kolonie geradezu unentbehrlich ist. Allein der Bezirk Tabora zählt 
über 1 Million Einwohner. Ein Aufstand dieser kräftigen und arbeitsamen 
Bevölkerung würde geradezu eine Lebensfrage für Deutsch - Ostafrika be- 
deuten, während andere reiche Gebiete zwar von großer Wichtigkeit sind, 
ihre vollständige Beherrschung aber nicht in diesem Maße unerläßlich ist. 
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Die geographische Lage von Unjamwesi, die lehhaften Handelsbeziehungen, 
welche mit diesem Gebiete schon seit der Araberzeit bestehen, der fort- 
währende und für alle Arbeiten unerläßliche Zuzug der rührigen dortigen 
Bevölkerung zur Küste lassen diese Notwendigkeit auch denjenigen erkennen, 
welcher Deutsch -Ostafrika noch nicht besucht hat. Die Vorteile, welche 
die Verbindung Unjamwesis mit der Küste bringen würde, bestehen einmal 
in der Möglichkeit, den starken Bedarf des Küstengebiets an Körnerfrüchten 
und Reis aus eigenen Beständen zu decken und bei Hungersnöten helfend 
einzugreifen. Von welchem Einflüsse letztes sein kann, hat sich bei der 
Hungersnot in den Nordbezirken während der Jahre 1897/98 gezeigt. 
Während an der Küste Tausende infolge Hungers zu Grunde gingen — die 
Bezirke Tanga und Wilhelmsthal verloren über ein Drittel ihrer Bevölke- 
rung — verfaulten in Unjamwesi, das eine überreiche Ernte hatte, große 
Massen von Reis und Ccrealien. Da der Marsch von Tabora bis Tanga 
auf mindestens 6 Wochen zu berechnen ist, der Träger aber nicht mehr als 
60 Pfund mit sich führen kann und während des Marsches durch die not- 
leidenden Gegenden seine Verpflegung mit etwa 1 Pfund Reis täglich aus 
seiner Last hätte entnehmen müssen, war es ausgeschlossen, den Überfluß 
der Innenbezirke den von der Hungersnot betroffenen Küstenstrichen zu- 
zuwenden.« 

In die Häfen des Schutzgebiets würden ferner alljährlich für l bis 
2 Millionen Mark an Körnerfrüchten, Reis und Hülsenfrüchten vom Aus- 
lande eingeführt, während im Innern des Landes dieselben Erzeugnisse meist 
in besserer Eigenschaft im Uberflusse vorhanden wären, aber nicht an die 
Küste gebracht werden könnten. 

»Ein weiteres Moment, welches für die Bahn nach Unjamwesi spricht, 
ist die Freimachung der zahlreichen Menschen, welche bisher für den 
Karawanendienst verwandt wurden. Man berechnet, daß allein um das 
Wachs, das 1906/07 aus den Küstenorten exportiert wurde, heranzuschaffen, 
etwa 3 715 220 Trägerkilometer zurückgelegt werden mußten, und mit dem. 
was über die Binnengrenze ging, mehr als 4 Millionen. Das Zentrum für 
den Wachshandel ist Tabora. Mit dem Anschlüsse dieses Punktes an die 
Bahn würde selbstverständlich das gesamte Wachs mit der Bahn trans- 
portiert werden. Die Registrierung der Karawanen ist keine obligatorische. 
Sie wird aber gewohnheitsmäßig, insbesondere von den Eingeborenen ver- 
langt. Allein in Tabora wurden im Jahre 1906/07 83 598 Träger registriert. 
Ein großer Teil dieser Träger war für die Lasten bestimmt, welche nach 
dem Kongostaate gehen, und für welche seit Eröffnung der Ugandabahn 
der Weg Mombasa-Kisumu-Muansa-Tabora-Udjidji gewählt wird. So- 
bald Tabora an eine Bahn angeschlossen ist, würde mindestens die Hälfte 
der dazu verwandten Träger frei werden, denn die Sendungen würden 
naturgemäß den Weg von der Küste nach Tabora und von da nach Udjidji 
einschlagen, so daß alle hierfür bisher auf der Strecke Muansa- Tabora 
benötigten Menschenkräfte disponibel werden würden. Dem Bedarfe der 
Plantagengebiete an Arbeitern würde auf diese Weise am wirksamsten ab- 
geholfen werden.« 

Mit einem Bahnbau würden sich auch sowohl die Plantagen längs der Bahn 
vermehren, als auch die Eingeborenenpflanzungen entwickeln und steigern, 
womit Hand in Hand die Steigerung der Ein- und der Ausfuhr gehe. 
Von den Plantagen hätten in erster Linie die Sisalplantagen, in zweiter Linie 
•die Kautschukplantagen bisher die günstigsten Erträgnisse aufzuweisen. Für 
den Feldbau der Eingeborenen kämen Erdnüsse und Reis in Betracht. Aber 
auch andere Bodenerzeugnisse würden nach Herstellung einer Bahnverbindung 
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mit Bestimmtheit in größerem Maßstab angebaut und verwertet werden, 
wie Baumwolle, die bereits früher von den Eingeborenen angebaut und 
zu Tüchern verarbeitet worden sei. Am Tanganjika blieben jetzt alljährlich 
noch Massen von ölpalmkernen ungenutzt. Auf diese und ähnliche Er- 
zeugnisse dürfte zu rechnen sein. 

Von großem Einflüsse würde der Bahnbau ferner für die Viehzucht 
und den Viehhandel sein. Bei den ganz erheblichen Gefahren, denen das 
Vieh während der Überlandbeförderung von den viehreichen Gegenden im 
Innern nach der Küste durch Viehseuchen und Tsetsefliegen ausgesetzt sei, 
erreichte von den abgesandten Herden häufig nur ein kleiner Bruchteil die 
Küste. Eine Bahn würde es ermöglichen, das Vieh ohne oder mit nur 
geringer Gefahr zur Küste zu bringen. 

Gleichen Schritt mit der Vermehrung der Eingeborenenpflanzungen würde 
die Erwerbsmöglichkeit der Bevölkerung im allgemeinen und hiermit auch 
ihre Steuerfähigkeit halten. Der Bezirk Tabora allein würde bei einer Be- 
völkerung von einer Million Menschen eine Steuer von 750000 Rupien, das 
Zehnfache des bisherigen Betrags, erreichen können, ohne daß durch die 
Steuererhebung eine erhebliche Belastung der Eingeborenen herbeigeführt 
werden würde, da ihnen durch den Bahnbau die Verwertung ihrer Erzeug- 
nisse gesichert sei. 

Schließlich ist noch die Möglichkeit angeführt, nach Vollendung der 
Bahn innerhalb kurzer Zeit Truppen im Herzen des Landes zusammenzu- 
ziehen und infolgedessen auch die Zahl der Schutztruppen zu vermindern. 
So könnte nach Fertigstellung der Bahn bis Tabora die bisher in Kilimatinde 
untergebrachte, zur Sicherung der Karawanenstraße Daressalam- Tabora 
bestimmte Kompagnie aufgelöst werden, wodurch das Reich eine jährliche 
Ersparnis von 112 620 Mark erzielen würde. Die Denkschrift kommt zu 
dem Schlüsse, daß sich der Ausbau der Bahn Daressalam -Tabora, der so- 
genannten Zentralbahn, nicht länger verschieben lasse, falls das Ostafrika- 
nische Schutzgebiet nach Maßgabe des Bedürfnisses weiter erschlossen, und 
eine Stärkung der Einnahmen und damit eine Herabminderung des Reichs- 
zuschusses erreicht werden solle. 

Die Strecke Daressalam -Morogoro ist von der Ostafrikanischen Eisen- 
bahngesellschaft unter Übernahme der Zinsgarantie für ihre Anteile von 
Seiten des Reichs erbaut worden. Zur Zeit der Genehmigung der Ost- 
afrikanischen Eisenbahngesellschaft waren die Erfahrungen, die das Deutsche 
Reich mit kolonialen Eisenbahnunternehmungen gemacht hatte, noch so 
gering, daß außerordentliche Vorsicht geboten schien; insbesondere lag 
damals die Besorgnis vor, daß eine solche Eisenbahn selbst zur Deckung 
ihrer eigenen Betriebskosten die notwendigen Einnahmen nicht aufbringen 
werde. Um nun die Gesellschaft für das Risiko, das sie mit dem Bahnbau 
übernahm, zu entschädigen, sind ihr bei der Genehmigung eine Land- 
konzession und außerdem eine Reihe von Vorrechten erteilt worden, zu 
denen neben der Tarifhoheit bis 1. Januar 1913 auch das Vorrecht auf den 
Weiterbau der Bahn bis zum Victoria- Nvansa und Tanganjikasee und das 
Einspruchsrecht gegen jede Wettbewerbsbahn gehören. Da der Bau der 
Bahn Morogoro -Tabora, wie oben ausgeführt worden, ein dringendes Er- 
fordernis ist, die Ostafrikanische Eisenbahngesellschaft aber ihrerseits zur 
Ausführung des Baues aus eigenen Mitteln nicht imstande ist, so hat sich 
die Regierung entschließen müssen, der Gesellschaft die erforderlichen Mittel 
gegen die Verpflichtung der Verzinsung und Tilgung als Darlehn zu ge- 
währen. Damit aber der unhaltbare Zustand beseitigt wird, daß eine Privat- 
gesellschaft ein so wichtiges, das Lebensinteresse des gesamten Schutzgebiets 

ArchiT f. Post u. Telegr. 15. 1908. 30 



Digitized by Google 



434 



Die Kolonialbahnvorlage. 



berührendes Monopol hat und der Schutzgebietsverwaltung jeder Einfluß 
auf den Bahnbetrieb entzogen ist, werden durch den Ergänzungsetat 
15 Millionen Mark zum Ankaufe von Anteilscheinen der Ostafrikanischen 
Eisenbahngesellschaft gefordert. Dieser Betrag wird zum Erwerbe der 
großen Mehrheit der Anteilscheine ausreichen. Nach dem Erwerbe der 
Anteilscheine wird das Monopol der Gesellschaft in Wahrheit durch das 
Reich, als den Hauptaktionär, ausgeübt werden. 

Von den auf 70 Millionen Mark veranschlagten Baukosten der Strecke 
Morogoro-Tabora (rund 100000 Mark für 1 km) werden für 1908 zu- 
nächst 8 Millionen gefordert. Da die Bauzeit auf 6 Jahre veranschlagt ist, 
sind für die nächsten Etatsjahre höhere Forderungen zu erwarten. 

Für Kamerun, wo gegenwärtig noch an der Nordbahn gebaut wird, 
die von Duala nach den Manengubabergen führt und bis zum Jahre 1910 
fertiggestellt sein soll, wird eine ebenfalls von Duala ausgehende Südbahn 
über Edea nach Widimenge am oberen Njongflusse gefordert. Die Linie, 
deren Trasse auf den letzten 100 km vor Widimenge noch nicht endgültig 
feststeht, ist auf eine Baulänge von 360 km veranschlagt. Die Baukosten 
sollen 40 Millionen Mark oder m 100 Mark für das Kilometer betragen; 
hiervon werden für 1908 als erste Rate 4 Millionen gefordert. Bis An- 
fang 191 1 ist die Fertigstellung der ersten Teilstrecke von 150 km in Aus- 
sicht genommen. Für den Bau der Südbahn sprechen, wie die Denkschrift 
ausführt, eine Reihe schwerwiegender Gründe; ausschlaggebend seien aber 
in erster Linie Erwägungen politischer und militärischer Art. 

Seit dem Anfange dieses Jahrhunderts sei durch die Anlage der Ngoko- 
Station im äußersten Südosten und bald darauf durch das Vordringen der 
Schutztruppe bis zum Tschadsee das gesamte Innengebiet in den Einfluß- 
bereich des Gouvernements, der sich bis dahin im wesentlichen auf die 
Küstenbezirke beschränkt habe, einbezogen worden. In hartnäckigen Kämpfen 
seien zwar im Laufe der Jahre zahlreiche Völkerstämme zur Anerkennung 
der deutschen Herrschaft gebracht worden, allein es gäbe heute noch in 
den verschiedenen Teilen des Schutzgebiets unabhängige Völkerschaften, die 
sich nach den bisher gemachten Erfahrungen schwerlich ohne Kampf unter- 
werfen würden. Aufgabe der Politik sei es, Aufständen der bereits unter- 
worfenen Völkerschaften, die weit schwerer zu bewerten seien als die 
Kämpfe mit den unabhängigen Stämmen, mit allen Mitteln vorzubeugen. 
Besondere Aufmerksamkeit sei hierbei den Zuständen im Gebiete des 
Gummihandels zuzuwenden, dessen Mittelpunkt im äußersten Osten des Süd- 
bezirks, in der Gegend des oberen Njong und Dume liegt. Hier habe sich 
im Laufe der Zeit durch die Auswüchse des Karawanenhandels viel Zünd- 
stoff angesammelt. »In den Gummidistrikten«, so heißt es wörtlich, 
»warten die Händler nicht das Erscheinen des Produzenten ab, sondern 
durchziehen zu Tausenden mit ihren Karawanen das Land, um sich gegen- 
seitig bei den eingeborenen Produzenten den Rang abzulaufen. Es ist ohne 
weiteres klar, daß auch, abgesehen von eigentlichen Ausschreitungen, die 
sich die Karawanen, auf ihre überzahl pochend, den Eingeborenen gegen- 
über häufig zuschulden kommen lassen, diese Form des Handels bei den 
außerordentlichen Schwierigkeiten der Verpflegung und der Unterbringung 
solcher Menschenmassen zu schweren Belästigungen der Bevölkerung und 
im weiteren zu einer Verödung der Handelsstraßen und zu Aufstandsgelüsten 
führen muß. Und in der Tat sind diese Folgen auch nicht ausgeblieben. 
Die ersten länger dauernden und verhältnismäßig umfangreichen Unruhen 
sind gerade in den Gummibezirken hervorgetreten. Langjähriger schwerer 
Kämpfe hat es bedurft, um die Stämme der Njems und Makas zwischen 
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dem Dscha und dem oberen Njong, die sich an den in ihr Gebiet einge- 
drungenen weißen und farbigen Händlern und ihren Karawanen vergangen 
hatten, niederzukämpfen. Und wenn sie auch heute keinen offenen Wider- 
stand mehr wagen, so können sie doch keineswegs als völlig unterworfen 
gelten. Jedenfalls sind Anzeichen dafür vorhanden, daß das Feuer unter 
der Asche weiterglimmt. Die Möglichkeit einer größeren Ausdehnung der- 
artiger Bewegungen nimmt von Tag zu Tag zu, und auch hierzu trägt die 




Form des Handels, wie sie gerade im Gummigeschäfte herrscht, viel bei.« 
Der Karawanenhandel, an dem sich im Süden fast sämtliche Stämme be- 
teiligten, bringe eine Annäherung der einzelnen Stämme zuwege, und es 
bilden sich vielfach immer engere Beziehungen zwischen einflußreichen 
Häuptlingen und Stämmen heraus, die sich früher kaum dem Namen nach 
kannten. Erschwerend falle ferner ins Gewicht, daß gerade die größten 
tind verbreitetsten Volksstämme des Südens, die Jaundes und Bules unter- 
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einander verwandt seien und zu den weit verzweigten kriegerischen Pangwe- 
stämmen gehörten. Die Pangwestämme hätten in früheren Jahren große 
Waffen- und Munitionsvorräte aufgespeichert und trachteten auch heute 
noch danach, diese Vorräte selbst unter den größten Opfern zu vermehren. 
Groß aber sei die Gefahr des Aufstandes in dem Augenblicke, wo eine 
Stockung in der Gummierzeugung, auf der das ganze wirtschaftliche Leben 
im Südbezirke gegründet sei, eintrete. Eine solche Stockung sei aber bei 
dem Raubbau, der bisher betrieben worden sei, in einigen Jahren zu er- 
warten, und selbst alle neuerdings getroffenen Maßnahmen, die auf eine 
planmäßige Ausbeutung und eine Ergänzung der Bestände durch massen- 
haftes Nachpflanzen von Kautschukbäumen abzielten, würden eine vorüber- 
gehende Erschöpfung des Gummireichtums nicht verhindern können. In 
diesem Falle aber stehe der Südbezirk vor einer schweren wirtschaftlichen 
Krisis, welche die politische Krisis, den Aufstand, mit Sicherheit nach sich 
ziehen werde. 

Derartigen Möglichkeiten gegenüber seien die dem Gouvernement in der 
Schutz- und der Polizeitruppe augenblicklich zur Verfügung stehenden 
Machtmittel als nicht genügend zu bezeichnen. Durch eine kostspielige 
Vermehrung der Streitkräfte im Süden würden zwar entstandene Unruhen 
unterdrückt werden können; dem Ausbruche von Aufständen vorzubeugen, 
würde aber durch die Verstärkung der Truppe kaum gelingen. Die einzige 
Lösung der Frage, die zugleich auch die Hauptquelle der Gefahr durch 
Beseitigung des Karawanenhandels stark vermindern würde, liege in der 
Herstellung einer Eisenbahnverbindung der gefährdeten Bezirke mit der 
Küste. 

»Als Ausgangspunkt dieser Bahn an der Küste« , so fährt die Denk- 
schrift fort, »kann nur Duala in Frage kommen, wo die Reserve der 
Truppe und die Bestände an Kriegsmaterial mit Rücksicht auf die zentrale 
Lage des Platzes und die ausgezeichneten Hafenverhältnisse konzentriert 
bleiben müssen. Die Vorbedingungen für eine solche Bahn liegen insofern 
auch besonders günstig, als in den oberen Teilen des Njongflusses, jeden- 
falls von dem Orte Widimenge aus, eine für Dampf barkassen jederzeit fahr- 
bare Wasserstraße von über 200 km Länge zur Verfügung steht , die nur 
durch eine etwa 60 km breite Landverbindung von dem bis an die Ost- 
grenze des Schutzgebiets schiffbaren Dume getrennt ist. Es bedarf zunächst 
also nur der Herstellung des fehlenden Verbindungsstücks zwischen dem 
schiffbaren Njong und dem Hafen von Duala, und zwar auf dem kürzesten 
Wege, um Truppen- und Kriegsmaterial in wenigen Tagen an die ge- 
fährdetsten Punkte des Schutzgebiets werfen zu können. Der Bau dieser 
Bahn ist daher zweifellos von allen Bahnprojekten der Kolonie weitaus der 
dringendste, und seine sofortige Inangriffnahme erscheint aus den entwickelten 
militärischen und politischen Gründen geboten. 

Aber auch sonstige Gründe sprechen dringend für den Bau dieser Bahn. 
Für eine tropische Kolonie wie Kamerun bedeutet die Schaffung und Er- 
haltung einer zahlreichen gesunden und arbeitsgewohnten Eingeborenen- 
bevölkerung eine Lebensfrage. Die jetzige Hauptform des Handels, der 
Karawanenverkehr, wirkt diesem Interesse direkt entgegen, indem er zahl- 
reiche Opfer an Leben und Gesundheit der Träger fordert, sie körperlich 
und moralisch degeneriert und sie zu Nomaden macht statt zu seßhaften, 
arbeitsgewohnten Leuten.« Durch den Bau der Bahn würde dieser Träger- 
wirtschaft ein Ende bereitet, und gleichzeitig würden genügend Hände frei- 
gemacht werden für fruchtbare Arbeit, insbesondere für Volkskulturen in 
größerem Maßstabe. Schließlich würde der Bahnbau die Einführung einer 
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geordneten Verwaltung in den von der Bahn berührten Bezirken ermög- 
lichen. 

Aus allen diesen Gründen müßte die Bahn Duala-Widimenge gebaut 
werden, auch wenn sie sich nicht ohne weiteres als ertragsfähig erweisen sollte. 
Nun sei aber an der Ertragsfähigkeit der neuen Bahn durchaus nicht zu 
zweifeln. Zunächst würde durch die erste Teilstrecke von 150 km das 
Bakokogebiet, das zu den fruchtbarsten und am dichtesten bevölkerten 
Gegenden des ganzen Schutzgebiets gehöre, erschlossen. Die Haupterzeugnisse 
dieses Gebiets seien Palmöl und Palmkerne, von denen gegenwärtig bei den 
schlechten Wegeverhältnissen der größte Teil ungenutzt verkommen müßte. 
Durch die Bahn würden nicht nur diese Erzeugnisse voll verwertet werden 
können, sondern es würde sich auch der Anbau anderer Gewächse, wie Mais, 
Erdnüsse, Tabak und Kakao, die bisher nur in geringen Mengen, meist zum 
«igenen Bedarfe, von den Eingeborenen angebaut worden seien, bei der Frucht- 
barkeit des Landes zu einer außerordentlichen Blüte entfalten können. Ähn- 
liche Erfolge würde die Bahn sodann bei ihrer Weiterführung im Jaundegebiete 
-zeitigen, auch würde sie die Möglichkeit geben, in beiden Bezirken mit der 
Einführung der Eingeborenensteuer in barem Gelde vorzugehen. Am Schlüsse 
der Denkschrift wird in einer auf Grund statistischer Angaben aufgestellten 
Ertragsberechnung der Nachweis geführt, daß die Bahn nach ihrer im 
Jahre 191 3 zu erwartenden Inbetriebnahme die zur Verzinsung und Tilgung 
des Baukapitals erforderlichen Beträge zur Hälfte unmittelbar aus den eigenen 
Uberschüssen und zur anderen Hälfte mittelbar aus der durch sie zu er- 
wartenden allgemeinen Steigerung der Einnahmen des Schutzgebiets auf- 
bringen wird. 

In Togo bestehen zur Zeit eine 44 km lange Küstenbahn von Lome 
nach Anecho und eine 1 19 km lange Stichbahn Lome-Palime, die den frucht- 
baren Bezirk Misahöhe mit der Küste verbindet. Die Vorlage fordert zur 
Erschließung des Innern eine 180 km lange Bahn von Lome nach Atak- 
pame, die später über Bassari nach Banjeli verlängert werden soll. Da 
Togo ein schmales, langgestrecktes Gebiet ist — die Küste besitzt nur eine 
Ausdehnung von 50 km, die durchschnittliche Breitenausdehnung von Ost 
Tiach West beträgt 175 km gegenüber einer Länge von rund 560 km — hätte 
es nahegelegen, die bereits vorhandene Bahn Lome-Palime nach Atakpame 
zu verlängern. Einer Weiterführung dieser Bahn steht jedoch in dem Togo- 
gebirge, das das Schutzgebiet von Süd -Süd -West nach Nord - Nord - Ost 
durchzieht, ein nur schwer zu überwindendes Hindernis entgegen. Zwar 
würde eine Überschreitung des Gebirges durch eine Bahn technisch aus- 
führbar sein. Eine solche Gebirgsbahn würde aber erstens teuer sein und 
zweitens auch seewärts Steigungsverhältnisse haben, bei denen eine Beförde- 
rung von Massengütern nur mit erheblichen Betriebsunkosten verbunden 
wäre; ihre Ertragsfähigkeit würde daher in Frage gestellt sein, zumal auch 
die Güter von Atakpame und dem Hinterlande zur Küste gegenüber dem 
unmittelbaren Wege einen 59 km weiten Umweg machen müßten. Es käme 
ferner noch in Betracht, die neue Bahn von Anecho, dem zweiten Hafen 
des Schutzgebiets, ausgehen zu lassen. Gegen Anecho als Ausgangspunkt 
der Bahn sprechen aber erstens der Umstand, daß dort keine Ladeanlage 
besteht — der Bau einer solchen würde allein einen Kostenaufwand von 
etwa l l / a Millionen Mark verursachen — , und zweitens die ungünstigen 
Gesundheitsverhältnisse. Die Vorlage hat sich deshalb für die direkte 
Trasse von Lome nach Atakpame entschieden. Diese Bahn, die günstige 
Steigungsverhältnisse hat, wird neue fruchtbare Teile des Schutzgebiets er- 
schließen. Sie führt von Lome aus zunächst durch die Landschaft Aguewe, 
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die Kornkammer des Schutzgebiets, aus der im Jahre 1907 allein über 
8 Millionen kg Mais ausgeführt worden sind. Auf die Landschaft Aguewe 
folgen die Landschaften Dawie, Tsewie, Gblawie, Bolu und Gavhe, die zu 
den reichsten ölpalmgebieten des Schutzgebiets gehören. An dem Haupt- 
orte Chetschawi findet jeden fünften Tag ein Markt statt, zu dem jedesmal 
mehrere tausend Menschen zusammenströmen, um ihre Erzeugnisse, Palm- 
kerne, Palmöl, Mais usw. umzusetzen und europäische Waren einzukaufen. 
Weiter nördlich durchläuft die Bahn die Landschaften Game und Nuatjä, 
in denen hauptsächlich Baumwolle gedeiht. Im Orte Nuatjä, der von der 
Bahn berührt wird, befindet sich die Ackerbauschule des kolonialwirtschaft- 
lichen Komitees, in der 90 von der Regierung gestellte eingeborene Schüler 
im Anbau von Baumwolle, Erdnüssen, Mais, Yams und anderen Feld- 
früchten, insbesondere in der Handhabung des Pfluges und in der Anwen- 
dung des Düngens, unterrichtet werden. Es ist mit Sicherheit zu erwarten, 
daß sich die Eingeborenenpflanzungen mit dem Bahnbau weiter entwickeln 
und steigern werden. 

Der Bezirk Atakpame, dessen gleichnamige Hauptstadt vorläufig der 
Endpunkt der neuen Bahn sein soll, ist reich an ölpalmen. Die ölpalm- 
erzeugnisse konnten jedoch bis jetzt noch nicht ausgeführt werden, weil die 
Beförderungskosten zu hoch sind. An Ausfuhrwaren kommen ferner Baum- 
wolle und hauptsächlich Kautschuk in Betracht. Neuerdings ist südlich von 
Atakpame das Vorkommen von Chromeisenstein entdeckt worden; dieses 
Erz wird nach Fertigstellung der Bahn ebenfalls ausgeführt werden können. 

Außer der wirtschaftlichen hat die neue Bahn auch eine nicht gering 
zu veranschlagende militärische Bedeutung. Im südlichen Teile des Schutz- 
gebiets ist zwar ein größerer Aufstand kaum zu befürchten, da die Be- 
völkerung hier politisch sehr zersplittert ist. Es gibt eine große Anzahl 
kleiner Landschaften, deren jede unter einem besonderen Häuptling steht, 
die voneinander unabhängig sind. Dagegen kommen im Norden des Schutz- 
gebiets größere politische Verbände vor. 

Wenn die Beziehungen zu den Eingeborenen Nordtogos bisher auch 
stets befriedigend gewesen sind, so ist mit einem Aufstande immerhin zu 
rechnen. In den benachbarten britischen und französischen Kolonien sind 
bereits wiederholt islamitische, gegen die europäische Herrschaft gerichtete 
Aufstände ausgebrochen, und auch im Hinterlande des Schutzgebiets haben 
sich wiederholt muhamedanische Wanderprediger gezeigt, die in einigen 
Fällen versuchten, religiösen Fanatismus anzufachen. Das Vorhandensein 
der neuen Bahn würde etwaige Aufstandsgelüste zurückdrängen, im Falle 
des Ausbruchs eines Aufstandes aber würde die Bahn den Nachschub von 
Truppen und Kriegsbedarf außerordentlich erleichtern und die Hilfeleistung 
von der Küste beschleunigen. 

Die Baukosten sind auf 10,5 Millionen Mark (rund 58500 Mark für 
1 km), die Bauzeit ist auf drei Jahre veranschlagt. Der Weiterbau der 
Bahn nach Banjeli, der mit Rücksicht auf den Viehreichtum des Nordens 
und vor allen Dingen wegen der reichen Eisenerzlager bei Banjeli eine 
wirtschaftliche Notwendigkeit ist, soll erst dann erfolgen, wenn sich mit 
Sicherheit übersehen läßt, daß die Tilgung und Verzinsung des zu fordernden 
Baukapitals aus den eigenen Einkünften des Schutzgebiets gedeckt werden 
kann. Daß dies für das Baukapital für die Strecke Lome- Atakpame der 
Fall sein wird, dafür wird in der Denkschrift ein zahlenmäßiger Nachweis 
geführt. 

Der Betrieb der Bahnen Lome-Anecho und Lome-Palime ist unter 
ähnlichen Bedingungen wie der der Usambarabahn in Deutsch -Ostafrika 
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an die Deutsche Kolonial-Eisenbahn-Bau- und Betriebsgesellschaft verpachtet; 
der Betrieb der Bahn Lome-Atakpame soll seinerzeit ebenfalls an die ge- 
nannte Gesellschaft verpachtet werden. Die jährliche Mindestpachtsumme, 
die zur Zeit 306500 Mark beträgt, soll alsdann auf insgesamt 523000 Mark 
festgesetzt werden. 

Für Deutsch -Südwestafrika wird eine 183 km lange Linie von 
Seeheim nach Kalkfontein (Süd) gefordert. Die Baukosten sind auf 
16 Millionen Mark oder auf 87400 Mark für das Kilometer, die Bauzeit 
ist auf etwa ein Jahr veranschlagt. Die Linie zweigt von der Bahn 
Lüderitzbucht-Keetmanshoop auf der Station Seeheim, auf dem linken Ufer 
des Fischflusses, nach Süden ab, in der Richtung auf die Südwestausläufer 
der kleinen Karasberge, die in der Luftlinie von Seeheim nach Kalkfontein 
liegen und umgangen werden müssen. Uber den Zweck und die Not- 
wendigkeit des geforderten Bahnbaues führt die Denkschrift folgendes aus. 

»Die Eisenbahn von Seeheim nach Kalkfontein bezweckt die militärische 
Sicherung des Südens des Schutzgebiets und soll ihn politisch und wirt- 
schaftlich unabhängig vom Auslande machen Der Schauplatz des 

schwierigsten und langwierigsten Kleinkriegs im letzten südwestafrikanischen 
Aufstande war der äußerste Süden der Kolonie. Hier brachen Ende 1903 
die ersten Unruhen aus, hier mußte die Schutztruppe in den folgenden 
Jahren die schwersten Opfer bringen, hier hielt der Gegner Ende 1906 bis 
zuletzt aus. Daß dieser Wetterwinkel des Landes, die Heimat und noch 
heute der Sitz des unruhigen Stammes der Bondelszwarts, künftig fest in 
der deutschen Hand liegt, ist eine politische Notwendigkeit ersten Ranges. 
Trotz der überaus milden Friedensbedingungen und der sehr guten und 
vorsichtigen Behandlung haben neuerdings eine Anzahl Bondelszwarts den 
Vertrag gebrochen, indem sie sich Gewehre beschafften, das Reservat ver- 
ließen, eine Station überfielen, ausplünderten und das Vieh abtrieben. Es 
ist noch nicht gelungen, ihrer habhaft zu werden. 

Das erstrebte Ziel läßt sich vorläufig nur mit einem starken Truppen- 
aufgebot erreichen; auf die Dauer aber ist eine in den Südbezirk vorge- 
triebene Zweiglinie der Eisenbahn Lüderitzbucht-Keetmanshoop das billigere 
und wegen seiner Nebenwirkungen auch erwünschtere Mittel. Die große 
strategische Basis des Südens, die Bahn Lüderitzbucht-Keetmanshoop, wird 
noch im Laufe dieses Jahres in voller Länge benutzbar werden. Im un- 
mittelbaren Anschluß an diesen Bahnbau soll die Abzweigung nach Süden, 
in den Warmbaddistrikt, in Angriff genommen werden. Da der Zweck der 
Linie darin besteht, zur Verminderung des Truppenbedarfs die Verbindung 
zwischen dem militärischen Hauptorte Keetmanshoop und den Ansiedlungen 
der Bondelszwarts bei Warmbad, Gabis, Draaihuk und Wortel zu verbessern, 
so ergaben sich ihre Hauptrichtpunkte von selbst. Es ist nicht unbedingt 
nötig, die letzten Orte sämtlich mit der Bahn unmittelbar zu erreichen ; nötig 
ist aber jedenfalls, daß sie in den nächsten Wirkungsbereich der Bahn fallen. 

Als unmittelbare Wirkung der Bahn ergibt sich ferner die Möglichkeit 
schnellerer Truppenverschiebungen zwischen der Mitte und dem Süden des 
Namalandes. Die Truppe wird dadurch beweglicher und die einzelnen Ab- 
teilungen können sich gegenseitig leichter unterstützen. Dies wieder ermög- 
licht eine Herabsetzung der Kopfstärke der einzelnen Abteilungen. Des 
weiteren wird, wie es immer der Fall ist, der Ansiedler der Eisenbahn auf 
dem Fuße folgen. Wie bekannt, eignet sich jener Landesteil besonders für 
Wollschaf-, Angoraziegen- und Pferdezucht. 

Da der Deutsche sehr viel mehr als der Engländer und vor allem der 
Bur von einer Bahnverbindung abhängig ist, so wird die Folge des Bahn- 
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baues ferner eine erfreuliche Stärkung des Deutschtums in dieser Grenzmark 
sein, in der vor dem Aufstande das fremdländische Element ein erdrückendes 
Ubergewicht hatte. Hierdurch wird die Wehrfähigkeit gleichfalls nicht un- 
erheblich gestärkt werden. Es darf hiernach damit gerechnet werden, daß 
im Süden drei Kompagnien Schutztruppc in Stärke von etwa 360 Mann 
und 570 Tieren weniger nötig sein werden, was einer jährlichen Kosten- 
ersparnis von 2 Millionen Mark gleichkommt. Diese Ersparnis genügt, um 
die gesamte Bahn in zehn Jahren vollständig abzuschreiben.« 

Nachdem im folgenden noch der zahlenmäßige Nachweis dafür geführt 
worden ist, daß nach Inbetriebnahme der Bahn die Frachtersparnisse, die 
allein an den für das Militär erforderlichen Gütern gegenüber der heutigen 
Beförderung auf Ochsenwagen erzielt werden können, größer sein werden 
als die Betriebskosten der Bahn, schließt die Denkschrift mit folgenden 
Worten : 

»Soweit die ziffernmäßige Berechnung. Sie genügt zur Rechtfertigung 
des Bahnbaues, ohne jedoch seine Bedeutung auch nur annähernd zu er- 
schöpfen. Diese liegt, abgesehen davon, daß außer der Militärverwaltung 
auch die Zivilverwaltung verbilligt wird, unter anderem darin, daß die Bahn 
dem Distrikt ermöglicht, sich im Kriege und im Frieden vom benachbarten 
Ausland unabhängig zu machen. Die Zufuhr über die Binnengrenzen mit 
ihren zum Teil unerfreulichen Begleiterscheinungen, die sich während des 
letzten Feldzugs auf das empfindlichste fühlbar gemacht haben*), wird ent- 
behrlich; alles Land bis an den Oranje wird durch den Bahnbau in den 
Ein- und Ausfuhrbereich der deutschen Bahn gerückt. Die angestellten 
Berechnungen haben einwandfrei ergeben, daß mit Fertigstellung derselben 
der Bezug von Gütern über die Kapkolonie als teurer aufhören würde.« 

Die Budgetkommission des Reichstags hat die für die Bahnbauten ge- 
forderten Mittel unverkürzt bewilligt, der zum Ankaufe der Anteile der 
Ostafrikanischen Eisenbahngesellschaft eingestellte Betrag von 15 Millionen 
Mark ist von ihr sogar um 5 Millionen Mark erhöht worden, damit mög- 
lichst alle Anteile der Gesellschaft aufgekauft werden können. Den Be- 
schlüssen der Budgetkommission entsprechend hat der Reichstag die Vorlage 
ohne Debatte angenommen. 

Staatssekretär Dernburg ist aus Anlaß der Annahme der Vorlage von 
Seiner Majestät dem Kaiser durch ein huldvolles Telegramm und die Ver- 
leihung des Kronenordens erster Klasse ausgezeichnet worden. 



Stiftung „Töchterhort" für verwaiste Töchter 
von Reichs -Post- und Telegraphenbeamten. 

Die unter dem Protektorat Ihrer Majestät der Kaiserin und Königin 
stehende Stiftung »Töchterhort« für verwaiste Töchter von Reichs -Post- 
und Telegraphenbeamten hat ihren Verwaltungsbericht für 1907 veröffent- 
licht. Danach war das treue Zusammenwirken der Beamten und Unter- 



*) Während des Hottentottenaufstandes mußten allein über Ramansdrift etwa 
4000 t MilitärgQter in das Schutzgebiet eingeführt werden, die annähernd i Million Mark 
Frachtkosten auf kapländischem Gebiete verursacht haben. 
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beamten auch im Jahre 1907 von erfreulichem Erfolge. Uber 256 000 Mark 
betrugen die Gesamteinnahmen, davon waren mehr als 191 000 Mark fort- 
laufende Beiträge und 49000 Mark Zinsen; das Kapitalvermögen hat sich um 
96000 Mark vermehrt, nämlich auf 1 277 435 Mark mit 397 533 Mark Unter- 
beamtenanteil. An Unterstützungen wurden im Berichtsjahre 157 254 Mark 
gezahlt. Der Gesamtbetrag der seit Beginn der Unterstützungstätigkeit 
(März 189 1) bis Ende 1907 aus Töchterhortmitteln erfolgten Bewilligungen 
hat damit die Höhe von 1380642 Mark erreicht; an Beamtenwaisen sind 
0 95 977 Mark gelangt, an Unterbeamtenwaisen 693 665 Mark. 

Mehr als 2,7 Millionen Mark der bisherigen Gesamt - Bruttoeinnahme 
(bis Ende 1907: 2764302 Mark) haben die Angehörigen der Reichs-Post- 
und Telegraphenverwaltung selbst aufgebracht; etwa 60 000 Mark verdankt 
der Töchterhort im Verlaufe von 1 7 '/ 2 Jahren Gönnern und Freunden außer- 
halb der Verwaltung, die damit ihrer Anteilnahme an den gemeinnützigen 
Bestrebungen Ausdruck gegeben haben. 

Hervorzuheben ist die bedeutende Zunahme der fortlaufenden Bei- 
träge um 8925 Mark und der Spender um 8155 Personen. Gezahlt sind 
von 54202 Beamten 104876 Mark, von 77084 Unterbeamten 86 139 Mark, 
im ganzen also von 131 286 Angehörigen der Verwaltung 191 015 Mark. 
Hält diese Steigerung an, so darf für 1908 mit der Erreichung einer Jahres- 
summe von 200 000 Mark gerechnet werden. Dabei handelt es sich um 
nur geringe Einzelspenden, deren Gesamtdurchschnitt im Jahre 1907 bei 
Beamten monatlich i6'/,2 Pf-, bei Unterbeamten g l / 3 Pf. betragen hat. Die 
Beteiligung in den einzelnen Bezirken erhebt sich bei den Beamten (ohne 
Hilfstelleninhaber) bis zu 87,3 v. H., bei den Unterbeamten bis zu 95,5 v. H.; 
der Durchschnitt für das Reichs -Postgebiet beträgt bei den Beamten (ohne 
Hilfstelleninhaber) 60,2 v. H., bei den Unterbeamten 65,6 v. H. Von der 
Gesamtzahl der Reichs-Post-, Telegraphen- und Fernsprechanstalten (ohne 
Hilfstellen) waren im Jahre 1907 mit fortlaufenden Beiträgen beteiligt 
85,0 v. H. gegen 83,0 v. H. im Vorjahre. In drei Bezirken sind fortlaufende 
Beiträge von allen Ämtern und Agenturen eingegangen. 

Bei den einmaligen Spenden zeigt sich gegen das Vorjahr ein Rück- 
gang um 1543 Mark (von 14 612 Mark im Jahre 1906 auf 13069 Mark 
im Jahre 1907). Erfahrungsmäßig bilden aber einmalige Gaben nicht selten 
den Ubergang zu fortdauernden Beiträgen, nachdem der anfänglich noch 
Zögernde sich von der Nützlichkeit des gemeinsamen Werkes überzeugt 
hat. Möglicherweise ist auch der Antrieb zu außergewöhnlichen Gaben 
durch die ungünstige wirtschaftliche Gesamtlage vermindert worden. Dem- 
gegenüber dürften die für 1908 erhofften Besoldungserhöhungen auch für 
die Schutzbefohlenen des Töchterhorts nicht spurlos vorübergehen, sondern 
— gleich früheren allgemeinen Aufbesserungen — wieder fröhliche Geber 
in Menge schaffen. 

Die stets freudig begrüßten »besonderen Zuwendungen« sind 1907 
auch spärlicher erfolgt (2894 Mark gegen 6789 Mark im Jahre 1906). 
Hier mag der Zufall mitgewirkt haben, der nicht in jedem Jahre die Auf- 
merksamkeit begüterter Gönner bei geeigneten Anlässen auf den Töchter- 
hort hinlenkt oder opferwillige Amtsgenossen zu besonderen Veranstaltungen 
zusammenführt. Gerade solche Veranstaltungen sind aber geeignet, die 
Kenntnis vom Bestehen der Stiftung in weitere Kreise zu tragen und so 
manchem Menschenfreunde, der für andere Zwecke mit vollen Händen gibt, 
auch den Weg zu den Kassen des Töchterhorts zu zeigen. 
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Die bisherige Gesamteinnahme an Beiträgen usw. ergibt sich aus 
nachstehender Ubersicht. 



Bis Ende 1891, ein- 
schließlich des Kapital- 
Grundstocks 

Kalenderjahr 1892 

1893 .... 

1894 

189^ 



1899 

1900 

1901 

1902 

'903 

•904 

•905 

IQOO 

In 17V» Jahren: 



Fortlaufende 
Beiträge 

Malt 

45812 

74*54 

85 455 
87919 

92 307 

96 428 

99 180 
101 710 
106 281 
1 1 3 277 
1 23 420 

■35874 
140628 

"55 7«H 
167 560 
182 089 
191 015 



Einmalige 
Beitrage 



Pf. 


Mark 


Pf. 


98 


12479O 


77 


40 


13 '37 


3 2 


I 


4130 


35 


53 


5466 


— 


5 2 


4268 


92 


3<i 


4 975 


?, 3_ 


64 


6 336 


60 


1 


5.33« 


64 


66 


6731 


49 


5 9«7 


1 1 


54 


6993 


53 


3' 


6940 


29 


42 


7 9^' 


45 


«7 


63U 


r 7 


23 


8072 


64 


82 


14 612 


42 


79 


13 06S 


89 



Besondere 

Zu- 
wendungen 
Mark Pf. 



5836 
7107 

3923 
7664 
3638 

4 «3° 
3319 

4987 

98*38 
4746 
11 787 



894 



27 

s l 

28 

94 
20 
2 

4« 

81 

83 

5 

»5 
44 
7 1 



Zusammen 



Mark 

170603 

87 39 1 
95 421 
100493 
100499 
109068 
109 156 
in 178 
1 16 332 
124 252 
136 728 
152653 
159 306 

185 568 
203 491 
200 979 



Pf. 

75 
72 

6 l 

52 
27 

24 
22 
40 
18 
88 

43 
22 

89 
12 
68 
39 



2004921 65 247149 98 92919 97 3344991 60. 



340 069 95 Pf. 



Von diesen 2344991 Mark 60 Pf. sind von Unterbeamten oder für Unter- 
beamte 897 184 Mark 57 Pf. gespendet, d. s. 38,36 v. H. 

Zinsen sind 1907 in Höhe von 49069 Mark aufgekommen, nämlich 
47 245 Mark aus dem beim Hauptausschusse verwalteten Kapitalvermögen usw. 
und 1824 Mark bei den Bezirksausschüssen, seit Juli 1890 bis Ende 1907 
im ganzen 411 062 Mark. Die Gestaltung der Zinseinnahmen des Haupt- 
ausschusses ist besonders wichtig, weil sie den Maßstab abgibt, wie weit 
mit der Neugewährung fortlaufender Unterstützungen gegangen werden 
kann. Jede Zunahme der Zinsen um 350 Mark, also von rund 10000 Mark 
Kapital, ermöglicht es, durchschnittlich einer Beamten- und einer Unter- 
beamtenwaise mehr die von Kranken und Erwerbsunfähigen vor allem er- 
sehnte dauernde Hilfe zu bringen. 

An Unterstützungen sind im Berichtsjahr in 2978 Fällen 157254 Mark 
gewährt worden, 10 187 Mark mehr als im Vorjahre. Es entfielen 

auf Beamten- auf Unterbeamten- 
waisen waisen 

Mark Pf. Mark Pf. 

von den 2710 einmaligen Unterstützungen 955 mit 47573 — 1755 mit 66232 70 

268 fortlaufenden - 159 - 29064 17 109 - 14385 a 

von zus. 2978 Unterstützungen 1 114 mit 76637 17 1864 mit 80617 72. 

Das im § 5 der Satzungen für Unterbeamtentöchter Gewährleistete hätte 
nur 71 882 Mark ausgemacht; es ist mithin im Jahre 1907 aus den für 
Unterbeamtenwaisen nicht vorbehaltenen Mitteln wiederum ein bedeutender 
Betrag (8 735 Mark) zugeschossen worden. Und dabei äußert sich in der 
Vorschrift der Satzungen (Zulassung von Bewilligungen aus Beamten- 
beiträgen an Unterbcamtcnwaisen. nicht aber umgekehrt) an sich schon eine 
bemerkenswerte Fürsorge zum Wohle der Unterbeamtenwaisen. 
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Die einmaligen Unterstützungen verteilen sich auf Töchter über 
18 Jahren mit 91 988 Mark in 2184 Fällen, auf Töchter unter 18 Jahren 
mit 21 817 Mark in 526 Fallen. Von den 2184 Bewilligungen sind 2108 
mit im ganzen 85 620 Mark durch die Bezirksausschüsse selbständig erfolgt, 
784 an Beamtentöchter mit 37 127 Mark und 1324 an Unterbeamtentöchter 
mit 48493 Mark. Auf Grund des § 13 der Satzungen ist den Bezirks- 
ausschüssen bezüglich der Einzelgewährungen innerhalb der verfügbaren Mittel 
völlig freie Hand gelassen. Aus der Hauptkasse sind im Berichtsjahre 
602 einmalige Unterstützungen mit zusammen 28 185 Mark gezahlt worden, 
nämlich 171 mit 10446 Mark an Beamtenwaisen und 431 mit 17739 Mark 
an Unterbeamtenwaisen. Von der Gesamtzahl sind 76 Unterstützungen mit 
6368 Mark an Töchter gelangt, die das 18. Lebensjahr bereits vollendet 
hatten, und 526 Unterstützungen mit 21 817 Mark an Töchter unter 
18 Jahren. Die einmaligen Unterstützungen des Hauptausschusses sind 
erfolgt 

wegen Krankheit der Waisen in 175 Fällen mit 8043 Mark, 

zur Ausbildung - 72 - - 5 160 - 

zur Beschaffung von Kleidung usw.. - 126 - - 4 335 
als Beihilfen zur Einsegnung usw. 57 - - 2 290 

für Sommerpflege - 172 - - 8357 - . 

Für den letztgenannten Betrag haben 156 kränkliche Kinder (25 Beamten- 
waisen und 131 Unterbcamtenwaisen) in Ferienkolonien usw. entsandt 
werden können, und außerdem erhielten noch 2 Beamten- und 14 Unter- 
beamtentöchter, die nicht vom Töchterhorte, sondern auf Kosten der Post- 
verwaltung oder anderer Wohltäter in Sommerpflege gegeben wurden, den 
üblichen Ausrüstungszuschuß von je 10 Mark. Es ist also möglich ge- 
wesen, im Berichtsjahre mit geringeren Mitteln mehr kränkliche Waisen zu 
berücksichtigen als im Jahre 1906, wo für 150 Ferienkolonisten usw. 
8503 Mark aufgewendet werden mußten. Wohlwollen für die Schutz- 
befohlenen des Töchterhorts auf diesem und anderen Gebieten wachzurufen, 
legt der Hauptausschuß nicht allein den Amtsgenossen ans Herz, sondern 
namentlich auch ihren Frauen und Töchtern, die oft in der Lage sind, 
durch Rat oder Fürsprache zu helfen. So ist die Zahl derer nicht klein, 
die zur Förderung des Töchterhorts noch beizutragen vermöchten, geschähe 
es durch Vermehrung der Stiftungseinkünfte oder durch Verminderung der 
aus vorhandenen Mitteln zu deckenden Ausgaben. 

Die Begründung von Freistellen, Errichtung eigener Pflegeanstalten 
u. dgl. wird von der Stiftungs Verwaltung vorläufig nicht beabsichtigt. In 
dem Verwaltungsberichte für 1903 ist des näheren ausgeführt, daß und aus 
welchen Gründen an der bisherigen Art der Unterstützungstätigkeit , den 
unmittelbaren Gewährungen an die Bedürftigen (abgesehen von Zahlungen 
an Vereine für Ferienkolonien, an Kinderheilstätten usw.), festgehalten wird. 
Bei neueren Erörterungen im Hauptausschusse wurde die Ubereinstimmung 
mit der früheren Auffassung festgestellt. 

Die Zahl der Empfängerinnen fortlaufender Unterstützungen 
hatte Ende 1906 im ganzen 247 betragen; neu bedacht werden konnten 
nach dem Stande der Zinseinnahmen 21, nämlich 14 Beamtentöchter und 
7 Unterbeamtentöchter, so daß sich nach Abzug von 9 Heim fällen Ende 1907 
ein Bestand von 259 ergab. Inzwischen (1908) sind weitere 19 fortlaufende 
Unterstützungen bewilligt worden, an 10 Beamtentöchter und 9 Unter- 
beamtentöchter im Alter von 25 bis 76 Jahren. Zu Bewilligungen vor- 
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gemerkt sind außerdem 6 bedürftige Waisen von Unterbeamten. Ihre Be- 
rücksichtigung wird erfolgen, sobald die erforderlichen Mehrmittel (Zinsen) 
zur Verfügung stehen; inzwischen erhalten die Vorgemerkten aus der Haupt- 
kasse halbjährlich einmalige Zuwendungen bis zu 70 Mark. 

Durch die im Jahre 1907 gezahlten fortlaufenden Unterstützungen mit 
43 449 Mark und die 113 805 Mark an einmaligen Unterstützungen, im 
ganzen 157 254 Mark, haben die bis Ende 1907 aus Töchterhortmitteln 
insgesamt gewährten Unterstützungsbeträge die Höhe von 1 389 642 Mark 
erreicht. 



In den einzelnen Jahren sind gezahlt, und zwar 



Mark 

1 891 (vorbereit. Ausschuß). 3302 

1892 ( - bis2./n.). 3928 

3./11. bis 31./12 999 

«893 4653 

»894 4 433 

1895 6450 

«896 8905 

«897 8375 

1898 10960 

«899 «4874 

»900 »5 »54 

1901 15826 

1902 16527 

'9<>3 «8907 

1904 21 405 

i9°5 2 3 5'3 

1906 25088 

1907 28185 

Im ganzen 232 550 



auf Anweisung 
des Hauptausschusses 

einmalige fortlaufende 

Unterstützungen 



Pf. 
40 

75 
50 



60 

£ 

60 

£ 

35 
20 

70 
35 



Mark Pf. 



6025 
9080 
10 145 
1453O 

18 170 

19 920 

20 259 
22 824 
2S 980 
28 585 

3« 799 
38 824 



4.685 
43 449 



V 
83 

84 

«7 
20 

85 

i 

16 

% 

'9 



von 
den Bezirks- 
ausschüssen 

(einmalig) 
Mark Pf. 



zusammen 



15 521 
28 971 

34 738 
3b 71 1 

38 
40: 

42 212 
42 761 

45 978 
48 226 

ob 1&0 
62 662 

72861 

79 39* 
85 620 



79 
75 

\ 

50 
5° 
57 

% 

35 



Mark 

3 302 
3928 
16 520 
3Q 650 
48251 

53 300 
62418 

67 354 
73°94 
77 894 
84057 
00024 

110888 

««945* 

«35 «99 
147 007 
'57 254 



Pf. 
40 

75 

!? 

75 
27 

33 
»4 

47 
90 

U 

8 
8 



50 366605 34 790486 81 138964a 65. 



Vom Gesamtbetrage haben empfangen die Beamtentöchter 695 977 Mark, 
d. s. 50,08 v. H. (darunter Töchter vom Ober-Postpraktikanten, Inspektor usw. 
aufwärts 1 13 160 Mark oder 8,u v. H.), die Unterbeamtentöchter 693665 Mark, 
d. s. 49,92 v. H. Dagegen rühren vom Gesamtbetrage der Spenden bis 
Ende 1907 (2344991 Mark) von Unterbeamten her oder sind für diese 
geleistet 897 184 Mark, d. s. 38,36 v. H. 

Der Hinweis auf die Verhältniszahlen — 49,9a v. H. der Unterstützungs- 
summe, 38,26 v. H. der Spenden — genügt, um die fortgesetzte außer- 
gewöhnliche Berücksichtigung der Unterbeamtentöchter zu beweisen. Tat- 
sächlich sind aus den für Unterbeamtentöchter nicht vorbehaltenen Mitteln 
bis Ende 1907 insgesamt schon mehr als 85 000 Mark zugeschossen worden. 
Die Würdigung dieser Fürsorge ist aus der stetig wachsenden Beteiligung 
der Unterbeamten am Töchterhortwerke erkennbar. 

Die Verwaltungskosten der Stiftung haben im Berichtsjahre 3539 Mark 
betragen, davon kommen auf den Hauptausschuß 2063 Mark, auf die Be- 
zirksausschüsse 1445 Mark und auf die Vertrauensmänner 31 Mark. An 
persönlichen Kosten waren wieder nur 402 Mark aufzuwenden, für Hilfs- 
leistungen und Botendienste, da alle Mitglieder des Hauptausschusses und 
der Bezirksausschüsse sowie die Vertrauensmänner die Geschäfte unentgelt- 
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lieh versehen. Die Kostenersparnis bei den Vertrauensmännern beruht 
hauptsächlich auf den zur Abführung der Spenden gewährten Erleichte- 
rungen. 

Das Anwachsen des Kapitalvermögens ergibt sich aus nachstehenden 
Zahlen. 



Kapitalgrundstock (gesammelt bis 20. Oktober 1890). 



bis Ende Mark 

1892 Zugang 117 702 

1893 - 62207 

»894 - 5.9 2 <>9 

1895 - 64065 

1896 - 59806 

«897 - 55389 

'898 - 53 '57 



1899. 
1900. 
1901 . 
1902. 
1903. 
1004. 

If >5_- 
1906. 

1907. 



5.5 446 
62528 
64958 

74 973 
76735 

86 227 

86248 

91 

122 



Pf. 
>7» 

69 

58 
61 

78 
32 

59 
s 

7» 
41 

3' 
73 



mithin Kapital Ende 1892 

- 1893 

- 1894 

- 189 

- 189' 

- i8q8 

- ,899 
1900 
1901 

- 1902 

- 1903 

- 1904 

- «905 

- 1906 

- 1907 



Mark 
IO9089 

226881 
28QI. 
34841 
412484 
472 380 
527 770 
580 927 
636 374 
698 902 
763861 
838 834 
915 570 
I OOl 798 
I 088 046 
I 181 312 
1 »77 435 



Pf. 
28 



Das Kapital bringt 3,94 v. H. Zinsen. In Hypotheken sind von dem beim 
Hauptausschusse verwalteten Vermögen angelegt 978 000 Mark. 

Unter den für die Amtsdauer des Hauptausschusses bis 191 1 einstimmig 
Wiedergewählten befand sich der Erste Vorsitzende, damalige Direktor im 
Reichs-Postamt Franck. Infolge seiner Berufung zum Unterstaatssekretär 
hat er das Amt des Ersten Vorsitzenden niedergelegt. 

Die Geschäfte des Ersten Vorsitzenden hat, nach erfolgter Wahl auf 
Grund des § 16 der Satzungen, der Direktor im Reichs-Postamt Granzow 
am 8. Mai 1908 übernommen. 

Der Verwaltungsbericht schließt unter Hinweis auf die Kraft einmütigen 
Zusammenwirkens von Beamten und Unterbeamten mit der Fürbitte: 



»Gott walte weiter über unserm Töchterhort!« 



Auf obigen Bericht ist nachstehendes Schreiben eingegangen. 

Schatullenverwaltung Seiner Majestät , . 

„ . , . Berlin, den 22. Juni 1908. 

des Kaisers und Königs. 

Dem Hauptausschuß sage ich für die freundliche Mitteilung 
des Verwaltungsberichts der Stiftung Töchterhort für das Jahr 
1907 meinen verbindlichsten Dank. Ich habe Veranlassung ge- 
nommen, Seiner Majestät dem Kaiser und König über den 
Inhalt des Berichtes Vortrag zu halten. Allerhöchstdieselben 
haben von der fortdauernden Entwicklung der Stiftung 
und ihrer gesegneten Tätigkeit mit Interesse Kenntnis 
genommen und begrüßen es mit besonderer Freude, daß 
ein solches Wohlfahrtswerk, welches wie ein festes 
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einigendes Band alle der Verwaltung angehörigen Be- 
amten umfaßt, nach dem Muster des Töchterhorts auch 
bei anderen Behörden Eingang findet. Seine Majestät 
wünschen der Stiftung zum Besten der großen Zahl 
der Post- und Telegraphenbeamten auch fernerhin 
einen recht günstigen Erfolg. 

gez. Mießner. 

An 

den Hauptausschuß der Stiftung • Töchterhort« 

hier. 



Die Aushändigung von Postsendungen und der Einfluß 
mangelnder oder beschränkter Geschäftsfähigkeit des 

Empfängers. 

(Aufsatz von Amtsrichter Dr. Franz Scholz, 
veröffentlicht im Archiv für bürgerliches Recht, Bd. 31, S. 84 bis 112.) 

Nach § 39 P. O. sind Postsendungen an den Empfänger (Adressaten) 
oder an dessen Bevollmächtigten zu bestellen (Ziff. I). In bestimmten 
Fällen können die Postsendungen auch an eine andere Person, insbesondere 
an ein erwachsenes Familienmitglied, einen sonstigen Angehörigen, einen 
Dienstboten oder an den Hauswirt des Empfängers oder seines Bevoll- 
mächtigten (Ersatzempfänger) bestellt werden (V, VII). Auch ist es ge- 
stattet, gewöhnliche frankierte Briefsendungen in die Hausbriefkasten zu legen. 

Der Verfasser erörtert in seinem oben bezeichneten Aufsatze zunächst 
folgende für die Praxis überaus wichtige Frage. Sind die genannten Be- 
stimmungen der P. O. ohne weiteres auch dann anwendbar, wenn der 
Empfänger oder Ersatzempfänger geschäftsunfähig (§ 104 B. G. B.) oder in 
der Geschäftsfähigkeit beschränkt (§§ 106, 114 B. G. B.) ist? Der Verfasser 
bejaht die Frage. Er führt dem Sinne nach etwa folgendes aus. Die 
mangelnde volle Geschäftsfähigkeit auf Seiten des Empfängers könne aller- 
dings im Verhältnis des Absenders zum Em p f änger von erheblicher 
Bedeutung sein, wenn es sich z. B. bei der Sendung um die Vornahme 
eines Rechtsgeschäfts zwischen dem Absender und dem Empfänger (Ver- 
tragsangebot, Eigentumsübertragung usw.) handele. In diesen Fällen führe 
die Aushändigung der Sendung an den Empfänger den mit ihr beabsich- 
tigten Erfolg entweder überhaupt nicht oder nur unter bestimmten Voraus- 
setzungen (§§ 107 ff. B.G.B.) herbei. Dagegen werde in zahlreichen Fällen 
der mit der Sendung beabsichtigte Erfolg ganz ohne Rücksicht darauf 
herbeigeführt, ob der Empfänger geschäftsfähig, in der Geschäftsfähigkeit 
beschränkt oder geschäftsunfähig sei, z. B. wenn die Sendung rechtlich 
unbeachtliche Mitteilungen oder Lebensmittel für den entmündigten Ver- 
wandten des Absenders enthalte oder der gesetzliche Vertreter eingewilligt 
habe usw. Hier könne es dem Willen des Absenders geradezu wider- 
sprechen . wenn mit Rücksicht auf die mangelnde Geschäftsfähigkeit des 
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Empfängers die Aushändigung der Postsendung überhaupt nicht oder etwa 
an den gesetzlichen Vertreter erfolge. Die Post könne aber regelmäßig 
der Sendung nicht ansehen und deshalb nicht prüfen, ob die bloße Aus- 
händigung der Sendung genügend sei, um den mit ihr beabsichtigten Erfolg 
herbeizuführen, und ob dem Absender etwa gerade daran gelegen sei, daß 
die Sendung dem Empfänger ohne Rücksicht auf seine Geschäftsfähigkeit 
ausgehändigt werde. Es müsse deshalb angenommen werden, daß im Ver- 
hältnis des Absenders zur Post die Post lediglich die Verpflich- 
tung habe, die Sendung dem Empfänger oder der sonst nach § 39 P. O. 
empfangsberechtigten Person tatsächlich auszuhändigen, daß sie die 
Geschäftsfähigkeit dieser Personen nicht zu prüfen habe, sondern die Sen- 
dungen ohne Rücksicht hierauf selbst dann an die in § 39 P. O. bezeichneten 
Personen auszuhändigen habe, wenn ihr die mangelnde Geschäftsfähigkeit 
dieser Personen bekannt sein sollte. Die Post sei eben nur Bote des Ab- 
senders. Für den Eintritt oder Nichteintritt des mit der Sendung etwa 
beabsichtigten Rechtserfolgs trage der Absender allein die Verantwortung. 
Der Verfasser weist zur Unterstützung seiner Ansicht noch darauf hin, daß 
die P. O. bei gewöhnlichen und bestimmten nachzuweisenden Sendungen 
allgemein die Aushändigung der Sendungen an »erwachsene« und damit 
auch an nicht voll geschäftsfähige Familienglieder zulasse, und daß sie bei 
gewöhnlichen frankierten Sendungen sogar das Einlegen in den Briefkasten 
genügen lasse. Der Ansicht des Verfassers ist durchaus beizustimmen. 
Bedenken gegen diese Ansicht lassen sich aus den Bestimmungen der P. O. 
über die Quittungsleistung bei nachzuweisenden Sendungen nicht herleiten. 
Der Verfasser hebt richtig hervor, daß die postalische Quittung keine 
rechtsgeschäftliche Willenserklärung auf Seiten des Empfängers erfordere. 
Die Quittung sei keine Quittung im Sinne des § 368 B. G. B., denn sie 
werde nicht vom Gläubiger dem Schuldner ausgestellt. Der Empfänger 
sei nicht Gläubiger der Post. Die Quittung solle der Post nur den Beweis 
sichern, daß sie den mit dem Absender geschlossenen Vertrag durch Aus- 
händigung der Sendung an die in § 39 P. O. bezeichneten Personen erfüllt 
habe. Dies alles ist richtig. Die Quittung ist keine rechtsgeschäftliche 
Willenserklärung, sondern eine Wissenserklärung, die auch von 
einer geschäftsunfähigen oder einer in der Geschäftsfähigkeit beschränkten 
Person abgegeben werden kann. Allerdings wird die Quittung in den letzten 
Fällen regelmäßig nicht so beweiskräftig sein, wie eine von einer geschäfts- 
fähigen Person ausgestellte Quittung, aber sie bleibt darum doch ein Be- 
weismittel. Nicht unerhebliche Schwierigkeiten bietet die vom Verfasser 
weiter erörterte Frage, wie die Bestimmung in § 50 VI P. O. (wonach der 
Empfänger im Falle der Annahme der Sendung in gewissem Umfange zur 
Entrichtung des Portos und der Gebühren verpflichtet wird) mit der hier 
vertretenen Ansicht in Einklang zu bringen sei. Die Entscheidung der 
Frage kann an dem gewonnenen Ergebnisse nichts ändern; es soll deshalb 
hierauf nicht weiter eingegangen werden. 

Bei gewöhnlichen, wie bei nachzuweisenden Sendungen hat hiernach die 
Post ohne Rücksicht auf die Geschäftsfähigkeit des Empfängers usw. die 
Sendungen an diejenige Person abzuliefern, die die P. O. als empfangs- 
berechtigt bezeichnet. An andere Personen darf die Post die Sendungen 
nicht abliefern, andernfalls würde sie sich der Verletzung des Briefgeheim- 
nisses schuldig machen (§ 5 P. G.). Zu den Personen, an die hiernach 
Sendungen nicht ausgeliefert werden dürfen, gehört auch der gesetzliche 
Vertreter des Empfängers. Ihm kann nur ausgehändigt werden, wenn er 
zur Empfangnahme der Postsendung als Bevollmächtigter des Empfängers 
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oder als Ersatzempfänger (Vater, Mutter, sonstiger Angehöriger) berechtigt 
ist. Ob man hierbei, wie es der Verfasser tut, so weit gehen und sagen 
darf, daß jeder gesetzliche Vertreter des Empfängers, auch wenn er nicht 
mit ihm verwandt oder verschwägert ist, sofern er nur seinem Haushalt 
angehört, zu den »sonstigen Angehörigen« des Empfängers gezählt werden 
muß, mag dahingestellt bleiben. Darin aber muß dem Verfasser jedenfalls 
zugestimmt werden, daß an den gesetzlichen Vertreter des Empfängers nur 
ausgehändigt werden darf, wenn er der Bevollmächtigte des Empfängers 
oder Ersatzempfänger ist. Der gesetzliche Vertreter kann niemals — das 
ist das für die Praxis wichtigste Ergebnis — auf Grund dieser seiner 
Eigenschaft in Anspruch nehmen, daß Postsendungen, soweit sie an den 
Empfänger auszuliefern wären, ihm an dessen Stelle ausgehändigt werden. 
Einem dahingehenden Verlangen des gesetzlichen Vertreters darf von der 
Post um so weniger stattgegeben werden, als der Empfänger ein Recht auf 
Aushändigung von Postsendungen, in dessen Ausübung ihn etwa der ge- 
setzliche Vertreter vertreten könnte, nicht hat. 

Der Verfasser erörtert sodann , ob der gesetzliche Vertreter berechtigt 
ist, bezüglich der von seinem Mündel abgesandten Sendungen das dem 
Absender zustehende Recht auszuüben, die Sendung von der Post zurück- 
zuziehen oder ihre Adresse zu ändern (§ 33 P. O.). Er hält den gesetzlichen 
Vertreter hierzu für berechtigt mit der Begründung, daß der gesetzliche 
Vertreter hiermit nur das dem Mündel aus dem Postbeförderungsvertrage 
zustehende Recht des Absenders ausübe. Die Frage hat für die Praxis 
nur geringe Bedeutung. Von erheblicher Wichtigkeit ist dagegen die vom 
Verfasser weiter erörterte Frage, ob der gesetzliche Vertreter berechtigt ist, 
für den Empfänger eine Postvollmacht auszustellen. Er verneint diese 
Frage, indem er etwa folgendes ausführt. Der § 39 P. O. sei dahin zu 
verstehen, daß die Bestellung der Postsendungen an den Adressaten selbst 
oder an eine solche Person zu erfolgen habe, die dieser durch eigenes Ver- 
trauen selbst zu seinem Bevollmächtigten bestellt habe, oder die — als An- 
gehöriger oder Dienstbote — in seinem Haushalte walte und daher fingierte 
Vollmacht von ihm habe. Jeder Ersatzempfänger leite die Befugnis zur 
Empfangnahme der Postsendungen vom Individual willen des Empfängers 
her. Ganz im Gegensatz dazu stehe das Recht des gesetzlichen Vertreters. 
In der erdrückenden Mehrheit der praktisch denkbaren Fälle stehe sein 
Recht im Widerstreit mit dem Willen des Adressaten. Ein solches Er- 
gebnis würde eine Umkehrung des im § 39 P. O. enthaltenen Gedankens 
sein. Es müsse daher angenommen werden, daß eine Postvollmacht zwar 
vom Adressaten selbst, niemals aber von dessen gesetzlichem Vertreter 
wider den Willen des Adressaten ausgestellt werden könne. Würde das 
Gegenteil richtig sein, so würde es der gesetzliche Vertreter in der Hand 
haben, die Postvollmacht auf eine Person seines Vertrauens auszustellen 
und so alle Sendungen an den Adressaten in seine Hände zu spielen, ja 
es würde nichts im Wege stehen, daß er die Postvollmacht auf sich selbst 
ausstellte. 

Diese Ausführungen können als schlüssig nicht anerkannt werden. Ihnen 
ist folgendes entgegenzuhalten. Die Postvollmacht ist eine Abart der 
bürgerlich rechtlichen Vollmacht, also eine rechtsgeschäftliche Willens- 
erklärung. Würde es richtig sein, daß der gesetzliche Vertreter Postvoll- 
machten nicht ausstellen darf, so würde für einen geschäftsunfähigen 
Adressaten, z. B. den geisteskranken oder unter sieben Jahre alten Inhaber 
eines Handelsgeschäfts eine Postvollmacht überhaupt nicht ausgestellt werden 
können. Das gleiche würde von in der Geschäftsfähigkeit beschränkten 
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Personen gelten, sofern die Ausstellung der Vollmacht ihnen nicht lediglich 
einen rechtlichen Vorteil bringt. Ein solches Ergebnis kann nicht beab- 
sichtigt sein. Bei dem Mangel entgegenstehender gesetzlicher Vorschriften 
muß deshalb der gesetzliche Vertreter als befugt gelten, für den Adressaten 
eine Postvollmacht auszustellen. Dieses Ergebnis erscheint auch durchaus 
gerechtfertigt. Die Annahme des Verfassers, daß in den meisten Fällen, 
wo der gesetzliche Vertreter Postvollmachten für den Empfänger ausstellt, 
er dies gegen den Willen des Mündels tut, ist willkürlich. In den Fällen, wo 
dies doch geschehen sollte, erscheint es grundsätzlich durchaus richtig, daß 
bei einem Widerstreite des Willens des gesetzlichen Vertreters mit dem 
Willen des Mündels der Wille des ersten entscheidet. Unbedingt wird 
dies in allen Fällen anzuerkennen sein, wo der Empfänger noch minder- 
jährig ist und unter elterlicher Gewalt steht. Personen, die unter Vor- 
mundschaft stehen, insbesondere also allen bevormundeten volljährigen 
Personen, ist die Möglichkeit gegeben, auf Entlassung des Vormundes, der 
sein Recht mißbraucht, anzutragen (§ 1889 B. G. B.). Daß der gesetzliche 
Vertreter ferner berechtigt sein sollte, Postvollmacht auf sich selbst aus- 
zustellen, erscheint mit Rücksicht auf die Bestimmung in § 181 B. G. B. 
unhaltbar. Schwierigkeiten können sich allerdings bei dieser Auffassung 
ergeben, wenn der Empfänger minderjährig, aber vom gesetzlichen Vertreter 
ermächtigt ist, ein Erwerbsgeschäft selbständig zu betreiben oder in Dienst 
oder Arbeit zu treten. Der Minderjährige ist dann für solche Rechts- 
geschäfte unbeschränkt geschäftsfähig, die der Geschäftsbetrieb mit sich 
bringt, und die die Eingehung oder Aufhebung des Dienst- oder Arbeits- 
verhältnisses der gestatteten Art oder die Erfüllung der sich aus einem 
solchen Verhältnis ergebenden Verpflichtungen betreffen (§§ 112, 1 13 B.G. B.). 
Soweit der Minderjährige unbeschränkt geschäftsfähig ist, kann der gesetz- 
liche Vertreter für ihn keine Postvollmacht ausstellen. In solchen Fällen 
wird die Postvollmacht sowohl vom gesetzlichen Vertreter als vom Emp- 
fänger ausgestellt werden müssen. Jedoch ist dies sehr zweifelhaft. Ab- 
gesehen hiervon dürften praktische Gründe gegen die Zulässigkeit der Aus- 
stellung von Postvollmachten durch den gesetzlichen Vertreter nicht sprechen. 
Daß auch die Reichs-Postverwaltung hinsichtlich der Befugnis des gesetz- 
lichen Vertreters auf dem hier vertretenen, vom Verfasser abweichenden 
Standpunkte steht, ergibt sich aus dem Vordruck auf der Rückseite der 
V ollmachtsformulare. 

Die letzte für die Praxis wichtige Frage, die der Verfasser erörtert, ist 
die, ob der gesetzliche Vertreter für seinen Mündel die Erklärung abgeben 
kann, daß er die Annahme bestimmter oder aller Postsendungen, die an 
den Mündel gerichtet sind, verweigere. Bejaht man diese Frage, dann 
kann der gesetzliche Vertreter die Aushändigung von Postsendungen an den 
Mündel überhaupt verbieten, denn das Verbot würde eine Annahme- 
verweigerung seitens des Mündels bedeuten. Eine Annahmeverweigerung 
seitens des Mündels würde dann auch darin gefunden werden können, daß 
der gesetzliche Vertreter die Aushändigung der an den Mündel gerichteten 
Postsendungen an sich verlangt; denn dieses Verlangen wird regelmäßig dahin 
zu deuten sein, daß keine Postsendungen an den Mündel selbst ausgehändigt 
werden sollen. Der Verfasser verneint die hier gestellte Frage mit der 
schon oben vorgetragenen Begründung, daß bei der Aushändigung von 
Postsendungen lediglich der Individualwille des Empfängers ausschlaggebend 
sei. Die Frage wird indes zu bejahen sein. Es kann nicht in Zweifel ge- 
zogen werden, daß der geschäftsfähige Empfänger einer Postsendung im 
voraus eine rechtsgeschäftliche und für die Post verbindliche Willenserklärung 
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dahin abgehen kann, daß er die Annahme von Postsendungen verweigere. 
Ist dem aber so, dann muß auch der gesetzliche Vertreter diese Willens- 
erklärung für den Empfänger abgeben können. 

Das Ergebnis ist hiernach im wesentlichen folgendes. Postsendungen 
— auch nachzuweisende — sind lediglich an diejenige Person auszuhändigen. 
d' e § 39 P- O- als empfangsberechtigt bezeichnet. Es macht hierbei keinen 
Unterschied, ob der Empfänger, der Bevollmächtigte oder Ersatzempfänger 
geschäftsunfähig oder in der Geschäftsfähigkeit beschränkt ist. An den 
gesetzlichen Vertreter des Empfängers als solchen dürfen Postsendungen 
nicht ausgehändigt werden, auch wenn er es verlangt. Es wird jedoch zu 
prüfen sein, ob in einem solchen Verlangen nicht die Erklärung des ge- 
setzlichen Vertreters gefunden werden kann, daß er die Aushändigung be- 
stimmter oder aller Postsendungen an den Empfänger verbietet. Ein solches 
Verbot steht einer Annahmeverweigerung des Empfängers gleich und ist 
wie jede andere vom gesetzlichen Vertreter für den Empfänger ausge- 
sprochene Annahmeverweigerung beachtlich. Zur Ausstellung von Post- 
vollmachten ist der gesetzliche Vertreter — von der sich aus den §§ 112. 
113 B.G.B, ergebenden Ausnahme abgesehen — allein befugt. Dies ist im 
wesentlichen auch der Standpunkt der Reichs-Postverwaltung. 

Es mag noch erwähnt werden, daß der Verfasser seine Ausführungen 
mit einer rechtsvergleichcnden Studie über das ausländische Postrecht , so- 
weit es die hier berührten Fragen betrifft, abschließt. Wenn auch dem 
Verfasser nicht in allen Punkten hat beigestimmt werden können, so ge- 
bührt ihm doch das Verdienst, daß er eine für die Praxis äußerst wichtige 
Frage in einer zusammenfassenden und gründlichen Untersuchung erörtert 
und mit Geschick und erschöpfend die Gesichtspunkte und Gründe zur 
Geltung gebracht hat, die allein zu einer richtigen Lösung der Frage führen 
können. Der Aufsatz wird für alle, die sich mit den erörterten Fragen in 
der Praxis zu beschäftigen haben, von Nutzen und Interesse sein. 



NACHRUF. 

Geheimer Ober -Postrat a.D. Schulze f. 

Am 7. Juli ist der vormalige vortragende Rat im Reichs -Postamt, 
Geheime Ober - Postrat Otto Schulze in Berlin nach Vollendung des 
84. Lebensjahrs gestorben. 

Schulze wurde am 25. Mai 1824 in Angerburg geboren und trat 1842 
in den preußischen Postdienst ein. Von 1874 bis zu -seinem 1887 erfolgten 
Übertritt in den Ruhestand war er zuerst als ständiger Hilfsarbeiter und 
dann als vortragender Rat im Reichs-Postamt tätig. 

Der Heimgegangene war ein Beamter von hervorragender Arbeitskraft, 
geradem Charakter und liebenswürdigem Wesen, der sich durch sein ver- 
dienstvolles Wirken als langjähriges Mitglied des Reichs-Postamts Anspruch 
auf den Dank der Verwaltung erworben hat. 

Ehre seinem Andenken! 
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KLEINE MITTEILUNGEN. 

Der Verkehr im Kaiser-Wilhelm-Kanale während des Rech- 
nungsjahrs 1907. Nach einer im zweiten Hefte des Jahrganges 1908 
der »Vierteljahrshefte zur Statistik des Deutschen Reichs« enthaltenen Ver- 
öffentlichung ist der Kaiser-Wilhelm-Kanal im Rechnungsjahre 1907 im 
ganzen von 34998 abgabepflichtigen Schiffen mit 6423441 R.T. Netto- 
raumgehalt befahren worden. Das bedeutet eine erfreuliche Verkehrs- 
zunahme gegenüber den von uns im vergangenen Jahre mitgeteilten Zahlen 
für das Jahr 1905 (Archiv 1907, S. 530), und zwar beläuft sich die Steige- 
rung bei der Zahl der Schiffe auf 5,5 v. H., bei ihrem Raumgehalte dagegen 
fast auf das Doppelte, nämlich auf 10,8 v. H. Von den 34998 Schiffen 
des Rechnungsjahrs 1907 waren 23682 mit 5275468 R.T. Raumgehalt 
beladen. Auf den Verkehr in der Richtung von der Nordsee zur Ostsee 
entfielen 16856 Fahrzeuge mit 2 832 937 R.T. und auf den Verkehr in 
der umgekehrten Richtung 18 142 Fahrzeuge mit 3 590 504 R.T. Netto- 
raumgehalt. 

15 941 Schiffe, mithin nicht ganz die Hälfte aller Fahrzeuge, waren 
Dampfer; der Raumgehalt dieser Dampfer aber betrug 5061340R.T.. 
d. h. nahezu fünf Sechstel des Gesamtraumgehalts aller durch den Kanal 
gelaufenen Fahrzeuge. Einen Ncttoraumgehalt von mehr als 1500 R.T. 
hatten 280 Dampfschiffe, einen solchen von mehr als 1000 bis 1500 R.T. 
457 und von mehr als 600 bis 1000 R.T. 2042. Regelmäßigen Linien 
gehörten 7098 Dampfer mit 2 289 502 R.T. Raumgehalt an. Von den Segel- 
schi ffen hatten nur 23 einen Raumgehalt von mehr als 400 R.T. und 
nur 498 einen solchen von mehr als 100 bis 400 R.T. aufzuweisen, während 
unter den Schleppschiffen (Leichtern und Schuten) 566 über 400 und 
weitere 1356 noch über 100 R.T. Raumgehalt hatten. 

Was die Nationalität der Schiffe, die ihren Weg durch den Kaiser- 
Wilhelm-Kanal nahmen, betrifft, so führten 

28 405 Schiffe die deutsche Flagge, 



1 842 - - dänische Flagge, 

1 772 - - schwedische Flagge, 

1 370 - - niederländische Flagge, 

587 - - norwegische Flagge, 

464 - - russsische Flagge, 

444 - - britische Flagge, 

39 - - französische Flagge, 

33 - - belgische Flagge und 

42 - eine der sonstigen fremden Flaggen. 



Von den Schiffen, die den Kanal in der Richtung Brunsbüttel- 
Holtenau, also in der Richtung von der Nordsee zur Ostsee, befuhren, 
kamen 10077 aus Elbhäfen, 1757 aus anderen deutschen Nordseehäfen, 
927 aus niederländischen, belgischen und Rheinhäfen, 805 aus britischen, 
58 aus französischen, 177 aus anderen westlichen und südlichen Häfen, 
2999 aus Häfen des Kanals und der Obereider und 56 aus Häfen der 
Untereider. Von ihnen gingen 7706 nach deutschen Ostseehäfen, 11 15 nach 
russischen und finnischen, 1075 nach schwedischen. 23 nach norwegischen 
und 3186 nach dänischen Häfen, während für 3631 Schiffe Häfen des 
Kanals selbst oder der Obereider und für 120 Schiffe Häfen der Untereider 
das Ziel waren. Von den in der umgekehrten Richtung Holtenau-Bruns- 
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b üttel verkehrenden Schiffen kamen 7826 aus deutschen Ostseehäfen, 1777 
aus russischen oder finnischen, 1899 aus schwedischen, 60 aus norwegischen 
und 2376 aus dänischen Häfen, ferner 4157 aus Häfen des Kanals und 
der Obereider und 47 aus Häfen der Untereider. Bestimmt waren von 
ihnen 10222 nach Elbhäfcn, 1506 nach anderen deutschen Nordseehäfen, 
1484 nach niederländischen, belgischen und Rheinhäfen, 1071 nach britischen, 
289 nach französischen, 86 nach anderen westlichen und südlichen Häfen 
sowie 3383 nach Häfen des Kanals und der Obereider und 101 nach Häfen 
der Untereider. 

An reinen Kanalabgaben wurden im Rechnungsjahre 1907 2939388 Mark 
und an Gebühren überhaupt, einschließlich der Schleppgebühren usw. 
3 109 237 Mark eingenommen. 



LITERATUR. 

Von Deutscher Kolonial- und Wcltpolitik. Von Paul Dehn. 
Berlin 1907. Verlag des allgemeinen Vereins für deutsche Literatur. 
Preis geh. 5 Mark, geb. 6 Mark 50 Pf. 

Wer in die weltwirtschaftlichen und weltpolitischen Erscheinungen der 
Gegenwart, in ihre Ursachen und Wirkungen eindringen will, muß 
über ein recht ansehnliches Maß von Kenntnissen auf wirtschaftlichem, 
politischem und militärischem Gebiete verfügen und über die wesentlichen 
Ziele und Interessen der bedeutenderen Weltmächte unterrichtet sein. Das 
Verlangen, sich mit solchen Dingen vertraut zu machen, muß sich natur- 
gemäß steigern, je mehr eine umfassendere Bildung und die Beschäftigung 
mit den großen Tagesfragen in weitere Kreise dringt. 

Hier bietet sich nun dem Laien eine nicht leicht zu überwindende 
Schwierigkeit. Die Stoffe, deren Beherrschung Vorbedingung für das 
tiefere Eindringen in die Fragen der Weltpolitik ist, sind sehr mannigfaltig 
und umfangreich. Es gibt wohl ausgezeichnete wissenschaftliche Werke 
über jeden einzelnen Zweig, aber, um jedes für sich durchzuarbeiten und 
sich zu eigen zu machen, dazu fehlt es den meisten an Zeit und zum Teil 
auch an Ausdauer. 

Das oben genannte Buch ist daher als ein willkommenes Hilfsmittel auf 
diesem umfassenden Gebiete zu begrüßen. Es gibt in knapper und ge- 
drängter Darstellung fast alles Wesentliche an die Hand, so daß wir uns 
auf dem weiten Gebiete der Weltpolitik zurechtfinden können, ohne durch 
Einzelheiten oder durch lange akademische Ausführungen ermüdet zu werden. 
Wenn auch das Buch vornehmlich Deutschland und seine Stellung zu den 
anderen Völkern ins Auge faßt . so finden doch im Zusammenhange mit 
der Besprechung unserer Weltstellung die Verhältnisse der anderen Mächte 
so weit Berücksichtigung, daß der Leser auch von ihnen und ihren Inter- 
essen sich ein genügend klares Btld machen kann. 

Der erste Teil des Buches behandelt besonders Deutschland, seine handcls- 
und kolonialpolitische Lage. Fesselnde Aufschlüsse gibt hier der Verfasser 
über unsere handelspolitischen Beziehungen zu Frankreich und England, 
über die wichtige Frage der Handelsverträge, die nach seiner Ansicht noch 
keineswegs genügend ausgebaut sind, um den rasch anwachsenden deutschen 
Großhandel ausreichend zu schützen, über den zweifelhaften Wert der so- 
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genannten »offenen Tür« , über Deutschlands Kolonialberechtigung u. a. m. 
Erwähnenswert sind ferner die Abschnitte über Deutschlands Kohlenkraft 
und seine im engen Zusammenhange damit stehende Seegeltung. Die 
Kohle ist bekanntlich eine der wichtigsten Grundlagen für den Seehandel, und 
gerade hierin macht sich Englands Wettbewerb uns außerordentlich fühlbar, 
das infolge der günstigen Lage seiner Kohlengruben in unmittelbarer Nähe 
der Küste ohne große Kosten seine Kohle zu Schiff verfrachten kann. 
Kohle bildet aber einen erwünschten Ballast für leer zurückgehende oder 
mit leichter Ware beladenc Dampfer, erzielt also billige Beförderungspreise, 
und da England naturgemäß seine eigenen Schiffe bevorzugen wird, so hat 
bei der Massenausfuhr englischer Kohlen die englische Schiffahrt der 
deutschen gegenüber einen gewaltigen Vorteil voraus, den wir schwerlich 
jemals werden einholen können. 

Im Zusammenhange mit unserem Kolonialbedürfnisse, das sich mit zwin- 
gender Notwendigkeit aus der stetigen Zunahme unserer Bevölkerung ergibt, 
erörtert Dehn sodann die Frage nach der Deckung unseres Baumwollenbedarfs. 

Dieser Gegenstand ist in letzter Zeit in unserer Tagcspressc sehr 
häufig und eingehend besprochen worden. Bekannt sind die Bemühungen 
des kolonialwirtschaftlichen Komitees sowie des Staatssekretärs Dernburg, 
Interessenten für die Anlage großer Baumwollenpflanzungen namentlich in 
Deutsch-Ostafrika zu gewinnen. Und in der Tat ist die Baumwollenfrage 
heute gerade für uns von großer Wichtigkeit. Wir hängen zur Zeit noch 
völlig von Amerika ab. Was wir bislang in unseren Kolonien selbst her- 
vorgebracht haben, ist verschwindend im Vergleich zu d£n Mengen, die den 
Jahresbedarf der deutschen Spinnereien ausmachen. 

Diese Abhängigkeit gibt uns auf Gnade und Ungnade in die Hände der 
amerikanischen Spekulanten, und die Gefahr eines Baumwollentrusts oder 
eines hohen amerikanischen Ausfuhrzolles schwebt ständig über unserer ein- 
heimischen Erzeugung und raubt ihr die nötige Sicherheit. Nach Ansicht 
des Verfassers ist es nicht undenkbar, daß es gelingt, mit deutschem Gelde 
in Amerika Pflanzungen anzulegen. Aber dabei bleibt doch stets die Gefahr 
bestehen, daß diese Anlagen einmal in amerikanische Hände übergehen 
oder aber, daß die Pflanzer, durch große Gewinne angelockt, der heimischen 
Sache untreu werden und sich dem Trust anschließen. 

Beachtenswert ist auch der Abschnitt über die Kolonialbahnen und die 
Eisenbahnen in den deutschen Schutzgebieten. Der Verfasser weist hier 
mit eindringlichen Worten auf die Gefahr hin, daß Deutschland vom Aus- 
land überflügelt wird, wenn es den Ausbau seiner kolonialen Verkehrs- 
mittel nicht beschleunigt. Ein Blick auf die dem Buche beigegebene Karte 
der afrikanischen Eisenbahnen, die im Reichs - Kolonialamt hergestellt ist, 
gibt einen klaren Uberblick darüber, was von den verschiedenen Völkern 
in dieser Richtung bisher geleistet ist und noch geleistet werden soll, zeigt 
aber zugleich, wie groß Deutschlands Unterlassungssünden auf diesem wich- 
tigen Gebiete sind. 

Nach einer Betrachtung über die politische Bedeutung der Kolonien 
wendet sich der Verfasser dem näheren Oriente zu, insbesondere Persien 
und dem Persischen Meerbusen, der schon bei Begründung der anglo- 
indischen Macht ein gefährlicher Wetterwinkel war. Der Verfasser erwähnt 
einen Aufsatz des Kapitäns Mahon. worin überzeugend dargelegt wird, daß 
auch nach Vollendung der Bagdadbahn die deutschen und die englischen 
Interessen nicht einander widerstreiten, sondern miteinander gehen. Einige 
kurze Betrachtungen widmet der Verfasser den Kulturaufgaben, die unser 
in China noch harren, und betont besonders, wie wichtig es für die poli- 
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tischen und wirtschaftlichen Interessen Deutschlands in China ist, wenn auch 
von deutscher Seite an dem chinesischen Reformwerke mitgewirkt wird. 

Der zweite Teil des Buches handelt fast ausschließlich von Amerika, das 
sich mit Vorliebe das Land der Zukunft nennen hört. Der Leser erhält 
hier eine umfassende und erschöpfende Darstellung der sogenannten »Monroe- 
Doctrin« von ihren Ursprüngen an bis zur heutigen Gestaltung. Die 
Monroelehre, die in dem Satze gipfelt: »Keine europäische Macht darf sich 
in Amerika eine neue Herrschaft begründen«, war ursprünglich ein vom 
Selbsterhaltungstriebe gebotenes Abwehrmittel gegen europäische Koloni- 
sationsgelüste, hat sich aber später zu der weiteren Forderung ausgestaltet: 
»Der Union steht das ausschließliche Recht zu, die Finanzverwaltung 
amerikanischer Schuldnerstaaten zu überwachen«. Diese Ausdehnung der 
Monroelehre in Verbindung mit dem ungestümen Erweiterungsdrange der 
Union fängt an, den mittel- und südamerikanischen Staaten unbequem zu 
werden. Die Monroelehre, sagt der Verfasser, wird zwar auch in Mittel- 
und Südamerika anerkannt, aber nur als ein Mittel der Abwehr gegen den 
europäischen Imperialismus, als eine Gewähr für die Selbständigkeit und 
Unabhängigkeit aller Staaten , als eine Sicherung für ihre friedliche Ent- 
wicklung, als Schutz gegen Vergewaltigung, aber nicht als eine Handhabe 
für die Union, ihr Gebiet zu erweitern oder die mittel- und südamerika- 
nischen Staaten unter ihre Botmäßigkeit oder Vormundschaft zu bringen. 

Bemerkenswerte Aufschlüsse gibt Dehn auch darüber, auf welche Art 
und Weise die Union ihren Einfluß auf die süd- und mittelamerikanischen 
Staaten zu vergrößern sucht, um so ihrem Ziele, der Einverleibung sämt- 
licher amerikanischer Staaten, näher zu kommen. Man hat es zuerst mit 
einem Zoll verbände nach dem Muster des alten deutschen Zollvereins ver- 
sucht, aber dieser Gedanke hat sich als nicht durchführbar erwiesen. So- 
dann plante man, durch rücksichtsloses Vorgehen den europäischen Kapitals- 
Wettbewerb, namentlich in Südamerika, aus dem Felde zu schlagen. Und 
vermöge ihrer fast unerschöpflichen Kapitalkraft hat die Union auf diesem 
Gebiet auch greifbare Erfolge erzielt. Sodann ist mit Hilfe von umfassenden 
Verkehrsplänen eine engere Verbindung und eine größere Verschmelzung 
der beiderseitigen Interessen angestrebt worden, doch haben alle diese Ver- 
suche es bisher nicht verhindern können, daß der südamerikanische Handel 
mit Europa den mit der Union noch bei weitem übertrifft, und daß noch 
immer ein nicht unbeträchtlicher Teil des südamerikanischen Ausfuhrguts 
seinen Weg nach Nordamerika über Europa nimmt. — Ein weiteres Kapitel 
ist dem Verhältnisse der Union zu Japan gewidmet, der jüngsten unter den 
Großmächten, die den europäischen Politikern, mehr aber noch den ameri- 
kanischen, manches zu denken aufgegeben hat. Ernste Gegensätze haben 
sich zwischen der Union und Japan herausgebildet, die besonders verschärft 
werden durch den Wettbewerb auf dem Stillen Ozean, und in beiden Reichen 
wird mit der Möglichkeit eines kriegerischen Zusammenstoßes gerechnet. 

Mit einem Überblick über die gegenwärtige weltpolitische Lage, über 
die Heeresstärke, Bevölkerungsdichtigkeit usw. der größeren Staaten schließt 
der Verfasser. Schon aus dieser gedrängten Inhaltsübersicht läßt sich er- 
kennen, welche Fülle von Interessantem und Wissenswertem das Buch dem 
Leser bietet. Man mag es aufschlagen, wo man will, jedes einzelne Kapitel 
ist für sich lesenswert. Dazu kommt ein mustergiltiger, flüssiger Stil und 
eine leichtfaßliche Ausdrucksweise, die es dem Leser ermöglicht, sich ein 
klares Bild von der weltpolitischen Lage zu machen. 
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Die Fern -Rohrpostanlage in Bremen. 

Von Postrat Weise in Bremen. 

Im Jahre 1905 ist zur Beschleunigung des Telegraphenverkehrs zwischen 
■dem Telegraphenamt in Bremen (Neuenstr.) einerseits, der Annahmestelle 
im reichseigenen Postgebäude an der Domsheide und der Telegraphen- 
t>etriebstelle in der Handelsbörse (am Markt) anderseits eine Fern-Rohr- 
postanlage mit kreisendem Luftstrome von der Aktien - Gesellschaft 
Mix & Genest in Schöneberg bei Berlin hergestellt worden. Ende Dezember 
1907 hat die Telegraphenbetriebstelle in der Baumwollbörse, über deren 
Einrichtung im Archiv 1907, S. 28, Mitteilung gemacht worden ist, gleich- 
falls Anschluß an diese Verkehrsanlage erhalten. Die Art der Einschaltung 
<ler vier Rohrpoststationen ist in der Fig. 1 dargestellt. 

Die einzelnen Entfernungen betragen 

vom Telegraphenamte bis zur Handelsbörse I,i km, 

von der Handelsbörse bis zur Baumwollbörse . . . s . . . 0,09 km, 
von der Handelsbörse bis zur Annahme Domsheide . . 0,30 km. 

Die Rohrpoststationen im Telegraphenamt und in der Annahmestelle 
-werden von 7 0 vorm. bis 12 0 nachts, in der Baumwollbörse von io*» vorm. 
bis 5 3° nachm. und in der Handelsbörse von i° bis 2 '5 nachm. betrieben ; 
die beiden letzten Stationen werden mittels Rohrweichen (W) ein- und ab- 
geschaltet. Der Verkehr der Stationen untereinander geschieht in folgender 
Weise. 

a) In der Zeit, während der Handels- und Baumwollbörse abgeschaltet 
sind. 

Archiv f. Post u. Telegr. 10. 190S. 31 
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Die vom Telegraphenamt abgesandten Büchsen durchlaufen die Schleife II 
in der Baumwollbörse und gelangen unmittelbar in den Empfänger der 
Station IV (Domsheide). Umgekehrt werden die in der Domsheide auf- 
gegebenen Büchsen über die Schleife III in der Baumwollbörse unmittelbar 
zum Telegraphenamte befördert. 

b) In der Zeit, während der nur die Baumwollbörse eingeschaltet ist. 

Die vom Telegraphenamte kommenden Büchsen gelangen in den Emp- 
fänger der Station II (Baumwollbörse) und werden, falls sie für die Doms- 
heide bestimmt sind, sofort in den Sender derselben Station zur Weiter- 
beförderung gesteckt. 

Die in der Domsheide nach dem Telegraphenamt aufgegebenen Büchsen 
werden unmittelbar nach ihrem Eingang in Station III (Baumwollbörse) in 
den Sender dieser Station geworfen und gelangen von da aus unmittelbar 
über IKj und H x vor der Handelsbörsc zum Telegraphenamte. 

c) Während des Dienstes in der Handelsbörse. 

Die vom Telegraphenamte kommenden und für die Handelsbörse be- 
stimmten Büchsen müssen in der Baumwollbörse von Station II nach 
Station III umgeladen werden. In der Domsheide aufgegebene, für das 
Telegraphenamt bestimmte Büchsen sind in der Baumwollbörse (Station III) 
und in der Handelsbörse (Station V) zur Weiterbeförderung umzuladen. 

Büchsen, die von der Baumwollbörse nach dem Telcgraphenamte be- 
fördert werden sollen, sind in den Sender der Station III zu werfen und 
in der Handelsbörse umzuladen. In der Handelsbörse aufgegebene Büchsen 
gelangen unmittelbar zum Telegraphenamte. 

Die Büchsen sind je nach ihrem Bestimmungsort äußerlich verschieden 
bezeichnet, so daß ein Offnen an den Durchgangsstationen nicht nötig wird. 
Sie bestehen aus Patronen mit aufschiebbarer Verschlußhülsc. Am Kopfe 
sitzt eine Metallplatte mit Ledermanschette, die den Luftstrom beim Ein- 
setzen der Büchse in das Förderrohr abschließt. Mit dem Kopfe voran 
sind sie in den Absendetrichter zu legen, wobei sich die Manschette nach 
dem Körper der Büchse zu umlegt. Eine Büchse kann 20 aufgelieferte 
oder 10 angekommene oder 20 Durchgangstelegramme aufnehmen. 

Die Gcsamtanlage setzt sich zusammen 

1. aus der Maschinenstation, im wesentlichen bestehend aus den 
durch Elektromotor angetriebenen Pumpen, dem Druckluft- und 
dem Vakuumbehälter, 

2. aus dem Rohrnetze (Hin- und Rückleitung), 

3. aus den Sende- und den Empfangsapparaten und 

4. aus der Signalanlage. 

A. Allgemeines. 

Der von der Pumpe erzeugte Luftstrom wird von dem Druckstutzen 
durch die Förderrohrc über sämtliche Rohrpoststationen zum Saugstutzen 
der Pumpe zurückgeleitet. Durch diese Anordnung entwickelt sich dauernd 
während der ganzen Betriebszeit in den Rohren ein Luftstrom von durch- 
schnittlich 10 m Geschwindigkeit in der Sekunde; es herrscht somit eine 
ununterbrochen treibende Kraft in allen Teilen der AnInge. Das Ab- 
senden der Büchsen kann von jeder Station je nach Bedarf ohne Rück- 
sicht auf die bereits im Rohrnetze vorhandene Zahl erfolgen. Hierdurch 
wird eine große Leistungsfähigkeit, insbesondere eine wesentlich bessere 
Nutzwirkung gegenüber den bisher ausgeführten Rohrpostanlagen mit ab- 
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wechselndem Druck- und Vakuumbetriebe, der eine langsamere Zugfolge 
mit sich bringt, erzielt. Da die in den Rohren kreisende Luft stets von 
neuem benutzt wird, ist eine ständige Zuführung frischer Luft nicht er- 
forderlich; es ist vielmehr nur geboten, die geringen beim Absenden und 
Empfangen der Büchsen oder durch etwaige Undichtigkeiten in den Rohren 
entstehenden Verluste auszugleichen. 

Da der Luftstromkreis geschlossen ist. müssen die Sende- und Empfangs- 
apparate, durch die die Büchsen nach oder aus dem Luftstrome befördert 
werden, mit Luftschleusen ausgerüstet sein. Einrichtung und Wirkungs- 
weise dieser Luftschleusen sind im Abschnitte D. erläutert. Während das 
Absenden der Büchsen mit der Hand erfolgt, wird der Empfang durch eine 
elektrische Motorsteuerung selbsttätig bewirkt, die beim etwaigen Versagen 
durch Handbetrieb ersetzt werden kann. 

Die Anzahl der zwischen zwei Stationen befindlichen Büchsen und deren 
Ankunft in dem Empfänger zeigt ein elektrisch betätigtes Zählwerk an. 
Außerdem sind die einzelnen Stationen durch Fernsprecher untereinander 
verbunden, die eine gegenseitige unmittelbare Verständigung ermöglichen. 

B. Die Maschinenanlage. 

Die Maschinenanlage befindet sich im Keller des Telegraphenamts. Zur 
Erzeugung des erforderlichen Luftstroms dienen zwei doppeltwirkende 
Luftpumpen mit Schiebersteuerung (Patent Köster) mit fester und loser 
Riemenscheibe für eine Leistung von 3 cbm angesaugter Luft in der Minute. 
Im Betrieb ist immer nur eine Luftpumpe, die zweite dient zur Aushilfe. 
Die Aushilfspumpe befindet sich in ständiger Betriebsbereitschaft und kann 
bei etwaigem Schadhaftwerden der im Betriebe befindlichen Pumpe sofort 
in Tätigkeit gesetzt werden, so daß größere Betriebstörungen ausgeschlossen 
sind. Der Antrieb der Pumpen erfolgt gesondert mittels Riemenübertra- 
gung durch einen Nebenschluß-Elektromotor von rund 12 PS. für 220 Volt 
Spannung; ein zweiter ist zur Aushilfe aufgestellt. 

Der Strom für den Betrieb des Motors wird dem städtischen Elektri- 
zitätsnetz entnommen. Damit der Betrieb der Anlage auch bei Störungen 
der Stromzuführung aufrecht erhalten werden kann, ist ein Vorgelege ein- 
gebaut, mittels dessen ein Gasmotor zum Betriebe der Pumpen eingeschaltet 
werden kann. Der neunpferdige liegende Gasmotor mit Kaselowskyscher 
Präzisions-Glühzündung ist bei Einrichtung des Sammlerbetriebs beschafft 
worden für den Fall, daß der Netzanschluß versagt. Seine Leistung reicht 
hin, die Rohrpost, die Hughesmotoren, die Bogenlampen des Fernsprech- 
saals und die Glühlampen des Maschinenraums mit Strom zu versorgen. 

Zwischen den Kurbelwellen der beiden Pumpen ist ein zweites Vorgelege 
angebracht, das sich durch je eine Klauenkupplung sowohl mit der einen 
als auch mit der anderen Pumpe verbinden läßt und hierdurch den Antrieb 
jeder Pumpe vom Gasmotor ermöglicht. 

Die Druckstutzen der beiden Pumpen sind durch ein gemeinsames Rohr 
mit dem schmiedeeisernen Druckluftbehälter D (Fig. 1) von rund 2,5 cbm 
Inhalt, und ihre Saugstutzen ebenfalls durch ein gemeinsames Rohr mit dem 
gleichartigen Vakuumbehälter V von rund 1,2 cbm Inhalt verbunden. In 
diese Zuleitungen sind Ventile eingeschaltet, durch die jede Pumpe abgesperrt 
werden kann. 

An dem Druckluftbehälter befindet sich ein Sicherheitsventil, und an dem 
Vakuumbehälter ein Luftventil, die die Druckverhältnisse des kreisenden 
Luftstroms regeln. Druck und Vakuum werden von den an den Behältern 
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sitzenden Kontrollapparaten (Manometer und Vakuummeter) angezeigt. Der 
Druckluftbehälter ist mit dem Sender und der Vakuumbehälter mit dem 
Empfänger der Station I im Telegraphensaale durch je ein Rohr ver- 
bunden. 

Wie bereits erwähnt, wird die vorhandene Luft im Rohrnetze wieder 
verwendet, nur geringe Verluste sind zu ersetzen. Sofern die Luft infolge 
klimatischer Verhältnisse zu feucht ist, und sich daher Feuchtigkeit in den 
Rohren ausscheiden sollte, läßt sich bei der Maschinenstation ohne Schwierig- 
keit noch eine Chlorkalziumbatterie einbauen, welche die Ergänzungsluft 
zu trocknen hätte. Bis jetzt ist diese Maßnahme nicht erforderlich ge- 
wesen. 

Die von den Pumpen dauernd erzeugte Preßluft von 0,5 Atm. Uberdruck 
wird zunächst in den Druckluftbehälter D und von diesem zu der im Tele- 
graphensaal aufgestellten Station I, und zwar in das von dem Sender A 
(Fig. 1) abgehende Förderrohr, geleitet. Von da aus wird der Luftstrom 
in der angedeuteten Pfeilrichtung durch das alle Stationen verbindende 
Rohrnetz zum Empfänger der Station I zurückgeführt und über den 
Vakuumbehälter V von der Pumpe wieder angesaugt (Vakuum rund 22 cm). 
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Durch den somit geschlossenen Kreislauf erfährt der Luftstrom bei ver- 
hältnismäßig geringer Belastung der Pumpe eine wesentliche Beschleuni- 
gung- 

C Das Rohrnetz. 

Die Förderrohre haben einen lichten Durchmesser von 65 mm bei 9 mm 
Wandstärke und sind der Länge nach mit Uberdeckung geschweißt. Sie 
müssen durchweg von gleicher Wandstärke und in allen Querschnitten 
genau kreisrund sein sowie im Innern eine vollkommen glatte, von allen 
Unebenheiten, Rissen und Splittern freie Oberfläche besitzen. Die Rohre 
müssen einem Kolben von 64 mm Durchmesser und 140 mm Länge unge- 
hinderten Durchgang gestatten, vollkommen dicht sein und einem Wasser- 
drucke von 25 Atm. widerstehen. Die Bruchfestigkeit muß, wenn das Rohr 
auf zwei um 3 m entfernten Stützpunkten gelagert wird, 2000 kg betragen. 
An jedem Ende erhalten die Rohre einen schmiedeeisernen, mit vier Bohr- 
löchern für 18 mm starke Schraubenbolzen versehenen Flansch, der über 
ein angeschnittenes Gewinde aufzuschrauben und mit dem Rohre hart zu 
verlöten ist. 
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Im Erdreiche liegen die beiden Rohrstränge in neuem Abstände von 60 cm 
nebeneinander, 1 m unterhalb der Erdoberfläche. In ihrer Mitte, jedoch 

Fig. 2. 




oberhalb der Flanschen ist das Signalkabel eingelegt und durch Ziegel- 
steine abgedeckt. Die Kurven sollen einen Mindesthalbmesser von 2 m 
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haben, damit die Büchsen nicht zu großer Reibung unterliegen. In die 
l,i km lange Strecke Telegraphenamt - Handelsbörse ist ein Untersuchungs- 
brunnen eingebaut. 

Im Hosenrohre vereinigen sich zwei aus verschiedenen Richtungen 
kommende Förderrohre zu einem gemeinsamen Rohre von 65 mm Durch- 
messer, während die Rohrweiche das ankommende Förderrohr in zwei nach 
verschiedenen Richtungen ablaufende Förderrohre aufteilt, von denen sich 
das eine oder das andere je nach der Kurbelstellung an das ankommende 
Rohr luftdicht anschließt. Das Umstellen der Rohrweichen im Keller der 
Baumwollbörse, die offen im Kellergeschosse liegen, erfolgt unmittelbar 
mit der Hand; die Weiche vor der Handelsbörse, die in einem Brunnen in 
der Fahrstraße hat untergebracht werden müssen, wird durch eine Wcllen- 
und Zahnradübertr3gung von der Betriebstelle aus eingestellt. 



Fig. 3. 

SeUeruttuietU V* r/ie/wisic/a 




Das. von dem Sender A der Station I (Fig. 1) abgehende Förderrohr 
führt zur Baumwollbörse und ist hier an die Rohrweiche W. 2 angeschlossen. 
Von dieser Weiche führt ein Rohr zum Empfänger E der Station II, 
während das zweite Rohr sich wieder mit dem vom Sender A kommenden 
Rohre in dem Hosenrohrc // 2 vereinigt. Außerdem ist das Luftrohr des 
Empfängers unterhalb der Tischplatte unmittelbar mit dem Sender ver- 
bunden. Diese Verbindung besteht bei allen Stationen außer bei der 
im Telegraphensaale. Von dem Hosenrohre H t ist das Förderrohr an den 
Empfänger E der Station IV (Domsheide) geführt. Der Sender A dieser 
Station ist mit der Rohrweiche \\\ in der Baumwollbörse verbunden. Die 
übrigen Verbindungen der Station III entsprechen denen der Station II. Das 
Hosenrohr //., ist mit der vor der Handelsbörse liegenden Rohrweiche W v 
und diese einerseits mit dem Empfänger E der Station V (Handelsbörse) 
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und anderseits mit dem Hosenrohre H l verbunden. Sender A der Station V 
steht gleichfalls mit H x in Verbindung. Von letztem führt das Förderrohr 
zum Empfänger der Station I (Telegraphenamt), dessen Luftrohr am 
Vakuumbehälter V endet. 

D. Rohrpostapparate. 

Für die Rohrpostanlage sind bei beiden Stationen in der Baumwoll- 
börse Apparate neuester Einrichtung verwendet worden, die nachstehend 
näher beschrieben werden. 

Die bei den übrigen Stationen vorhandenen Apparate, die in Fig. 2 ab- 
gebildet sind, unterscheiden sich von jenen im wesentlichen nur dadurch, 
daß bei ihnen die Fangvorrichtung für gleichzeitig einlaufende Büchsen 
fehlt; sie ermöglichen ein zuverlässiges Arbeiten mit den neuen Apparaten. 

a) Sender. 

Der Sender ist in Fig. 3 dargestellt. Der Apparat besteht aus einem 
luftdichten, gußeisernen Gehäuse a, an dem von unten das Förderrohr b 
angeschlossen ist. Das Gehäuse wird auf der Vorderseite durch den Deckel c 
luftdicht abgeschlossen. Nach dessen Abnahme sind die Innenteile zugänglich. 
Auf dem oberen Teile des Gehäuses ist der Einwurftrichter d mit der Ver- 
schlußklappe e angebracht. Der Hebel /, mit dem eine die Verschlußklappe e 
sperrende Klinke g starr verbunden ist, dient zur Betätigung der Verschluß- 
klappe. Auf der Achse der Klappe sitzt die Kurbel die durch die 
Stange i mit dem Hebel f so verbunden ist, daß die Kurbel h erst nach 
Abziehen der Sperrklinke g von der Klappe in Tätigkeit tritt, d. h. die 
Klappe öffnet. An der Klappenachse sitzt eine Feder, die auf die Klappe 
schließend wirkt. 

Beim öffnen der Klappe ist der Hebel / in der Pfeilrichtung zu be- 
wegen; hierdurch wird zunächst die Klinke g von der vorragenden Nase 
der Klappe entfernt; darauf folgt durch Mitnehmen der Stange i die Be- 
tätigung der Kurbel h und schließlich das öffnen der Klappe. Beim 
Schließen ist der Hebel / der Pfeilrichtung entgegen zu bewegen. Die 
Klappe eilt infolge des Federdrucks dem Hebel voran und wird mit der 
Klinke g gesperrt. 

Der Einwurftrichter endet im Innern des Gehäuses a als schräger Rohr- 
abschnitt; er ist durch die Klappe / verschlossen, die auf einer mittels 
Stopfbüchse durch die Wandung geführten Achse befestigt ist. Auf der- 
selben Achse ist außen die Kurbel m aufgekeilt. Die Betätigung dieser 
Kurbel und der inneren Verschlußklappe geschieht durch Vorziehen des 
Hebels n, der mit der Klappenkurbel durch die Stange 0 verbunden ist. 
Die Stange ist unten seitwärts als ein Winkel o, ausgebildet, der als An- 
schlag für den Hebel n dient. Zur sicheren Dichtung der inneren Klappe 
ist Hebel n mit Stange o durch eine im Schlitze verstellbare Schraube ver- 
bunden. Um den Fall auszuschließen, daß beide Klappen, die äußere und 
die innere, zu derselben Zeit geöffnet sind, ist eine gegenseitige Verriege- 
lung vorgesehen. Wird z. B. der obere Hebel / nach vorn gezogen und 
damit die obere Klappe entriegelt, so sind die Stangen p und p v in deren 
letzter das Halbprofil der Vierkantstange q eingefeilt ist, schon so weit 
hochgezogen, daß die Stange q in ihrer Ruhestellung festgelegt, und somit 
ein Bewegen des Hebels n unmöglich gemacht wird. Sobald die obere 
Klappe geschlossen und mit der Klinke g verriegelt wird, kommt der 
Schlitz der Stange p x in die Ruhelage zurück und gestattet der Stange q 
den Durchgang. Wird jetzt Hebel n bewegt, so verschiebt sich der Schlitz 
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in der Stange q, wodurch die Stangen p r p und Hebel / in ihren Ruhelager» 
festgehalten werden. 

Fig. 4. 




Die Absendung der Büchsen vollzieht sich folgendermaßen. Nach dein 
Öffnen der oberen Klappe wird die Büchse in den Einwurftrichter gesteckt, 
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und die Klappe wieder geschlossen; sodann wird die innere Klappe mit dem 
Hebel n geöffnet, worauf die Büchse in den Trichter b des Förderrohrs 
fällt. Schließlich wird Hebel n in die Ruhelage zurückgedrückt. Auf der 
Vorderseite des Einwurftrichters ist ein Zählwerk r mit den Zahlen I bis 20 
angebracht (Fig. 6). Es steht durch die Gestänge s und / mit der inneren 
Klappenkurbel m in Verbindung. Bei jedesmaligem öffnen der inneren 
Klappe verschiebt sich die Zählwerkscheibe um eine Stelle. Die an der 
Scheibe jeweils sichtbare Nummer zeigt daher die Zahl der im Rohre 
befindlichen Büchsen an. Kommt eine der abgesandten Büchsen auf der 
nächsten Empfangstation an, und wird sie ausgeschleust, so wird das Zähl- 
werk auf elektrischem Wege um eine Zahl zurückgestellt. 

b) Empfänger. 

Der Empfangsapparat ist in Fig. 4 dargestellt. Er besteht aus sechs 
Hauptteilen: dem Forderrohre a, das mit dem Luftleitungsrohre b auf ge- 
meinsamen Flanschen befestigt ist, dem Absaugstutzen c, dem Krümmer d, 
dem Sammclrohr e, der Büchsenfangvorrichtung / und der Schleusen- 
kammer g. In den Absaugstutzen c ist eine in wagerechter Ebene dreh- 
bare Klappe eingebaut, durch die der Empfänger von dem Luftstrom ab- 
geschaltet wird. Krümmer d ist oben der besseren Zugänglichkeit halber 
geteilt; der obere Deckel wird durch Flügelschrauben festgelegt. Sammel- 
rohr e dient zur Aufnahme der u. U. gleichzeitig ankommenden Büchsen. 

Die Büchsen fangvorrichtung wirkt, sobald mehrere Büchsen zu gleicher 
Zeit einlaufen. Sie besteht aus einem Gehäuse, das vorn durch einen 
Deckel luftdicht verschlossen ist. Im Innern sind zwei sich gegenüber- 
stehende Greifer gelagert, die von außen durch eine Spiralfeder zusammen- 
gezogen werden. In der Ruhelage stehen sie auseinander, so daß die an- 
kommende Büchse die Stelle ungehindert durchlaufen kann. 

An der hinteren Gehäusewand ist die Schubstange h unten am Hebel t 
gelagert und oben in die Öse Ä- geführt. Der auf der Schubstange be- 
festigte Kegel / bewirkt das öffnen und Schließen der Greifer. 

Die Schleusenkammer g trägt sämtliche für die Ausschleusung der 
Büchsen nötigen Steuerungsteile. Im Innern sind zwei Klappen i>, und v. 2 
derart angeordnet, daß die eine stets geschlossen ist. In der Ruhelage ist 
die obere (\\) geschlossen. Die Betätigung der Klappen geschieht von 
außen durch das auf der linken (in Fig. 4 vorderen) Seitenwand des Ge- 
häuses angeordnete Steuerwerk. Dieses besteht aus einem schmetterling- 
förmigen, mit zwei Schlitzen versehenen Steuerflügel und zwei sich schräg 
gegenüber gelagerten Hebeln m, und m... Diese sind an ihrem beweglichen 
Ende durch auf Länge verstellbare Stangen «, und w a mit den Klappen- 
kurbeln o, und Oj, verbunden. In der Mitte der Hebel w,, m 2 sitzen die 
Schleifrollen, die in die Schlitze des Steuerflügels hineinragen und von 
diesen zwangläufig geführt werden. Die Welle des Stcucrflügels und die 
der Klappen gehen durch das Innere des Gehäuses hindurch. Die Welle der 
oberen Klappe ist beim Eintritt in das Gehäuse mittels Stopfbuchsen abge- 
dichtet, während die untere Klappen welle frei durchgeführt ist, ebenso wie 
die Welle des Steuerflügels, auf der außen der Hebel p befestigt ist. Die 
Welle endet hier in einem Vierkant, auf dem eine Kurbel zur Bedienung 
des Apparats mit der Hand angebracht werden kann. 

Hebel s ist auf der unteren Klappenwelle befestigt und durch eine 
Stange mit Hebel i verbunden. Diese Verbindung dient zur Betätigung der 
Büchsenfangvorrichtung. Ein nahe der unteren Klappenwelle auf der 
inneren Gehäusewand sitzender Kontakt (Fig. 6) bewirkt die Rückstellung 
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des Zählwerkes auf der Absendestelle; er ist von der Bewegung der unteren 
Klappe abhängig. Der Hebel p ist durch die Stange r mit dem Motorvor- 
gelege verbunden, das innerhalb des Untersatztisches (Fig. 2) mit dem Elektro- 
motor auf einer gemeinsamen Platte ruht. Das Vorgelege besteht aus 
einem Schneckenrad und einer mit der Motorachse unmittelbar verkuppelten 
Schnecke. Auf der Welle des Schneckenrads sitzt die Schaltwalze (Fig. 5), 
die nach dem Ausschleusen der Büchse den Motor selbsttätig ausschaltet. 

Das Ausschleusen der Büchsen geschieht wie folgt. Die Büchse wird 
im Förderrohr a bis zum Absaugstutzen c durch den Luftstrom und von 
da ab durch ihre lebendige Kraft bis zur oberen Klappe der Schleusen- 
kammer g befördert. Hier schließt sie den im Gehäuse der Büchsenfang- 
vorrichtung / eingebauten Kontakt (Fig. 5), der einerseits einen Signal- 
stromkreis (Summer) schließt, welcher die Ankunft der Büchse anzeigt, 
anderseits den Strom für ein Relais, das den Motor einschaltet. Das 



Fig- 5- 




Schneckenrad macht beim Ausschleusen jeder Büchse eine Umdrehung. Die 
Stange r wird einmal hinaufgedrückt und heruntergezogen, wodurch der 
Steuerflügel sich um 6o° hin und zurück dreht. Durch diese Drehung 
werden die Hebel m,, m 2 einmal hin und her bewegt, und die Klappen da- 
durch geöffnet und geschlossen. Zuerst schließt sich die untere Klappe, 
dann öffnet sich die obere. Die Büchse fällt in den unteren Trichter und 
bleibt auf der geschlossenen unteren Klappe so lange liegen, bis sich die 
obere Klappe wieder geschlossen hat. Sobald die untere wieder geöffnet 
wird, fällt die Büchse auf den Tisch, und der Ruhezustand ist nunmehr 
hergestellt. Treffen mehrere Büchsen gleichzeitig ein. so wird die zweite 
Büchse von den Greifern der Fangvorrichtung so lange festgehalten, bis 
die erste ausgeschleust ist. In diesem Falle läuft der Motor infolge des 
erneuten Stromschlusscs ohne Unterbrechung weiter und schleust in einem 
Zuge auch alle gleichzeitig im Empfänger eingetroffenen Büchsen aus. 
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c) Motorschaltung. 

Fig. 5 stellt die Motorschaltung dar. Der in der Büchsenfangvorrich- 
tung / (Fig. 4) eingebaute Kontakt A (Fig. 5) schließt beim Durchgang einer 
Büchse einen Stromkreis über a, b, c, d, c, f. Hierdurch wird der Summer 
zum Ansprechen gebracht, ferner der Anker des Relais B angezogen, und 
der Starkstromkreis für den Motor über g, h, i, k, l, m, n, o geschlossen. 
Der Motor tritt in Tätigkeit und versetzt das Schneckenrad in Umdrehung. 
Während des ersten Viertels dieser Umdrehung wird die untere Klappe in 
der Schleusenkammer geschlossen, im zweiten Viertel die obere Klappe ge- 
öffnet. Am Anfange des zweiten Viertels verläßt die Büchse den Kon- 
takt A, wodurch der Batteriestrom für das Relais unterbrochen wird. In 
diesem Augenblick erfolgt auch die Unterbrechung der Starkstromzuführung 
über das Relais. Vorher kommt jedoch die Bürste _j" der Schaltwalze mit 
dem Kontaktringe ^ in Berührung und erhält den Stromschluß für den 
Motor über g, h, p, r, l, m, n, 0 aufrecht, so daß auch jetzt der Motor 
weiterläuft, bis das Schneckenrad eine volle Umdrehung gemacht hat. 
Während des dritten Viertels der Umdrehung wird die obere Klappe ge- 
schlossen, und während des vierten die untere wieder geöffnet. Am Ende 
des vierten Viertels gleitet die Bürste y vom Schleifringe \ plötzlich ab 
und unterbricht somit die Stromzuführung, wodurch der Motor zum Still- 
stand kommt. 
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E. Die Signalanlage. 

Die Signalanlage hat den Zweck, das Eintreffen einer abgesandten Büchse 
bei der Empfangstation selbsttätig der Absendestation anzuzeigen und das 
Zählwerk dieser Station einzustellen. Wie unter D. a) beschrieben, ist jeder 
Sender mit einem Zählwerke r (Fig. 3) ausgerüstet, das bei der Ab- 
wendung jeder Büchse von selbst um eine Zahl vorgestellt wird. Die ab- 
gesandte Büchse gelangt zur Empfangstation und wird dort ausgeschleust. 
Während der Ausschleusung wird der auf der Rückseite des Empfängers 
tiahe der inneren Klappenwelle angebrachte Kontakt AT, (Fig. 6) geschlossen 
und stellt hierdurch das Zählwerk am Sender um eine Zahl zurück. 

Im Verkehr zweier benachbarter Stationen läuft, sobald und solange 
der Kontakt A", im Empfänger geschlossen ist, ein Strom vom -f- Pol der 
Batterie durch den Elektromagneten e des Zählwerks der Station I, über AT, 
Station II zurück zum — Pol. Mit dem Anker des Elektromagneten 
ist eine gezahnte Gabel { verbunden, die die Zahlenscheibe mit Hilfe von 
vorspringenden Stiften um einen Abschnitt zurückdreht. Um zu ermöglichen, 
<laß das Zählwerk bei der Absendestation zurückgestellt werden kann, wenn 
zwar die innere Klappe des Senders durch Bewegen des Hebels n (Fig. 3) 
geöffnet, eine Büchse aber nicht abgesandt wird, ist ein besonderer Rück- 
stellkontakt r zwischen Batteriezuführung und Magnetumvvicklung einge- 
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schaltet. Beim Schließen des Kontakts wirkt der Magnet auf die Anker- 
gabel entsprechend ein. 

Auf der Strecke Telegraphenamt-Handelsbörse-Annahmestelle liegt für 
die Signalanlage ein vieradriges Faserstoff - Erdkabel , für die Abzweigung 
nach der Baumwollbörse ist ein zehnadriges Kabel verwendet, in dem 
zwei Adern verfügbar sind. Der Betriebsstrom von 20 Volt wird für alle 
Stationen gemeinsam aus den Sammlern des Telegraphenamts entnommen. 
Die Stationen Handels- und Baumwollbörse werden durch Umschalter ein- 
und ausgeschaltet. 

Die Fernsprcchanlagc für den Rohrpostverkehr besteht aus dreiteiligen 
selbsttätigen Druckknopf - Linienwählern mit Mikrotelephon, die nach der 
bekannten Linienwählerschaltung untereinander verbunden sind. 



Zur Geschichte der Post in der Stadt Lahr. 

Das »Lahrer Wochenblatt, Unterhaltungsbeilage der Lahrer Zeitung« 
(Jahrg. 1907, Nr. 242fr.) enthalt einen interessanten Aufsatz: »Der Kampf 
um die .Station Lahr* vor einem Jahrhundert« nach Akten der 
Handelskammer von N eu-Schmieheim, der uns an der Hand zahlreichen 
urkundlichen Materials zeigt, welchen Wert man schon vor hundert Jahren 
in einem kleinen deutschen Gemeinwesen auf die Einrichtung einer Post- 
station legte, und wie groß auf der anderen Seite zuweilen die Schwierig- 
keiten waren, die sich solchen Wünschen entgegenstellten. Wir geben aus 
dem Inhalte dieses Aufsatzes die nachstehenden Einzelheiten wieder. , 

Zu Anfang des neunzehnten Jahrhunderts hatte Lahr noch keine eigene 
Poststation; man hatte sich auch um eine solche noch nicht ernstlich bemüht. 
Die nächsten Stationen für Reit- und Fahrposten waren Kenzingen und 
Friesenheim. Lahr hatte bis 1750 seine Briefe von Friesenheim aus in der 
Weise erhalten, daß der Friesenheimer Bote auch die Postsachen unmittelbar 
austrug und einsammelte. Dann aber war Lahr bei der Turn- und Taxisschen 
Posthaltung dahin vorstellig geworden, daß in Lahr ein Postexpeditor be- 
stellt würde, damit dieser die Lahrer Postsendungen bei ihrer Ankunft ent- 
gegennehmen und austragen lassen und ebenso die Lahrer Post sammeln 
und gemeinsam nach Friesenheim schicken könne. Das hatte dazu geführt, 
daß als Posthalter für Lahr der Sonnenwirt bestellt worden war, der zu- 
gleich für den Boten von und nach Friesenheim zu sorgen hatte. Der 
Bote kam jedesmal am Montag, Mittwoch und Donnerstag abends in Lahr 
an und wurde am Dienstag, Donnerstag und Freitag um 9 Uhr mit der 
abgehenden Post wieder abgefertigt. Um die Annehmlichkeit dieser Expe- 
dition an Ort und Stelle zu erhalten, hatte sich die Stadt Lahr indes ver- 
pflichten müssen, für jeden Brief, auch wenn er frankiert war, noch 
2 Kreuzer (d. s. 6 Pf.) und für jedes Paket 1 kr. (d. s. 3 Pf.) für das Pfund 
allein für die Beförderung bis Friesenheim zu entrichten. Anfangs hatte 
man diese Belastung sowie den unbequemen und langwierigen Versand der 
Briefe usw. in Lahr weniger schwer empfunden; die Zahl der abgehenden 
und ankommenden Briefe und Pakete dürfte eben damals noch nicht groß 
gewesen sein. Als aber die Stadt sich durch ihren Handel und ihre In- 
dustrie allmählich emporgearbeitet hatte, mehrten sich die Klagen, daß der 
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Verkehr mit der Außenwelt zu umständlich sei und durch die schlechten 
Verbindungen ganz lahmgelegt werde, und führten schließlich zu dem 
Wunsche, daß die Poststation zwischen Offenburg und Kenzingen von 
Friesenheim nach Lahr verlegt werden möchte. Namentlich die »Handels- 
zunft von Lahr«, die sich im Laufe der Zeit unter den »Handclsschaften« 
rechts des Rheins eine angesehene Stellung errungen hatte, nahm sich leb- 
haft der Postfrage an. 

Als im Anfange des Jahres 1803 Frankreich allen seinen Untertanen 
verboten hatte. Geld mit über den Rhein zu nehmen, anscheinend um mög- 
lichst viel Geld zum Umschmelzen zusammenzubekommen, und als man 
sich daraufhin diesseits des Rheins zu Gegenmaßregeln rüstete, wurde auch 
die Handelszunft zu Lahr um ein Gutachten angegangen. Diese Ge- 
legenheit benutzte die Handelszunft, um gleichzeitig Klage über die schlechten 
Postverhältnisse zu führen. »Die Nachteile der Zeit« — so heißt es in 
dem Gutachten der Handelszunft vom 15. April 1803 — »sind für den 
Lahrer Handel um so empfindlicher, als derselbe ohnehin schon das Unglück 
hat, keine Poststation in der Stadt zu haben, und deswegen nicht nur für 
jeden Brief von der nächsten, nur eine Stunde davon entlegenen Poststation 
Friesenheim an, jederzeit 2 Kr. bezahlen muß, sondern außerdem noch die 
besonders bei Wechsclgeschäften und Handelsspekulationen äußerst wichtige 
Angelegenheit und Nachteil hat, daß man Briefe nie mit umgehender Post 
beantworten kann, und insbesondere die Schweizer Briefe drei volle Tage 
in den Händen des Lahrer Handelsmanns unbeantwortet liegen bleiben 
müssen: wäre es daher erlaubt, obigen Wünschen noch einen weiteren bei- 
zusetzen, so wäre gewiß der angelegentlichste dieser, daß eine ordentliche 
Poststation in Lahr möchte errichtet werden.« Nachdem hier der Wunsch 
nach einer eigenen Poststation zum ersten Male angedeutet worden war, 
verdichtete er sich alsbald zu einer besonderen, ausführlich begründeten 
Eingabe, die wir nachstehend im Wortlaute folgen lassen, da sie uns am besten 
ein Bild gibt, wie es mit den Verkehrs- und postalischen Verhältnissen von 
Lahr vor hundert Jahren aussah. 

Durchlauchtigster Kurfürst! 
Gnädigster Kurfürst und Herr! 

»Ermuntert durch die landesväterliche Unterstützung, welche bey 
Euer Kurfürstlichen Durchlaucht jedes Gesuch findet, das die Ver- 
vollkommnung öffentlicher Anstalten bezweckt, nehmen wir uns hier- 
mit die Freiheit, höchst dero Schutz selbst anzurufen, um eine Ein- 
richtung zu verbessern, die auf das Interesse eines jeden hiesigen 
Bürgers, vorzüglich aber des Handelsstandes, den wichtigsten Ein- 
fluß hat. 

Wie wir schon in dem unterthänigst erstatteten Bericht vom 15. 
dieß zu bemerken die Ehre hatten, vermissen, wir hier eine ordentliche 
Post Station, und statt unsere Briefe und Paqueter von Kenzingen 
und Offenburg unmittelbar zu empfangen, erhalten wir solche von 
der Post zu Friesenheim, einem abwärts gelegenen, nur eine Stunde 
von hier entfernten Dorfe, daher wir außer dem gewöhnlichen Porto, 
welches wir gleich anderen Orten nach der Post Taxe bezahlen, noch 
die besonderen Nachteile haben: 

1. Daß wir von jedem ankommenden Brief, er möge am Auf- 
gabeort frankiert worden sein oder nicht, zwey Kreutzer an den 
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hiesigen Postmeister extra entrichten müssen, welches den Handels- 
leuten, die eine starke Correspondcnz nahen, ziemlich beträchtliche 
neben Kosten verursacht. 

2. Daß wir von allen durch den Postwagen eingehenden Paqueter 
doppeltes Einschreibgeld für hier und für Friesenheim zu bezahlen 
haben. 

3. Daß uns für den Transport der Paqueter nur von hier nach 
Friesenheim, schwere Paqueter ausgenommen, die etwas milder taxiert 
werden, ein Kreutzer porto vom Pfund abgefordert wird. 

4. Daß wir von der fürstl. Taxischen Post, für, durch den Post- 
wagen anlangende und beim Postamt hieraufgebende Paqueter, wenn 
sie aus Nachlässigkeit zwischen hier und Fricsenheim verlohren gehen, 
keine Garantie haben, sondern uns einzig an den jeweiligen von dem 
Herrn Fürst von Taxis aufgestellten hiesigen Postexpeditor halten 
müssen. 

5. Daß wir bei Winterszeit die Unterländer Briefe oft nicht mit 
Umgang der Post beantworten können, weil die Unsrigen dahin, hier 
Dienstag, Donnerstag und Freytags früh um 9 Uhr, aufgegeben werden, 
die von daher Einlaufende aber Montags, Mittwochs und Donnerstags 
in Friesenheim oft Abends späth anlangen und also hier erst aus- 
getheilt werden, wenn die Post zum Abgehen schon wieder bereit ist, 
welches im Briefwechsel Zögerungen veranlaßt, die dem Handel großen 
Schaden bringen. 

6. Daß nur ein einziger Postbotte angestellt ist, der sowohl die 
Ober als die Unterländer Post von Friesenheim zu Fuß machen zu 
müßen, Theils weil in Friesenheim die Ankunft der Posten, bald 
früher, bald später erfolgt; die zurückgebliebene, dort Stunden lang 
erwartet, mithin die früher eingetroffene Briefe so lang zurück hält, 
daß sie entweder nur mit großer Anstrengung oder auch gar nicht 
mit Umgang der Post beantwortet werden können, des weitern Nach- 
thcils nicht zu vergessen, daß durch diesen Zeitverlust auch die Ver- 
packung und Versendung der Gühter und die Erfüllung anderer durch 
die Post einlaufender Aufträge verspätet wird und manche Fuhr- 
gelegenheit entwischt, die bei früherem Kenntniß, daß man ihrer be- 
dürfe, hätte benutzt werden können. 

7. Daß, weil die Lahrer Briefpost nur mittelst Friesenheim und 
Offenburg, und dieser Ort in Postsachen nur mit Rastatt communicirt, 
alle in Lahr aufgebende Briefe, wären sie auch blos nach Straßburg 
bestimmt, von Lahr über Friesenheim, Offenburg und Rastadt, und 
von da zurück nach Kehl gehen, und also eine Reiße von 21 Stund 
machen, während ein Fußgänger nur 6 Stund dahin braucht, woraus 
ein bey Wechsel und andern Handelsgeschäften sehr wichtiger Zeit 
Verlust entstehet, der die hiesige Handelsleute schon oft bewogen hat, 
ihre französische Briefe lieber unsichern Boten anzuvertrauen, als 
solche der so zweckwiedrig eingerichteten Post zu übergeben. 

8. Daß weil die für Lahr aus Frankreich über Straßburg kommende 
Briefe, gleichfalls von Kehl nach Rastadt geschickt und von da über 
Offenburg und Friesenheim hieher befördert werden, wie oben der- 
selben Vcrspätigung ausgesetzt sind, die unsere Briefe nach diesem 
Lande treffen. 

9. Daß unser Ort nur von denjenigen Reisenden besucht wird, 
die schon mit ihm in Verbindung stehen, oder Geschäfte anzuknüpfen 
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trachten, von so vielen aber unbesucht und unbekannt bleibt, die, 
wenn eine Post Station da wäre, geschehe es auch blos aus Neugierde, 
den kleinen, nur 15 Minuten anlangenden Umweg nicht scheuen 
würden, die Vortheile für Gastwirthe, Sattler, Wagner, Schmidt und 
anderer Gewerbe nicht zu gedenken, welche aus der Anwesenheit der 
Reisenden unausbleiblich hervorgingen. 

10. Daß bei dem nicht unbeträchtlichen Verkehr, worinnen Lahr 
mit dem Ausland stehet, und bei der regen Thätigkeit seiner Ein- 
wohner, keine gewisse Gelegenheit vorhanden ist, um sich in Ge- 
schwindigkeit von einem Ort an den andern zu begeben; da doch 
täglich der Fall eintrift zumal weil von Lahr aus eine Straße über 
den Schönberg nach Bieberach und Hausach. zwey Poststationen führt, 
das eine fahrende Post Beschäftigung erhielt. 

11. Daß die Karlsruher Zeitung, welche nun mancher Bürger 
seiner Geschäfte halber halten muß, und jeder Bürger, wäre es auch 
aus bloßer Neugierde, von nun an halten wird, jährlich fl. : 2 weiter 
als in allen übrigen Kurfürstlichen Ländern nehmlich fl. : 1 für die 
Offenburger und fl.: 1 für die Lahrer Post kostet. 

Dieß durchlauchtigster Kurfürst und Herr sind die so wesentlichste 
Benachtheiligungen, welche wir von der damaligen Posteinrichtung zu 
erdulden haben, und welche gänzlich verschwinden würden, wenn unter 
Aufhebung der zu nichts als Unordnungen führenden Friesenheimer 
Post, Lahr zu einer Post Station erhoben, das Verhältnis im Betreff 
der Francaturen, so wie es bisher mit Offenburg bestund, auf die 
Lahrer Post übertragen, und die Einrichtung getroffen würde, daß 
unsere nach Frankreich abgehende Paqueter und Briefe von Offenburg 
an, unmittelbar und ohne weiteren Umweg nach Kehl befördert 
würden. Brief-Posten und Postwägen nehmen alsdann ihren Weg 
über Lahr, das zwischen Kenzingen und Offenburg in der Mitte liegt, 
und so wie wir auf diese Weise unsere Paqueter direct erhielten und 
abschickten, so empfiengen und verschickten wir auch alle Oberländer 
Briefe unmittelbar über Kenzingen, und die über Kehl gehende fran- 
zösische und deutsche Briefe ohne Zeit -Verlust und Umweg über 
Offenburg; jene nach der Bergstraße aber bis Rastadt und zurück 
über Offenburg, ohne in Ansehung der francatur irgend eine sonstige 
Aendcrung hervorzubringen als daß in Frankfurth und an den andern 
Orten, wo es eingeführt ist, die Lahrer Briefe bis Offenburg und 
Friesenheim zu frankieren, solche alsdann bis Lahr frankiert werden 
müßten, während die in Lahr aufgebenden nach Frankfurth und nach 
solchen Orten, wohin bisher über Offenburg keine Francatur nöthig 
war, auch frankiert alsdann über Kehl laufen würden. 

Die augenscheinliche Vortheile, welche unsere gesammte Bürger- 
schaft und insbesondere der nicht unbeträchtliche hiesige Handels- 
stand von der unterthänigst vorgeschlagenen neuen Post Einrichtung 
zu genießen haben würden, laßen uns eine landesväterliche, gnädigste 
Erhörung mit Zuversicht hoffen, wenn an Euer Kurfürstlichen Durch- 
laucht hiermit unsere unterthänigste Bitte ergeht, höchst dieselbe 
gnädigst geruhen möchten, unter Aufhebung der Friesenheimer Post 
d. Stadt Lahr zu einer förmlichen Post Station für Reisende und 
fahrende Posten auf die angezeigte Art zu erheben, auch sofort 
gnädigst zu verordnen , daß die von Lahr nach Kehl abgehende 
Paquetter und Briefe fernerhin nicht mehr über Rastadt, sondern directe 
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und ohne allen Umweg von Offenburg nach Kehl befördert werden 
sollen. Lebenslänglich würden Euer Kurfürstlichen Durchlaucht wir 
diese höchste Gnade und Landes väterliche Fürsorge für unsern Wohl- 
stand in derjenigen tiefsten Verehrung unterthänigst verdanken, wo- 
mit wir ersterben« 

Lahr, den 23. May 1803. 

Euer Kurfürstlichen Durchlaucht 

unterthänigst treu 
gehorsamste Handelsleute daselbst. 

Ehe hierauf eine Antwort erfolgte, trat eine neue Einrichtung ins 
Leben, die nicht ohne Einfluß auf die weitere Entwicklung der Lahrer 
Postfrage blieb. »Die hochpreißliche Gencraldirektion der Kaiserlichen 
Reichspost« traf nämlich »zur Bequemlichkeit der höchsten Reichsstände 
und zum Nutzen des commercirenden und reisenden Publicums die Ein- 
richtung, daß mit der Briefpost auch Reisende und Paqueter befördert 
werden können« , und beauftragte »den kaiserlichen Reichs - Oberpost- 
Kommissarium Diez, zu dem Ende zwischen Frankfurt und Basel einen 
wöchentlichen viermaligen Courier de Malles (Paketpost) einzurichten«. 
Dieser Diez schloß u. a. auch mit dem Friesenhcimcr Posthalter Vollmar 
am 10. Juni 1803 einen Vertrag, durch den Vollmar sich verpflichtete, die 
Paketpost stets in drei Stunden nach Kenzingen und in eineinhalb Stunden 
nach Offenburg zu bringen, und als Entschädigung für die Fahrt von 
Friesenheim nach Kenzingen (die Strecke zu 1 '/, Post gerechnet) für das 
Pferd 1 fl. 15 kr. = 5 fl., für die Fahrt von Friesenheim nach Offenburg 
(zu 3 / 4 Post gerechnet) für das Pferd 45 kr. — 3 fl. oder für sämtliche 
acht Fahrten vierteljährlich 416 Gulden zugebilligt erhielt. Gleichzeitig 
wurde eine Verbindung zwischen Offenburg und Kehl-Straßburg hergestellt, 
was natürlich eine wesentliche Beschleunigung in der Beförderung der 
Sendungen nach Frankreich zur Folge hatte, weil jetzt Briefe usw. nach 
Straßburg und darüber hinaus nicht mehr bis nach Rastatt zu laufen 
brauchten, um dann endlich nach mehrstündigem Umwege gegen den Rhein 
hin zu gelangen. Gerade dies war in Lahr stets besonders lästig empfunden 
worden, und man hatte nicht selten Postsachen nach dem Elsaß lieber 
unzuverlässigen Boten anvertraut, als sie der Post zur Beförderung über 
Rastatt zu übergeben. 

Die Neueinrichtung der Paketpost beeinflußte naturgemäß auch den 
weiteren Fortgang der Verhandlungen wegen der Errichtung einer Post- 
station in Lahr. Zunächst wurde von dem Ober-Postkommissar Diez ein 
Gutachten zu der Lahrer Eingabe eingefordert. Diez sprach sich unterm 
16. Juni 1803 dahin aus, daß »bei der neuen Einrichtung auf den bedeu- 
tendsten Handlungsort zwischen Frankfurt und Basel, wie billig, die er- 
forderliche Rücksicht genommen und Lahr mit Straßburg und Frankfurt 
auf eine zweckmäßige Art in Verbindung gesetzt« werden müsse. Die 
Post könne nicht von Friesenheim nach Kenzingen abseits fahren, da 
l 3 / 4 Post schon viel, und daher der Umweg unratsam sei, zumal bei, der 
»schlechten Beschaffenheit der Chaußee in den ehemalig Nassauischen 
teritorio«. Die Post solle von Friesenheim nach Lahr verlegt werden, das 
ohnedies schön in der Mitte zwischen Offenburg und Kenzingen liege, so 
daß die Reisenden die gleiche Taxe wie bisher zu bezahlen haben würden; 
nur für die Extraposten solle eine Station in Dinglingen errichtet werden. 
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Nach Eröffnung der »Dauphine Straße« möge dann auch Post zwischen Lahr 
und Kehl gehen, eine Einrichtung, die den großen Vorteil haben würde, 
daß Reisende zwischen Basel und Straßburg ausschließlich auf deutschem 
Gebiete bleiben und das lästige und »enorme Barrieren« Geld ersparen 
könnten. So werde ein Reisender auch anstatt in acht starken Stunden 
über Offenburg in sechs schwachen Stunden über Lahr- Ichenheim nach 
Kehl kommen. 

Doch noch ehe dieses Gutachten eintraf, hatte die Regierung bereits in 
einer Sitzung vom 15. Juni über die Lahrer Posteingabe beraten und da- 
bei, von dem Gedanken ausgehend, daß bei Einrichtung einer neuen Post- 
station in Lahr u. U. die bisherige Friesenheimer Station beibehalten werden 
könne, den Beschluß gefaßt, das Oberamt Mahlberg solle mit dem Ober- 
amte Lahr in Verbindung treten und eine Lösung der Frage herbeiführen, 
bei der sowohl die Bedürfnisse Lahrs wie die des seitherigen Friesenheimer 
Posthalters berücksichtigt würden. 

Dieser Beschluß fand in Lahr wenig Beifall, und am 22. Juni ver- 
sammelte sich die Lahrer Handelszunft zum Unterschreiben von zwei Bitt- 
schriften in der Postfrage an das Lahrer Oberamt. In der ersten Bitt- 
schrift wurde ausgeführt, daß, wenn die Friesenheimer Poststation bestehen 
bleibe, sich eine in Lahr zu errichtende keineswegs rentieren werde, es 
müsse daher jene unbedingt aufgehoben werden. Vollmar solle entschädigt 
werden mit der neu zu errichtenden Ischenheimer Station, die, falls er nicht 
Lust habe, hinzuziehen, sein Sohn oder seine Tochter übernehmen möchte, 
oder er könne als Entschädigung auf einige Jahre die 2 kr., die von jedem 
Briefe erhoben würden, weiter erhalten, eine Entschädigung, die jährlich 
ungefähr 700 bis 800 fl. betrage. Die zweite Bittschrift nimmt Bezug auf 
das Gutachten des Ober - Postkommissars Diez und erklärt, daß man mit 
dessen Vorschlage ganz einverstanden sei, nur müsse man bitten, von einer 
Station in Dinglingen für Expreßposten abzusehen; die schlechten Wege 
bildeten kein Hindernis mehr, denn solche seien nicht mehr vorhanden. 
Alle früher so unbrauchbaren Wege seien mit Rheinkies überfahren und 
daher selbst bei ungünstigem Wetter leicht passierbar. Lahr solle die Post 
ohne Einschränkung erhalten, denn — so schließt die Bittschrift — »ein 
Ort ohne Schiffahrt und Landstraße, wie der unsrige. kann sich bloß durch 
Handel und Industrie emporheben; je weniger also die Lage uns beförder- 
lich ist, je sorgfältiger müssen wir jede Gelegenheit ergreifen, die zur Ver- 
mehrung unseres Wohlstandes einige Aussicht gibt«. Da einige Mitglieder 
der Handelszunft der zweiten Bittschrift nicht in allen Stücken zugestimmt 
hatten, legte das Lahrer Amt diese einstweilen beiseite und setzte sich dem 
Auftrage gemäß mit dem Mahlberger Amte in Verbindung. 

In seiner Zuschrift führte das Lahrer Amt aus, es sei nur natürlich 
gewesen, daß »die weltbekannte Gnade und landesväterliche Fürsorge 
Serenissimi Electoris den Wünschen Lahrs um die Verlegung der Post 
von Friesenheim nach Lahr« Gehör schenken würde, zumal »dadurch der 
Stadt Lahr Gelegenheit zur Ausdehnung ihrer Industrie, durch welche sie 
allein im Flor und nicht einen unbedeutenden Handel« habe, verschafft 
würde. Auch der »Hochfürstliche Taxische Hof« habe einsehen müssen, 
daß Lahr schlecht daran sei, da es »in Ansehung seiner Handelsverhält- 
nisse und seines Briefwechsels mancher anderen Stadt die Wage hält, 
welche in Postsachen alle Bequemlichkeit vereinigt, während Lahr gar 
keine genießt«. Als einst die Poststation errichtet worden sei, habe man 
mehr Wohlwollen für den badischen Ort Friesenheim gehabt, als für das 
»isolierte Naßau Üsingische Städtgen Lahr«, zumal es »im Anfang in 
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seinem Handel gar nicht wichtig« war. Allmählich aber sei die Friesen- 
heimer Station nur durch den Zufluß an Postsachen aus Lahr wichtig und 
einträglich geworden, und so sei es nur natürlich, daß nunmehr Lahr diese 
Station erhalte, umsomehr als auch die Errichtung einer Station in Dinglingen 
außer Betracht bleiben müsse. Für die letzte Behauptung wird sodann 
eine Reihe von Gründen angeführt, aus denen namentlich hervorzuheben 
ist, daß »die passagiers durch die Bequemlichkeit, die sie in Lahr auf der 
Post und in den Wirtshäusern finden würden, vollkommen satisfacirt und 
den kleinen Umweg nach Lahr sich nicht würden gereuen lassen, wo sie 
im Gegentheil im Dinglingen alle diese Vortheile entbehren und vielleicht 
oft lange Zeit auf Pferde warten müßten, daß in den meisten Reichs- 
ständischen Landen und gewiß bei minder beträchtlichen Orten als Lahr, 
z. B. Neustädten bei Langen Schwalbach usw. dergleichen Umwege, um 
einem Ort Nutzen u. Vortheile zu verschaffen, anzutreffen seien, ohne daß 
sich das reisende Publicum darüber beschwere, u. daß im Fall dasselbe über 
den Umweg von Dinglingen nach Lahr Beschwerde führen sollte, Serenissimus 
Elector so wenig wie der hochfürstlich Taxische Hof bei den vorliegenden 
conjuneturen nöthig habe darauf zu achten, besonders weil sie genau be- 
trachtet, unbegründet seien«. 

Sodann wendet sich die Zuschrift der Frage der Entschädigung Vollmars 
zu. Entweder er müsse nach Lahr ziehen und die Fahrpost übernehmen, 
während der seitherige Expeditor Eberlin die Briefpost behalte; dann könne 
er von da aus auch seine Güter in Friesenheim bebauen. Oder aber, wenn 
er »wegen der Religion« nicht nach Lahr wolle, könne er die Post in 
Ichenheim übernehmen und auch noch eine Entschädigung erhalten. Gehe 
er aber auf diese Vorschläge nicht ein, müsse er eben mit einer Summe 
entschädigt werden, wobei Diez zu Rate zu ziehen sei. Sei ein gütlicher 
Vergleich mit Vollmar unmöglich, so würde »von Oberamts oder von 
Regierungs wegen die Preßartition unter den Concurrenten« zu treffen sein. 

Das Oberamt Mahlbcrg gab nun nicht ohne weiteres ein Gutachten ab, 
sondern lud auf den 2. Juli 1803 Vollmar vor. Dieser erbat sich Auszug 
aus den Schriftstücken, um sie nach reiflicher Überlegung beantworten zu 
können. Schon am 11. Juli reichte Vollmar seinen Gegenbericht ein. Es 
ist nicht zu verwundern, daß dieser etwas gereizt ausfiel. Hätte doch die 
Entziehung der Poststation seine Einnahmen erheblich geschmälert. Er 
nennt den Vorschlag von Lahr eine »eigennützige und Localwidrige Kaprize«. 
Indes streift er erst am Schlüsse ganz kurz den Schaden, der ihm ent- 
stehen würde, nachdem sein Vater das Posthaus aus dem Orte an die 
Straße habe verlegen und dort ein Haus für 20 000 fl. habe kaufen müssen, 
und gibt sich den Anschein, als ob ihm mehr daran liege, daß nicht 
Friesenheim seinen Verdienst verliere. »Warum das Glück der Lahrer über- 
häufen, um die Wiesenheimer um ihr einziges und sehr mäßiges Stückchen 
Brot zu berauben?« Eifrig ist er bemüht, alle Klagen der Lahrer als unbe- 
gründet hinzustellen und nachzuweisen, daß eine Verlegung der Station 
von Friesenheim nach Lahr geradezu widersinnig wäre. Warum solle »das 
reisende Publicum 2 ganze Viertelsstationen von Dinglingen nach Lahr u. 
wieder zurück ganz umsonst u. aus der einzigen Ursache machen u. zahlen 
müssen, um das theure Lahr kennen zu lernen, damit ein paar Lahrer, denn 
mehr reisen doch nicht mit, kommoder und leichter aus ihrem aller Welt 
entlegenen Bergloch abfahren können! Daß hieße doch das Wohl von 
Tausi uden der Bequemlichkeit von wenigen Einzelnen, die ebenen und 
schnell leitenden Weg der äußerst aufhaltenden und alles zertrümmernden 
Gebirgsstraße und kurz: die alte gute Ordnung den fatalsten Eingebungen 
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eigennütziger Projecte aufopfern wollen !« Die Lahrer hätten keinen Grund 
zur Klage: »Volenti non fit injuria (Dem, der etwas selbst wollte, ge- 
schieht kein Unrecht, wenn's so gemacht wird)«. Da die Lahrer einst 
(1750) selbst um die Auftaxe von 2 kr. für den Brief eine Expedition nach 
Lahr haben wollten, so müßten sie sie jetzt auch tragen. Außerdem komme 
in Lahr auch die Weiterbeförderung der Post ins Gedränge, da sich da- 
selbst »sehr wenig Pferde finden und zu Dinglingcn fast lauter Ochsen 
sind«, so daß »bey angehäuften Couriers und Reisenden die ganz unent- 
behrlichen Aushilfspferde ermangeln müßten«. Wenn Lahr ohne die Post 
zu seiner Blüte gekommen sei, so solle es jetzt nicht jammern, daß ihm 
durch ihr Fehlen so große Nachteile entstünden. Wenn der Handel in 
50 Jahren solchen Aufschwung nahm, so könne man nicht wissen, ob 
es nach 50 Jahren noch »auf der gegenwärtigen Merkantil Stuffe stehen« 
würde. Indes ließ Vollmar es auch nicht ganz an Entgegenkommen fehlen. 
Er erklärte sich bereit, künftig um 1 kr. für den Brief und das Paket 
jede Post unmittelbar nach Lahr bringen zu lassen, solange Lahr eine be- 
deutende Handelsstadt bleibe. Alles in allem aber sprach er sich dahin aus: 
das Verlangen von Lahr sei selbstsüchtig und dem Reiseverkehr hinder- 
lich; der Stadt Lahr gebühre keine Station in der Hauptroutc, diese habe 
vielmehr in Friesenheim zu verbleiben. Denn »es ist kein erheblicher, ja 
kein Scheingrund vorhanden, der den Verlust der Friesenheimer Station 
rechtfertigen könnte«. 

Daraufhin gab das Oberamt Mahlberg unter Vorlegung der Vollmarschen 
Akten am 26. Juli 1803 sein Gutachten dahin ab, daß es auf die drei 
Fragen ankomme: 1. Ist es ein Nachteil für die Reisenden, wenn Friesen- 
heim beibehalten wird? 2. Soll die Station nach Lahr? 3. Ist die Verlegung 
leicht ausführbar? Zu 1 wird erklärt, daß Lahr, da es mehr im Mittel- 
punkte zwischen Offenburg und Kenzingen liege, als Station sehr zu emp- 
fehlen wäre, aber (zu 2) seien seit Einführung der »Couriers des Malles 
zwischen Frankfurt und Basel und der Dirigierung der Briefe nach Frank- 
reich über Offenburg (anstatt über Rastatt)« und durch das Anerbieten 
Vollmars, alle Posten unmittelbar nach Lahr zu befördern, die meisten Miß- 
stände, über die Lahr klage, behoben; und. da über Lahr ein Umweg von 
einer halben Stunde entstände, worüber sich besonders die Extrapost Reisenden 
beschweren würden, sei es doch zu überlegen, ob man Vollmar die Post- 
halterei nehmen solle, um so mehr, als (zu 3) Vollmar das Patent der Post- 
halterei habe und in keinem Falle bereit sei, auf sein Recht zu verzichten, 
so daß die Entschädigung mit großen Schwierigkeiten verknüpft sei. Das 
Oberamt Mahlberg kam daher zu dem Schlüsse, man solle, da die Posthalterei 
nicht erblich sei, mit einer Verlegung bis zu Vollmars Tode oder wenigstens 
so lange warten, bis Vollmar zur Abtretung gefügiger sei. 

Diese seine Äußerung schickte das Amt Mahlberg nicht an das Amt 
Lahr zurück, sondern unmittelbar an das Geheimratskollegium in Karls- 
ruhe. Letztes aber forderte zunächst vom Amte Lahr einen begutachtenden 
Bericht zu der Mahlberger Antwort ein, und das Amt Lahr wandte sich 
wiederum an die Lahrer Handelszunft mit der Bitte, binnen acht Tagen 
ein Gutachten abzugeben. So hatte die Handelszunft — am 4. Oktober 
1803 — nochmals Gelegenheit, sich eingehend mit der Postfrage zu be- 
fassen. In ihrem ausführlichen Berichte suchte sie namentlich die Schrift 
Vollmars in allen Punkten zu widerlegen: Wenn Vollmars Vater einst sein 
Haus inmitten des Dorfes habe abgeben und eines an der Straße anschaffen 
müssen, so habe das nicht einen Rückgang seiner Verhältnisse herbeigeführt; 
daran sei sein lockeres Leben schuld gewesen. Wenn der Sohn wieder 
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emporgekommen sei, so habe nicht geringe Schuld daran das Blühen der 
Post, was aber Lahrs Verdienst sei. Es sei doch nicht nötig, daß es, wie 
es vor 50 Jahren war, so immer bleibe. Damals habe die Summe der 2 kr. 
Aufporto nach Lahr nicht 50 fl. ergeben, jetzt seien es jährlich 1200 fl. 
(früher hatte es geheißen 700 bis 800 fl.). Warum solle Lahr mit seinem 
Schweiße zwei Posthalter erhalten? Die Station müsse in jedem Falle in 
Lahr selbst sein, da dadurch ein schnellerer Verkehr möglich sei. »Eine 
Menge der ergiebigsten Speculationen« — so heißt es weiter — »deren 
Gelingen bei schnell fallenden oder steigenden Preißen der verschiedenen 
Handlungs Artikels, öfters von einem Tage, bisweilen von einer Stunde 
abhängt, gehen dadurch für den Lahrer Handelsmann verloren. Es ist 
nicht selten das Werk eines Augenblicks, daß ein Handelsmann von einem 
bevorstehenden Banqueroutier noch eine beträchtliche Zahlung erzwingt 
oder fiel durch eine kluge Erstellung in d. Hände zu weiß; und wenn ist 
nicht bekanndt, wie sehr Wechselgeschäfte von Stunden u. Augenblicken 
abhängen. Alle diese Vorteile genießt der Lahrer Handelsmann bei der 
bisherigen Einrichtung nicht, alle diese durch Zeitverlust entstehende großen 
Nachtheile soll er sich willig gefallen lassen? Und alles dieses, wem anders 
als dem Posthalter Vollmar zu Ehren? Dieb" kann doch der Wille Seiner 
Kurfürstlichen Durchlaucht nicht sein, welche den Handel in höchst dero 
Staaten so sehr zu begünstigen u. empor zu bringen geneigt sind«. Friesen- 
heim verliere nicht sehr viel, wenn man ihm die Station nehme, »denn es 
ist ein sehr wohlstehendes Dorf an Bauern und Ackersleuten, die ihre sehr 
gute Nahrung vom Güterbau haben, folglich zu ihrem Wohlstand das Post- 
wesen sehr leicht entbehren können«, während Lahr die Post brauche, da 
»der Flor der Handlung u. Industrie darauf beruht«. Abgewiesen wird 
auch die Behauptung. Lahr sei ein »Weltentlegenen Berglochs«. Im Gegen- 
teil viele suchten es gerne auf usw. 

Was auf diese Eingabe veranlaßt wurde, ist leider aus den Akten nicht 
zu ersehen. Einen Erfolg scheint sie aber nicht gehabt zu haben. Denn 
am 9. Januar 1831 machte die Stadt von neuem den Versuch, die Post- 
station von Dinglingen, wohin sie offenbar unterdessen gekommen war. 
nach Lahr zu bekommen. Das Gesuch wurde aber abgewiesen, weil durch 
die Einrichtung einer doppelten Briefpostverbindung und durch die An- 
ordnung, daß der Postwagen wöchentlich zweimal nach Lahr fahre, alles 
geschehen sei, was bei der geographischen Lage von Lahr tunlich erscheine. 
Den Eilwagen könne man nicht nach Lahr gehen lassen, weil dadurch eine 
dem allgemeinen Postwesen nachteilige Verspätung entstehen würde. 

Erst im Jahre 1838 konnte das Bürgermeisteramt Lahr dem »Löblichen 
Handelsstand« unterm 12. Mai die Mitteilung machen, daß »Se. Königl. 
Hoheit der Großherzog gnädigst geruht, die bisher dahier bestandene Post- 
expedition zu einer Postverwaltung zu erheben und gleichzeitig daselbst 
eine davon getrennte Posthalterei zu errichten, welche mit dem 1. Juli d. J. 
in Wirksamkeit treten wird«. Zugleich schrieb der Bürgermeister, daß eine 
städtische Abordnung dem Großherzoge persönlich danken werde, und lud 
den Handelsstand ein, sich an dieser Abordnung zu beteiligen. 

Die wiederholte Bitte, auch die »Malles-Post« nach Lahr zu bekommen, 
wurde aber auch später noch (1840) abgelehnt. 
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Ausführungsbestimmungen zum schweizerischen Bundes- 
gesetze, betreffend die elektrischen Schwachstrom- und 

Starkstromanlagen. 

Durch Art. 3 des Bundesgesetzes, betreffend die elektrischen 
Schwach- und Starkstromanlagen vom 24. Juni 1902 (vgl. Archiv 
1903, S. 364) war der schweizerische Bundesrat angewiesen worden, die 
erforderlichen Vorschriften aufzustellen »zu tunlichster Vermeidung der 
Gefahren und Schädigungen, die aus dem Bestände der Starkstromanlagen 
überhaupt und aus deren Zusammentreffen mit Schwachstromanlagen ent- 
stehen«. Diese Vorschriften sind nach mehrjährigen Vorarbeiten vom 
Schweizerischen Bundesrat unterm 14. Februar 1908 erlassen und am 
1. März igoH in Kraft gesetzt worden. Die Vorschriften, durch die alle 
widersprechenden Verordnungen, insbesondere die Bestimmungen des Bundes- 
ratsbeschlusses vom 7. Juli 1899, betreffend allgemeine Vorschriften über 
elektrische Anlagen, aufgehoben worden sind, rinden auf neu herzustellende 
Schwachstromanlagen, Starkstromanlagen und elektrische Bahnen in vollem 
Umfang, auf bestehende Anlagen dagegen bei Erweiterungen, Umbauten 
usw. sowie in gefahrdrohenden Fällen Anwendung. Sie sind in vier Einzel- 
abteilungen gegliedert, deren wichtigster Inhalt im nachstehenden kurz an- 
gegeben ist. 

I. Vorschriften, betreffend Herstellung und Instandhaltung der elektrischen 

Schwachstromanlagen. 

Zur Sicherung der Leitungen und Apparate gegen Beschädigungen 
durch Starkstrom und atmosphärische Entladungen sind in der Regel Grob- 
sicherungen, Blitzschutzapparate und Feinsicherungen anzubringen, für deren 
Bauart und Anordnung bestimmte Vorschriften angegeben werden. 

Für die Erdung der Blitzschutzapparate der Schwachstromeinrichtungcn 
soll Kupferdraht von mindestens 7 qmm oder ein anderer gleichwertiger 
Leiter verwendet werden. Die Erdleitungen der Schwachstromapparate 
dürfen an Gebäudcbtitzableiter oder an Gasleitungen nicht angeschlossen 
werden. Für die Erdung der eisernen Tragwerke ist ein Kupferleiter von 
mindestens 25 qmm Querschnitt oder ein anderer gleichwertiger Leiter zu 
verwenden. Mit etwa vorhandenen Gcbäudeblitzableitern sind die auf Ge- 
bäuden angebrachten eisernen Tragwerke gut leitend zu verbinden. Als 
Erdelektroden haben haltbare Metallplatten von je '/s H" 1 gesamter Ober- 
fläche oder andere gleichwertige Metallmassen zu dienen. 

Die spezifische Bruchfestigkeit der Drahte darf nicht weniger betragen 
als 40 kg, 'qmm bei Bronzedrähten bis zu 6 mm Durchmesser, 120 kg/qmm 
bei Stahldrähten bis zu 5 mm Durchmesser und 40 kg/qmm bei Eisendrähten 
bis zu 6 mm Durchmesser. Drähte von weniger als 1,5 mm Durchmesser 
dürfen nicht verwendet werden. Der Durchhang der Drähte ist so zu 
wählen, daß bei den tiefsten in Betracht kommenden Temperaturen des 
Ortes unter Berücksichtigung des Eigengewichts noch mindestens dreifache 
Sicherheit gegen Drahtbruch vorhanden ist. 

Stangen aus Weichholz müssen im allgemeinen imprägniert sein. Bei 
Stangen aus besonders widerstandsfähigem Holze (Kastanie, Lärche usw.) 
kann die Imprägnierung unterbleiben. Für den Durchmesser der Weich- 
holzstangen ist ein Mindestmaß festgesetzt; Stangen von 8 m Länge z. B. 
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müssen am Fußende mindestens 18, am Kopfende mindestens 12 cm Durch- 
messer haben, Stangen von 12 m 22 und 14 cm und Stangen von 20 m 
30 und 16 cm. Unter Berücksichtigung des im ungünstigsten Sinne wirkenden 
Winddrucks und der stärksten Zugbeanspruchung durch die Leitungsdrähte 
müssen Tragwerke aus Holz mindestens vierfache, solche aus Eisen mindestens 
dreifache Sicherheit gegen Bruch bieten. 

Für Freileitungen auf Holzstangen dürfen in geraden Strecken folgende 
Höchstabstände nicht überschritten werden: 

für Linien bis iooqmm Gesamtleitungsquerschnitt 50 m Abstand, 

von 100 bis 200 qmm Gesamtleitungsquerschnitt 45 m , 
mit mehr als 200 qmm Gesamtleitungsquerschnitt 40 m 

Die tiefsten Punkte der untersten Schwachstromdrähte sollen sich, unter Be- 
rücksichtigung des durch die Schneelast verursachten Durchhanges, mindestens 
5 m über dem Boden befinden, soweit die Linien nicht längs der Eisenbahnen 
verlaufen. 

II. Vorschriften, betreffend Herstellung und Instandhaltung der elektrischen 

Starkstromanlagen. 

Diese Vorschriften enthalten genaue Bestimmungen über Maschinen- 
anlagen, Umformerstationen, Sammleranlagen, Schaltanlagen, Freileitungen, 
Hausinstallationen. Schwachstromanlagen der Starkstromunternehmungen u. a. 
Aus dem ausführlichen Inhalte verdient folgendes besonders erwähnt zu 
werden. 

Die Starkstromanlagen werden eingeteilt in Niederspannungsanlagen, 
bei denen die höchste Betriebspannung 1000 Volt Gleichstrom oder 1000 
effektive Volt Wechselstrom nicht überschreitet, und Hochspannungs- 
an lagen, bei denen die vorgenannten Spannungen überschritten werden. 
Für Niederspannungsanlagen, deren Betriebspannung 150 Volt überschreitet, 
sind mit Rücksicht auf die bei solchen Anlagen bestehenden Gefahren für 
das Leben noch gewisse Sondervorschriften erlassen. So muß z. B. in 
Maschinenräumen usw., in denen sich Anlagen von mehr als 150 Volt 
Spannung befinden, die »Anleitung zur Hilfeleistung bei durch elektrischen 
Strom verursachten LJnfällen« angeschlagen sein. Stromführende Teile 
dieser Anlagen dürfen nur von Standorten aus erreichbar sein, die von 
Erde isoliert sind. An Häusern befestigte Träger für Leitungen dieser 
Art, die ohne Anwendung besonderer Hilfsmittel erreicht werden können, 
müssen mit warnenden Aufschriften versehen sein. In Hausinstallationen 
darf die effektive Gebrauchspannung 500 Volt nicht übersteigen. Haus- 
installationen müssen so ausgeführt sein, daß Personen und Sachen nicht 
gefährdet werden. 

Der Durchhang der Freileitungen ist so zu wählen, daß auch bei 
den tiefsten in Betracht kommenden Temperaturen des Ortes unter Berück- 
sichtigung des Eigengewichts noch mindestens fünffache Sicherheit gegen 
Drahtbruch vorhanden ist. Die Bruchfestigkeit von Kupferdrähten soll bei 
3 mm Durchmesser 32 kg/qmm betragen; sie sinkt entsprechend der Zu- 
nahme der Drahtstärke bis auf 27 kg/qmm für Drähte von 8 mm Durch- 
messer. Der geringste Drahtdurchmesser beträgt für Niederspannungs- 
leitungen aus Kupfer oder anderem gleichwertigen Material 3 mm, für 
Hochspannungsleitungen 4 mm. 

Für die Abmessungen der Holz Stangen, für die Bruchfestigkeit der 
Tragwerke, für den Abstand der Holzstangen voneinander usw. gelten 
gleiche Bestimmungen, wie sie für Schwachstromanlagen erlassen sind. 
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Die Höhe der Niederspannungsdrähte über dem Boden soll in der Regel 
mindestens 5,5 m betragen. Die tiefsten Punkte der untersten Hoch- 
spannungsdrähte sollen sich mindestens 6 m und bei Kreuzungen und 
Parallelführungen mit Straßen, Fahrwegen und öffentlichen Plätzen min- 
destens 7 m über dem Boden befinden. Bei Kreuzungen der Hochspannungs- 
leitungen mit Straßen und Fahrwegen soll die Spannweite in der Regel 
nicht mehr als 25 m betragen. 

Wenn Hochspannungsleitungenmit Niederspann 11 ngsleitungen 
an demselben Gestänge geführt werden, sollen die Hochspannungs- 
leitungen oberhalb der Niederspannungsleitungen angeordnet werden. Zwischen 
beiden Arten von Leitungen soll ein Abstand von mindestens 1 m inne- 
gehalten werden , der bei Spannweiten von mehr als 50 m entsprechend zu 
vergrößern ist. 

Bei Parallelführungen und Kreuzungen von Hochspannungs- und 
Niederspannungskabeln muß jede Leitung für sich in Schutzkanäle aus 
einem die Wärme schlecht leitenden und schwer schmelzbaren Material wie 
Ton, Mauerwerk. Beton u. dgl.. eingelegt sein. 

Schwachstromleitungen, die zum Betriebe von Starkstrom- 
anlagen dienen, können an dem Tragwerke der letzten angebracht oder 
unterirdisch neben den Starkstromleitungen ausgelegt werden. ' Die Apparate 
und Einrichtungen müssen mit Schmelzsicherungen usw. ausgerüstet und so 
beschaffen und angeordnet sein, daß beim Übertritt von Starkstrom in die 
Leitungen Personen und Sachen dritter nicht unmittelbar gefährdet werden. 
Die Schwachstromfreileitungen sind unterhalb der Starkstromleitungen in 
einem Mindestabstande von 1 m zu führen. Schwachstromfreileitungen, die 
am Gestänge von Starkstromleitungen angebracht oder mit Starkstromkabeln 
in gemeinsame Schutzkanäle eingelegt sind, werden wie Niederspannungs- 
leitungen über 150 Volt behandelt. 

III. Vorschriften, betreffend Herstellung und Instandhaltung der ParallelfUhrungen 
und Kreuzungen von Schwachstrom- mit Starkstromleitungen und von elektrischen 

Leitungen mit Eisenbahnen. 

Der Bauherr einer neu herzustellenden, zu erweiternden oder abzu- 
ändernden elektrischen Anlage hat sich, sobald diese mit anderen elek- 
trischen Anlagen zusammentrifft, mit den Besitzern der letzten über die 
zur Vermeidung von gegenseitigen Betriebstörungen und Gefahren für 
Personen und Sachen zu treffenden Sicherungsmaßnahmen rechtzeitig 
schriftlich zu verständigen. Wird keine Verständigung erzielt, so ent- 
scheidet der Bundesrat. Bei Arbeiten an einer Schwachstrom- oder einer 
Starkstromanlagc sind alle zum Schutze der anderen gefährdeten Leitungen 
notwendigen Maßnahmen zu treffen. * 

Parallel führungen von Hochspannungs- und Schwachstromleitungen 
sollen tunlichst in einem Abstände von mehr als 20 m erfolgen, öffent- 
liche oder private Schwachstromleitungen mit Ausnahme der dem Betriebe 
der Starkstromanlagen dienenden Leitungen dürfen mit Hochspannungs- 
leitungen nicht an demselben Gestänge geführt werden, mit Niederspannungs- 
leitungen in der Regel nur dann, wenn die Schwachstromdrähte nur in 
geringer Zahl vorhanden sind. In diesem Falle sind die Schwachstrom- 
drähte unterhalb der Niederspannungsleitungen in einem Mindestabstande 
von 1 m anzuordnen. 

Kreuzungen zwischen verschiedenen elektrischen Anlagen sind tun- 
lichst zu vermeiden. Soweit die örtlichen Verhältnisse es gestatten, sind 
die Starkstromleitungen oberhalb der Schwachstromleitungen und recht- 
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winklig zu ihnen zu führen. Der Abstand der Überführungstragwerke von 
den untergeführten Drähten darf in der Regel nicht kleiner als 1,50 m sein. 
Der senkrechte Abstand zwischen den kreuzenden Leitungen darf bei 
Kreuzungen an gemeinschaftlichem Gestänge nicht weniger als 1 m be- 
tragen; bei Kreuzungen in freier Spannweite ist der Abstand je nach der 
Entfernung der Kreuzungstelle vom näherliegenden Überführungstragwerk 
entsprechend zu vergrößern. Überführungspannweiten dürfen in der Regel 
nicht mehr als 50 m betragen. Die absolute Bruchfestigkeit der Drähte 
muß für Spannweiten bis 50 m mehr als 180 kg betragen; bei etwaigen 
größeren Spannweiten sind Drähte von größerer Bruchfestigkeit zu ver- 
wenden. 

Werden Hochspannungsleitungen über Schwachstromleitungen hinweg- 
geführt, so ist 50 cm unterhall) der Hochspannungsleitungen noch ein 
Schutzdraht von 4 mm Durchmesser anzubringen. Überführungen von 
Hochspannungsleitungen über Schwachstromdrähte an gemeinschaftlichem 
Gestänge sind nur ausnahmsweise unter besonderen Bedingungen gestattet. 
Werden die Schwachstromleitungen über Hochspannungsleitungen hinweg- 
geführt, so sind entweder besondere Schutzvorrichtungen (geerdete Schutz- 
netze von vorgeschriebener Bauart) anzubringen, oder es gelten noch fol- 
gende Bestimmungen. Die kleinste absolute Bruchfestigkeit und die höchst- 
zulässige Spannweite sollen 380 kg für Spannweiten bis zu 40 m und 
600 kg für Spannweiten bis zu 60 m betragen. Der Durchhang der Drähte 
muß bei den tiefsten in Betracht kommenden Temperaturen des Ortes unter 
Berücksichtigung des Eigengewichts noch mindestens fünffache Sicherheit 
gegen Drahtbruch bieten. An den Drähten darf nur gearbeitet werden, 
wenn die untergeführten Hochspannungsleitungen allpolig ausgeschaltet sind. 

Werden Niederspannungsleitungen von 500 bis 1000 Volt Spannung 
über Schwachstromleitungen hinweggeführt, so ist unter den Niederspannungs- 
leitungen ein Schutzdraht nach den für Hochspannungsleitungen gegebenen 
Vorschriften anzubringen. Verlaufen die Schwachstromleitungen oberhalb, 
so müssen sie mindestens einen Durchmesser von 2 mm und eine Bruch- 
festigkeit von mehr als 180 kg besitzen. Der Durchhang der Drähte ist 
so zu wählen, daß fünffache Sicherheit gegen Bruch vorhanden ist. Auch 
die Niederspannungsleitungen müssen bei Arbeiten an den Schwachstrom- 
drähten allpolig ausgeschaltet sein. 

Bei Parallelführungen und Kreuzungen unterirdischer Starkstrom- und 
Schwachstromleitungen sollen die Starkstromkabel, wo sie weniger als 
30 cm von den Schwachstromkabeln entfernt sind, in besondere gedeckte 
Schutzkanäle aus schlecht leitendem Material (Ton, Zement, Asphalt u. dgl.) 
verlegt werden. 

Hinsichtlich der Kreuzungen von Eisenbahnen durch elektrische 
Leitungen sind noch kurz folgende besonderen oder abweichenden Be- 
stimmungen zu erwähnen. 

Hochspannungsleitungen dürfen nur an eisernen Tragwerken übergeführt 
werden. Tragwerke aus Holz oder Eisen müssen mindestens vierfache 
Sicherheit gegen Bruch bieten. Werden Schwachstrom- oder Starkstrom- 
leitungen über elektrische Bahnen mit oberirdischer Kontaktleitung hinweg- 
geführt, so muß die absolute Bruchfestigkeit bei Spannweiten bis zu 30 m 
380 kg, bis zu 40 m 600 kg und bis zu 50 m 800 kg betragen. Wird aus- 
nahmsweise eine größere Spannweite zugelassen, so müssen mindestens 
1,5 m oberhalb der Kontaktleitung Schutzdrähte von nicht weniger als 
5 mm Durchmesser und 800 kg absoluter Bruchfestigkeit angebracht 
werden. 
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IV. Vorschriften, betreffend Herstellung und Instandhaltung der elektrischen 

Einrichtungen elektrischer Bahnen. 

Aus diesen Vorschriften, die Bestimmungen über die Leitungen und 
Apparate, das rollende Material sowie den Betrieb enthalten, ist folgendes 
erwähnenswert. 

Für Starkstromanlagen, die zum Betriebe von Eisenbahnen dienen, ist 
die höchste zulässige Spannung durch die Vorschriften nicht begrenzt, 
sofern ausreichende Maßnahmen getroffen werden, um eine Gefährdung von 
Personen und Sachen sowie des Bahnbetriebs zu verhüten, und sofern die 
elektrischen Einrichtungen nur geschultem Personal zugänglich sind. 

Der Durchhang ist so zu wählen, daß die Leitungsdrähte mindestens 
fünffache Bruchsicherheit besitzen. Die Bruchfestigkeit der Drähte soll 
bis 65 qmm Querschnitt 35 kg/qmm, darüber 32 kg/qmm betragen. Kontakt- 
drahtleitungen aus Kupfer sollen einen Durchmesser von mindestens 6 mm 
haben. Die Tragwerke aus Holz oder Eisen müssen mindestens vierfache 
Sicherheit gegen Bruch bieten. Der Abstand der Aufhängepunkte des 
Kontaktleitungsdrahts in geraden Strecken soll in der Regel nicht mehr 
als 35 m betragen. 

Werden die Gleisschienen zur Stromleitung benutzt, so müssen sie 
miteinander dauerhaft gut leitend verbunden werden. Unterirdische Rück- 
leitungen können blank und ohne weiteren Schutz verlegt werden. 

Der Zustand aller elektrischen Anlagen ist von Zeit zu Zeit nach- 
zuprüfen. Uber diese Prüfungen sind Aufzeichnungen zu führen. 



Die Unterwassertunnel New Yorks. 

Wohl in keiner Großstadt ist die Lösung der Aufgabe, schnelle und 
zuverlässige Verbindungen zwischen dem Hauptort und seinen Vor- und 
Nachbarorten zu schaffen, schwieriger als in New York mit seiner gewaltig 
wachsenden Bevölkerung und seinen örtlichen Verhältnissen, die dem Aus- 
bau der gewöhnlich für den Ortsverkehr großer Städte dienenden Verkehrs- 
einrichtungen aufs äußerste hinderlich sind. Die eigentliche Stadt, in der 
sich die Geschäftsviertel befinden, liegt bekanntlich auf einer schmalen Land- 
zunge, die den Namen Manhattan führt und auf der Ostseite von einem 
schmalen Meeresarme, dem East River, auf der Westseite von dem außer- 
ordentlich breiten Hudsonflusse begrenzt wird. Jenseits des Hudson liegen 
die Orte Jersey City und Hoboken, während sich jenseits des East River 
auf Long Island der Stadtteil Brooklyn ausbreitet. Alle diese Stadtteile 
haben eine starke Bevölkerung, die zum großen Teile ihren Erwerb in New 
York sucht, so daß sich täglich in den Morgenstunden ein gewaltiger Menschen- 
strom nach Manhattan ergießt, der abends wieder zurückflutet. Um diesen 
Verkehr, der besonders auf der Ostseite immer mehr wuchs, in geregelte 
Bahnen zu lenken, hatte man sich schon frühzeitig entschlossen, den East 
River durch große, des Schiffsverkehrs halber hoch über dem Wasser 
liegende Hängebrücken zu überspannen, die nicht nur den Fußgänger-, 
sondern auch den Bahnverkehr vermitteln. Seit 1883 ist die berühmte 
Brooklynbrücke, und seit 1903 die etwa 2 km nördlicher gelegene Williams- 
burgbrücke in Betrieb (Archiv 1903, S. 417). Eine dritte Hängebrücke, die 
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sog. Manhattanbrücke, die einige hundert Meter nördlich von der Brooklyn- 
brücke über den East River führen wird, ist in der Herstellung begriffen, und 
man hofft, sie im Sommer 191 1 dem Verkehr übergeben zu können. Die 
Uberbrückung des Hudson jedoch, der an den in Betracht kommenden 
schmälsten Stellen noch etwa 1,5 km breit ist und von den größten See- 
schiffen befahren wird, scheint unüberwindliche Schwierigkeiten zu bieten, 
wenigstens ist ein in den neunziger Jahren des vorigen Jahrhunderts auf- 
getauchter, ernstlich erwogener Plan nicht zur Ausführung gekommen. Auf 
dem Hudson hat sich daher ein ungeheuerer Fährenverkehr entwickelt, der 
durch Hunderte von Flußdampfern von zum Teil ganz bedeutender Größe 
vermittelt wird; so soll z. B. binnen kurzem ein Dampfer in Dienst gestellt 
werden, der 5000 Personen fassen kann. Neben dem mächtigen Ortsver- 
kehr ist ferner ein starker Durchgangsverkehr vorhanden, da vier wichtige, 
aus dem Süden und dem Westen kommende Eisenbahnlinien in Jersey City 
enden, deren Reisende und Güter in der Hauptsache ebenfalls auf die 
Fähren übergehen. Bei den Schwierigkeiten, die sich einer stets zuver- 
lässigen und pünktlichen Abwicklung des Fährverkehrs entgegenstellen, be- 
sonders zu den Jahreszeiten, in denen starker Nebel und Eisgang auftreten, 
hatte sich das Bedürfnis nach einer besseren, besonders von den Zufällig- 
keiten der Witterung unabhängigen Verbindung schon längst fühlbar ge- 
macht. Nach Lage der Verhältnisse konnte das Ziel nur durch Herstellung 
von Tunneln erreicht werden. 

Obwohl der Plan einer Tunnelverbindung bereits vor mehr als drei 
Jahrzehnten gefaßt wurde (vgl. Archiv 1877, S. 123, 1880, S. 253. 1883, 
S. 715), brachte doch erst das Jahr 1908 die Verwirklichung. Am 25. Fe- 
bruar wurde der erste Tunnel unter dem Hudson unter großen Feierlich- 
keiten dem Betrieb übergeben. Die Vorgeschichte dieses, nunmehr 
glücklich vollendeten Werkes bildet eine lange Reihe von Enttäuschungen 
und Fehlschlägen; mehrere Unternehmer sind dabei zugrunde gegangen. 
Der erste Entwurf, mit dessen Ausführung 1874 begonnen wurde, sah 
einen Tunnel aus Hartbrandsteinen vor, der ursprünglich nur dazu 
dienen sollte, die von der Westseite des Hudson kommenden Fernzüge 
nach New York hineinzuführen. Der Tunnel sollte im Lichten 5,5 m 
hoch und 4.9 m breit sein; die Entfernung von der tiefsten Stelle des 
Flußbetts bis zum Tunnelgewölbe war auf mindestens 6 m berechnet. 
Bei den Herstellungsarbeiten, die gleichzeitig von beiden Seiten in Angriff 
genommen wurden, benutzte man anfangs nur Druckluft. Der Gebrauch 
des Brustschildes, das jetzt allgemein für Arbeiten dieser Art in Anwendung 
kommt und eine außerordentliche Erleichterung und größere Sicherheit in 
der Ausführung gewährt, war damals noch unbekannt. Man ging in der 
Weise vor, daß das in der Tunnel richtung vor den Senkkästen oder bei 
weiterem Fortschreiten des Baues vor den schon fertiggestellten Teilen 
liegende Erdreich auf eine kurze Strecke in entsprechender Weite ausge- 
hoben, die Höhlung sodann mit kreisbogenförmigen Eisenplatten bekleidet, 
und schließlich das mehr als 60 cm starke Mauerwerk hergestellt wurde. Nach- 
dem man weiter unter dem Flusse vorgedrungen war, und die Stärke der Erd- 
schicht zwischen Tunneldccke und Flußbett abgenommen hatte, ging man 
dazu über, vom Ende der ausgemauerten Tunnelstrecke in deren Achsen- 
richtung ein mehrere Fuß im Durchmesser haltendes Eisenrohr vorzutreiben. 
Wenn dies bis auf passende Entfernung geschehen war, wurde das umliegende 
Erdreich ausgehöhlt, wobei man es durch starke strahlenförmig auf das 
Rohr aufgesetzte Streben absteifte. Einem Bruche der Tunneldecke glaubte 
man durch den Gegendruck der Preßluft, unter der die Arbeiten ausgeführt 
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wurden , vorbeugen zu können. Diese Hoffnung erwies sich jedoch als 
trügerisch; im Jahre 1880 erfolgte ein gewaltiger Wasserdurchbruch, der 
auch den Verschluß der Luftdruckkammer zertrümmerte, so daß 20 Arbeiter 
darin ihr Leben einbüßten. Damit fand das Unternehmen, dem man in 
Fachkreisen mißtrauisch gegenüberstand, nach Herstellung von rund 600 m 
Tunnelstrecke vorläufig seinen Abschluß, da die vorhandenen Gelder verbraucht 
und neue nicht aufzubringen waren. Etwa ein Jahrzehnt ruhten die Arbeiten, 
bis sie 1890 von einer mit englischem Gelde gegründeten Gesellschaft von 
neuem aufgenommen wurden. Aber auch diese vermochte das Werk zu keinem 
gedeihlichen Ende zu führen, obwohl sie durch Benutzung des Brustschildes 
ein wesentlich verbessertes technisches Verfahren zur Anwendung brachte. 
Nachdem sie etwa 1200 m des Tunnels fertiggestellt hatte, sah sie sich wie 
ihre Vorgängerin infolge finanzieller Schwierigkeiten zur Aufgabe der 
Arbeiten gezwungen. Der Mißerfolg war wohl hauptsächlich dem Umstände 
zuzuschreiben, daß man das Unternehmen von vornherein für verfehlt hielt, 
weil man glaubte, der Rauch und die Verbrennungsgase der für den Eisen- 
bahnbetrieb damals allein in Betracht kommenden Dampflokomotiven würden 
den Verkehr im Tunnel außerordentlich erschweren, wenn nicht ganz un- 
möglich machen. 

Durch die Erfolge ermutigt, die um die Wende des Jahrhunderts mit 
der elektrischen Zugbeförderung erzielt worden waren, bildete sich im Jahre 
1901 die jetzige Gesellschaft, die »Hudson and Manhattan Railroad Com- 
pany«, um das Werk zum dritten Male in Angriff zu nehmen. Von da ab 
stand das Unternehmen unter einem glücklicheren Sterne. Die Arbeiten zur 
Weiterführung der bereits fertiggestellten Tunnelstrecke, die von der alten 
Gesellschaft billig übernommen worden war, schritten zunächst langsam, aber 
stetig vor. Nur eine Stelle unter dem Flusse, wo ein breiter Felsengrat 
sich dem vordringenden Brustschilde entgegenstellte, bereitete ernstliche 
Schwierigkeiten. Nachdem diese glücklich überwunden waren, konnte das 
kühne Werk als durchgeführt gelten. Alsbald steckte sich die Gesellschaft 
weitere Ziele und beschloß, New York mit Jersey City, Hoboken und 
Brooklyn durch ein ganzes Netz von Unterwassertunneln zu verbinden. 
Jetzt ist dieses großartige Unternehmen, das mit einem zahlreichen Arbeiter- 
personal in aller Stille, aber um so kräftiger gefördert wurde — zu Zeiten 
waren mehr als 6000 Personen dabei beschäftigt — , nahezu vollendet. 
Insgesamt sollen ein einfacher und zwei Doppeltunnel unter dem Hudson 
sowie ein einfacher und ein Doppeltunnel unter dem East River hergestellt 
werden (vgl. die umstehende Zeichnung*). 

Der am 25. Februar fertiggestellte, gewöhnlich als Oberstadttunnel be- 
zeichnete Teil des Netzes führt als Doppeltunnel von der 15. Straße in 
Jersey City nach der Mortonstraße in New York und von da weiter zur 
Christopherstraße. Hier tritt eine Gabelung ein; ein Zweig, der noch im 
Bau begriffen ist, geht nach Osten weiter bis zu der bestehenden Unter- 
grundbahn , der andere Zweig läuft in nördlicher Richtung unter der 
6. Avenue bis zum Tunnel der Pennsylvania-Eisenbahn, der als nördlichster 
der Tunnelzweige von Hoboken aus unter dem Hudson, Manhattan und 
dem East River hindurch nach Long Island führen soll. Die Gesamtlänge des 
.Oberstadttunnels beträgt etwa drei englische Meilen; er enthält acht Sta- 
tionen , von denen sieben in New York liegen. In der Nähe des Schnitt- 



*> Die Zeichnung sowie die hauptsächlichsten übrigen Angaben sind dem 
Scientific American entnommen worden. 
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punkts mit dem Tunnel der Pennsylvania- Eisenbahn wird für diese ein 
neuer großer Bahnhof angelegt werden, nach dessen Fertigstellung der 
jetzige Endbahnhof in Jersey City aufgehoben werden soll. Ein weiterer 
Doppeltunnel — zur Unterscheidung von dem ersten auch Unterstadttunnel 
genannt — durchquert etwa eine englische Meile weiter südlich den Hudson. 
Er geht vom Endbahnhofe der Pennsylvania-Eisenbahn aus und führt zu 
einer zwischen der Cortlandt- und der Fultonstraße auf Manhattan in der 
Nähe des Broadway gelegenen Endstation, die durch einen Tunnel für 




Fußgänger mit der Untergrundbahn Verbindung erhalten wird. Die 
Leistungsfähigkeit des Ober- und des Unterstadttunnels ist auf eine Million 
Personen täglich geschätzt. In Jersey City werden die beiden Tunnel durch 
einen Doppeltunnel miteinander verbunden werden, der parallel dem Hudson 
verläuft und die Bahnhöfe der Lackawanna-, der Erie-, der Pennsylvania- 
und «ler New Jersey Centrai-Eisenbahn berührt. Mit Einschluß eines von 
der Südspitze Manhattans nach Brooklyn führenden Tunnels wird das 
Tunnelnetz der Hudson und Manhattan Gesellschaft 18 englische Meilen 
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umfassen. Die gesamten Kosten sind auf 72 Millionen Dollars ver- 
anschlagt. 

Bei der Ausführung der Anlage ist die Erzielung der größten Sicherheit 
für den Betrieb sowie für die Fahrgäste in erster Linie bestimmend ge- 
wesen. Die Doppeltunnel bestehen aus getrennten Rohrsträngen und sind 
wie die Einzeltunnel nach dem Stahlringsystem hergestellt; die Stahlringe 
sind mit starken Bolzen zusammengefügt und innen mit Beton verkleidet. 
Die lichte Weite der Tunnelröhren beträgt 15 Fuß 3 Zoll, sie werden von 
dem Flußbette durch Gestein- und Erdschichten getrennt, deren Stärke 
zwischen 20 bis 40 Fuß wechselt. Getrennte Tunnel hat man hauptsächlich 
mit Rücksicht auf die Druck- und Saugwirkung der Züge gewählt, die die 
schlechte Luft aus den Tunneln herausdrücken und frische nachsaugen. 
Künstliche Lüftungsanlagen, die nach Bedarf in Tätigkeit gesetzt werden 
können, sorgen ferner dafür, daß sich keine schlechte Luft in den Tunneln 
ansammeln kann. 

Bemerkenswerte Neuerungen weisen die für den Verkehr in den Tunneln 
bestimmten Wagen auf. Sie sind für elektrischen Antrieb eingerichtet, 
feuersicher aus Stahl gebaut und können 50 Personen fassen. Große 
Schiebetüren befinden sich in der Mitte und an beiden Enden der Wagen, 
wodurch das Ein- und Aussteigen sehr erleichtert und beschleunigt wird. 
Die Türen werden durch eine Vorrichtung, zu deren Betätigung Druckluft 
dient, geöffnet und geschlossen. Das Zeichen zur Abfahrt wird dem 
Wagenführer durch ein elektrisches Blitzlicht gegeben; die selbsttätig wir- 
kende Einrichtung ist so getroffen, daß das Signal erst erscheinen kann, 
sobald alle Türen des Zuges fest geschlossen sind. Während der Haupt- 
verkehrsstunden sind die Züge aus acht Wagen zusammengesetzt und folgen 
einander in Zeiträumen von i'/ 2 Minuten. 

Zur Erhöhung der Betriebsicherheit sind ferner Einrichtungen getroffen 
worden, die selbsttätig ein Anhalten der Züge ermöglichen. Die auf der 
Strecke verteilten Signale, die durchschnittlich einen Abstand von etwas 
mehr als 100 m haben, zeigen: freie Fahrt, vorsichtige Fahrt oder Halt 
an. Da ein Überfahren des Halt-Signals bei der engen Zugfolge leicht 
verhängnisvoll werden kann, ist jedes dieser Signale so ausgebildet, daß der 
anzuhaltende Zug ohne Zutun des Führers zum Stillstande gebracht wird. 
Zu dem Zwecke sind zwei bewegliche Arme, je einer auf jeder Seite des 
Gleises, angebracht. Steht das Signal auf Halt, so sind die Arme in die 
Höhe gerichtet und kommen mit dem Hebel eines Ventils in Berührung, 
das in der Rohrleitung der Luftbremse des Zuges liegt. Das Ventil wird 
dadurch geöffnet, und die Bremsen treten in Tätigkeit, so daß der Zug 
zum Stehen kommt. Zeigt das Signal wieder freie Fahrt an, so werden 
die beweglichen Arme durch einen Elektromotor in eine Stellung gebracht, 
die den Ventilhebel freigibt. Sobald der Zug den nächsten Blockabschnitt 
erreicht hat, nehmen die Arme durch ihr Eigengewicht die Haltestellung 
wieder ein. Alle Wagen tragen auf jeder Seite — an der einen vorn, an 
der anderen hinten — ein Ventil, wodurch eine doppelte Sicherheit gegeben 
ist. Die Signaleinrichtung dient ferner dazu, etwaige Schienenbrüche selbst- 
tätig anzuzeigen; auch in solchen Fällen erscheint das Halt -Signal von 
selbst, und gleichzeitig geht die Anhaltevorrichtung in die Arbeitstellung 
über. 

Um den Wagenführer in jedem Augenblicke darüber unterrichtet zu 
halten, wo er sich im Tunnel befindet, ist in dem Führerstand eine auf 
Glas aufgetragene Zeichnung der Strecke vorhanden. Der ganze Schienen- 
strang ist darin durch eine Reihe kleiner elektrischer Glühlampen bezeichnet, 
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die hinter der Zeichnung und der Glasplatte angebracht sind und mit den 
einzelnen Gleisstrecken in Verbindung stehen. Die Lampen der Strecken- 
abschnitte, auf denen sich der Zug nicht befindet, leuchten hell .in grünem 
Lichte, wahrend die Lampe des Abschnitts, den der Zug gerade befährt, 
erlischt. An dem Fortschreiten der dunkelen Stelle auf dem Streckenbilde 
läßt sich die Bewegung des Zuges genau verfolgen. 

Von den Bahnhöfen zeichnet sich der für den Unterstadttunnel auf 
Manhattan angelegte durch seine gewaltigen Abmessungen und seine Ein- 
richtungen aus. Wie erwähnt, liegt er zwischen der Cortlandt- und der 
Fultonstraße, seine Länge mit den Zugängen beträgt fast iooo Fuß, und 
die Breite 150 Fuß. Die Herstellung war besonders schwierig, da er 
fast ganz aus Felsen ausgesprengt werden mußte. Er umfaßt drei Stock- 
werke unter der Erdoberfläche; das oberste, zu dem man auf Treppen, 
schiefen Ebenen und Aufzügen gelangt, enthält Wartesäle, Telegraphen- 
und Fernsprechräume. Restaurants und den sonstigen Zubehör einer großen 
Bahnstation. Darunter befinden sich die Bahnsteige und Bahngleise, zu 
denen Treppen und Aufzüge führen. In dem untersten Stockwerk endlich 
ist das Kraftwerk untergebracht. Die Tunnelgleise, die in Schleife durch 
den Bahnhof geführt sind, verzweigen sich in ihm zu fünf parallelen 
Gleisen , von denen je zwei durch einen Bahnsteig getrennt sind. Da die 
Wagen auf beiden Seiten Türen haben, können sie gleichzeitig Fahrgäste 
auf dem Bahnsteige der einen Seite absetzen und neue von dem Bahn- 
steige auf der anderen Seite aufnehmen, ohne daß es zu irgendwelchen 
Belästigungen kommt. 

Die Vollendung des ganzen großartigen Tunnelnetzes ist binnen kurzem 
zu erwarten. Die Stadt New York hat sich bei Erteilung der Genehmigung 
an die ausführende Gesellschaft vorbehalten, nach Ablauf von 25 Jahren 
die gesamten Tunnelanlagen gegen Erstattung des Wertes in ihren Besitz 
zu übernehmen. 



LITERATUR 

Verkehrsgeographie, bearbeitet von Dank wort, Ober-Postinspektor 
in Potsdam, und Dr. Bersu, Oberlehrer in Berlin. Zweiter Teil, 
Postgeographie, bearbeitet von Dank wort, Ober-Postinspektor. 
Preis 2 Mark. 

Rechtskatechismus für Post- und Telegraphenbeamte von 
Max Andersch, Ober - Postpraktikant. Erster Teil, Post- 
gesetz und Eisenbahnpostgesetz. Preis 2 Mark. 

Die beiden Werkchen bilden die Bände 4 und 5 der in Carl Heymanns 
Verlag in Berlin erscheinenden »Postalischen Handbibliothek«. Die Dank- 
wortsche Postgeographie behandelt denjenigen Teil der Erdkunde, der 
für den praktischen Postdienst vorwiegend in Betracht kommt. Die Bahn- 
posten im Deutschen Reich und die Eisenbahnkurse in Deutschland werden 
ausführlich aufgezählt; daran schließen sich Ubersichten über die wichtigsten 
durchgehenden Verbindungen innerhalb Deutschlands und die wichtigsten 
Verbindungen im ausländischen Verkehr. Aus dem sonstigen Inhalte seien 
die Aufzählung der deutschen und fremden Dampfschiffahrtsgesellschaften 
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sowie der wichtigsten Telegraphen- und Fernsprechverbindungen, ferner die 
Ausführungen über das Reichskursbuch, die Postleithefte und die sonstigen 
Leitbehelfe hervorgehoben. Da das Buch mit Sorgfalt bearbeitet ist, 
erscheint es geeignet, als zweckentsprechendes Hilfsmittel namentlich bei der 
Vorbereitung auf die postalischen Fachprüfungen zu dienen. Doch werden 
diejenigen, die aus dem Buche Nutzen ziehen wollen, die Heranziehung 
sonstiger Hilfsmittel, insbesondere geeigneter Karten, nicht versäumen 
dürfen. 

Auch der Rechtskatechismus für Post- und Telegraphen- 
beamte von Andersch wendet sich in erster Linie an die in der Vor- 
bereitung auf die Fachprüfungen befindlichen Beamten, denen er die Arbeit 
des Sammeins des Rechtsstoffs ersparen will ; darüber hinaus will der Rechts- 
katechismus allen Amtsgenossen zur Auffrischung und Erweiterung der 
Rechtskenntnisse, als Nachschlagebuch bei Beurteilung von Linzelfällen usw. 
dienen. Das vorliegende erste Bändchen des Katechismus behandelt ins- 
besondere das Postgesetz und das Eisenbahnpostgesetz, geht zugleich aber 
auf verschiedene allgemeine Rechtsbegriffe, auf die Hauptdaten aus der 
Geschichte der deutschen Postgesetzgebung und die verfassungsmäßigen 
Bestimmungen über das Post- und Telegraphenwesen ein. Der Verfasser 
ist mit Fleiß bemüht gewesen, aus den Dienstvorschriften und aus der 
Fachliteratur alles Sachdienliche herauszuholen; manchmal freilich hat man 
den Eindruck, daß sich der Verfasser ohne Schaden für die Deutlichkeit 
kürzer hätte fassen können. Die Begriffsbestimmungen, die in dem vor- 
liegenden ersten Bändchen des Rechtskatechismus gegeben werden, sind 
namentlich in dem allgemeinen Teile nicht immer ganz glücklich. Ferner 
finden sich hier und da Irrtümer und L T ngenauigkeiten. Beispielsweise ist 
es nicht zutreffend, daß der Reichstag beim Abschlüsse von Verträgen 
mit fremden Staaten mitzuwirken hat. die sich auf Gegenstände beziehen, 
welche der Reichsgesetzgebung unterliegen; ebenso trifft es nicht zu, daß 
sich das Recht Bayerns und Württembergs zum Abschlüsse von Verträgen 
mit Österreich und der Schweiz auf den Postgrenz verkehr beschränkt, 
sondern die beiden süddeutschen Staaten können mit ihren Nachbarländern 
solche Verträge abschließen, die sich auf ihren eigenen unmittelbaren Post- 
und Telegraphenverkehr mit diesen Ländern beziehen, d. h. auf denjenigen 
Verkehr, der sich ohne Mitwirkung eines dritten Staates vollzieht. Mehr- 
fach erscheinen die Anschauungen des Verfassers anfechtbar, z. B. wenn 
mündliche Beschlagnahmeverfügungen als zulässig erklärt werden, oder 
wenn ausgeführt wird, daß die zur Frankierung der Sendungen verwendeten 
Freimarken bei Sendungen jeder Art Eigentum der Postverwaltung seien, 
daß die Post ihr Eigentumsrecht aber nur hinsichtlich der auf Postpaket- 
adressen und Postanweisungen aufgeklebten Freimarken geltend mache. 

Die chemischen Stromquellen der Elektrizität von Dr. Curt 
Grimm, München und Berlin. Verlag von R. Oldenbourg, 1908. 
Preis geb. 6 Mark. 

Das genannte Buch ist als Bd. IV der von J. Baumann und Dr. L. Reil- 
stab herausgegebenen Sammlung »Die Schwachstromtechnik in Einzel- 
darstellungen« erschienen; es bezweckt, über den gegenwärtigen Stand der 
Technik hinsichtlich der Primärelemente und der Sammler auf gedrängtem 
Räume einen möglichst umfassenden Überblick zu gewähren. 

Der erste Teil des Werkes behandelt die Primärelemente. Er wird ein- 
geleitet durch eine kurz gefaßte Darstellung der allgemeinen Theorie. Die 
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Hauptgrundsätze der neueren Anschauungen über den chemischen Ursprung 
der elektrischen Kraft in den galvanischen Elementen, über die Natur der 
Lösungen, Dissoziation, osmotischen Druck. Lösungsdruck, elektromotorische 
Kraft usw. sind unter Abstandnahme von mathematischen Entwicklungen 
in allgemein verständlicher Form dargelegt. 

In der Beschreibung der einzelnen Arten von Primärelemcnten nehmen 
die Elemente mit unvollkommener Depolarisation den breitesten Raum ein. 
Wie der Verfasser hervorhebt, hat sich die Bedeutung der einzelnen Arten 
der Elemente im Laufe der Zeit erheblich verschoben. Während es früher 
hauptsächlich darauf ankam, konstante Primärelcmente mit möglichst hoher 
Spannung und großen Stromstärken für den Dauerbetrieb herzustellen, ist 
diese Forderung seit Erfindung der Dynamomaschinen immer mehr zurück- 
getreten. Gegenwärtig sind für Dauerbetrieb an die Stelle der Primär- 
elemcnte fast durchweg die Sammler und teilweise auch der Maschinen- 
strom getreten. Konstanter Strom aus Primärelementen wird in der Haupt- 
sache nur noch in gewissem Umfang im Telcgraphenbetrieb sowie für 
ärztliche Zwecke gebraucht. Eine sehr ausgedehnte Anwendung finden 
dagegen jetzt die Elemente mit unvollkommener Depolarisation, namentlich 
in Fällen, in denen nicht allzu kleine Stromstärken immer nur kurze Zeit 
gebraucht werden, der jedesmal eine längere Zeit der Ruhe folgt, so 
besonders im Fernsprechbetriebe. 

Unter den beschriebenen Elementen begegnen wir sehr vielen der im 
Bereiche der Reichs -Telegraphenverwaltung erprobten und zum Teil auch 
eingeführten nassen Elemente, Trockenelemente, Lager- und Füllelemente 
Uber die mit einzelnen Elementarten im Telegraphen- und Fernsprechbetriebe 
gemachten Erfahrungen sind mehrfach die im Archiv f. P. u. T. erschienenen 
Mitteilungen benutzt. Kurz behandelt sind in Anbetracht ihrer gegen- 
wärtigen Bedeutungslosigkeit für die Praxis die Elemente zur unmittelbaren 
Umwandlung der Kohlenenergie in elektrischen Strom und die Gasbattcrien. 
Das Schlußkapitel des ersten Teils enthält das Wesentliche über die soge- 
nannten Normalelemente. 

Der zweite Teil gibt zunächst einen Uberblick über die Theorie der 
Sekundärelementc. Besonders hingewiesen sei auf die Ausführungen über 
die Bedeutung des Bleisulfats für die inneren Vorgänge im Sammler. Weiter- 
hin sind die bekannteren Formen der Bleisammler beschrieben. Den 
Nichtbleisammlcrn , insbesondere dem in neuerer Zeit vielgenannten Edison- 
Sammler, ist das letzte Kapitel gewidmet. Der Verfasser kommt zu 
dem Schlüsse, daß das Problem des Nichtbleisammlers noch nicht gelöst 
ist. Ein Bedürfnis für die Herstellung eines solchen Sammlers sei zur 
Zeit auch nur hinsichtlich tragbarer Batterien anzuerkennen, für stationäre 
Anlagen sei der Bleisammler wohl kaum zu übertreffen. Bei der Verwendung 
für Schwachstromzwcckc bestehe im großen und ganzen ebenfalls kein 
Bedürfnis für einen Ersatz des Bleisammlers. 

Die Darstellungsweise ist durchweg klar und übersichtlich, das Ver- 
ständnis wird durch zahlreiche Abbildungen unterstützt; besonders wertvoll 
sind die Literaturhinweise. Das Buch kann namentlich als Nachschlagewerk 
angelegentlich empfohlen werden. 
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Das Vielfachumschaltesystem der Fernsprechanstalt 

in Bonn. 

Von Ober- Postsekretär Dankwardt in Berlin. 

Das Vielfachsystem der Fernsprechanstalt in Bonn weicht in mehreren 
Punkten von den bisher gebräuchlichen Schaltsystemcn ab. Die haupt- 
sächlichsten Unterschiede sind folgende. Die Anschlußleitungen sind über 
dreiteilige, parallel geschaltete Vielfachklinken an die Anruf relais geführt. 
Letzte werden bei Herstellung einer Verbindung nicht abgeschaltet, sondern 
bleiben im Stromkreis als Brücke liegen. Die zugehörigen Anrut'lampen 
werden beim Stecken des Abfrage- oder Verbindungstöpsels gleichfalls 
nicht abgeschaltet, sondern durch Anwendung einer besonderen Brückcn- 
schaltung für die Dauer des Gesprächs zum Erlöschen gebracht. Die Ver- 
sorgung der Sprechstellen mit dem erforderlichen Mikrophonstrom erfolgt 
nur über die Anrufrelais. Die a- und die /»-Adern der Schnüre führen 
keinen Strom, so daß beim Einsetzen des Abfragestöpsels in die Abfrage- 
klinke für die anrufende Stelle keine Stromänderung eintritt, und somit 
das sonst hierbei nicht zu vermeidende Knacken im Fernhörer in Wegfall 
kommt. 

Schlußzeichenrelais sind für die Verbindung zweier Teilnehmer desselben 
Amtes untereinander entbehrlich gemacht. Das Aufleuchten und Erlöschen 
der Schlußzeichenlampen, die in der c-Ader der Schnüre liegen, ist von der 
Ankerbewegung des Anrufrelais abhängig. 

Archiv f. Post u. Telegr. 17. 1908. 33 
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Das Kontrollrelais, das die Platzlampe betätigt, liegt parallel zu den 
Anruflampen. Da es bei der ganzen Schaltungsanordnung nicht durch- 
führbar ist, für jeden Platz nur ein einziges Relais zu verwenden, so ist 
für je fünf Anschlußleitungen ein Kontrollrelais eingeschaltet, das für jede 
Anschlußleitimg eine besondere Wicklung hat. Hieraus ergibt sich zwar 
ein Mehrbedarf an Kontrollrelais, der jedoch — was die Gesamtzahl der 
erforderlichen Relais betrifft — durch den Wegfall der sonst für ähnliche 
Schaltungen gebräuchlichen Trennrelais mehr als ausgeglichen wird. 

Die Abfrageschnüre haben noch eine vierte Schnurader erhalten, die zur 
Herstellung des Stromschlusses für die Gesprächszähler benutzt wird. Die 
Zählung der Gespräche erfolgt durch Tastendruck. Es kann entweder nach 
dem Einsetzen des Abfrage- und Verbindungstöpsels sogleich oder am 
Schlüsse des Gesprächs vor der Trennung der Verbindung gezählt werden. 
Daß die Zählung wirklich erfolgt ist, wird an dem Aufleuchten der Zähl- 
Uberwachungslampe desjenigen Platzes erkannt, an dem die Zählertaste 
gedrückt wird. Hierbei macht es keinen Unterschied, ob die Plätze sich 
gegenseitig aushelfen. 

Das Rufen vom Amte aus soll zwar vorläufig in bekannter Weise mit 
der Hand erfolgen. An einigen Plätzen sind aber Vorkehrungen zum 
selbsttätigen Rufen getroffen worden. An diesen Plätzen wird die Ruf- 
maschine zwar auch erst durch Hebelumlegen an die Leitungen angeschaltet; 
sie bleibt daran aber solange angeschaltet und entsendet alle 5 Sekunden 
1 Sekunde lang Strom, bis der angerufene Teilnehmer sich meldet. 

Das Fernsystem zeigt keinerlei Klinkenunterbrechungskontakte mehr. 
Alle An- und Abschaltungen erfolgen durch Relaiskontakte. Sonstige 
Einzelheiten ergeben sich aus der nachstehenden Beschreibung der Stromläufe. 

L Verbindung zwischen zwei an dasselbe Amt angeschlossenen 

Sprechstellen (Fig. 1). 

Teilnehmer 1 nimmt den Hörer vom Haken, Relais AR 1 des Amtes wird 
stromführend, der Relaisanker schließt den Stromkreis über die Anruflampe 
(—Pol von 16 Volt, Al\ AR* -Anker, w\ -f Pol), AI 1 leuchtet auf, ebenso 
Cl, dessen Relais CR 1 parallel zu AI 1 liegt. Die 16 -Voltbatterie wird gleich- 
zeitig mit dem — Pole über den Anker von AR 1 an die Buchsenleitung der 
Vielfachklinken gelegt, so daß diese besetzt erscheinen. Das Amt setzt 
Stöpsel AS in Ka\ legt den Sprechumschalter H in die Abfragestellung 
und fragt ab. Alsdann sind folgende Stromkreise hergestellt. 

1. Die mit einem Widerstand in Reihe an dem anderen Batterieteile 
(14 Volt) liegende Schlußlampe wird derart mit dem Anruf lampenkreis 
über die Buchse der Abfrageklinke verbunden, daß Anruf- und Schluß- 
zeichenlampe in Parallelschaltung den stromlosen Brückenzweig zu den 
beiden Batterieteilen einerseits und zu den beiden in Reihe liegenden Wider- 
ständen anderseits bilden (Fig. 4). Beide Lampen brennen während der 
Dauer des Gesprächs nicht; jede kann nur aufleuchten, wenn der Stromkreis 
der anderen Lampe unterbrochen wird. 

2. Der Abfrageapparat des Beamten ist hinter den Kondensatoren C 2 
mit der Anschlußleitung verbunden. 

3. Die vierte Ader des Abfragestöpsels verbindet die Zähleinrichtung 
des Stöpselpaars mit dem Teilnchmerzähler Z, der nunmehr zur Zählung 
vorbereitet ist. 
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Es wird die Leitung 2 verlangt. Ist diese besetzt, so wird beim Anlegen 
der Spitze von VS an die Buchse einer Klinke Kv' 2 im Kopffernhörer des 
Beamten ein Knacken zu hören sein. Stromweg: 16 Volt — Pol, Anker AR 1 . 
unterer Kontakt (sofern die Sprechstelle 2 den Hörer abgenommen hat) oder 
30 Volt — Pol, Z S, LR. c-Ader von VS, Buchse Kv 12 , Stöpselspitze, H, F, g*, 
zurück zum -{- Pole. Bei freier Leitung ertönt kein Knacken. Stöpsel VS 
wird vollends in Kv* gesteckt und hierdurch die Verbindung zwischen 
beiden Sprechstellen hergestellt. Durch Umlegen von H in die Rufstellung, 
aus der er losgelassen in die Mittelstellung zurückgeht, wird der Abfrage- 
apparat des Beamten ausgeschaltet und der Anruf der Sprechstelle 2 aus- 



Fig. 2. 




geführt. Soll selbsttätig gerufen werden, so ist das Schnurpaar nach Fig. 2 
zu schalten. Durch Umlegen von H in die Rufstellung wird der selbsttätige 
Anruf dann, wie folgt, eingeleitet. 

Der Stromkreis über LR ist bereits beim Einsetzen des Stöpsels TS in 
die Klinke Kv- geschlossen worden, der Relaisanker ist angezogen. Infolge- 
dessen wird bei der Hebelumlegung ein Stromkreis der 16-Voltbatterie über 
RR, //, LR- Anker hergestellt, RR spricht an, unterbricht durch die Anker- 
bewegung die Verbindung zwischen AS und VS und legt an die a- und 
die £-Ader von VS die Zuführungen zur Rufmaschine D. Sobald der 
Hebel H in die Ruhelage zurückkehrt, erfolgt der Stromschluß über Relais R R 
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auf dem Wege über den Stromunterbrecher UK Dieser ist so eingerichtet, 
daß der Stromschluß nur in bestimmten Zeitabständen — alle 5 Sekunden je 
1 Sekunde hindurch — erfolgt. Sobald der angerufene Teilnehmer den 
Hörer vom Haken nimmt, spricht AR- an, und UR wird stromlos. Die 
Stromverzweigung für .4/ und UR entspricht derjenigen für AI 1 und Sl in 
Fig. 1. Der Anker von UR fällt ab und schließt den Stromkreis über 
die Wicklung 1 von RAR, worauf dieses sich durch seine Haltewicklung 
selbst bindet. Der Stromkreis über RR ist nun am Anker von RAR 
unterbrochen, es tritt kein Rufstrom mehr in die Leitung, und beide 
Anschlußleitungen sind über die Kondensatoren C" miteinander verbunden. 
Wenn zum Schlüsse des Gesprächs beide Hörer angehängt sind, leuchten Sl 1 
und S/ 8 auf. 

Handelt es sich um die Verbindung mit einer Nebenstelle, deren Anruf 
im allgemeinen der Hauptstelle obliegt, so kann der Fall eintreten, daß die 
Hauptstelle vergißt, die Nebenstelle anzurufen. Dies sieht das Amt an dem 
dauernden Aufleuchten von SV 2 . Es kann in solchem Falle durch erneute 
Bewegung des Hebels H auch den selbsttätigen Anruf der Nebenstelle 
einleiten. 

Die Zählung der Gespräche erfolgt durch Niederdrücken der Zähltaste ZT. 
Daß der Zähler angesprochen hat, ist an dem Aufleuchten der Lampe ZCl 
zu ersehen. Stromweg: + Pol. ZT U , R, ZCR®*, ZT', {-Ader von A S, Ka\ 
Z<»°°>, — Pol. Der Zähler spricht an und bindet sich durch die 50 Ohm- 
Wicklung; ferner spricht/? an, wodurch auch die 500 Ohm -Wicklung des 
Kipphebelrelais ZCR Strom erhält. Durch die Einschaltung der Halte- 
wicklung von Z ist diese parallel zu der 80 Ohm -Wicklung von ZCR 
gelegt, so daß die 500 Ohm -Wicklung überwiegt und der Anker umkippt. 
Hierdurch wird der Stromkreis über ZCl geschlossen. 

II. Verbindung zwischen zwei Teilnehmern verschiedener 
Ämter, die beide mit Dienstleitungen arbeiten (Fig. 1 und 3). 

Nach dem Abfragen wird H zunächst in die Ruhelage zurückgelegt, 
wodurch der Beamte seinen Abfrageapparat von der Anschlußleitung 1 ab- 
schaltet. Gleichzeitig drückt er Taste DT der zum zweiten Amte führenden 
Dienstleitung, wodurch er seinen Abfrageapparat in diese einschaltet, und 
ruft dem Beamten des Amtes II die Nummer der verlangten Anschlußleitung 
zu; letzter wiederholt die Nummer und fügt die Nummer der Verbindungs- 
leitung, die er benutzen will, hinzu, indem er gleichzeitig den Stöpsel VS 
dieser Leitung hochhebt und ihn, wenn die Leitung frei gefunden wird, in 
Klinke AV steckt. 

Alsdann werden folgende Stromwege geschlossen. 

Auf dem Amte I, nachdem VS in ATv 8 der angesagten Verbindungs- 
leitung gesteckt ist: 

30 Volt — Pol, w 8 , LR, VS, Buchse von Kv\ DR, -[-Pol. 
LR und DR sprechen an, Sl* leuchtet auf. 

Auf dem Amte II: 16 Volt — Pol, SR-, a- Draht, D l , + Pol. SR* 
spricht an. 

30 Volt — Pol, L R, LR 11 , c-Ader von VS\ Buchse von ATv 4 , 
+ P°l LR 11 , sodann UR und HR sprechen an. 
Die Prüfspule des Abfrageapparats auf Amt II ist hierdurch abgeschaltet. 
Sobald die Schleiffeder 2 des ständig sich drehenden Schleifringes von SU 
mit dem leitenden Teile von SU in Berührung kommt, wird der Stromkreis 
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über RR geschlossen. Letztes schaltet durch Ankeranzug die Rufstrom- 
maschine an den Stöpsel VS\ Es geschieht dies alle 5 Sekunden 1 Sekunde 
hindurch. RAR unterbricht den Stromkreis über RR durch Ankeranzug, 
sobald der Teilnehmer sich meldet, also AR* anspricht. Stromweg: 
+ Pol von 16 Volt, SU 1 , RAR. HR Kontakt 2, ÜR (dessen Anker nun- 
mehr abgefallen ist) Ruhekontakt, HR Kontakt 3, — Pol. Einmal an- 
gezogen, bindet das Relais sich selbst. Eine Wiederholung des Anrufs vom 
Amte II (z. B. zum Anrufe einer Nebenstelle) ist nur möglich, wenn 
VS l aus Kv* gezogen und dann von neuem hineingesteckt wird. Soll die 
Wiederholung vom Amte I erfolgen, so sind beim Amte II in bekannter 
Weise Rufübertragungsrelais einzuschalten. Die Entsendung des Rufstroms 
vom Amte II macht sich beim Amte I durch Erlöschen von Sl~ be- 
merkbar. SR 1 nämlich erhält über den b- Draht, D u , RR Ruhekontakt, 
RAR Ruhekontakt, HR Arbeitskontakt 3 Strom, solange RR nicht 
anspricht, also nicht gerufen wird. Hierdurch erhält auch die zweite Wick- 
lung von DR Strom, und Sl- erlischt infolge der bekannten Strom- 
verzweigung. Hängt der Teilnehmer des Amtes II seinen Hörer an, so 
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leuchtet Sl 2 des Amtes I auf, weil SR 1 auf dem bereits erörterten Wege, 
und damit auch LR stromführend wird. Nach Herausnahme von VS aus Kv* 
werden DR des Amtes I und SR* des Amtes II stromlos, was ein Auf- 
leuchten von Sl 3 zur Folge hat. Stromweg über Sl 3 : -f- Pol von 16 Volt, 
Sl 3 , SR 2 Anker, ÜR Anker, HR Anker 3 usw. Alsdann wird auch beim 
Amte II getrennt. 

III. Fernverbindungen (Fig. 5 und 6). 

A. Anmeldung eines Ferngesprächs. Verlangt ein Teilnehmer eine 
Fernverbindung, so wird er mit dem Meldeamte verbunden. Die Prüfung der 
Verbindungsleitung auf Besetztsein, die Herstellung der Verbindung, der 
Anruf des Meldeamts und die Trennung der Verbindung erfolgen wie bei 
den Verbindungen mit anderen Teilnehmern. MR spricht auf den Anruf an, 
Ml und PO leuchten auf. Der Beamte des Meldeamts setzt AS 2 in Ka\ 
infolgedessen spricht 7^' an und trennt die Stromkreise der Batterie über 
MR, Ml und PR l oder PI 1 . Der Beamte des Meldeamts fragt ab, ver- 
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merkt das Gespräch und trennt wieder. Alsdann erhält das Ortsamt Schluß- 
zeichen und trennt gleichfalls. Will das Meldeamt vom Fernamt eine Aus- 
kunft einholen, so legt der Beamte HW nach links und steckt AS 1 in die 
Klinke Kd derjenigen Fernleitung, über die eine Auskunft verlangt wird. 
(//h> 1 dient zur Ausschaltung der sekundären Spule der Induktionsrolle, 



Fig. 6. 
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wenn der Beamte die Anmeldung des Teilnehmers nicht gut versteht.) Am 
Fernplatze leuchtet die Dienstlampe Dl auf. Der Beamte daselbst steckt 
einen Stöpsel AS 1 oder AS' 2 in DKa, wodurch DR stromführend wird, 
der Stromkreis über Dl wird unterbrochen; gleichzeitig ist der Abfrage- 
apparat des Fernbeamten in die Dienstleitung eingeschaltet, so daß beide 
Beamte sich verständigen können. 

Archiv f. Po»t u. Telcgr. 17. 190a 34 
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B. Verbindung einer Fernleitung mit einem Ortsteilnehmer. 
Das Fernamt wird von außerhalb über eine Fernleitung angerufen, Relais FR 
wird betätigt und schaltet durch Ankeranzug die Relais HR und PR ein, 
die ihrerseits den Stromkreis über die Anruflampe AI und die Platzlampe PI 
schließen. Beide Lampen leuchten auf. Der Beamte setzt, je nach der 
Hebellage von AH, AS 1 oder AS* in die Abfrageklinke Ka. Hierdurch 
wird 

a) TR ström führend, so daß der Anker die Ruhekontakte verläßt und 
die Stromkreise über FR. HR. PR unterbricht, wodurch AI und PI 
erlöschen ; 

b) der Abfrageapparat über den Übertrager Ü in die Fernleitung ein- 
geschaltet. 

Der Beamte fragt ab. Angenommen, es werde eine Verbindung mit dem 
Orts -Teilnehmer i verlangt, oder das vorhin angemeldete Ferngespräch sei 
zur Ausführung an der Reihe. Zur Herstellung der verlangten Verbindung 
setzt sich der Fernbeamte mittels der Taste DT über die Dienstleitung mit 
dem Beamten am Vorschalteschranke (Fig. 6) in Verbindung und teilt ihm 
die gewünschte Anschlußnummer mit. Der angerufene Beamte wählt einen 
freien Stöpfel VS, sagt die Nummer der zugehörenden Orts -Verbindungs- 
leitung zurück, legt H in die Prüfstellung und prüft die Klinke der An- 
schlußleitung auf Besetztsein. Er setzt VS in AV, wenn die Leitung frei 
ist. und ruft die Sprechstelle durch Umlegen von H in die Rufstellung. 
Ist die Anschlußleitung nicht frei, sondern mit einer anderen Ortsteilnehmer- 
leitung verbunden, so wird die Fernverbindung nicht ohne weiteres herge- 
stellt: der Teilnehmer wird vielmehr von dem Vorliegen der Fernver- 
bindung kurz benachrichtigt. Dies geschieht durch Zuhilfenahme des 
Stöpsels MS, der besonders gebaut ist und — in die Klinke AV gesteckt — 
die lange Feder der Klinke wohl berührt, aber nicht vom Auflager abhebt. 
Gleichzeitig wird DH umgelegt, so daß der Abfrageapparat des Vorschalte- 
beamten von der Dienstleitung abgeschaltet ist und an einem Ende mit 
Erde, am anderen mit der Anschlußleitung verbunden ist. Die Dienstleitung 
ist gleichzeitig auf das Anrufzeichen DR geschaltet. Inzwischen führt der 
Fernbeamte den Stöpsel AS 2 , sofern AS 1 in der Abfrageklinke der Fern- 
leitung steckt, in die Klinke A'o 1 der angesagten Ortsverbindungsleitung 
und legt A H um. Er ist nunmehr mit der Anschlußleitung verbunden. 
Der Speisestrom wird dem Teilnehmer vom Fernamte zugeführt, da R über 
die Buchscnleitung der Klinke A'o 1 von AS* Strom erhält und durch Anker- 
anzug die Batterie über g\ g' 1 doppelpolig an die Ortsverbindungsleitung 
anschaltet. Gleichzeitig schaltet dasselbe Relais die Batterie an die c-Ader 
der Ortsverbindungsleitung, so daß SR am Vorschalteschranke stromführend 
wird und den Stromkreis über Sl unterbricht. Hieran kann am Vorschalte- 
schrank erkannt werden, ob am Fernschranke die richtige Vcrbindungsleitung 
gestöpselt ist. 

Sollte der Teilnehmer sich nicht melden, so ist der Anruf vom Fern- 
amte durch L'mlegen von // in die Rufstellung zu wiederholen. So- 
bald der Teilnehmer sich meldet, wird FS in Ko 1 gesteckt, AS' aus A'o 1 
herausgenommen und. sobald der Beamte hört, daß beide Teilnehmer 
genügende Sprechverständigung haben, auch AS 1 aus Ka genommen. 

Alsdann ist der Teilnehmer des Ortes über den Vorschalteschrank . die 
Ortsverbindungsleitung, FS und den Übertrager ü mit der Fernleitung 
verbunden. FR liegt zur Entgegennahme des Schlußzeichens in der Fern- 
leitung, S R { in der Ortsverbindungsleitung. Die Speisung des Teilnehmer- 
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Mikrophons erfolgt über den Übertrager U, die Batteriezuführung über g\ g % 
ist wieder abgeschaltet. 

Sobald der Teilnehmer den Hörer anhängt, wird SR* stromlos, 
Sl 1 leuchtet auf. Ebenso leuchtet .1/ auf, wenn vom Fernorte das 
Schlußzeichen durch Drücken der Taste Fla gegeben wird. FS wird 
aus Ko ! genommen, wodurch am Vorschalteschranke SR stromlos wird, 
so daß dessen Anker abfällt, und Sl dort aufleuchtet. Sodann wird auch 
dort durch Herausnahme von VS aus Ä.V getrennt, worauf R am Vorschalte- 
schranke stromlos wird und Sl erlischt. 

C. Verbindung zweier Fernleitungen untereinander. Wenn 
beide Fernleitungen an demselben Platze zu bedienen sind, ist die Verbindung 
durch Einsetzen von FS der einen Fernleitung in Ka der anderen Fern- 
leitung herzustellen. Sind die Leitungen aber an verschiedenen Plätzen zu 
bedienen, so wird in folgender Weise verfahren. 

Sobald in der Fernleitung i in der bereits angegebenen Weise mit dem 
Stöpsel AS* abgefragt ist, setzt der Beamte den Stöpsel AS 1 in die 
Klinke Kd derjenigen Dienstleitung, die zu der verlangten Fernleitung 
gehört. Alsdann leuchtet Dl an dem zweiten Platze auf; der Beamte dieses 
Platzes setzt gleichfalls einen Stöpsel A S* in die Abfrageklinke D Ka der 
Dienstleitung, wodurch DR stromführend wird und seinen Anker anzieht; 
Dl erlischt. Beide Plätze sind nunmehr miteinander verbunden. Ist die 
verlangte Fernleitung besetzt, so kann der voraussichtliche Zeitpunkt für 
die Ausführung der Verbindung vereinbart werden. Wenn die Fernleitung 
dagegen frei ist, wird auf Platz i der Fernstöpsel FS in die Vielfach- 
klinke Kf der zu der zweiten Fernleitung gehörenden Fernklinkenleitung, 
auf Platz 2 der Stöpsel FS der verlangten Fernleitung in Kf 1 gesteckt, ferner 
werden die Stöpsel AS 1 oder AS' 2 aus den Klinken D Ka und Kd heraus- 
gezogen. Ü wird durch Umlegen von UH (nach links in der Zeichnung) aus- 
geschaltet. Die Überwachung des Gesprächs findet am [, Platze statt. 
Hier bleibt das Anrufrelais FR zur Entgegennahme des Schlußzeichens ein- 
geschaltet, während es am 2. Platze bei Stöpselung von Kf 1 durch TR 
abgeschaltet wird. Sl 2 am 2. Platze kann einstweilen noch nicht leuchten, 
weil SR stromführend ist. Sobald letztes aber infolge der Trennung auf 
Platz I stromlos wird, schließt der abfallende Anker den Stromkreis über S/ 2 , 
was das Zeichen für die Trennung der Verbindung am Platze 2 ist. 

Der Anruf des zweiten Amtes erfolgt vom I. Platze aus mittels der 
Taste FTv. Nur wenn die zweite Leitung zum Doppelsprechen oder zum 
Simultanbetriebe geschaltet ist, geschieht der Anruf vom 2. Platze aus mit 
der Taste F'Ta, weil hier in solchem Falle ein Übertrager eingeschaltet ist, 
über den der erste Platz nicht hinwegrufen kann. Soll in einer Fernleitung 
mitgehört werden, ohne daß die Sprechverständigung der Teilnehmer darunter 
leidet (z. B. wenn die Schlußzeichen ausbleiben und deshalb eine Störung 
vermutet wird) . so wird durch Umlegen von H (in der Zeichnung nach 
links) die Induktionsspule s 1 s 1 abgeschaltet, und dem Kopffernhörer eine 
Drosselspule g l , g u vorgeschaltet. 

Die Abfrageklinke D Ka und die Lampe Dl werden in der Regel für 
alle Dicnstleitungen eines Fernplatzes als gemeinschaftliches Anrufzeichen 
vorgesehen. Sämtliche Lampen erfordern eine Klemmenspannung von 
io Volt. 
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Außergewöhnliche Revision des Postdienstes 
in den Vereinigten Staaten von Amerika. 

Der Kongreß der Vereinigten Staaten von Amerika hat im Frühjahr 1907 
eine aus Parlamentsmitgliedern beider Häuser bestehende Kommission zu 
dem Zwecke ernannt, eine eingehende Revision des Postdienstes vorzunehmen, 
etwaige Mängel in der Gliederung der Verwaltung sowie in den Betriebs- 
vorschriften festzustellen, Verbesserungsvorschläge zu machen und, wenn 
möglich, die Buchführung über Einnahmen und Ausgaben derart abzuändern, 
daß sie als Grundlage für die Berechnung der Rentabilität der einzelnen 
Postdienstzweige benutzt werden könnte. Auf letzten Punkt wurde be- 
sonderes Gewicht gelegt; es kam dem Kongreß offenbar darauf an, sich 
davon zu überzeugen, ob die Postgebühren im richtigen Verhältnisse zu den 
Aufwendungen der Verwaltung stehen, und ob die Betriebs- und Verwaltungs- 
kosten auf das notwendige Maß beschränkt sind. Aus diesem Grunde glaubte 
die Kommission am richtigsten zu handeln, indem sie die Revision mit Hilfe 
kaufmännischer Sachverständiger vornahm. Das Ergebnis der Revision ist 
in einem Berichte der Kommission an den Kongreß der Vereinigten Staaten 
niedergelegt und besteht im wesentlichen in folgenden Punkten. 

Der Betrieb bei der obersten Behörde leidet unter einer allzu straffen 
Zentralisierung der Verwaltungsgeschäfte; denn, abgesehen von der Leitung 
des Bahnpostdienstes durch elf Bezirksämter und der Revision der Post- 
anstalten durch Bezirks-Postinspektoren, beruht tatsächlich die Führung und 
Beaufsichtigung des ganzen riesigen Postwesens bei dem Post Office 
Department in Washington. 

Der Umfang der Verwaltungsgeschäfte wird durch folgende Angaben er- 
läutert. Es sind, in runden Zahlen, die Anstellungs- und Besoldungsverhält- 
nisse von 65 000 Postmeistern, die bekanntlich immer nur auf vier Jahre 
ernannt werden, und zum Teil auch diejenigen der übrigen Betriebsbeamten 
zu regeln und der Betrieb auf 27000 Postkursen zu ordnen; es sind — da 
die Postanstalten monatlich über die Posteinnahmen und -ausgaben und, 
getrennt davon, monatlich, halbmonatlich oder wöchentlich über Post- 
anweisungsgelder mit dem Department abrechnen — jährlich 252000 Post- 
abrechnungen und 760000 Postanweisungsabrechnungen zu prüfen; für 
sämtliche Postanstalten sind die Amtsbedürfnisse, mit Ausnahme der 
Heizungs- und Beleuchtungstoffe, ein Teil der Ausstattungsgegenstände 
(Wagen, Gewichte, Stempel und Stempelmaschinen, Beutel, Bestelltaschen), 
die amtlichen Formulare sowie die Freimarken zu liefern und die Ver- 
gütungen für Beschaffung, Unterhaltung, Heizung und Beleuchtung der 
Diensträume und jede sonstige — auch die kleinste — Ausgabe anzuweisen. 
So wird das Department mit einer Masse minder wichtiger Arbeiten 
überschwemmt, die den leitenden Beamten, die in der Regel keine 
Fachleute und nur für kurze Zeiträume in ihrer Stellung sind, die Uber- 
sicht über das Ganze erschweren und die Zeit für bedeutendere Verwal- 
tungsgeschäfte und Reformen rauben. Infolgedessen haben sich die fünf 
Abteilungen des Departments im Laufe der Zeit ganz selbständig ent- 
wickelt; sie stehen in keiner oder nur in loser Beziehung zueinander, was 
um so mehr zu beklagen ist, als die Verteilung der Geschäfte unter die 
einzelnen Abteilungen nicht durchweg nach sachlichen Grundsätzen statt- 
gefunden hat. Im Gegenteil werden mehrere gleichartige Gegenstände in 
verschiedenen Abteilungen bearbeitet, woraus sich eine unnötige Verdoppe- 
lung des Schriftwechsels und der Führung von Listen usw. ergibt. Bei- 
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spielsweise ist der Purchasing Agent, dem der Ankauf der Amtsbedürfnis- 
und Ausstattungsgegenstände obliegt, dem General- Postmeister unterstellt, 
die Lieferung der Gegenstände an die Postanstalten wird aber durch die 
III. und V. Abteilung ausgeführt; mit der Ortsbestellung beschäftigt sich 
die II., mit der Landbestellung die V. Abteilung; Kurs- und Fuhrwesen 
werden in der III. Abteilung bearbeitet, die Postkurskarten aber in der V. Ab- 
teilung hergestellt; die Anstellung der Landbriefträger ist der V., die aller 
übrigen Beamten der II. Abteilung übertragen. 

Von ungünstiger Einwirkung auf den gesamten Postbetrieb ist ferner 
die außerordentliche Abhängigkeit der Verwaltung und ihrer Beamten 
vom amerikanischen Kongreß. Der General -Postmeister, die Abteilungs- 
vorsteher bei der Zentralbehörde und sämtliche Postmeister I. bis III. Klasse 
können nur unter Mitwirkung des Senats angestellt werden; auch 
bei der Anstellung der Clerks, der Betriebsbeamten, spielen noch häufig 
politische Einflüsse eine größere Rolle als Kenntnisse, Fähigkeiten und 
Leistungen. Der ganze Dienst wird in ausgedehnter Weise durch den 
Kongreß und seinen Ausschuß für Postanstalten und Postkurse überwacht; 
keine wichtige Änderung in der Gliederung der Verwaltung oder im Betriebe 
kann ohne gesetzgeberisches Eingreifen des Kongresses eingeführt werden, und 
dieser läßt sich häufig in Ermangelung der erforderlichen Sachkenntnis von 
anderen als rein postalischen Erwägungen bei seinen Entscheidungen leiten. 
Solche Änderungen sind übrigens, selbst wenn sie vom Ausschusse befür- 
wortet werden, oft beim Kongreß schwer durchzusetzen, woher denn eine 
gewisse Neigung der Verwaltung zum Festhalten an alten und veralteten 
Formen und Einrichtungen leicht erklärlich wird. Hinsichtlich der Aus- 
gaben ist die Postbehörde allzu streng an den Etat gebunden. Die Uber- 
schreitung der einzelnen Etatstitel wird mit bestimmten Strafen geahndet. 
Hierdurch sind schon öfter ernste Unzuträglichkeiten für den Dienst ent- 
standen; so hat z. B. die Staatsdruckerei in Cincinnati wochenlang den Be- 
trieb einstellen müssen, weil infolge außergewöhnlicher Arbeiten der Etats- 
titel für Papier vorzeitig erschöpft war. 

Mehrfache Mängel sind im Etats-, im Kassen- und Rechnungswesen so- 
wie hinsichtlich der Lieferung der Wertzeichen und der Amtsbedürfnis- 
gegenstände wahrgenommen worden. Das bei der Ausfertigung von Zah- 
lungsanweisungen im Department beobachtete Verfahren ist zu umständlich. 
Eine solche Anweisung erfordert die Mitwirkung zweier Bureaus des Post 
Office Department und die des Schatzamts; bis sie allseitig vollzogen ist, 
sind acht Buchungen, sechs Prüfungen und fünf Versendungen zwischen 
den drei Stellen, zusammen neunzehn Handlungen nötig gewesen. Die 
Buchführung und Abrechnung in betreff aller Einnahmen und Ausgaben 
des Postdienstes, einschließlich derjenigen aus dem Postanweisungsverkehr, 
findet in der Abteilung des Auditor des Post Office Department statt, 
der ein Beamter des Schatzamts ist und in dieser Eigenschaft sämtliche 
Rechnungen der Postverwaltung zu prüfen hat. Es erscheint schon nicht 
richtig, daß die Buchführung einem Beamten einer anderen Verwaltung 
übertragen wird, noch weniger aber, daß Buchführung und Rechnungs- 
revision in einer Hand liegen. Die Buchführung geschieht nach einem ver- 
alteten Verfahren. Schuld und entsprechende Forderung werden zu ver- 
schiedenen Zeiten und nach verschiedenen Unterlagen gebucht. Es fehlt 
an Kontrollbuchungen über die Abrechnungen der Postämter, über die 
Schuld der als Ablieferungstellen für Postämter dienenden Bankanstalten, 
die Wertzeichenbestände bei den Postanstalten, die den Verkehranstalten zu- 
gefertigten Einnahmeanweisungen usw. Die Bücher ermöglichen keine 
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summarische Abstimmung darüber, ob die Ablieferungen der Postanstalten 
mit den Uberschußbuchungen der Ablieferungstellen übereinstimmen, ob 
die Schuld der Postanstalten für Zuschüsse an Wertzeichen sich mit 
den von der Staatsdruckerei wirklich gelieferten Beständen deckt, ob die 
Restschuld oder Forderung der Postanstalten am Vierteljahrsschlusse richtig 
auf das neue Vierteljahr ubertragen worden ist, usw. Das Postanweisungs- 
kontrollverfahren ist unzulänglich. Es besteht lediglich in der Abnahme der 
ausgezahlten Postanweisungen nach den Auszahlungslisten und im Vergleichen 
dieser mit de.n Annahmebüchern. Es fehlen der Postanweisungsabschluß und 
die hierzu nötigen Listen der Postanstalten über noch unausgezahlte Post- 
anweisungen. (Die Zahl der letzten ist groß, da die Postanweisungen 
zwölf Monate gültig sind und häufig erst nach Ablauf dieses Zeitraums 
ausgezahlt werden, weil viele Leute die Postanweisungseinrichtung als Spar- 
kasse benutzen.) Die Verglcichung der Postanweisungen mit den Annahme- 
büchern beginnt meist erst neun oder zwölf Monate nach Eingang der Ab- 
rechnungen. Das einfache Abstreichen der Postanweisungen ohne den nach- 
folgenden Zwang eines gehörigen Abschlusses bietet keine Gewähr für eine 
ordentliche Prüfung. Die Bestellungen der Postämter auf Postwertzeichen 
werden bei dem Department (Division of stamps) geprüft, festgestellt und 
zur Erledigung an die Staatsdruckerei abgegeben. Die Division of stamps 
schreibt die Zuschüsse den Postämtern zur Last; es fehlt aber eine Prüfung 
darüber, ob die so gebuchten Beträge nicht geringer sind als der Wert 
der von der Staatsdruckerci wirklich abgesandten Wertzeichen. In der 
Staatsdruckerei findet keine Kontrolle darüber statt, ob der lagernde Be- 
stand an Freimarken und die Ausgabe an solchen zusammen die Summe 
der überhaupt hergestellten Freimarken ergeben. In der Division of supplies 
des Department wird über die Lieferungen von Amtsbedürfnis- und Aus- 
stattungsgegenständen an die Postanstalten und über den wirtschaftlichen 
Verbrauch der Gegenstände daselbst weder Buch geführt, noch eine Uber- 
wachung ausgeübt. 

Bei den Postanstalten besteht eine getrennte Kassen- und Rechnungs- 
führung hinsichtlich der Einnahmen und Ausgaben aus dem Postanweisungs- 
verkehr einerseits und derjenigen aus dem übrigen Postverkehr anderseits. 
Überweisungen von Geldsummen aus der Postkasse an die Postanweisungs- 
kasse und umgekehrt müssen daher auch innerhalb desselben Amtes und 
derselben Dienststelle jedesmal gebucht werden. Für ein solch umständ- 
liches V erfahren liegt keine Notwendigkeit vor. Die Postämter I. bis III. Klasse 
haben die überschüssigen Post- (nicht auch Postanweisungs-) Gelder an das 
Schatzamt und dessen neun Zweigstellen oder an bestimmte Bankanstalten 
abzuführen. 

Die Uberweisung von Zuschüssen von diesen Ablieferungstellen an die 
Postanstalten darf aber nur auf Grund einer vom III. Assistant Postmaster 
General, vom Auditor und vom Treasurer (Vorsteher des Schatzamts) voll- 
zogenen Anweisung erfolgen. In der vierteljährlichen Abrechnung der 
Postanstalten fehlt es an ausreichenden Belegen über die Einnahmen an 
Zeitungsgebühren, an Schließfachgebühren und an bar verrechnetem Franko 
für Massendrucksachen ; die beiden letzten Einnahmen können beim Depart- 
ment überhaupt nicht kontrolliert werden. Postmeister lassen sich häufig 
von Verlegern als Sicherheit für das Franko für aufzuliefernde Sendungen 
im voraus einen Betrag zahlen, der oft dauernd hinterlegt bleibt, aber 
nirgends nachgewiesen wird. In New York betrug diese Summe zuletzt 
150000 Dollars. Die Revisionen der Postanstalten durch die Postinspek- 
toren sind unzulänglich, da sie wegen Mangels an dem nötigen Personal 
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kaum einmal jährlich stattfinden und sich auf eine kurze Kassenrevisioti 
heschränken müssen. 

Zur Abstellung der vorbezeichneten Mängel hat die Kommission eine 
Reihe von Vorschlägen gemacht, deren wesentlichste hier folgen. 

Der General - Postmeister wird von den ihm jetzt obliegenden Verwal- 
tungsgeschäften befreit; er befaßt sich künftig nur mit wichtigen An- 
gelegenheiten von politischer oder grundsätzlicher Bedeutung. Die eigent- 
liche Leitung des gesamten Postwesens unter eigener Verantwortlichkeit 
übernimmt ein Director of posts, der Vollmacht zu umfassender Umgestal- 
tung der- Verwaltung hat. Er muß im Postdienste gehörig erfahren sein; 
seine Anstellung ist dauernd. Die jetzigen Abteilungsvorsteher bei der 
Zentralpostbehörde in Washington — Assistants Postmaster General — 
werden durch sechs Assistant Directors in Charge ersetzt, denen ein Comptrollcr 
(Generalbuchhaltcr) und der Purchasing agent als gleichberechtigt zur 
Seite treten. Diese acht Beamten haben ihre Abteilungen nicht unab- 
hängig voneinander zu leiten, sondern sie bilden ein Board (Kollegium), 
das unter dem Vorsitze des Director of posts mindestens zweimal wöchent- 
lich in gemeinschaftlicher Beratung die schwebenden Angelegenheiten zu 
erörtern hat. Die Gegenstände der Verwaltung werden auf die acht Ab- 
teilungen wie folgt verteilt. 1. Abteilung: Einrichtung der Postanstalten 
und Dienstbetrieb. II. Abteilung: Postbeförderungsdienst, III. Abteilung: 
Personalangelegenheitcn , IV. Abteilung: Kassen- und Rechnungswesen, 
V. Abteilung: Kasse, Buchhalterei und Postanweisungskontrolle, VI, Abtei- 
lung: Bezirksaufsichtsdienst, VII. Abteilung: Ankauf von Amtsbedürfnis- 
und Ausstattungsgegenständen, VIII. Abteilung: Aufbewahrung dieser Gegen- 
stände und Verteilung an die Postanstalten. Neu ist das Amt des Comptrollcr; 
ihm fällt die jetzt in der Abteilung des Auditor wahrgenommene Buch- 
führung hinsichtlich aller Einnahmen und Ausgaben, die Vorprüfung der 
Abrechnungen der Postämter und die Postanweisungskontrolle zu. Dem 
Auditor verbleibt die endgültige Revision aller Rechnungen der Postverwal- 
tung, und die unmittelbare Kontrolle der Buchführung in der Abteilung 
des Comptroller wird ihm übertragen. Das Amt des Attorney general 
(Rechtsbeistand) bleibt bestehen, wird aber auf die Bearbeitung reiner Rechts- 
fragen beschränkt. Die Abteilungen (Divisions) mit Ausnahme der VI. 
und VII. zerfallen in Bureaus (Sections), denen ein Superintendent vor- 
steht. Die Bureauvorsteher jeder Abteilung haben, um eine einheitliche 
Behandlung der Verwaltungsangelegenheiten sicherzustellen, täglich unter 
dem Vorsitz ihres Assistant Director die vorliegenden Sachen gemeinschaft- 
lich zu besprechen. Die Assistant Directors sollen nur wichtigere Schrift- 
stücke vollziehen, alle anderen aber den Superintendents zur Erledigung 
überlassen. 

Um eine größere Dezentralisation der Verwaltung zu erreichen, werden 
vierzig Bezirksämter eingerichtet, denen ein District Director of posts vor- 
steht; diesem liegt die allgemeine Leitung des Betriebs in seinem Bezirk 
ob; er erteilt den Postanstalten Anweisung über Verwaltungsvorschriften, 
Rechnungslegung und ähnliche Sachen. Die Bezirke, die je etwa 1500 Post- 
anstnlten umfassen werden, sind nicht nach politischen, sondern nach geo- 
graphischen Grenzen oder nach den Bedürfnissen des Verkehrs abzuteilen. 
Der District Director soll den Bezirk im Einvernehmen mit den Vorstehern 
(Superintendents) der jetzt schon bestehenden Bezirksämter für den Auf- 
sichtsdienst. den Bahnpostdienst und für die Lieferung mancher Amts 
bedürfnisse verwalten Die vier Beamten haben zu diesem Zwecke öfter 
gemeinschaftliche Beratungen abzuhalten. Die Berichte der Superintendents 
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hinsichtlich ihres Geschäftsbereichs werden dem Department in Washington 
durch Vermittlung des Bezirksdirektors eingereicht. Späterhin , sobald die 
Abteilung des Comptroller bei dem Department eine Weile bestanden haben 
wird, sollen auch die Abrechnungen der Postanstalten bei den Bezirks- 
ämtern zusammengefaßt werden, ehe sie an das Department gelangen. 

Die Zahl der mit dem Department unmittelbar abrechnenden Postanstalten 
wird erheblich eingeschränkt. Bei allen Postämtern ohne Postanweisungs- 
dienst ist eine Abrechnung überhaupt entbehrlich, sobald man ihnen einen 
eisernen Bestand an Wertzeichen übergibt. Es bleiben dann von Einnahmen 
nur noch übrig die Schließfachgebühren, die wie bisher dem Postmeister 
überlassen werden, und das Porto für unzureichend frankierte Sendungen, 
das durch Portomarken zu verrechnen ist. Die wenigen Ausgaben sind 
mit dem Postamte, von dem die Wertzeichen bezogen werden, in der Weise 
zu verrechnen, daß die Quittungen als bares Geld überwiesen werden. Die 
Zahl der Postämter ohne Postanweisungsdienst ist fast die Hälfte aller 
Postanstalten; sie wird sich durch Einführung der Postal notes voraus- 
sichtlich noch weiter ermäßigen, so daß künftig statt rund 62 000 nur noch 
rund 27 000 Verkehrsämter unmittelbar mit dem Department abrechnen 
werden. Eine fernere Entlastung des Departments wird sich dadurch er- 
zielen lassen, daß die Abrechnung der Postämter über die Einnahmen und 
Ausgaben aus dem Postanweisungsverkehr künftig mit derjenigen über die 
sonstigen Posteinnahmen und -ausgaben zu einer einzigen zusammengefaßt 
wird. 

Um einen richtigen Überblick über die Finanzergebnisse der Postverwal- 
tung zu gewinnen, sind künftig die Ausgaben für die oberste Behörde, für 
Postdrucksachen (auch Postwertzeichen), für Gehalt des Attorney general, 
für Postbeförderung auf den Pacific railroads und für die Abteilung des 
Auditor auf den Postetat zu bringen — diese Ausgaben stehen jetzt anderen 
Etats zur Last — , anderseits müssen die Postdampferbeihilfen — als 
solche sind die den DampfschifTgescllschaftcn für die Beförderung der 
Posten gezahlten Beträge, soweit sie über die Sätze des Weltpostvertrags 
hinausgehen, anzusehen — von dem Postetat abgesetzt werden, da ihre 
Zahlung im allgemeinen politischen, nicht aber im postalischen Interesse 
erfolgt. Außerdem muß im Postetat der Wert der für die anderen Staats- 
verwaltungen jetzt portofrei geleisteten Postbeförderungen berücksichtigt 
werden. Zur Feststellung dieses Wertes wird es sich empfehlen, besondere 
Wertzeichen zur Frankierung der dienstlichen Sendungen der Staatsbehörden 
einzuführen. Ferner sind Rentabilitätsberechnungen aufzustellen, aus denen 
sich ersehen läßt, welche Kosten der Postverwaltung durch die Behandlung 
der einzelnen Gattungen von Versendungsgegenständen erwachsen. Zu 
diesem Zwecke sind die Ausgaben zunächst in solche für Einsammlung, 
Sortieren bei der Aufgabepostanstalt, Sortieren in der Bahnpost, Sortieren 
und Bestellung am Bestimmungsort, Ausstattungsgegenstände und Amts- 
bedürfnisse, Herstellung von Postwertzeichen, Postanweisungsdienst, Be- 
handlung der Einschreibbriefe, Eilbestellung und Behandlung der Auslands- 
posten zu trennen und dann weiterhin auf die einzelnen Gattungen zu 
verteilen. Als Maßstab für die Verteilung gilt, je nachdem es zweck- 
mäßiger ist, die Stückzahl der Sendungen, deren Gewicht, die zurückgelegte 
Entfernung oder die für die Behandlung der Sendungen nötige Zeit. 

Die Buchhaltern des Department wird künftig nach dem Grundsatze der 
doppelten Buchführung derart eingerichtet, daß eine sichere Prüfung aller 
Einnahmen und Ausgaben der Postanstalten ermöglicht wird. Die Post- 
anweisungskontrolle daselbst ist zweckmäßig in folgender Weise auszuführen. 
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Die für die Rechnungszwecke wesentlichen Angaben jeder ausgezahlten Post- 
anweisung werden, in Zahlen ausgedrückt, je auf besondere Postanweisungs- 
karten durch Stanzmaschine übertragen. Diese Karten werden durch elek- 
trische Maschinen getrieben, welche die Angaben der Karten auf Listen 
aufzeichnen und die Beträge zusammenrechnen. Die Summen der Listen 
müssen mit denen der Auszahlungsverzeichnisse der Postanstalten über- 
einstimmen. Hierauf sind die Karten, die also für Rechnungszwecke die 
Postanweisung vollständig vertreten, durch Maschinen, anstatt wie jetzt 
mit der Hand, nach Aufgabeort und Aufgabenummer zu verteilen. Die 
alsdann in der Reihenfolge noch fehlenden Postanweisungen (d. s. die noch 
unausgezahlt gebliebenen) werden auf Grund der Postanweisungsannahme- 
bücher durch gestanzte Karten von besonderer Farbe ersetzt. Die so 
sortierten Karten werden abermals durch die Registrier- und Additions- 
maschine getrieben. Die jetzt erhaltenen Summen müssen mit denen aus 
den Annahmebüchern für Postanweisungen übereinstimmen. Bei diesem Ver- 
fahren brauchen die Postanstalten die ausgezahlten Postanweisungen nicht 
mehr vorzusortieren, sondern können sie lediglich in der Reihenfolge der 
Auszahlung in die Auszahlungsverzeichnisse eintragen. Weitere Vorzüge 
des Verfahrens bestehen darin, daß bei dem Department eine Kontrolle der 
noch nicht ausgezahlten Postanweisungen ermöglicht wird, was bisher nicht 
der Fall war, und daß eine wesentliche Beschleunigung und völlige Sicher- 
heit des ganzen Postanweisungs-Prüfungsgeschäfts zu erzielen ist. 

Die Auszahlung der Postanweisungen erfolgt gegenwärtig auf Grund 
einer von der Einzahlungspostanstalt an die Auszahlungspostanstalt über- 
sandten Benachrichtigung (advice) an den Empfangsberechtigten gegen Rück- 
gabe der vollzogenen Postanweisung. Die Ausfertigung dieser advices ist 
zeitraubend und bietet keine besondere Sicherheit gegen Zahlung von Be- 
trägen an Unbefugte; dagegen bildet sie eine häufige Quelle von Unzuträg- 
lichkeiten, da die Postanweisungen mitunter bei dem Empfänger eher ein- 
treffen, als das zugehörige advice bei der Atiszahlungspostanstalt. Diese 
advices sollen daher wegfallen, und die Beträge sollen lediglich auf Grund 
der Postanweisungen ausgezahlt werden. Die Gültigkeitsdauer der Post- 
anweisungen wird von zwölf Monaten auf sechs Monate beschränkt. Um 
den Postanweisungsverkehr von Postanweisungen über geringere Beträge zu 
entlasten, werden Postal notes wie in England und den britischen Kolonien 
eingeführt. 

Die in der Staatsdruckerei hergestellten Postwertzeichen sind vom Tage 
der Herstellung ab in den Büchern des Comptroller ihrem Werte nach in 
Einnahme zu buchen und müssen weiterhin so lange irgendeiner Stelle zur 
Last stehen, bis der Erlös dafür zur Postkasse geflossen ist. 



Währung und Währungsreform in China.*) 
Von Dr. J.Wiese in Berlin. 

Unter den verschiedenen Reformen im Reiche der Mitte, die in der 
letzten Zeit so oft erwähnt wurden, scheint die Währungsreform eine hervor- 
ragende Stellung einnehmen zu sollen. Sie würde allerdings nur ein Glied 
in der langen Kette der Versuche sein, die schon oft genug gemacht wor- 

•) Vgl. Archiv 1896, S. 651/2, 1900, S. 582 ff., und 1903, S. 542 ff. 
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den sind, um den verworrenen Zuständen der Währungsverhältnisse in China 
ein Ende zu machen, aber auch ebenso oft an der Macht der Verhältnisse 
zugrunde gingen. Sehr häufig wurden diese Versuche nur scheinbar von 
der Zentralrcgierung angestellt, aber immer scheiterten sie an der unge- 
nügenden Unterstützung der Bevölkerung oder an der Gegnerschaft der 
Beamten, die bei den Wirrnissen auf dem Gehiete der Währung leicht 
ihre betrügerischen Machenschaften verdecken konnten. Litt in erster Linie 
früher das Land selbst durch die Unklarheit der Geldverhältnisse, so wur- 
den und werden mit der Steigerung der Handelsbeziehungen des Aus- 
landes zu China auch die fremden Kaufleute durch das verworrene Wäh- 
rungsystem, wenn man überhaupt von einem solchen sprechen kann, ge- 
schadigt. 

Zwar kommt bei allen statistischen Angaben, soweit sie den fremden 
Handel betreffen, der Haikuan- oder Zolltael in Betracht. Kr ist durch die 
Handelsverträge auf Anregung der in der Ubereinkunft von Tschifu im Jahre 
1876 in Vorschlag gebrachten Währungsrcform eingeführt worden. Das 
Wort »Haikuan« selbst stammt von dem Namen ab, mit dem der Chinese 
den eingeborenen Superintendenten der Seezölle bezeichnet, im Gegensatze zu 
seinem europäischen Amtsgenossen , dem »Commissionar of Customs« (Zoll- 
kommissar). In Canton fuhrt seit vielen Jahren der »Haikuan«. d.h. der 
Superintendent der Cantonseczölle, den Namen »Hoppo«, anscheinend eine 
Entstellung des chinesischen »Hupu«. gleichbedeutend mit Finanzministerium, 
mit dem ja das Amt eines Hoppo als Zolleinnehmer in unmittelbarer Ver- 
bindung steht. 

Da der Tael den Wert einer Unze Silbers darstellt, so ist natürlich 
der Haikuan im Laufe der letzten Jahrzehnte außerordentlichen Schwan- 
kungen ausgesetzt gewesen. Ein weiterer Tael ist als Kuping- oder 
Schatzkammertael bekannt. Auch er wird von den Regierungsbehörden ge- 
braucht, doch kann man für ihn ebenfalls keinen Regelwert aufstellen. 
Seine sehr schwankende Valuta wird auch scheinbar durch örtliche Ver- 
hältnisse bestimmt. Die Landbevölkerung zahlt z. B. ihre Abgaben mit 
Kupingtael. Der bekannteste Tael ist, soweit der fremde Kaufmann in 
Betracht kommt, der in Schanghai gebräuchliche und als »Kueiping« (Kuei- 
Brauch) bekannte. Alle diese Tacls gehen an Wert mehr oder minder aus- 
einander. So sind z. B. 100 Schanghaitaels gleich 95 Tientsintaels gleich 
97 '/ 2 Hangkautaels. Der Wert des Taels ist aber nicht nur Schwan- 
kungen unterworfen, weil der Silberwert sich ändert, sondern auch des- 
halb an den einzelnen Orten verschieden, weil das Silber je nach der Mi- 
schung mit anderen Metallen an den einzelnen Orten von recht verschie- 
dener Güte ist. und weil ferner die Gewichtsmasse (Unze) selbst in den 
einzelnen Teilen des Reichs bedeutend voneinander abweicht. Der Tael 
kommt in Form von Schuhen unter dem Namen »Sycce« als ungeprägte 
Münze in den Handel, und ein Reisender in China, der für das Innere das 
notige Geld in der Form von diesen sogenannten »Shoes« aus Feinsilber mit- 
genommen hat, findet zu seinem Verdrusse, daß den Silberschuhen nicht an 
zwei Orten völlig gleiches Gewicht gegeben wird. Festzuhalten ist, daü es 
Taelmünzen in Wirklichkeit nicht gibt, und daß die in vielen Ländern des 
Westens verbreitete Annahme, der Tael sei ein Geldstück, irrig ist. Es ist 
einfach eine Unze Gewicht reinen Silbers, die von einem Barren abgehauen 
werden kann. Der Chinese druckt mit diesem Worte eine gewisse Ge- 
wichts- und Rechnungseinheit aus, und das gle : che gilt von den ebenfalls 
beständig angewendeten »Mace« gleich l / l0 einer Unze, sowie Kandarin 
gleich '/ioo einer Unze. 
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Neben diesen ungeprägten Münzen sind die in einzelnen Provinzen ge- 
prägten chinesischen Silberdollars und chinesischen Silbermünzen von 5, 10 
und 20 Cents im Verkehr, jedoch bei der Bevölkerung im Inneren nicht 
sehr beliebt. Ferner sind in den letzten Jahren auch Zehnkäsch- gleich 
Eincentstücke in Kupfer mehrfach geprägt worden und befinden sich im 
Umlauf. Je mehr man in das von fremdem Einfluß unberührte Innere 
einer Provinz dringt, desto ablehnender verhält sich die eingeborene Be- 
völkerung diesen Silbermünzen gegenüber. Immerhin ist seit Ende der 
achtziger Jahre der von dem damaligen Generalgouverneur der Canton- 
provinzen Tschang-tschi-Tschung gemachte Versuch, die Bevölkerung an eine 
chinesische Silbermünze zu gewöhnen, von recht erfreulichem Erfolge be- 
gleitet gewesen. Man prägte Stücke von 5, 10 und 20 Cents, ferner in ge- 
ringerer Menge versuchsweise Fünfzigcentstücke und Dollars. Der Silber- 
gehalt des Dollars war 90 v. H., der der übrigen Silberstücke 82 v. H. Der 
Wert des Dollars war dem eines mexikanischen Dollars gleich. Auf der 
Vorderseite dieser Münzen stehen vier Schriftzeichen. Sic geben die Re- 
gierungszeit (Kuang Hsü) und die Währung an. Die Worte sind in der 
Mitte in kleiner mandschurischer Schrift wiederholt. Am Rande finden wir 
zehn Zeichen: Geprägt in Kuangtung; Schatzamtgewicht; ferner so und so 
viel Mace und Kandarin. Die Rückseite zeigt das Bildnis eines geringelten 
Drachen und in englischer Schrift: »Kuang-Tung Province« sowie die Zahl 
der Mace und der Kandarinc, damit die Münze von Ausländern sowohl wie 
von Eingeborenen gebraucht werden kann. Seit jener Zeit sind in einer 
bedeutenden Anzahl von Provinzen ähnliche aus dem Auslande bezogene 
Münzstätten errichtet worden. Leider werden über die Anzahl der in 
diesen Münzstätten geschlagenen Silbermünzen keine Nachrichten veröffent- 
licht, doch kann sie nicht bedeutend sein. So bekommt man chinesische 
Dollar- und Fünfzigcentstücke nur selten zu Gesicht. Die übrige Scheide- 
münze trifft man allerdings in den »Vertragshäfen« recht häufig, doch kann 
man einen Chinesen, der selbst nur wenige Meilen außerhalb des Bereichs 
eines solchen lebt, nur schwer dazu bewegen, sie bei einem Kaufe anzu- 
nehmen. Er zieht sein schmieriges Kupfergeld den Silberstücken vor. 
Man darf demnach sagen, daß die Währungsverhältnisse Chinas durch die 
Ausgabe dieses Silbergeldes bislang so gut wie gar nicht beeinflußt, noch in 
irgendwelcher Weise gebessert worden sind. 

Das »gelbe« Metall kommt bei Handelsabschlüssen nur äußerst selten in 
China zur Verwendung. Die kleinen Goldbarren, auf die man stößt, dienen 
fast ausschließlich dazu, als Schatz aufbewahrt zu werden.*) 

Die gangbarste Münze und am beliebtesten bei der ganzen Bevölkerung 
ist seit 500 Jahren v. Chr. das Kupferkäsch, dessen Gewicht und Mischung 
von jeher großen Schwankungen unterworfen waren. Der Guß der Münze 
— das Käsch wird nämlich nicht geprägt, sondern gegossen — ist aller- 
dings durch kaiserliche Verordnung geregelt. So ist das Regelgewicht 
gleich y, 0 einer chinesischen Unze und der Regelwert auf '/iooo eines Taels 
festgesetzt. Ferner soll die Menge der in den einzelnen Provinzen in 
Umlauf zu setzenden Münzen vom Finanzministerium jährlich angeordnet 
werden. Aber diese Vorschriften finden in Wirklichkeit keine Anwendung. Es 
darf nicht übersehen werden, daß die unberechtigte Herstellung von Käsch- 
stücken sehr leicht ist ; da sie nicht geprägt, sondern gegossen werden, so 
hat fast jeder Chinese, ohne daß er kostspieliger Apparate bedarf, die 
Möglichkeit, selbst Käschmünzen herzustellen. Tatsächlich hat denn auch 



* i Vgl. Archiv 1900, S. 584. 
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die Falschmünzerei in China einen ungeheueren Umfang angenommen. Daß 
aber die Falschmünzer sich nicht darauf beschränken, die Münzen nachzu- 
ahmen , sondern sie auch in bezug auf ihren Metallgehalt minderwertig 
herstellen, ist eine alte Erfahrung. Die Folgen konnten nicht ausbleiben; 
der Metallwert der Käschstücke ist durch die Falschmünzerei immer mehr 
heruntergedrückt worden. Aber abgesehen davon, daß neben den in 19 
verschiedenen Münzstätten hergestellten Käschstücken eine große Anzahl 
von mit Eisenfeilspänen, Sand u. dgl. gefüllten Stücken umläuft, wird 
der Wirrwarr noch durch die Doppelrechnung vermehrt. So sind z. B. 
1000 Käsch nicht 1000 Käsch, ebensowenig wie 100 Käsch 100 Käsch 
sind, sondern eine andere und ganz unbestimmte Anzahl, die man aus Er- 
fahrung kennen lernen muß. In manchen Gegenden des Reichs zählt z. B. 
1 Käsch für 2, und zwar in allen Fällen, wo man mehr als 20 Käsch für 
einen Gegenstand verausgabt, so daß, wenn jemand hört, daß man ihm 500 
dieser Münzen auszahlen wird, er sogleich weiß, daß er nur auf 250 
rechnen kann, und zwar nach Abzug örtlicher Zahlungsgebühren, deren 
Höhe in den einzelnen Orten beständig wechselt. Das kleine und gefälschte 
Käschstück findet man beständig mit dem großen und gesetzlichen vermischt, 
was wiederum Anlaß zum Streite zwischen Käufer und Verkäufer gibt. In 
manchen Provinzen Chinas, z.B. in Honan, geht jedermann mit zwei ver- 
schiedenen Sätzen von Käsch zu Markte; von diesen besteht der eine Satz 
aus guten und falschen, der andere ausschließlich aus gefälschten Kupfer- 
stücken. Gewisse Waren werden nur mit diesen bezahlt. 

Der Chinese reiht diese Käschmünze auf Reisstrohschnüren zu 500 und 
1000 (nominell) Stück, »Tiao« genannt, auf; sie hat deshalb ein viereckiges 
Loch in der Mitte. Infolge der Schwere der Münzen reißen die Schnüre 
häufig, und es muß dann von neuem gezählt werden. Man muß darüber 
staunen , daß die Chinesen angesichts dieser Währungsungeheuerlichkeiten 
überhaupt Geschäfte machen können, und doch haben sie sich daran ge- 
wöhnt , so daß sie die Last kaum zu bemerken scheinen. Das Käsch ist 
nach wie vor die Münze, deren sie sich bei allen gewöhnlichen Handels- 
abschlüsscn bedienen. 

Reist man im Inneren von Kreis zu Kreis, von Bezirk zu Bezirk, so wird 
oft auch Papiergeld, Noten von kleineren oder größeren Banken in Zahlung 
gegeben , die aber meist nur soweit wieder in Zahlung genommen werden, 
als der Kredit der betreffenden Bank reicht. Endlich sind noch als 
Zahlungsmittel die Noten der Hupu-Bank, der Bank des Finanzministeriums, 
zu erwähnen, die aber zuletzt so sehr im Kurse niedergegangen waren, 
daß die Regierung, um ihnen aufzuhelfen, den Befehl erließ, daß alle Ein- 
und Rücklagen der Provinzialkassen in der Bank zur Aufbewahrung nieder- 
gelegt werden sollten. Zum großen Leidwesen der Regierung werden aber 
trotzdem von den Chinesen, besonders im Norden des Reichs, die dort 
umlaufenden russischen und deutschen Banknoten den chinesischen stets 
vorgezogen. 

Was schließlich das fremdländische Kurantgeld angeht, so ist zwar auch 
französisches, englisches und deutsches Geld im Umlauf, hauptsächlich aber 
die 10- , 20- und 50-Centstücke, die China. Japan und die Regierung der 
britischen Besitzungen Ostasiens, Hongkong sowie die Straits Settlements 
ausgegeben haben. 

Goldmünzen spielen im täglichen Handelsverkehr, d. h. soweit er sich 
auf gewöhnliche Ladeneinkäufe beschränkt, keine Rolle. Man pflegt sie 
gleichsam als eine Art Merkwürdigkeit aufzubewahren. Doch merkt man 
den Mangel dieser »Füchse« nur wenig. Ihr Stellvertreter ist die als 
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»mexikanischer Dollar« bekannte Silbermünze, »bei deren Anblicke« , wie 
Navarra in seinem großen Werke über China sagt, »der für gewöhnlich 
schläfrige und stark apathisch angehauchte Gesichtsausdruck des Chinesen 
ein lebhaftes und strahlendes Aussehen annimmt. Denn dies ist ja das 
Geldstück, das in Ermangelung einer eigenen passenden Münze seit einigen 
Jahrzehnten dem gegenseitigen internationalen Handelsverkehr zu seiner 
jetzigen Ausdehnung nicht unbedeutend mit verholfen hat. Obgleich ein 
echt ausländisches Produkt, hat sich dieser Dollar doch so vollkommen 
eingebürgert, als nenne er China sein Ursprungsland«. 

Die so überaus verwirrten Geldverhältnisse machen es dem fremden Kauf- 
mann unmöglich, sich ohne den »Comprador« zurechtzufinden. Der 
Comprador ist sowohl für den An- wie den Verkauf von Gegenständen 
und Waren aller Art unerläßlich. Er ist eine Art Vermittler, der die Inter- 
essen seines fremdländischen Geschäftsfreundes im großen und ganzen immer 
ehrlich vertritt, allerdings durch reichliche Vermittlungsgebühren auch seinen 
Nutzen zu wahren versteht. Er führt die Bankrechnungen, stellt Diener und 
Beamte, natürlich nur chinesische, an und bildet das wichtigste Glied in 
den Beziehungen zwischen den fremden und den chinesischen Kaufleuten. 
Auf Grund seiner genauen Warenkenntnis, seiner Bekanntschaft mit den 
Gebräuchen, Sitten und der Behandlung sowie der Geschäftsweise seiner 
Landsleute, durch seine Kenntnis des allgemein gebräuchlichen Pidgin- 
Englisch und der verschiedenen chinesischen Mundarten spielt er seit etwa 
60 Jahren eine große Rolle im Handelsverkehr. Oft erhält er ein festes, 
recht hohes Monatsgehalt neben der Vermittlungsgebühr, bisweilen ist er auch 
mit einer größeren oder kleineren Summe am Geschäfte beteiligt, wie er auch 
für den Eingang der Gelder für die durch ihn vermittelten Verkäufe meist 
haftbar bleibt. Ihm zur Seite steht als rechte Hand der »Schroff«. In den 
größeren Häusern ist er eine Art von Rechnungsführer des Compradors. 
Ihm liegt auch das Einkassieren von Geldern ob. Ferner ist es, nament- 
lich in Bankgeschäften, seine Pflicht, alle Dollars, die durch die Hand der 
Firma gehen, auf ihre Echtheit zu prüfen und die Annahme falscher zu 
verhüten. Der Schroff gibt vor, drei Klassen von guten Dollars unter- 
scheiden zu können, nämlich solche erster, zweiter und dritter Güte. Doch 
kommt es hierbei häufig vor, daß sein Gutachten nicht unfehlbar ist. In 
Canton sind übrigens Schulen zur Erlernung des Schroffgewerbes weit ver- 
breitet. Die Lehrer unterrichten ihre Schüler in der Kunst, echte mexi- 
kanische Dollars von falschen durch den Klang, die bloße Berührung 
usw. zu unterscheiden, unterweisen sie über den Betrieb der Falschmünzerei 
u. dgl. 

Die Versuche, den Comprador abzuschaffen oder ihn entbehrlich zu 
machen, sind gescheitert und müssen scheitern, solange nicht ein einheit- 
liches Münzsystem für das ganze chinesische Reich festgesetzt ist. Vor 
kurzem ist nun ein Regierungserlaß erschienen, der die Hoffnungen auf 
eine Münzreform berechtigt erscheinen läßt. In diesem Erlasse wird darauf 
hingewiesen, daß »unter den Reformen mannigfacher Art. die zur Zeit ihrer 
Durchführung harren, die Einführung einer Münzwährung obenan steht«. 
Zwei Vorschläge seien an den Thron in letzter Zeit gelangt. Der eine lief 
darauf hinaus, vollwertige Silbermünzen im Gewichte von einem Tael sowie 
von einem halben Tael als Währungsmünzen und daneben Silbermünzen im 
Gewichte von 0,10 Tael und 0,05 Tael als Scheidemünzen zur Ausprägung 
gelangen zu lassen. Der andere Vorschlag wollte dagegen eine Münze als 
Berechnungseinheit festgesetzt wissen, die dem Geldsystem anderer Staaten 
entspräche, um dadurch der Möglichkeit einer späteren Einführung einer 
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Goldwährung näher zu kommen. Mit letzter Münze ist zweifellos der in 
ganz China bekannte Dollar gemeint, der von den fremden Geldstücken am 
liebsten in Zahlung genommen wird. Auch prägen bereits, wie wir wissen, 
seit etwa 20 Jahren die Provinzialmünzstätten Chinas Dollars aus. »Wollen 
wir das bisherige Taelsystem beibehalten«, so heißt es schließlich im Er- 
lasse, »so können wir nicht Silberdollars im Gewichte von 0,72 Tael als 
Regierungsgcld einführen. Entschließen wir uns dagegen zur Ausprägung 
von Dollars, so dürfte es nicht leicht sein, den Tael, der sich bei Beamten 
wie beim Volke fest eingebürgert hat, plötzlich ganz abzuschaffen. . . Lassen 
wir unter Beibehaltung des bisherigen Taelsystems daneben noch Währungs- 
münzen ausprägen , so haben wir kein einheitliches Geldsystem erreicht.« 
Allerdings gießt die chinesische Regierung auch wieder etwas Wasser 
in den Wein. Sie will vorläufig Erhebungen anstellen, ehe sie sich zu 
festen Entschlüssen aufrafft. Die Gouverneure sollen zunächst untersuchen, 
wie die Lebensverhältnisse der Beamten , der Kaufleute und der großen 
Masse des Volkes beschaffen sind. Sie sollen ferner Erhebungen über 
den Verkehr an den Marktplätzen anstellen und zugleich darüber be- 
richten, ob der Tael oder der Silberdollar mehr im Umlauf ist. Erst auf 
Grund der gesammelten Unterlagen soll dann ein Gutachten eingefordert 
werden, das zur Grundlage einer Reform dienen kann. Zweifellos aber 
dürfte noch geraume Zeit vergehen, ehe diese Reform durchgeführt wird, 
und besonders ehe Silbermünzen den Platz des Käschstücks einnehmen 
können. Denn, wie bereits bemerkt, würde von den Beamten, deren Macht 
im Reiche des Zopfes größer ist als in irgendeinem anderen Lande, Wider- 
stand zu erwarten sein, da sie aus den Kursunterschieden der beiden heutigen 
Währungen in China — Kupfer und Silber — den größten Vorteil ziehen. 
Aber auch das Volk würde sich nicht so ohne weiteres von seinem geliebten 
Käschstücke trennen wollen, denn für die Zopfträger ist die Münze die 
geeignetste, die die größte Teilbarkeit ermöglicht. Geld im Werte von 
einer Mark läßt sich heute in fast 500 einzelne Münzen teilen, und die passen 
sich sowohl dem Preise der Marktwaren wie auch dem Einkommen der 
großen Masse des Volkes auf das bequemste an. 



Der Masurische Kanal. 

Von den gesetzgebenden Körperschaften in Preußen ist im letzten 
Tagungsabschnitt ein Gesetzentwurf verabschiedet worden, der den Bau 
eines Schiffahrtskanals vom Mauersee in Ostpreußen nach der Alle bei 
Allcnburg sowie die Anlegung mehrerer Staubecken im südlichen Teile Ost- 
preußens in dem sogenannten »Masuren« — bezweckt. 

Ostpreußen besitzt bekanntlich in seinen masurischen Seen außerordentlich 
ausgedehnte Wasserflächen, deren bessere Nutzbarmachung für die Schiffahrt 
schon wiederholt das Ziel umfangreicher Kanalpläne gewesen ist. Als 
erster sorgte der Große Kurfürst für eine Verbesserung der ostpreußischen 
Wasserwege, indem er die einzelnen Seengebiete miteinander in Verbindung 
brachte und auf diese Wei>.e ein in sich zusammenhängendes, allerdings 
von den anderen Schiffahrtswegen noch abgeschlossenes Wasserstraßennetz 
von 223 km Länge herstellte. Seine weiteren Pläne, außerdem einen 
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Schiffahrtsweg von diesem Seengebiete nach einem der zur Ostsee fließenden 
schiffbaren Wasserläufe zu schaffen, kamen nicht zur Ausführung. Anfang 
der siebenziger Jahre des vorigen Jahrhunderts arbeitete die preußische 
Regierung eine Vorlage aus zur Herstellung eines von dem ostpreußischen 
Seengebiete nach der Alle führenden Kanals , der eine Länge von etwa 
7'/ 4 Meilen erhalten und ungefähr dieselben Punkte miteinander verbinden 
sollte, die jetzt als Ausgangs- und Endpunkt des geplanten neuen Kanals 
gewählt worden sind. Seine Kosten wurden ursprünglich auf 2150000 
bis 2400000 Taler, später auf 10650000 Mark veranschlagt. Die Pläne 
der Regierung fanden 1874 die Zustimmung des Landtags, mußten aber 1877 
wieder zurückgestellt werden, nachdem sich ergeben hatte, daß die kostenlose 
Hergäbe des für den Kanal erforderlichen ürund und Bodens, die eine 
der wesentlichsten Voraussetzungen des Entwurfs gebildet hatte, nicht zu 
erreichen war. Während der nächsten 20 Jahre ruhten sodann die ost- 
preußischen Kanalpläne; erst im Jahre 1898 wurden sie von der Regierung 
wieder aufgenommen. Nach dem damals aufgestellten Plane war der 
Bau eines Kanals in Aussicht genommen, der nicht nur als Schiffahrt- 
straße, sondern gleichzeitig auch zur Wasserabführung aus dem Seengebiete 
dienen sollte. Zu diesem Zwecke war beabsichtigt, den vermehrten Wasser- 
zufluß von der Alle durch einen etwa bei Georgenfelde entspringenden 
besonderen Kanal (Triebwerk-Kanal) zum unteren Pregel oberhalb Königsbergs 
abzuleiten. Das Gefälle an den Staustufen des Schiffahrtskanals und das 
Gefälle des Triebwerk-Kanals sollten dann zur Erzeugung elektrischer Kraft 
ausgenutzt werden. Dieser Entwurf scheiterte indes namentlich an dem 
Widerspruche der in Betracht kommenden Vertreter der Landwirtschaft im 
Gebiete des Pregels und der Deime. Bei näherer Untersuchung stellte sich 
ferner heraus, daß den masurischeu Seen ohne Schädigung der Landes- 
kulturinteressen nicht ständig eine so große Wassermenge entzogen werden 
konnte, wie sie zu einer einträglichen gewerblichen Ausnutzung der Wasser- 
kräfte erforderlich gewesen wäre. Die Regierung hat daher, bevor sie mit 
einer neuen Vorlage an die gesetzgebenden Körperschaften herangetreten 
ist, ihre Pläne einer durchgreifenden Umgestaltung unterzogen. 

Nach dem neuen, jetzt genehmigten Entwürfe soll der Kanal, dem die 
Bezeichnung » Mas uri scher Kanal« beigelegt werden wird, ausschließlich 
als Schiffahrtstraße ausgebaut werden und aus dem Seengebiete nur so viel 
Wasser abführen, als für diesen Zweck gerade erforderlich ist. Die Regelung 
der Wasserstandsverhältnisse soll dagegen durch sachgemäße Unterhaltung 
des schon vorhandenen Stauwerkes bei Angerburg sowie durch Herstellung 
weiterer Staubecken im Seengebiet erreicht werden. 

Der neue Kanal wird an der Nordwestecke des Mauersees, des nörd- 
lichsten der bedeutenderen masurischen Seen, entspringen und in seinem 
ersten, größeren Teile in nordwestlicher Richtung verlaufen. Erst auf der 
letzten, kürzeren Strecke — hinter Georgenfelde — wird er in fast westlicher 
Richtung zur Alle hinübergeführt werden, in die er bei Allenburg einmünden 
soll. Der Kanal, dessen Hauptzweck darin besteht, durch Vermittlung der 
Alle und des Pregels eine schiffbare Verbindung zwischen den masurischen 
Seen und dem Ostseehafen Königsberg herzustellen, wird eine Gesamt- 
länge von 51,5 km erhalten. Zwischen dem Mauersee und der Alle ist ein 
Gefälle von 105 m zu überwinden. Hierfür sind fünf einfache und eine 
doppelte Staustufe, die in den Kanal eingebaut werden sollen, vorgesehen. 
Bei Allenburg wird daneben noch eine Ausgleichschleuse angelegt werden. 
Die Schleusen sollen 45 m nutzbare Länge und 6,5 m Breite erhalten, so 
daß sie von Pregel-Fahrzeugen bis zu 6 m Breite durchfahren werden können. 
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Im allgemeinen ist der Kanal für Fahrzeuge bis zu 200 t Tragfähigkeit 
berechnet. Die Triefe wird in der Mittellinie 2 m, am Böschungsfuße 1,5 m 




betragen. Die Fahrrinnen innerhalb der Seen und die schon vorhandenen 
Kanalstrecken zwischen den Seen werden so ausgebaut werden , daß Fahr- 
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zeuge von den obengenannten Grüßenverhältnissen im ganzen Seengebiete 
verkehren können. 

Durch die Staubecken einerseits und durch die Regelung des Abflusses 
der Seen anderseits soll ein möglichst gleichmäßiger Wasserstand in den 
masurischen Seen und damit eine Verminderung der bisher häufig wieder- 
kehrenden, die anliegenden Ländereien schwer schädigenden sommerlichen 
Überflutungen erreicht werden. Vorhanden ist bis jetzt nur ein Stauwerk 
bei Angerburg am nördlichen Ende des Mauersees an der Stelle, an der 
die nicht schiffbare Angerapp aus diesem See heraustritt. Durch dieses 
Staubecken wird etwa ein Fünftel der aus den masurischen Seen abfließenden 
Wassermenge abgeführt. Vier Fünftel des Abflusses gehen durch den Pissek, 
der unterhalb des Spirdingsees bei Johannisburg (Ostpr.) südlich zur Weichsel 
fließt. Die größte Wasserabführung durch diese beiden Abflüsse beträgt 
62 cbm in der Sekunde, während dem Seengebiete bei starkem, anhaltendem 
Regen bis zu 100 cbm in der Sekunde zufließen. Durch diesen Uberschuß 
zufließenden Wassers werden trotz der Größe der Seen, die mit ihren 
Nebengewässern eine Oberfläche von rund 345 qkm besitzen und daher sehr 
bedeutende Ausgleichsbecken darstellen, häufig lang andauernde Über- 
schwemmungen der tiefliegenden Ufer und damit große Schädigungen der 
Landwirtschaft herbeigeführt. Um diesem Ubelstand abzuhelfen und um 
auf der anderen Seite bei ausnahmsweise eintretender anhaltender Dürre 
eine übergroße Austrocknung infolge zu starker Absenkung des Wasserspiegels 
zu verhindern, sollen mehrere Staubecken angelegt werden, durch die 
das Schadenwasser im Seengebiete zurückgehalten und nach Bedarf wieder 
nutzbar gemacht werden kann. In Aussicht genommen ist zunächst, einige 
kleinere fiskalische Seen , nämlich den Gr. Goldapgarsee im Osten und die 
zusammenhängenden Seen Muckersee und Gr. Sysdrovsee im Südwesten, 
zu Staubecken auszubauen. Außerdem soll zur Regelung des Wasser- 
abflusses nach dem Pissek im Jeglinner Kanal, der vom Spirdingsee nach 
Johannisburg führt, ein Stauwerk angelegt werden. Auf diese Weise hofft 
man, ungefähr 10000 ha Wiesenland den schädlichen Einflüssen der Über- 
schwemmungen zu entziehen. 

Es ist nicht zu bezweifeln, daß der neue Kanal wesentlich dazu beitragen 
wird, die reichen, jetzt fast ganz brachliegenden Bodenschätze Masurens zu 
erschließen. Es handelt sich hauptsächlich um Erzeugnisse der Land- und 
Forstwirtschaft, namentlich Getreide und Holz, aber auch um Torf, Kies. 
Wiesenkalk, Granitrindlinge und Ziegelei waren. Auch wird erwartet, daß 
sich gewerbliche Betriebe, wie Zellulose-, Papier- und Zementfabriken, 
an der billigen Wasserstraße ansiedeln werden. Der Verkehr wird auf 
200000 bis 300000 t jährlich geschätzt. 

Die Kosten für den Kanal sind auf 15620000 Mark, diejenigen für die 
Staubecken auf 1 815 000 Mark veranschlagt. Von den Kosten des Kanals 
entfallen 920000 Mark auf den Grund und Boden. Zur Übernahme dieses 
Betrags hat sich ein von der Provinz Ostpreußen, der Stadt und der Kauf- 
mannschaft Königsberg gebildeter Gewährleistungs -Verband bereit erklärt, 
so daß aus Staatsmitteln nur noch 14700000 Mark für den Kanal aufzu- 
wenden sind. Ferner liegt bereits ein Beschluß der Provinz Ostpreußen 
vor, wonach diese den auf sie entfallenden Anteil von 200000 Mark für die 
Ausführung von Meliorationsarbeiten aufbringen will. Einschließlich der 
für die Vorarbeiten entstandenen und der durch den preußischen Etat bereits 
bewilligten Mittel für den Bau einer Schleuse im Jeglinner Kanal und einer 
Schleuse bei Pinnau in der Nähe von Wehlau am Zusammenflusse von 
Alle und Pregel werden die aus Staatsmitteln zu bestreitenden Kosten 
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insgesamt eine Höhe von 17970000 Mark erreichen. Da der schiffbare 
Wasserweg von Johannisburg bis Königsberg, der mit diesen Mitteln ge- 
wonnen werden soll, eine Länge von insgesamt 362,3 km haben wird, werden 
mithin auf 1 km durchschnittlich nur 49600 Mark entfallen. 

Die Kosten des Betriebs und der Unterhaltung des neuen Schiffahrtswegs 
sind vorläufig auf 139800 Mark jahrlich veranschlagt worden. Als Bauzeit 
sind sechs Jahre vorgesehen. Uber die Ertragsfähigkeit des Unternehmens 
enthält die Regierungsvorlage keine Angaben. Eine solche kann natürlich 
aus dem Verkehr selbst — durch die zu erhebenden Abgaben — auf ab- 
sehbare Zeit nicht erwartet werden; sie wird vielmehr hauptsächlich in der 
wirtschaftlichen Erschließung großer Gebietsstrecken zu suchen sein. 

Zum Schlüsse möchten wir noch erwähnen, daß, nachdem der Masurischc 
Kanal kaum beschlossen ist, sofort der Plan zu einem ähnlichen, nur noch 
erheblich umfassenderen Kulturwerk im Osten, nämlich zur Herstellung 
einer schiffbaren Verbindung' der masurischen Seen mit der Weichsel, 
greifbare Gestalt zu gewinnen beginnt. Eine vor kurzem in Thorn zu- 
sammengetretene Versammlung von Vertretern der beteiligten Kreise, an 
der auch Beauftragte der Staatsbehörden teilnahmen, hat sich eingehend 
mit dieser Frage beschäftigt und nach den darüber bekannt gewordenen 
Zeitungsnachrichten im allgemeinen einem von dem Professor an der Tech- 
nischen Hochschule in Danzig, Baurat Ehlers, ausgearbeiteten Entwürfe 
zugestimmt, der einen Kanal von der Weichsel bei Thorn über Dt. Eylau 
und Osterode nach den masurischen Seen vorsieht. Die Kosten dieses 
Kanals, einschließlich verschiedener Stichkanäle nach Culmsee, Strasburg usw. 
sind vorläufig auf 87500000 Mark veranschlagt worden. Dieses weitere 
Unternehmen würde, wenn es zur Verwirklichung kommen sollte, zweifellos 
ein Kulturwerk von ganz hervorragender Bedeutung für unsere Ostmark 
werden. 



Die Eisenbahnen der Erde am Schlüsse des Jahres 1906. 

Das »Archiv für Eisenbahnwesen« (Jahrg. 1908, Heft 3) veröffentlicht, 
wie alljährlich, eine Zusammenstellung über die Entwicklung der auf der 
Erde betriebenen Eisenbahnen für das letzte Jahrfünft, für das statistische 
Unterlagen vorliegen, diesmal für die Jahre 1902 bis 1906. Danach betrug 
der Gesamtumfang der Eisenbahnen der Erde am Ende des Jahres 1906 
933 850 km, gegen 905 695 km am Ende des Jahres 1905 (vgl. Archiv 1907, 
S. 538/539). Die Bautätigkeit war im Jahre 1906 wesentlich lebhafter als 
im Vorjahre; denn der Zuwachs an neuen Eisenbahnen belief sich auf 
27964 km oder rund 7800 km mehr als im Jahre 1905. Während die 
Länge aller Eisenbahnen der Erde 1905 nur um 2,3 v. H. gestiegen war, 
nahm sie 1906 um 3,1 v. H. zu. Abweichend vom Vorjahre war die Bau- 
tätigkeit besonders stark in den Vereinigten Staaten von Amerika, wo 
10076 km oder fast 3000 km mehr als im Jahre 1905 an neuen Eisen- 
bahnen fertiggestellt wurden. Wie vorweg bemerkt wird, hat sich diese 
starke Bautätigkeit in den Vereinigten Staaten von Amerika auch 1907 auf 
ungefähr der gleichen Höhe gehalten, während für 1908 ein bedeutender 
Rückgang erwartet wird. Das europäische Eisenbahnnetz hat sich um 
6288 km, gegen nicht ganz 4000 km im Vorjahre, vermehrt; davon entfielen 
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auf das europäische Rußland rund 1600, auf Deutschland rund 900 km 
neue Eisenbahnen. Auch Österreich -Ungarn hat sein Eisenbahnnetz nicht 
unbeträchtlich ausgedehnt, während der nahezu völlige Stillstand des Eisen- 
bahnbaues in Großbritannien und Irland weiter andauerte. In Asien hat 
sich namentlich das Eisenbahnnetz Chinas, nämlich um fast 2300 km, ver- 
größert. Nachdem dort die Vorurteile gegen die Eisenbahnen endlich über- 
wunden sind, und nachdem insbesondere die Erfahrung gelehrt hat, daß die 
Eisenbahnen bei sachgemäßer Bewirtschaftung hohe Erträge abwerfen, wird 
der Bau von Eisenbahnen in dem großen chinesischen Reiche überall in 
Angriff genommen. Auch in den mittelasiatischen Gebieten Rußlands und 
in Kleinasien nebst Syrien und Arabien ist eine große Anzahl neuer Schienen- 
wege hergestellt worden. In Afrika ist der Eisenbahnbau — vornehmlich 
in der Kapkolonie, in Transvaal und in den deutschen Kolonien — so rüstig 
vorwärts geschritten, daß das Eisenbahnnetz des schwarzen Erdteils am 
Ende des Jahres 1906 das australische Eisenbahnnetz, das ihm Ende 1905 
noch um rund 1500 km voraus war, nahezu erreicht hatte. 

Die meisten Eisenbahnen befanden sich Ende 1906 nach wie vor in 
Amerika, nämlich 473 096 km. Auf die Vereinigten Staaten einschließlich 
Alaska entfielen hiervon 361 579 km, also noch rund 45 000 km mehr als 
auf ganz Europa. Von den anderen Erdteilen hatte Europa 316093 km, 
Asien 87958 km, Australien 28510 km und Afrika 28 193 km Eisenbahnen 
aufzuweisen. Die Reihenfolge der am besten mit Eisenbahnen ausgestatteten 
Staaten hat sich nur insofern geändert, als die Argentinische Republik von 
Mexiko überholt worden ist. Es besaßen Ende 1906: 



die Vereinigten Staaten von Amerika 361579 km, 

das Deutsche Reich 57 376 - 

davon Preußen 34 872 - 

das europäische Rußland 50670 - 

Frankreich 47 142 - 

Britisch-Ostindien 46 642 - 

Österreich-Ungarn 41 227 - 

Großbritannien und Irland 37 107 - 

Canada 33 147 - 

Mexiko 21 007 - 

die Argentinische Republik 20 560 - 

Brasilien 17059 - 

Italien 16420 - 

Spanien 14 649 - 

Schweden 13 165 - . 

In den übrigen Staaten erreichten die Eisenbahnen auch Ende 1906 noch 
nicht eine Länge von 10000 km. 

Im Verhältnisse zur Ausdehnung des Landes hatte Ende 1906 das 

Königreich Belgien das dichteste Eisenbahnnetz. Es kamen dort auf 



100 qkm Flächeninhalt 25,4 km Eisenbahnen. Dann folgten das Königreich 
Sachsen mit 20,3 km, ferner Baden mit 14,5 km, Elsaß-Lothringen mit 
13,6 km, Großbritannien und Irland mit 11,8 km, das Deutsche Reich mit 
10,6 km, Württemberg und die Schweiz mit je 10,5 km und Preußen und 
Bayern mit je 10,0 km Eisenbahnen auf je 100 qkm Flächeninhalt. In den 
anderen Ländern, und namentlich in den außereuropäischen Erdteilen, stellte 
sich dieses Verhältnis wesentlich ungünstiger. In Frankreich entfielen z. B. 
nur 8,8 km, in den Vereinigten Staaten von Amerika mit Einrechnung von 
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Alaska nur 3,9 km und ohne Einrechnung von Alaska nur 4,7 km auf je 
IOO qkm Flächeninhalt. 

Im Verhältnisse zur Bevölkerungszahl besaß die meisten Eisenbahnen 
nach wie vor die australische Kolonie Queensland, in der auf je 10000 Ein- 
wohner 1 13,0 km Eisenbahnlänge kamen. Auch bei den übrigen australischen 
Kolonien war dieses Verhältnis wegen ihrer geringen Bevölkerungsdichtig- 
keit — ebenso wie im Vorjahre — sehr günstig. In den Vereinigten Staaten 
von Amerika entfielen auf je 10 000 Einwohner 46,0 km Eisenbahnlänge. 
Unter den europäischen Staaten behauptete in dieser Beziehung Schweden 
auch Ende 1906 noch den ersten Platz. Denn es kamen in Schweden 
25.6 km, dagegen in Preußen nur 10,1 km. in Deutschland 10,2 km, in Frank- 
reich 12,1 km. in Großbritannien und Irland 9,0 km und in Belgien 11,3 km 
Eisenbahnlänge auf je 10000 Einwohner. 

Die Anlagekosten der Eisenbahnen der Erde werden im »Archiv für 
Eisenbahnwesen« auf rund 301 000 Mark durchschnittlich für 1 km in 
Europa und auf rund 157000 Mark durchschnittlich für 1 km in den 
übrigen Erdteilen geschätzt. Nach dieser Berechnung würde das Anlage- 
kapital aller Eisenbahnen der Erde am Schlüsse des Jahres 1906 rund 
192 Milliarden Mark (95 Milliarden in Europa und 97 Milliarden in den 
übrigen Erdteilen) betragen haben, gegen rund 182 Milliarden Mark 
(92 Milliarden in Europa und 00 Milliarden in anderen Erdteilen) am 
Ende des Jahres 1905. Es wären also im Jahre 1906 nicht weniger als 
IO Milliarden Mark in dem Ausbau des Eisenbahnnetzes und in der Her- 
stellung neuer Eisenbahnen angelegt worden, und diesmal — abweichend 
von den Vorjahren — in größerem Umfange, nämlich fast zu zwei Dritteln, 
in außereuropäischen Ländern und nur zu einem Drittel in Ländern Europas. 

Zu beachten bleibt, daß bei den vorstehenden Zahlen nur die dem all- 
gemeinen Verkehr dienenden Eisenbahnen in Betracht gezogen worden sind, 
die in Deutschland als Haupt- und Nebenbahnen bezeichnet werden, während 
die Kleinbahnen keine Berücksichtigung gefunden haben. Diese aber ge- 
winnen von Jahr zu Jahr mehr an Bedeutung, hauptsächlich in Deutsch- 
land und in den Vereinigten Staaten von Amerika. Viele nebenbahn- 
ähnliche Kleinbahnen in Deutschland kommen in wirtschaftlicher Beziehung 
den Nebenbahnen fast vollständig gleich. In den Vereinigten Staaten sind 
es namentlich die elektrisch betriebenen Nebenbahnen, international oder 
overland Railways genannt, die in weiten Gebieten des Landes eine sehr 
große Rolle spielen. Nicht selten treten sie — sowohl im Personen- als 
auch im Güterverkehr — mit den Dampfbahnen in ernsten Wettbewerb. 
Gleichwohl sind sie ebensowenig wie die deutschen nebenbahnähnlichen 
Kleinbahnen in die Statistik einbezogen worden, während anderseits die 
Zahlen für Belgien auch die chemins de fer vicinaux und die Zahlen für 
Frankreich alle chemins de fer d'interet local mit umfassen, von denen eine 
große Anzahl mehr den Kleinbahnen gleicht. Hierin liegt, wie das »Archiv für 
Eisenbahnwesen« hervorhebt, eine gewisse Ungleichmäßigkeit, die sich aber 
nicht beseitigen läßt, weil in anderen Ländern eine so strenge Scheidung 
der einzelnen Bahnengruppen , wie in Deutschland und in den Vereinigten 
Staaten von Amerika, nicht möglich ist. Auf die oben wiedergegebenen 
sogenannten AusstattungszifTern übt diese Verschiedenartigkeit der Zählung 
natürlich einen nicht unbeträchtlichen Einfluß aus. Rechnet man z. B. den 
Eisenbahnen in Preußen und Deutschland für das Jahr 1906 die im Be- 
triebe befindlichen nebenbahnähnlichen Kleinbahnen hinzu, so ergibt 
sich für Preußen ein Eisenbahnnetz von 42 778 km. statt der oben an- 
gegebenen 34 872 km, und für Deutschland ein Eisenbahnnetz von 65 608 km, 
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statt der oben aufgeführten 57 376 km. An Bahnlänge würden dann ent- 
fallen in Preußen 12,1 (statt 10,0) km auf je 100 qkm und 12, % (statt 10,1) km 
auf je 10000 Einwohner und in Deutschland 12. i (statt 10, 0) km auf je 
100 qkm und [1,6 (statt 10,1) km auf je 10000 Einwohner. Preußen würde 
hiernach auch im Verhältnisse zur Einwohnerzahl mehr Eisenbahnen be- 
sitzen als das weit dünner bevölkerte Frankreich (12,4 km auf je 10000 
Einwohner gegenüber 12,1 km in Frankreich). Damit würde sich die häufig 
laut werdende Behauptung, daß die Ausstattungsziffern der Eisenbahnen 
Frankreichs den deutschen überlegen seien , nicht mehr aufrechterhalten 
lassen. 



LITERATUR. 

Die neueren Forsch ungen auf dem Gebiet der Elektrizität 
und ihre Anwendungen. Von Professor Dr. A. Kalähne. Gr. 8". 
284 Seiten mit zahlreichen Abbildungen. Verlag von Quelle und 
Meyer in Leipzig. 1008. Geheftet 4 Mark 40 Pf., in Leinenband 
4 Mark 80 Pf. 

Die Literatur über das ausgedehnte Gebiet der Elektrizität hat in den 
letzten Jahren einen außerordentlichen Umfang angenommen. Indes ist 
die Zahl der Werke, die einen umfassenden Überblick über die neueren 
Forschungsergebnisse und Theorien der elektrischen und magnetischen Er- 
scheinungen bieten , ohne bei dem Leser besondere mathematische Kennt- 
nisse vorauszusetzen, verhältnismäßig gering. Das vorliegende Buch, das 
in knapper, alles Unwesentliche ausscheidender Form den häufig recht 
schwer zu behandelnden Stoff dem Verständnisse zu erschließen sucht, hält 
die Mitte zwischen einer rein wissenschaftlichen und einer gemeinverständ- 
lichen Darstellung. Obwohl es durchaus elementar gehalten ist, werden 
alle wichtigeren Fragen so gründlich erörtert, daß jeder den Darlegungen 
aufmerksam folgende Leser in den Stand gesetzt wird, sich ein klares Bild 
von den heutigen Anschauungen und den großartigen Fortschritten in der 
Elektrizitätslehre zu machen. Für mathematisch Gebildete sind in den An- 
merkungen zum Teil nichtelementarc Hinweise und Erläuterungen gegeben. 

Das Buch umfaßt sieben Kapitel. Im ersten Kapitel behandelt der 
Verfasser die Fluidumtheorie der Elektrizität und des Magnetismus, die 
bekanntlich zu Bezeichnungen und Namen Anlaß gegeben hat, von denen 
wir noch heute, obwohl die Theorie längst aufgegeben ist. Gebrauch machen. 
Im zweiten Kapitel werden die elektrischen und magnetischen Kräfte nebst 
ihren Gesetzen besprochen; der Schlußparagraph erörtert den Unterschied 
zwischen den im Anschluß an die Fluidumtheorie aufgestellten Gesetzen 
der unvermittelten Fernwirkung mit ihren zeitlos den Raum überspringenden 
Kräften und den eine Mitwirkung des umgebenden Mittels voraussetzenden 
Nahewirkungsgesetzen. Er leitet damit über zu der im dritten Kapitel be- 
handelten Faraday - Maxwcllschen Theorie, die für das Verständnis der 
elektrischen Schwingungen und Wellen so außerordentliche Bedeutung be- 
sitzt. Das vierte Kapitel sucht dem Leser eine Vorstellung von dem 
jüngsten Zweige der theoretischen Forschung, der Elcktronentheorie, zu 
verschaffen. Die beiden nächsten Kapitel sind den elektromagnetischen 
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Schwingungen und Wellen, ihrer Erzeugung und den Mitteln zu ihrem 
Nachweise sowie der praktischen Anwendung in der drahtlosen Tclegraphie 
gewidmet. Das Schlußkapitel beschäftigt sich mit den elektrischen Ent- 
ladungen in Gasen und den Erscheinungen der Radioaktivität. 

Das Buch, das sehr anschaulich und klar geschrieben ist, bietet eine 
Fülle von Interessantem und Belehrendem und ist allen Gebildeten, die 
sich über die Fortschritte der Elektrizitätsichre unterrichten möchten, warm 
zu empfehlen; auch als Vorbereitung und Ergänzung für strenge Lehr- 
bücher wird es gute Dienste leisten. Es ist für die Bücherei des Reichs- 
Postamts angeschafft worden. 



Die Verträge der Post, ihre Erfüllung und die Rechtslage 
des Empfängers unter der Wirkung eines zwischen 
Empfänger und Post abgeschlossenen Abkommens auf 
Überlassung eines Postschließfachs. Inauguraldissertation 
von Dr. jur. Hanno Müller. Leipzig 1908. 128 Seiten. Preis 
3 Mark 50 Pf. 

Der Verfasser erörtert die mannigfachen Rechtsbeziehungen, die sich 
aus dem Schließ fachabkommen zwischen Post, Absender und Empfänger 
ergeben. In der Einleitung bespricht er die technischen Einrichtungen der 
Schließfächer und gibt einen Uberblick über die grundlegenden auf das 
Schließfachverfahren bezüglichen Bestimmungen. Er geht dann im ersten 
Teile auf den rechtlichen Charakter der verschiedenartigen Verträge ein. 
die die Post mit dem Absender schließt. Sodann bespricht er die Erfüllung 
der Verträge durch die Post, zunächst im allgemeinen, weiter im Falle der 
gewöhnlichen Abholung, endlich beim Vorliegen eines Schließfachabkommcns. 
Das Verfahren der gewöhnlichen Abholung wird mit Rücksicht darauf, daß 
das Schließfachverfahren lediglich eine Abart des gewöhnlichen Abholungs- 
verfahrens darstellt, eingehend unter erschöpfender Würdigung der ein- 
schlägigen Bestimmungen des P. G. und der P. O. erörtert. Mit Recht 
fuhrt der Verfasser aus, daß die Post beim Vorliegen eines Schlicßfach- 
abkommens ihre Verpflichtung dem Absender gegenüber dadurch erfüllt, 
daß sie die Sendung in das vom Empfänger gemietete Fach legt. Der 
Verfasser führt dies an der Hand der bestehenden Vorschriften und mit 
Rücksicht auf die verschiedenen möglichen Sendungen des näheren aus. 
Besonderes Interesse bieten sodann die Ausführungen über die Haftung der 
Post bei Verletzung der ihr infolge des Schließfachabkommens erwachsenden 
Pflichten. Es sind hier hauptsächlich zwei Fälle, die der Verfasser ein- 
gehend bespricht. 1. Fall. Die Post legt die Sendung in ein falsches Fach. 
Geht hierdurch die Sendung für den Empfänger verloren, so hat die Post 
dein Absender den Schaden im gesetzlichen Umfange zu ersetzen, denn es 
gehört, wie bereits ausgeführt, zur Erfüllung der Verbindlichkeit der Post, 
daß sie die Sendung in das richtige Fach einlegt. Zutreffend führt der 
Verfasser aus. daß die Post im Streitfalle, wie jeder Schuldner, die Er- 
füllung dieser ihrer Verbindlichkeit beweisen müsse. Der Absender braucht 
lediglich zu beweisen, daß er die Sendung postordnungsmäßig eingeliefert 
habe.*) Allerdings wird in den meisten Fällen die Post den Beweis, daß 



*) Die Ansicht des Verfassers, daß der Absender auch beweisen müsse, daß die 
Sendung nicht an den Adressaten gelangt sei (S. 55), ist irrig. Derselbe Irrtum findet 
sich in den vom Verfasser angeführten Urteilen des Amtsgerichts und des Landgerichts 
Oppeln. 
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sie die Sendung in das richtige Fach eingelegt hat, kaum führen können. 
Sie hat dann Schadensersatz zu leisten. 2. Fall. Darf die Post, wenn ein 
Schließfachabkommen besteht, Sendungen, die in das Schließfach hatten 
gelegt werden können, im Wege des gewöhnlichen Abholungsverfahrens 
aushändigen? Der Verfasser verneint die Frage. Fr hält die Post beim 
Vorliegen eines Schließfachabkommens unbedingt für verpflichtet, die Sen- 
dungen, soweit sie dem Schließfachverfahren unterliegen, in das Schließfach 
zu legen; die Aushändigung solcher Sendungen im Wege des gewöhnlichen 
Abholungsverfahrens ohne erweisliche Einwilligung des Schließfachinhabers 
selbst betrachtet er als eine Pflichtverletzung gegenüber dem Absender, die 
die Post schadensersatzpflichtig mache. Die Frage ist an sich, wie zu- 
gegeben werden muß, recht zweifelhaft. Nachdem aber das Reichsgericht 
(Urteil vom 29. Mai 1906, Bd. 63, S. 339 ff.) zu dieser Frage Stellung 
genommen und sie bejaht hat, erübrigt sich ein Fingehen auf diesen 
Streitpunkt. Die Gründe, die der Verfasser für seine abweichende An- 
sicht beibringt, sind größtenteils bereits in dem reichsgerichtlichen Urteile 
gewürdigt worden. Der Ansicht des Verfassers, daß für seinen Stand- 
punkt u. a. auch der Wortlaut des §4211 P.O. spreche, läßt sich nicht 
beipflichten. 

Im zweiten Teile seiner Abhandlung erörtert der Verfasser die Rechts- 
lage und die Rechtsbeziehungen des Schließfachinhabers. Die Ergebnisse, 
zu denen der Verfasser hier gelangt, sind im wesentlichen folgende. Das 
Schließfachabkommen ist seiner rechtlichen Natur nach ein Mietvertrag. 
Post und Schließfachinhaber haben am Schließfach und den darin befind- 
lichen Sendungen Mitbesitz. Soweit daher zum Erwerbe des Eigentums 
an diesen Sendungen durch den Empfänger noch die Übertragung des Be- 
sitzes erforderlich ist, wird das Eigentum bereits mit dem Einlegen der 
Sendung in das Schließfach erworben. Der bloße Besitz des Ablieferungs- 
scheins vertritt nicht den Besitz der dazugehörenden Sendung. Das Rück- 
forderungsrecht des Absenders erlischt mit dem Einlegen der Sendung — 
nicht aber des Ablieferungscheins usw. — in das Schließfach. Sind die 
Sendungen, die in das Schließfach gelegt werden, dazu bestimmt, dem 
Empfänger eine Willenserklärung zugehen zu lassen, so muß als der Zeit- 
punkt, in welchem die Willenserklärung dem Empfänger zugeht, der Zeit- 
punkt angesehen werden, von dem ab der Empfänger die Möglichkeit hat, 
das Schließfach zu leeren, d. h. regelmäßig der Zeitpunkt, wo die Sendung 
in das Schließfach hineingelegt wird. Zu diesem Ergebnisse gelangt der 
Verfasser auf Grund eingehender kritischer Würdigung der einschlägigen 
Literatur. In einem Anhange sind die »Grundsätze für die Überlassung 
verschließbarer Abholungsfächer« im Wortlaut abgedruckt. 

Die sehr eingehende und sorgfältig geschriebene Abhandlung verrät 
durchweg eine gute Kenntnis der einschlägigen postalischen Bestimmungen. 
Die Technik des Abholungs- und Schließfachverfahrens ist ebenso wie die 
rechtliche Seite des Verfahrens erschöpfend, die rechtliche Seite überdies 
vom wissenschaftlichen Standpunkt aus mit Schärfe, Gründlichkeit und 
guter Begründung zur Darstellung gebracht. Zu bemängeln ist, daß einzelne 
Fragen mit zu großer Weitschweifigkeit behandelt werden, auch der Stil 
an manchen Stellen nicht einwandfrei ist. Das Buch stellt einen beachtens- 
werten Beitrag zur Literatur des Postrechts dar. 
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Fr. de la Frust o n , Echo F r a n c, a i s , Conversations fran^aises 
sur tous lcs sujets de la vie pratique. 13. Auflage. Neu 
bearbeitet von Joseph Aymeric (Ville franche). Mit einer Karte 
von Frankreich und einem französisch - deutschen Wörterbuche. 
Stuttgart. Verlag von Wilhelm Violet. 1908. Preis 2 Mark. 

Das Buch bezweckt die Einführung in die moderne französische Sprache 
und beruht in seiner Anlage auf der Methode Schliemann, über die wir im 
Archiv 1906, S. 719 720. bereits ausführlich berichtet haben. Tn 140 an- 
regend geschriebenen Plaudereien sind alle möglichen Gegenstände des täg- 
lichen Lebens behandelt worden : wir finden darin u. a. Unterhaltungen 
über das Wetter, über Musik, Reisen, über Post- und Fernsprech-Angelegen- 
heiten, Gespräche bei Einkäufen usw. Dem Werke sind beigegeben eine 
Karte von Frankreich, eine Übersicht französischer Münzen, eine Seite aus 
einem französischen Kursbuch und ein kleines, herausnehmbar angebrachtes 
Wörterbuch. Das Buch wird denen, die bereits einige Kenntnisse in der 
französischen Sprache besitzen, beim Weiterstudium von Nutzen sein. 
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BEIHEFT ZUM AMTSBLATT 

DES REICHS- POSTAMTS. 

HERAUSGEGEBEN IM AUFTRAGE DES REICHS - POSTAMTS. 

Nr. 18. BERLIN, SEPTEMBER. 1908. 

INHALT: Einige Versuche am Kipphcbelrelais des Zweileiter-Vielfachsystems von 
Siemens & Halske, S. 521. — Die zweite Haager Friedenskonferenz und ihre Be- 
deutung für die Verkehrsverwaltungen, S. 531. — Der deutsche Außenhandel in 
den letzten zehn Jahren, S. 544. — Eisenbahnplane in Australien, S. 548. 



Einige Versuche 
am Kipphebelrelais des Zweileiter -Vielfaehsystems 

von Siemens & Halske. 

Von Ober-Postinspektor Berger in Berlin. 

Beim Zweileiter-Viclfachsystem von Siemens & Halske liegen die Bedin- 
gungen für das Arbeiten des Kipphebelrelais, in dem Anruf- und Trenn- 
relais anderer Systeme vereinigt sind, wie folgt. 

1. Beim Anrufe werden die beiden Wicklungen, Anruf- und Halte- 
wicklung, zwar von gleich starken Strömen durchflössen, aber die 
magnetisierende Wirkung der Anrufspule muß wesentlich größer 
sein als die der Haltespule, damit der Hebelanker aus der Ruhe- 
lage in die Arbeitslage umkippen und den Stromkreis der Anruf- 
lampe schließen kann (Fig. 1). 

2. Für das Abschalten der Anruflampe muß die Magnetisierung so 
geändert werden, daß der Kipphebel nicht nur in die Ruhelage 
zurückkehrt (Fig. 2). sondern daß er darin auch festgehalten wird, 
wenn das Relais beim Anschalten der Rufmaschine von Rufwechsel- 
strömen durchflössen wird (Fig. 3). Diese zweite Bedingung ist um 
so schwerer zu erfüllen, als die Anrufwicklung an der Batterie 
verbleibt, also von der Abfragcstellung ab durch alle Phasen der 
Gesprächsverbindung hindurch dauernd unter Strom steht und 
darum einen Zug auf den Kipphebel ausübt. 

Die Kipphebelrelais sind bisher so gebaut worden, daß die Kraftlinien, 
die an den freien Polen des Eisenkerns austreten , mit geringer Streuung, 
ohne Verteilung und möglichst rechtwinklig in den Kipphebel übergehen; 
d. h. um für das Umschlagen des Hebels in der Anrufspule eine größere 
magnetisierende Wirkung als in der Haltewicklung zu erreichen, enthält die 
Anruf wicklung mehr Windungen als die Haltewicklung. 

Archiv f. Post u. Telegr. 18. 1908. 35 
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Für das Zurückführen und Festhalten des Kipphebels muß hiernach der 
Haltewicklung ein stärkerer Strom zugeführt werden als der Anrufwick- 
lung. Wird die Zahl der Windungen in der Anrufwicklung und der Halte- 
wicklung mit p und q bezeichnet, und fließen während der Sprechschaltung 
in der Anrufwicklung m und in der Haltewicklung m -J- x Ampere, dann 
ist in Amperewindungen ausgedrückt 

(P — <i> m 

mp < (m -f x) q oder x > — — - • 





Insofern x wesentlich größer sein muß als m , gibt diese Ungleichung 
ein Maß ab für den Strom, der der Haltewicklung während der Gesprächs- 
verbindungen zuzuführen ist. 

Nun entsteht die Frage, ob es möglich ist, den beiden Wicklungen eine 
gleiche Zahl von Amperewindungen zu geben und damit zugleich neben 
einem zuverlässigen Arbeiten des Relais eine möglichst gleiche Selbst- 
induktion in beiden Spulen zu erreichen. Hierzu bieten sich drei Wege: 

i. Der Abstand zwischen Rclaiskörper und Hebel wird auf der Anruf- 
seite ti kleiner gemacht als auf der Haltcseite b (Fig. 4); 
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2. die beiden Hebelenden erhalten gleichen Abstand vom Kerne, aber 
die magnetisierende Wirkung der Haltespule wird durch einen 
Eisennebenschluß herabgesetzt (Fig. 5); 

3. die Richtung der Kraftlinien wird an den beiden freien Polen so 
gestaltet, daß die Kraftlinien der Anrufseite a (vgl. Fig. 6, in der 
der Kipphebel angehoben gezeichnet ist, um den Kraftlinienfluß an- 
deuten zu können) möglichst senkrecht, die der Halteseite b da- 
gegen in geneigter Richtung zum Hebel übergehen; d. h. die 
Magnetisierung der beiden Pole selbst ist beim Anrufe zwar gleich 
groß, aber der Kraftlinienzug in der Richtung nach dem Kerne zu 
ist bei a größer als bei b. 



Fig. 3- 




Fig-4- 



Teilnehmerwecker 



Kufmasch ine 






A nrufwicklung 



Halte wicklung 

b>a 




Anru/W/ckUml 

v> a ~wh I a - b 
nxagn . Nebenschluß 



W/////A 



Für das Zurückführen und Festhalten des Hebels muß in allen drei 
Fällen der ^rom der Haltewicklung stärker werden als der der Anruf- 
wicklung. 

Der dritte Fall isT>iner besonderen Untersuchung unterzogen worden. 
An einem Kipphebelrelais war der Kern nach Fig. 7 etwas verlängert, um 
•die vorerwähnte Kraftlinienneigung zu erhalten (dasselbe hätte man selbst- 
verständlich auch mit einer Abschrägung der Polfläche erreichen können). 
Auf das Verhältnis des Verlängerungsstücks B-C zur übrigen Länge des 
Eisenkerns A-B war keine besondere Rücksicht genommen. Als . :- 
lungen wurden zwei beliebig herausgegriffene, ganz gleichartig ' 2\\ . 

A ii' 
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Spulen mit je 5970 Windungen und 800 Ohm Gleichstromwiderstand auf den 
Kern aufgeschoben. Da die Selbstinduktion der Haltespule durch die Ver- 
mehrung der Eisenmenge etwas vergrößert war (Anrufspule zur Haltespule 
2,0« : 2, «6 Henry), wurde zum Ausgleich an das Ende A des Kernes ein 
kleines Stück unterteilten Eisens e fest angeschraubt. Hiernach waren bei 
einem Wechselstrome von rund 800 Perioden in der Sekunde 

die Selbstinduktion in der Anrufspule 2,150 Henry, 

- - Haltespule 2,158 - , 

der Wirbelstrom -Verlust widerstand in der Anrufspule 4080 Ohm, 

- - Haltespule 4040 - . 

Hierauf wurden mit diesem Relais folgende Versuche angestellt. 



I. Feststellung des Kontaktdrucks beim Anrufe. 

Die Versuchsanordnung ist aus Fig. 8 zu ersehen, n> ist darin ein 
Widerstand. Durch Verschieben eines Gewichts auf der hinteren Seite des in 
die Anruflage gebrachten Kipphebels wurde das Moment bestimmt, durch 
das der Ankeranzug ausgeglichen wurde. Aus diesem Momente wurde durch 
Umrechnung auf 67 mm Hebelarm der Kontaktdruck gefunden. 

Die Spannung der Anrufbattcrie betrug 24 Volt. Der Teilnehmer- 
apparat F hatte einen Widerstand von rund 100 Ohm. 

Die Ergebnisse waren: 

1. Anruf bei w — 200 Ohm, Moment = 40-50, 

KorUaktdruck - 4 ° 6 '_ 5 ° = 30 g; 

2. Anruf bei w = 400 Ohm, Moment = 30*50, 

= 22 g; 

Anruf bei w — 750 Ohm, Moment = 30.30, 



Kontaktdruck 3 °* 5 ° 
67 



30 • 30 

Kontaktdruck , — = 13.4 g; 
07 

Anruf bei iv = 1000 Ohm, Moment = 27 • 20, 

27 • 20 

Kontaktdruck ^ — = 8,0 g; 
Anruf bei w = 1500 Ohm, Moment = 32.10, 

\2 • IO 

Kontaktdruck — > = 4,8 g. 
67 



II. Prüfung des Relais auf Halten In der Ruhelage. 

Nach Fig. 9 wurden den beiden Wicklungen Spulen von je 40 Ohm 
Widerstand (als Speisespulen für den Fernsprechapparat F) parallel ge- 
schaltet. Die Spulen lagen an einer Batterie von 18 Volt Klemmenspannung. 
Der Uberschuß an Zug am Pole der Haltespule betrug rund 100 g, wenn F 
im Kurzschluß an das Relais angeschaltet war. 
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Fig. 8. 

, Gericht 
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III. Prüfung des Relais In der Rufschaltung. 

Es war zu prüfen, bei welcher Stärke der Rufwechselströme das Relais 

a) leise zu schnarren begann, ohne daß die Anruflampe leuchtete, 

b) mit so viel Kontaktdruck ansprach, daß die Anruflampe erglühte. 

Da das leise Schnarren zu a) im Betriebe nicht gerade als Fehler, wohl 
aber als ein Mangel anzusehen ist, wurde hiernach unterschieden zwischen 
Mangelgrenze (a) und Fehlergrenze (b). Als Vergleich dienten Messungen 
an einem gebräuchlichen Anrufrelais mit Spulen von 800 und 150 Ohm. Für 
beide Grenzen wurde die Stärke des Ruf Wechselstroms, in dessen Strom- 
kreis ein Wecker von 1000 Ohm Gleichstrom widerstand und ein Konden- 
sator lag, mit Thermoelement bestimmt. Als Leitung zum Wecker diente 
ein Adernpaar eines 250 m langen Zimmerleitungskabels. Als Haltespannung 
wurden bei beiden Relais 24 Volt benutzt. 



Fig. 9. 




Es wurden folgende Ergebnisse gewonnen. 

1. Mangelgrenze, 
a) Gebräuchliches Relais (Fig. 10). 

Das in der Amtsschaltung verwendete Rufrelais war weggelassen, so 
daß die volle Maschinenspannung an dem a-Zweige der Doppelleitung lag. 
Gerufen wurde über einen Satz Polarisationszellen P Z. An der Teil- 
nehmerleitung lag ein Wechselstrom von 65 Volt und 22 Perioden in der 
Sekunde. Der Wechselstrom im Wecker betrug 19,2 Milliampere. 

b) Versuchsrelais (Fig. 11). 

Die gebräuchliche Rufmaschincnschaltung nach Fig. 10 wurde nicht an- 
gewandt, sondern es wurde ein Transformator benutzt, dessen primäre 
Spule an der Wechsclstromquelle lag, dessen sekundäre Spule unterteilt und 
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an die geerdete Batterie gelegt war. Der Wechselstrom im Wecker betrug 
17,0 Milliampere. Die Wechselstromspannung an der Leitung war 58 Volt. 

Die Mangelgrenze lag also um 7 Volt und 2,2 Milliampere niedriger als 
bei dem gebräuchlichen Relais. 



Fig. 10. 




2. Fehlergrenze. 

a' Gebräuchliches Relais. 

Der Rufstrom im Wecker betrug 22,5 Milliampere, die Rufspannung an 
der Leitung 76 Volt. 
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b) Versuchsrelais. 

Der Wecker erhielt einen Rufstrom von 24,5 Milliampere, und die Ruf- 
spannung betrug 83 Volt an der Leitung, ohne daß die Anruf lampe auf- 
leuchtete. 

Eine höhere Spannung war mit der benutzten Maschine nicht zu er- 
reichen; eine andere Maschine stand nicht zur Verfügung. 



Fig. 13. 




Die Fehlergrenze lag also beim Versuchsrelais um mindestens 7 Volt 
und 2 Milliampere höher als beim gebräuchlichen Anrufrelais. 

IV. Prüfung des Relais In der Rufschaltung ohne Haltegleichstrom. 

Das Relais wurde in der Ruhelage lediglich dadurch festgehalten, daß 
der Ruf Wechselstrom über die b-Ader gesandt wurde (Fig. 12, im Gegen- 
satz zu Fig. 10). 
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Das Relais wurde bei einem Rufstrome von 72 Volt und 22 Perioden 
in der Sekunde ganz sicher gehalten. 

Während des Rufstromdurchganges wurde in dieser Schaltung geprüft, 
inwieweit ein mit dem einen Pole geerdeter Fernhörer auf die Wechsel- 
ströme ansprach, wenn der andere Pol an die ^-Ader angelegt wurde. 
Das Ergebnis war, daß der Fernhörer ein gelindes Summen erkennen ließ. 

V. Öbersprechversuche. 

Zu Versuchen, inwieweit das Versuchsrelais zu Übersprechen auf Nachbar- 
leitungen Veranlassung geben könnte, wurde eine Schaltung nach Fig. 13 
eingerichtet. Zu dieser Schaltung wurden benutzt: 

1. Ein Teilnehmerapparat ZB I, umschaltbar 

a) auf das Versuchsrelais mit 

2,150 Henry in der Anrufspule und 
2,158 - - Haltespule, 

b) auf einen symmetrischen Übertrager mit 

0,518 Henry auf der a- Seite und 
0,518 - - b- Seite; 

2. ein Teilnehmerapparat Z B II, an einem symmetrischen Übertrager 
mit 

0,953 Henry auf der a- Seite und 
0,949 - - - b- Seite; 

3. ein Teilnehmerapparat ZB III, an einem für diesen Versuch 
besonders hergerichteten Anrufrelais, das zwei gleich gewickelte 
Spulen von je 300 Ohm Gleichstromwiderstand hatte, mit 

2,28 Henry in der Anrufspule und 
2,33 - - - Haltespule. 

Der Unterschied in den Wirbelstromverlusten war bei dem Versuchs- 
relais (1 a) zu vernachlässigen; bei dem Übertrager unter 1 b) betrug er 
rund 10 v. H. zwischen a- und /»-Seite. Bei dem symmetrischen Über- 
trager unter 2 konnten die Unterschiede in der Selbstinduktion und in den 
Wirbelstromverlusten zwischen a- und 6-Seite vernachlässigt werden. Das 
besondere Versuchsrelais zeigte in Selbstinduktion und Wirbelstromverlust 
zwischen beiden Spulen einen Unterschied von rund 3 v. H. 

Die Apparate II und III konnten beliebig mit dem Apparat I ver- 
bunden werden. Der bei jeder Zusammenschaltung zweier Apparate übrig- 
bleibende dritte Apparat wurde zum Feststellen des Übersprechens benutzt. 

Als Sprechleitungen dienten drei nebeneinander liegende verdrillte Adern- 
paare eines Zimmerleitungskabels von 250 m Länge ohne Klinken; die 
übrigen Adern blieben offen. 

Zu einem Kontrollversuche wurde ein 230 m langes Zimmerleitungs- 
kabel mit Klinken benutzt. Als Ergebnis der Ubersprechversuche wurde 
folgendes ermittelt. 

1. Übersprech versuche auf dem Kabel ohne Klinken. 

a) Verbindung von Apparat I, auf Übertrager geschaltet, und Apparat II. 
Im Apparate III wurde die Stärke des Mitsprechens ermittelt. 

Es war eine Induktion von außerordentlich geringer Stärke 
wahrnehmbar; von einem Mithören konnte keine Rede sein. 

Archhr f. Po»t u. Telegr. 18. 1908. 36 
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b) Verbindung von Apparat I, auf das Versuchsrelais geschaltet, und 
Apparat II. Im Apparate III wurde gehört. 

Es konnte keine Induktion festgestellt werden. Ergebnis also 
besser als bei a). 

c) Verbindung von Apparat I, auf das Versuchsrelais geschaltet, und 
Apparat III. Apparat II diente zum Hören. 

Bei sehr gespannter Aufmerksamkeit war eine ganz schwache 
Induktion wahrnehmbar. 

d) Verbindung von Apparat I, auf das Versuchsrelais geschaltet, und 
Apparat III, der aber durch Vorschalten einer Selbstinduktion von 
rund 3 Henry (in der b -Ader) unsymmetrisch gemacht war. 
Apparat II diente zum Hören. 

Die Induktion war etwas stärker als bei c), Laute aber waren 
nicht zu verstehen. 

e) Verbindung von Apparat I, auf das Versuchsrelais geschaltet, und 
Apparat III, der nach Versuch d) unsymmetrisch gemacht war. 
Der Apparat II, der durch eine Selbstinduktion von rund 1,5 Henry 
(in der ^-Leitung) unsymmetrisch gemacht war, diente zum Hören. 

Die Induktion war stärker als bei d); a- Laute waren zu ver- 
stehen, x- Laute nicht zu verstehen. 

2. Ubersprech versuche auf dem Kabel mit Klinken. 

a) Verbindung von Apparat I, auf das Versuchsrelais geschaltet, und 
Apparat II, der im obigen Sinne durch eine Selbstinduktion von 
1,5 Henry unsymmetrisch gemacht war. Der Apparat III, der durch 
eine Selbstinduktion von rund 2 Henry unsymmetrisch gemacht 
war, diente zum Hören. 

Es war Ubersprechen vorhanden. Die a-Laute waren besser zu 
verstehen als die i-Laute. 

b) Verbindung von Apparat I, auf das Versuchsrelais geschaltet, mit 
Apparat II . symmetrisch auf den Übertrager geschaltet. Dem 
Apparate III, der zum Hören diente, war eine Selbstinduktion von 
1,5 Henry in dem einen Zweige vorgeschaltet. 

Es war Induktion vorhanden, die Laute waren aber nicht 
verständlich. 

c) Verbindung von Apparat I, auf das Versuchsrelais geschaltet, mit 
Apparat II, symmetrisch auf den Übertrager geschaltet. Apparat III, 
symmetrisch auf das Anrufrelais geschaltet, diente zum Hören. 

Es war sehr geringe Induktion vorhanden; das Verstehen von 
Lauten war ganz ausgeschlossen. 
Mit diesem Ergebnisse wurden die Versuche abgebrochen. Das Gesamt- 
ergebnis läßt sich dahin zusammenfassen: 

1. Es ist möglich, für das Zweileiter -Vielfachsystem von Siemens 
& Halske ein Anrufrelais zu bauen, dessen Anruf- und Haltewick- 
lung ganz gleichen ohmischen Widerstand und gleiche Selbst- 
induktion besitzen; 

2. die jetzige Rufmaschinenschaltung muß bei der Verwendung eines 
solchen symmetrischen Relais umgestaltet werden ; 

3. außer der in den obigen Versuchen durchgeprüften Bauart bieten 
sich noch zwei Wege zum Bau eines symmetrischen Anrufrelais. 
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Die zweite Haager Friedenskonferenz und ihre Bedeutung 

für die Verkehrsverwaltungen. 

Dem Reichstage ist unter Nr. 527 der Drucksachen der 12. Legislatur- 
periode I. Session 1907 ein Weißbuch über die Ergebnisse der im ver- 
gangenen Jahre im Haag abgehaltenen zweiten Internationalen Friedens- 
konferenz zur Kenntnis vorgelegt worden. Das Weißbuch enthält eine 
Denkschrift über den Verlauf und die Ergebnisse der Friedenskonferenz 
sowie als Anlagen — in französischem Texte und deutscher Ubersetzung — 
•das Programm und die Schlußakte der Konferenz, die abgeschlossenen Ver- 
einbarungen und einen den Internationalen Schiedsgerichtshof betreffenden, 
von der Konferenz den Mächten zur Annahme empfohlenen Vertragsentwurf. 

Die Anregung zu der zweiten Internationalen Friedenskonferenz ist im 
Jahre 1904 vom Präsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika aus- 
gegangen. Es ist bekannt, daß der damals im fernen Osten zwischen 
Rußland und Japan ausgebrochene Krieg der baldigen Verwirklichung dieses 
Gedankens hinderlich war. Gleich nach dem Friedensschluß im Jahre 1905 
nahm indes der Kaiser von Rußland die Anregung auf und ließ Ein- 
ladungen zu der Zusammenkunft ergehen, nach deren Annahme die 
Konferenz von der Königin der Niederlande auf Mitte Juni 1907 nach 
-dem Haag einberufen wurde. Die Konferenz ist daraufhin am 15. Juni 
1907 im Haag zusammengetreten und hat bis zum 18. Oktober 1907 
-getagt. Beteiligt waren fast sämtliche Staaten Europas, Asiens und 
Amerikas, zusammen 44 Staaten, während auf der ersten Haager Friedens- 
konferenz von 1899, wo Mittel- und Südamerika fehlten, nur 26 Staaten 
-vertreten waren. 

Die Zahl der Vertreter der einzelnen Staaten schwankt zwischen 1 
•(Nikaragua, Panama, Paraguay und Vereinigte Staaten von Venezuela) und 
11 (Großbritannien). Die Vereinigten Staaten von Amerika, Frankreich und 
die Niederlande hatten je 9, Österreich-Ungarn und Rußland je 8 Vertreter 
entsandt. Das Deutsche Reich wurde durch zusammen 7 Delegierte vertreten, 
-an erster Stelle durch den Kaiserlichen Botschafter in Constantinopel, den 
früheren Staatssekretär des Auswärtigen Amts Freiherrn Marschall von Bieber- 
stein, an zweiter Stelle durch den »Gesandten in außerordentlicher Mission 
zu dieser Konferenz«, Geheimen Legationsrat im Auswärtigen Amte Kriege. 
Marinedelegierter war der — schon auf der ersten Konferenz tätig ge- 
•wesene — Marineattache an der Botschaft in Paris, Kontreadmiral Siegel, 
Militärdelegierter der Oberquartiermeister im Großen Generalstabe General- 
major von Gündell, wissenschaftlicher Delegierter — wie auf der ersten 
Konferenz — der bekannte Rechtslehrer Professor Zorn aus Bonn. 

In bezug auf die Zahl der vertretenen Staaten wird die zweite 
Friedenskonferenz so leicht von keiner anderen internationalen Versammlung 
übertroffen werden. Nur die Weltpostkongresse und die internationalen 
Telegraphenkonferenzen machen in dieser Beziehung eine Ausnahme: auf 
dem letzten Weltpostkongreß in Rom waren 63 Postverwaltungen vertreten, 
auf der internationalen Telegraphenkonferenz in Lissabon 1908 51 Staaten; 
auf der zweiten Haager Friedenskonferenz waren die Vertreter von 
44 Staaten anwesend. 

Auch die Dauer der Beratungen ist ungewöhnlich lang gewesen. 
Zum Vergleiche seien die nachstehenden Daten aus der Geschichte der inter- 
nationalen Post- und Telegraphenkongresse usw. mitgeteilt. 

3 6 * 
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a. Postkongressc und Postkonferenzen. 

Postkongreß in Bern vom 15. September bis 9. Oktober 1874, 
Postkonferenz in Bern vom 17. bis 27. Januar 1876, 
Postkongreß in Paris vom 2. Mai bis 4. Juni 1878, 
Postkonferenz in Paris vom 9. Oktober bis 3. November 1880, 
Postkongreß in Lissabon vom 4. Februar bis 21. März 1885, 
Postkongreß in Wien vom 20. Mai bis 4. Juli 1891, 
Postkongreß in Washington vom 5. Mai bis 15. Juni 1897, 
Postkongreß in Rom vom 7. April bis 26. Mai 1906. 

b. Telegraphenkonferenzen. 

in Paris vom 1. Marz bis 17. Mai 1865, 

in Wien vom 12. Juni bis 21. Juli 1868, 

in Rom vom 1. Dezember 1871 bis 14. Januar 1872, 

in St. Petersburg vom I. Juni bis 19. Juli 1875, 

in London vom 10. Juni bis 22. Juli 1879, 

in Berlin vom 10. August bis 17. September 1885, 

in Paris vom 16. Mai bis 21. Juni 1890, 

in Budapest vom 16. Juni bis 22. Juli 1896, 

in London vom 26. Mai bis 8. Juli 1903, 

in Lissabon vom 4. Mai bis 11. Juni 1908. 

c. Kabelschutzkonferenzen in Paris. 

1. Session vom 16. Oktober bis 2. November 1882, 

2. Session vom 16. bis 26. Oktober 1883. 

d. Funkentelegraphenkonferenzen in Berlin. 

Vorkonferenz vom 4. bis 13. August 1903, 
Hauptkonferenz vom 3. Oktober bis 3. November 1906. 

Die Friedenskonferenz hat in ihren Vollversammlungen, Kommissionen 
und Ausschüssen gegen 200 Sitzungen abgehalten. Uber die Geschäfts- 
sprache der Konferenz und die Art ihres Arbeitens plaudert Professor 
Zorn -Bonn in dem Aufsatze »Die zweite Haager Friedenskonferenz« (Marine- 
Rundschau 1907, S. 1251fr.) wie folgt: 

»Die offizielle Sprache, der Verhandlungen wie der Geselligkeit, war die 
französische; nur unser zweiter Delegierter sprach einigemal deutsch, in der 
Regel allerdings auch französisch, und der erste amerikanische Delegierte 
Choate hielt seine zahlreichen Reden immer englisch. Der in der Mutter- 
sprache für die Franzosen und Belgier liegende Vorzug ist, wie ohne weiteres 
klar ist, ungeheuer groß; er hat insbesondere zur Folge, daß die Bericht- 
erstatter regelmäßig Franzosen oder Angehörige französisch sprechender 
Volksgemeinschaften sind, und auf ihm beruht zu erheblichem Teile die 
große Autorität, welche in der internationalen Arbeit der jüngsten Zeit 
Franzosen und Belgier . . . gewonnen haben . . . Die Lebhaftigkeit, aber 
auch die Breite der freien Rede, in der die Latino- Amerikaner, besonders 
anfangs, nach Art der parlamentarischen Weise in die Verhandlungen ein- 
griffen, stach stark ab von dem auf dieser Konferenz fast zu ausschließ- 
licher Herrschaft gelangten Brauche des Abiesens von kurzen Darlegungen 
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und präzisen Erklärungen. Wirklich verhandelt wurde nur in den Komitees 
und den Schlußkommissionssitzungen. Die Plenarsitzungen dienten nur zur 
feierlichen Annahme der in den Kommissionen festgestellten Beschlüsse.« 

Das Ergebnis der Friedenskonferenz entspricht, wenn man den 
äußeren Umfang der abgeschlossenen Verträge — 183 Druckseiten — in 
Betracht zieht, jedenfalls ihrer langen Dauer. Es sind, abgesehen von dem 
obengenannten Vertragsentwurfe, nicht weniger als 14 Vereinbarungen fertig- 
gestellt und außerdem verschiedene Erklärungen und Anregungen beschlossen 
worden. Die Schlußakte nennt folgende zur Unterzeichnung festgestellte 
Vereinbarungen : 

I. Abkommen zur friedlichen Erledigung internationaler Streitfälle. 
II. Abkommen, betreffend die Beschränkung der Anwendung von Ge- 
walt bei der Eintreibung von Vertragsschulden. 

III. Abkommen über den Beginn der Feindseligkeiten. 

IV. Abkommen, betreffend die Gesetze und Gebräuche des Landkriegs. 
V. Abkommen, betreffend die Rechte und Pflichten der neutralen Mächte 

und Personen im Falle eines Landkriegs. 
VI. Abkommen über die Behandlung der feindlichen Kauffahrteischiffe 

beim Ausbruche der Feindseligkeiten. 
VII. Abkommen über die Umwandlung von Kauffahrteischiffen in Kriegs- 
schiffe. 

VIII. Abkommen über die Legung von unterseeischen selbsttätigen Kon- 
taktminen. 

IX. Abkommen, betreffend die Beschießung durch Seestreitkräfte in 
Kriegszeiten. 

X. Abkommen über die Anwendung der Grundsätze des Genfer Ab- 
kommens auf den Seekrieg. 
XI. Abkommen über gewisse Beschränkungen in der Ausübung des 

Beuterechts im Seekriege. 
XII. Abkommen über die Errichtung eines Internationalen Prisenhofs. 

XIII. Abkommen, betreffend die Rechte und die Pflichten der neutralen 
Mächte im Falle eines Seekriegs. 

XIV. Erklärung, betreffend das Verbot des Werfens von Geschossen und 
Sprengstoffen aus Luftschiffen. 

Von den 14 Vereinbarungen beziehen sich zwei (Nr. I und II des vor- 
stehenden Verzeichnisses) auf die Schiedssprechung, zwei (Nr. III, XIV) auf 
die Kriegführung im allgemeinen, zwei (Nr. IV, V) auf das Landkriegsrecht 
und die übrigen acht (Nr. VI bis XIII) auf das Seekriegsrecht. Nr. I, IV, 
X und XIV sind Erneuerungen der auf der ersten Haager Friedens- 
konferenz abgeschlossenen gleichnamigen Abkommen; die übrigen Verträge 
sind neu. 

Am Schlüsse der Konferenz haben die Vertreter der Mehrzahl der 
Mächte die Abkommen mit dem Datum des 18. Oktober 1907 unterzeichnet. 
Auch die deutschen Bevollmächtigten, die namentlich mit Rücksicht darauf, 
daß die Bevollmächtigten anderer Großmächte die Vereinbarungen nicht 
sofort unterzeichneten, von deren alsbaldigen Zeichnung gleichfalls abgesehen 
hatten, haben inzwischen die sämtlichen Vereinbarungen mit Ausnahme der 
Erklärung über die Luftschiffe mit einigen wenigen Vorbehalten unter- 
zeichnet. Der von der Konferenz gegebenen Anregung, nach Ablauf eines 
Zeitraums, der etwa dem seit der vorigen Konferenz verstrichenen ent- 
spricht, eine dritte Friedenskonferenz zu veranstalten, steht Deutschland 
durchaus freundlich gegenüber. 
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A. Gemeinsame Bestimmungen der Verträge. 

Von den gemeinsamen Bestimmungen der Verträge interessieren hier 
zunächst die Festsetzungen, die über die Ratifikation der Abkommen, ihre 
Wirksamkeit, Dauer und Kündigung sowie über den Beitritt nicht eingeladen 
gewesener Mächte zu den Abkommen getroffen sind. 

Ratifikation. Die Ratifikation erfolgt gewöhnlich in der Weise, daß 
die Ratifikationsurkunden zwischen den Vertragstcilnehmern ausgetauscht 
werden; eine dahingehende Bestimmung enthalten: 

Internationaler Telegraphenvertrag von St. Petersburg vom 10./22. Juli 
1875 (Handbuch für Post u. Telegraphie 1900, S. 331), Art. 21; 

Internationaler Vertrag zum Schutze der unterseeischen Telegraphen- 
kabel von Paris vom 14. März 1884 (Reichs-Gesetzbl. 1888, S. 151), 
Art. 17; 

Weltpostvertrag von Rom vom 26. Mai 1906 (Reichs-Gesetzbl. 1907, 
S. 593), Art. 29, sowie die daselbst geschlossenen Nebenabkommen. 

Meist geschieht der Austausch durch Vermittlung des Auswärtigen Amtes 
desjenigen Staates, bei dem der Vertrag unterzeichnet wurde. In neuerer Zeit 
tritt an die Stelle des Austausches der Ratifikationsurkunden, namentlich bei 
Verträgen, an denen eine größere Zahl von Staaten beteiligt ist, vielfach ihre 
Niederlegung, und zwar in den Archiven derjenigen Regierung, auf 
deren Gebiete die Unterzeichnung erfolgt ist. 

Dieser neuere Weg der Niederlegung der Ratifikationsurkunden , den 
man übrigens auch für die Ratifizierung des Internationalen Funkentele- 
graphenvertrags von Berlin vom 3. November 1906*) verabredet hat, ist 
auch für die Ratifizierung der Haager Abkommen gewählt worden. Dem- 
gemäß findet die Hinterlegung der Ratifikationsurkunden im Haag statt. 
Uber die erste Hinterlegung der Ratifikationsurkunden zu den Haager Ver- 
trägen wird ein Protokoll aufgenommen, das von den Vertretern der daran 
teilnehmenden Mächte und dem niederländischen Minister der Auswärtiger» 
Angelegenheiten unterzeichnet wird. Die spätere Hinterlegung der Ratifi- 
kationsurkunden soll unter Beifügung der Urkunden mittels schriftlicher, 
an die Regierung der Niederlande gerichteter Anzeige erfolgen. Diese hat 
dann die übrigen vertragschließenden Teile zu benachrichtigen und ihnen 
gleichzeitig Abschrift der Ratifikationsurkunde zu übersenden. 

Wirksamkeit. Die Abkommen sollen für die Mächte, die an der ersten 
Hinterlegung von Ratifikationsurkunden teilgenommen haben, 60 Tage nach 
dem Tage, an dem das Protokoll über diese Hinterlegung aufgenommen 
ist, wirksam werden, für die später ratifizierenden oder beitretenden Mächte 
60 Tage, nachdem die Regierung der Niederlande die Anzeige von der 
Ratifikation oder von dem Beitritt erhalten hat. Bei den Abkommen I, IV 
und X des vorstehenden Verzeichnisses, die auf der zweiten Friedens- 
konferenz nur erneuert worden sind, regeln besondere Bestimmungen den 
Fall, daß einzelne Regierungen, die den alten Abkommen beigetreten sind, 
die neuen Verträge nicht ratifizieren sollten. In dem Abkommen zur fried- 
lichen Erledigung internationaler Streitfälle (Art. 91) ist in dieser Beziehung 
nur bestimmt: 

»Dieses Abkommen tritt nach seiner Ratifikation für die Be- 
ziehungen zwischen den Vertragsmächten an die Stelle des Abkommens 
zur friedlichen Erledigung internationaler Streitfälle vom 29. Juli 1899«. 

*) Vgl. Art. 23 des Vertrags, Archiv 1908, S. 75. 
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Darin liegt, daß das Abkommen von 1899 für diejenigen Vertragsmächte, 
die das neue Abkommen nicht ratifizieren und das alte nicht kündigen, 
unverändert in Kraft bleibt. Unmittelbar ausgesprochen ist dies im Ab- 
kommen, betreffend die Gesetze und Gebräuche des Landkriegs, (Art. 4) und 
in dem Abkommen, betreffend die Anwendung der Grundsätze des Genfer 
Abkommens auf den Seekrieg, (Art. 25). 

Die auf den Krieg bezüglichen Abkommen (Nr. III bis XIV) sollen nur 
zwischen Vertragsmächten Anwendung finden, und nur dann, wenn die 
Kriegführenden sämtlich Vertragsparteien sind. 

Im Weltpostverein werden die früheren Verträge durch die späteren 
ausdrücklich außer Kraft gesetzt (vgl. z. B. Art. 29 des VVeltpostvertrags 
von Rom). Für die Revisionen der Ausführungsübereinkunft zum inter- 
nationalen Telegraphenvertrage bestimmt Art. 16 dieses Vertrags, daß »die 
aus den Beratungen der Konferenzen sich ergebenden Abänderungen erst 
nach ihrer Bestätigung durch die Regierungen aller vertragschließenden 
Staaten Gültigkeit erlangen«. 

Dauer und Kündigung. Von den 14 Vereinbarungen sind 11 auf 
unbestimmte Zeit mit einjähriger Kündigungsfrist abgeschlossen. Das Ab- 
kommen über die Legung von Kontaktminen gilt für die Dauer von 
7 Jahren und soll in Ermangelung einer Kündigung nach dem Ablaufe dieser 
Frist weiter in Kraft bleiben (Art. Ii). Für das Abkommen über den 
Prisenhof ist eine Dauer von zunächst 12 Jahren, von seiner Inkraft- 
setzung ab gerechnet, vorgesehen, die sich in Ermangelung einer Kündigung 
stillschweigend von 6 zu 6 Jahren verlängert (Art. 55). Die unter XIV 
des Verzeichnisses angeführte Erklärung verbietet das Werfen von 
Geschossen und Sprengstoffen aus Luftschiffen für einen bis 
zum Schlüsse der dritten Friedenskonferenz reichenden Zeitraum. — Bei 
allen Abkommen soll die Kündigung nur in Ansehung der Macht wirksam 
sein, die sie erklärt hat. 

Die Bestimmungen über Vertragsdauer und Kündigungsfrist, die der 
Weltpostvertrag (Art. 28) und seine Nebenabkommen, der Internationale 
Telegraphenvertrag (Art. 20) und der Internationale Funkentelegraphenvertrag 
(Art. 22) enthalten, entsprechen denen der Mehrzahl der Haager Abkommen; 
der Kabelschutzvertrag (Art. 16) dagegen ist auf einen zunächst festen Zeit-' 
räum von 5 Jahren mit stillschweigender Verlängerung um 1 Jahr und ein- 
jähriger Kündigungsfrist geschlossen worden. 

Beitritt nicht eingeladen gewesener Mächte. Hierüber enthält 
nur das Abkommen zur friedlichen Erledigung internationaler Streitfälle 
eine ausdrückliche Vorschrift. Es bestimmt (Art. 94), daß die Bedingungen 
hierfür den Gegenstand einer späteren Verständigung zwischen den Vertrags- 
mächten bilden sollen. 

Der Beitritt zum Internationalen Telegraphenvertrag (Art. 18), zum 
Kabelschutzvertrag (Art. 14) und zum Internationalen Funkentelegraphen- 
vertrag (Art. 16) ist an keine Bedingungen geknüpft. Er ist beim Kabel- 
schutz vertrage der französischen Regierung, bei den beiden anderen ge- 
nannten Verträgen derjenigen Regierung mitzuteilen, in deren Bereich die 
letzte Verwaltungskonferenz abgehalten worden ist. Der Eintritt in den 
Weltpostverein erfolgt durch Anzeige an die schweizerische Regierung 
(Art. 24 des Weltpostvertrags); auch er ist frei von erschwerenden Be- 
dingungen. 

Internationales Bureau des Ständigen Schiedshofs. Eine be- 
sondere Stellung im Rahmen der Haager Abkommen ist dem Internationalen 
Bureau des Ständigen Schiedshofs zugewiesen, das — da es bereits durch 
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das erste Haagcr Abkommen zur friedlichen Erledigung internationaler 
Streitfälle ins Leben gerufen wurde — in Kürze auf eine zehnjährige 
Wirksamkeit zurückblicken kann. — Auch hier liegt der Vergleich mit 
den Einrichtungen des Weltpostvereins und des Internationalen Tele- 
graphenvereins nahe. Daß diese Einrichtungen vorbildlich gewesen sind, 
ergibt sich u. a. aus Art. 50 des Abkommens zur friedlichen Erledigung 
internationaler Streitfälle, wonach die Kosten des Bureaus von den Ver- 
tragsmächten nach dem für das Internationale Bureau des Weltpostvereins 
festgestellten Verteilungsmaßstabe zu tragen sind. Während aber die Kosten 
der Bureaus der genannten internationalen Verkehrsvereine nach oben be- 
grenzt sind — sie dürfen beim Weltpostverein*) nicht über 125000 Fr., 
beim Internationalen Telegraphenverein**) nicht über 100000 Fr., nach dem 
Inkrafttreten des Internationalen Funkentelegraphenvertrags***) nicht über 
140000 Fr. hinausgehen — , besteht beim Internationalen Bureau des 
Schiedshofs keine obere Grenze. 

Nach den Bestimmungen des Haager Abkommens zur friedlichen Er- 
ledigung internationaler Streitfälle dient das Internationale Bureau in erster 
Linie dem Ständigen Schiedshöfe für die Bureau- und Verwaltungsgeschäfte. 
Es hat das Archiv zu verwalten, eine Sammlung aller Schiedsabreden und 
Schiedssprüche anzulegen, den Schriftwechsel zwischen den Parteien und 
den Schiedsrichtern zu vermitteln und für die Unterbringung der Schieds- 
gerichte zu sorgen. Durch die neuen Abkommen sind die Aufgaben des 
Internationalen Bureaus dahin erweitert worden, daß es auch dem Inter- 
nationalen Prisenhofe sowie dem Schiedsgerichtshofe, falls dieser ein- 
gerichtet werden sollte, als Bureau sowie als Gerichtsschreiberei und als 
Kasse zu dienen hat.f) 

Trotzdem die neuen Abkommen dem Internationalen Bureau des 
Ständigen Schiedshofs eine Reihe neuer Aufgaben zuweisen, wird ihm, was 
Art und Umfang der Geschäfte angeht, kaum die Bedeutung der Bureaus 
des Weltpostvereins und des Internationalen Telegraphenvereins zuerkannt 
werden können. Namentlich das Bureau des Weltpostvereins, dessen Auf- 
gaben übrigens — ebenso wie die des Internationalen Bureaus des Welt- 
telegraphenvereins — nicht genau begrenzt sindft). hat eine über das 
Wesen eines Bureaus hinausreichende Stellung, indem ihm durch Art. 22 
Ziff. 2 des Weltpostvertrags ausdrücklich auch die Aufgabe gestellt ist, in 
streitigen Fragen auf Verlangen der Beteiligten sich gutachtlich zu äußern. 
— Auch die Vorbereitung der Kongresse und Konferenzen ist beim Welt- 
postverein und beim Internationalen Telegraphenverein in die Hände der 
Bureaus gelegt. Zur Vorbereitung der Arbeiten der dritten Friedenskonfe- 



*) Art. XXXVIII der Vollzugsordnung zum Weltpostvertrage. 
**) Ausftihrungsübereinkunft für den internationalen Telegraphenverkehr (Lon- 
doner Revision), Art. LXXXII. 

***) Ausführungsübereinkunft zum Internationalen Funkentelegraphenvertrage, 
Art XXX VII. 

f) Wegen der Aufgaben usw. des Internationalen Bureaus des Standigen Schieds- 
hofs vgl. im einzelnen: 

Abkommen zur friedlichen Erledigung internationaler Streitfälle, Art 15, 16, 
43, 46 bis 50, 63; 

Abkommen über die Errichtung eines Internationalen Prisenhofs, Art. 20, 23, 
27 bis 30, 40; 

Entwurf eines Abkommens über die Errichtung eines Schiedsgerichtshofs, 

Arl - 9» '3. »5» 2 4, 25. 
•J-J-) Weltpostvertrag, Art. 22, Internationaler Telegraphenvertrag, Art. 14 
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renz soll nach den in der Schlußakte niedergelegten Vorschlägen etwa zwei 
Jahre vor dem voraussichtlichen Zusammentritte der Konferenz ein Vor- 
bereitungsausschuß von den Regierungen damit beauftragt werden, die 
verschiedenen der Konferenz zu unterbreitenden Vorschläge zu sammeln, 
die für eine demnächstige internationale Regelung geeigneten Gegenstände 
auszusuchen und ein Programm vorzubereiten. 

Während das Bureau des Weltpostvereins unter die obere Leitung der 
schweizerischen Postverwaltung*), das Internationale Bureau des Welttele- 
graphenvereins unter die Oberaufsicht der obersten Verwaltung der Schweize- 
rischen Eidgenossenschaft**) gestellt ist, steht das Internationale Bureau 
des Ständigen Schiedshofs unter der Leitung und Aufsicht des »Ständigen 
Verwaltungsrats«***), der aus den im Haag beglaubigten diplomatischen 
Vertretern der Vertragsmächte und dem Niederländischen Minister der 
auswärtigen Angelegenheiten als Vorsitzenden besteht. Der Verwaltungsrat 
kann bei Anwesenheit von neun Mitgliedern gültige Beschlüsse fassen. Er 
hat volle Befugnis, die Beamten und Angestellten des Bureaus zu ernennen 
und zu entlassen, ihre Gehälter und Löhne festzusetzen sowie das Kassen- 
wesen zu beaufsichtigen. 

B. Besprechung der einzelnen Abkommen. 
I. Abkommen Ober die Schiedssprechung. 

Abkommen zur friedlichen Erledigung internationaler 
Streitfälle. Das neue Abkommen, das an die Stelle des bestehenden 
Schiedsabkommens treten soll, hat dessen Bestimmungen in mancher Be- 
ziehung erweitert. Es will auf drei verschiedenen Wegen den Interessen 
des Friedens dienen. Zunächst regelt es die guten Dienste und die 
Vermittlung, die zwischen den Vertragsmächten im Falle einer ernsten 
Meinungsverschiedenheit oder eines Streites zur Verhütung kriegerischer 
Verwicklungen angewendet werden sollen (Art. 2 bis 8). Ein zweites 
Mittel zur Erhaltung des Friedens sollen die Internationalen Unter- 
suchungskommissionen sein (Art. 9 bis 36). Hierüber bestimmt Art. 9 
des genannten Abkommens: 

»Bei internationalen Streitigkeiten, die weder die Ehre noch wesent- 
liche Interessen berühren und einer verschiedenen Würdigung von 
Tatsachen entspringen, erachten die Vertragsmächte es für nützlich 
und wünschenswert, daß die Parteien, die sich auf diplomatischem 
Wege nicht haben einigen können, soweit es die Umstände ge- 
statten , eine internationale Untersuchungskommission einsetzen 
mit dem Auftrage, die Lösung dieser Streitigkeiten zu erleichtern, 
indem sie durch eine unparteiische und gewissenhafte Prüfung die 
Tatfragen aufklären.« 
Die Untersuchungskommissionen werden durch besonderes Abkommen 
der streitenden Teile gebildet. Falls das Abkommen nichts anderes be- 
stimmt, hat die Kommission ihren Sitz im Haag und setzt sich zusammen 
aus fünf Mitgliedern, von denen jede Partei je zwei wählt. Aus der ge- 
meinschaftlichen Wahl dieser vier Mitglieder geht das fünfte Mitglied 
hervor, das zugleich die Stelle als Obmann einnimmt. — Die Kommission 
hat das Recht, Zeugen und Sachverständige zu vernehmen. Die Verhand- 



*) Art. ai des Weltpostvertrags. 

**) Art. 14 des Internationalen Telegraphenvertrags in Verbindung mit Art. LXXXI 
der Londoner Revision der Ausführungsübereinkunft. 

***) Art. 49 des Abkommens zur friedlichen Erledigung internationaler Streitfälle. 
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hingen, zu denen die Parteien Rechtsbeistände und Agenten entsenden 
können, sind in der Regel, die Beratungen stets geheim. Der Bericht 
dagegen, der nach Schluß der Untersuchung zu erstatten ist, wird in öffent- 
licher Sitzung verlesen. Er hat in keiner Weise die Bedeutung eines 
Schiedsspruchs und läßt den Parteien volle Freiheit, welche Folgen sie 
dieser Feststellung geben wollen. — Die Kosten der Untersuchung werden 
von jeder Partei zu gleichen Teilen übernommen; außerdem hat jede Partei 
ihre eigenen Kosten zu tragen. 

Das dritte Mittel, das das Haager Abkommen zur friedlichen Erledigung 
internationaler Streitfälle vorsieht, ist die internationale Schieds- 
sprechung (Art. 37 bis 90). Die grundlegende Auffassung hierüber ent- 
hält Art. 38: 

»In Rechtsfragen und in erster Linie in Fragen der Auslegung 
oder der Anwendung internationaler Vereinbarungen wird die 
Schiedssprechung von den Vertragsmächten als das wirksamste und 
zugleich der Billigkeit am meisten entsprechende Mittel anerkannt, 
um die Streitigkeiten zu erledigen, die nicht auf diplomatischem 
Wege haben beseitigt werden können. 

Demzufolge wäre es wünschenswert, daß bei Streitigkeiten über 
die vorerwähnten Fragen die Vertragsmächte eintretenden Falles die 
Schiedssprechung anrufen, soweit es die Umstände gestatten.« 
Der »Ständige Schiedshof«, der im Haag seinen Sitz hat, ist dazu be- 
stimmt, das unmittelbare Anrufen der Schiedssprechung zu erleichtern. Er 
ist für alle Schiedsfälle zuständig, sofern nicht ein besonderes Schiedsgericht 
eingesetzt wird. Die Bildung des Schiedsgerichts erfolgt in ähnlicher Weise 
wie die der Untersuchungskommissionen, und zwar werden die Schieds- 
richter aus einer Gesamtliste der Mitglieder des Schiedshofs ausgewählt, 
in welche die von den Vertragsmächten hierzu benannten Personen ein- 
getragen werden. Höchstens darf jede Vertragsmacht vier Personen »von an- 
erkannter Sachkunde in Fragen des Völkerrechts benennen, die sich der höchsten 
sittlichen Achtung erfreuen und bereit sind, ein Schiedsrichteramt zu über- 
nehmen«. Die Ernennung erfolgt auf sechs Jahre; Wiederernennung ist zulässig. 

Bevor das Schiedsverfahren beginnt, wird ein besonderer Schieds- 
vertrag zwischen den streitenden Parteien geschlossen, in dem die näheren 
Formalicn festgesetzt werden. Das eigentliche Verfahren zerfällt regel- 
mäßig in zwei gesonderte Abschnitte: das schriftliche Vorverfahren — 
Austausch der Schriftsätze usw. unmittelbar oder durch Vermittlung des 
Internationalen Bureaus — und die mündliche — in der Regel nicht öffent- 
liche — Verhandlung. Der Schiedsspruch entscheidet das Streitverhältnis 
endgültig und mit Ausschließung der Berufung; dagegen kann, wenn im 
Schiedsverträge vorbehalten, eine Nachprüfung (Revision) des Schieds- 
spruchs stattfinden, die aber nur auf die Ermittlung einer neuen Tatsache 
gegründet werden kann, die einen entscheidenden Einfluß auf den Spruch 
auszuüben geeignet gewesen wäre und bei Schluß der Verhandlung dem 
Schiedsgerichte selbst und der Partei, welche die Nachprüfung beantragt 
hat, unbekannt war. 

Der Schiedsspruch bindet nur die streitenden Parteien. — Wenn es sich 
um die Auslegung eines Abkommens handelt, an dem sich noch andere 
Mächte beteiligt haben als die streitenden Teile, so benachrichtigen diese 
rechtzeitig alle Signatarmächte. Jede dieser Mächte hat das Recht, sich an 
der Streitsache zu beteiligen. Wenn die eine oder die andere von ihnen 
von dieser Berechtigung Gebrauch gemacht hat, so ist die in dem Schieds- 
spruch enthaltene Auslegung auch für sie bindend. 
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Um die Betätigung des Schiedswesens bei Streitigkeiten zu erleichtern, 
die ihrer Natur nach ein abgekürztes Verfahren gestatten, sind in das neue 
Abkommen auch kurze Vorschriften über ein solches abgekürztes 
Schiedsverfahren aufgenommen worden. Das Wesentliche ist, daß das 
Schiedsgericht in der Besetzung mit drei — nicht fünf — Richtern ent- 
scheidet, und daß das Verfahren ausschließlich schriftlich ist. 

Das Abkommen zur friedlichen Erledigung internationaler Streitfälle 
verfolgt den Gedanken der internationalen Schiedssprechung »unabhängig 
von den allgemeinen und besonderen Verträgen, die schon jetzt den Ver- 
tragsmächten die Verpflichtung zur Anrufung der Schiedssprechung auf- 
erlegen«. Damit wird für den Bereich der internationalen Post- und Tele- 
graphenverträge die Anwendbarkeit des genannten Abkommens im allge- 
meinen beschränkt auf Streitigkeiten aus Verträgen, die keine Schiedsabrede 
enthalten, wie beispielsweise der Internationale Telegraphenvertrag und der 
Kabelschutzvertrag. — Auch bei diesen Verträgen ist die internationale 
Schiedssprechung nach dem Haager Schiedsabkommen keineswegs obli- 
gatorisch; sie wäre »wünschenswert« — so heißt es in dem oben mitge- 
teilten Wortlaute — »soweit es die Umstände gestatten«. Da es ferner in jedem 
Falle eines besonderen Schiedsvertrags bedarf, steht nichts im Wege, durch diesen 
Schiedsvertrag — unter Außerkraftsetzung entgegenstehender Bestimmungen 
des Haager Abkommens — die Zusammensetzung des Schiedsgerichts und 
das Verfahren so zu ordnen, daß den Bedürfnissen, insbesondere der 
größeren oder geringeren Bedeutung des Einzelfalls. Rechnung getragen wird. 

Der Weltpostvertrag und der Internationale Funkentelegraphenvertrag 
enthalten eine allgemeine Schiedsabrede. die sich bezieht beim Weltpost- 
vertrag*) auf Meinungsverschiedenheiten zwischen zwei oder mehreren 
Vereinsmitgliedern über die Auslegung des Vertrags oder über die Verant- 
wortlichkeit, die sich aus der Anwendung des Vertrags für eine Verwaltung er- 
gibt, beim Funkentelegraphcn vertrag**) auf Meinungsverschiedenheiten 
zwischen zwei oder mehreren vertragschließenden Regierungen über die 
Auslegung oder Ausführung des Vertrags oder der Ausführungsübereinkunft. 
Beim Weltpostverein ist das Schiedsgericht nach dem Wortlaute der Be- 
stimmungen obligatorisch, ohne daß indes Bestimmungen für den Fall 
getroffen sind, daß eine Verwaltung sich der schiedsrichterlichen Entschei- 
dung einer streitigen Frage entzieht; beim Funkentelegraphenvertrage kann 
die streitige Frage nur im gemeinsamen Einverständnisse der beteiligten 
Regierungen einem Schiedsgericht unterbreitet werden. Eine Ausnahme 
bildet indes der Fall, daß Meinungsverschiedenheiten über die in Art. VII 
der Ausführungsübereinkunft vorgesehene Ausschließung des Schiffes eines 
Vertragsstaats vom funkentelegraphischen Verkehr mit den Küstenstationen 
eines anderen Vertragsstaats bestehen. In Streitfällen dieser Art genügt 
zur Herbeiführung einer schiedsrichterlichen Entscheidung das Verlangen 
eines der beteiligten Staaten. 

Streitigkeiten der vorbezeichneten Art sind grundsätzlich einer Entschei- 
dung auf Grund des Haager Abkommens entzogen; sie werden dem ein- 
facheren und billigeren Schiedsverfahren, wie es in den genannten Verträgen 
vorgesehen ist, unterworfen. — Gemäß Art. 43 des Haager Abkommens 
wird jeder Schiedsspruch, der durch ein auf Grund des Weltpostvertrags 
oder des Funkentelegraphenvertrags gebildetes Schiedsgericht erlassen wird, 
dem Internationalen Bureau des Ständigen Schiedshofs in beglaubigter 
Abschrift mitzuteilen sein. 

*) Art. 23. 
*•) Art. 18. 
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Hiernach hat die internationale Schiedssprechung nach dem Haager 
Abkommen für die Verkehrsverwaltungen keine besonders hohe Bedeutung; 
dasselbe gilt von den Bestimmungen über die Untersuchungskommissionen, 
die für die Post- und Telegraphenverwaltungen kaum jemals praktischen 
Wert haben werden. 

Internationaler Schiedsgerichtshof. Neben dem Ständigen 
Schiedshof ist durch die zweite Haager Friedenskonferenz ein Internationaler 
Schiedsgerichtshof geschaffen worden. Er wird allerdings erst ins Leben 
treten, sobald die Mächte sich über seine Zusammensetzung geeinigt haben 
werden. — Der Gedanke der Errichtung eines Internationalen Schieds- 
gerichtshofs ist amerikanischen Ursprunges. Die Vereinigten Staaten von 
Amerika vertraten auf der Konferenz mit großer Lebhaftigkeit die Ansicht, 
daß die — bis jetzt nur sehr spärliche — Zuweisung von Schiedsangelegen- 
heiten an die internationale Schicdssprechung von selbst zunehmen werde, 
wenn man einen ständigen, in bestimmter Weise zusammengesetzten Welt- 
gerichtshof jährlich im Haag zusammentreten lasse und ihm die Aufgabe 
stelle, alle ihm von den Vertragsmächten unterbreiteten Streitigkeiten 
kostenlos zu entscheiden. Der Ständige Schiedshof sei in Wirklichkeit nur 
eine Richterliste; es müsse vor allem ein wirklich permanenter Gerichtshof 
geschaffen werden. Die Frucht dieser amerikanischen Anregung ist der 
von der amerikanischen, britischen und deutschen Delegation ausgearbeitete 
Entwurf eines Abkommens über die Errichtung eines Schiedsgerichtshofs. 

Der Schiedsgerichtshof soll sich aus Richtern und Hilfsrichtern — nach 
Möglichkeit Mitgliedern des Ständigen Schiedshofs — zusammensetzen, die 
für einen Zeitraum von zwölf Jahren ernannt werden, während der Aus- 
übung ihres Amtes die diplomatischen Vorrechte genießen und außer einem 
Jahresgehalte von 6000 Gulden für die Dauer der Tagung ein Tagegeld 
von 100 Gulden beziehen. Der Gerichtshof soll sich alljährlich einmal, am 
dritten Mittwoch im Juni, versammeln und bis zur Erledigung der Tages- 
ordnung in Tätigkeit bleiben. Er ist zuständig für alle Sachen, die auf 
Grund einer allgemeinen Schiedsabrede oder einer besonderen Vereinbarung 
vor ihn gebracht werden. Als besondere Delegation werden drei Richter 
bestellt, denen es unter gewissen Voraussetzungen obliegt, Schiedsfälle im 
abgekürzten Verfahren zu entscheiden und als Untersuchungskommissionen 
tätig zu sein. 

Ob es möglich sein wird, die einstweilen noch bestehende Schwierigkeit 
für die Organisation des Schiedsgerichtshofs in absehbarer Zeit zu be- 
seitigen, kann zweifelhaft sein. Deutschland ist — nach der Denkschrift — 
gern bereit, seine Mitwirkung hierzu eintreten zu lassen. 

Obligatorisches Schiedsgericht. In diesem Zusammenhang ist 
noch der Frage zu gedenken, die im Mittelpunkte der ganzen Konferenz 
stand, der Frage des obligatorischen Schiedsgerichts. Der Konferenz lagen 
verschiedene hierauf bezügliche Anträge vor, die im wesentlichen darauf 
hinausliefen, alle streitigen Rechtsfragen, insbesondere solche über die An- 
wendung und Auslegung internationaler Verträge, der Schiedssprechung zu 
unterstellen, unter der Voraussetzung, daß weder die Lebensinteressen noch 
die Unabhängigkeit oder die Ehre einer der streitenden Parteien entgegen- 
ständen; die Anrufung dieser sogenannten Ehrenklausel sollte indes bei 
verschiedenen Gegenständen, namentlich bei Verträgen bestimmten Inhalts, 
nicht statthaft sein. Die deutsche Delegation hat keinem dieser Anträge 
auf Abschluß eines Weltschiedsvertrags zugestimmt, da nach dem Ergebnisse 
der auf der Konferenz gepflogenen Verhandlungen sowohl die Begrenzung 
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des Vertrags wie seine Ausführung und seine Wirkungen zu den größten 
Schwierigkeiten geführt hätten. 

In bezug auf die Begrenzung des Vertrags lagen die Schwierig- 
keiten in der Auffindung einer geeigneten Formel zur Trennung der 
Interessenfragen von den bloßen Rechtsfragen und zur Ausscheidung von 
Streitigkeiten untergeordneter Bedeutung, die sich für eine Schiedssprechung 
schon im Hinblick auf den damit verbundenen Zeit- und Kostenaufwand 
nicht eignen. — Auch die Ausführung des Weltschiedsvertrags war 
nicht hinreichend gesichert. Einerseits stellte die erwähnte Ehrenklausel die 
Ausführung des Vertrags in das freie Ermessen der Mächte, zumal jede 
Partei sie mit durchgreifender Wirkung hätte anrufen können. Ander- 
seits war keine genügende Vorsorge dafür getroffen, daß der zur Regelung 
der Formalien erforderliche besondere Schiedsvertrag in jedem Falle 
zustande kam. 

Endlich herrschte auf der Konferenz keine Einigkeit über die Wir- 
kungen der Schiedssprechung. Vor allem bestand Meinungsver- 
schiedenheit darüber, in welchem Verhältnisse die Sprüche der Schieds- 
gerichte zu den Urteilen der nationalen Gerichte stehen, insbesondere ob 
sie die Kraft haben sollten, die bereits ergangenen Urteile eines solchen 
Gerichts umzustoßen oder dieses wenigstens für die Zukunft an die von 
dem Schiedsgerichte gegebene Auslegung der Rechtsfrage zu binden. So- 
dann war eine befriedigende Regelung nicht zu erzielen für den Fall, wo 
eine Macht durch Schiedsspruch verpflichtet wird, zur Ausführung eines 
internationalen Vertrags ihre Gesetzgebung in gewissem Sinne zu ändern, 
die gesetzgebenden Körperschaften sich aber weigern, die erforderlichen 
Änderungen zu beschließen. Außerdem bestand bei den Verträgen, an 
denen mehr als zwei Mächte beteiligt sind, das Bedenken, daß über dieselbe 
Frage einander widersprechende Schiedssprüche ergehen könnten, die zu 
einer ganz verschiedenen Handhabung des Vertrags führen würden. 

Die von Deutschland erhobenen Bedenken wurden von einer Reihe 
anderer Mächte, darunter mehreren Großmächten, geteilt. Mit Rücksicht 
hierauf hat sich die Konferenz mit der in der Schlußakte enthaltenen 
Erklärung begnügt, daß sie grundsätzlich in der Anerkennung der obligato- 
rischen Schiedssprechung einig sei, und daß sich für die vorbehaltlose 
Durchführung dieses Grundsatzes insbesondere Streitigkeiten über die An- 
wendung und Auslegung internationaler Vertragsabreden eignen. 

Dieser Erklärung hat auch die deutsche Delegation zugestimmt. Denn, 
wie in der Denkschrift hervorgehoben wird, erledigen sich die Bedenken, 
die gegen einen Weltschiedsvertrag sprechen, zum großen Teile, wenn es 
sich um Schiedsabreden zwischen einzelnen Staaten, deren gegenseitige Be- 
ziehungen sich übersehen lassen, oder um die Einrückung der Schieds- 
klausel in einzelne bestimmte Verträge handelt. 

Abkommen, betreffend die Beschränkung der Anwendung 
von Gewalt bei der Eintreibung von Vertragsschulden. Die An- 
wendung von Waffengewalt darf nach Art. I dieses Abkommens nur statt- 
finden, wenn der Schuldnerstaat das Anerbieten des Gläubigerstaats, den 
Streitfall einem Schiedsgerichte vorzulegen, ablehnt oder unbeantwortet läßt 
oder die Durchführung des Verfahrens böswillig vereitelt oder dem Schieds- 
sprüche nicht nachkommt. Durch das Abkommen wird der Anwendung 
von Waffengewalt zur Durchführung unberechtigter Forderungen in wirk- 
samer Weise vorgebeugt; anderseits läßt das Abkommen volle Freiheit des 
Handelns gegenüber dem böswilligen Schuldnerstaate, der eine friedliche Er- 
ledigung auf dem Wege der Schiedssprechung verweigert oder vereitelt. 
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Ii. Abkommen Uber die Kriegführung im allgemeinen. 

Nach dem Abkommen über den Beginn der Feindseligkeiten, 
das sowohl auf den Land- wie den Seekrieg Anwendung findet, soll dem 
Beginne der Feindseligkeiten eine unzweideutige Benachrichtigung des Gegners 
vorangehen, sei es durch eine unbedingte, mit Gründen zu versehende Kriegs- 
erklärung oder durch ein Ultimatum mit bedingter Kriegserklärung. Den 
Neutralen muß von dem Kriegszustand unverzüglich Mitteilung gemacht 
werden. Der völkerrechtlich bisher zugelassene Uberfall wird durch das 
Abkommen ausgeschlossen. 

III. Abkommen über das Landkriegsrecht. 

Dem Abkommen, betreffend die Gesetze und Gebräuche des 
Landkriegs, ist wieder, wie schon dem ersten gleichnamigen Abkommen, 
eine Ordnung der Gesetze und Gebräuche des Landkriegs beigegeben, die 
den Landheeren bei ihrem Verhalten im Kriege als Richtschnur dienen soll. 
Auf eine deutsche Anregung bestimmt Art. 3, daß die Kriegspartei, welche 
die Bestimmungen der Landkriegsordnung verletzt, Schadensersatz zu leisten 
hat und für alle Handlungen verantwortlich ist, die von den zu ihrer be- 
waffneten Macht gehörenden Personen begangen werden. 

Die Landkriegsordnung beschäftigt sich zunächst mit dem Begriffe 
des Kriegführenden (Art. 1 bis 3). Nach Art. 3 kann sich die bewaffnete 
Macht der Kriegsparteien aus Kombattanten und Nichtkombattanten zu- 
sammensetzen. Im Falle der Gefangennahme durch den Feind haben auch 
die Nichtkombattanten Anspruch auf Behandlung als Kriegsgefangene. 

Die Kriegsgefangenen (Art. 4 bis 20) unterstehen der Gewalt der 
feindlichen Regierung, sind aber der Gewalt der Personen oder der Ab- 
teilungen, die sie gefangen genommen haben, entzogen. Alles, was ihnen 
persönlich gehört, bleibt in ihrem Eigentume mit Ausnahme von Waffen, 
Pferden und Schriftstücken militärischen Inhalts. Die Kriegsgefangenen 
können in Städten, Festungen, Lagern oder an anderen Orten untergebracht 
werden mit der Verpflichtung, sich nicht über eine bestimmte Grenze hinaus 
zu entfernen. Ihre Einschließung ist nur ausnahmsweise statthaft. Die 
Kriegsgefangenen können gegen Ehrenwort freigelassen werden, ohne daß 
indes ein Zwang für die feindliche Regierung besteht, einem Antrag auf 
Freilassung zu entsprechen. Für den Fall der Freilassung dürfen sie nicht 
gezwungen werden, Dienste zu tun, die dem gegebenen Ehrenworte zu- 
widerlaufen. Während der Dauer der Gefangenschaft können die Ge- 
fangenen mit Ausnahme der Offiziere nach ihrem Dienstgrad und nach 
ihren Fähigkeiten als Arbeiter verwendet werden. Mit Erlaubnis der feind- 
lichen Staaten können sie auch Arbeiten für öffentliche Verwaltungen oder 
für Privatpersonen oder für ihre eigene Rechnung ausführen. Der Ver- 
dienst der Kriegsgefangenen wird zur Besserung ihrer Lage verwendet und 
der Uberschuß nach Abzug der Unterhaltungskosten ihnen bei der Frei- 
lassung ausgezahlt. Die gefangenen Offiziere erhalten dieselbe Besoldung, 
wie sie den Offizieren gleichen Dienstgrads in dem Lande zusteht, wo sie 
gefangen gehalten werden. 

Beim Ausbruche der Feindseligkeiten wird in jedem der kriegführenden 
Staaten und e. F. in den neutralen Staaten, die Angehörige eines der Krieg- 
führenden in ihr Gebiet aufgenommen haben, eine Auskunftstelle über 
die Kriegsgefangenen errichtet. Die Auskunftstellen haben die Auf- 
gabe, alle die Kriegsgefangenen betreffenden Anfragen zu beantworten, und 
erhalten von den zuständigen Dienststellen alle hierzu erforderlichen Angaben 
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(Freilassungen, Austausch, Entweichungen, Aufnahme in die Krankenhäuser, 
Sterbefälle usw.). Nach Art. 16 der Landkriegsordnung genießen die Aus- 
kunftstellen Portofreiheit, und zwar sowohl im Lande der Aufgabe als 
auch im Bestimmungsland und in den Zwischenländern. Diese Bestimmung 
ist wörtlich aus der früheren Landkriegsordnung übernommen, aus der sie 
auch in die internationalen Postverträge vom Jahre 1906 Eingang gefunden 
hat (vgl. Art. 11 Ziff. 4 des Weltpostvertrags, Art. 6 Ziff. 2 des Wertbrief- 
übereinkommens, Art. 3 Ziff. 1 des Postanweisungsübereinkommens, Art. 10 
des Paketvertrags). Es mag hier daran erinnert werden, daß die Porto- 
freiheit der Auskunftstellen während des russisch -japanischen Krieges zum 
ersten Male praktische Bedeutung erlangt hat (vgl. Amtsblatt des Reichs- 
Postamts 1904. S. 157, 209). 

Als Spion gilt nur, wer heimlich oder unter falschem Vorwand in dem 
Operationsgebiet eines Kriegführenden Nachrichten einzieht oder einzuziehen 
sucht in der Absicht, sie der Gegenpartei mitzuteilen. Militärpersonen und 
Nichtmilitärpersonen, die ihrem eigenen oder dem feindlichen Heere Mit- 
teilungen offen überbringen, gelten nicht als Spione. Ebenfalls nicht Per- 
sonen, die in Luftschiffen befördert werden, um Mitteilungen zu überbringen 
oder um überhaupt Verbindungen zwischen den verschiedenen Teilen eines 
Heeres oder eines Gebiets aufrechtzuerhalten. 

Für die Stellung der Angehörigen der Feldpost und Feld- 
telcgraphie im Landkrieg ergibt sich aus der Landkriegsordnung das 
Folgende. 

Die Feldpost- und Feldtelegraphenbeamten gelten nicht als Spione. 
Im Falle ihrer Gefangennahme haben sie Anspruch auf Behandlung als 
Kriegsgefangene. Als solche können die Unterbeamten als Arbeiter ver- 
wendet werden; für die im Offiziersrange stehenden Beamten dürfte eine 
derartige Verwendung gemäß Art. 6 untersagt sein. 

Den Schluß der Landkriegsordnung bilden Vorschriften über die mili- 
tärische Gewalt auf besetztem feindlichen Gebiete (Art. 42 bis 56), 
wobei ein Gebiet als besetzt gilt, wenn es sich tatsächlich in der Gewalt 
des feindlichen Heeres befindet. Die Besetzung erstreckt sich nur auf die 
Gebiete, wo diese Gewalt hergestellt ist und ausgeübt werden kann. Nach 
Art. 43 soll der Besetzende, nachdem die gesetzmäßige Gewalt tatsächlich in 
seine Hände übergegangen ist, alle von ihm abhängenden Vorkehrungen 
treffen, um nach Möglichkeit die öffentliche Ordnung und das öffentliche 
Leben wiederherzustellen und aufrechtzuerhalten, und zwar, soweit kein 
zwingendes Hindernis besteht, unter Beachtung der Landesgesetze. Wenn 
der Besetzende in dem besetzten Gebiete die zugunsten des Staates be- 
stehenden Abgaben, Zölle und Gebühren erhebt, soll er es nach Art. 48 
möglichst nach Maßgabe der für die Ansetzung und Verteilung geltenden 
Vorschriften tun. Damit erwächst für ihn die Verpflichtung, die Kosten der 
Verwaltung des besetzten Gebiets in dem Umfange zu tragen, wie die 
gesetzmäßige Regierung hierzu verpflichtet war. Diese Bestimmung wird 
sinngemäß auch dann anzuwenden sein, wenn der Besetzende die Verwaltung 
des Post- und Telegraphenwesens in dem besetzten Gebiete übernimmt. 
Bares Geld und die Wertbestände des Staates sowie die dem Staate zustehen- 
den eintreibbaren Forderungen, die Beförderungsmittel sowie überhaupt alles 
bewegliche Eigentum des Staates, das den Kriegsunternehmungen förderlich 
ist, kann mit Beschlag belegt werden, ebenso — mit der Verpflichtung zur 
Rückgabe beim Friedensschluß und zur Regelung der Entschädigungen — 
alle Mittel, die zu Lande, zu Wasser und in der Luft zur Weitergabe von 
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Nachrichten und zur Beförderung von Personen oder Sachen dienen. Neu 
ist die Vorschrift des Art. 54, wonach unterseeische Kabel, die ein besetztes 
Gebiet mit einem neutralen Lande verbinden, nur im Falle unbedingter 
Notwendigkeit beschlagnahmt oder zerstört werden dürfen und beim 
Friedensschluß unter Regelung der Entschädigungsfrage zurückgegeben 
werden müssen. (Schluß foi*ti 



Der deutsche Außenhandel in den letzten zehn Jahren. 

Die Zeitschrift »Export. Organ des Central Vereins für Handels- 
geographie und Förderung deutscher Interessen im Auslande« 
veröffentlicht in Nr. 19 des laufenden Jahrgangs eine bemerkenswerte Zu- 
sammenstellung über die Entwicklung des deutschen Außenhandels während 
der letzten zehn Jahre, aus der wir die nachstehenden Einzelheiten ent- 
nehmen. 

Im Jahre 1897 hatte die Einfuhr nach Deutschland 4681 Millionen Mark, 
die Ausfuhr aus Deutschland 3635 Millionen Mark betragen. Im Jahre 1907 
belief sich dagegen die Einfuhr auf 8750, die Ausfuhr auf 6851 Millionen 
Mark. Die Einfuhr hat mithin in den letzten zehn Jahren um 4069 Millionen 
Mark oder 87 v. H., die Ausfuhr um 3216 Millionen Mark oder 88 v. H. 
zugenommen. Gegenüber dem unmittelbar vorhergegangenen Jahre (1906). 
in dem für 8022 Millionen Mark Waren eingeführt und für 6359 Millionen 
Mark Waren ausgeführt worden waren, betrug die Steigerung 1907 bei der 
Einfuhr 728 Millionen Mark oder 9,1 v. H. und bei der Ausfuhr 492 Millionen 
Mark oder 7,7 v. H. 

Was die Entwicklung des Handels mit den einzelnen Ländern betrifft, 
so ist der Anteil der außereuropäischen Länder an dem deutschen 
Außenhandel verhältnismäßig stärker gestiegen als der Anteil der Länder 
Europas. Die Einfuhr aus europäischen Ländern ist zwar seit 1897 von 
3109 auf 5147 Millionen Mark, also um 66 v. H., und die Ausfuhr nach 
europäischen Ländern von 2812 auf 5046 Millionen Mark oder um 79 v. H. 
angewachsen. Im Verkehr mit den anderen Erdteilen betrug aber der Zu- 
wachs bei der Einfuhr (3603 Millionen Mark im Jahre 1907 gegenüber 
1572 Millionen Mark im Jahre 1897) 129 v. H. und bei der Ausfuhr 
(1805 Millionen Mark im Jahre 1907 gegen 823 Millionen Mark im Jahre 
1897) 1 19 v. H. 1897 hatte Europa noch 66 v. H. unserer gesamten Ein- 
fuhr geliefert und 77 v. H. unserer gesamten Ausfuhr aufgenommen. 1907 
machte dagegen die Einfuhr aus europäischen Ländern nur noch 59 v. H. 
der Gesamteinfuhr und die Ausfuhr nach europäischen Ländern nur noch 
74 v. H. der Gesamtausfuhr aus, während in demselben Zeiträume der An- 
teil der außereuropäischen Länder am deutschen Außenhandel sich bei der 
Einfuhr von 34 v. H. auf 41 v. H. und bei der Ausfuhr von 23 v. H. auf 
26 v. H. erhöht hat. Trotz dieses verhältnismäßigen Rückganges ist aber 
Europa auch heute noch für unseren Außenhandel wichtiger als die ganze 
übrige Welt, und zwar namentlich für unsere Ausfuhr, von der nahezu 
drei Viertel auf europäische Länder entfallen. 
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Unsere Einfuhr und Ausfuhr im Verkehr mit den wichtigeren Ländern 
Europas hat betragen: 



m i t 
ui 1 1 


Einfuhr 
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Die erste Stelle in unserem Außenhandel — Ein- und Ausfuhr zu- 
sammengerechnet — nimmt nach wie vor mit mehr als 2 Millionen Mark 
Großbritannien ein. Doch hat unsere Einfuhr aus England im letzten Jahr- 
zehnte stärker zugenommen als unsere Ausfuhr nach England. Dazu hat 
besonders das letzte Jahr beigetragen. Während nämlich die Einfuhr 1907 
im Vergleich zu 1906 um 153 Millionen Mark gestiegen ist, hat sich 
gleichzeitig die Ausfuhr um 6 Millionen Mark vermindert. Im Verkehr 
mit Rußland weist die Einfuhr seit 1897 eine Zunahme von 423 Millionen 
Mark oder 60 v. H., die Ausfuhr eine solche von 233 Millionen Mark oder 
87 v. H. auf. Nach Frankreich dagegen hat sich unsere Ausfuhr mehr als 
verdoppelt , so daß sie heute der Einfuhr aus Frankreich ziemlich gleich- 
kommt. Auch im Verkehr mit Österreich-Ungarn, mit den Niederlanden, 
mit Belgien und mit der Schweiz hat die Ausfuhr eine stärkere Zunahme 
erfahren als die Einfuhr. Ganz besonders aber war dies der Fall bei 
unserem Handel mit Italien, bei dem sich die Ausfuhr mehr als verdreifacht 
hat. Während im Verkehr mit Italien 1897 die Einfuhr noch um 58 Mil- 
lionen Mark höher war als die Ausfuhr, ergibt sich für 1907 ein Ausfuhr- 
überschuß von 18 Millionen Mark. Eine günstige Entwicklung hat ferner 
unser Handel mit den drei nordischen Ländern genommen. Dänemark und 
Schweden haben z. B. ihre Einfuhr nach Deutschland verdoppelt, und in 
ähnlichem Umfange hat sich auch unser Absatz nach diesen beiden Ländern 
gehoben. Von besonderem Interesse ist ein Vergleich unserer Handels- 
beziehungen zu Spanien mit denen zu Portugal. Unsere Einfuhr aus 
Spanien ist nämlich während der letzten zehn Jahre von 42 auf 140 Mil- 
lionen Mark, also um 233 v. H., gestiegen, unsere Einfuhr aus Portugal 
dagegen in dem gleichen Zeiträume von 17 auf 15 Millionen Mark zurück- 
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gegangen. Dies hat seinen Grund darin, daß Portugal von den aufgeführten 
Ländern das einzige ist, mit dem wir keinen Handelsvertrag abgeschlossen 
haben. Portugiesische Erzeugnisse, wie Wein, Südfrüchte usw., unterliegen 
daher bei der Einfuhr nach Deutschland den Zollsätzen unseres General- 
tärifs und können unter diesen Umständen mit den gleichartigen Waren 
aus Spanien und Italien auf dem deutschen Markte nicht in Wettbewerb 
treten. 

Unser Handel mit den wichtigeren außereuropäischen Ländern hat 
sich seit 1897 wie folgt entwickelt: 
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Die Vereinigten Staaten von Amerika führen heute weitaus die meisten 
Waren nach Deutschland ein. Vor zehn Jahren wurden sie in dieser Be- 
ziehung noch von Rußland übertroffen ; seitdem hat sich aber unsere Ein- 
fuhr aus den Vereinigten Staaten mehr als verdoppelt, während unsere 
Ausfuhr dahin nur um 64 v. H. gestiegen ist und heute nicht einmal 
mehr die Hälfte der Einfuhr ausmacht. Auf die verhältnismäßig geringe 
Ausfuhr ist es auch zurückzuführen, daß die Vereinigten Staaten trotz 
ihres erheblichen Ubergewichts in der Einfuhr an Bedeutung für den ge- 
samten deutschen Außenhandel noch hinter Großbritannien zurückstehen. 
Eine außergewöhnliche Steigerung weist unser Handel mit Argentinien 
sowohl in der Einfuhr wie in der Ausfuhr auf. Die Einfuhr hat sich 
während der letzten zehn Jahre vervierfacht, die Ausfuhr verfünffacht. Im 
Verkehr mit Brasilien haben sich Einfuhr und Ausfuhr ungefähr verdoppelt, 
und im Verkehr mit Chile ist die Einfuhr um 80, die Ausfuhr aber um 
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215 v. H. gewachsen. Trotzdem ergibt unser Warenaustausch mit Chile, 
ebenso wie mit den vorgenannten anderen drei amerikanischen Staaten, 
noch eine sogenannte passive Handelsbilanz, d. h. die Einfuhr aus diesen 
Ländern ist stärker als die Ausfuhr dahin. In unserem Verkehr mit 
Mexiko, Uruguay und Canada zeigt sich dagegen ein starker Überschuß 
der Ausfuhr über die Einfuhr. Seit 1897 ist unsere Ausfuhr nach Mexiko 
um 228, nach Uruguay um 450 und nach Canada um 76 v. H. gestiegen. 

In unserem Handel mit asiatischen Ländern stehen in der Einfuhr 
Britisch- und Niederländisch-Indien , in der Ausfuhr Britisch-Indien, Japan 
und China an der Spitze. Aus Britisch- und Niederländisch-Indien haben 
wir im Jahre 1907 Waren im Werte von 633 Millionen Mark eingeführt, 
während unsere Ausfuhr dahin nur 162 Millionen Mark betrug. Um- 
gekehrt stellt sich das Ergebnis unseres Handels mit Japan und China; 
hier steht einer Einfuhr von nur 86 Millionen Mark eine Ausfuhr von 
174 Millionen Mark gegenüber. Unsere Handelsbeziehungen mit Japan 
werden aber voraussichtlich in absehbarer Zeit eine wesentliche Umgestal- 
tung erfahren, weil die Kündigung des am 1. April 1896 abgeschlossenen 
und am 17. Juli 1899 in Kraft getretenen deutsch-japanischen Handels- und 
Schiffahrtsvertrags im Jahre 1910 zu erwarten ist. Der Vertrag kann vom 
17. Juli 1910 ab von beiden Seiten mit einjähriger Frist gekündigt werden, 
und die japanische Regierung scheint von ihrem Kündigungsrechte nicht 
nur bezüglich dieses Vertrags, sondern hinsichtlich aller von ihr abge- 
schlossenen Handelsverträge, die Bindungen des japanischen Zolltarifs ent- 
halten, Gebrauch machen zu wollen. Sie rüstet sich schon jetzt zu einer 
eingehenden Durchsicht der Verträge und will zu diesem Zwecke demnächst 
einen vorbereitenden Prüfungsausschuß ins Leben rufen. 

Wie die Ziffern über unsern Handel mit Britisch-Australien erkennen 
lassen, ist unsere Einfuhr an australischen Erzeugnissen, unter denen an 
erster Stelle die Wolle zu nennen ist, fast viermal so groß als unsere 
Ausfuhr nach Australien. Das hindert aber den Australischen Bund und 
Neu-Seeland nicht, deustche Waren mit einem höheren Zolle zu belegen als 
britische Waren. In Afrika ist Ägypten dasjenige Land, mit dem wir so- 
wohl in der Einfuhr wie in der Ausfuhr den lebhaftesten Handelsverkehr 
unterhalten. Unsere Einfuhr aus Ägypten hat in den letzten zehn Jahren 
um 233 v. H., unsere Ausfuhr dahin um 333 v. H. zugenommen. An 
zweiter Stelle stehen die britischen Besitzungen, besonders Britisch - West- 
afrika und Südafrika; doch hat unsere Ausfuhr nach Südafrika nur eine 
sehr mäßige Steigerung erfahren. Die dritte Stelle nehmen die französischen 
Besitzungen — Algier und Tunis mitgerechnet — ein, aber nur hinsichtlich 
der Einfuhr nach Deutschland; unsere Ausfuhr nach den französischen 
Kolonien ist dagegen infolge der kolonialen Zollpolitik Frankreichs nur 
sehr gering. Unsere Ausfuhr nach Marocco ist im letzten Jahre durch die 
politischen Wirren stark zurückgegangen. Daß unsere Einfuhr aus Marocco 
trotz der dort herrschenden mißlichen Verhältnisse auch 1907 noch eine 
Steigerung erfahren hat, rührt hauptsächlich daher, daß die letzte Ernte in 
Marocco, besonders diejenige von Gerste, die den größten Teil unserer Ein- 
fuhr aus Marocco ausmacht, sehr günstig ausgefallen ist. Außer Gerste 
werden namentlich Mandeln, Schafwolle, Schaffelle und Rindshäute aus 
Marocco nach Deutschland eingeführt. 

Uber den Anteil der Deutschen Schutzgebiete am deutschen Außen- 
handel enthält der Aufsatz im »Export« keine Angaben. Dagegen findet 
sich eine bemerkenswerte Zusammenstellung über den gesamten Außenhandel 
der deutschen Schutzgebiete, wenn auch nur für einen kürzeren Zeitraum 
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als für das letzte Jahrzehnt, in einer kürzlich bei B. G. Teubner in Leipzig 
in der bekannten Sammlung »Aus Natur und Geisteswelt« erschienenen 
Schrift: »Deutschlands Stellung in der Weltwirtschaft« von Prof. 
Dr. Paul Arndt. Nach den in diesem Werke mitgeteilten Zahlen ist der 
gesamte Außenhandel der deutschen Schutzgebiete in den vier Jahren von 
1901 bis 1905 von 76 auf 193 Millionen Mark angewachsen. Wir gehen 
wohl nicht fehl in der Annahme, daß diese Steigerung in der Hauptsache 
dem deutschen Außenhandel zugute gekommen ist. In welchem Umfange 
die einzelnen Schutzgebiete an der Zunahme des Handels beteiligt sind, und 
wie sich die Ziffern der Einfuhr zu denen der Ausfuhr stellen, ergibt sich 
aus der nachstehenden Übersicht. 
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Die günstigste Entwicklung hat hiernach der Außenhandel in Kiautschou 
genommen, wo die Ausfuhr auf das Fünffache und die Einfuhr in noch 
höherem Maße angewachsen ist. Von den afrikanischen Besitzungen 
Deutschlands hat die stärkste Steigerung bei der Einfuhr Deutsch-Südwest- 
afrika, nämlich eine solche um 140 v. H., und bei der Ausfuhr Deutsch- 
Ostafrika (100 v. H.) aufzuweisen. 



Eisenbahnpläne in Australien. 

Das Eisenbahnnetz von Australien ist verhältnismäßig noch schwach ent- 
wickelt. Es beschränkt sich im wesentlichen auf eine Anzahl von Küsten- 
bahnen, die ohne Verbindung miteinander auf kürzere oder längere Strecken 
in das Innere des Erdteils führen und tot enden. Große Linien für den 
Fern- und Durchgangsverkehr fehlen ganz. Allerdings baut man in Neu- 
Südwales zur Zeit eine Eisenbahn von Cobar nach Wilcannia, die später 
bis Bröken Hill verlängert werden soll und damit das Schlußglied einer 
durchgehenden Linie von Sydney nach dem Spencer Golf bilden wird, die 
Sydney mit Adelaide und Port Augusta in unmittelbare Verbindung bringt. 
Wie segensreich diese Linie für die Gegenden in ihrer näheren Umgebung 
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auch sein mag, so ist sie doch nicht geeignet, dem Hauptmangel, der dem 
australischen Eisenbahnnetz anhaftet, abzuhelfen, nämlich die fehlende Ver- 
bindung zwischen der Asien und Europa zunächstliegenden Nord- und West- 
küste des Erdteils und der am dichtesten bevölkerten sowie in bezug auf 
Kultur und Reichtum des Bodens höherstehenden Ost- und Südküste her- 
zustellen. Zu der Ansicht, daß hierin ein Wandel eintreten müsse, ist man 
freilich längst gekommen, und schon seit Jahrzehnten denkt man an den 
Bau durchgehender Linien. Die Vorteile, die solche Bahnen für Australien 
im Gefolge hätten, sind allerdings von größter Bedeutung. Nicht nur 
würde die Verbindung der einzelnen Staaten kräftiger und enger werden, 
auch die Reisewege nach Asien und Europa würden eine bedeutende Ab- 
kürzung erfahren ; ferner könnten gewaltige, der Kultur entrückte Ländereien 
aufgeschlossen und in ihrem Werte wesentlich gehoben werden. Uber die 
großartigen, gegenwärtig erwogenen Bahnpläne, die diese Ziele verwirk- 
lichen sollen, enthält eine in der »Zeitung des Vereins Deutscher Eisen- 
bahnverwaltungen« (Nr. 32 vom 18. April 1908) erschienene Abhandlung, 
der auch die vorstehenden Einzelheiten entnommen sind, nähere Angaben. 
Wir bringen die Abhandlung mit einigen Kürzungen nachstehend zum Ab- 
druck. 

Zur Zeit sind vier große durchgehende Bahnen geplant, von denen zwei 
Linien schon in der Ausführung begriffen sind. Die eine dieser vier Linien 
ist nach dem Urteile des australischen Professors Paul Drivat - Deschanel 
in der französischen Fachzeitschrift »Le Genie civil« außerordentlich groß- 
artig und kühn gedacht. Von Bourke. einer Stadt am Darlingfluß in Neu- 
Südwales und Endstelle einer von Sydney ausgehenden Bahn, soll die Linie 
in nordwestlicher Richtung über Hungerford und Alice Springs im nörd- 
lichen Territorium nach Derby nahe der Mündung des Fitzroyflusses an der 
Nordküste von Australien führen. Die Gesamtlänge der Strecke würde 
rund 2900 km betragen, wovon fast die Hälfte durch Buschland und Wüste 
gehen würde. Da Derby von Colombo auf Ceylon 4690 km weit entfernt 
ist, während Fremantle bei Perth an der Südwestecke des Festlandes, der 
jetzige Anlaufhafen für den Süden, 5817 km weit abliegt, so ergibt sich 
für den neuen Anlaufhafen eine Verkürzung des Seereisewegs von 1127 km 
oder von zwei Tagen. Als weiterer Gewinn kommt noch hinzu, daß an 
Stelle einer sehr unangenehmen, weil meist äußerst stürmischen Seefahrt 
von Fremantle nach Sydney eine um drei Tage kürzere Eisenbahnfahrt von 
Derby nach Sydney tritt, so daß der Gesamtgewinn bei einer Reise nach 
und von Sydney fünf Tage beträgt. 

Die Bahn nach diesem von A. E. Moore in Melbourne aufgestellten Plane 
würde also wahrscheinlich den Handel und den Personenverkehr schnell von 
West- und Mittelaustralien und von Viktoria ablenken. Diese drei großen 
Staaten widersetzen sich daher auch der Ausführung des Planes aufs äußerste 
und haben bisher auch seine endgültige Annahme zu verhindern gewußt, so 
daß es zweifelhaft erscheint, ob er überhaupt ausgeführt werden wird. 

Eine zweite große Uberlandlinie will ebenfalls den Südosten mit dem 
Norden verbinden, indem sie gleichfalls in Bourke, dem Ausgangspunkte der 
ersten Linie, anfängt, sich aber gleich mehr nach Norden wendet, um über 
Thargomindah , Windorah und Boulia in Queensland die Binnenstadt von 
Port Darwin, nämlich Pine Creek, an der Telegraphenlinie zu erreichen. 
Von Port Darwin aus könnten alsdann gute Seeverbindungen mit Singapore 
hergestellt werden. Diese Eisenbahnlinie würde 2369 km lang werden, aller- 
dings stellenweise auch wie die erste Linie durch sehr unwirtliche Gegenden 
führen. Da die Linie ungefähr dieselben Vorteile in bezug auf Hebung 
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des Handels und Verkürzung des Reisewegs von Europa und Asien nach 
Sydney bieten würde, so ist nicht zu verwundern, daß auch dieser Plan von 
den Südstaaten, namentlich Viktoria und Südaustralien, lebhaft bekämpft 
wurde. Dennoch ist er amtlicherseits genehmigt worden, und zwar wohl 
in Rücksicht auf die beiden folgenden Pläne, die für die Entwicklung 
Australiens noch größere Bedeutung haben, und deren Verwirklichung 
stellenweise schon in die Wege geleitet ist. 

Der eine dieser Pläne bezweckt im Grunde nichts anderes, als eine Bahn 
an der großen Überlandtelcgraphenlinie entlang zu bauen, also die Südküste 
bei Adelaide mit der Nordküste bei Port Darwin miteinander zu verbinden. 
Da bereits eine Bahn von Adelaide bis üodnadatta im Süden und eine 
Bahn von Pine Creek bis Port Darwin im Norden besteht, so bleibt für 
diese Linie nur noch die Strecke von Pine Creek bis Oodnadatta in einer 
Länge von 171 1 km zu bauen übrig.*) Die Streckenlänge ist also nicht 
zu groß, auch sind besondere technische Schwierigkeiten nicht zu erwarten, 
denn außer in der Gegend des Mac Donnell-Gebirges mit dem auch nur 
615 m hohen Liebigberg ist das Land flach, und die Telegraphenstationen, 
die die Linie festlegen, besitzen Quellen und artesische Brunnen, so daß 
Wassermangel nicht zu befürchten ist. Die Spurweite soll bei dieser Bahn 
entsprechend den Spurweiten auf den schon bestehenden Teilstrecken 1,065 m 
betragen, so daß eine Umladung und ein Umsteigen in Terrowie nur dann 
nötig wird, wenn die Reise auf der eine Spur von 1,599m aufweisenden 
Strecke Terrowie- Adelaide in Richtung auf Adelaide fortgesetzt werden 
soll. Der Betrieb wird in der ersten Zeit äußerst gering sein, denn in 
einer Woche soll nur ein Zug in jeder Richtung verkehren, und auch 
dieser wird nur mit einer Geschwindigkeit von 32 km in der Stunde fahren. 

Trotzdem und trotz der voraussichtlich hohen Anlagekosten — man 
schätzt sie auf etwa 100 Millionen Mark — wird die Bahn bedeutende 
Vorteile für Australien haben, von denen hier die drei wichtigsten etwas 
eingehender erörtert werden mögen. Zunächst wird die Bahn im Bedarfs- 
falle sich als eine Hauptstütze der Landesverteidigung erweisen. Da die 
Australier so gut wie kein Heer und keine Flotte haben, sind sie zur Zeit 
in bezug auf ihren Schutz ganz auf England angewiesen. Nun entwickeln 
sich aber Japans Heer und Flotte mehr und mehr und sind daher eine 
Größe, mit der gerechnet werden muß. Es ist nicht ausgeschlossen, daß 
die Japaner einmal an der Nordküste landen, um sich dort in sehr uner- 
wünschter Weise festzusetzen. Für einen solchen Fall ist die Bahn die 
beste Zufahrtslinie für Militär-, Munitions- und Lebensmittelbeförderungen, 
da offenbar bei Unruhen an der Nordküste Port Darwin den Schlüssel 
zum Innern Australiens bilden wird. 

Ferner gewinnen auch die Reisenden und die Post mehrere Tage 
bei Benutzung dieser Linie. Jetzt braucht man 10 Tage von Colombo 
nach Fremantle und 8 Tage von Fremantle nach Sydney, so daß die ganze 
Reise Colombo-Sydney 18 Tage dauert, wobei noch vorausgesetzt ist, daß 
die Seereise auf den Dampfern der großen Schiffahrtsgesellschaften, wie 
z. B. des Norddeutschen Lloyd, der Orientlinie usw., zurückgelegt wird. 
Bei Benutzung der australischen Küstendampfer, die unterwegs an zahl- 
reichen Plätzen anlegen, dauert die Reise von Fremantle nach Sydney sogar 
10 bis 12 Tage, die ganze Reise daher 20 bis 22 Tage. Nach Fertig- 
stellung der neuen Linie kann man aber für die Seereise von Colombo 
nach Port Darwin über Singapore 10 Tage, von Port Darwin nach Adelaide 




*) Vgl. Archiv 1907, S. 716fr. 
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auf der Bahn 3 Tage und von Adelaide nach Sydney, ebenfalls zu Lande, 
2 Tage rechnen, so daß die ganze Reise nur 15 Tage dauert, also um 3 
oder 5 bis 7 Tage kürzer ist. 

Schließlich aber wird auch das Innere des Landes, das jetzt noch arg 
vernachlässigt ist, durch die Bahn an Wert gewinnen und sich allmählich 
bevölkern. An der Nordküste wird wegen des dort herrschenden Tropen- 
klimas mit Erfolg Zuckerrohr, Reis, Baumwolle gebaut und gewonnen: doch 
ist die Niederlassung für die Weißen nicht günstig, da sie in dem feuchten 
Klima leicht vom Fieber heimgesucht werden. Im Inneren jedoch ist das 
Klima trocken und gesund. Außerdem finden sich dort reiche Lager 
an Gold, Silber, Kupfer, Zinn, deren Abbau sich nach den bisherigen Unter- 
suchungen lohnt, sobald Gelegenheit zum billigen Fortschaffen der Erze 
gegeben ist. Schließlich lassen große Strecken prächtigen Weidelandes 
die Viehzucht, vor allem die Pferdezucht, aussichtsvoll erscheinen. Auch 
an Wasser ist kein Mangel, da viele Quellen und abessinische Brunnen 
vorhanden sind, mit deren Hilfe die Ländereien so gut bewässert werden 
können, daß sogar Pflanzenzucht im großen betrieben werden kann, wie 
es z. B. schon jetzt bei Üodnadatta mit der Luzerne geschieht. Infolge- 
dessen kann man sowohl mit einer Entwicklung der Landwirtschaft, wie 
auch mit der der Viehzucht bestimmt rechnen. 

Der andere der beiden Pläne beabsichtigt, die Verbindung der südöst- 
lichen Ecke des Festlandes mit der südwestlichen Ecke durch eine ungefähr 
parallel zur Südküstc verlaufende Bahn herzustellen.*) Dieser Entwurf, der 
namentlich von den östlichen Staaten lebhaft unterstützt wird, besteht schon 
seit 1901 und erfreut sich auch des Wohlwollens der amtlichen Stellen, da 
er nicht nur wirtschaftliche Interessen fördert, sondern auch von großer 
politischer Bedeutung ist, weil er Westaustralien mit dem übrigen Festlande 
verbindet. Der Entwurf ist von dem Chefingenieur von Westaustralien 
C. Y. O'Connor bereits vollständig ausgearbeitet und von der Regierung 
auch schon angenommen worden. In der Hauptsache besteht er darin, den 
Hafen Fremantle vor Perth mit Port Augusta und Adelaide und dadurch 
mit Neu-Südwalcs und der Ostküste zu verbinden. Da in Westaustralien 
schon die 623 km lange Linie Fremantle-Kalgoorlee und im Osten die 
417 km lange Strecke Port Augusta -Terrowie-Adelaidc besteht, bleibt nur 
noch übrig, die Verbindung zwischen Kalgoorlee und Port Augusta herzu- 
stellen, für die es zwei verschiedene Möglichkeiten gab. da nämlich die 
Bahn entweder über Tarcoola nördlich des Gairdncrsecs oder südlich davon 
über Eucla an der Küste entlang geführt werden kann. Für die Aus- 
führung ist die letzte, 1770 km lange Linie gewählt worden, nach deren 
Fertigstellung die Reisezeit von Fremantle nach Adelaide nur noch 3 Tage 
betragen wird. 

Die technischen Schwierigkeiten beim Bau sind nicht allzu groß, da das 
Land flach ist und Ströme nicht zu überbrücken sind. Eukalyptus und 
Gras kommen häufig vor. Es fehlen vollständig die schrecklichen wüsten- 
artigen Gegenden, die sich im nördlichen Australien finden. Leider wird 
indes nur wenig Wasser angetroffen, und da, wo sich etwas findet, ist es 
salzig, so daß man wohl gezwungen sein wird , längs der Strecke Anlagen 
zum Destillieren des Wassers anzulegen oder Wasserzüge laufen zu lassen, 
die allerdings teuer kommen würden und nicht ohne Einfluß auf den regel- 
rechten Betrieb sein könnten. 



•) Vgl. Archiv 1902, S. 265. 
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Für die Bauzeit rechnet man bei einer täglichen Leistung von 1212 m 
4 Jahre, doch dürfte hierbei die Tagesleistung etwas hoch gegriffen sein. 
Die Baukosten werden auf rund 88 Millionen Mark geschätzt. Leider 
steht auf der neuen Gesatntstreckc der glatten Abwicklung des Verkehrs ein 
sehr großes Hindernis im Wege, nämlich die Verschiedenheit der Spurweite 
auf den einzelnen Teilstrecken. Während die Strecke Fremantle-Kalgoorlee 
und die Strecke Port Augusta-Terrowic eine Spur von 1,065 m besitzen, ist 
die Spur auf der Bahn Terrowie - Adelaide 1,599 m. Die Spurweite der 
Verbindungsstrecke schließlich sollte nach dem Entwurf 1,433 m betragen. 
Güter, die von Fremantle nach Adelaide durchgehen sollen, müßten alsdann 
nicht weniger als dreimal umgeladen werden. Es wird daher in Erwägung 
gezogen, die neue Strecke nur schmalspurig mit 1,065 m Spurweite anzu- 
legen, damit nur eine einzige Umladung in Terrowie notwendig wird. 

Sicherlich wird die neue Strecke einen lebhaften Verkehr aufweisen, da 
sie nicht nur den Reiseverkehr von Europa aus übernehmen wird, sondern 
auch den Güterverkehr nach den Goldfeldern bei Coolgarde und Kalgoorlec 
zu bewältigen haben wird; denn wenn diese Goldfelder auch keine Ausfuhr- 
güter abzugeben haben, so müssen sie doch mit Vieh, Gemüse, Früchten, 
Getränken und den für die Industrie notwendigen chemischen Stoffen ver- 
sehen werden. Zur Zeit beläuft sich die Zahl der Reisenden in beiden 
Richtungen zwischen den östlichen Staaten und Westaustralien auf jährlich. 
40000, von denen ein guter Teil auf die neue Linie übergehen wird, weil 
er nach .den Goldfeldern will oder von diesen herkommt. Jetzt müssen die 
Reisenden, um von Kalgoorlee nach Sydney zu kommen, einen Tag auf der 
Eisenbahn und 8 Tage auf der See verbringen; ist die Bahn erst fertig, so 
brauchen sie dagegen im ganzen nur 4 Tage zu fahren, so daß sie also 
mehr als die Hälfte der Reisezeit sparen und dabei noch die nicht 
immer angenehme Küstenseefahrt vermeiden. Voraussichtlich werden selbst 
diejenigen Reisenden die Bahn benutzen , die von Europa über Fremantle 
nach Sydney — und umgekehrt — reisen, obgleich in diesem Falle die 
Küstenfahrt auf dem Dampfer so gut wie kostenlos sein wird, da sie 
in dem Preise für die durchgehende Fahrt von Europa nach Australien 
schon enthalten ist. Lieber wird aber, namentlich im Winter, die Mehrzahl 
der Reisenden, nach der langen, nicht gerade ruhigen Seefahrt, die Mehr- 
kosten für die Bahnfahrt tragen. Sicher ist schon jetzt, daß die Post den 
Landweg dem Seewege vorziehen wird. 

Wenn auch die Bahnen nach den vorstehenden Plänen sämtlich sehr 
hohe Bausummen erfordern, und der Betrieb in der ersten Zeit höchstwahr- 
scheinlich sehr unwirtschaftlich sein wird, so werden sie doch allmählich, 
da sie zur wirtschaftlichen Erschließung des Inneren mit der Zeit in 
immer steigendem Maße beitragen werden, einst Gewinn bringen. Nicht 
nur den von ihnen durchzogenen Landstrecken und Staaten, sondern dem 
ganzen Festland Australien werden sie neue Werte zuführen; auch werden 
sie wesentlich zur Vereinheitlichung des Staatswesens beitragen. Offenbar 
wohnt daher sämtlichen geplanten Uberlandlinien eine große rückwirkende 
Kraft inne. 



BERLIN. GEDMCKf IN DER REICH SDHUCttK REt. 



Digitized by Googl 




Archiv 



FÜR 



POST UND TELEGRAPHIE. 



BEIHEFT ZUM AMTSBLATT 



DES REICHS- POSTAMTS. 



HERAUSGEGEBEN IM AUKTKAGK I>ES REICHS - POSTAMTS. 



Nr. 19. 



BERLIN, OKTOBER. 



1908. 



INHALT: Der öffentliche Weiterdienst im Reichs-Postgebiete, S. 553. — Die zweite 
Haager Friedenskonferenz und ihre Bedeutung für die Verkehrsverwaltungen 
(Schluß), S. 564. — Das deutsch-französische Abkommen , betreffend die Abgren- 
zung zwischen Kamerun und Französisch- Kongo, vom 18. April 1908, S. 573. 

Kleine Mitteilungen: Invalidenversicherung der Vertreterin eines Postagenten, S. 580. — 
Beitritt Abessiniens zum Weltpostverein, S. 581. 

Literatur: Fischer, Dr. P. D. und Konig, Dr. jur. M., Die deutsche Post- und Tele- 
graphengesetzgebung, S. 581. — Wildermann, Dr. Max, Jahrbuch der Naturwissen- 
schaften 1907— 1908, S. 582. — Arndt, Prof. Dr. Paul, Deutschlands Stellung in der 
Weltwirtschaft, S. 583. — Hamacher, F., Telegraphie und Telephonie, S. 584. 



Der öffentliche Wetterdienst im Reichs-Postgebiete.*) 



Die Anfänge eines öffentlichen Wetterdienstes in Deutschland reichen 
schon bis in das Jahr 1861 zurück. Von diesem Jahre ab veröffentlichte 
die preußische Telegraphen Verwaltung täglich Wetterbeobachtungen aus 
einigen größeren Orten — Berlin, Breslau, Cöln , Frankfurt (Main) und 
Königsberg (Preußen) — durch die Zeitungen , um den sich dafür inter- 
essierenden Kreisen eine übersichtliche Darstellung der Witterungsverhält- 
nisse an diesen Hauptorten zu geben. Diese Wetterbeobachtungen, die 
täglich dreimal, morgens um 8 Uhr, nachmittags um 2 Uhr und abends 
um 8 Uhr, angestellt wurden, hatten ursprünglich den Zweck, den Einfluß 
der Witterungsverhältnisse auf den Telegraphenbetrieb kennen zu lernen. 
Sie erstreckten sich auf Thermometer- und Barometerstand, auf Richtung 
und Stärke des Windes, auf Ansicht und Bewölkung des Himmels und 
sonstige meteorologische Erscheinungen (Gewitter, Nordlichter usw.). Die 
erforderlichen Angaben wurden den Telegraphenanstalten mit Ausnahme 
der von ihnen selbst anzustellenden Beobachtungen über den Luftdruck und 
die Temperatur von der am Orte befindlichen meteorologischen Staatsstation 



*) Näheres über den Wetterdienst in Deutschland bis zum Jahre 1900 enthalten 
die Aufsätze: »Der Wetterbeobachtungsdienst und das Sturmwarnungswesen in 
Deutschland« (Archiv 1885, S. tot ff) und »Das Wetterbeobachtungs- und Nachrichten- 
wesen in Deutschland« (Archiv 1900, S. 521 ff). 

Archiv f. Post u. Telegr. 19. 1908. 37 
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geliefert. Im Jahre 1866 gab die Telegraphenverwaltung die kostenfreie 
Veröffentlichung ihrer Beobachtungen, die für sie mit einer nicht unerheb- 
lichen Mehrarbeit verknüpft war, auf. Von diesem Zeitpunkt ab konnten 
die Witterungsberichte, die inzwischen durch Beobachtungen aus Moskau, 
Nicolajew, Odessa, Warschau, Helsingfors, Libau, Riga, Petersburg, Memel, 
Danzig, Köslin, Putbus, Stettin, Posen, Ratibor, Torgau, Münster (Westf.), 
Trier, Paris und Brüssel eine schätzenswerte Erweiterung erfahren hatten, 
nur noch gegen Vorausbezahlung bezogen werden. Der Preis für den 
monatlichen Bezug wurde anfangs auf 5 Taler festgesetzt, kurze Zeit später 
aber auf 3 Taler ermäßigt. Die Beteiligung an dieser Einrichtung nahm, 
wie aus der Höhe der jährlich aufgekommenen Bezugsgebühren ersehen 
werden kann , ständig zu. Während die Einnahmen im ersten Jahre nur 
441 Taler betrugen, erreichten sie im Jahre 1873 schon eine Höhe von 
12 13 Talern. 

Durch die im Jahre 1875 erfolgte Einrichtung der Deutschen Seewarte 
in Hamburg wurde der Wetterdienst in neue Bahnen gelenkt. Die Seewarte 
übernahm vom I. Januar 1876 ab die Zusammenstellung und Ausgabe der 
Wetterbeobachtungen. In welcher Weise sie ihre Aufgabe auffaßte, geht 
aus einem Schreiben an ihre telegraphischen Korrespondenten hervor, worin 
es unter anderem heißt: »Die Meteorologie ist in Deutschland bis heute 
hauptsächlich vom klimatologischen Standpunkte behandelt worden; das, 
was erzielt und untersucht wurde, sind ganz vorwiegend Mittelwerte, und 
diesem Zwecke gemäß ist auch sowohl die Organisation der Beobachtungen 
als ihre Verwertung und Publikation gestaltet. Die Aufgabe der Seewarte 
ist eine ganz andere: es handelt sich für sie in erster Linie um ein Studium 
der Einzelerscheinungen der Witterung und eine praktische Verwertung der 
Resultate dieses Studiums — ein Feld der Arbeit, welches in anderen Staaten 
bereits seit Jahren mit Erfolg und in ausgedehntem Maße behandelt wird, 
in Deutschland jedoch noch fast brach liegt. 

Diese Andeutungen werden es erklären, weshalb die Deutsche Seewarte 
sowohl in der Organisation des eigenen Beobachtungssystems als in der 
Mitwirkung, die sie von anderen Instituten und Privatpersonen wünscht, 
erheblich von den in Deutschland bisher üblichen Normen abzugehen ge- 
nötigt ist. 

Es handelt sich darum, unbeschadet der gegenwärtig für klimatologische 
Zwecke bestehenden Organisation in Deutschland eine solche für die Zwecke 
der Sturmwarnung und der Untersuchung gleichzeitiger Wittcrungsvorgänge 
zu schaffen. Als Anstalt überwiegend praktischer Natur muß die Seewarte 
die praktischen Bedürfnisse in erster Linie bestimmend sein lassen für alle 
ihre Einrichtungen. Doch muß daneben die rein wissenschaftliche For- 
schung stets von der Seewarte gepflegt werden, weil sie nur dann ihre 
praktische Aufgabe gut erfüllen kann, wenn sie im lebendigen Zusammen- 
hange mit der fortschreitenden Wissenschaft bleibt; ein Arbeiten nach der 
Schablone würde sie zugrunde richten. 

Von diesen Gesichtspunkten ausgehend, wird die Deutsche Seewarte 
sich bemühen, zuerst die Organisation für die unmittelbar praktischen Be- 
dürfnisse ins Leben zu rufen und alsdann ferner, möglichst auf derselben 
Basis, diejenige zur Beschaffung des Materials für die wissenschaftliche 
Forschung, d. h. in diesem Falle für die Untersuchung der gleichzeitigen 
Zustände der Witterung auf großen Flächen und der Bewegung und Ver- 
änderung der großen Strömungen der Atmosphäre.« 

Dieser Auffassung entsprechend beschränkte sich die Deutsche Seewarte 
nicht auf eine bloße Zusammenstellung und Ausgabe der Wetterbeob- 



Digitized by Google 



Der öffentliche Wetterdienst im Reichs-Postgebiete. 



555 



Achtungen, ihre Mitteilungen enthielten auch eine Vermutung über die 
kommende Witterung, vor allem aber Warnungen vor Stürmen. Die Vor- 
aussagen konnten naturgemäß nur ganz allgemein gehalten werden, ins- 
besondere mußte auf eine Berücksichtigung der einzelnen Gebiete Deutsch- 
lands fast durchweg verzichtet werden. Die Bezieher erhielten für einen 
monatlichen Bezugspreis von 60 Mark täglich einen telegraphischen Wetter- 
bericht von etwa 250 Worten, der Angaben über Barometer- und Thermo- 
meterstand, Windrichtung usw. sowie eine Ubersicht der Witterung, jedoch 
keine Witterungsvoraussage enthielt. Die Wettervorhersagen wurden den 
Beziehern täglich besonders zugestellt. Die Zahl der Bezieher war nur 
gering — im Anfange des Jahres 1879 waren nur 17 vorhanden — , was 
wohl hauptsächlich auf die hohen Bezugsgebühren und auf die verhältnis- 
mäßig späte Zustellung der Wcttertelegramme zurückzuführen war. 

Um die Benutzung der Einrichtung auch weiteren Kreisen zugänglich 
zu machen, wurde nach längeren Verhandlungen zwischen den beteiligten 
Reichsbehörden am I. Mai 1900 ein neues Verfahren eingeführt, das mit 
«iner frühzeitigeren Zustellung der Wettertelegramtne eine Ermäßigung der 
Bezugsgebühren vereinigte. Der Wetterbericht, der die Beobachtungen 
(Luftdruck, Wind, Bewölkung, Temperatur) von 17 deutschen, 4 englischen, 
2 französischen, 1 niederländischen, 2 dänischen, 2 norwegischen und 
4 schwedischen Stationen umfaßte, wurde den Beziehern täglich bereits 
zwischen 9 l / 2 und 10 Uhr vorm. telcgraphisch übermittelt. Ein zweites 
Telegramm, das den Beziehern täglich zwischen 10 und 11 Uhr vorm. 
zuging, enthielt eine kurze Übersicht der Witterung und eine allgemein 
gehaltene Wettervorhersage. Der Bezugspreis wurde für den vollständigen 
telegraphischen Wetterbericht (beide Telegramme) auf 30 Mark, für das 
•erste Telegramm allein auf 20 Mark und für die Witterungsübersicht mit 
Voraussage allein (zweites Telegramm) auf 10 Mark monatlich festgesetzt. 
Die neuen Wetterberichte fanden beim Publikum eine günstigere Aufnahme. 
Die Zahl der Bezieher betrug am 1. Juni 1900 schon 162. 

Mit den stetigen Fortschritten der Witterungskundc steigerten sich 
naturgemäß auch die Wünsche nach einer weiteren praktischen Verwertung 
des öffentlichen Wetterdienstes. Insbesondere erstrebten die landwirtschaft- 
lichen Kreise eine ausgedehntere Verbreitung der Nachrichten und unter 
Berücksichtigung der besonderen örtlichen Verhältnisse die Herausgabe von 
Wettervorhersagen für enger begrenzte Gebiete. Die in dieser Hinsicht 
gepflogenen Verhandlungen, an denen außer den Mitgliedern der Reichs- 
und Staatsbehörden auch Vertreter der Landwirtschaft teilnahmen, hatten 
den Erfolg, daß im Jahre 1901 versuchsweise ein Wetternachrichtendienst in 
den Provinzen Brandenburg und Sachsen eingeführt wurde.*) Im folgenden 
Jahre wurde die neue Einrichtung auch auf die Provinz Hessen-Nassau 
ausgedehnt. Die in den Wetterdienst einbezogenen Telegraphenanstalten 
brachten die Vorhersagen, die für Brandenburg von dem Berliner Wetter- 
bureau, für Sachsen von der Landwirtschaftskammer in Halle (Saale) und 
für Hessen-Nassau von der Landwirtschaftsschule in Weilburg aufgestellt 
•wurden, täglich bis 12 Uhr mittags durch Aushang im Schaltervorraum oder 
an den Eingangstüren zur Kenntnis des Publikums. Während die neue Ein- 
richtung aber in der Provinz Sachsen nur ein Jahr und in Brandenburg nur 



*) Näheres über diese Einrichtung enthalt der Aufsatz: »Einrichtung eines be- 
sonderen Wetternachrichtendienstes für die Provinz Brandenburg« (Archiv 1901, 
S. 387 ff.). 
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zwei Jahre bestand, wurde sie in Hessen-Nassau bis zur Einführung des jetzt 
bestehenden Wetterdienstes fortgeführt. 

Der besonders aus landwirtschaftlichen Kreisen immer wieder angeregte 
Plan der Einrichtung eines sich über ganz Deutschland erstreckenden 
öffentlichen Wettervorhersagedienstes wurde im Jahre 1906 verwirklicht, nach- 
dem die zu seiner Durchführung benötigten nicht unerheblichen Mittel vom 
Reiche und den beteiligten Bundesstaaten zur Verfügung gestellt worden waren. 
Die Einrichtung ist zwar in erster Linie für die Bedürfnisse der Landwirtschaft 
ins Leben gerufen worden ; sie hat aber auch für andere Berufskreise große 
praktische Bedeutung und dient außerdem zur Förderung wissenschaftlicher 
Zwecke. An dem Wetterdienste nehmen sämtliche deutschen Bundesstaaten 
teil. Von den zum Reichs-Postgebiete gehörenden Staaten bilden Sachsen, 
Baden und Elsaß-Lothringen jedes für sich ein gesondertes Wetterdienst- 
gebiet, dessen nähere Einrichtung den einzelnen Regierungen überlassen ist. 
Die Einrichtungen für den Wetterdienst in den Beziehungen zum Post- 
und Telegraphenbetriebe sind indes die gleichen wie in Preußen, das mit 
den übrigen norddeutschen Bundesstaaten ein gemeinsames Wetterdienst- 
gebiet bildet. 

Im Reichs-Postgebiete wurden 13 Wetterdienststellen, und zwar in 
Aachen. Berlin, Breslau, Bromberg, Gießen, Hamburg, Ilmenau, Königs- 
berg (Preußen), Magdeburg, Weilburg, Dresden, Karlsruhe (Baden) und 
Straßburg (Elsaß) eingerichtet; an die Stelle von Gießen trat später eine 
Wetterdienststelle in Frankfurt (Main). Die Leitung der Wetterdienststellen, 
soweit deren Angliederung an staatliche Anstalten nicht in Frage kam, 
wurde geeigneten Anstalten, deren Unternehmern oder sonst geeigneten 
Persönlichkeiten vertragsmäßig übertragen. Die Kosten, die aus der Ein- 
richtung und dem Betriebe der Wetterdienststellen erwachsen, werden von 
den Bundesstaaten getragen und nach Maßgabe der Bodenfläche, mit der 
die verschiedenen Gebiete in die einzelnen Nachrichtenbezirke fallen, verteilt. 
Es kam hierfür in Betracht, daß einige Staaten in verschiedene Wetter- 
dienstbezirke fallen, z. B. Oldenburg teilweise in den Bezirk Hamburg und 
teilweise (mit dem Fürstentume Birkenfeld) in einen preußischen Bezirk 
(Frankfurt [Main]); Braunschweig zum größten Teile in den Bezirk Magde- 
burg, mit dem Amtsgerichtsbezirke Thedinghausen dagegen in den Bezirk 
Hamburg. Für die Ausgleichung dieser Kosten dient das Reichsamt des 
Innern als Vermittlungstelle. 

Das Gebiet einer Wetterdienststelle kann entsprechend den verschiedenen 
klimatischen Verhältnissen in eine Anzahl LTnterbezirke eingeteilt werden, 
von denen nötigenfalls jeder eine besondere Vorhersage erhält. Die Zahl 
der Unterbezirke soll jedoch behufs Vereinfachung der telegraphischcn Be- 
förderung auf das unbedingt notwendige Maß beschränkt werden. 

Als Grundlage für die Arbeiten der Wetterdienststellen dienen folgende 
Unterlagen : 

1. die Wettertelegramme der Deutschen Seewarte in Hamburg; 

2. tägliche telegraphische Berichte über das Wetter aus bestimmten 
Orten des Dienstbezirkes der Wetterdienststelle; 

3. tägliche Postkartenmeldungen über das Wetter aus bestimmten Orten 
innerhalb Deutschlands; 

4. Meldungen aus dem Dienstbezirke der Wetterdienststelle und dessen 
näherer L^mgebung über stärkere Regen fälle, Wolkenbrüche, Hagel, 
Gewitter nnd sonstige ungewöhnliche Witterungsvorgänge aus be- 
stimmten Orten; 
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Verlauf der Witterung seit Sonnabend früh: Die tiefe atlantische Harometerdeprcssion liegt auch 
heute in der Nahe von Island, hat aber ihr Gebiet etwas weiter südostwärts ausgebreitet. Infolgedessen wurde das 
Wetter gestern in Westdeutschland ziemlich trübe, an der Nordsceküste traten nachmittags leichte Regen fälle ein. 
Auch morgens herrscht im Nordwesten und Süden bewölkter Himmel vor, in Ost- und Mitteldeutschland aber dauert 
die trockene, größtenteils heitere Witterung fast unverändert fort. Die Erwärmung nahm im Laufe des gestrigen 
Tages überall merklich zu, und auch in der >acht hat sich die Luft weniger stark als in den letzten Nächten abgekühlt. 
Heute früh hat Frankfurt a. M. schon 7° C. 

Aussichten für das mittlere Norddeutschland bis Montag abend: Da sich das atlantische 
Depressionsgebiet weiter und weiter südostwärts auszudehnen scheint, so ist auch bei uns allmähliche Trübung und 
im Westen dann wiederholt etwas Regen zu erwarten. Dazwischen dürften jedoch die Wolken immer wieder ab- 
und die Temperaturen im Osten noch höher emporsteigen. 
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5. tägliche Wetterbeobachtungen am Orte der Wetterdienststelle selbst 
mit besonderer Berücksichtigung der Luftdruck-, Wind- und Wolken- 
veränderungen ; 

6. Meldungen über die Wasserstandsverhältnisse der wichtigsten, für 
das Gebiet der Dienststelle in Betracht kommenden Flußläufe. 

Auf Grund dieser Beobachtungen werden täglich Wetterkarten ge- 
zeichnet und die Vorhersagen aufgestellt. 

Die Wetterkarten (Fig. 1) enthalten Angaben über Luftdruck, wobei 
die Barometerstände sämtlicher Stationen auf die Höhe des Meeres- 
spiegels zurückgeführt sind, über Bewölkung, Wind, Temperatur und 
Niederschläge an den einzelnen Beobachtungstationen. Sie geben also einen 
Uberblick über die Wetterlage in Europa um 8 Uhr vormittags des Karten- 
ausgabetags. Außerdem enthalten die Karten eine kurze sachliche Schilde- 
rung der Witterungsverteilung und eine allgemein gehaltene Wettervorher- 
sage. Die Wetterkarten sind für die Aufstellung von Wettervoraussagen 
von großer Wichtigkeit. Ein Gebiet hohen Luftdrucks zeichnet sich näm- 
lich für gewöhnlich durch leichte Winde und Windstillen mit heiterem 
Himmel aus; dabei herrscht im Winter strenge Kälte, im Sommer Hitze. 



Fig 2. 




In Tiefdruckgebieten dagegen pflegt das Wetter stürmisch und regnerisch 
zu sein. Da sich die Luftdruckunterschiede naturgemäß auszugleichen 
streben, so wehen von Orten mit höherem Luftdrücke Winde zu Orten mit 
niedrigerem Luftdrucke hin. Infolge der Erdumdrehung werden die Winde 
derart abgelenkt, daß sie auf unserer Halbkugel die barometrischen 
Maxima im gleichen Sinne wie der Uhrzeiger umkreisen, die Minima im 
entgegengesetzten Sinne; für die Bewegung der Luft ergibt sich daher im 
allgemeinen vorstehendes Bild (Fig. 2). 

Hieraus ist ersichtlich, daß auf der östlichen Seite eines Luftdruck- 
minimums der Wind zwischen Süden und Osten, auf der südlichen Seite 
zwischen Süden und Westen, auf der westlichen Seite zwischen Norden 
und Westen und auf der nördlichen Seite zwischen Osten und Norden 
weht, was auf der abgebildeten Wetterkarte vom 29. März 1908 auch der 
Fall ist. Die Winde auf der Ostscitc eines Tiefdruckgebiets führen also 
in der Hauptsache Luft mit sich, die sich ursprünglich im Süden befand. 
Da kalte Luft nicht soviel Wasserdampf aufzunehmen vermag als wärmere 
Luft, so bilden sich durch die Abkühlung der südlichen warmen Lüfte 
häufig Bodennebel und in höheren Luftschichten Wolken, die reichliche 
Niederschläge zur Folge haben. Das Gegenteil ist auf der Westseite eines 
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Minimums der Fall; hier wird die aus dem Norden kommende kältere 
und weniger Wasserdampf enthaltende Luft erwärmt; sie erhält dadurch 
die Fähigkeit, noch weitere Wassermengen aufzunehmen; eine Übersättigung 
mit Wasserdampf wird hier also viel weniger leicht eintreten können. Aus 
dem Gesagten ergibt sich, daß an der Ostseite eines Minimums das Wetter 
häufig trübe und regnerisch ist, während auf der Westseite klares und 
trockenes Wetter herrscht. Die Übergänge zwischen beiden bilden die 
Süd- und die Nordseite. Die Windstärke ist da am lebhaftesten, wo der 
Unterschied benachbarter Luftdrucke am größten ist. 

Ein barometrisches Minimum bewegt sich im Gegensatze zu einem 
Maximum gewöhnlich verhältnismäßig schnell fort, und zwar verfolgt es 
in Europa seinen Weg meist von Westen nach Osten. Mit der Fort- 
bewegung ändert sich naturgemäß die Windrichtung und damit auch der 
ganze Witterungszustand. 

Unter Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse kann man daher auf 
Grund der Wetterkarten gewisse Schlüsse auf das kommende Wetter ziehen. 
Um das Verständnis der Wetterkarten nach Möglichkeit zu fördern, hat 
das Preußische Ministerium für Landwirtschaft, Domänen und Forsten eine 
»Anleitung zur Benutzung der Wetterkarte« herausgegeben und in größerer 
Zahl verbreitet. Außerdem wird das Verständnis der Bevölkerung durch 
Vorträge der Wetterdienstleitcr geweckt. 

Die Wetterkarten können im Wege des Zeitungsbezugs bezogen werden. 
Der monatliche Bezugspreis beträgt 50 Pf. ; hierzu tritt e. F. die be- 
stimmungsmäßige Bestellgebühr. Da die Wetterkarten ihren Zweck, die 
Landwirte und sonstigen Interessenten in Ergänzung der telegraphischen 
Vorhersage über die Wetterlage aufzuklären, nur dann zu erfüllen ver- 
mögen, wenn sie mit tunlichstcr Beschleunigung versandt werden, so erfolgt 
die Auflieferung der Wetterkarten so zeitig, daß sie noch im Laufe des 
Ausgabetags, spätestens aber am anderen Vormittag in den Händen 
der Besteller sind. Außer den genannten 13 Wetterdienststellen befassen 
sich noch die Nebenstellen in Bonn, Flensburg und Cassel mit der An- 
fertigung und Herausgabe von Wetterkarten. Bei der Auswahl der für 
die Einrichtung solcher Nebenstellen in Betracht kommenden Orte sind 
in erster Linie ihre Postverbindungen maßgebend. Soweit die Bezieher 
(Gemeinden, Kreise, Vereine usw.) eine Wetterkarte den Telegraphen- 
anstalten unentgeltlich zur Verfügung stellen , werden die Karten an 
den Posthäusern öffentlich ausgehängt. Es kommt alsdann mindestens 
die Wetterkarte des Ausgabetags zum Aushang. Wo die Verhältnisse es 
gestatten, werden indes auch die Karten der beiden letzten Tage oder die 
drei zuletzt erschienenen Karten nebeneinander regelmäßig angeschlagen,. 
Die Herausgabe und gegebenenfalls der Aushang der Wetterkarten erfolgen 
während des ganzen Jahres, also auch im Winter. Leider finden die 
Wetterkarten noch immer nicht die ihnen zukommende Beachtung. Im 
Jahre 1907 ist die Zahl der Bezieher in einigen Bezirken sogar zurück- 
gegangen, nur in einem Bezirke hat sie beträchtlich — um 1 55 1 — zu- 
genommen; die Zahl der Bezieher betrug während des Sommerdienstes 

10713- 

Die Wettervorhersagetelegramme werden von den Wetterdienststellen so 
zeitig aufgeliefert, daß sie noch vor 12 Uhr mittags an sämtliche Tele- 
graphenanstalten weiterbefördert sein können. Nur an Sonn- und Feier- 
tagen wird das Wettertelegramm denjenigen Telegraphenanstalten, die bis 
12 Uhr mittags Dienstschluß haben, und bei denen die Einrichtung einer 
besonderen Dienstbereitschaft auf Schwierigkeiten stößt, erst 12 Uhr 
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mittags zugeführt. Da eine möglichst zeitige Bekanntgabe der Wetter- 
vorhersage naturgemäß von der größten Wichtigkeit ist, wird großer 
Wert darauf gelegt, daß den Wetterdienststellen die Unterlagen für ihre 
Arbeiten, insbesondere die Wettertelegramme von der Deutschen Seewarte in 
Hamburg, tunlichst schnell zugehen. Von diesen gelangt das erste um 9 Uhr 
vorm., das zweite zwischen 9 30 und 9 40 Uhr vorm. und die »Extradepesche« 
zwischen 9 40 und 9 50 Uhr vorm. zur Auflieferung. In geeigneten Fällen 
wird für die Übermittlung des ersten Wettertelegramms vom Zusammen- 
schalten von Leitungen Gebrauch gemacht, um das Telegramm von Ham- 
burg möglichst unmittelbar der Telegraphenanstalt am Orte der Wetter- 
dienststelle zuzuführen. Zur Übermittlung der Wettertelegramme von der 
Telegraphenanstalt am Orte der Wetterdienststelle bis zu dieser selbst 
kann im Einvernehmen mit der Wetterdienststelle der Fernsprecher benutzt 
werden. Ein Nachlaß von Gebühren findet aber nicht statt. 

Wenn eine Telegraphenleitung die Gebiete mehrerer Wetterdienst-Unter- 
bezirke durchschneidet, so setzen sich die Vorhersagetelegramme je nach 
der Zahl dieser Bezirke aus mehreren Vorhersagen zusammen, von denen 
jede für nur einen Bezirk gilt. Die einzelnen Vorhersagen werden alsdann 
durch Voransetzen von Zahlen (1, 2, 3) kenntlich gemacht. 

Die Wettertelegramme müssen im allgemeinen von den Wetterdienst- 
stellen in so viel Ausfertigungen aufgeliefert werden, als Leitungen für die 
Abtelegraphierung in Betracht kommen. Die Wetterdienststellen benutzen 
zur Erleichterung des Telegraphenbetriebs für die aufzuliefernden Vorher- 
sagetelegramme besondere Formulare. Eine Gebührenerhebung findet bei 
der Auflieferung dieser Telegramme nicht statt. Die Gebühren werden 
vielmehr nach Beendigung des Sommer- und des Winterdienstes vom 
Reichsamt des Innern dem Reichs-Postamt erstattet, und zwar für jeden 
Monat und für jede Telegraphenanstalt, die am Wetterdienste teilgenommen 
hat, 2 Mark 50 Pf, 

Bei der Beförderung der Vorhersagetelegramme werden alle entbehrlichen 
Angaben, wie Aufgabezeit, Wortzahl und, wo Zweifel nicht entstehen können, 
auch Aufgabeort, weggelassen. Zur Niederschrift der Telegramme kommen 
besondere Formulare mit der Aufschrift: Wetteraussichten für (Wochentag) ^ 
den (Datum) zur Verwendung. Die Abfassung der Vorhersagen ge- 
schieht im laufenden Jahre abweichend von den Vorjahren in offener 
Sprache. Jede Vorhersage darf höchstens 8 Textworte umfassen; die 
Wetterdienstleitcr sind aber angewiesen, im Durchschnitt mit 5 Wörtern 
für jede Vorhersage auszukommen. In den Vorjahren wurden die 
Vorhersagetelegramme unter Benutzung von Schlüsselworten zusammen- 
gestellt. Diese Maßnahme bot zwar den Vorteil, daß die Telegraphen- 
leitungen durch den Wetterdienst möglichst wenig belastet wurden, sie 
hatte aber eine ganze Reihe von Unzuträglichkeiten im Gefolge. So 
kamen bei der Beförderung der Vorhersagetelegramme an die meist in 
Sp-Leitungen eingeschalteten Postagenturen und die Hilfstcllen hin und 
wieder Entstellungen vor, weil der Schlüssel viele ähnlich klingende Wörter 
(z. B. Bach — Dach — Fach, Dampf — Kampf, Macht — Nacht — Pacht 
usw.) enthielt. Die Übermittlung der Schlüsselworte an diese Anstalten 
verursachte im weiteren häufig große Schwierigkeiten mit Rücksicht darauf, 
daß die Schlüsselworte nicht immer dem Sprachschatze der Landbewohner 
entnommen waren (z. B. Alibi, Delta, Edda, Pilot, Hindu usw.) und daher 
von den Postagenten usw. vielfach nur unter Zuhilfenahme der Buchstabiertafel 
verstanden wurden. Den Hauptgrund zur Abschaffung des Schlüssels gab aber 
der Umstand, daß es mit Rücksicht auf die verschiedenen klimatischen Ver- 
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hältnisse der einzelnen VVetterdienstbezirke äußerst schwierig war, einen 
nicht zu umfangreichen Schlüssel aufzustellen, durch den das gemutmaßte 
Wetter in jedem Falle zum Ausdruck gebracht werden konnte. Die Wetter- 
dienstleiter waren bei Anwendung eines Vorhersageschlüssels immer an 
bestimmte Vorhersagen gebunden; es konnte daher bei Verwendung eines 
ungeeigneten Schlüssels leicht der Fall eintreten, daß Vorhersagen ausge- 
geben werden mußten, die schon nach Ansicht der Wetterdienstleiter dem 
kommenden Wetter nicht ganz entsprachen. Wollte man z. B. im vorigen 
Jahre »geringen Regen« oder »geringe Niederschläge« voraussagen, so 
mußte auch stets gleichzeitig »heiteres Wetter« angesagt werden. Ein 
geeigneter Schlüssel wäre sehr umfangreich geworden und hätte, abgesehen 
von den Kosten, sowohl für die Wetterdienstleiter als auch für die Telc- 
graphenanstalten eine nicht unbeträchtliche Mehrarbeit zur Folge gehabt. 

Die Vorhersagen werden während des Sommers an den Posthäusern 
öffentlich ausgehängt. In gewissen Gebieten des Reichslandes findet die 
Veröffentlichung sowohl in deutscher als auch in französischer Sprache 
statt. Dies geschieht in denjenigen Ortschaften, wo auf Grund des § 5 des 
Gesetzes vom 31. März 1872. betreffend die amtliche Geschäftsprache 
(Gesetzblatt für Elsaß - Lothringen, S. 159), den öffentlichen Bekannt- 
machungen eine französische Übersetzung beigefügt werden kann. Tele- 
graphenanstalten , bei denen ein allgemeines Interesse zur öffentlichen 
Bekanntgabe der Vorhersagen nicht vorliegt (einsam liegende Förstereien 
usw.), können von den Obcr-Postdirektionen im Einvernehmen mit den 
Regierungen vom Aushängen der Wettertelegrammc entbunden werden. 

Für den Aushang kommen zweckmäßig Kästen zur Verwendung, von 
denen in Fig. 3 einige abgebildet sind. Die größeren Kästen dienen zur 
Aufnahme des Vorhersagetelegramms und der Wetterkarten, die kleineren 
sind nur für die Vorhersage bestimmt. Die Kosten für die Beschaffung 
der Kästen werden von den Gemeinden, Kreisen usw. getragen. Leider 
sind bis jetzt noch verhältnismäßig wenig Anschlagvorrichtungen vorhanden. 
Am Schlüsse des Sommers 1907 nahmen 24723 Telegraphenanstalten am 
Wetterdienste teil, während nur 8763 Aushängekästen beschafft worden 
waren. In den einzelnen Ober- Postdirektionsbezirken war die Zahl der 
beschafften Kästen im Verhältnis zur Zahl der Telegraphenanstalten sehr 
verschieden; sie schwankte, abgesehen von den Bezirken Straßburg (Elsaß) 
und Metz, zwischen 2 v. H. und 71 v. H. In den Reichslanden sind 
Anschlagvorrichtungen noch nicht vorhanden, weil erst abgewartet wird, 
ob künftig Wetterkarten veröffentlicht werden sollen. 

Wo die Anschlagvorrichtungcn noch fehlen, leiden die Aushänge durch 
Witterungseinflüsse, Staub usw., so daß sie schnell unansehnlich werden 
und öfters erneuert werden müssen. Um in solchen Fällen eine Ver- 
unzierung der Posthäuser zu vermeiden, muß bei der Auswahl des Platzes 
für den Aushang sorgfältig verfahren werden. Die Aushänge werden 
vielfach zweckmäßig an Türen oder hinter Fensterscheiben angebracht 
werden können, vorausgesetzt, daß die Zugänglichkeit der Diensträume 
durch etwaige Ansammlungen des Publikums nicht leidet, und die richtige 
Augenhöhe innegehalten werden kann. 

In Ortschaften, wo der Anschlag der Wetternachrichten (Vorhersage- 
telegramm und Karten) an der Telegraphenanstalt wegen deren Lage zur 
ausreichenden Bekanntgabe nicht genügt, kann der Aushang auch an anderer 
Stelle (Gemeindehaus, Hauptverkehrstraße, Straßenkreuzungspunkt, Orts- 
mitte u. dgl.) erfolgen. Der Postkasse dürfen hierdurch besondere Kosten 
nicht erwachsen, und das Anschlagen der Wetternachrichten darf keinen 

Archiv f. Post u. Telegr. 19. 1908. 38 
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Schwierigkeiten begegnen. Unter derselben Voraussetzung wird auch der 
Anschlag der Wcttertelegramme und -karten an Orten ohne Telegraphen- 
anstalt, sowie außer am Posthause, gleichzeitig an anderen Gebäuden des 
Ortes ausgeführt. In diesen Fallen müssen die Antragsteller aber die vor- 
geschriebenen Bezugsgebühren entrichten. 

Interessenten , denen der öffentliche Aushang der Wcttertelegramme 
nicht genügt, können wie die Wetterkarten, so auch die Vorhersage- 
telegramme beziehen. Den Bezug der Vorhersagen vermitteln die Post- 
anstalten ; es werden folgende Gebühren erhoben : 

a) bei Übermittlung durch Fernsprecher an Teilnehmer der Ortsfern- 
sprechnetze oder an Inhaber von Nebcntele^raphenanlagen sowie 
bei Zustellung im.Ortsbcstellbezirke gelegentlich der regelmäßigen 
Bestellgänge 

für 1 Monat 2 Mark, 

für 3 Monate 4 Mark 50 Pf. und 

für 6 Monate 8 Mark; 

b) bei Zustellung durch den Landbriefträger im Landbestellbezirke 

für 1 Monat 3 Mark, 

für 3 Monate 6 Mark 75 Pf. und 

für o Monate 12 Mark; 

c) bei Zustellung durch Eilboten im Ortsbestellbczirke 

für 1 Monat 4 Mark. 

für 3 Monate 9 Mark und 

für 6 Monate 16 Mark; 

d) bei Zustellung durch Eilboten im Landbestellbezirke 

die unter a) aufgeführten Gebühren unter Hinzurechnung der 
wirklich erwachsenden Botcnkostcn. 

Endlich kann während des Sommerdienstes die Wettervorhersage durch 
Fernsprecher von den Telcgraphcnanstalten gegen eine jedesmalige Gebühr 
von 10 Pf. erfragt werden. Dieser Betrag wird vom Inhaber der Sprech- 
stelle mittels einer Postkarte, die mit 10 Pf. Gebühr belastet ist. eingezogen. 

Die Wettervorhersagen gelten für die Zeit von Mitternacht bis Mitter- 
nacht des folgenden Taj^es. Der Sommer - Wetterdienst konnte auch im 
Jahre 1908 mit Rücksicht auf den erheblichen Kostenaufwand nur auf 
5 Monate (Mai bis September) ausgedehnt werden , obgleich die Ver- 
längerung des Sommer-Wetterdienstes für einen großen Teil der Bevölkerung, 
z. B. den weinbautreibenden, von erheblicher Bedeutung ist. 

Im Winter findet eine allgemeine Verbreitung und ein öffentlicher 
Anschlag der Vorhersagetelegramme nicht statt. Die Wetterdienststellen 
für die dem Wetterdienst in Norddcutschland angegliederten Gebietsteile 
stellen jedoch auch während des Winters fortlaufend Wettervorhersagen 
auf, die in derselben Weise und zu denselben Bedingungen wie im Sommer 
bezogen werden können. 

Um einen Maßstab für die Treffsicherheit der Vorhersagen zu gewinnen, 
werden diese einer regelmäßigen Prüfung durch Vertrauensmänner unter- 
zogen. Die »Prognosenkritiker« sind nicht allein aus der Reihe der Inhaber 
örtlicher Beobachtungsstellen entnommen worden; man hat vielmehr auch 
praktische Landwirte zu diesem Zwecke herangezogen. Den Vertrauens- 
männern werden im Interesse des öffentlichen Wetterdienstes die tclegraphischen 
Wettervorhersagen unentgeltlich zur Verfügung gestellt , sofern der 
Reichs-Post- und Tclcgraphcnverwaltung daraus besondere Kosten nicht 
entstehen, und der sonstige Dienstbetrieb nicht beeinträchtigt wird. Die 
Zahl der Treffer schwankte im Jahre 1907 zwischen 64,3 v. H. und 
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85 v. H. Man muß hierbei berücksichtigen, daß die Meteorologie eine 
verhältnismäßig noch junge Wissenschaft ist , und daß daher manche 
Wettererscheinungen in ihren letzten Ursachen und Wirkungen noch nicht 
erforscht sind. Obgleich also die ausgegebenen Wettervorhersagen vielfach 
nicht eingetroffen sind , wird doch erfreulicherweise von verschiedenen 
Seiten der große Nutzen des öffentlichen Wetterdienstes, besonders für die 
Landwirtschaft, anerkannt. Hoffen wir, daß der öffentliche Wetterdienst 
sich immer mehr Anhänger erwirbt, und die Ergebnisse recht bald den 
Wünschen der Bevölkerung in jeder Hinsicht entsprechen. 



Die zweite Haager Friedenskonferenz und ihre Bedeutung 

für die Verkehrsverwaltungen. 

(Schluß.) 

Das neu abgeschlossene Abkommen, betreffend die Rechte und 
Pflichten der neutralen Mächte und Personen im Falle eines 
Landkriegs, regelt einerseits die Rechtsstellung der neutralen Staaten 
selbst (Art. 1 bis 15). anderseits die Rechtsstellung von Angehörigen solcher 
Staaten (Art. 16 bis 18). Der leitende Gesichtspunkt war, soweit als möglich 
die Interessen der Kriegführenden mit denen der Neutralen, insbesondere 
auf dem Gebiete des Verkehrs, in Einklang zu bringen. 

Neben den Vorschriften über das aus neutralem Gebiete stammende 
Eisenbahnmaterial interessieren hier vornehmlich die Grundsätze, die das 
Abkommen über die Rechte und Pflichten der neutralen Staaten im allge- 
meinen aufstellt. 

Der Art. 1 enthält den obersten Grundsatz der Neutralität, nämlich die 
Unverletzlichkeit des neutralen Gebiets , die nach Art. 10 von der neutralen 
Macht auch mit Waffengewalt verteidigt werden darf. In den Art. 2 bis 4 
finden sich Bestimmungen über einzelne Pflichten der Kriegführenden , die 
sich aus diesem Grundsatz ergeben, so das Verbot des Durchmarsches, der 
Errichtung funkcntelegraphischer Anlagen und der Bildung von Kom- 
battantenkorps. Umgekehrt dürfen die neutralen Mächte nach Art. 5 auf 
ihrem Gebiete keine dieser Handlungen dulden, wogegen sie für Handlungen 
ihrer Angehörigen außerhalb dieses Gebiets nicht verantwortlich sind. Die 
Art. 6 bis 8 führen ferner eine Reihe von Handlungen auf, deren Duldung 
durch eine neutrale Macht nicht als Ncutralitätsvcrletzung anzusehen ist. so 
die Überschreitung der Grenze durch einzelne zum Heere eines Krieg- 
führenden sich begebende Leute, der Konterbandchandel von Privatpersonen 
und die Benutzung von Telegraphen- oder Fernsprechleitungen durch die 
Kriegführenden. Der Art. 9 schreibt sodann vor, daß alle von einer neu- 
tralen Macht eingeführten Verkehrsbeschränkungen auf beide Kriegführenden 
gleichmäßig anzuwenden sind. 

Das aus neutralem Gebiete stammende Eisenbahnmaterial soll von 
den Kriegführenden nur in dringenden Fällen und nur gegen Entschädigung 
benutzt werden; auch darf der Neutrale alsdann im Bedürfnisfallc das in 
seinen Händen befindliche Eisenbahnmaterial des Kriegführenden in ent- 
sprechendem Umfange zurückhalten. Bei Gelegenheit der Beratungen über 
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diesen Gegenstand ist die allgemeine Frage der Aufrechterhaltung des Ver- 
kehrs zwischen der Bevölkerung der kriegführenden und der neutralen 
Staaten des näheren erörtert worden. Das Ergebnis ist in der Schlußakte 
niedergelegt, wo als zweiter Wunsch der Konferenz ausgesprochen ist, daß 
im Kriegsfall alle Behörden es sich zur besonderen Pflicht machen sollen, 
den Fortbestand des friedlichen Verkehrs nach Möglichkeit zu sichern und 
zu schützen. Der Sicherstellung des Post- und Telegraphenverkehrs wird 
in diesem Wunsche nicht ausdrücklich Erwähnung getan. Da ohne ihn aber 
ein Weiterbestehen des friedlichen Verkehrs, und namentlich der kauf- 
männischen und industriellen Beziehungen, zwischen kriegführenden und 
neutralen Staaten nicht denkbar ist, versteht es sich von selbst, daß in 
diesen Wunsch auch der Schutz der postalischen und telegraphischen Be- 
ziehungen eingeschlossen ist. 

IV. Abkommen über das Seekriegsrecht. 

In dem von der russischen Regierung aufgestellten Programm der 
zweiten Internationalen Friedenskonferenz war die Ausarbeitung eines Ab- 
kommens, betreffend die Gesetze und Gebräuche des Seekriegs, in Aussicht 
genommen, das die gesamten, bei einem Seekrieg in Betracht kommenden 
Fragen durch eine Seekriegsordnung ebenso regeln sollte, wie dies durch 
die Landkriegsordnung für die Verhältnisse des Landkriegs geschehen ist. 
Die Verschiedenheit der Rechtsauffassungen und der Interessen der be- 
teiligten Mächte ist der vollständigen Lösung dieser Aufgabe hinderlich ge- 
wesen, die Konferenz hat aber angeregt, die Ausarbeitung der gedachten 
Ordnung in das Programm der nächsten Konferenz aufzunehmen und einst- 
weilen die Grundsätze des Abkommens über die Gesetze und Gebräuche des 
Landkriegs soweit wie möglich auf den Seekrieg anzuwenden. Bis dahin 
sind die wichtigeren Fragen des Seekriegsrechts durch acht Einzelabkommen 
geregelt. 

Die wichtigste Frage des Seekriegsrechts ist zweifellos zur Zeit noch das 
Seebeuterecht. Drei von den acht Abkommen über das Seekriegsrecht hängen 
unmittelbar oder mittelbar damit zusammen. Im Mittelpunkte dieser Ver- 
einbarungen steht das Abkommen über die Errichtung eines Inter- 
nationalen Prise nhofs, das aus zwei von der britischen und der deutschen 
Delegation vorgelegten Entwürfen hervorgegangen ist. 

Die Errichtung eines internationalen Prisenhofs entspricht einem Ge- 
danken, der schon seit Jahrzehnten die Völkerrechtsliteratur und die öffent- 
liche Meinung beschäftigt hat. Diesen Gedanken verwirklicht das vorliegende 
Abkommen, indem es einen ständigen Gerichtshof im Haag schafft, dem die 
Prisengerichtsbarkeit aller Länder in letzter Instanz anvertraut werden soll. 
Eine solche Einrichtung bedeutet, wie in der dem Reichstage vorgelegten 
Denkschrift ausgeführt wird, einen wichtigen Fortschritt nach doppelter 
Richtung. »Einmal sichert sie im Falle eines Seekriegs die großen mit der 
Schiffahrt verbundenen Privatinteressen gegen unberechtigte Beeinträchtigung 
•durch die Kriegführenden; denn sie gewährleistet eine unparteiische Recht- 
sprechung, während die nationalen Prisengerichte, die über die Rechtmäßig- 
keit der von ihrer eigenen Staatsgewalt bewirkten Wegnahmen zu urteilen 
haben, bis zu einem gewissen Grade in eigener Sache Recht sprechen und 
somit nicht als völlig unbefangen gelten können. Sodann beseitigt sie eine 
Reihe völkerrechtlicher Streitigkeiten, die aus Anlaß eines Seekriegs zwischen 
Neutralen und Kriegführenden über die Ausübung des Wegnahmerechts 
auszubrechen pflegen und bisher vielfach keine befriedigende Erledigung 



Digitized by Google 



5 66 



Die zweite Haager Friedenskonferenz usw. 



fanden, während sie künftig im Wege eines geordneten internationalen 
Verfahrens zum Austrage kommen. Da derartige Streitigkeiten häufig einen 
schwerwiegenden Charakter annehmen und selbst die Erhaltung des Friedens 
zu gefährden vermögen, hat die Konferenz mit der Errichtung des Inter- 
nationalen Prisenhofs ein bedeutsames Friedenswerk geleistet«. 

Unter den allgemeinen, im ersten Titel des Abkommens geordneten 
Bestimmungen finden sich zunächst einige Vorschriften über die Aus- 
übung der nationalen Prisengerichtsbarkeit, u. a. die Bestätigung des völker- 
rechtlich schon bestehenden Satzes, daß über die Rechtmäßigkeit der Weg- 
nahme eines Kauffahrteischiffs oder seiner Ladung, wenn es sich um 
neutrales oder feindliches Eigentum handelt, ein Urteil ergehen muß, für 
das die Prisengerichte der nehmenden Kriegsmacht zustandig sind. Die 
Zuständigkeit des Internationalen Prisenhofs ist in der Weise geregelt, daß 
dem Rekurs an diesen Gerichtshof die nationalen Entscheidungen über 
neutrale Prisen stets, über feindliche in bestimmten hallen unterliefen. 
Art. 7 enthält Vorschriften über das von dem Prisenhof anzuwendende 
Recht; danach entscheiden in erster Linie die internationalen Verträge, in 
zweiter Linie die allgemein anerkannten Regeln des Völkerrechts und in 
dritter Linie die allgemeinen Grundsätze der Gerechtigkeit und der Billig- 
keit. Lern Prisenhof ist hierdurch die bedeutungsvolle Aufgabe gestellt, 
durch seine Rechtsprechung das Prisenrecht und damit einen erheblichen 
Teil des Seekriegsrechts weiter zu entwickeln. 

Der Internationale Prisenhof soll binnen 6 Monaten nach der Ratifikation 
des Abkommens gebildet werden und den Charakter einer ständigen Ein- 
richtung haben, so daß er im Falle eines Seekriegs ohne weiteres in Tätig- 
keit treten kann. Er soll ans Richtern und Hilfsrichtern von anerkannter 
Sachkunde in Fragen des internationalen Seerechts bestehen, die von den 
Vertragsmächten für einen Zeitraum von sechs Jahren ernannt werden, im 
Range einander gleich sind und während der Ausübung ihres Amtes die 
diplomatischen Vorrechte genießen. Die Zahl der in Tätigkeit tretenden 
Richter ist auf 15 beschränkt worden; ihre Auswahl erfolgt in der Weise, 
daß die Richter der acht größten Handels- und Seemächte ständig, die der 
übrigen Vertragsmächte in bestimmter wechselnder Reihenfolge zu einem 
Sitze berufen sind. Die kriegführenden Mächte sind im Prisenhofe stets 
vertreten. Ais Beisitzer mit beratender Stimme können höhere Marine- 
offiziere bestellt werden. Die Richter erhalten eine nach den Vorschriften 
ihres Heimatstaats zu bemessende Reisekosteuent>chädigung und Tagegelder 
in Höhe von 100 niederl. Gulden. 

Das Verfahren vor dem Internationalen Prisenhof entspricht im 
wesentlichen dem Verfahren vor dem ständigen Schiedshöfe. Für die Kosten 
des Prisenhofs haben die Vertragsmächte autzukommen; doch werden zu 
diesen Kosten auch die Parteien herangezogen, so daß den als solche nicht 
beteiligten Mächten Aufwendungen kaum erwachsen werden. Mit Rücksicht 
auf die Schwierigkeiten, die durch die Abwesenheit der Mitglieder des Ge- 
richtshofs von dessen Sitze entstehen, hat eine Delegation von drei Mit- 
gliedern einzelne prozeßleitende Verfügungen wahrzunehmen. 

Abkommen über gewisse Beschränkungen in der Ausübung 
des Beuterechts im Seekriege. Dieses Abkommen, in dem die ver- 
schiedenen von der Konferenz angenommenen Beschränkungen des See- 
beuterechts zusammengefaßt sind, ist von der größten Bedeutung für die 
Aufrechterhaltung eines geordneten Postverkehrs im Falle eines Seekriegs. 
Neben den Bestimmungen über die Behandlung der Post auf See (Art. 1 
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und 2) enthält es Vorschritten über die Befreiung gewisser Fahrzeuge von 
der Wegnahme (Art. 3 und 4) sowie über die Behandlung der Besatzung 
weggenommener feindlicher Kauffahrteischiffe (Art. 5 bis 8). 

Die Bestimmungen des ersten Kapitels über d i e Post entsprechen 
einem deutschen Antrage. Sie beruhen auf dem Gedanken, daß die Vorteile, 
die der Kriegführende von der Überwachung des Postverkehrs seines Gegners 
erwarten kann, zu den damit verbundenen Belästigungen des friedlichen Verkehrs 
in keinem Verhaltnisse stehen. Die Briefpostsendungen sollen deshalb auf See 
unverletzlich sein, ohne Unterschied, ob sie auf neutralen oder feindlichen 
Schiffen befördert werden, ob sie amtlicher oder privater Natur sind, und ob es 
sich um Briefschaften von Neutralen oder von Kriegführenden handelt. Auch 
soll, falls das die Post befördernde Schiff aus Gründen des Seekriegsrechts 
beschlagnahmt wird, die Post selbst unverzüglich weiterbefördert werden. 
Abgesehen von der l 'nverletzlichkeit der Post unterliegen die Postdampfer 
den für Kauffahrteischiffe im allgemeinen geltenden Vorschriften. Nur er- 
halten neutrale Postdampfer insofern eine bevorzugte Stellung, als ihre 
Durchsuchung durch die Kriegsschilfe der feindlichen Parteien nur in drin- 
genden ballen und alsdann mit möglichster Schonung und Beschleunigung 
vorgenommen werden soll. 

Nach den Vorschriften des zweiten Kapitels sollen Fahrzeuge, die aus- 
schließlich der Küstenfischerei oder der kleinen Lokalschiffahrt dienen, dem 
Seebeuterechte nicht unterliegen. Die Begünstigung kommt in Wegfall, so- 
bald sich die Fahrzeuge in irgendeiner Weise an den Feindseligkeiten be- 
teiligen. Endlich sollen auch Schiffe, die religiöse, menschenfreundliche 
oder wissenschaftliche Zwecke verfolgen, vom Seebeuterechte nicht ergriffen 
werden. 

Bei Wegnahme feindlicher, an den Feindseligkeiten nicht beteiligter 
Kauffahrteischiffe sind die unter der Besatzung befindlichen neutralen 
Staatsangehörigen freizulassen, und zwar die Mannschaften ohne weiteres, 
der Kapitän und die Offiziere gegen das schriftliche Versprechen, während 
der Dauer des Krieges auf keinem feindlichen Schiffe Dienste zu nehmen. 
Die feindlichen Staatsangehörigen, und zwar Kapitän. Offiziere und Mann- 
schaften sind zu entlassen, wenn sie das schriftliche Versprechen abgeben, 
während der Dauer des Krieges keinen Dienst zu übernehmen, der mit den 
Kriegsunternehmungen im Zusammenhange steht. Die Namen der durch 
solche Versprechen gebundenen Personen werden von dem Nehmestaate der 
Gegenpartei mitgeteilt, die ihrerseits verpflichtet ist. diese Personen wissent- 
lich nicht in ihrem Dienste zu verwenden. 

Endlich ist an dieser Stelle das Abkommen über die Behandlung 
von feindlichen Kauffahrteischiffen beim Ausbruche der Feind- 
seligkeiten zu erwähnen. — Nach einem seit dem Krimkriege geübten 
Brauche gestatten die Kriegführenden den Kauffahrteischiffen des Gegners, 
die vom Ausbruche des Krieges in einem ihrer Häfen überrascht werden 
oder eitlen solchen ohne Kenntnis der Feindseligkeiten anlaufen, innerhalb 
bestimmter bristen den Hafen zu verlassen und ihre Reise unbehelligt fort- 
zusetzen. Der auch von Deutschland unterstützte Antrag, dieser Übung, 
die eine der größten Härten des Seebeuterechts beseitigt, den Charakter 
einer Rechtsregel zu geben, hat auf der Konferenz keine Annahme gefun- 
den; doch hat das Abkommen die Beobachtung der Übung empfohlen. 
Auch enthält es eine Milderung des bisherigen Rechtszustandes, indem es 
vorschreibt, daß feindliche Kauffahrteischiffe, denen die Erlaubnis zum Ver- 
lassen des Hafens verweigert wird, nicht wie nach bisherigem Rechte der 
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Wegnahme unterliegen, sondern nur bis zum Ende des Krieges mit Beschlag 
belegt oder aber gegen Entschädigung angefordert werden dürfen. Das 
gleiche gilt nach Art. 4, Abs. I von den an Bord befindlichen Gütern, 
die feindliches Eigentum sind und als solches an sich Gegenstand des See- 
beuterechts sein würden. Diese Bestimmungen sollen sich jedoch nach 
Art. 5 nicht auf Schiffe beziehen, deren Bau ersehen läßt, daß sie zu Hilfs- 
kreuzern bestimmt sind. 

In gewissem Zusammenhange hiermit steht das Abkommen über die 
Umwandlung von Kauffahrteischiffen in Kriegsschiffe. Es be- 
stimmt die Voraussetzungen, unter denen einem unter der Handelsflagge 
fahrenden Schiffe die rechtliche Stellung eines Kriegsschiffs gegeben werden 
kann. Das Abkommen will einerseits eine Gewähr dafür schaffen, daß die 
in die Kriegsflotte übernommenen Kauffahrteischiffe sich den Regeln der 
militärischen Ordnung und Disziplin unterwerfen; anderseits will es sicher- 
stellen, daß die in Kriegsschiffe umgewandelten Kauffahrteischiffe auch nach 
außen hin als Kriegsschiffe erscheinen, und daß ihre Umwandlung in be- 
stimmter Form zur allgemeinen Kenntnis gebracht wird. Die Frage, an 
welchen Orten die Umwandlung vorgenommen werden darf, wird in dem 
Abkommen nicht geregelt, da hierüber nach der Denkschrift eine Verständi- 
gung nicht zu erzielen war. 

Das Abkommen über die Legung von unterseeischen selbst- 
tätigen Kontaktminen soll eine namentlich im russisch -japanischen 
Kriege fühlbar gewordene Lücke ausfüllen. Es versucht, bei gebührender 
Berücksichtigung der Zwecke des Krieges, die friedliche Schiffahrt vor den 
Gefahren zu schützen, die ihr aus der Legung von Minen erwachsen. Durch 
die Bestimmungen des Abkommens werden die Zwecke, zu denen Minen 
gelegt werden dürfen, beschränkt und außerdem gewisse Vorsichtsmaßregeln 
— rechtzeitige Benachrichtigung der friedlichen Schiffahrt, Beseitigung der 
Minen nach Beendigung des Krieges — angeordnet. 

Das Abkommen, betreffend die Beschießung durch Seestreit- 
kräfte in Kriegszeiten, hat eine rein militärische Bedeutung. Es über- 
trägt im großen und ganzen die für Beschießungen im Landkriege gelten- 
den Grundsätze auf den Seekrieg. 

Das Abkommen, betreffend die Rechte und Pflichten der 
Neutralen im Falle eines Seekriegs, regelt die Rechtsstellung der 
neutralen Staaten für den Seekrieg und bildet insofern eine Ergänzung zu 
dem Abkommen, betreffend die Rechte und Pflichten der neutralen Mächte 
und Personen im Falle eines Landkriegs. Art. 1 stellt für das Verhalten 
der Kriegführenden in neutralen Häfen und Gewässern die allgemeine Regel 
auf, daß die Kriegführenden die Hoheitsrechte der neutralen Staaten zu 
achten und sich jeder Handlung zu enthalten haben, deren Duldung seitens 
dieser Staaten eine Verletzung ihrer Neutralität bedeuten würde. So ist 
die Begehung irgendwelcher Feindseligkeiten in neutralen Gewässern unter- 
sagt, insbesondere die Ausübung des Wegnahme- und des Durchsüchungs- 
rechts und die Bildung von Prisengerichten im neutralen Hoheitsbereich; 
ebensowenig dürfen Kriegführende neutrale Häfen oder Gewässer als Stütz- 
punkte für Seekriegsunternehmungen, beispielsweise durch Errichtung von 
Funkentelegraphcnanlagen, benutzen. — Von den weiteren Bestimmungen 
des Abkommens über die Pflichten der Neutralen gegenüber den Krieg- 
führenden — und zwar in bezug auf den Handel mit Kriegskonterbande, 
auf die Behandlung von Kriegsschiffen der Kriegführenden während ihres 
Aufenthalts im neutralen Hoheitsbereiche sowie auf die Zulassung von Prisen 
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in neutralen Häfen — interessieren hier nur die Grundsätze über den Handel 
mit Kriegskonterbande. Danach darf der neutrale Staat einem kriegführen- 
den Kriegsschiffe Munition oder sonstiges Kriegsmaterial nicht liefern; da- 
gegen ist er im übrigen, wie dies auch für den Landkrieg vereinbart ist, 
nicht verpflichtet, seinen Angehörigen den Handel mit Kriegskonterbande 
zu untersagen. — Die neutralen Mächte sollen durch gehörige Überwachung 
jede Verletzung der vereinbarten Bestimmungen nach Möglichkeit zu ver- 
hindern suchen. 

Das Abkommen, betreffend die Anwendung der Grundsätze 
des Genfer Abkommens auf den Seekrieg, enthält eingehende Vor- 
schriften zum Schutze der Lazarettschiffe und ihrer Insassen. Militärische 
Lazarettschiffe, d. h. solche Schiffe, die vom Staate einzig und allein einge- 
richtet worden sind, um den Verwundeten , Kranken und Schiffbrüchigen 
Hilfe zu bringen, sollen geachtet und für die Dauer der Feindseligkeiten 
von der Wegnahme ausgeschlossen werden. Dasselbe gilt von Lazarett- 
schiffen, die ganz oder zum Teil auf Kosten von Privatpersonen oder von 
amtlich anerkannten Hilfsgesellschaften ausgerüstet sind. Soweit es sich 
um Privatpersonen usw. neutraler Staaten handelt, müssen die Schiffe sich 
unter die Leitung eines der Kriegführenden stellen. — Die Lazarettschiffe 
werden durch einen äußeren weißen Anstrich mit einem wagerechten, etwa 
I l / i m breiten roten — bei militärischen Lazarettschiffen grünen — Streifen 
kenntlich gemacht. Sie haben neben der Nationalflagge die weiße Flagge 
mit dem roten Kreuze zu führen. 

Sämtliche Lazarettschiffe sollen den Verwundeten, Kranken und Schiff- 
brüchigen ohne Unterschied der Nationalität Hilfe und Beistand gewähren. 
Die Kriegführenden üben über sie ein Aufsichts- und Durchsuchungsrecht 
aus; sie können ihre Hilfe ablehnen, ihnen befehlen, sich zu entfernen, ihnen 
eine bestimmte Fahrtrichtung vorschreiben, einen Kommissar an Bord geben 
und sie auch zurückhalten, wenn besonders erhebliche Umstände es erfordern. 
— Der den Lazarettschiffen zugesicherte Schutz soll ihnen auch dann nicht 
entzogen werden, wenn sich eine funkentelegraphische Einrichtung an Bord 
befindet. — Die weiteren Bestimmungen des Abkommens betreffen die Un- 
verletzlichkeit des Lazarettpersonals und die Versorgung der Schiffbrüchigen, 
Verwundeten und Kranken. 



Soviel bekannt, sind die Abkommen bisher noch von keiner der Ver- 
tragsmächte ratifiziert worden. Die Mehrzahl der Vereinbarungen ist voll- 
ständig neu, und auch hinsichtlich der nur erneuerten, überdies an ver- 
schiedenen Stellen gegen früher geänderten Verträge liegen abschließende 
Erfahrungen über ihre Bewährung noch nicht vor. Gleichwohl wird man 
schon jetzt, wenn man den gesamten Inhalt der abgeschlossenen — überall 
die Erfahrungen der letzten Kriege und die Fortschritte der Wissenschaft 
und Technik berücksichtigenden — Vereinbarungen überblickt, sagen dürfen, 
daß die Konferenz durch ihren Abschluß der Sache des Friedens und der 
Weiterbildung des Völkerrechts einen bedeutsamen Dienst geleistet hat. 
Insbesondere hat sie auch dazu beigetragen, die Stellung der beiden großen 
Verkehrsmittel der Post und der Telegraphic im Völkerrecht in wesentlichen 
Beziehungen auszugestalten und zu klären. Wie sehr sich die Konferenz 
gerade mit Fragen des internationalen Verkehrs beschäftigt hat, ergibt sich 
im einzelnen aus dem nachstehend wiedergegebenen Wortlaute der hierauf 
bezüglichen Vertragsbestimmungen. 



Digitized by Google 



570 



Die zweite Haager Friedenskonferenz usw. 



C. Zusammenstellung der Bestimmungen der Haager Abkommen über 
Fragen des Post- und Telegraphenverkehrs und der Verkehrs- 
verwaltungen. 

!. Ordnung der Cesetze und Gebräuche des Landkriegs. 

Erster Abschnitt. 
Kriegführende. 

Zweites Kapitel. 
Kriegsgefangene. 

Artikel 14. 

Heim Ausbruche der Feindseligkeiten wird in jedem der kriegführenden 
Staaten und eintretenden Falles in den neutralen Staaten, die Angehörige 
eines der Kriegfuhrenden in ihr Gebiet aufgenommen haben, eine Auskunft- 
stelle über die Kriegsgefangenen errichtet 

Artikel 16. 

Die Auskunftstellen genießen Portofreiheit. Briete, Postanweisungen. 
Geldsendungen und Postpakete, die für die Kriegsgefangenen bestimmt sind 
oder von ihnen abgesandt werden, sind sowohl im Lande der Aufgabe als 
auch im Bestimmungsland und in den Zwischenländern von allen Postge- 
bühren befreit. 

Die als Liebesgaben und Beihilfen für Kriegsgefangene bestimmten Gegen- 
stände sind von allen Eingangszöllen und anderen Gebühren sowie von den 
Frachtkosten auf Staatseisenbahnen befreit. 

Zweiter Abschnitt. 
Fein d Seligkeiten. 

Zweites Kapitel. 
S pi on e. 

Artikel 29. 

.... Desgleichen gelten nicht als Spione: Militärpersonen und Nicht- 
militärpersonen, die den ihnen erteilten Auftrag, Mitteilungen an ihr eigenes 
oder an das feindliche Heer zu überbringen, offen ausführen. Dahin ge- 
hören ebenfalls Personen, die in Luftschiffen befördert werden, um Mit- 
teilungen zu überbringen oder um überhaupt Verbindungen zwischen den 
verschiedenen Teilen eines Heeres oder eines Gebiets aufrechtzuerhalten. 

Dritter Abschnitt. 
Militärische Gewalt auf besetztem feindlichen Gebiete. 

Artikel 43. 

Nachdem die gesetzmäßige Gewalt tatsächlich in die Hände des Besetzen- 
den übergegangen ist, hat dieser alle von ihm abhängenden Vorkehrungen 
zu treffen, um nach Möglichkeit die öffentliche Ordnung und das öffent- 
liche Leben wiederherzustellen und aufrechtzuerhalten, und zwar soweit kein 
zwingendes Hindernis besteht, unter Beachtung der Landesgesetze. 
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Artikel 48. 

Erhebt der Besetzende in dem besetzten Gebiete die zugunsten des Staates 
bestehenden Abgaben. Zolle und Gebühren, so soll er es möglichst nach 
Maßgabe der für die Ansetzung und Verteilung geltenden Vorschritten tun; 
es erwächst damit für ihn die Verpflichtung, die Kosten der Verwaltung 
des besetzten Gebiets in dem Umfange zu tragen, wie die gesetzmäßige 
Regierung hierzu verpflichtet war. 

Artikel 53. 

Das ein Gebiet besetzende Heer kann nur mit Beschlag belegen: das 
bare Geld und die Wertbestände des Staates sowie die dem Staate zustehen- 
den eintreibbaren Forderungen, die Waffenniederlagen, Beförderungsmittel, 
Vorratshäuser und Lebensmittel Vorräte sowie überhaupt alles bewegliche 
Eigentum des Staates, das geeignet ist, den Kricgsunternchmtmgcn zu 
dienen. 

Alle Mittel, die zu Lande, zu Wasser und in der Luft zur Weitergabe 
von Nachrichten und zur Beförderung von Personen oder Sachen dienen, 
mit Ausnahme der durch das Seerecht geregelten Fälle, sowie die Waffen- 
niederlagen und überhaupt jede Art von Kriegsvorräten können, selbst wenn 
sie Privatpersonen gehören, mit Beschlag belegt werden. Beim Friedens- 
schlüsse müssen sie aber zurückgegeben und die Entschädigungen geregelt 
werden. 

Artikel 54. 

Die unterseeischen Kabel, die ein besetztes Gebiet mit einem neutralen 
Gebiete verbinden, dürfen nur im Falle unbedingter Notwendigkeit mit Be- 
schlag belegt oder zerstört werden. Beim Friedensschlüsse müssen sie 
gleichfalls zurückgegeben und die Entschädigungen geregelt werden. 

Artikel 55. 

Der besetzende Staat hat sich nur als Verwalter und Nutznießer der 
öffentlicher) Gebäude, Liegenschaften, Wälder und landwirtschaftlichen Be- 
triebe zu betrachten, die dem feindlichen Staate gehören und sich in dem 
besetzten Gebiete befinden. Er soll den Bestand dieser Güter erhalten und 
sie nach den Regeln des Nießbrauchs verwalten. 

II. Abkommen, betreffend die Rechte und Pflichten der neutralen Mächte und Per- 
sonen im Falle eines Landkriegs. 

Erstes Kapitel. 
Rechte und Pflichten der neutralen Mächte. 

Artikel 3. 

Es ist den Kriegführenden gleichermaßen untersagt: 

a) auf dem Gebiet einer neutralen Macht eine funkentelegraphische 
Station einzurichten oder sonst irgendeine Anlage, die bestimmt ist, 
einen Verkehr mit den kriegführenden Land- oder Seestreitkräften 
zu vermitteln; 

b) irgendeine Einrichtung dieser Art zu benutzen, die von ihnen vor 
dem Kriege auf dem Gebiete der neutralen Macht zu einem aus- 
schließlich militärischen Zwecke hergestellt und nicht für den öffent- 
lichen Nachrichtendienst freigegeben worden ist. 
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Artikel 5. 

Eine neutrale Macht darf auf ihrem Gebiete keine der in den Art. 2 
bis 4 bezeichneten Handlungen dulden. 

Sie ist nur dann verpflichtet, Handlungen, die der Neutralität zuwider- 
laufen, zu bestrafen, ,wenn diese Handlungen auf ihrem eigenen Gebiete 
begangen sind. 

Artikel 7. 

Eine neutrale Macht ist nicht verpflichtet, die für Rechnung des einen 
oder des anderen Kriegführenden erfolgende Ausfuhr oder Durchfuhr von 
Waffen, Munition und überhaupt von allem , was für ein Heer oder eine 
Flotte nützlich sein kann, zu verhindern. 

Artikel 8. 

Eine neutrale Macht ist nicht verpflichtet, für Kriegführende die Be- 
nutzung von Telegraphen- oder Fernsprechleitungen sowie von Anlagen für 
drahtlose Telegraphie, gleichviel ob solche ihr selbst oder ob sie Gesell- 
schaften oder Privatpersonen gehören, zu untersagen oder zu beschränken. 

Artikel 9. 

Alle Beschränkungen oder Verbote, die von einer neutralen Macht in 
Ansehung der in den Artikeln 7, 8 erwähnten Gegenstände angeordnet wer- 
den, sind von ihr auf die Kriegführenden gleichmäßig anzuwenden. 

Die neutrale Macht hat darüber zu wachen, daß die gleiche Verpflichtung 
von den Gesellschaften oder Privatpersonen eingehalten wird, in deren 
Eigentum sich Telegraphen- oder Fernsprechleitungen oder Anlagen für 
drahtlose Telegraphie befinden. 

Viertes Kapitel. 
Eisenbahnmaterial. 

Artikel 19. 

Das aus dem Gebiet einer neutralen Macht herrührende Eisenbahn- 
material, das entweder dieser Macht oder Gesellschaften oder Privatpersonen 
gehört und als solches erkennbar ist, darf von einem Kriegführenden nur 
in dem Falle und in dem Maße , in dem eine gebieterische Notwendigkeit 
es verlangt, angefordert und benutzt werden. Es muß möglichst bald in 
das Herkunftsland zurückgesandt werden. 

Desgleichen kann die neutrale Macht im Falle der Not das aus dem 
Gebiete der kriegführenden Macht herrührende Material in entsprechendem 
Umfange festhalten und benutzen. 

Von der einen wie von der anderen Seite soll eine Entschädigung nach 
Verhältnis des benutzten Materials und der Dauer der Benutzung gezahlt 
werden. 

III. Abkommen Uber gewisse Beschränkungen in der Ausübung des Beuterechts im 

Seekriege. 

Erstes Kapitel. 
Briefpostsendungen. 

Artikel 1. 

Die auf See auf neutralen oder feindlichen Schiffen vorgefundenen Brief- 
postsendungen der Neutralen oder der Kriegführenden, mögen sie amtlicher 
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oder privater Natur sein, sind unverletzlich. Erfolgt die Beschlagnahme 
des Schiffes, so sind sie von dem Beschlagnehmenden möglichst unverzüg- 
lich weiterzubefördern. 

Die Bestimmungen des vorstehenden Absatzes finden im Falle des Blockade- 
bruchs keine Anwendung auf die Briefsendungen, die nach dem blockierten 
Hafen bestimmt sind oder von ihm kommen. 

Artikel 2. 

Die Unverletzlichkeit der Briefpostsendungen entzieht die neutralen Post- 
dampfer nicht den Gesetzen und Gebräuchen des Seekriegs, welche die neu- 
tralen Kauffahrteischiffe im allgemeinen betreffen. Doch soll ihre Durch- 
suchung nur im Notfall unter möglichster Schonung und mit möglichster 
Beschleunigung vorgenommen werden. 

IV. Abkommen, betreffend die Rechte und Pflichten der Neutralen im Falle eines 

Seekriegs. 

Artikel 5. 

Den Kriegführenden ist es untersagt, neutrale Häfen oder Gewässer zu 
einem Stützpunkte für Seekriegsunternehmungen gegen ihre Gegner zu machen, 
insbesondere dort funkentelcgraphische Stationen oder sonst irgendeine An- 
lage einzurichten, die bestimmt ist, einen Verkehr mit den kriegführenden 
Land- oder Seestreitkräften zu vermitteln. 



Das deutsch- französische Abkommen, betreffend die 
Abgrenzung zwischen Kamerun und Französisch-Kongo, 

vom 18. April 1908. 

Nachdem ein Teil der Grenze des deutschen Schutzgebiets Kamerun gegen 
die englische Nachbarkolonie Nigeria im Westen im Jahre 1905 endgültig 
festgelegt worden ist, sind nunmehr durch ein deutsch-französisches 
Abkommen vom 18. April 1908 auch die Grenzverhältnisse mit der im 
Süden und Osten anstoßenden Kolonie Französisch-Kongo dauernd geregelt 
worden. Bei dem Interesse, das wir für diese Angelegenheit bei unseren 
Lesern voraussetzen dürfen, geben wir nachstehend einen Überblick über 
die Vorgeschichte und über den Inhalt dieses Abkommens, wobei wir uns 
im wesentlichen auf einen im »Deutschen Kolonialblatt« (Jahrg. 1908, Heft 9) 
veröffentlichten Aufsatz stützen, der sich eingehend mit dieser Frage be- 
schäftigt. 

Die ersten Vereinbarungen über die beiderseitigen Grenzbeziehungen 
zwischen dem deutschen Schutzgebiete Kamerun und dem französischen 
Kongogebiete waren durch ein Abkommen vom 24. Dezember 1885 getroffen 
worden. Dieses Abkommen setzte als Südgrenze Kameruns den durch den 
Schnittpunkt des Kampo-Flusses mit dem io.° östl. Gr. gezogenen Breiten- 
grad — den sogenannten »Kampoparallel« — bis zum 15° östl. Gr. fest. 
Auf Grund dieses Vertrags stand es Deutschland in jenen ersten Jahren 
der Kolonialbewegung noch frei, nördlich vom Kampoparallel seinen Be- 
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sitzstand über den 15. Meridian in das Innere Afrikas weiter auszudehnen. 
Die durch die Expeditionen von Kund, Zintgraff, Morgen, 
von Stetten u. a. in dieser Richtung unternommenen Versuche scheiterten 
aber an der Schwierigkeit der Erschließung des damals noch völlig 
unerforschten Urwaldgebiets und an dem Widerstande der Eingeborenen. 
Die deutschen Forscher mußten teils krank, teils verwundet zur Küste zu- 
rückkehren, oder sie wurden bei dem Vordringen gegen Osten nach Norden 
in der Richtung auf Vola am Bernte abgedrängt. Keinem einzigen gelang 
es, den 15. Meridian ostwärts zu überschreiten. Die französischen, um die 
gleiche Zeit einsetzenden Ausdehnungsbestrebungen hatten viel leichteres 
Spiel, da die ihnen dienenden Reisenden für ihren Zweck den Kongo und 
seine nördlichen Nebenflüsse, wie den Ssanga und Ubangi (weiter östlich), 
benutzen konnten, mit deren Hilfe sie ohne große Schwierigkeiten in das 
jenseits des l5.°Ö5tl. Gr. gelegene Hinterland von Kamerun einzudringen 
und sich dort festzusetzen vermochten. 

Da dieses erfolgreiche und zielbewußte Vordringen der französischen 
Reisenden Deutschland vom Benue und den Tschadseeländern gänzlich 
abzuschließen drohte, entschloß sich die Reichsregierung 1893 zu weiteren 
Grenzverhandlungen mit Frankreich. Durch ein am 15. März 1894 abge- 
schlossenes Abkommen wurde im allgemeinen der 15. Meridian als Ostgrenze 
Kameruns festgesetzt. Um jedoch den Südosten des Schutzgebiets für die 
kaufmännische Erschließung vom Kongo her zu eröffnen und ihm einen 
Zugang von dieser Seite frei zu halten, war es schon bei den damaligen Ver- 
handlungen das hauptsächlichste Ziel Deutschlands, an dem schiffbaren Ssanga 
jenseits des 15. 0 östl. Gr. festen Fuß zu fassen, obgleich Deutschland auf 
diesen Fluß keinen Anspruch hatte, da er in das schon längst von franzö- 
sischen Unterhändlern für Frankreich erworbene Gebiet fiel. Frankreich 
kam indes den deutschen Wünschen entgegen und trat einen etwa 30 km 
langen Uferstreifen am rechten Ssangaufcr an Deutschland ab. Um sich 
einen Zugang zu seinen Besitzungen vom Benue her zu sichern, verlangte 
und erhielt Frankreich aber dafür einen Zutritt zum Mao Kabi im Norden, 
einem schiffbaren rechten Nebenflusse des Benue. Deutschland gelang es 
außerdem, nördlich vom 10. Breitengrad in den Tschadseeländern seinen 
Besitz über den 15. Meridian hinaus bis zum Schari-Flusse auszudehnen, 
und zwar namentlich durch den Hinweis darauf, daß es im wesentlichen 
deutsche Forscher gewesen seien, die in den fünfziger und sechziger Jahren 
des vorigen Jahrhunderts jene Gebiete zuerst mit Erfolg bereist hätten. 

So kam auf dem Wege gegenseitiger Zugeständnisse jene auf den 
Karten seltsam aussehende, aber in den Verhältnissen begründete Gestaltung 
der Ostgrenze Kameruns zustande, deren Umänderung und Anpassung an 
natürliche Grenzlinien nach entsprechender genauerer kartographischer Er- 
forschung der Grenzgebiete die beiden vertragschließenden Mächte sich aus- 
drücklich vorbehielten. 

Die den Abmachungen von 1894 zugrunde gelegten französischen Karten 
des Flußgebiets am Ssanga usw. waren jedoch noch recht unzuverlässig. 
Auf Antrag der deutschen Bevollmächtigten wurden daher in einen Anhang 
zu dem Vertrag einschränkende Bestimmungen aufgenommen, die einer 
etwaigen Schädigung der deutschen Interessen durch die auf Grund unge- 
nügender Erforschung getroffenen Abmachungen vorbeugen sollten. Bei 
den deutschen Unterhändlern bestanden namentlich Zweifel darüber, ob die 
Lage der Frankreich zugesprochenen Orte Bania, Gaza und Kunde 
richtig angenommen sei. Es wurde daher vereinbart, daß, falls sich nach 
genauer Feststellung der geographischen Lage dieser Orte die Grenze 
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wesentlich nach Westen verschieben würde, Deutschland in dem fraglichen 
Gebiet eine gleichwertige Entschädigung erhalten solle. Wie berechtigt die 
Vorsicht der deutschen Bevollmächtigten in diesem Punkte war, werden 
wir bei Erörterung der neuerlichen Grenzfestsetzungen sehen. Auf der 
anderen Seite wurde Frankreich eine Entschädigung zugebilligt für den 
Fall, daß sich bei genauen Vermessungen ergeben sollte, daß der Schnitt- 
punkt des Schari-Flusses im Norden mit dem io.° nördlicher Breite nicht 
richtig angenommen sei. 

Die durch den Vertrag von 1894 vorgesehene genauere Erforschung 
des Grenzgebiets durch die beiden vertragschließenden Teile hat verhältnis- 
mäßig lange auf sich warten lassen, obgleich die Erschließung von Südost- 
Kamerun für den Handel vom Kongo her mit der Vollendung der Kongo- 
bahn zwischen Matadi und Stanley-Pool (1898) sehr bald einsetzte. Da 
auf der anderen Seite die an der Küste von Kamerun alteingesessenen und 
die neu hinzutretenden deutschen Firmen ihrerseits zur Ausbeutung der 
reichen Kautschukschätze in den Urwaldgebieten des oberen Kampo, Ivindo, 
Dscha usw. lebhaft nach Osten und Südosten drängten, stießen in den 
Gebieten der nur theoretisch festgelegten Grenzen die gegenseitigen Inter- 
essen in kurzer Zeit vielfach heftig zusammen, so daß Reibereien und 
Grenzstreitigkeiten an der Tagesordnung waren. 

Ein in den Jahren 1900 bis 1902 unternommener Versuch der beteiligten 
Regierungen, durch Festlegung des Kampoparallels wenigstens für die Süd- 
grenze klarere Verhältnisse zu schaffen, hatte nur teilweise Erfolg, weil es 
auf Grund der außerordentlich schwierigen örtlichen Umstände und der zahl- 
reichen Erkrankungen unter den Expeditionsmitgliedern nicht gelang, die 
ganze Südgrenze astronomisch festzulegen, und die Arbeiten daher auf die 
Grenzecke zwischen Dscha und Ssanga beschränkt werden mußten. Die 
deutsche Anregung, alsbald wenigstens an dieser beschränkten Grenzstrecke 
den für eine leicht erkennbare Scheidung, namentlich in einem Urwaldgebiete, 
sehr wenig geeigneten Kampoparallel durch eine natürliche Grenze zu er- 
setzen, fand in Paris keinen Anklang. Die französische Regierung vertrat 
den Standpunkt, daß eine allgemeine Grenzregelung erst in Erwägung ge- 
zogen werden könne, wenn die Süd- und Ostgrenze ganz erforscht seien, 
und somit beide Grenzteile dann bei etwaigen Grenzverhandlungen als ein 
Ganzes behandelt werden könnten. 

Erst nachdem die fortgesetzten Reibereien und Streitigkeiten zwischen 
den beteiligten Handelsgesellschaften im Jahre 1905 zu einem bedauerlichen 
ernsteren Zwischenfalle geführt hatten, kam allseitig die Überzeugung zum 
Durchbruche, daß eine Regelung der gesamten Grenzen von Süd- und Ost- 
Kamerun nicht länger hinausgeschoben werden könne. Zur vollständigen 
Aufnahme der Grenzstrecke von der Kampo-Mündung bis zum Tschadsce 
(2500 km) wurden noch im Herbste 1005 gemeinschaftliche Doppelexpedi- 
tionen ausgesandt, die in anderthalbjähriger angestrengter Tätigkeit ihre 
schwierigen Aufgaben glücklich zu Ende führten und im Frühjahre 1907 
nach Europa zurückkehrten. Die Bearbeitung der umfangreichen Ergeb- 
nisse dieser Expeditionen zog sich bis Ende 1907 hin. Am 2. März 1908 
trat sodann in Berlin eine gemischte Kommission zusammen, die den Auf- 
trag hatte, auf Grund des vorliegenden Kartenmaterials der Grenzgebiete 
den beteiligten Regierungen Vorschläge für eine anderweitige Regelung der 
durch den Vertrag von 1894 geschaffenen Grenzen zu unterbreiten. Die 
von dieser Kommission abgegebenen Vorschläge sind durch das am 18. April 
in Berlin unterzeichnete Abkommen von beiden Regierungen in vollem Um- 
fang angenommen worden. 
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Der Rahmen für die Arbeiten der Kommission war von vornherein 
gegeben. Es konnte sich dabei weder um eine großzügige Umgestaltung 
der vertraglich festgelegten Grenze, noch um die Anstrebung einseitigen 
Gewinns zum Vorteile der einen und zum Nachteile der anderen Macht 
handeln, sondern in erster Linie nur um eine Abänderung der im Vertrage 
von 1894 festgesetzten, meist künstlichen geradlinigen Grenzen unter tun- 
lichst umfangreicher Benutzung der in der Nähe dieser Grenzen festgestellten 
Wasserläufe bei gleichzeitiger möglichster Wahrung der beiderseitigen Inter- 
essen. 

In zweiter Linie war den Kommissionsarbeiten eine bestimmte Richtung 
vorgezeichnet durch die vorerwähnten Bestimmungen in dem Anhange zu 
dem Vertrage von 1894. Bei den neueren Erkundungen hatte sich nämlich 
tatsächlich ergeben, daß bei den früheren Verhandlungen sowohl die Lage 
der Orte Kunde und Gaza als auch der Schnittpunkt des Schari-Flusses 
mit dem 10° nördl. Br. unrichtig angenommen worden waren. Namentlich 
kam in Betracht, daß — wie ein Blick auf die nebenstehende Karte er- 
kennen läßt — Kunde nach den Feststellungen der letzten Expedition ein 
ganzes Stück westlich von dem früher als Grenze angenommenen 15. Meridian 
liegt. 

Auf Seiten der französischen Unterhändler neigte man zunächst der 
Ansicht zu, daß diese Angelegenheit unter Umständen durch einfache Auf- 
gabe des bisher französischen Besitzstandes westlich des 15. Meridians bei 
Kunde und durch Überlassung des am weitesten nach Osten sich er- 
streckenden Teiles der bisher deutschen Besitzungen am Schari — des soge- 
nannten »Miltugebiets« — an Frankreich erledigt werden könnte. Da indes 
das erste Gebiet durch die langjährige Tätigkeit der in ihm und seiner 
Nachbarschaft gelegenen Niederlassungen der Konzessionsgesellschaften als 
seines natürlichen Reichtums an Elfenbein und Kautschuk entäußert an- 
gesehen werden durfte, und da die Vertragsbestimmungen nicht eine Rück- 
gabe, sondern die Gewähr einer Entschädigung festsetzten, mußte eine solche 
an einem anderen Teile der Grenzlinie gesucht werden. In der unmittelbaren 
Nähe des Kunde- Gazagebiets war ein zum Austausche geeigneter Gebiets- 
teil, wenn die Grenze sich hier nicht ganz unförmlich gestalten sollte, nicht 
zu finden. Auch war zu erwägen, daß, da die langgedehnte Grenze durch 
Länder von sehr verschiedenem wirtschaftlichen Werte führt, die Größe der 
zu gewährenden Landentschädigung von dem jeweiligen Werte der in Be- 
tracht kommenden Flächen abhängig zu machen war. Bei dem Kunde- 
Gazagebiete handelt es sich im allgemeinen um ein mit Galeriewäldern längs 
der Wasserläufc ausgestattetes, mäßig bevölkertes Savannengebiet, dessen 
wirtschaftliche Bedeutung eine andere ist als die der waldlosen, stellenweise 
aber gut bevölkerten Savannengebiete weiter im Norden und wieder eine 
andere als die der mit Urwald bestandenen, mehr oder weniger elfenbein- 
und kautschukreichen, aber fast menschenleeren Gegenden weiter im Süden. 
Das durch die Bevölkerungszahl einerseits, durch den Charakter der Boden- 
bedeckung anderseits bedingte Wertverhältnis landschaftlich so verschieden- 
artiger afrikanischer Gebiete ist natürlich sehr schwierig und nur unter ge- 
nauer Abwägung aller auch sonst noch in Betracht kommenden Gesichts- 
punkte zu ermitteln, von denen die Lage an schiffbaren, mit dem Weltverkehr 
in Verbindung stehenden Wasserstraßen einer der ausschlaggebendsten ist. 

Die Kommission hat sich nach langen Verhandlungen endlich darauf 
geeinigt, daß Deutschland gegen Verzicht auf den größten Teil des Kunde- 
gebiets — auf den Ort Kunde hatte es nach dem Wortlaute des Vertrags 
von 1894 ohnehin keinen Anspruch — durch Überlassung eines 2500 qkm 
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großen Urwaldgebiets am Ssanga zwischen Bomassa und dem Njue, einem 
rechten Nebenflusse des Ssanga, seitens Frankreichs zu entschädigen sei. 
Was nebenher von dem ehemaligen französischen Kundegebiet an Deutsch- 




land gelangt, ist bedingt durch das stete Streben der Kommission, hier wie 
überall längs der Grenze natürliche Scheidelinien in Form von Wasserläufen 
zur Anwendung zu bringen. 
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Längs der Südgrenze boten der Kje, der Ntem (Oberlauf des Kampo), 
sein rechter Nebenfluß Kom, der Aina (Oberlauf des Ivindo), der Jua und 
der Dscha sehr geeignete natürliche Grenzen. Nur in dem in der Nähe des 
14. Meridians gelegenen sumpfigen und menschenleeren Urwaldgebiet östlich 
des Aina und westlich des Jua ließ sich keine irgendwie geeignete natürliche 
Grenze ermitteln. An dieser Stelle ist deshalb auf eine Entfernung von 
etwa Iiokm die künstliche, durch die von der früheren Südgrenzexpedition 
errichteten Pfeiler leidlich festgelegte Grenzlinie notgedrungen beibehalten 
worden. 

Wenn Deutschland längs der Südgrenze im Westen etwas mehr Gebiet 
abgetreten hat, als es von Frankreich am Dscha und an der Mündung 
dieses Flusses in den Ssanga erhalten konnte, so erklärt sich dies in der 
naturgemäßen Höherbewertung des von Frankreich abgetretenen Gebiets, 
das an den zum Kongobecken mit seinen guten Verkehrsmöglichkeiten ge- 
hörenden Flüssen liegt. Die Erwerbung des im Norden von Wesso an der 
Mündung des Dscha in den Ssanga gelegenen Gebiets für Deutschland 
wurde nur dadurch ermöglicht, daß dieses Gebiet zum Teil in die von 
Frankreich an der Ostgrenze zu gewährende Entschädigung für das Kunde- 
Gazagebiet mit verrechnet wurde. 

Im Norden der Grenze drehte sich der Widerstreit der Interessen haupt- 
sächlich um das Lamidat Binder, dessen Hauptstadt nach den Fest- 
stellungen der Grenzkommission unzweifelhaft auf französischem Gebiet, 
allerdings nur 3,7 km südlich von dem die Grenze bildenden 10. Parallelkreise, 
gelegen ist, so daß Deutschland nach den früheren Vertragsbestimmungen auf sie 
keinen rechtlichen Anspruch hatte. Im ganzen fallen nur etwa 900 qkm 
von dem Lamidat auf französisches Gebiet. Trotz der gegenseitig ge- 
botenen, räumlich sehr ausgedehnten Entschädigungen für die einseitige 
Aufgabe der Ansprüche auf den betreffenden Teil des Gebiets konnte hier 
eine Einigung auf eine einheitliche Überweisung des Lamidats an eine der 
beiden Mächte nicht erzielt werden. Weder wollte Frankreich im Interesse 
seines ohnehin schon räumlich beengten Zutrittsgebiets zum Benue- Niger 
am Mao Kabi und der von ihm in der Zukunft hier beabsichtigten Aus- 
gestaltung seiner Verkehrswege nach dem Schari-Tschadseegebiet auf seinen 
Anteil an Binder verzichten, noch war Deutschland schon im Hinblick auf 
die geringe räumliche Erstreckung seines Gebiets am Benue, das den Zu- 
tritt zu Deutsch-Bornu von Adamaua im Süden offen hält, in der Lage, auf 
seinen Anteil am Bindergebiete zu verzichten. So einigte man sich an 
dieser Grenzstrecke denn schließlich auf geringfügige, eine Scheidung der 
Dorfgebiete möglichst berücksichtigende Grenzänderungen bis an den 
Logonc. 

Dagegen erklärte man sich auf deutscher Seite bereit, den am weitesten 
nach Osten zu gelegenen Teil der Besitzungen am Schari-Flusse, den »Miltu- 
bezirk« , aufzugeben. Dieser Besitz war für die Verwaltung des Schutz- 
gebiets von jeher ein besonderes Sorgenkind gewesen. Das gänzlich flache 
Gelände, das vermutlich früher mit zu dem Seeboden des vor langen Zeiten 
zweifellos viel größer gewesenen Tschadsees gehört hat, bildet in der Regen- 
zeit vielfach ganz undurchdringliche Sumpfstrecken, die von trägen Wasser- 
läufen mit wenig ausgeprägten Ufern durchzogen werden. Auf der anderen 
Seite herrscht in der Trockenzeit dort häufig an vielen Stellen empfindlicher 
Wassermangel. Ehemals wahrscheinlich gut bewohnt, ist das Land durch 
Sklavenjagden und durch ständige räuberische Einfälle der benachbarten 
Bagirmi sehr stark entvölkert und in seinem Werte erheblich zurück- 
gegangen. 
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Der einzige deutsche Posten in Miltu am linken Schariufer war nicht 
in der Lage, die Bagirmi-Räuberbanden an der Überschreitung des Flusses 
und an gelegentlichen Einfällen zu hindern und den spärlichen Resten der 
ansässigen Bevölkerung einen umfangreichen Schutz zu gewähren. Die 
französische Verwaltung auf dem rechten Schariufer, überdies durch viele 
anderweitige Aufgaben in Anspruch genommen, hatte ihrerseits wenig Inter- 
esse daran, ihre unbotmäßigen Bagirmi-Schutzbefohlenen von der Uber- 
schreitung des Stromes zurückzuhalten. Um hier dauernd Ruhe und Ord- 
nung zu schaffen, hätte es in diesem weitab von den Hauptsitzen der 
deutschen Verwaltung gelegenen und von der nächsten Station in Kusseri 
am schwierigsten zu überschauenden Bezirke der Anlegung einer ganzen 
Reihe von Stationen und Militärposten und nebenher auch der Einrichtung 
einer Dampferverbindung auf dem Schari bedurft, die den Etat des Schutz- 
gebiets auf lange Zeit hinaus schwer belastet haben würden. 

Da Frankreich nach den Bestimmungen des Anhanges zum Vertrage 
von 1894 am Schari ohnehin eine Entschädigung zu fordern hatte, erschien 
es daher ratsam, hier einen Teil des bisher deutschen Gebiets vollständig 
aufzugeben und dafür eine Gebietserweiterung an anderer Stelle anzustreben. 
Eine solche wurde denn auch von französischer Seite durch Abtretung eines 
Flächenstreifens östlich des 15. Meridians am oberen westlichen Quellflusse 
des Logone — östlich von Ngaumdere — zugestanden. 

Betrachtet man die Berliner Kamerun - Grenzverhandlungen als Ganzes, 
so wird man die Überzeugung gewinnen, daß von beiden Regierungen 
Opfer gebracht werden mußten und auch gebracht worden sind, um zu 
dem vorliegenden Ergebnisse zu gelangen. Die französischen Vertreter 
hätten es ausgesprochenermaßen am liebsten gesehen, wenn an den be- 
stehenden Verhältnissen möglichst wenig geändert, und die 1894 in Kraft 
gesetzte künstliche Grenzlinie aufrecht erhalten worden wäre, so daß die 
ganzen Verhandlungen sich auf die Rückgabe der westlich vom 15. Meri- 
diane gelegenen Gebiete bei Kunde -Gaza an Deutschland und auf die 
Auslieferung des Miltugebiets an Frankreich beschränkt hätten. Eine 
solche einfache Regelung der Angelegenheit würde aber auf die Dauer für 
beide Mächte nicht zu befriedigenden Grenzverhältnissen geführt haben. 
Es ist daher erfreulich, daß trotz der grundsätzlich abweichenden An- 
schauung der französischen Unterhändler in dieser wichtigsten Frage die 
Verhandlungen durchweg im Geiste gegenseitigen Entgegenkommens und 
möglichster Berücksichtigung der beiderseitigen Wünsche geführt werden 
konnten. An der Südgrenze sind soweit als möglich natürliche Grenz- 
linien gewonnen worden. Deutschland hat hier im linken Dschaufcr eine 
leicht erkennbare, von den Hamburger Südkamerun- Interessenten lebhaft 
gewünschte Grenze an einer fahrbaren Wasserstraße des Kongobeckens er- 
worben, die ihm nach dieser Richtung den Anschluß an den Weltverkehr 
sichert. Am rechten Ssangaufer ist der deutsche Besitzstand von 30 auf 
etwa 150 km Uferlänge gestiegen. Es ist anzunehmen, daß die an dem 
Handel Südkameruns beteiligten deutschen Gesellschaften und Kaufleute es 
sich angelegen sein lassen werden, den hier erworbenen neuen Besitz an 
Waldland im Wettbewerbe mit den Vertretern der am Ssanga ansässigen 
französischen Gesellschaften wirtschaftlich zu erschließen. 

Eine Erwerbung des ganzen rechten Ssanga- und Kadeiufers nördlich von 
Bomassa für Deutschland war von vornherein ausgeschlossen, weil die 
Gegend westlich von Nola (an der Mündung des Kadei in den Ssanga) 
das Hauptarbeitsfeld der Ekela-Kadei-Ssanga-Konzessionsgesellschaft ist, die 
dort zahlreiche Faktoreien und Kautschukpflanzungen angelegt hat, und 
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deren Interessen von der französischen Regierung geschützt werden 
mußten. 

Die Ansprüche Frankreichs auf Kunde und Binder waren nach dem 
Wortlaute des Vertrags von 1894 unanfechtbar. Wollte Deutschland im 
Südosten Kameruns den uneingeschränkten Zutritt zu den Wasserstraßen 
des Dscha und des Ssanga erlangen und dort nach den Wünschen der 
Hamburger Kaufleute und sehr gegen die Absichten der französischen 
Konzessionsgesellschaften, die jede Stärkung des deutschen Wettbewerbes an 
dieser Stelle zu hintertreiben suchten, festen Fuß fassen, so konnte dies 
nur mit Hilfe der ihm zustehenden Entschädigungsforderung für das Kunde- 
Gazagebiet geschehen. Nachdem sich die Kolonialverwaltung auf Andrängen 
und unter ausdrücklicher Billigung der beteiligten Hamburger Kaufmanns- 
kreise dazu entschlossen hatte, die Verhandlungen im Sinne einer Abrun- 
dung des deutschen Besitzstandes in Südost- Kamerun und der Erwerbung 
von möglichst ausgedehnten Ufergrenzen in diesem Besitze zu führen, war 
nach der Vertragslage eine Erwerbung von Kunde und Binder bei der großen 
Bedeutung, die vor allem letzter Ort in den Augen der französischen Regie- 
rung für die Entwicklung ihrer Kolonialpläne in den Tschadseeländern hat, 
ausgeschlossen. Deutschland besaß kein Tauschgebiet mehr von genügendem 
Werte, dessen Preisgabe Frankreich vielleicht hätte veranlassen können, 
noch in ein Aufgeben des einen oder anderen der beiden genannten Punkte 
zu willigen. 

Die sonst vorgenommenen kleinen Grenzänderungen hatten nur den 
Zweck, die politischen Scheidelinien möglichst mit natürlichen Grenzen in 
Einklang zu bringen und ihnen unter Wahrung der beiderseitigen Interessen 
eine den tatsächlichen Verhältnissen besser angepaßte Gestaltung zu geben. 



KLEINE MITTEILUNGEN. 

Invaliden Versicherung der Vertreterin eines Postagenten. Die 
Ehefrau und ständige Vertreterin des Postagenten Th. in D. ist, abweichend 
von der Entscheidung der Vorinstanz, vom Reichs-Versicherungsamt durch 
Beschluß vom 6. Juni 1908 mit folgender Begründung für nicht versiche- 
rungspflichtig erklärt worden. 

Die angefochtene Entscheidung ist zutreffend davon ausgegangen, daß 
die Frau Th. als Angestellte der Postverwaltung im Sinne des Invaliden- 
versicherungsgesetzes anzusehen ist. Nach § 1 Ziffer 2 dieses Gesetzes unter- 
liegen der Versicherungspflicht Angestellte aber nur dann, wenn die dienst- 
liche Beschäftigung ihren Hauptberuf bildet. Die Annahme der Vor- 
entscheidung, daß auch diese Voraussetzung vorliege, ist unzutreffend. Die 
Tätigkeit als Angestellte nimmt die Arbeitskraft der Frau Th. nur während 
etwa 9 Monaten und in dieser Zeit nur täglich etwa 2 Stunden, nämlich 
von 9 bis 11 Uhr vormittags, voll in Anspruch. Allerdings muß sie noch 
im Sommer drei und im Winter zwei weitere Stunden von 7 oder 8 bis 9 
und von n bis 12 Uhr vormittags, während deren ihr Ehemann Schul- 
unterricht erteilt, für den Postdienst zur Verfügung stehen. Sie hält sich 
aber während dieser Zeit meist in ihrer Wohnung auf und kann ihrer Be- 
schäftigung als Hausfrau nachgehen. Der Umstand, daß sie jederzeit 
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während dieser 2 oder 3 Stunden aus ihrer Wohnung in den Dienstraum 
gerufen werden kann und daher an ihre Wohnung gefesselt ist, fällt nicht 
erheblich ins Gewicht, da um diese Tageszeit ihre Pflichten als Hausfrau 
ohnedies ihre Anwesenheit in der Wohnung erfordern würden. Hiernach 
wird die Arbeitskraft der Frau Th. durch den Postdienst nicht hauptsäch- 
lich in Anspruch genommen. Auch die wirtschaftliche und soziale Stellung 
der Frau Th. wird durch den Postdienst nicht beeinflußt. Für ihren Unterhalt 
sorgt ihr Ehemann, der als Lehrer und Postagent hierzu imstande ist. In der 
Gesamtwirtschaft beider Eheleute ist der auf etwa 250 Mark zu berechnende 
Verdienst der Ehefrau nicht von ausschlaggebender Bedeutung. Durch die 
Ausübung des Postdienstes wird die Lehrerfrau Th. auch keinem anderen 
Gesellschaftskreise zugewiesen. 

Hiernach bildet der Postdienst nicht ihren Hauptberuf, und ihre Tätig- 
keit als Vertreterin ihres Ehemanns in den Geschäften der Postagentur 
unterliegt deshalb nicht der Versicherungspflicht. 



Beitritt Abessiniens zum Weltpostverein. Abessinien (Äthiopien) 
ist, wie seinerzeit (Archiv 1906, S. 434/5) mitgeteilt worden, auf dem Post- 
kongreß in Rom vertreten gewesen, hatte aber seinen Anschluß an den 
Verein damals noch nicht zu verwirklichen vermocht. Nachdem inzwischen 
die Postverhältnisse Abessiniens nach europäischem Muster weiter ausgebaut 
worden sind, hat Abessinien jetzt seinen Beitritt zum Weltpostverein erklärt. 
In dem dieserhalb auf diplomatischem Wege an die Regierung der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft gerichteten Schreiben heißt es u. a. : 
»Wir, Der siegreiche Löwe aus Judas Stamm, Menelick II, erwählt vom 
Herrn, König der Könige Äthiopiens, erklären, daß wir für den Post-, 
Telegraphen- und Fernsprechdienst unseres Reiches Äthiopien die von den 
Regierungen der Länder Europas angenommenen Regeln einführen wollen«. 
Von welchem Zeitpunkt ab die Beitrittserklärung wirksam werden wird, 
steht noch nicht fest. Durch den Anschluß Äthiopiens wird der Weltpost- 
verein, der nach dem letzten Geschäftsberichte des Internationalen Bureaus 
des Weltpostvereins 134 Millionen qkm mit 1 15 1,3 Millionen Einwohnern 
umfaßte, einen Zuwachs von 800 000 qkm mit 8 Millionen Einwohnern 
erhalten. 



LITERATUR. 

Die deutsche Post- und Telegraphengesetzgebung. Nebst den 
Weltpostverträgen, dem Internationalen Telegraphcnvertrag und 
dem Internationalen Funkentelegraphenvertrag. Text-Ausgabe mit 
Anmerkungen und Sachregister von Dr. P. D. Fischer, Wirk- 
licher Geheimer Rat. Fortgeführt von Dr. jur. M. König, Ge- 
heimer Ober -Postrat und vortragender Rat im Reichs -Postamt, 
Mitglied des Preuß. Abgeordnetenhauses. 6. Auflage. Berlin, 1908. 
J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung. Preis 4 Mark. 

Die vorliegende Neuausgabe schließt sich in ihrer Einrichtung an die 
früheren Auflagen an. Eine Erweiterung hat das Werk dadurch erfahren, 
daß die Nebenabkommen zum Weltpostvertrage sowie der Internationale 
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Funkentelegraphenvertrag aufgenommen worden sind. Besonders erwünscht 
sind die in einem Anhange zusammengestellten gerichtlichen Entscheidungen, 
die sich auf das Post- und Telegraphenwesen beziehen. Außer Entschei- 
dungen des Reichsgerichts sind mit Quellenangabe auch solche von anderen 
Gerichten angeführt. 

Die vorliegende Auflage des Werkes bildet gleich den früheren ein be- 
quemes und handliches Nachschlagebuch über die Gesetzgebung im Post- 
und Telegraphenwesen. 



Jahrbuch der Naturwissenschaften 1907 — 1908. Dreiundzwan- 
zigster Jahrgang. Herausgegeben von Dr. Max Wildermann. Mit 
20 Abbildungen, XII und 510 Seiten. Freiburg im Breisgau 1908. 
Herdcrsche Verlagshandlung. Preis geb. 7 Mark 50 Pf. 

Die Ziele, die das Buch verfolgt, sind bei der Besprechung früherer 
Jahrgänge wiederholt eingehend erörtert worden. Es genügt hier daher, 
kurz darauf hinzuweisen, daß das Buch weitesten Laienkreisen die wichtigeren 
Errungenschaften zugänglich zu machen sucht, die das jedesmal verflossene 
Jahr auf dem Gesamtgebiete der Naturwissenschaften gebracht hat. Wir 
beschränken uns darauf, aus der Physik und den verwandten Wissenschaften 
einige Gegenstände hervorzuheben, die für den Verkehrsbeamten besonderes 
Interesse bieten. 

Eingehende Berücksichtigung haben im vorliegenden Bande wiederum 
die Forschungen auf dem Grenzgebiete des Lichtes und der Elektrizität 
gefunden. U. a. werden die Ergebnisse der neueren Untersuchungen über 
das Selen, die lichtelektrische Beeinflussung von Metallen sowie über 
Kathoden- und Kanalstrahlen besprochen. Fesselnde Mitteilungen bringt 
ferner das den Becquerelstrahlen vorbehaltcne Kapitel. Es beschäftigt sich 
zunächst mit den radioaktiven Körpern und den Umwandlungen, denen sie 
unterliegen, wobei auch auf die Entdeckungen des bekannten englischen 
Chemikers Ramsey näher eingegangen, und eine gedrängte zusammenfassende 
Darstellung über Radiumemanation gegeben wird; im weiteren Verlaufe 
werden die Radioaktivität in Wasser, Luft und Erde sowie die Arten, 
Eigenschaften und Wirkungen der radioaktiven Strahlen behandelt. Der 
Abschnitt über Magnetismus und Elektrizität wird durch eine kleinere Ab- 
handlung über den Halleft'ekt und die Heuslerschen Legierungen eingeleitet. 
Wichtige Neuerungen in der Telegraphie mit Leitung sind nicht zu ver- 
zeichnen gewesen, von neuen Apparaten werden nur das Sclenrelais von 
Gösta Allström angeführt, das sich durch außerordentliche Empfindlichkeit 
auszeichnen soll, und der von Henrichsen in Kopenhagen entworfene 
Klopferapparat (vgl. Archiv 1907,8.690). Das nun folgende Kapitel über 
drahtlose Telegraphie weist naturgemäß eine größere Reichhaltigkeit auf. 
Es bringt Mitteilungen über den Karborund -Wellenanzeiger von Grenleaf 
und Pickard sowie den thermoelektrischen Wellenanzeiger von Austin, 
beschäftigt sich ferner mit der Erscheinung, daß die Reichweite funken- 
telegraphischer Sender bei Tage erheblich geringer ist als bei Nacht, und 
wendet sich schließlich der Erörterung der Frage zu, wie man die Energie 
elektrischer Wellen mißt. Im Anschlüsse daran hat Poulsens System der 
ungedämpften Wellen eingehende Besprechung gefunden. Ferner werden 
über neuere Funkentelegraphenstationen , u. a. über die nach dem System 
Poulsen bei Lyngby errichtete, Mitteilungen gemacht, sowie über die größten 
erzielten Reichweiten usw. Das folgende Kapitel ist der drahtlosen 
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elektrischen Übertragung von Gesprächen gewidmet. Den Beschluß des der 
Physik zugewiesenen Abschnitts macht eine Beschreibung des Kornschen 
Verfahrens der elektrischen Fernphotographie. 

Mit dem vorstehenden Auszug ist die Zahl der für den Verkehrsbeamten 
beachtenswerten Aufsätze jedoch nicht erschöpft. Vor allem sei noch hin- 
gewiesen auf diejenigen über Luftelektrizität, Erdmagnetismus, elektrische 
Kraftübertragung, Dampf- und andere Motoren, Schiffbau, Luftschiffahrt usw. 
Wenn sich auch hier und da kleinere Lücken bemerkbar machen, die bei der 
ganzen Anlage des Jahrbuchs unvermeidbar sind, insofern als in manchen 
Fällen wissenschaftlich nicht unwichtige Forschungen von rein theoretischem 
Werte zurückstehen mußten gegen Errungenschaften mit mehr praktischer 
Bedeutung, so können wir das Werk, das gegen früher in größerem und 
verschönertem Gewände erschienen ist, doch auch in der vorliegenden Auf- 
lage als ein wertvolles Hilfsmittel für alle bezeichnen, die mit den theore- 
tischen und praktischen Fortschritten der Naturwissenschaften Fühlung zu 
behalten wünschen. 



»Deutschlands Stellung in der Weltwirtschaft« von Prof. Dr. 
Paul Arndt. 179. Bändchen der Sammlung wissenschaftlich-gemein- 
verständlicher Darstellungen: »Aus Natur und Geistes wel t«. 
Druck und Verlag von B. G. Teubner in Leipzig 1908. 129 Seiten. 
Preis geheftet 1 Mark, gebunden 1 Mark 25 Pf. 

Der Verfasser hat sich nach seinem Vorworte die doppelte Aufgabe ge- 
stellt, erstens die Erkenntnis der weltwirtschaftlichen Lage Deutschlands 
und der vielen neuen wirtschaftlichen und politischen Aufgaben, die der 
Weltverkehr dem deutschen Volke stellt, zu fördern, und zweitens, die Freude 
am gewaltigen Können des deutschen Volkes zu wecken und zu heben, das 
Vertrauen der Deutschen auf ihre Kraft zu stärken und damit den Willen 
zu noch größeren Taten in der Weltwirtschaft und Weltpolitik zu, kräftigen. 
Um dieser Aufgabe gerecht zu werden, schildert der Verfasser zunächst in 
den Kapiteln: Produktion, Handel, Verkehr, Ein- und Auswanderung, Kapital- 
anlagen, Kolonien und Handelsbilanz den Umfang der gegenwärtigen wirt- 
schaftlichen Beziehungen Deutschlands zu den übrigen Ländern der Erde. 
Daran schließt er eine Betrachtung der Ursachen, sowohl der natürlichen 
wie der wirtschaftlichen Grundlagen, für die heutige Stellung Deutschlands 
in der Weltwirtschaft und untersucht dann weiter, inwiefern die Beteiligung 
Deutschlands an der Weltwirtschaft vorteilhaft ist oder Gefahren in sich 
birgt. Endlich entwickelt er in kurzen Umrissen die weltwirtschaftlichen 
und die weltpolitischen Aufgaben, die Deutschlands Stellung in der Weltwirt- 
schaft mit sich bringt. Erleichtert wird dem Leser das Verständnis dadurch, 
daß häufig die Verhältnisse fremder Länder zum Vergleiche mit den deutschen 
in den Kreis der Betrachtungen gezogen werden. 

Man muß zugeben, daß es dem Verfasser in vorzüglicher Weise gelungen 
ist, seine Aufgabe zu lösen. Die ganze Abhandlung zeichnet sich durch 
eine ebenso knappe wie klare Darstellung des reichhaltigen Stoffes aus. Die 
ersten Kapitel über die gegenwärtige Stellung Deutschlands in der Welt- 
wirtschaft sind so gehalten, daß sie jedes für sich — auch ohne Zusammen- 
hang mit dem ganzen Werke — dem Leser einen umfassenden Uberblick 
über das jedesmal behandelte Gebiet geben. In dieser Beziehung möchten 
wir besonders auf die Abschnitte über den Verkehr und über die Handels- 
bilanz sowie auf den Abschnitt über die Kolonien verweisen, aus dem wir 
bereits in dem vor kurzem veröffentlichten Aufsatz über den Außenhandel 
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Deutschlands (S. 544 ff. des laufenden Jahrgangs) einige Zahlen mitgeteilt 
haben. In den folgenden Kapiteln kommt dann immer nachhaltiger das 
außerordentlich starke nationale Empfinden des Verfassers und seine Be- 
geisterung für die weitere Hebung deutschen Könnens und deutscher Tüchtig- 
keit zum Durchbruche. Für ihn gibt es kein »Rückwärts« mehr in der 
Beteiligung Deutschlands an der Weltwirtschaft, da Deutschland alle Vor- 
bedingungen für eine wirtschaftliche, kulturelle und politische Betätigung 
in fernen Teilen der Erde besitzt, nämlich »Bevölkerung, Reichtum, Bildung, 
sittliche Kraft und Wagemut«. Aber er zeigt uns auch, daß zum weiteren 
Emporsteigen des deutschen Volkes in der Welt bedeutende Anstrengungen, 
hartes Ringen und manche großen Opfer erforderlich sind. 

Zu bedauern ist es, daß der Verfasser nicht auf allen Gebieten die neuesten 
Ergebnisse der amtlichen Statistik berücksichtigt hat. Während er für die 
Leistungsfähigkeit der Welthandelsflotte (S. 22) schon die Zahlen für 1906/7 
anführt, beschränkt er sich z. B. für den Nachweis der Beteiligung Deutsch- 
lands am Weltpostverkehr (S. 26 ff.) auf die Wiedergabe der Zahlen aus 
der Reichspoststatistik für 1905, obgleich die Zahlen für 1906 bereits im 
vergangenen Herbste veröffentlicht worden sind. Der Wert des ganzen 
Werkes, das wir unseren Lesern bestens empfehlen können, wird hierdurch 
aber in keiner Weise beeinträchtigt. 



Telegraphie und Telephonie von F. Hamacher, Telegraphen- 
direktor und Dozent an der Technischen Hochschule in Aachen. 
150 Seiten 8° mit 114 Abbildungen im Text und 1 Tafel. Ge- 
heftet 1 Mark, in Leinwand gebunden 1 Mark 25 Pf. Verlag von 
Quelle & Meyer in Leipzig. 1908. 

Das Buch bildet den 23. Band der Sammlung »Wissenschaft und Bil- 
dung«. Es behandelt die gesamte Telegraphen- und Fernsprechtechnik und 
gibt einen Abriß ihrer Entwicklungsgeschichte. 

Vom optischen Telegraphen des Altertums bis zum Typendrucker, vom 
Reisschen Telephon bis zur technischen Einrichtung des großen Fernsprech- 
vermittlungsamts der Gegenwart werden alle hauptsächlichen Apparate be- 
handelt; ihre Bauart und Wirkungsweise werden im Zusammenhange mit den 
grundlegenden physikalischen und chemischen Erscheinungen eingehend 
erklärt, und ihr Zusammenwirken veranschaulicht. Zahlreiche Abbildungen 
und Schaltungszeichnungen unterstützen die knappe, aber klare und alles 
Wesentliche scharf hervorhebende Darstellung, die keinerlei Vorkenntnisse 
voraussetzt. 

Das Wcrkchen wird besonders dem Dienstanfänger willkommen sein; 
es erleichtert das Verständnis für die technischen Einrichtungen bei der 
Reichs-Telegraphenverwaltung in ihrem Zusammenwirken und vermittelt die- 
jenigen Kenntnisse, die für ein späteres tieferes Eindringen in den Stoff 
eine gute Grundlage zu bilden geeignet sind. 
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Webstoffindustrie und Postverkehr in Chemnitz 

und Umgebung.*) 

Von Ober -Postinspektor a. D. Brüggemann in Chemnitz. 

Chemnitz, das sächsische Manchester, ist eine der wenigen deutschen 
Städte, die den Charakter als Industriemittelpunkt seit dem Mittelalter bis 
auf die Gegenwart ununterbrochen bewahrt haben. Seine Bedeutung als eine 
der wichtigsten Fabrikstädte der ganzen Welt verdankt es neben dem 
Maschinenbau der Entwicklung seiner Webstofifindustrie. 

I. Entwicklungsgeschichte der Chemnitzer Webstoff industrie. 

Durch die Bestätigung des Bannmeilrechts (1314) hatte die Stadt 
Chemnitz im Umkreis einer Meile ein selbständiges Wirtschaftsgebiet er- 
halten, innerhalb dessen alle Handwerks- und Gewerbetätigkeit ausschließ- 
lich ihrer Bürgerschaft zustand. Dieses Vorrecht in Verbindung mit der 



*) Quellen: 

H. Gebauer, Unser Deutsches Land und Volk, VII Bilder aus dem säch- 
sischen Bergland, Leipzig/Berlin, 1883; 
Zöllner, Geschichte der Fabrik- und Handelsstadt Chemnitz, Chemnitz, 

1888; 

M. v. Süß milch, Das Erzgebirge in Vorzeit, Vergangenheit und Gegenwart, 
Annaberg, 1889; 

Bezirksverein Chemnitz Deutscher Ingenieure, Festschrift zur 
39. Hauptversammlung des Vereins Deutscher Ingenieure, Chemnitz, 1898; 

Schöne, Landschaftsbilder aus dem Königreiche Sachsen; das Zwickau- 
Chemnitzer Kohlenrevier, Meißen, 1908; 

Jahresberichte der Handelskammer in Chemnitz. 

Archiv f. Po»t o. Telegr. 10 1908. 39 
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günstigen, Handel und Verkehr fördernden Lage am Kreuzungspunkt 
uralter Handelsstraßen verschaffte der Stadt frühzeitig ein Ubergewicht 
über die Orte der Umgebung, das ihr durch landesherrliche Fürsorge und 
den rührigen Sinn der Einwohner dauernd erhalten blieb. Vornehmlich 
durch das ausschließliche Bleichrecht (1357), demzufolge die Städte und 
Ortschaften im Umkreise von 10 Meilen die Chemnitzer Bleiche für ihre 
sämtlichen Leinenwaren zu benutzen gezwungen waren, ist Chemnitz schon 
um die Mitte des 14. Jahrhunderts die erste Industriestadt des Meißner 
Landes geworden; die gleichzeitig landesherrlich verbotene Ausfuhr von 
Flachs, Garn und ungebleichter Leinwand aus dem Lande verschaffte diesem 
Vorrechte noch besondere Bedeutung und begünstigte in Chemnitz das Auf- 
kommen von Betrieben, die sich mit dem Ankaufe der von auswärts ein- 
gebrachten Rohware, ihrer Veredelung und dem Vertriebe der fertigen Ware 
befaßten. So entwickelte sich in Chemnitz eine ausgedehnte Bleichindustrie 
und ein Hauptplatz für den Garn- und Leinenhandel. 

Im 15. Jahrhundert kam als zweiter Betrieb der Webstoffindustrie die 
Tuchmacherei in Chemnitz auf, die ebenfalls einen raschen Aufschwung 
nahm; ihre kraftvolle Industrie half der Stadt verhältnismäßig gut über 
die schweren Heimsuchungen der Hussitenkriege und der Bruderfehde im 
landesfürstlichen Hause hinweg. Bleichindustrie und Leinenweberei litten 
zwar darunter, doch traten neue Industriezweige, die Barchentweberei, 
die Herstellung baumwollener und halbwollener Zeuge, die Satinspinnerei, 
die Zeug- und Tuchfärberei dafür ein. Der Dreißigjährige Krieg aber 
vernichtete die Blüte der Stadt völlig, und erst im Anfange des 18. Jahr- 
hunderts regte sich neues Leben. Strumpf Wirkerei, Zeug- und Leinen- 
weberei, besonders auch Baumwollweberei und Bleicherei kamen in schwung- 
haften Betrieb; 1730 zählte Chemnitz wieder 330 Webermeister mit 400 Ge- 
sellen, doch der Siebenjährige Krieg brachte neues Unheil. In den nun 
folgenden Jahren wurden Zeugdruckerei (1770), englische Handspinnerei 
(1790) und mechanische Baumwollspinnerei (1798) eingerichtet, Tuch- 
geschäft und Leinenweberei aufgegeben und dafür die Kattunherstellung 
in ausgedehntem Umfange begonnen. Mit der Aufnahme der Kattun- 
herstellung trat Chemnitz in den Betrieb der Großindustrie ein. Seit der 
Verwendung von Wasser und Dampf als Triebkraft ging die Handspinnerei 
zurück und wurde durch die Maschinenspinnerei ersetzt; die alte Weber- 
stadt wurde zur Fabrikstadt. Im Jahre 1798 wurde in Harthau (Erzgeb.) 
die erste, 1800 in Chemnitz die zweite mechanische Baumwollspinnerei 
errichtet. 

Durch die Napoleonische Kontinentalsperre vor dem überragenden 
englischen Wettbewerbe geschützt, konnte der Chemnitzer Webstoffbetrieb 
sich günstig weiter entwickeln, und wenn auch die Kriegsunruhen der 
folgenden Jahre den Fortschritt zunächst etwas hemmten, so war nach 
diesen Stockungen doch ein weiteres Emporblühen zu verzeichnen, nament- 
lich ließ die Einführung der Jacquardmaschine ein aussichtsvolles Unter- 
nehmen in der Möbelstoffweberei erstehen. Fördernd wirkte auch der 
Eintritt Sachsens in den Zollverein, der Ausbau des Eisenbahnnetzes und 
die Einführung neuer leistungsfähiger Maschinen für Spinnerei und Weberei. 
Ernste Zeiten für die Chemnitzer Webstoff Industrie brachten die Baumwoll- 
krisis während des Bürgerkriegs in den Vereinigten Staaten von Amerika 
(1861/65), die folgenden Kriegsereignisse in Deutschland und die Zollpolitik 
der Vereinigten Staaten; aber auch sie haben die Entwicklung nicht nach- 
haltig hemmen können, und so ist Chemnitz heute ein Mittelpunkt nicht nur der 
bedeutenden sächsischen, sondern auch der angesehenen deutschen Webstoff- 
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Industrie geworden. Chemnitz zählte im Jahre 1906 301 Webstoffbetriebc 
mit 19 551 Arbeitern (darunter 14205 weiblichen), während im Jahre 1820 
1449 Weber, 719 andere Handwerker und 42 andere Gewerbe vorhanden 
waren. 

II. Rohstoffe. 

In der WebstofFindustrie finden spinnbare Fasern aller Art Verwendung; 
sie müssen nur fest, geschmeidig und möglichst auch bleichbar sein. Von 
tierischen Spinnfasern kommen im wesentlichen Wolle, Seide, die Haare 
einiger Ziegen (Alpakka, Vicuna) und das Kamel- und Pferdehaar in Be- 
tracht. Die Pflanzenwelt liefert Samenhaare und sonstige Haargebilde 
(Baumwolle, Wollbaum, vegetabilische Seide), Gefäßbündel von Blättern, 
. Stämmen oder Wurzeln (Agave-, Aloe-, Ananas-, Tillandsiafaser, Manilahanf. 
Sisalhanf) und Gefäßbündelbestandteile (Flachs. Hanf. Jute). Aus dem 
Mineralreiche wird Asbest für feuerbeständige und säurefeste Gespinste 
und Gewebe verwendet. In Wolle, Flachs und Hanf genügt die zudem 
stetig zurückgehende heimische Erzeugung für den Bedarf nicht, und die 
deutsche Webstoffindustrie ist für den Mehrbedarf auf argentinische, 
australische und südafrikanische Wolle sowie russischen Flachs und Hanf 
angewiesen. In Baumwolle beherrscht Amerika den Markt, drei Viertel des 
deutschen Bedarfs müssen von da bezogen werden. Die neueren Spinnstoffe 
(Wert der Einfuhr 1905 schon 60 Millionen Mark) sind durchweg tropischen 
oder subtropischen Ursprungs. Diese Abhängigkeit vom Auslande kann beim 
Eintritt von Verwicklungen schwere wirtschaftliche Folgen haben; bei der 
Baum woll Versorgung, die für Chemnitz mit einem jährlichen Umsätze von 
annähernd 12 Millionen Kilogramm Rohbaumwolle (8757203 kg Eingang, 
3 111040 kg Versand im Jahre 1906) von besonderer Bedeutung ist, macht 
sie sich schon seit Jahren drückend fühlbar, und oft entstehen schwere Ver- 
luste infolge der unübersehbaren Schwankungen bei der Preisbildung, die 
teils mit dem beschränkten Umfange der Erzeugung, teils mit dem 
wachsenden Anteile des eigenen Verbrauchs der Vereinigten Staaten von 
Amerika zusammenhängen mögen, vielfach aber auch durch die Pflanzer 
oder den Zwischenhandel verursacht werden. 

III. Rohstoff Zubereitung. 

In der Fabrik müssen die Rohstoffe vor ihrer Weiterverwendung erst 
eine Vorstufe durchlaufen. Wolle wird durch Waschen (Entschweißen) ge- 
reinigt. Die übrigen Faserstoffe werden in besonderen Maschinen (Öffner, 
Wölfe, Schlagmaschinen, Hecheln) aufgelockert und gereinigt. Die Öffner 
(Schlag- und Reißwölfe) dienen zum öffnen der Baumwolle, Wolle und 
Abfallfasern, die Schlagmaschinen nur für Baumwolle, die Hecheln nur für 
Bastfasern. Jute wird eingeweicht und in Maschinen gequetscht und ge- 
knetet , dann entweder in kurze Teile zerschnitten oder zu kurzen Fasern 
zerrissen. 

IV. Erste Stufe der Rohstoff Verarbeitung. 
Aus den so vorbereiteten Rohstoffen werden durch Verarbeitung ge- 
wonnen: 

1. Watte, ein lockeres, weiches Erzeugnis, als Zwischenfutter für 
Kleider und Bettdecken. Der Rohstoff wird auf einer Kratzmaschine 
bearbeitet, aufgelockert und in einer dünnen Schicht zu einem Vliese 
ausgebreitet, das in Tafeln getrennt und mit einem mit etwas Alaun- 
wasser versetzten dünnen Leimanstriche versehen wird. Als Roh- 
stoff dient Baumwolle und Wolle, seltener auch Seidenabfall. 

39* 
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Fabriken von Weltruf bestehen in Chemnitz für die Herstellung 
von Verbandstoffen; Verwendung findet dazu nur beste ägyptische 
und amerikanische Rohbaumwolle, die zunächst durch ein Bleich- 
verfahren chemisch rein und ansaugefähig (»hydrophil«) gemacht, 
dann durchtränkt und in keimfreiem Zustande schließlich zu den 
verschiedenen Verbandstoffen, die für die Wundpflege erforderlich 
sind, verarbeitet wird; 

2. Filz und Filztuch, ein Stoff, der durch Verschlingung von Wolle 
oder Haaren hergestellt wird und durch die Reibung der einzelnen 
Fasern aneinander Zusammenhang und Festigkeit erhält. Der ge- 
wöhnliche Filz wird durch Zusammenschlagen von Tierhaaren er- 
zeugt. Vielfach wird die Herstellung der Filztuche durch Maschinen 
(Wolf, Kardier- oder Kratzmaschinen, Kreuzungs-, Filz- und Wasch- 
maschine) unterstützt. Grobe Filzsorten sind die mit Teer und 
Asphalt getränkten Dachfilze. Der zum Belegen der Hämmer im 
Pianofortebau viel gebrauchte Hämmerfilz wird dagegen aus feinster 
Merinowolle verfertigt; 

3. Kammwolle aus langem, wenig gekräuseltem, gewöhnlich auch 
Stärkerem Haare; aus dem Haare wird durch Krempclmaschinen 
ein lockeres Vlies hergestellt, das zusammengefaltet und mit anderen 
vereinigt ein Band ergibt. Das Band wird durch verschiedene 
Walzenstreckmaschinen gestreckt und dann in den Kämmaschinen 
vollständig durchgekämmt. Dadurch werden die noch vorhandenen 
Unreinigkeiten völlig entfernt, die kurzen Fasern (Kämmlinge) be- 
sonders ausgeschieden, die übrigen aber parallel gelegt, wodurch 
sich ein gleichmäßiges verspinnbares Band ergibt. Die Kämmlinge, 
zur Herstellung wollener Streichgarne geeignet, bilden einen be- 
sonderen, gut bezahlten Handelsgegenstand: 

4. Streichwolle aus stark gekräuseltem , in der Regel feinerem und 
kürzerem Haare, das nach Art der Baumwolle auf Krempeln ge- 
kratzt oder gestrichen ein Vlies ergibt, aus dem mittels des Flor- 
teilers Bänder hergestellt werden. 

V. Spinnerei. 

Für die weitere Verarbeitung der Rohstoffe ist die Erzeugung längerer 
Fäden aus den kurzen Fasern nötig. Diese Arbeit besorgen die Spinnereien. 
Handspindel und Handspinnrad werden nur noch im Kleinbetrieb auf dem 
Lande zum Spinnen von Flachs und Wolle benutzt. Der Großbetrieb be- 
dient sich der Spinnmaschinen , doch bilden die Vorgänge beim Hand- 
spinnen auch die Grundlage für die mechanischen Spinnvorrichtungen. Im 
allgemeinen handelt es sich dabei um folgende Arbeiten; 

1. Ausziehen des Spinnstoffs, gleichmäßige Verteilung und Parallel- 
legung der Fasern. Haben diese sehr verschiedene Längen, so 
werden sie zur Abscheidung der zu kurzen Fasern einem Aus- 
kämmen auf Kämmaschinen unterworfen, das mit Kammwolle 
(vgl. IV 3) immer, mitunter auch mit Baumwolle geschieht und die 
Fasern in die Form eines Bandes bringt. Sonst geschieht die Ver- 
teilung und Parallellegung der Fasern unter gleichzeitiger Vereini- 
gung zu einem langen Bande (Locke) durch das Kratzen (Streichen, 
Krempeln, Kardätschen, Kardieren) auf Maschinen (Kratzen-, 
Krempel-, Streichmaschinen); 

2. Strecken und »Duplieren« der Bänder auf der Walzenstreckmaschine; 

3. Vorspinnen (Spindelbank, »Flyer«); 
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4. Feinspinnen (»Mule-, Watermaschine«, Ringspindelbank); 

5. für besondere Zwecke werden die gesponnenen Fäden noch lose 
und schlank gedreht (dupliert) oder gezwirnt. Das Zwirnen be- 
steht darin, daß zwei oder mehr schon gesponnene Fäden von 
gleicher oder verschiedener Farbe — meist auf besonderen Zwirn- 
maschinen — zu einem Faden vereinigt und zusammengedreht 
werden (zwei- und mehrdrähtiger Zwirn). Dabei ist die Drehungs- 
richtung der beim Spinnen entgegengesetzt, so daß die Windungen 
die Lage linker Schraubengänge erhalten. Durch das Zwirnen wird 
der Faden besonders glatt, rund, fest und widerstandsfähig. 

In der Baumwollspinnerei werden die »Water-« und die »Mulemaschinen« 
verwendet. Die »Watermaschinen« (Drosselmaschinen) mit Flügelspindeln 
— beruhend auf der Erfindung von Richard Arkwright (1768), der zuerst 
das Wasser als Betriebskraft verwendete — und die daraus hervorgegangene 
Ringspindelbank führen das aus Drehen , Strecken und Aufwickeln be- 
stehende Spinnverfahren ununterbrochen durch, während die »Mulemaschinen« 
— entstanden aus der Jenny-Maschine mit ausrückbarem Spindelwagen von 
James Hargreaves (1767) — den Spinnstoff erst drehen und strecken und 
den Fader, später aufwickeln. Die jetzigen »Mulemaschinen« arbeiten mit 
wenig Ausnahmen selbsttätig (Selbstspinner, »self-actors«) ; die Bewegungen 
und die Regelung erfolgen von einer Stelle aus; daher ist es möglich, 
diese Maschinen mit 800 bis 1 100 Spindeln auszustatten. Der Arbeiter hat 
nur die Aufsicht zu führen und etwa reißende Fäden neu zu knüpfen. 

Die Flachs-, Hanf- und Juteiasern werden auf Streckmaschinen (Anlege- 
maschinen, Durchzüge, Flachsstrecken) zu einem Bande gestreckt, das Band 
wird »dupliert«, auf »Differentialflyern« zu Vorgarn verarbeitet und auf 
»Watermaschinen« feingesponnen. 

Die Wollspinnerei zerfällt in zwei gesonderte Zweige, die Streichwoll- 
und die Kammwollspinnerei. Beide Arten von Wolle werden beim Ver- 
spinnen verschieden behandelt. Die Halbkammgarnspinnerei verarbeitet 
hauptsächlich mittellange Wollen und hat mit der Streichwollspinnerei 
Ähnlichkeit. 

Die Seidenspinnerei beschränkt sich auf die Verarbeitung von Seiden- 
abfällen (Florettseide) und heißt deshalb auch Florettspinnerei. 

Als Triebkraft wird in der Spinnerei teils der Dampf, teils das Wasser 
benutzt, in Anlehnung an die Wasserläufe haben sich vielfach Spinnerei- 
gebiete entwickelt, in der näheren Umgebung von Chemnitz das der Flöha 
und der Zschopau. 

Wertmesser für die Erzeugung ist die Zahl der im Betriebe befindlichen 
Spindeln. In der Baumwollenspinnerei nimmt Chemnitz eine führende 
Stellung ein; es werden darin mehr als 2000 Personen beschäftigt, und die 
»Chemnitzer Aktienspinnerei«« mit 138000 Spindeln ist wohl einer der 
größten deutschen Betriebe dieser Art. Ihre Jahreserzeugung beträgt rund 
5 1 /., Millionen Kilogramm Garn. Diese Spinnerei ist an der Versorgung 
des deutschen Marktes hervorragend beteiligt gewesen; sie hat seit ihrer 
Errichtung (1860) 227860765 Pfund Garn erzeugt und 19876580 Mark 
Löhne gezahlt. 

Die durch Verspinnung der Fasern und die durch Zwirnen gewonnenen 
Fäden heißen Garn. Beim Baumwollengarn (Twist) unterscheidet man nach 
der Herstellungsart das stärker gedrehte »Watergarn« und das feinere, 
schwächer gedrehte »Mttlegarn«. Aus der Streich wolle entsteht das rauhe 
und etwas ungleichmäßige Streichgarn, aus der Kammwolle das glatte und 
gleichmäßige Kammgarn von verschiedener Feinheit und Drehung (weiche, 
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mittelharte und harte Kammgarne). Das früher aus Baumwolle und 
Vigognewolle erzeugte Vigognegarn ist jetzt reines Baumwollengarn und 
führt seine Bezeichnung daher nicht mehr mit Recht. 

Als Maßeinheit für das Garn gilt der Umfang des Haspels (Weife), 
einer zum Aufwickeln und gleichzeitigen Messen dienenden Vorrichtung. 

In den feineren Garnnummern nimmt England noch unbestritten die 
erste Stelle ein. Chemnitz selbst muß namentlich den Bedarf an harten 
Wollgarnen für die Möbelstoffindustrie bei England decken (nach einer 
älteren Ermittlung jährlich 750000 kg im Werte von 3 Millionen Mark). 
In Chemnitz werden besonders einfache Web- und Strumpfgarne, Nähfaden, 
Strick- und Häkelgarne sowie gewöhnliche Zwirne aus Baumwolle, ferner 
wollene und Kammgarne erzeugt. Die gezwirnten Garne dienen vielfach 
zur Herstellung von Geweben, zum Nähen und Stricken, zur Anfertigung 
von Schnüren und Posamenten usw. Die viel benutzten Nähzwirne (Glanz- 
zwirn, Eisengarn) werden zum Verkauf ungemein dicht auf kleine Spulen 
gewunden, wobei ihnen zugleich durch besondere Pressung der Glanz 
gegeben wird. 

Chemnitz setzt seine Garnerzeugnisse hauptsächlich im Inland ab, baum- 
wollene Garne auch in der Schweiz, den Niederlanden, Belgien, Österreich, 
Ungarn und Südamerika, wollene und Kammgarne auch in England, der 
Schweiz und den Niederlanden. Der Verkehr in Garn bei der Chemnitzer 
Güterbahnhofsverwaltung wei9t für 1906 folgende Zahlen auf: Eingang 
4079426 kg, Abgang 3543460 kg, zusammen über 7 l j t Millionen Kilo- 
gramm in Wagenladungen. Über Stückgut sind Aufzeichnungen nicht vor- 
handen. 

In das Gebiet der Spinnerei gehört auch die Seilerei. Als Stoff 
dienen verschiedene Hanffasern, Flachs, Jute, auch Tierhaare. Die Spinn- 
fasern werden zunächst zu Garn verarbeitet, die Garnfäden zu Litzen ver- 
einigt, und aus den Litzen die Seile gedreht. Auch hierzu werden Spinn- 
maschinen verwendet, die die erforderliche Regelmäßigkeit sowohl in der 
Drehung als auch in der Spannung und Zusammenordnung der einzelnen 
Garnfäden bei Bildung der Litzen und des Seiles sichern. 

VI. Weberei. 

Die größere Menge der Spinnereierzeugnisse findet in der Weberei 
Verwendung, wobei durch Verflechtung einander rechtwinklig kreuzender 
Fäden ein mehr oder weniger zusammenhängender Stoff, das Gewebe, ent- 
steht. Die Längsfäden heißen die Kette (auch Aufzug, Schweif, Anschweif, 
Zettel oder Werft), die Querfäden der Schuß (auch Einschuß, Einschlag 
oder Eintrag), die Kreuzungspunkte von Kette und Schuß die Bindungen. 

Das in Strähnen bezogene Kettengarn wird auf Spulen (Spulrad, Ketten- 
spulmaschine) aufgewunden und von da in Schraubenlinien auf einen Haspel 
(Scherrahmen) aufgewickelt. Vom Scherrahmen werden die Kettenfäden 
auf die hintere Horizontalwalze des Webstuhls, den Kettenbaum, aufgebracht 
(aufgebäumt), die Fadenenden nach der durch die Gewebeart bedingten 
Ordnung durch Vorrichtungen zum Heben und Senken der Fäden und zur 
zwangsläufigen Faden führung gezogen und an der vorderen wagerechten 
Walze des Webstuhls, dem Brust- oder Zeugbaume, befestigt. Zum Heben 
und Senken dienen einarmige Hebel (Tritte) unten im Webstuhl und damit 
verbundene, senkrecht beweglich zwischen dem Ketten- und dem Brustbaume 
hängende Schäfte, je zwei parallele Latten, zwischen denen mit Schleifen 
oder kleinen Augen aus Zwirn, Glas oder Metall versehene Schnüre (Litzen) 
gespannt sind. Für die gleichmäßige Fadenführung sorgt das Rietblatt, 
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das in vollständig gleichem Abstand eine entsprechend große Anzahl dünner 
Stäbchen (Riete, Rohre, Zähne) aus gespaltenem Rohre oder plattgewalztem 
Drahte enthält, zwischen denen die Kettenfäden zum Brustbaume laufen. 
Indem nun der Weber abwechselnd den einen und den anderen Hebel tritt, 
bewegen sich die Schäfte auch abwechselnd auf und ab, nehmen die zuge- 
teilten Kettenfäden mit und bilden zwischen den Lagen der Kette einen 
freien Raum, das »Fach«. Durch das Fach wird entweder frei mit der 
Hand (Handschütze) bei schmalen Geweben oder mit Hilfe einer sog. Peitsche 
(Schnellschütze) bei breiten Stoffen mechanisch ein schiffchenartiges Werk- 
zeug, die Schütze (Weberschütze. Weberschiffchen) hindurchgeworfen, die 
den Schußfaden enthält und von der Spule oder Rolle abrollt. Nach dem 
Eintragen muß der Schußfaden in möglichster Regelmäßigkeit an den vorher- 
gehenden angeschoben werden, was durch Anschlagen mit der im Webstuhle 
schwingend aufgehängten Lade, zwei parallelen, durch Querhölzer zu einem 
Rahmen vereinigten Doppelstäben . geschieht. An der Lade befindet sich 
auch die Schützenbahn für die Schütze. Damit das Gewebe überall gleich 
breit und ohne Längsfalten ausfällt, wird es durch besondere Breithalter 
(Spannstab) in der Schußrichtung gespannt. Mit dem Fortschreiten des 
Webevorganges wickelt sich selbsttätig die Kette vom Kettenbaum ab und 
das fertige Gewebe auf den Zeugbaum auf. 

Je mehr die Zahl der Lagen des Eintrags zu den Kettenfäden wechselt, 
um so mehr Abteilungen müssen aus den Kettenfäden gebildet werden, und 
um so mehr Tritte und Schäfte sind zur Hebung und Senkung dieser 
Kettenabteilungen nötig. Bei den einfachen Geweben lassen sich diese 
Geschirre im Webstuhle bequem unterbringen und sicher vom Weber regieren. 
Bei Geweben mit mannigfaltigen Verflechtungen zwischen Kette und Schuß 
und einer dadurch bedingten großen Verschiedenheit in der Fadenlage und 
Fachbildung müssen an Stelle der Geschirre andere übersichtlichere Vor- 
richtungen von geringerem Raumbedarfe treten. Am vollkommensten ent- 
spricht den Anforderungen die Jacquardmaschine, die infolgedessen auch 
die früher verwendeten Musterwebstühle ganz verdrängt hat. 

Die Jacquardmaschine arbeitet mit einem verwickelten Hebelwerke mit 
Nadeln und Platinen, einem gelochten vierseitigen Prisma und gelochten 
Pappblättern (Jacquardkarten). Jede Karte bewirkt eine von ihrer Lochung 
abhängige, genau bestimmte Spaltung der Kette, so daß der Schußfaden das 
Muster bildet. Für verschiedene Schußfäden müssen deshalb verschiedene, 
nach Maßgabe des Musters gelochte Karten vorhanden sein. Für manches 
Muster sind mehrere hundert, auch wohl über tausend Karten nötig. Vom 
Muster selbst wird vorher auf Papier eine Zeichnung, die Patrone, gefertigt, 
die über den Lauf oder die Lage eines jeden Ketten- und Schußfadens 
Aufschluß geben und mithin eine genaue, vergrößerte Abbildung des zu 
webenden Stoffes darstellen muß. Auf Grund dieser Patrone erfolgen die 
Vorbereitungsarbeiten zum Weben. 

Man unterscheidet: 

1. glatte oder schlichte Gewebe, bei denen der Einschußfaden ab- 
wechselnd über oder unter einen Kettenfaden geht und die Kette 
in zwei Hälften teilt; die eine deckt er, von der anderen wird er 
gedeckt; bei jedem Einschußfaden wechselt der Vorgang; 

2. Köpergewebe, bei denen abteilungsweise Kettenfäden gleichzeitig 
durch den Einschuß gebunden werden, so daß abwechselnd breitere 
Höhenstreifen und schmalere Furchen entstehen; auch ändert sich 
wohl die Stellung der Fäden so, daß die Bindungen seitlich fort- 
schreiten, aneinanderstoßen und schräg über den Stoff laufende 
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Linien bilden. Je nach der Zahl der Kettenfäden in den einzelnen 
Abteilungen der Kette ergibt sich eine Abwechslung in der Gewebeart 
(mehrschäftiger Köper); 

3. atlasartige Gewebe, die ähnlich wie der Köper entstehen, nur sind 
die Bindungen zerstreut angebracht und in geringerer Zahl versteckt 
vorhanden. Dadurch, daß der Kettenfaden flott über mehrere 
Einschußfaden hinweggeht, dann einen Einschußfaden unterfährt 
und sofort wieder auf der Oberfläche erscheint, um abermals 
mehrere Einschußfaden zu übergreifen, erhält das Gewebe einen 
großen Glanz; 

4. gemusterte oder »fassonniertc« Stoffe, bei denen Kette und Schuß 
derart verschlungen werden, daß auf dem Gewebe Muster (Figuren, 
»Dessins«) entstehen, die sich vom Grunde sichtbar abheben; 

5. Sammet und sammetartigc Stoffe, bei denen auf geköpertem oder 
glattem Gewebe durch Verwendung von Nadeln mit herzförmigem 
Querschnitt und einer besonderen Polkcttc eine weichhaarige Decke 
aus aufrecht stehenden Schlingen gebildet wird (ungerissener Sammet). 
Werden die Schlingen aufgeschnitten, so spricht man von gerissenem 
Sammet; 

6. Gaze und gazeartige Stoffe sind Gewebe mit gekreuzter Kette; je 
zwei Nachbarfäden der Kette lagern sich abwechelnd von links nach 
rechts übereinander und halten die Schußfäden zwischen diesen 
Kreuzungstellen fest. 

Besondere Webarten kommen bei Tüllen und Spitzengrund vor; hierbei 
werden eigens dazu eingerichtete Schäfte oder auch besondere Maschinen 
benutzt. 

Sämtliche Gewebegrundarten lassen sich beliebig in einem Gewebe ver- 
einigen unter gleichzeitiger Verwendung verschiedener Stoffe und verschieden 
gefärbter oder verschieden dicker Fäden; es ergibt sich daraus eine unend- 
liche Mannigfaltigkeit der Gebilde. Durch Zusammenweben von zwei 
Ketten lassen sich auch Doppelgewebe und hohle Gewebe (Lampendochte, 
Säcke ohne Naht, Schläuche) erzeugen. 

In Chemnitz werden vorwiegend Webwaren aus gemischten Rohstoffen 
(Wolle. Baumwolle, Seide, Jute und Leinen) hergestellt, und dabei nicht 
allein Garne verschiedener Natur und Herkunft, sondern auch gleich zu 
einem Faden versponnene verschiedene Spinnstoffe verwebt. Von be- 
sonderer Bedeutung ist in Chemnitz die Möbelstoffweberei, die in Deutschland 
keinen zweiten gleichwertigen Platz aufweist. Die Erfindung der Jacquard- 
maschine, die Einführung der mechanischen Weberei und des Schönherrschen 
Webstuhls, der durch seine dem Handweben nachgebildete Arbeitsweise be- 
sonders geeignet war , die ungelernten Arbeitskräfte zur mechanischen 
Weberei überzuführen, und der auch heute noch bei der Eigenart der viel- 
gestaltigen Möbelstoffe das geeignetste Stuhlsystem ist , haben diese Iüit- 
wicklung ermöglicht. Für Massenerzeugung gibt es heute leistungsfähigere 
Stuhlsysteme; anderseits ist aber auch noch der Handstuhl in Betrieb für 
einzelne eigenartige und besondere Sorgfalt erfordernde Gattungen. 

Die Technik dieser Möbelstoffweberei umfaßt das ganze Gebiet der 
Webekunst. In der Herstellung der feinsten und teuersten Stoffe, wie sie 
Lyon und Elberfeld anfertigen, leistet auch Chemnitz Hervorragendes; 
das Hauptgebiet sind aber die Waren aus Wolle und Baumwolle für den 
großen Bedarf, denen durch Ausnutzung aller technischen Hilfsmittel und 
besonders durch schöne Muster ein gewinnendes Aussehen verliehen wird. 
Zur Zeit werden erzeugt: 
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t. stückfarbige Stufte (Damaste, Ripse, Moircen usw.), . meist roh 
gewebt und dann Gegenstand der Stückfärberei und »Appretur«; 

2. »Dekorationsplüsche« aus Leinen, Baumwolle und verwandten 
Stoffen. Beide Arten Stoffe lassen sich auf Vorrat arbeiten und 
nach Bedarf ein färben, was besonders für geschäftsstille Zeiten von 
Wert ist. Die Färberei und Appretur dieser Waren wird von 
Chemnitz besonders gepflegt; seine Industrie nimmt darin den ersten 
Platz auf dem Weltmarkt ein; 

3. bunte Phantasiestoffe und gemusterte Ripse; 

4. Vorhangstoffe und abgepaßte Vorhänge, ferner Tischdecken, die 
nebst der dazu verwendeten Chenille noch vielfach auf Handstühlen 
gefertigt und meist noch bestickt werden; 

5. einfarbige und buntgedruckte oder buntgewebte Möbelstoffe 
(Moquettes). 

Die Möbelstoffwebcrei beschäftigt in Chemnitz gegen 4000 mechanische 
und mit Einschluß der näheren Umgebung vielleicht ebensoviel Handstühle; 
auch Handweber in der Rhön und im Fichtelgebirgc sind dafür tätig. Der 
Jahresumsatz beträgt etwa 30 Millionen Mark. Die Absatzgebiete verteilen 
sich über die ganze Erde. 

Als besondere Zweige der Chemnitzer Weberei sind noch zu erwähnen 
die Fabrikation von Schirmstoffen, die Roßhaarweberei und die Herstellung 
von Gummiborten (besonders zu Handschuhen). Die früher bedeutende 
Seidenstoffindustrie ist sehr zurückgegangen, und die Anfertigung von 
Stoffen zu Volkstrachten, einst ein blühender Geschäftszweig, hat ganz 
aufgehört. Die Weberei der Kattune und einfachen Ginghams, die vor 
allem billige Erzeugung erfordert, hat sich von Chemnitz weg aufs Land 
gezogen; die Kleiderstoti weberei ist schon frühzeitig in die Nachbarschaft 
(Glauchau, Meerane) übergesiedelt. Überhaupt weisen die Nachbarstädte 
— Frankenberg, Mittweida, Hohenstein- Ernstthal , Lichtenstein -Callnberg, 
Zschopau, üderan, Rochlitz und Roßwein — eine große Ausdehnung der 
Weberei und eine außerordentliche Vielseitigkeit der erzeugten Waren auf. 

In Anlehnung an die Weberei . aber als besondere Industrie, hat sich in 
Chemnitz auch eine anselmliche Wachstuchherstellung entwickelt. Die aus 
Baumwolle, Flachs oder Jute hergestellten Grundgewebe werden mit Firnis 
und Ölfarbe überzogen, bedruckt und bemalt. 

VII. Strickerei und Wirkerei. 

Während in der Weberei infolge der nahezu rechtwinkligen Kreuzung 
zweier gestreckter Fadensysteme ein fast starres oder doch wenig elastisches 
Flächengebilde entsteht, wird die Strick- und die Wirkware durch die immer 
wiederkehrende Abbiegung des Fadens von seiner gestreckten Lage zu einem 
Erzeugnis von hoher Dehnbarkeit und ist deshalb für Kleidungstücke sehr 
geeignet, die die Körperformen faltenlos umschließen sollen, ohne die Be- 
weglichkeit zu hindern. 

Die Strickware entsteht aus einem einzigen, endlosen Faden durch 
Schleifen- und Maschenbildung, und zwar wird jede neu gebildete Schleife 
sofort durch eine Masche der bereits fertigen Ware hindurchgezogen, also 
immer einzeln gleich zur Masche verarbeitet. Maschinenmäßig geschieht 
diese Arbeit unter Zuhilfenahme der Zungennadeln, die so eingerichtet sind, 
daß sie durch eine Masche der alten Ware hindurchgehen, darauf den Faden 
erfassen und ihn in Form einer Schleife durch die alte Masche ziehen 
können. Die Strickmaschine, die auf einem Patente des Chemnitzer 
Fabrikanten A. Fäsenstuck (1857) beruht und später mehrfach verbessert 
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worden ist. liefert alle Arten durch Maschenverbindung zu bildender Gegen- 
stände der Ober- und Unterkleider, namentlich in gröberer Ware. In der 
Feinheit der Maschen ist die Maschine wegen der verwickelten Gestaltung 
• der Zungennadcln beschrankt, sonst bietet sie aber in bezug auf Aus- 
führung und Musterung ihrer Erzeugnisse die unbeschränkte Mannigfaltig- 
keit der Handstrickerei. Nachdem es durch die vortrefflichen neueren 
Ausführungsformen gelungen ist, selbsttätig mindernde Strickmaschinen in 
größerer Breite (zum gleichzeitigen Arbeiten mehrerer Warenstücke) mit 
Motorbetrieb zu verwenden, hat sich dieses Maschinensystem auch im Groß- 
betriebe für die Anfertigung von Unterkleidern rasch eingebürgert. 

Bei der Wirkware erfolgt die Schleifen- und Maschenbildung unter Ver- 
wendung nur eines endlosen Fadens, der mit sich selbst verschlungen wird 
(»Kulierware«), oder eines Systems unter sich paralleler Fäden (einer Kette), 
die seitlich miteinander in Form von Maschen (Kettenware) verschlungen 
werden. Beide Arten von Wirk waren werden auf gleiche Art insofern her- 
gestellt, als zunächst eine der Breite des Stückes entsprechende Anzahl von 
Schleifen gearbeitet wird, über die dann die bereits fertige Ware hinweg- 
geschoben wird, so daß sie sich in die Schleifen einhängt. Es werden also 
auf diese Weise aus allen gleichzeitig gearbeiteten Schleifen auch zu gleicher 
Zeit Maschen gebildet. Das Wesentliche am Wirkstuhl ist die Wirknadel. 

Die Erzeugnisse der Wirkerei kommen als »reguläre« und als »ge- 
schnittene« Ware in den Handel. Die reguläre Ware erhält ihre fertige 
Form schon während des Wirkens; sie hat feste Begrenzungen, die nicht 
von selbst aufgehen. Die geschnittene Ware wird aus einem größeren 
Warenstück ausgeschnitten und ist deshalb an den Rändern offen; beim 
Zusammenfügen zu einem Gebrauchsgegenstand entstehen dicke Nähte, weil 
beim Nähen mehrere Maschenreihen mitgefaßt werden müssen, um das Auf- 
gehen der Nähte zu verhindern. 

Die »Kulierware« wird auf dem Rund- oder Schlauchstuhl oder auf 
dem flachen »regulären« Wirkstuhle hergestellt. Bei dem Rundstuhl ist die 
Nadelreihe kreisförmig angeordnet, die Maschenbildung erfolgt daher stetig 
umlaufend und ununterbrochen; außerdem lassen sich die Werkzeuge für 
die Maschenbildung so oft auf dem Nadelkranz eines Stuhles anbringen, 
als es der Umfang zuläßt, so daß mit jeder Umdrehung des Nadelkranzes 
so viel Maschenreihen fertig werden, als der Stuhl solche Systeme enthält. 
Hieraus ergibt sich eine bedeutend vermehrte Erzeugung. 

Die Rundwirkmaschinen liefern schlauchförmige, endlose Warenstücke 
von sich gleichbleibender Weite, deren fernere Verarbeitung sich kaum von 
der gewebter Waren unterscheidet. Sie sind besonders geeignet zur Her- 
stellung i. sehr feiner und dichter, 2. plüschartiger, 3. farbig gemusterter 
Waren. Im Chemnitzer Bezirke dienen sie überwiegend für die Erzeugung 
glatter gewirkter Stoffe, die seit dem Aufkommen der Jägerschen Woll- 
kleidung einen außerordentlichen Umfang angenommen hat; die Herstellung 
von Strümpfen aus Rundstuhlwarc ist dagegen im Schwinden begriffen, da 
die hierbei unvermeidlichen, stark auftragenden Nähte den Gebrauch beein- 
trächtigen und die vollkommenere »reguläre Ware« sich nach dem heutigen 
Stande der Technik nicht wesentlich höher im Preise stellt. 

Als flacher »regulärer Wirkstuhl« sind vorwiegend der Paget- und der 
Cottonstuhl im Gebrauch. Beide enthalten für die Maschenbildung und 
das Mindern voneinander unabhängige Vorrichtungen, die durch seitliches 
Verschieben der Hauptwelle wechselweise mit dem Antriebe verbunden 
werden; das Kulieren der Maschenhenkel und die Ausbildung der Maschen 
geschieht also nicht wie bei dem Rundstuhl ununterbrochen , sondern ab- 
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wechselnd. Am besten hat sich der Cottonstuhl eingeführt, der über- 
sichtlich angeordnet und sehr dauerhaft ist; er leistet 60 Reihen in der 
Minute. 

Die flachen regulären Wirkstühle liefern Warenstücke, die in ihrer Form 
den Körperteilen, die sie bekleiden sollen, nach Möglichkeit entsprechen, 
die indes, um gebrauchsfertig zu werden, durch eine übcrwendliche Naht 
zu schließen sind. Diese Arbeit fällt heute meist einer hierfür in eigen- 
artiger Weise eingerichteten Nähmaschine zu, die eine Vorrichtung hat, 
um die sich stark nach innen rollenden Randmaschen der Nadel zuzu- 
führen. 

In der Chemnitzer Wirkerei nehmen die flachen regulären Wirkstühle 
den ersten Rang ein; sie dienen — heute fast ausschließlich in ihrer voll- 
kommensten Gestalt, dem System Cotton — zur Erzeugung der Hauptwaren 
des Chemnitzer Marktes: Strümpfe aller Gattungen und Größen, besonders 
in feinerer, leichterer Ware von den wertvollsten bis zu den billigsten 
Sorten, wie sie für das Hauptabsatzgebiet Nordamerika verlangt werden. 
Vereinzelt werden auch Unterkleider (Jacken , Hosen u. dgl.) angefertigt. 
Es sind aber auch ältere Maschinensysteme noch vielfach im Gebrauch für 
mehrfach geringelte Ware, für durchbrochene, sog. Petinetmusterung (durch 
Verhängung der Maschen innerhalb der Nadelreihe mittels der Deckmaschine 
hergestellt) u. dgl. m., und selbst der Handstuhl wird noch (für Handschuhe) 
verwendet. 

Der Kettenstuhl, der in seiner Bauart wesentlich einfacher ist als der 
Kulierstuhl, kann seiner ganzen Anordnung nach nur endlose Stoffstücke 
in gleichbleibender Breite liefern. Die in Chemnitz gefertigten Kettenstoffe 
werden nahezu ausschließlich für Handschuhe gebraucht, schwierige Schnitt- 
formen , wie bei den Lederhandschuhen, mit Maschinen ausgestanzt. Das 
Nähen vollzieht sich in der für Webwaren üblichen Weise. Die Stoffe 
haben etwas geringere Elastizität, lassen sich aber in außerordentlicher Fein- 
heit und Dichtigkeit herstellen, namentlich sehr einfach derart, daß von 
verschiedenartigen gleichzeitig verarbeiteten Stoffen nur der eine (höher- 
wertige) auf der Warenoberfläche sichtbar wird. Wollene Kettenstoffe 
werden auch wohl dem Verfahren des Walkens unterworfen und zeigen 
dann einen tuchartigen Charakter. (Schluß Mgt) 



Ausführungsbestimmungen zum französischen Starkstrom- 
gesetze. 

Auf Grund der Bestimmungen in Art. 2. 4 und 19 des Gesetzes über 
die Anlagen zur Verteilung elektrischer Energie in Frankreich vom 15. Juni 
1906 (vgl. Archiv 1907, S. 54) hat der Minister der öffentlichen Arbeiten, 
der Posten und Telegraphen nach Anhörung des Elektrizitätsausschusses 
und des technischen Betriebsausschusses der Eisenbahnen unterm 21. März 
1908 Ausführungsvorschriften erlassen, die diejenigen technischen usw. Be- 
dingungen enthalten, die bei Herstellung elektrischer Starkstromanlagen im 
Interesse der öffentlichen Sicherheit erfüllt werden müssen, und in denen 
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unter anderem eingehende Bestimmungen über den Schutz vorhandener 
Telegraphen-, Fernsprech- und Signalanlagen getroffen worden sind. Der 
Inhalt der Vorschriften ist im nachstehenden — zum Teil auszugsweise — 
wiedergegeben. 

Kapitel I. 

Allgemeine technische Vorschriften für Starkstromanlagen. 

Abschn. I. Einteilung der Starkstromanlagen und allgemeine 

Sicherheitsvorschriften. 

Art. I. Die Starkstromanlagen müssen je nach der höchsten, zwischen 
den Stromleitern und Erde vorhandenen Betriebspannung mit Schutzvor- 
kehrungen versehen sein. Hinsichtlich dieser Spannung werden zwei 
Gattungen von Anlagen unterschieden: 

1. Gattung. A. Gleichstromanlagen, bei denen die höchste Betrieb- 
spannung zwischen den stromführenden Drähten und Erde 600 Volt nicht 
übersteigt. — B. Wechselstromanlagen, bei denen die höchste effektive 
Spannung zwischen den stromführenden Drähten und Erde 150 Volt nicht 
übersteigt; 

2. Gattung. Anlagen, die mit höheren als den vorstehend angegebenen 
Spannungen betrieben werden. 

Art. 2. Die Starkstromanlagen müssen technisch so ausgeführt sein, 
daß die Wasserabflüsse, die Eingänge zu Grundstücken und Häusern, die 
Telegraphen- und Fernsprechanlagen, der öffentliche Verkehr usw. nicht 
beeinträchtigt oder gefährdet werden. 

Abschn. II. Oberirdische Linien. 

Art. 3. Stützpunkte. § 1. Hölzerne Stangen müssen gegen die Ein- 
wirkungen der Feuchtigkeit und des Erdbodens besonders geschützt sein. 
§ 2. Wenn die Stangen mit einer Erdleitung versehen sind, muß diese bis 
zur Höhe von 3 m über dem Boden mit einer Schutzverkleidung umgeben 
sein, die eine Berührung des Drahtes durch Unbefugte verhindert. § 3. 
Alle Stützpunkte sind zu numerieren. § 4. Bei Anlagen der zweiten 
Gattung sind die Stangen und Mctallmasten mit guten Erdverbindungen 
zu versehen. § 5. Bei Kreuzungen öffentlicher Wege sind die Stützpunkte 
so nahe als möglich zusammenzurücken. 

Art. 4. Isolatoren. Die Isolatoren für Starkstromanlagen der zweiten 
Gattung müssen nachstehenden Bedingungen entsprechen: Isolatoren, die 
für Anlagen von weniger als 10000 Volt Betriebspannung verwendet 
werden sollen, müssen eine dreifache Prüfspannung aushalten. Bei Betrieb- 
spannungen von mehr als 10000 Volt muß die Prüfspannung 30000 Volt, 
vermehrt um das Zweifache der die Betriebspannung von 10 000 Volt über- 
steigenden Spannung betragen. 

Art. 5. Drähte. § 1. Die Drähte müssen außerhalb der Reichweite 
verlaufen. § 2. Der niedrigste Punkt der stromführenden und sonstigen 
Drähte muß liegen a) mindestens 6 m über dem Erdboden bei Anlagen, die 
längs öffentlicher Wege verlaufen; b) mindestens 8 m bei Kreuzungen öffent- 
licher Wege. § 3. In keinem Falle darf der Durchmesser der strom- 
führenden Drähte schwächer als 3 mm sein. § 4. öffentliche Wege dürfen 
nicht in einem spitzeren Winkel als 30 überschritten werden. § 5. In 
den Kreuzungsfeldern und den benachbarten Feldern dürfen keine Spleiß- 
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und Lötstellen vorhanden sein. Die Drähte müssen in den genannten 
Feldern an den Isolatoren im oberen Drahtlager befestigt sein. § 6. Bei 
Anlagen der zweiten Gattung müssen folgende Vorkehrungen getroffen sein: 

a) die Stangen und Masten müssen zum Schutze gegen Berührung bis zur 
Höhe von wenigstens 2 m vom Erdboden mit einer Schutzverkleidung ver- 
sehen sein; b) an Wegekreuzungen und Winkelpunkten müssen Vor- 
kehrungen getroffen sein, um etwa von den Isolatoren abgleitende Drähte 
sicher aufzufangen; c) jeder Stützpunkt muß in großen Buchstaben die 
Aufschrift »Gefährlich« tragen sowie den Zusatz »Es ist streng verboten, 
Drähte zu berühren; auch wenn sie zur Erde gefallen sind.« § 7. Beim 
Überschreiten von Wohnstätten müssen die Drähte mindestens 1 m von den 
Häuserfronten entfernt bleiben, in jedem Falle außerhalb der Reichweite. 
Bei Führung längs der Dächer muß ein Mindestabstand von 1,50 m gewahrt 
sein. 

Art. 6. Mechanischer Widerstand der Konstruktionen. § 1. Den 
Festigkeitsrechnungen für die Drahtlcitungen , Stützpunkte, Eisenteile usw. 
ist sowohl die gewöhnliche Beanspruchung durch die Belastung als auch 
die mögliche zufällige Mehrbelastung zu gründe zu legen. Als ungünstigster 
Fall der Mehrbelastung gilt: a) bei der mittleren Temperatur der Gegend 
ein Winddruck von 120 kg auf das Quadratmeter ebener Überfläche oder 
72 kg auf das Quadratmeter der Längsausdehnung bei zylindrischen Körpern; 

b) bei der niedrigsten Temperatur der Gegend ein Winddruck von 30 kg 
auf das Quadratmeter ebener Oberfläche oder 18 kg auf das Quadratmeter 
der Längenausdehnung bei zylindrischen Körpern. § 2. Solche Teile von 
Anlagen der zweiten Gattung, die längs öffentlicher Wege verlaufen, müssen 
eine dreifache Bruchfestigkeit aufweisen; bei Teilen, die Wohnstätten be- 
rühren oder öffentliche Wege überschreiten, muß eine fünffache Bruch- 
sicherheit vorhanden sein. 

Art. 7. Der Unternehmer solcher Anlagen der zweiten Gattung, die 
sich über mehrere Ortschaften erstrecken , muß zwischen den wichtigsten, 
von der Starkstromanlage berührten Ortschaften und der Zentrale oder der 
nächsten Wachtstelle unmittelbare Sprechverbindungen herstellen, sofern 
nicht am Eingange der betreffenden Ortschaften Apparate angebracht sind, 
die die Abschaltung des Stromes im Not falle gestatten. 

Abschnitt III. Unterirdische Anlagen. 

Art. 8. Allgemeine Vorschriften für die Verlegung unterirdischer 
Leitungen. § 1. Die unterirdischen Starkstromleitungen müssen gegen 
Beschädigungen durch Senkungen des Erdreichs, durch Druck harter Körper, 
durch Werkzeuge bei Aufgrabungen usw.. mechanisch geschützt werden. 
§ 2. Starkstromleitungen , die mit einer Metallverkleidung umgeben sind 
oder in Metallrohren verlaufen, müssen ebenso sorgfältig isoliert sein wie 
Kabel, die unmittelbar in die Erde verlegt werden. § 3. Es sind Vor- 
kehrungen zu treffen, daß das Eindringen von Wasser in Kabelkanäle ver- 
hindert, und etwa eingedrungenes Wasser rasch entfernt werden kann. 

Art. 9. Kabelrohrstränge, die in der Nähe von Gasleitungen verlegt 
sind, müssen mit Vorrichtungen versehen sein, die eine regelmäßige Lüftung 
gestatten. 

Art. 10. Rohrstränge für Gas- und Wasserleitungen sowie für Preß- 
luft dürfen nicht in die Kabelbrunnen der Starkstromleitungen eingeführt 
werden. Die Brunnen müssen lüftbar sein. Die Starkstromleitungen sind 
gegen die Abschlußdeckel gut zu isolieren. 
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Abschnitt IV. Unterstationen, Umformerstationen und 

sonstige Einrichtungen. 

Art. 11. Allgemeine Vorschriften für die Aufstellung von Motoren und 
sonstigen Apparaten (Anbringen von Schutzgehäusen, Schutzgittern usw. 
um bewegliche Teile; Signalabgabe bei Inbetriebsetzung und Anhalten von 
Maschinen; Vorschriften über Reinigen und ölen beweglicher Teile; Betrieb 
von Fahrstühlen, Hebewerken usw.; Vorschriften für feuchte Räume und 
durchtränkte Betriebstätten). 

Art. 12. Einzelvorschriften für Motoren, Umformer und Apparate in 
Starkstromanlagen der zweiten Gattung (Abschluß der Räume; Kennzeich- 
nung als »Gefahrlich«; Anbringung isolierter Bedienungsgänge von 2m 
lichter Höhe und 1 m lichter Breite). 

Art. 13. Leitungsanlage in Unterstationen und Umformerstationen 
(Anordnung blanker Leitungen; Schutz durch Schmelzsicherungen; Schutz 
gegen atmosphärische Entladungen, wenn ein oberirdisches Leitungsnetz von 
mehr als 500 m Länge an den Betriebsraum angeschlossen ist). 

• Art. 14. Schalttafeln (Anbringung isolierter Bedienungsgänge, wenn 
Leitungen der zweiten Gattung in Betracht kommen; auffällige Bezeichnung 
dieser Leitungen usw. durch Farbenanstrich o. dgl.). 

Art. 15. Sammlerräume (Lüftungseinrichtungen; doppelte Glasglocken 
um die Glühlampen). 

Art. 16. In den Betriebsräumen der Unterstationen muß eine Not- 
beleuchtung vorhanden sein. 

Art. 17. Alle Säulen. Träger, Metallteile in Unterstationen usw. müssen 
geerdet sein, wenn sie möglicherweise Spannungen von Anlagen der zweiten 
Gattung annehmen können. 

Abschnitt V. Leitungsabzweigungen. 

Art. 18. Allgemeine Vorschriften (Einschalten von Stromunterbrechern). 

Art. 19. Oberirdische Anlagen (Anordnung außer Reichweite). 

Art. 20. Unterirdische Anlagen (Schutz durch isolierendes Material, 
z. B. Bewehrung des Kabels, Muffen). 

Kapitel II. 

Einzelvorschriften für Starkstromanlagen, die Wasserläufe, Schiffahrt- 
kanäle und Eisenbahnen überschreiten, sowie für elektrische Bahnen. 

Art. 21. Allgemeine Vorschriften. Für Starkstromanlagen, die Flüsse, 
schiffbare oder flößbare Ströme, Kanäle oder Eisenbahnen überschreiten, 
ebenso für elektrische Bahnen gelten die Vorschriften des Kapitels I, so- 
weit nicht im nachstehenden besondere Bestimmungen getroffen sind. 

Abschnitt I. Uberschreiten von Wasserläufen und Schiffahrt- 
kanälen durch oberirdische Anlagen. 

Art. 22. Höhe der Leitungen. § 1. Die Mindesthöhe über dem 
Wasserspiegel schiffbarer Flüsse und Kanäle wird von Fall zu Fall unter 
Berücksichtigung des Charakters der das Gewässer benutzenden Schiffe usw. 
festgesetzt , sie darf nicht geringer sein als 8 m über dem höchsten Wasser- 
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stände. § 2. Dieselbe Mindesthöhe von 8 m ist beim Überschreiten anderer 
öffentlicher Gewässer anzuwenden. 

Art. 23. Die Starkstromleitungen müssen beim Uberschreiten von schiff- 
baren Gewässern und Schilfahrtkanälen eine fünffache, beim Uberschreiten 
von sonstigen öffentlichen Gewässern sowie von nicht dem öffentlichen 
Verkehr freigegebenen Zweigarmen der Flußläufe und Kanäle und über 
Treidelwegen eine dreifache Sicherheit besitzen. 

Abschnitt II. Uberschreiten von Eisenbahnlinien. 

Art. 24. Allgemeine Vorschriften. § 1. Zum Uberschreiten von Eisen- 
bahnen müssen alle Starkstromleitungen in erster Linie vorhandene künst- 
liche Bauwerke (Ubergänge oder Unterführungen) benutzen; diese sind 
tunlichst nicht in schräger Linie zu kreuzen. Können solche Anlagen in- 
folge örtlicher Verhältnisse nicht benutzt werden, so müssen die Leitungen 
an einer möglichst schmalen Stelle des Bahnkörpers übergeführt werden. 
§ 2. Die Starkstromlinie, zu welcher der die Eisenbahn überschreitende 
Teil gehört, muß von dem übrigen Teile der Anlage und von jedem Strom- 
erzeuger abschaltbar sein. § 3. Sondervorschriften sind erforderlichenfalls 
zu erlassen zum Schutze der für die Überschreitung benutzten Bauwerke, 
besonders wenn an ihnen metallische Teile vorhanden sind. 

Art. 25. Oberirdische Anlagen. § 1. Starkstromleitungen, die nicht 
ein vorhandenes Bauwerk zur Überschreitung benutzen , müssen die Eisen- 
bahn in einem Felde möglichst senkrecht zu den Schienen, jedenfalls in 
einem Winkel von mindestens 6o° kreuzen. Der niedrigste Punkt muß 
mindestens 7 m über Schienenoberkante liegen. Die Anlage muß von der 
nächsten vorhandenen elektrischen Leitungsanlage einen Mindestabstand von 
2 m in wagerechter Richtung innehalten. § 2. Die Stützpunkte des 
Kreuzungsfeldes müssen mindestens je 3 m von der Außenkante der nächsten 
Schiene entfernt und soweit als möglich außerhalb der längs der Bahn ge- 
führten Leitungsanlagen aufgestellt sein. § 3. Die Stützpunkte an den 
Kreuzungstellen sind einzubetonieren und so fest herzustellen, daß sie im 
Falle des Bruches sämtlicher Drähte im Nachbarfelde dem von der anderen 
Seite ausgeübten Zuge standhalten können, es sei denn, daß der Unter- 
nehmer eine gleichwertige Sicherung durch andere Maßnahmen vorsieht. 
§ 4. Die Vorschriften des Kap. I, besonders soweit sie sich auf 
Kreuzungen beziehen, finden Anwendung mit der Maßgabe, daß jeder strom- 
führende Draht an jedem Stützpunkt an zwei Isolatoren befestigt werden 
muß. § 5. An jedem Stützpunkt ist ein Fangrahmen anzubringen, der den 
ganzen Linienzug umschließt und verhindert, daß Drähte zur Erde fallen, 
wenn ein Isolator odef mehrere Isolatoren brechen sollten. § 6. Die Stütz- 
punkte sind zuverlässig zu erden. § 7. Die an der Kreuzungstelle herge- 
stellten Konstruktionen müssen für die Fundamente mindestens eine fünf- 
fache, für den Oberbau mindestens eine zehnfache Bruchsicherheit, berechnet 
nach den Vorschriften in Art. 6, aufweisen. 

Art. 26. Unterirdische Anlagen. § 1. Die unterirdischen Leitungen 
müssen in armierten Kabeln bewährter Bauart geführt werden, die mit 
einem Bleimantel ohne Lötung und mit einer Bewehrung aus Stahldrähten 
umgeben sind. Die Kabel sind nicht nur unter dem Bahnkörper, sondern 
mindestens je bis zu 3 m über die längs der Bahnanlage vorhandenen 
elektrischen Leitungsanlagen hinaus zu verlegen. § 2. Die Kabel sind in 
Röhren von mindestens 6 cm innerem Durchmesser einzuziehen, die beider- 
seitig auf eine solche Strecke über die äußersten Schienen hinaus verlängert 
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werden müssen, daß die Kabel eingezogen und herausgenommen werden 
können, ohne daß unter den Schienen und der Beschotterung Aufgrabungen 
vorgenommen zu werden brauchen. Auf der übrigen Strecke im Bereiche 
des Eiscnbahngeländes können die Kabel als Erdkabel in einer Tiefe von 
mindestens 70 cm unter der Überfläche der Böschungen verlegt werden. 
§ 3. Die für Bahnkreuzungen bestimmten Starkstromkabel dürfen erst ver- 
legt werden, nachdem durch Versuche in der Zentrale nachgewiesen worden 
ist, daß die Kabel a) einen Isolationswiderstand von wenigstens 100 Megohm 
für das Kilometer besitzen und b) bei Anwendung von Wechselstrom eine 
doppelt so hohe Spannung, ohne durchschlagen zu werden, auszuhalten ver- 
mögen, als für den Betrieb der Starkstromanlage vorgesehen ist. 

Abschnitt III. Besondere Vorschriften für elektrische Bahnen. 

Art. 27. Betriebspannung. Die Vorschriften der Art. 3, § 4, Art. 5, 
§§ 2b, 4 und 6. Art. 25 und Art.31, §3 (Satz 1 und 2) finden keine Anwen- 
dung auf die Fahrdrähte, die Tragekonstruktionen und auf Leitungen anderer 
Art, die an den Tragekonstruktionen oder abseits von öffentlichen Wegen 
oder für das Publikum unzugänglich geführt sind, wenn die Anlagen mit 
Gleichstrom bei rieben werden, und die Spannung zwischen den Leitungen 
und Erde 1000 Volt nicht übersteigt. 

Art. 28. Gleise. Werden die Schienen der elektrischen Bahn zur 
Leitung des Stromes mitbenutzt, so müssen alle notwendigen Vorkehrungen 
getroffen sein, um andere Metalleiter, z. B. die Schienen von Eisenbahnen, 
Wasser- und Gasröhren, Telegraphen- und Femsprcchanlagen sowie sonstige 
elektrische Anlagen gegen schädliche abirrende Ströme zu schützen. Zu 
diesem Zwecke sind folgende Vorschriften zu beachten. § I. Die Leitung 
durch die Schienen muß möglichst vollkommen sein; insbesondere darf der 
Leitungswiderstand an den Schienenstößen nicht größer sein als der Wider- 
stand von 10 m normalen Gleises. Die Bahn Verwaltung hat von Zeit zu 
Zeit diese Leitfähigkeit nachzuprüfen und das Ergebnis der Messungen in 
eine Nachweisung einzutragen, die auf Verlangen der Aufsichtsbehörde vor- 
zulegen ist. § 2. Der Spannungsvcrlust in den Schienen darf während 
des gewöhnlichen Wagenverkehrs an keiner Stelle den Betrag von durch- 
schnittlich 1 Volt auf 1 km — gemessen an einer beliebigen Strecke des 
Schienennetzes — überschreiten. § 3. Die mit den Schienen verbundenen 
Rückleitungcn sind zu isolieren. § 4. Wo Weichen eingebaut sind, oder 
der Schienenweg unterbrochen ist, sind besondere Maßnahmen zur Aufrecht- 
erhaltung einer ununterbrochenen Leitung zu treffen. § 5. Wenn die 
Gleise über metallische Anlagen hinweggeführt sind, so müssen sie gegen 
diese an der Kreuzungstelle so gut als möglich isoliert sein. § 6. Solange 
metallische Anlagen in der Umgebung der Gleise nicht verlegt sind, kann 
ein größerer Spannungsverlust, als in § 2 angegeben ist, zugelassen werden, 
unter der Bedingung, daß daraus Unzuträglichkeiten, insbesondere irgend- 
welche Störungen des Telegraphen" und Fernsprechverkehrs oder der Eisen- 
bahn-Signalanlagen nicht entstehen. § 7. Der Unternehmer der Anlage 
hat die erforderlichen Einrichtungen zu treffen, die der Aufsichtsbehörde 
gestatten, die Ausführung der vorstehenden Vorschriften nachzuprüfen ; ins- 
besondere sind erforderlichenfalls Prüfdrähte zwischen bestimmten Punkten 
der Starkstromanlage anzuordnen. 

Art. 29. An allen Stellen, an denen elektrische Bahnen andere Stark- 
stromanlagen oder Telegraphen- und Fernsprechleitungen kreuzen, müssen 
mechanische Vorkehrungen getroffen sein, um diese Linien gegen Berührung 
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mit der Oberleitung der elektrischen Bahn zu schützen. Es sind auch Vor- 
kehrungen zu treffen, daß die Stromabnehmer in keinem Falle benachbarte 
Linien berühren können. 

Art. 30. Die Querdrähte, die zum Aufhängen der Fahrdrähte dienen, 
müssen sorgfältig gegen die Fahrdrähte und gegen Erde isoliert sein. 

Kapitel III. 

Schutz der Telegraphen- und Fernsprechlinien. 

Art. 31. Oberirdische Anlagen.*) § 1. Der Abstand zwischen den 
stromführenden Drähten der Starkstromanlagen und den in der Nähe ver- 
laufenden Drähten von Telegraphen-, Fernsprech- und Signalanlagen muß 
mindestens 1 m betragen. § 2. Verlaufen Starkstromanlagen der zweiten 
Gattung parallel mit Telegraphen , Fernsprech- und Signalanlagen, so muß 
ein solcher Mindestabstand innegehalten werden, daß eine zufällige Be- 
rührung zwischen den beiderseitigen Anlagen ausgeschlossen ist. Der Ab- 
stand muß in diesem Falle mindestens 2 m betragen; nur dann, wenn die 
Starkstromleitung auf ihrer ganzen Länge festgelegt ist, kann ein Abstand 
von 1 m zugelassen werden. § 3. An Kreuzungstellcn sind die Stark- 
stromleitungen tunlichst oberhalb der Telegraphen-, Fernsprech- und Signal- 
anlagen zu führen. In diesem Falle gelten die Vorschriften der Art. 3, 
§ 5 und Art. 5. 5 und 6b. Verlaufen Starkstromleitungen der zweiten 
Gattung unterhalb von Telegraphen-, Fernsprech- und Signalanlagen, so ist 
zwischen beiden Arten von AnIngen eine gut geerdete Schutzvorkehrung 
anzubringen. Die gleiche Vorschrift kann erforderlichenfalls auch auf An- 
lagen der ersten Gattung angewendet werden. Lassen sich die Bestimmungen 
des gegenwärtigen Paragraphen nicht durchführen, so müssen Änderungen 
an den bestehenden Schwachstromlinien vorgenommen werden. § 4. In 
die Schwachstromleitungen, die in der Nähe von Starkstromanlagen ver- 
laufen, können erforderlichenfalls besondere Stromunterbrecher eingeschaltet 
werden. 

Art. 32. Unterirdische Anlagen. § 1. Zwischen unterirdischen Stark- 
stromlinien und Telegraphen-, Fernsprech- und Signalanlagen, die in der- 
selben Richtung in Kabelgräbcn verlaufen, muß ein Abstand von 1 m inne- 
gehalten werden, sofern beide Arten von Kabeln nicht durch eine Scheide- 
wand getrennt sind. § 2. An Kreuzungstellen zwischen unterirdischen 
Starkstromleitungen und Telegraphen-, Fernsprech- und Signalanlagen muß 
ein Mindestabstand von 50 cm innegehalten werden, sofern nicht an diesen 
Stellen die Kabel gleiche Gewähr in bezug auf die allgemeine Sicherheit, 
die Wirkungen der Induktion und der abirrenden Ströme bieten, wie kon- 
zentrische oder mit Bleimantel umgebene und bewehrte Kabel. 

Art. 33. Telegraphen-, Fernsprech- oder Signalanlagen für , den Betrieb 
von Starkstromanlagen der zweiten Gattung, die auf ihrer ganzen Länge 
oder streckenweise am Gestänge von Starkstromanlagen der zweiten Gattung 
verlaufen, sind hinsichtlich ihrer Führung am Gestänge ebenso zu behandeln 
wie die Starkstromleitungen der zweiten Gattung. Dementsprechend sind 
sie den für diese Linien erlassenen Vorschriften unterworfen. Sie sind 
stets unterhalb der Starkstromleitungen anzuordnen. Im übrigen müssen 

*) Die Kosten für Veränderungen an den Telegraphen- und Fernsprechlinien, 
die eher errichtet worden sind als die Starkstromlinien, lallen dem Unternehmer der 
Starkstromanlage zur Last. 
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die Bedienungstationen und die Betriebs- oder Signalapparate so einge- 
richtet sein, daß die sie bedienenden Personen von Erde gut isoliert sind; 
ebenso muß auch gegen die Leitung eine vollkommene Isolation vorhanden 
sein. 

Kapitel IV. 

Unterhaltung und Betrieb der Starkstromanlagen. 

Art. 34. Vorsichtsmaßregeln bei Unterhaltungsarbeiten an Starkstrom- 
linien. — Linien der ersten Gattung. An Wechselstromanlagen der ersten 
Gattung und an Leitungen, die am Gestänge von Starkstromanlagen der 
zweiten Gattung angebracht sind, dürfen keine Arbeiten vorgenommen 
werden, ohne daß ausreichende Schutzvorkehrungen für die Sicherheit des 
Personals getroffen sind. — Linien der zweiten Gattung. § 1. Es ist aus- 
drücklich untersagt, an Linien der zweiten Gattung irgendwelche Arbeiten 
vorzunehmen, bevor nicht die Leitungen von den Stromerzeugern abge- 
schaltet sind. § 2. Die Verbindung darf erst wieder hergestellt werden, 
wenn sicher festgestellt ist, daß kein Arbeiter mehr an der Linie arbeitet. 
Es darf deshalb die Aufforderung zum Einschalten des Stromes nur von 
dem Bauführer oder seinem Bevollmächtigten gegeben werden und auch 
von diesem nur, nachdem er sich vergewissert hat, daß die Arbeiten beendet 
sind, und daß das Baupersonal an einer bei Beginn der Arbeiten verab- 
redeten Stelle vollzählig anwesend ist. Während der Dauer der Arbeiten 
müssen alle zweckdienlichen Maßnahmen getroffen sein, daß ohne ausdrück- 
liche Ermächtigung des Bauführers oder seines Bevollmächtigten Strom 
nicht in die Leitung gesandt werden kann. § 3. Die Vorschriften der 
§§ 1 und 2 können durch Sonderbestimmungen ersetzt werden, die einer- 
seits dem Bauführer die Möglichkeit geben, seinen Trupp nach eigenem 
Ermessen zu schützen, und die anderseits jedem einzelnen Arbeiter ge- 
statten, sich während der ganzen Dauer der Arbeiten durch Abschalt- 
apparate zu schützen. § 4. Wird es ausnahmsweise notwendig, die Arbeiten 
an einer Linie der zweiten Gattung zu unterbrechen, so darf erst auf aus- 
drücklichen Befehl des Bauführers und unter Anwendung aller von ihm 
angeordneten Sicherheitsmaßregeln die Arbeit wieder aufgenommen werden. 

Art. 35. Ausästungen. § 1. Auf öffentlichen Wegen, die zur Führung 
von Starkstromanlagen benutzt werden, muß das Ausästen der Bäume, die 
längs der Wege, auf dem Gelände der Wege oder auf Privatgrund ange- 
pflanzt sind, so oft erfolgen, als es die Sicherheit des Betriebs der Stark- 
stromanlage bedingt. Auf Anfordern der Aufsichtsbehörde ist der Unter- 
nehmer der Starkstromanlage verpflichtet, diese Ausästungen vorzunehmen, 
wobei er die Anordnungen der Wegebehörden zu beachten hat. § 2. Aus- 
ästungen oder ähnliche Arbeiten, die das Personal unmittelbar oder mittelbar 
in Berührung mit stromführenden Drähten oder Metallteilen der Stark- 
stromanlagen der zweiten Gattung bringen können, dürfen nicht vorge- 
nommen werden, ohne daß ausreichende Schutzmaßnahmen für das Personal 
und den öffentlichen Verkehr getroffen sind. 

„ Art. 36. An geeigneten Stellen der mit Anlagen der zweiten Gattung 
ausgestatteten Betriebsräume müssen folgende Vorschriften öffentlich aus- 
gehängt sein: I. eine Warnung, daß es gefährlich und ausdrücklich unter- 
sagt ist, metallische Gegenstände oder Stromleiter, die zu Anlagen der 
zweiten Gattung gehören, selbst mit Gummihandschuhen zu berühren oder 
Arbeiten an solchen Anlagen selbst unter Benutzung von Handwerkszeug 
mit isoliertem Stiele vorzunehmen; 2. ein Auszug aus diesen Ausführungs- 
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bestimmungen und eine Anleitung zur ersten Hilfeleistung bei Unglücks- 
fällen in elektrischen Betrieben, für die besondere Leitsätze durch einen 
Ministerialerlaß noch werden aufgestellt werden. 

Kapitel V. 

Verschiedene Vorschriften. 

Art. 37. Die Mitbenutzung der Erde zur Stromleitung ist untersagt. 

Art. 38. Die Starkstromanlagen müssen bei oberirdischer Führung 

mindestens 20, bei unterirdischer Führung mindestens 10 m entfernt von 
Pulverfabriken, Pulverlagcrn und Aufbewahrungsräumen für Geschosse 
und Sprengstoffe geführt werden. 

Art. 39. Anwendung der Vorschriften. § 1. Abweichungen von vor- 
stehenden Vorschriften können vom Minister der öffentlichen Arbeiten nach 
Bericht des Elcktrizitätsausschusses genehmigt werden. § 2. Die Aufsichts- 
behörde ist ermächtigt, wenn das Interesse der Sicherheit dies erfordert, 
für die Errichtung von Starkstromanlagen besondere Bedingungen aufzu- 
erlegen. Den Betroffenen steht das Recht der Beschwerde an den Minister 
der öffentlichen Arbeiten zu. 



Können die Gerichte über die formellen Voraussetzungen 
eines Beitreibungsbeschlusses Entscheidung treffen? 

Von Ober -Postinspektor Petermann in Berlin. 

Die Frage wird in den Kommentaren zum Reichsbeamtengesetz und in 
der Rechtsprechung verschieden beurteilt. Zu einer höchstinstanzlichen 
Entscheidung dieser Frage hat folgender Fall Veranlassung gegeben. 

Ein Schalterbeamter hatte in seiner Kasse einen Minderbetrag von 
1 1 1 Mark 45 Pf. Die Entstehungsursache war nicht aufzuklären. Der 
Beamte nahm an, daß ihm der Betrag entwendet worden sei. Er hatte 
nämlich ein kleines Kästchen mit 105 Mark Papiergeld und Belegen usw. 
über Nacht nicht in dem eisernen Einsatzwertgelasse, sondern im Vorräume 
dazu (Untersatzschrank) aufbewahrt und meinte, das Papiergeld am nächsten 
Morgen nicht vorgefunden zu haben. Hinsichtlich der weiter fehlenden 
6 Mark 45 Pf hatte der Beamte keine Anhaltspunkte. Sein Glaube an 
einen Diebstahl gewann festere Gestalt, als er bald danach feststellen konnte, 
daß die Tür zum Untersatzschrank auch ohne Schlüssel leicht zu öffnen 
und zu schließen war. Gegen die Verschlußsicherheit der Tür hatte er 
bereits früher, ohne den Mangel voll zu kennen, Bedenken geäußert, die 
auch von zuständiger Stelle anerkannt worden waren, ohne daß sich indes die 
Abstellung des Fehlers bis zum Vorfalle hatte ermöglichen lassen. Den 
Vorhalt, weshalb er trotz dieser Bedenken die 105 Mark in der geschehenen 
Art aufbewahrt habe, beantwortete der Beamte damit, daß das eiserne 
Wertgelaß mit dem Haupt-Wertzeichenbestand, einem besetzten Zahlbrett 
und. der gefüllten Geldschwinge voll belegt gewesen sei und weder für das 
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Kastchen noch für dessen Geldinhalt allein mehr Platz geboten habe. Gegen 
den Nachtwachunterbeamten ließ sich kein Verdacht begründen. Da der 
Fehlbetrag nicht gedeckt wurde und nach der Überzeugung der Behörde nur 
durch grobes Versehen entstanden sein konnte, weil die Aufbewahrung des 
Geldes in dem vom Beamten selbst für nicht genügend sicher gehaltenen 
l ntersatzschrank als grob fahrlässig zu erachten war, so erließ die Ober-Post- 
direktion gegen den Beamten einen Beitreibungsbeschluß. Der Beamte erkannte 
aber seine Ersatzpflicht nicht an. machte vielmehr von dem ihm zustehenden 
Rechtswege Gebrauch. In der Klageschrift führte der Beamte den Fehlbetrag 
wiederum auf Diebstahl zurück, bestritt für sich jedes Verschulden bei 
der Aufbewahrung des Geldes und machte geltend, daß, wenn ein Ver- 
schulden vorliege, dieses nur die Postverwaltung treffe, da sie nicht recht- 
zeitig für die völlige Verschlußsicherheit des Untersatzschrankes Sorge 
getragen habe. Der Klageantrag ging dahin, festzustellen, daß der Beitrei- 
bungsbeschluß mangels der Voraussetzung eines groben Versehens nicht zu 
Recht bestehe. 

Das Gericht erster Instanz wies die Klage ab, indem es sich nicht auf 
die Prüfung beschränkte, ob die gesetzlichen Voraussetzungen des Be- 
schlusses erfüllt seien, sondern indem es in der Sache über die Ersatzfrage 
entschied. In dieser Beziehung gewann es die Uberzeugung, daß der Beamte 
bei einiger Sorgfalt in der Raumverteilung, wenn auch vielleicht nicht das 
Kästchen, so doch das Papiergeld (105 Mark) in dem eisernen Wert- 
gelasse hätte unterbringen können. Dies hätte er um so mehr ins Auge 
fassen müssen, als das Gelaß in erster Linie zur Aufbewahrung des baren 
Geldes zu dienen hatte. Mindestens hätte er, da er den Verschlußmangel 
des Untersatzschrankes kannte, dem Amtsvorsteher Meldung erstatten müssen, 
wenn das eiserne VVcrtgclaß nach seiner Meinung wirklich zur Unter- 
bringung der 105 Mark nicht ausreichte. In dem Verhalten des Klägers 
sei sonach eine grobe Pflichtverletzung zu erblicken. Da dieser als Ursache 
des Fehlbetrags selbst die Art der Aufbewahrung des Geldes hingestellt 
habe, so müsse der Fehlbetrag auch als durch die eigene Handlungsweise 
des Klägers herbeigeführt gelten, und es treffe diesen, wie der Beschluß 
richtig festgestellt habe, die Ersatzpflicht. 

In der Berufungsinstanz drang der Beamte durch. Das Oberlandesgericht 
entschied: Es wird festgestellt, daß der Beklagte (Postfisküs) nicht berech- 
tigt ist, von dem Kläger wegen groben Versehens Erstattung des .... 
Kassendefekts zu verlangen. Der Beamte hatte ungefähr dieselben Ein- 
wendungen wie in der ersten Instanz erhoben und beantragt, festzustellen, 
daß eine Ersatzverbindlichkeit seinerseits für den Kassenfehlbetrag nicht 
bestehe. In den Entscheidungsgründen heißt es: 

»Gegen die Zulässigkeit der Klage bestehen nur insofern Bedenken, als 
der Kläger Feststellung des Nichtbestehens nicht nur seiner defektrechtlichen 
Haftung, sondern ganz allgemein jeglicher Erstattungspflicht verlangt, 
gleichviel wie sie tatsächlich und rechtlich begründet werden könnte. 

In der Rcchtslehre ist es streitig, ob der Klage aus § 144 R. B. G. 
schon dann stattzugeben ist, wenn den Kläger kein grobes Verschulden 
trifft, oder ob es zur Klageabweisung genügt, daß der Kläger irgendeiner 
Pflichtverletzung schuldig befunden wird, auf die — wenn auch nicht 
gerade im Defektenverfahren — seine Schadensersatzpflicht gegründet 
werden könnte. Letztere Ansicht vertreten Pereis und Spilling (zu § 144. 
Anm. 3, S. 266), gestützt auf ältere obergerichtliche Entscheidungen. Im 
entgegengesetzten Sinne sprechen sich Brand (Anm. 4) und Pieper (Anm. 3) 
aus unter Berufung auf die jüngste über diese Frage ergangene Entschei- 
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dung des R. G. vom 28. November 1890 (Juristische Wochenschrift 1891, 
S. 77, Nr. 29). Der erkennende Senat schließt sich ihnen an. 

Offenbar unzutreffend ist es zunächst, wenn Pereis und Spilling geltend 
machen, für die Frage der Zulässigkeit des Beitreibungsbeschlusses in bczug 
auf die Art des Versehens komme es nach § 141 nur auf die Uberzeugung 
der Reichsbehörde an, der Beschluß könne daher nicht deshalb angreifbar 
sein, weil angeblich nur ein geringes, kein grobes Versehen vorliege. 
Indem das Gesetz in § 144 gegen den Beitreibungsbeschluß nicht nur hin- 
sichtlich des Betrags sondern auch hinsichtlich der Ersatzverbindlichkeit 
den Rechtsweg zuließ und die Entscheidung noch ausdrücklich der freien 
richterlichen Überzeugung überwies, hat es ganz klar zu erkennen gegeben, 
daß das mit der Sache befaßte Gericht keineswegs an die dem Beitreibungs- 
beschlusse zugrunde liegende Überzeugung der Verwaltungsbehörde ge- 
bunden, vielmehr berechtigt und verpflichtet sein solle, gerade die Schuld- 
frage ganz selbständig nachzuprüfen. Wenn dann weiter ausgeführt wird, 
es sei unpraktisch und führe zu einer unnötigen Häufung von Prozessen, 
die Klage des Beamten gegen den Beitreibungsbeschluß auf die Erörterung 
darüber zu beschränken, ob eine defektrechtliche Haftung bestehe, die 
grobes Versehen voraussetzt, und es dann einer neuen Klage des Fiskus zu 
überlassen, die gemeinrechtliche Haftung aus irgendwelchem Verschulden 
darzutun, so ist gerade der vorliegende Fall geeignet, diese auf angebliche 
Zweckmäßigkeit gestützten Erwägungen zu widerlegen. Nicht immer wird 
der F"iskus seine Beamten auch wegen nur leichten Versehens auf Schadens- 
ersatz in Anspruch nehmen wollen. Begnügt er sich, wie untergebens, mit 
der Geltendmachung der defektrechtlichen Ersatzpflicht, ist er es sogar, 
der sich der Prüfung der Frage widersetzt, ob nicht mindestens eine zum 
Schadensersatze verpflichtende leichte Fahrlässigkeit vorliegt, so wäre es 
eine sicherlich nicht zweckmäßige Erweiterung des Streitgebiets, wenn das 
Gericht seine Prüfung über die vom Fiskus allein aufgeworfene Frage des 
groben Versehens hinaus auf das Vorliegen eines sonstigen Verschuldens 
erstrecken müßte. Aber auch falls der F"iskus dies verlangen sollte, dürfte 
das Gericht gegen den Willen des klagenden Beamten nicht darauf ein 
gehen. Die vollstreckbare Feststellung einer vermögensrechtlichen Ver- 
pflichtung gegen einen Beamten durch Verwaltungsakt, die dem Schuldner 
zur Rechtsverteidigung die Klägerrolle aufzwingt, ist im Gesetze nur aus- 
nahmsweise, eben nur im Falle eines groben Versehens, zugelassen. Es 
genügt daher zur Begründung der Widerspruchsklage, daß diese materielle 
Voraussetzung der Zulässigkeit des Beitreibungsbeschlusses nicht vorliegt. 
Anderseits ist aus dem R. B. G. nichts zu entnehmen, was den Beamten 
grundsätzlich verhindern könnte, mit der Widerspruchsklage gegen den Bei- 
treibungsbeschluß den Antrag auf Feststellung des Nichtbestehens einer 
sonstigen Ersatzpflicht zu verbinden. Nur müssen dazu die allgemeinen 
Voraussetzungen der prozessualen Zulässigkeit reiner Feststellungsklagen 
gemäß § 256 C. P. O. gegeben sein. An diesen fehlt es, wenn der Fiskus 
— wie untergebens — sich ausdrücklich auf Geltendmachung des defekt- 
rechtlichen Anspruchs beschränkt und nichts getan hat, was der Beamte 
als Bedrohung mit einer auf das gemeine Recht gegründeten Klage auf- 
fassen konnte. 

Die vorliegende Klage ist daher unzulässig, soweit sie mehr als 
Verneinung der defektrechtlichen Ersatzpflicht verlangt. Innerhalb der 

bezeichneten Grenze ist sie dagegen zulässig und auch begründet 

Dagegen ist dem Landgerichte darin beizutreten , daß der Kläger die 
105 Mark nicht in dem äußeren Gelasse hätte verwahren sollen, da ihm 
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die Unsicherheit des Verschlusses bekannt war, und die beiden Scheine, die 
so gut wie gar keinen Platz einnehmen, zweifellos noch in dem inneren 
Gelasse Raum gefunden hätten, wenn auch ohne den Pappkasten, in dem 
sie lagen. Bei sorgfältiger und vernünftiger Überlegung hätte der Kläger 
wohl erkennen können, daß es das allein Sachgemäße sei, so zu verfahren. 
Dies genügt aber zur Begründung des Vorwurfs der Verletzung der Dienst- 
pflicht durch Außerachtlassen der gebotenen Vorsicht. Daß die Dienst- 
anweisung keine gerade auf den gegebenen Fall passende ausdrückliche 
Vorschrift enthält, kann den Kläger nicht entlasten; es können selbstver- 
ständlich nicht alle im Dienstbetriebe möglicherweise vorkommenden Fälle 
besonders geregelt sein, jeder Beamte hat jeweils auch ohne derartige An- 
weisung so zu verfahren, wie es dem dienstlichen Interesse entspricht. 

Da in dieser Instanz beide Parteien darüber einig sind, daß die 105 Mark- 
aus dem mangelhaft verschließbaren äußeren Gelasse entwendet sind, so 
unterliegt es keinem Zweifel, daß der Defekt von 105 Mark ursächlich auf 
ein Verschen des Klägers zurückzuführen ist. 

Nach den Umständen des Falles muß aber nicht angenommen werden, 
daß dieses Versehen ein grobes gewesen sei, daß dem Kläger eine be- 
sonders schwere Verletzung der schuldigen Sorgfalt zur Last falle. Für 
eine mildere Beurteilung sprechen folgende Erwägungen. Die Überfüllung 
des inneren Gelasses war ein ungewöhnliches Vorkommnis, das besondere 
dem Kläger nicht durch Gewohnheit geläufige Maßnahmen erforderte. Die 
Gefahr einer Beraubung des äußeren Gelasses war schon objektiv nicht 
besonders naheliegend, da ja außer dem Kläger selbst nur ein beschränkter 
Kreis von Postbeamten Kenntnis von dem mangelhaften Zustande des 

Verschlusses hatte Da eine defektrechtliche Haftung des Klägers 

nicht besteht, ist seiner Berufung und Klage insoweit stattzugeben.« 

Das Reichsgericht hob durch Erkenntnis vom 24. April 1908 das Urteil 
des Berufungsgerichts auf und wies die gegen das erstinstanzliche Urteil 
erhobene Berufung zurück, so daß dieses Geltung behielt. Die Entschei- 
dungsgründe besagen: 

»Das Berufungsgericht legt den § 144 des R. B. G. dahin aus, daß das 
Gericht nur zu prüfen habe, ob die besonderen sachlichen Voraussetzungen 
eines Defektenbeschlusses im Sinne des § 141 a. a. O. — Unterschlagung 
oder grobes Verschulden des Beamten — vorliegen, und daß mangels dieser 
Voraussetzungen der VViderspruchsklage ohne Rücksicht darauf stattzugeben 
sei, ob eine Ersatzpflicht des Beamten nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen 
begründet ist. Dieser, auch in der Literatur vertretenen Auffassung ver- 
mag der erkennende Senat nicht beizupflichten. Er hält vielmehr an der 
Auffassung fest, welche der vierte Zivilsenat des Reichsgerichts im Urteile 
vom 5. Februar 1885 — Entsch. Bd. 12, S. 143 — und vor ihm das 
Reichsoberhandelsgericht im Urteile vom 10. April 1877 — rep. 27g{7J — 
sowie bezüglich des im wesentlichen übereinstimmenden § 16 der Verord- 
nung vom 24. Januar 1844 über die Festsetzung der bei Kassen- und 
anderen Verwaltungen vorkommenden Defekte (Gesetzsammlung 1844. S. 52) 
das Preußische Übertribunal im Erkenntnisse vom 23. März 1855 — Striet- 
horst, Archiv Bd. 15. S. 95 — ausgesprochen haben. Das Gericht hat. 
wenn der Rechtsweg gegen den Defektenbeschluß beschritten wird, zu ent- 
scheiden, ob eine Ersatzverbindlichkeit des Beamten besteht und in welcher 
Höhe. Es hat über die Wahrheit der tatsächlichen Behauptungen der 
Parteien nach freier Überzeugung zu entscheiden - § 144, Abs. 3 R. B. G. — 
lind die rechtlichen Folgerungen aus dem festgestellten Sachverhalte zu 
ziehen ohne Rücksicht darauf, wie die Verwaltungsbehörde das Verschulden 
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des Beamten rechtlich gekennzeichnet hat. Wenn das Gesetz den Richter 
in der freien Anwendung der die Ersatzverbindlichkeit regelnden gesetz- 
lichen Bestimmungen hatte einschränken wollen, hätte dies im Gesetze zum 
Ausdruck gebracht werden müssen. Wenn den Verwaltungsbehörden unter 
Umständen ein Ermessen darüber zustehen mag, ob sie bei einem nur 
leichten Verschulden eines Beamten diesen ersatzpflichtig machen wollen 
oder nicht, so kann dies nicht dazu führen, in dem gemäß § 144 R. B. G. 
eröffneten Rechtsstreite die Entscheidung darauf zu beschränken, ob die 
besonderen Voraussetzungen des Defektenbeschlusscs nach § 141 vorliegen. 
Denn durch den Defektenbeschluß hat die Verwaltungsbehörde ihren Ent- 
schluß, von dem Beamten Ersatz zu fordern, in deutlichster Weise kund- 
gegeben. Daß sie hierzu durch die vom Gerichte gemißbilligte Meinung, 
daß das Verschulden des Beamten ein grobes sei, veranlaßt worden ist, 
ist gleichgültig. Die Verwaltungsbehörde ist auch durch die gerichtliche 
Entscheidung, welche das Bestehen der Ersatzpflicht ausspricht, nicht be- 
hindert, von der Durchführung des Ersatzanspruchs abzusehen, wenn sie 
dies für angemessen erachtet und ihr jenes freie Ermessen rechtlich zusteht. 

Der Rechtsweg ist in § 144 auch nicht bloß gegen den Defektenbeschluß 
aus § 141, sondern auch gegen den aus § 137 R. B. G. gegeben, der letzte 
aber setzt nicht wie § 141 grobes Verschulden oder Unterschlagung des 
Beamten als Grund der Ersatzverbindlichkeit voraus. 

Das Urteil des zweiten Zivilsenats des Reichsgerichts vom 28. November 
1890, auf welches sich das Berufungsgericht nach dem in der Juristischen 
Wochenschrift veröffentlichten Auszuge beruft, steht der vorstehend dar- 
gelegten Auffassung des § 144 R. B. G. nicht entgegen. Es spricht nur 
aus, daß in einem Falle, in welchem im Vorprozesse das Gericht; — von 
der gleichen Auffassung ausgehend wie hier das Oberlandesgcricht — 
einen Defektenbeschluß aufgehoben hatte, weil ein grobes Verschulden 
des Beamten nicht dargetan sei, der Fiskus nicht behindert sei, seinen 
Ersatzanspruch auf Grund der gesetzlichen Vorschriften über die Ver- 
antwortlichkeit der Beamten im ordentlichen Wege Rechtens geltend zu 
machen. 

Das Berufungsurteil unterliegt hiernach in dem Umfang, in dem es 
angefochten ist (soweit es der Berufung stattgibt), der Aufhebung. Die 
Sache ist nach dem festgestellten Sach Verhältnis zur Endentscheidung reif. 

Soweit der Betrag von 105 Mark in Frage steht, der nach den über- 
einstimmenden Erklärungen der Parteien in der Berufungsinstanz aus dem 
mangelhaft verschließbaren äußeren Gelasse durch einen Dritten entwendet 
ist, stellt das Berufungsgericht in rechtlich bedenkenfreier Weise fest, daß 
den Kläger der Vorwurf der Verletzung der Dienstpflicht durch Außeracht- 
lassung der gebotenen Vorsicht trifft. Hiermit ist seine Ersatzpflicht 
gegeben. Wenn auch dem Kläger vorgesetzte Beamte ihre Verpflichtung, 
für die sichere Aufbewahrung der Gelder Sorge zu tragen, vernachlässigt 
haben sollten, so würden sie als Gesamtschuldner mit dem Kläger dem 
Fiskus für den Fehlbetrag aufzukommen haben, nicht aber würde ihr 
Verschulden die Ersatzverbindlichkeit des Klägers nach § 254 B. G. B. 
einschränken. 

Hinsichtlich des Restbetrags von 6 Mark 45 Pf. haben die Parteien 
erklärt, einen Aufschluß über sein Abhandenkommen nicht geben zu können. 
Hieraus kann jedoch nicht, wie das Oberlandesgcricht es annimmt, die 
Verneinung der Haftbarkeit des Klägers gefolgert werden. Wie nach 
§ 282 B. G. B. den Schuldner die Beweislast dafür trifft, daß eine nach 
Begründung des Schuldverhältnisses eingetretene Unmöglichkeit der Er- 
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füllung von ihm nicht zu vertreten sei, so haftet auch der Beamte 
für den Bestand der ihm anvertrauten Kasse, sofern er nicht 
nachweist, daß ein nachgewiesener Fehlbetrag von ihm nicht 
verschuldet sei. Der Kläger ist außerstande, diesen Nachweis anzutreten, 
und daher auch zur Erstattung dieses Betrags verpflichtet. 

Seine Berufung gegen das die Klage abweisende Urteil des Landgerichts 
ist deshalb in vollem Umfange zurückzuweisen.« 



Zentralisierung der Telegraphenleitungen bei dem 
Haupt-Telegraphenamt in Wien. 

Über den im Jahre 1905 beendeten Umbau des Dienstgebäudes der 
k. k. Tclegraphenzentrale in Wien und über die gleichzeitig ausgeführte 
Umgestaltung der technischen Einrichtung hat das k. k. Handelsministerium 
in Wien neuerdings eine alle Einzelheiten ausführlich behandelnde Druck- 
schrift erscheinen lassen, der wir über die Zentralisierung der Telegraphen- 
leitungen im Hinblick auf ähnliche Einrichtungen der Reichs-Telegraphen- 
verwaltung und auf die noch im Gange befindlichen Versuche folgendes 
entnehmen. 

Die Telegraphenzentrale in Wien, die aus dem im Jahre 1849 eröffneten, 
im Amtsgebäude des Ministeriums für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Bauten untergebrachten k. k. Tclcgraphenzentralbureau hervorgegangen ist, 
besitzt ihrer Bedeutung entsprechend von allen österreichischen Telegraphen- 
anstalten die zahlreichsten und wichtigsten Leitungsverbindungen nach dein 
In- und Auslande. Für den Inlandsverkehr hat sie noch eine besondere 
Aufgabe zu erfüllen, indem sie als Hauptamt den Mittelpunkt des nieder- 
österreichischen Bezirksnetzes bildet. Die österreichische Telegraphen- 
verwaltung ist nämlich dazu übergegangen, das Telegraphennetz der 
Monarchie nach den verschiedenen Landesteilen in einzelne Bezirksnetze zu 
zerlegen. Die bisherige Entwicklung des Leitungsnetzes, dessen Ausbau 
schrittweise den jeweilig auftretenden Verkehrsbedürfnissen gefolgt war, hatte 
die Nachteile mit sich gebracht, daß zahlreiche Ämter ganz verschiedener 
Größe und ungleichen Verkehrsumfanges in dieselbe Leitung eingereiht 
waren, ferner daß die Einschaltung von neuen Anstalten meist nicht allein 
nach den Verkehrsbeziehlingen , sondern vielfach mit Rücksicht auf die 
Zahl der in einer Leitung bereits vorhandenen Anstalten erfolgen mußte, und 
endlich daß oft Umtelegraphierungen selbst im Verkehr zwischen räumlich 
nicht weit voneinander entfernten Orten notwendig waren. Die nunmehr 
geschaffenen verschiedenen Bezirksnetze mit größeren Ämtern als Yerkehrs- 
mittelpunkten — vorzugsweise an den Sitzen der Post- und Telegraphen- 
Direktionen gelegen — bestehen aus Omnibus- und Astleitungen, Ver- 
mittlungs-, Verbindungs- und Hauptleitungen. In eine Omnibuslcitung 
werden alle längs eines Tales, einer Eisenbahn oder einer Straße gelegenen 
Anstalten eingeschaltet; seitwärts gelegene Anstalten sind durch Astleitungen 
— einfache Abzweigungen - an ein Zwischenamt, das sogenannte Trennamt. 
angeschlossen. An den wichtigeren Anstalten, den l'inschalteämtern, bei 
denen meist mehrere Omnibusleitungen zusammenstoßen, sind letzte in 
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Stromkreise mit durchschnittlich etwa 5 Anstalten zerlegt. Parallel einer 
Omnibusleitung verlaufen ein oder mehrere Vermittlungsleitungen, die nur 
in die Umschalteämter und in das Hauptamt des Bezirksnetzes eingeführt 
sind. Den wichtigsten l mschalteämtern werden für den Verkehr unter- 
einander und mit dem Hauptamt erforderlichenfalls noch besondere Ver- 
bindungsleitungen zugeteilt. Die zur Verbindung der Hauptämter ver- 
schiedener Bezirksnetze dienenden Leitungen heißen Hauptleitungen; sie 
werden mit Apparaten höherer Leistungsfähigkeit, meist mit Hu^hes- 
apparaten, betrieben; auf den Omnibus-, Ast-, Vermittlungs- und Verbin- 
dungsleitungen wird der Klopferapparat verwendet, und zwar auf den 
letzten in Arbeitstromschaltung, auf den übrigen in Ruhestromschaltung. 

Alle Anstalten eines Bezirksnetzes sollen untereinander und mit dem 
Hauptamte tunlichst in unmittelbaren Verkehr treten, damit Umtelcgraphie- 
rungen von Telegrammen vermieden werden. Zu diesem Zwecke werden 
an den LImschalteämtern und am Hauptamte Verbindungen zwischen ver- 
schiedenen Leitungen von Fall zu Fall hergestellt. Hat beispielsweise ein 
in einer Astleitung gelegenes Amt ein Telegramm an das Hauptamt abzu- 
setzen, so schaltet das Trennamt die Astleitung an einen Zweig der Omnibus- 
lcitung und das nächste Umschalteamt der Omnibusleitung diese an die 
zum Hauptamte führende Vermittlungsleitung an. Liegt der Bestimmungsort 
eines Telegramms in einer anderen in das Hauptamt einmündenden Leitung, 
so führt das Hauptamt die weitere für eine unmittelbare Verbindung 
erforderliche Leitungskopplung aus. Im allgemeinen gilt als Regel, daß 
zu einer Verbindung zwischen zwei verschiedenen Omnibusleitungen nicht 
mehr als eine Verbindungsleitung in Anspruch genommen wird, und daß Ver- 
bindungen über eine größere Zahl nicht in derselben Omnibusleitung gelegener 
Umschalteämter tunlichst vermieden werden. Die Zusammcnkopplung der 
Leitungen bei den Umschalteämtcrn erfolgt unter Verwendung von Über- 
tragungsvorrichtungen, deren Bauart später beschrieben werden wird. 

Den hiernach an die Telcgraphcnzentrale in Wien herantretenden 
Anforderungen ist bei der Gestaltung der technischen Einrichtung in den 
neuen Diensträumen in folgender Weise Rechnung getragen worden. 

Alle in Wien einmündenden Leitungen sind zunächst an einen im 
sogenannten Hauptrangierraum untergebrachten Hauptumschalter geführt, 
der neben den erforderlichen Sicherungen gegen Starkstrom für jede 
Leitung zwei Klinken, die Linien- und die Saalklinke, enthält. Die 
Saalklinken sind mit den in den Betriebsräumen aufgestellten Hughes- 
oder Morseumschaltern verbunden. Die Schaltung ist derart, daß mittels 
der am Hauptumschalter befindlichen Stöpselschnüre die Leitungen erfor- 
derlichenfalls auf einen anderen Saalumschalter als den, welchem sie 
gewöhnlich zugeteilt sind, gelegt werden können, wobei immer ein Aus- 
tausch zweier Leitungen erfolgt. Solche Umschaltungen werden haupt- 
sächlich vorgenommen, um bei Schluß des Tagesdienstes die Leitungen mit 
Anstalten von gleicher Dienstdauer möglichst an einem Saalumschalter zu 
vereinigen. Alle Morseleitungen enthalten in den Zuführungen zu den 
Saalumschaltern ein Relais, das sogenannte Linienrelais, und endigen an 
den Saalumschaltern in Stöpseln. Das Linienrelais befindet sich somit 
dauernd in der Leitung; es hat nicht nur die Stromkreise für die Anruf- 
tind Abfrageapparate an den Saalumschaltern zu schließen, sondern auch die 
Betriebsapparate an den Arbeitsplätzen und die Übertragungsrelais zu 
betätigen. Für alle Leitungen gelangen Relais gleicher Bauart zur Ver- 
wendung. Das Linienrelais ist ein Drehspulenrelais in Topfform, dessen 



Digitized by Google 



6io 



Zentralisierung der Telegraphenleitungen usw. 



aus magnetischem Stahlblech gefertigter Ankerhebel sich unter dem Einflüsse 
der Feldmagnete so einstellt, daß er im Ruhezustand am Ruhekontakt 
anliegt und an diesen nach jedem Zeichen sogleich zurückgeführt wird. 
Der Anruf wird an den Saalumschaltern durch Aufleuchten von Glüh- 
lampen erkennbar gemacht; die Stromzuführung zur Anruflampe wird durch 
ein Dauerrufrelais, kurz Lampenrelais genannt, bewirkt, dessen Anker den 
Arbeitskontakt nur dann erreicht, wenn das rufende Amt etwa 4 bis 
5 Sekunden Taste drückt. Die Windungen dieses Relais liegen in einem Orts- 
stromkreise des Linienrelais. Damit die Lampe nicht nach dem Aufhören 
des Tastendrucks sogleich wieder erlischt, wird noch ein besonderes Fest- 
halterelais beim Niedergehen des Ankers des Lampcnrclais eingeschaltet, 
dessen Stromkreis erst durch die Verbindung der Leitung mit den Abfrage- 
apparaten unterbrochen wird. Die Wirkungsweise des Dauerrufrelais beruht 
darauf, daß der mit dem Anker verbundene Kontaktarm beim Anziehen des 
Ankers mit seinem freien, hakenförmig gebogenen Ende in das Gewinde 
der ihm gegenüberstehenden, auf einer umlaufenden Welle befestigten 
Schraubenmutter eingreift und von dieser infolgedessen seitwärts bewegt 
wird. Bei den gewöhnlichen Telegraphierzeichen kann das Gewinde den 
Kontaktarm nur um einen oder wenige Schraubengänge mitnehmen, da der 
Anker nach dem Aufhören der Zeichen durch die Abreißfcder wieder 
abgehoben und in die Ruhelage zurückgeführt wird. Erst bei längerem 
Tastendrucke wird die seitliche Verschiebung des Kontakthebels so groß, 
daß er einen Federkontakt erreicht und hierdurch die Anruflampe unter 
Strom setzt. Die Welle ist für alle Dauerrufrelais gemeinsam und für 
jedes mit einem Gewindeteil ausgerüstet; sie wird durch einen kleinen Motor 
dauernd in Umdrehung gehalten. 

Die vorhandenen drei Morseumschalter sind in den Apparatsälen er- 
höht aufgestellt, damit die Schaltbeamten einen Uberblick über die Be- 
triebsapparate an den Arbeitsplätzen haben. Jeder Morseumschalter hat 
zwei Schaltplätze für je 30 Morseleitungen und je 20 Morsearbeitsplätze; 
außerdem ist an jeder Seite noch ein Zusatzschrank für je 20 Hughes- 
leitungen vorhanden. Die Zusatzschränke sind mit den besonderen Um- 
schaltern für Hughesleitungen verbunden und haben den Zweck, die 
Hughesleitungen im Bedarfsfall auf Morse zu schalten. An den Morse- 
umschaltern ist für jede Leitung ein Abfragekipper (Hebelumschalter), ein 
Stöpseltaster (ein durch Aufheben des Stöpsels betätigter Umschalter), eine 
Stöpselschnur, ein Milliamperemeter und eine Anruf lampe vorhanden. Jeder 
Schaltplatz besitzt außerdem einen Batteriewähler — ähnlich dem bei der 
Reichs-Telegraphenverwaltung gebräuchlichen Linienumschalter — , ein Ab- 
fragesystem, aus einer Taste und einem Klopfer bestehend, 20 Klinkenpaare, 
an denen die Zuleitungen zu den Morsearbeitsplätzen endigen , und 
10 Klinkennaare, die mit den zur Zusammenschaltung zweier Leitungen 
dienenden Übertragungsrelais verbunden sind. Für jeden Morsearbeitsplatz 
sind zwei Klinken vorgesehen; bei der Stöpselung der einen wird ein 
Stromlauf für Ruhestrom, bei der Stöpselung der anderen ein Stromlauf, 
für Arbeitstrom hergestellt. Die Arbeitstromschaltung wird nur für die 
Hughesleitungen, die zeitweise mit Klopfer betrieben werden, benutzt; die 
übrigen , an Zahl nur geringen Arbeitstromleitungen werden vor dem 
Eintritt in den Hauptumschaltcr durch Ubertragungscinrichtungen auf 
Ruhestrom geschaltet. 

Die Morseumschalter sind untereinander, mit den Hughesumschaltern 
und mit dem Hauptumschalter im Hauptrangierraume durch Fernsprech- 
leitungen verbunden, auf denen sich die Beamten über vorzunehmende 
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Umschaltungen der Leitungen und über die Verbindung zweier nicht an 
demselben Schaltplatz endigender Leitungen zu verständigen haben. 

Die Stromläufe an den Morseumschaltern, Arbeitsplätzen usw. sind aus 
der Fig. I ersichtlich. Die vom Linienrelais R t im Hauptrangierraume 
kommende Leitung L, führt bei gewöhnlicher Schaltung über das Milli- 
amperemeter MA, die Federn 2 und 3 des Abfragekippers A K, die Federn 4 
und 5 des Stöpseltasters S T, eine senkrechte und die mit ihr durch einen 
Stöpsel verbundene wagerechte Schiene des Batteriewählers BW zur Linien- 
batterie und von da zur Erde. Das Milliamperemeter dient nicht nur zur 
Beobachtung der Leitung, sondern auch zur Überwachung der in ihr herr- 
schenden Stromstärke; zeigt es weniger als 20 Milliampere an, so ist am 
Batteriewähler eine entsprechend höhere Spannungstufe zu schalten. 

Wenn zwei auswärtige Anstalten in der Leitung arbeiten, so folgt zwar 
der Anker des Linienrelais den Telegraphierzeichen, das Lampenrelais I.R { 
schließt aber, wie vorher erörtert, hierbei den Stromkreis für die Anruf- 
lampe Rl nicht. Dies geschieht erst auf einen als Anrufzeichen für Wien 
festgesetzten Tastendruck von 4 bis 5 Sekunden Dauer. Der Ankerhebel 
des Lampenrelais LR, stellt dann den Kontakt zwischen den Federn I 
und II her, und es eröffnen sich für die Ortsbatterie folgende Stromwege : 

1. Draht a, Feder 8 und 9 des Abfragekippers A K, Draht d, Arbeits- 
kontakt des Festhalterelais FR V Kontakt I/II von LR V Draht b, 
Anruf lampe RL, Erde; 

2. als Abzweigung von diesem Strom wege: Feder I von LR V Um- 
windungen von FR V Erde; 

3. als weitere Abzweigung: Feder I von LR { , Kontrollampe C am 
Hauptumschalter, Erde; diese Kontrollampe wird nur in besonderen 
Fällen, in denen die Überwachung der Leitungen am Haupt- 
umschalter erforderlich ist, z. B. im Nachtdienst, angeschaltet. 

Nachdem für das Festhalterelais einmal die Stromzuführung über die 
Kontakte I und II eingeleitet worden ist, bleibt es auch nach deren Öffnung 
unter Strom, da sich parallel zu dem Kontakt I/II ein neuer Stromweg für 
die Batterie über den Kontakt III von FR l bietet. Die Lampe RL leuchtet 
also nach Beendigung des Anrufs weiter, und zwar so lange, bis der An- 
ruf durch Umlegen des Kippers A K in die Abfragestellung beantwortet 
wird. Hierbei tritt durch Trennung der Federn 8 und 9 von AK eine 
Unterbrechung des über das Halterelais führenden Stromwegs ein, und die 
Lampe RL erlischt. Gleichzeitig werden die Kontakte zwischen den 
Federn 1 und 2, 5 und 6 sowie 11 und 12 hergestellt, und danach der 
Kontakt zwischen den Federn 2 und 3 gelöst. Der Linienstrom verläuft 
nunmehr über die Federn 2 und 1 von AK, Abfragetaste AT, Federn 6 
und 5, Federn 4 und 5 von ST, Batteriewähler BW und die Linienbatterie 
zur Erde, während der Ortsstrom vom Arbeitskontakte des Linienrelais R t 
seinen Weg über Draht c, die Federn 12 und 11 von AK und den Ab- 
frageklopfer A Kl nimmt. Das weitere Verfahren richtet sich danach, ob 
das von der auswärtigen Anstalt angekündigte Telegramm an Wien abzu- 
setzen oder für ein anderes Amt bestimmt ist, mit dem in Wien durch 
Anschaltung der betreffenden Leitung eine unmittelbare Verbindung her- 
gestellt werden kann. 

Im ersten Falle wird die anrufende Leitung durch den Schaltbeamten 
einem freien Morsearbeitsplatze zugewiesen, indem er den Linienstöpsel L S 
in eine der beiden Klinken Kl r oder Kla, in der Regel in Kl r, einführt 
und gleichzeitig den Abfragekipper in seine Ruhestellung zurücklegt. Durch 
das Aufheben des Stöpsels werden die Federn 5 und 4 des Stöpseltasters S T 



Digitized by Google 




Digitized by Google 



Zentralisierung der Telegraphenleitungen usw. 



6t 3 



voneinander getrennt und die Federn 2 und 3 sowie 5 und 6 miteinander 
verbunden. Der Stromlauf ist folgender 

1 Linienstrom : Feder 3 von A A'. Federn 2 und 3 von S T, Stöpsel- 
spitze von LS, Feder 2 von Klr, Milliamperemeter MA und 
Taste T x des Arbeitsplatzes, Feder 1 von A7 r, Stöpselhals von L S, 
Federn 6 und 5 von ST, BW usw.; 
2. Ortsstrom: Arbeitskontakt von R v Draht c, Körper von LS, 
Hülse m, Federn 4 und 3 von A7 r, Stöpselhals des am Arbeitsplatz 
in die Klinke A-, einzusetzenden Stöpsels s v Klopfer AT/,, Stöpsel- 
spitze von Frde. 
Nach Beendigung der Übermittlung gibt der Beamte des Arbeitsplatzes 
das Schlußzeichen durch einen längeren Tastendruck, worauf in gleicher 
Weise wie beim Anrufe von auswärts die Lampe RL am Schaltplatz auf- 
leuchtet. Der Schaltbeamte trennt nunmehr die Verbindung zwischen der 
Leitung und dem Arbeitsplatze durch Hernusnehmen von L S aus A.7 r und 
bringt die Lampe RL durch vorübergehendes Umlegen des Abfrage- 
kippers .4 A' zum Erlöschen. Soll ausnahmsweise der Beamte am Schalt- 
platze während des Arbeitens zum Eintreten veranlaßt werden, so wird am 
Arbeitsplatze die Taste /, gedrückt, und damit die Lampe SL unter Strom 
gesetzt. 

Hat die anrufende Anstalt ein Telegramm an ein Amt abzusetzen, mit 
dem in Wien durch Anschaltung einer anderen Leitung eine unmittelbare 
Verbindung hergestellt werden kann, so wird die hierfür erforderliche 
Schaltung am Morseumschalter mit Hilfe der Ubertragungsklinken 7"A', 
und TK. 2 hergestellt, die an allen Plätzen der drei Morseumschalter in 
Vielfachschaltung wiederholt sind. An den zu den Klinken gehörenden Be- 
setztanzeigelampen BL ist erkennbar, ob die Übertragungseinrichtungen an 
einem anderen Arbeitsplatze bereits benutzt werden. Endigen beide 
Leitungen an demselben Schaltplatze, so werden beide Stöpsel LS in die 
Klinken 7"A", und TK 2 eingeführt; sind zwei Plätze verschiedener Um- 
schalter an der Verbindung beteiligt, so haben sich die Schaltbeamten auf 
den Fernsprechleitungen darüber zu verständigen, mittels welchen Klinken- 
paars die Leitungskopplung auszuführen ist. In der Regel ist die Lei- 
tung des rufenden Amtes auf die untere Klinke, und die Leitung der 
Bestimmungsanstalt auf die obere Klinke zu legen. Damit der Gang der 
Übermittlung überwacht werden kann, ist ein Summer 5 vorgesehen, der 
mittels eines Kurbelumschalters g mit 10 Kontakten mit der jeweils be- 
nutzten Ubertragungsklinke jTAT a verbunden und über zwei von deren 
Federn an den Ortsstromkreis des Linienrelais angeschlossen wird. Die 
Schaltung bei der Zusammenkopplung zweier Leitungen ist in der Fig. 1 
für die Leitung L 2 dargestellt. Der Stromverlauf ist folgender 

1. Linienstrom: über die Windungen von A% bis zur Spitze von LS 
in der vorbeschriebenen Weise, sodann Feder 3 von TK % , Anker- 
hebel des Ubertragungsrelais r a , Kontakt II dieses Relais, Feder 4 
von Y\A~ 2 , Hals von L S, Federn 6 und 5 von S T, Linienbatterie, 
Erde, 

2. Ortsstrom: Arbeitskontakt von R t , Körper von LS, Hülse m, 
Federn 6 und 5 von TK V Umwindungen des Übertragungsrelais r,, 
Erde. 

Durch Einsetzen von LS der zweiten Leitung in 7'A', — an einem 
anderen Schaltplatze — wird für diese Leitung der gleiche Stromlauf her- 
gestellt; in ihrem Linienstromkreise liegen der Kontakt I des Relais r,, und 
in ihrem Ortsstromkreise die Umwindungen des Relais r 2 . Werden nun 
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in der Leitung /. 2 Morsezeichen gegeben, so schließt der abfallende Anker 
des Linienrelais R 2 den Ortsstromkreis über die Windungen von r v wo- 
durch der Stromweg der am anderen Schaltplatz auf TK X gelegten Leitung 
am Kontakt I von r, unterbrochen, und die Übertragung der Zeichen in 
diese Leitung bewirkt wird. Um zu verhindern, daß das vom Linienrelais 
der mit TK X verbundenen Leitung betätigte Relais r 2 den Strom weg von 
L 2 bei II unterbricht, sind die beiden Relais r x und r 2 in besonderer Weise 
mechanisch miteinander verriegelt. Die beiden scheibenförmigen Anker 
von r, und r 2 tragen nämlich an ihren Drehpunkten längere Ansatz- 
stücke /, und / 2 (Fig. 2), die an den freien Enden mit den rechtwinklig 
abgebogenen Federn /, und / 2 verschen sind. Die unteren Teile der 
Anker stehen den beiden zweiarmigen Hebeln h x und /i 2 gegenüber. Wird 
L 2 stromlos und der Anker von r a angezogen, so entfernt der Anker a 2 
den Hebel h 2 vom Kontakt II; damit ist der Linienstromkreis von L, 
unterbrochen, was zur Folge hat, daß auch R x seinen Anker freigibt und 
r, unter Strom setzt. Der Anker a, kann aber der Anziehung nur so weit 



Fig. 2. 




folgen, bis sich die Feder f x gegen die Feder f t anlegt. Der Spielraum 
zwischen den beiden Federn wird so bemessen, daß bei dieser Lage noch 
keine Unterbrechung des Kontakts I eintritt, und der Stromkreis der 
Leitung L. t unverändert bleibt. Nach Beendigung der Telegraphierzeichen 
in L 2 wird zunächst das Relais r 2 stromlos; der Anker a 2 ist in der rück- 
läufigen Bewegung zwar ebenfalls durch die Federn f 2 und f x beschränkt, 
doch ist die Einstellung beider derart, daß der Kontakt II geschlossen wird. 
Es tritt also auch in der Leitung L x wieder der Ruhezustand ein. 

Die gleiche Art von Relais findet auch bei der schon erwähnten Uber- 
tragung von Arbeitstrom auf Ruhestrom Anwendung, jedoch mit dem 
Unterschiede, daß die Kontakte der Relais in anderer Weise benutzt werden. 

Die Beförderung der in Wien für Anstalten der eingeführten Morse- 
leitungen vorliegenden Telegramme ist in der Weise geregelt, daß die Be- 
stimmungsanstalt oder e. F. das Umschalteamt vom Schaltplatz aus ange- 
rufen, und hiernach die Leitung mit einem freien Arbeitsplatze verbunden 
wird. 
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KLEINE MITTEILUNGEN. 

Über Fernsprache bei Naturvölkern*) veröffentlicht Rektor Bellardi 
in der Voss. Ztg. interessante Einzelheiten, denen wir folgendes entnehmen. 
Die Eingeborenen Südafrikas haben mittels großer, dumpfklingender Trommeln 
eine Art »Trommeltelegraphie« eingerichtet, vermöge deren sie die Kenntnis 
wichtiger Ereignisse in kurzer Zeit auf weite Entfernungen hin vermitteln ; 
ihr außerordentlich feines Gehör kommt ihnen dabei wesentlich zustatten. 
Diese Trommelsprachc ist nicht nur in Afrika, sondern auch bei den Papuas 
auf den Südseeinseln zu finden, die starke Baumstämme ausbrennen und 
Stücke der entstandenen Röhre abschneiden. Auf diesen »Trommeln« ohne 
Fell vermögen die Schwarzen durch Anschlagen außerordentlich verschie- 
dene Töne hervorzubringen, die erstaunlich weit zu hören sind. Gouverneur 
von Bennigsen erzählt über einen Fall, wo eine solche Trommel in Wirk- 
samkeit trat, folgendes. Eines Tages kam die Kunde, daß auf einer Insel 
unweit Neu-Mecklenburg von einem Häuptling Untaten verübt worden seien. 
Ich begab mich sofort mit dem Regierungsdampfer an Ort und Stelle, um 
Gericht zu halten, und nahm einen jungen Schwarzen und eine jener 
Trommeln mit. Der Häuptling hatte uns natürlich kommen sehen und 
sich im dichten Gebüsch auf einem Hügel in der Nähe des Ufers versteckt. 
Wir lagen der Brandung wegen etwa 4 km vom Ufer entfernt, da sandte 
unser Boy eine Frage in der Trommelsprache hinüber — sofort kam die 
Antwort zurück, und es entwickelte sich ein lebhaftes Zwiegespräch, dessen 
Ergebnis die Unterwerfung des Häuptlings und Zahlung einer Buße war. 

Noch merkwürdiger ist die Fernsprache der Australneger mittels ihrer 
Rauchsignale. Wenn auch die Verständigung durch Feuer, auf Bergen ent- 
zündet, so alt wie das Menschengeschlecht ist, so ist die Rauchtelegraphie 
der australischen Eingeborenen doch von so eigener Art, daß sie in Sicher- 
heit der Wirkung, Verbreitung und Vielseitigkeit einzig dasteht. Jede Nach- 
richt, jede Aufforderung, jede Gefühlsregung wird durch sie zum Ausdruck 
gebracht: Warnung, Bewillkommnung, Ruf zu gemeinsamer Jagd, Kundgabe 
von Schmerz, Freude, Trauer, Benachrichtigung von der Geburt eines Kindes 
oder vom Tode des Weibes, Auffinden einer Wasserstelle — alles, was sonst 
die Sprache nur irgendwie von Mund zu Mund mitzuteilen vermag. Das 
Geheimnis der Zeichengebung wird außerordentlich sorgfältig gehütet; die 
Stammesältesten bewahren, selbst den jüngeren Leuten der eigenen Rasse 
gegenüber, sorgsam ihre Uberlieferungen und die besonderen, ihrer Obhut 
anvertrauten Geheimnisse und Künste. Die Mittel zu solchen Botschaften 
hat der Australier überall bei der Hand in der ihn umgebenden Pflanzen- 
welt. Lange Erfahrung und beständige Übung lassen ihn nie fehlgreifen. 
Eine leichte, helle Rauchsäule wird durch trockene Eukalyptusblätter, Spinifex, 
dürres Gras und Holz erzeugt; dieses Signal wird auf kurze Entfernungen 
gegeben und bedeutet, je nach Wiederholung oder Tageszeit: »Hier liegt 
jemand krank, sendet Hilfe!« oder: »Wir bringen einen jungen Mann, um 
ihn in das Stammesrecht einzuweihen!« oder: »Kommt her, wir ziehen zur 
Jagd!« Eine große, aber helle Rauchflagge kündet: »Ein Schwarzer ist ge- 
storben!« Der Wilde macht sich aus einem zusammengedrehten Streifen 
Gras eine Art Zündschnur, steckt diese mit abgewandtem Gesicht an und 
entfernt sich dann rasch von der Feuerstätte, weil sonst der Tote ihn sehen 
und strafen könnte. Eine leichte, dunkle Rauchsäule wird durch Porcupine- 
gras und Mvallzweige erzeugt und bedeutet: »Kommt zu uns, wir wollen 
mit euch verhandeln!« oder: »Ein Bote kommt mit einer Klage!« Eine 

*) Vgl. Archiv 1885, S. 61, 1899, S. 87/88, und 1908, S. 45 fr. 
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große, dichte und dunkle Säule wird von feuchtem Material und grünen 
Akazienzweigen hervorgerufen; es ist ein Signal für weite Entfernungen, 
da der Rauch bei stiller Luft an iooo m in die Höhe steigt. Die Nach- 
richt lautet: »Ein großer Stamm naht!« oder: »Hier ist viel Wasser und 
Wild! Wir wollen einen Kriegstanz machen!« Der Reisende Powell machte 
die Entdeckung, daß diese Botschaften auf eine Entfernung bis zu 90km 
gesehen und gelesen wurden. Spiralförmige Rauchzeichen werden entweder 
durch kreisförmige Lagerung des Brennstoffs oder auch dadurch erzeugt, daß 
zwei Schwarze Felle über dem Feuer kreisförmig bewegen und den aufsteigen- 
den Rauch bei jeder Umdrehung in schiefer Ebene schneiden. Weiter gibt es un- 
unterbrochene Kugel- oder Ballenzeichen, Rauchstöße, parallele Säulen, Rauch- 
gewinde, durch bestimmte Zutaten grün, gelb oder rotgefärbte Signale usw. 

Dieses ganze hochentwickelte Fernnachrichtenwesen hat sich aus der 
zwingenden Notwendigkeit ergeben, in den ungeheueren Busch- und Wüsten- 
strecken miteinander in Verbindung zu bleiben und sich gegenseitig zu 
helfen. Liegt ein Schwarzer krank im Busche, oder droht er zu verdursten, 
so ruft ein Rauchsignal unfehlbar Hilfe herbei. Wohin der Eingeborene 
auch kommt, überall führt er seinen Speer, den Bumerang und den Feuer- 
brand oder doch den Kienspan mit sich. Die Squatter, Farmer oder Grenz- 
reiter, die lange im Innern abseits von Städten und Dörfern leben, eignen 
sich notgedrungen die wichtigsten Zeichen an und bedienen sich ihrer; 
durcheilen doch die Nachrichten auf diese Weise rascher das Land, als 
es der schnellste Reiter vermag. Vor einigen Jahren wurde ein reicher 
Squatter, namens Löwen, durch ein Eisenbahnunglück getötet; noch an dem- 
selben Tage brachten Schwarze die Nachricht nach Lowens Farm. Der 
Verwalter schenkte ihnen keinen Glauben; erst am nächsten Mittag erhielt 
er die Bestätigung durch einen reitenden Boten von der 90 km entfernten 
Telegraphenstation. Mittlerweile hatten die Eingeborenen weitersignalisiert, 
und schon nach 48 Stunden war die Kunde in Brisbane, 750 km von der 
Stätte des Unglücks entfernt. 



LITERATUR 

Arithmetik und Algebra zum Selbstunterricht, II. Teil. 
Band 205 der Sammlung wissenschaftlich gemeinverständlicher 
Darstellungen »Aus Natur und Geisteswelt«. Von P. Crantz. 
Professor am Askanischen Gymnasium zu Berlin. Druck und 
Verlag von B. G. Teubner in Leipzig. 1908. 

Der Verfasser behandelt in dem vorliegenden Bändchen in sehr aus- 
führlicher, dem Zwecke des Buches entsprechender Form die Gleichungen 
verschiedenen Grades und verschiedener Art, die arithmetischen und geo- 
metrischen Reihen, die Zinseszins- und Rentenrechnung, die komplexen 
Zahlen und den binomischen Lehrsatz. Bei der Behandlung der Gleichungen 
wird das Koeffizientengesetz eingehend besprochen. Die Lösung von Glei- 
chungen mit Hilfe der graphischen Darstellung wird in einem größeren Ab- 
schnitte behandelt. Auch bei den diophantischen Gleichungen, den komplexen 
Zahlen und den Werten der n-ten Wurzel aus einer Zahl wird diese Art der 
Darstellung eingehend berücksichtigt. Zahlreiche gut gewählte Beispiele erleich- 
tern das Verständnis für die in dem Buche behandelten Teile der Arithmetik 
und Algebra. 

Berlin. GEMUCkt in dkr hiiciimiku kerki. 
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auf experimenteller Basis, S. 646. — Heilborn, Dr. Adolf, Die deutschen Kolonien 
(Land und Leute\ S. 647. 




Bibliographie der Allgemeinen Dienstanweisung 
für Post und Telegraphie (A. D. A.). 

Von Ober-Postpraktikant Raab in Stargard (Pommern). 

Jeder Beamte der Reichs- Post- und Telegraphenverwaltung kennt die 
A. D. A. wohl in ihren gerade gültigen Ausgaben und weiß sie als zuver- 
lässigen und erschöpfenden Ratgeber und als bequemes Lehrbuch zu schätzen, 
viele haben sich auch durch Äußerung von Wünschen und Vorschlägen an 
ihrer Gestaltung im einzelnen beteiligt; aber nur noch wenige werden sich mit 
ihr und allen ihren Vorgängern als einem Ganzen beschäftigt haben. Ihre 
Geschichte reicht zwar nicht in allzu ferne Zeiten zurück, sie ist aber mit 
großen organischen Umgestaltungen unserer Verwaltung verknüpft, und sie 
spiegelt in ihren rasch wachsenden Bänden und in der steten Folge neu 
bearbeiteter Ausgaben die ganze gewaltige Entwicklung des Post- und 
Telegraphenwesens wider. Verfolgen wir einmal ihre Geschichte und ver- 
gessen dabei auch der kleinen Äußerlichkeiten im Leben eines Buches nicht. 

Die Ahnen der A. D. A. sind die Allgemeine Preußische Postordnung 
von 1712 und ferner die Post-Ordnung von 1782. die der damalige 
preußische Postrat Seegebarth auf den Grundlagen der Postordnung von 
1712 ausgearbeitet hatte. Beide enthalten in zwangloser Folge gesetzliche, 
reglementarische und diensttechnische Bestimmungen über das Postwesen, 
wie das zu jener Zeit üblich war. Für die damaligen einfachen Verhält- 
nisse des praktischen Postdienstes genügten diese Zusammenstellungen, ins- 
besondere war die sich durch Vollständigkeit auszeichnende Post-Ordnung 
von 1782 nach Stephan*) für die Ausbildung der Beamten und für die 
sichere und gleichförmige Handhabung des Dienstes von großem Werte. 

•) Geschichte der preußischen Post, Berlin 1859, S. 268/269. 

Archiv f. Pom u. Tclegr. II. 190& 41 
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Nach einigen Jahrzehnten konnte jedoch die Fülle der mit der Zeit 
ergangenen »General- und Spezial-Zirkulare« und einzelnen Verfügungen 
schon nicht mehr ühersehen werden, durch mancherlei Abweichungen wurde 
die Verwaltung erschwert, wurden die Beamten unsicher gemacht. Als nun 
mit dem Jahre 1850 die Über-Postdirektionen ihre Wirksamkeit als Bezirks- 
behörden begannen, gab das General-Postamt zur Unterstützung der großen 
Verwaltungsumformung noch im Jahre 1850 eine dreibändige Instruktion 
für die Über-Postdirektionen und dann im Jahre 1854 eine die be- 
stehenden Postdienstvorschriften in planmäßiger Gliederung umfassende 
Post-Dienst-Instruktion heraus; sie behandelte den Provinzial-Postdienst in 
allen seinen Zweigen, die Verwaltungsvorschriften für die Ober-Post- 
direktionen und die gesetzlichen Bestimmungen über das Postwesen. Ihr 
Schöpfer war vorzugsweise der Geheime Postrat Philipsborn. 

Wie hoch man damals in der Verwaltung dieses Werk schätzte, geht aus 
den Worten Stephans hervor, die er noch unter dem Eindrucke dieser Er- 
rungenschaft in seine Geschichte der preußischen Post*) eingefügt hat. 
»Durch die Postdienst-Instruktion wurde nach kritischer Sichtung der 
ganzen, seit fast einem Jahrhundert regellos aufgehäuften Masse des Ver- 
ordnungsmaterials Übersichtlichkeit und Ordnung in dieses Labyrinth ge- 
bracht und durch zusammenhängende Darstellung der regulatorischen Be- 
stimmungen für jeden Dienst- und Verwaltungszweig, sowie durch syste- 
matische Entwicklung der einzelnen Dienstdisziplinen ein vollständiges 
Organon des Postdienstes geschaffen, das für die Verwaltung ein wichtiges 
Hilfsmittel, für den technischen Postdienst die Richtschnur und für die 
postdienstliche Ausbildung der Beamten ein unersetzliches Lehrbuch ist. 
Ein großer Anteil an den guten Erfolgen der Neugestaltung des Post- 
wesens gebührt diesem Werke.« 

Die Umgestaltung führte dann \Vieder zu einer außerordentlich großen 
Tätigkeit auf dem bisher wenig bebauten Gebiete planmäßiger Gliede- 
rung der Dienstvorschriften, so daß in schneller Folge eine Sammlung 
von Dienstanweisungen, besonders für die einzelnen Zweige des Unter- 
beamtendienstes , entstand. »Das Vorhandensein solcher Werke erleich- 
tert den Beamten die Förderung der dienstlichen Ausbildung und trägt 
erfahrungsmäßig wesentlich dazu bei, neben der Erweckung des Sinnes für 
Ordnung und Zucht der Befolgung technischer Formalien vermehrte Sicher- 
heit zu verleihen.«**) Die Verwaltungsumgestaltung und die zu ihrer Unter- 
stützung geschaffene Dienstanweisung standen also in lebhafter, segensreicher 
Wechselwirkung. 

Die Post-Dicnst-Instruktion von 1854 bestand aus drei Quart- 
bänden, deren dritter die Formulare enthielt; von ihr wurde 1863 eine 
zweite und 1867 eine dritte umgearbeitete Ausgabe veranstaltet. 

Die dritte Ausgabe gliedert den Stoff in zwölf Abschnitte, die bis auf 
den sechsten und siebenten Abschnitt und abgesehen von den Unter- 
abteilungen mit denen der A. D. A. zusammenfallen. Der erste Band enthält 
die Abschnitte I bis V, der zweite die Abschnitte VI bis XII, zusammen 
1414 durch beide Bände durchzählende Seiten. 

Mit der Ausgabe von 1867, deren erster Paragraph lautet: »Das 
preußische Postwesen wird von dem Ministerium für Handel usw. geleitet, 
in dem das General-Postamt die erste Abteilung bildet« — die seit 1848 

*) a. a. O. S. 715/716. 
**) Postarchiv 1875, S. 4. 
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bestehende Organisation — , verlassen wir die preußische Post. Sie ging 
mit dem 1. Januar 1868 in der norddeutschen Bundespost auf. Während 
deren kurzer Wirksamkeit kamen von der Postdienst-Instruktion nur 
die Abschnitte I bis IV, jetzt je für sich mit Seitenzahlen versehen, 
in einem Bande im Jahre 1870 neu heraus. Sie behandeln denselben Stoff 
wie die entsprechenden der preußischen Ausgabe von 1867, die Abschnitte II 
und III enthalten die inzwischen ergangenen gesetzlichen und Tarif-Bestim- 
mungen. Der erste Paragraph begann jetzt: »Die Verwaltung des Post- 
wesens des Bundes wird unter Leitung des Bundeskanzlers von dem General- 
Postamte des Norddeutschen Bundes geführt, das die Abteilung I des Bundes- 
kanzleramts bildet.« 

Die Reichs-Postverwaltung , die am 1. Januar 1872 in Tätigkeit trat, 
nahm noch in demselben Jahre die Neuausgabe der Postdienstinstruktion von 
1867 in die Hand und zeichnete den Plan für die neue, nun für das gesamte 
Reichs-Postgebiet berechnete Postdienst-Instruktion in vier Bänden 
folgendermaßen vor:*) 

I. Gliederung der Verwaltung des Reichs-Postwesens; 
II. Gesetzliche Grundbestimmungen über das Postwesen des Deutschen 
Reichs; 

III. 1) Zusammenstellung der Bestimmungen über den Posttarif im 

Gebiete des Deutschen Reichs sowie über die Portovergünsti- 
gungen für Militärpersonen, 
2) Portofreiheitswesen; 

IV. 1) Postdienstlokale und Passagierstuben. 

2) Inventarien-Gegenstände, 

3) Bureaumaterialien, 

4) Aufbewahrung und Verbrauch unbrauchbarer Papiere; 

V. 1) Postreglement vom 30. November 1871 mit Ausführungsbe- 
stimmungen, 

2) Expeditionsdienst für Brief-, Geld-, Päckerei- und Personen- 
beförderung bei den gewöhnlichen Posten und auf Eisen- 
bahnen, 

3) Geldvermittlungsverkehr durch die Postanstalten, 

4) Zeitungswesen, 

5) Extrapost-, Kurier- und Estafettenwesen; 
VI. Postfuhrwesen; 

VII. 1) Postkurswesen, 

2) Postkurswagen, 

3) Bestrafung der Versäumnisse bei Abfertigung und Beför- 
derung der gewöhnlichen Posten, Extraposten, Kuriere und 
Estafetten: 

VIII. Kassen- und Rechnungswesen bei den Postanstalten; 
IX. Geschäftsordnung und Dienstkorrespondenz der Postanstalten; 
X. 1) Reglement vom 23. Mai 1871 über die Annahme und An- 
stellung von Zivil- und Militär-Anwärtern im Postdienste mit 
Ausführungsbestimmungen, 
2) Dienstverhältnisse der bei den Ober-Postdirektionen und den 
Postanstalten beschäftigten Beamten, Unterbeamten, kontrakt- 
lichen Diener und Privatdiener; 



*) General -Verfügung des General- Postamts vom 6. März 1872 (Amtsblatt der 
Deutschen Reichs-Postverwaltung für 1872, Nr. 17). 

4»* 
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XI. i) Geschäftsbetrieb bei den Ober-Postdirektionen, 

2) Verfahren bei den Ober-Postdirektionen mit den Retour-Brief- 
post- und Fahrpost - Gegenständen , unabgeholt gebliebenen 
Paketen und herrenlosem Reisegepäck, 

3) Rechnungswesen und Revisionsgeschäft bei den Ober -Post- 
direktionen; 

XII. Führung der Ober-Postkasse. 

Diese Einteilung schließt sich eng an die der Ausgabe von 1867 an, 
von der nur die Abschnitte II, III, V und X etwas abweichen. 

In Kraft traten die Abschnitte I, II. III am 6. März 1872, IV am 
1. Juni 1872 (1. Band), V, 1 am 6. März 1872, V, 2 bis 5 am 10. April 1872 
(2. Band), VI, VII, VIII am 1. Januar 1873 und IX am 10. April 1872 
(3. Band). Die Abschnitte XI und XII erschienen im Jahre 1874, Ab- 
schnitt X kam erst 1876 heraus (s. S. 623). Abschnitt III wurde zum 
I.April 1875, V zum I.November 1875 neu ausgegeben. • 

Diese Ausgabe von V ist mehrfach von Bedeutung. Bei ihr ist der 
Stoff in drei Abteilungen gegliedert: 1. Postordnung vom 18. Dezember 
1874 mit Ausführungs-Bestimmungen; 2. Expeditionsdienst; 3. Zeitungs- 
wesen. Die in den weggefallenen Abteilungen 3 und 5 enthalten gewesenen 
und viele andere Bestimmungen wurden auf andere Abschnitte verteilt. 
Sodann erschien sie nicht mehr unter dem alten Titel, sondern als Ab- 
schnitt V der Allgemeinen Postdienst- An Weisung (A. Pd. A.). 

Die Titeländerung war hervorgerufen durch die Verdeutschung von 
Fremdwörtern in den postdienstlichen Vorschriften, die man in der Post- 
ordnung vom 18. Dezember 1874 begonnen und auch schon in den Ab- 
schnitten XI und XII von 1874 vorgenommen hatte.*) In größerem Um- 
fange wurden dann deutsche Bezeichnungen im Abschnitt V eingeführt. Ein 
Verzeichnis dieser Verdeutschungen (gegen 700) war dem Postamtsblatt 
Nr. 57 für 1875 beigefügt, darin findet sich auch »Allgemeine Postdienst- 
Anweisung« für »Postdienst-Instruktion« ; einige der aufgeführten Fremd- 
linge muten uns jetzt recht sonderbar an: in calculo (rechnerisch), journa- 
lisieren (buchen), Mundant (Kanzlist), pro rata (anteilig), Justifikatorium 
(Rechnungsbeleg) u. a. 

Inzwischen hatte sich seit Anfang 1875 die Wiedervereinigung von Post 
und Telegraphie langsam vorbereitet. 

Die Verkehrsschwester der Post war noch jung. Gleich an ihrem Ge- 
burtstage, den I.Oktober 1849, hatte man sie in Preußen unter die Obhut 
der altbewährten Post gestellt, indem man die oberste Verwaltung, die 
Telegraphen-Direktion, dem General-Postamt unterordnete. Im Jahre 1853 
erschien die erste Dienstanweisung für sie: die Dienstanweisung für 
die telegraphische Korrespondenz auf den Linien des deutsch- 
österreichischen Telegraph en Vereins. Alsdann die Verwaltung vom 
Jahre 1854 ab zu einer schnelleren Vermehrung der Telegraphenstationen 
durch ihre Vereinigung mit den Orts-Postanstalten schritt, und sich dem- 
gemäß der Verkehr hob, wurde bald wieder ein Mangel bestimmter Vor- 
schriften über die Ausübung des Dienstes bei den Stationen fühlbar. Um 
dem abzuhelfen, und vor allem, um für die Kassenverwaltung der Tele- 
graphie einen festen Anhalt zu schaffen, gab das General-Postamt im 
Jahre 1860 nach dem Muster der Dienstanweisung für die Ober-Post- 
direktionen eine Dienst-Instruktion für die Kgl. Telegraphen- 

*) Amtsblatt der Deutschen Reichs-Postverwaltung für 1874, Nr. 99. 
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Verwaltung in drei Bänden heraus;*) im Jahre 1867 folgte davon eine 
zweite Ausgabe. 

Am I.Januar 1868 wurde ebenso wie die Post auch die Telegraphie vom 
preußischen Handelsministerium losgelöst und dem Bundeskanzler unterstellt, 
zugleich wurden auch für die Telegraphie eine neue, vom General -Postamt 
unabhängige Zentralbehörde, die General-Telegraphen-Direktion, und ferner 
selbständige Telegraphendirektionen als Bezirksbehörden geschaffen. Noch 
im Jahre 1868 erhielten die Direktionen wie die Stationen neue Dienst- 
anweisungen: die Dienstinstruktion für die Telegraphen- 
direktionen des Norddeutschen Bundes und das Betriebs- 
Reglement für die Stationen des Norddeutschen Telegraphen- 
Gebiets. Infolge der von der internationalen Telegraphen-Konferenz in 
Wien im Jahre 1868 beschlossenen zahlreichen Änderungen des Betriebs- 
dienstes mußte das Reglement schon im Jahre 1869 erneuert werden; im 
Jahre 1872 erfolgte dann davon nochmals eine Neuausgabe für die 
Stationen des Deutschen Reichs-Telegraphengebiets. 

Die Vereinigung der beiden Verkehrsverwaltungen wurde am 1. Januar 
1876 vollzogen. Mit ihr wurde die letzte der großen Aufgaben glücklich 
gelöst, vor die die letzten zehn Jahre das General-Postamt gestellt hatten. 
Die Beseitigung der Taxisschen Post, die Erweiterung des preußischen 
Postgebiets zum norddeutschen und dann zum Reichs-Postgebiet und die 
Regelung der Telegraphie: alles das hatte die der Post im Jahre 1850 
gegebene Organisation ohne jede Störung und Änderung nur durch Ver- 
mehrung ihrer Glieder, der Über-Postdirektionen , aufgenommen. Die 
Dienstanweisungen dieses Zeitraums spiegeln in der Mannigfaltigkeit ihres 
Titels und ihrer Einrichtung den Entwicklungsgang der Verwaltungen und 
deren Bestreben wider, das wichtige Dienstwerk den veränderten Ver- 
hältnissen schleunigst anzupassen und zu vervollkommnen. Das Jahr 1876 
brachte auch diese Entwicklung zu einem guten Ende in der Schaffung der 
Allgemeinen Dienstanweisung für Post und Telegraphie. 

In der Verfügung des General-Postmeisters**) heißt es hierzu, daß die 
Allgemeine Postdienst - Anweisung und die Dienstinstruktion für die Tele- 
graphendirektionen in ein Werk mit der Bezeichnung »Allgemeine 
Dienstanweisung für Post und Telegraphie« zusammengefaßt 
werden sollten, das sämtlichen selbständigen Verkehrsanstalten ausschließlich 
der Postagenturen geliefert werden würde. Die im Jahre 1876 schon 
erschienenen Abschnitte I, VIII und XI, I der Allgemeinen Postdienst- 
Anweisung enthielten bereits die Bestimmungen für die Post- und für die 
Telegraphenanstalten, die übrigen würden nach und nach bearbeitet werden; 
bis zu deren Erscheinen blieben die gleichartigen Abschnitte der A. Pd. A. 
in Kraft. 

Die Abkürzung A. D. A. f. P. u. T. war schon Anfang 1877 im Gebrauche. 

Aus der Zusammenstellung auf S. 622/623 ist ersichtlich, in welcher Weise 
die einzelnen Teile herausgekommen, und wie sie erneuert worden sind; mit 
der Ausgabe von X, 2 am 1. Juli 1883 war die A. D. A. vollständig, und 
zwar so erschienen, wie es Stephan in der genannten Verfügung in Aus- 
sicht genommen hatte. 



*) Denkschrift des Reichs- Postamts: 50 Jahre elektrischer Telegraphie, Berlin 
1899, S. 36. 

**J Verf. vom 20. Januar 1870 (Amtsblatt der Deutschen Reichs-Post- und Tele- 
graphenverwaltung für 1876, Nr. 8). 
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Allgemeine Dienstanweisung 



Vom 


enthaltend ') 


sind in Kraft getreten 


Abschnitt 


Quartausgaben 


Oktavausgaben 


I 


Gliederung der Verwaltung des Reichs-Post- 
und Telegraphenwesens 


1. Februar 1876 
1 Sentemher 18&A 
1. April 1890 
1. Juli 1899 




II 


Quartausgabe : 
Gesetzliche Grundbestimmungen über das 
Reichs-Post- und Telegraphenwesen 
Oktavausgabe : 

1. Gesetzliche Grundbestimmungen über 
das Reichs-Postwesen 

2. Gesetzliche Grundbestimmungen über 
das Reichs-Telegraphenwesen 


12. August 1876 
1. Februar 1884 
15. Mai 1897 


15. Mai 1903 

* 


III 


1. Gebührentarif für den Postverkehr, Porto- 
vergünstigungen, Portofreiheitswesen 

2. Gebührentarif für den Telegraphenver- 
kehr (Bestimmungen über die gebühren- 
freie Beförderung von Telegrammen), 
Gebührenfreiheiten im Telegraphenver- 
kehr 


12. August 1876 
1. August 1882 

1 1 Nnvsmher iKSh 

1. Juli 1895 


1. Mai 1903 


i 

IV 2U 3 

IV, 

1 -3 


1. Post- und Telegraphengebaude und Dienst- 
räume 

2. Ausstattungsgegenstände 

3. Amtsbedürfnisse, Verpackungsgegenstande, 
Aufbewahrung und Verkauf unbrauch- 
barer Papiere 


26. September 1876 

1. Februar 1877 

15. September 1884 
1. Juni 1894 


1. April 1908 


V, i 
» 


Postordnung vom 8. 3. 79 mit Ausf.-Best. 

- 8.3.79 - 

- 11.6.92 - 

- 20. 3. 00 - 


1, Januar 1880 
I. August 1886 
1. Dezember 1892 


i. Januar 1901 


V, 2 


1 Expeditionsdienst bei den Postanstalten) 
Post-Betriebsdienst 


1. Dezember 18S0 
1. August 1890 


1. April 1904 


V, 3 


Zeitungswesen 


1. August 1881 
1. März 1890 


I. April ig02 
1. Februar i'ooS 1 ) 


V,4 


Telegraphenordn. v. 2t. 6. 72 nebst Ausf.-Best. 
v. 13.8. 80 - 
v. 13.8.80 - 
v. 15.6.91 
v. 9. 6. 97 - 
v. 1 0. 6. 04 - 


10. Oktober 1878 
1. August 1881 
1. Februar 1887 
1. Januar 1803 
15. September "1898 


1. Juli 1905 


V,5 


Telegraphen-Betriebsdienst 


10. Oktober 1878 
1. August 1887 
t. Januar 1S94 


1. Oktober 1906 


V,6 


Fei nsprech- Betriebsdienst 




1. Juli 1903 
im März 1907 *) 
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Vom 


enthaltend ') 


sind in Kraft getreten 


Abschnitt 


Quartausgaben 


Oktavausgaben 


1 —3 

vi, 3 

I U.2 


1. Postfuhrwesen 

2. Postkurswesen 

3. Postwagen 


1. Februar 1878 
1. Februar 1892 
1. April 1095 




3 

2 
l 

VII, ,-3 
2 u.3 
1 


r 

Quartausgabe : 

1. Telegraphenlinien und Leitungen 

2. Technische Einrichtung der Tele- 
graphenanstalten 

3. Apparate, Batterien (und Zimmerlei- 
tungsgegenstände) 

Oktavausgabe: 

1. Telegraphenlinien und Leitungen 

2. Apparate, Batterien und Zimmerleitung 


15. August 1877 
i. September 1877 
1 . Uktooer 1077 

1. Februar 1885 

15. Juli 1892 
1. April t«yj 


1. August 190 s 
(der ganze Vi!) 


VIII 


Kassen- und Rechnungswesen bei den (Post- 
und Telegraphenanstalten) Verkehrsämtern 


1. Januar 1876 
1. September 1^82 
1. April 1893 


1. April 1908 




IX 


Verwaltungsdienst bei den Post- und Tele- 
graphenanstalten 




1. April 1878 
1. Juli 18S9 
1. September 1898 




X, 

2 

I U.2 


1. Vorschriften über die Annahme und An- 
stellung von Anwärtern als Beamte im 
Post- und Telegraphendienste 

2. Dienstverhaltnisse der Beamten und Unter- 
beamten der Post und Telegraphie 


l. März 1S76 3 ) 
1. Oktober 1882 

1. JU1I \<&S\ 

15. August 1891 




1 

2 

XI 3 
AJ ' 1 u.3 

2 

2 U.3 
t 


1. Geschäftsbetrieb bei den Ober-Postdirek- 
tionen 

2. Rechnungswesen und Revisionsgeschäft 
bei den Ober-Postdirektionen 

3. Verfahren bei den Ober - Postdirektionen 
mit unbestellbaren 'sowie unabgeholten) 
Sendungen und iherrenlosen Gegen- 
ständen) herrenlosem Reisegepäcke 


8. Januar 1876 

I. April 1877 4 ) 

1. Juli 1877 
1. Februar i88(> 
t. Februar 188S 
1. April 1897 
1 5. Mai 1897 




XII, 1 


1. Geschäftsbetrieb bei den Ober- Postkassen 
(2. Rechnungslegung der Ober-Postkassen)») 


1. Oktober 1878 
1. April 1891 





») Die eingeklammerten Angaben gehören zum Wortlaute bei früheren Ausgaben. 
*) Das sind nur neue Auflagen, bei denen die zu den vorhergehenden Ausgaben erschienenen 
Berichtigungen in den Text eingedruckt worden sind. 

3 ) Die Ausgabe vom 1. März 1876 bildet noch einen Bestandteil der Allgemeinen Postdienst- 
Anweisung. 

4 ) Diese Ausgabe ist im Juni erschienen, aber schon für das Rechnungsjahr 1877 in Kraft 
gesetzt worden; das Rechnungsjahr begann im Jahre 1877 zum ersten Male am 1. April. 

*) Die Abteilung 2 ist im Oktober 1880 in Kraft gesetzt worden; bei der Ausgabe von 1891 
sind beide Abteilungen zu einer vereinigt worden. 



Digitized by Google 



624 



Bibliographie der Allgemeinen Dienstanweisung usw. 



Besondere Schwierigkeiten verursachte der Abschnitt X; er war gerade 
mit Rücksicht auf die reichsgesetzlich neu geregelten Beamtenverhältnisse 
fertig umgearbeitet worden, als die Vereinigung der Post- und der Tele- 
graphenverwaltung durch Gesetz herbeigeführt wurde, die nun wieder eine 
neue Bearbeitung des Abschnitts erheischte. Stephan entschloß sich gleich- 
wohl zur Herausgabe des fertigen Abschnitts noch als Bestandteil der 
A. Pd. A., obwohl er sich nur auf die Postbeamten bezog, weil ein drin- 
gendes Bedürfnis vorläge, die Bestimmungen über die Beamtenverhältnisse 
in der bisherigen bewährten Form des Abschnitts X der Postdienst-Anwei- 
sung baldigst den Ober - Postdirektionen und den Ämtern zugänglich zu 
machen; die große Mehrzahl besonders der grundsätzlichen Bestimmungen 
wäre ohnehin für die Beamten beider Verkehrsanstalten gültig.*) Die bei 
den Dienstverhältnissen der Telegraphenbeamtcn bestehenden Abweichungen 
wurden in einem Anhange zur Ausgabe von 1876 zusammengestellt. 

Die Abteilungen 4 und 5 des Abschnitts V traten 1878 an die Stelle 
der Telegraphen - Betriebs - Ordnung für die deutschen Reichs- 
Telegraphen- Anstalten.**) Die Betriebs-Ordnung, die 1876 an Stelle 
des Betriebs - Reglements von 1872 eingeführt worden war,***) hatte in 
sieben Abschnitten die allgemeinen Bestimmungen, den Annahmedienst, den 
Telegramm-Befördcrungsdienst, den Abfertigungsdienst, die Gewährleistung, 
die Telegramm-Materialien und die Statistik behandelt. 

Die Abteilung 2 des Abschnitts XII trat 1880 an die Stelle der 
Instruktion über die Rechnungslegung der Ober-Postkassen; 
bei der Ausgabe des Abschnitts XII von 1891 wurden die beiden Abteilungen 
dann zu einer vereinigt. 

Wie bei der Postdienst-Instruktion von 1872 wurden auch die Abschnitte 
der A. D. A. auf vier Quartbände verteilt: I bis IV, V, VI bis IX und 
X bis XII. Jeder Band hat ein Titelblatt: Allgemeine ! Dienst-Anweisung / 
für / Post und Telegraphie / in / vier Bänden. / Erster Band. / (Reichsadler) / 
Berlin, 1S76. / Gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei / 
(R. v. Decker). Der Druckvermerk lautet später: »Gedruckt in der Reichs- 
druckerei«, nachdem die Deckersche Druckerei, die durch Gesetz vom 
23. Mai 1877 vom r. Juli 1877 ab in das Eigentum des Reichs überge- 
gangen war.f) und die preußische Staatsdruckerei im Juli 1879 zur 
Reichsdruckerei vereinigt worden waren. 

Im Post-Amtsblatte wurde in derselben Weise wie noch jetzt jede Neu- 
ausgabc bekannt gegeben, und die Zeit ihres Inkrafttretens bestimmt; 
enthielt sie sachliche Änderungen, die noch nicht veröffentlicht worden 
waren, so wurden diese gleichzeitig besonders aufgeführt. Die Ober- Post- 
direktionen ordneten dann in den Verfügungen, durch die sie den einzelnen 
Ämtern die Neuausgabe überwiesen, an, in welchen Band diese einzufügen 
sei; denn die in einen Band zusammengefaßten Teile wurden nicht gleich- 
zeitig erneuert (siehe auch die Zusammenstellung auf S. 622/623). 



•J Verf. des General-Postmeisters vom 26. Januar 1876 {Amtsblatt der Deutschen 
Reichs-Post- und Telegraphenverwaltung für 1876, Nr. 10). 

**) Verf. des General-Postmeisters vom 30. September 1878 (Amtsblatt der Deut- 
schen Reichs-Post- und Tclegraphenverwaltung für 1878, Nr. 58). 

*•*) Verf. des Gencral-Telegraphenamts vom 30. Marz 1876 (ebenda für 1876, 
Nr. 28). 

f ; Amtsblatt usw. für 1877, Nr. 39; siehe auch Archiv 1897, S. 461 ff. 
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Über die Neuordnung der Verwaltung finden wir im § 1 des Abschnitts I 
von 1876 folgendes: »Für das Post- und Telegraphenwesen des Deutschen 
Reichs besteht eine eigene Zentral-Instanz, die durch den General-Postmeister 
unter Verantwortlichkeit des Reichskanzlers selbständig verwaltet wird. 
Unter der Leitung des General - Postmeisters werden die Angelegenheiten 
der Postverwaltung von dem General-Postamt, die Angelegenheiten der 
Telegraphenverwaltung von dem General-Telegraphenamt bearbeitet«. Durch 
Allerhöchsten Erlaß vom 23. Februar 1880 erhielt dann die oberste Reichs- 
behörde für das Ressort des General - Postmeisters mit dem 1. April 1880 
die Bezeichnung Reichs - Postamt und der Chef des Ressorts den Titel 
Staatssekretär.*) 

In dem vierundzwanzigjährigen Zeiträume von 1876 bis 1900 sind von 
den 16 selbständigen Teilen der A. D. A. zusammen 48, im einzelnen 2 bis 5 
oder durchschnittlich 3 Ausgaben erschienen; dabei sind die Abschnitte mit 
mehreren Abteilungen, von V abgesehen, entweder im ganzen oder in einer 
einzelnen oder in mehreren Abteilungen zugleich herausgekommen. Jede 
Quartatisgabe ist durchschnittlich 8 '/ 2 Jahre in Kraft gewesen, wenn man 
die letzten Ausgaben jedes Teiles außer Betracht läßt ; wird aber angenommen, 
am. 1. April 1908 habe die Oktavausgabe (siehe weiter unten) vollständig 
vorgelegen, so verlängert sich jene Gebrauchszeit um 1 Jahr auf g l J a Jahre, 
weil die Erneuerung der einzelnen Teile in der Übergangszeit im allgemeinen 
erst nach längerer Zeit als sonst erfolgt ist. Im einzelnen hat die Gültig- 
keitsdauer sehr geschwankt: zwischen 2 3 / 4 (V, 4 von 1878) und 1 7 '/ 4 Jahren 
(VI, I und 2 von 1S78). 

Die Ausgabe des Abschnitts I vom Jahre 1890 ist nun nach zwei 
Richtungen hin besonders bemerkenswert. Zunächst finden wir den Text 
des Titelblatts wesentlich verändert, er lautete neu: Allgemeine j Dienst- 
Anweisung / für / Post und Telegraphie. / Abschnitt I. / Gliederung und Ver- 
waltung des Reichs -Post- und Telegraphen wes-ens, / (Reichsadler) / Berlin / 
Gedruckt in der Reichsdruckerei. Sodann wird bei ihrer Bekanntgabe 
bemerkt,**) daß für die Rechtschreibung der Text des B. G. B. zum 
Muster genommen worden sei. Die vorherige Einteilung der A. D. A. in 
vier Bände sollte also wohl aufgegeben, und eine neue Ausgabe des ganzen 
Werkes mit diesem Abschnitt eingeleitet werden. 

Jedoch schon im nächsten Jahre schritt man gelegentlich der Pcrsonal- 
reform zu einer vollständigen Umformung der A. D. A. Die Aufgabe, die 
ihr bei dieser Umgestaltung des Personalwescns zufiel, bezog sich ähnlich 
wie im Jahre 1850 bei der Verwaltungs-Umgestaltung — allerdings nicht 
in der umfassenden Weise — auf eine Mitwirkung bei der Durchführung 
der Reform; sie sollte die Verwaltung bei der Heranbildung der neuen 
Anwärter für die ihnen nun freigegebenen Stellen wirksam unterstützen 
und diesen als bequemes Rüstzeug bei ihrem Weiterstreben dienen. 

Am 10. November 1900 ordnete der Staatssekretär des Reichs-Postamts 
an, daß die A. D. A. fortan zur Erleichterung ihres Gebrauchs in dem hand- 
licheren Format des Archivs für Post und Telegraphie herausgegeben werden 
solle (Oktavausgabe). Statt, wie bisher, vier Bände wurden für die neue Aus- 
gabe sechzehn Bände vorgesehen, und zwar für die Abschnitte I bis IV und 

') Amtsblatt der Deutschen Reichs-Post- und Telegraphenverwaltung für iS*o, 
Nr, t2 und Nr. 18. 

**) Amtsblatt des Reichs-Postamts für 1899, Nr. 31. 
Archiv f. Po« u. Telegr. 21. iyo,S. 42 
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VI bis XII und für die fünf Abteilungen des Abschnitts V je ein Band; 
dabei blieb zunächst künftiger Bestimmung vorbehalten, ob die Abteilungen 4 
und 5 des Abschnitts V und die Abschnitte VIII und IX zu je einem 
Bande zu vereinigen und ob die beiden Abteilungen des Abschnitts X in 
zwei Bände zu trennen seien. Die ganze Auflage der einzelnen Teile sollte 
gleich in der Reichsdruckerei in dunklem Kaliko gebunden und mit der 
nötigen Zahl Falze zur Verhütung des Sperrens versehen werden. 

(Schluß folgt* 



Webstoffindustrie und Postverkehr in Chemnitz 

und Umgebung. 

Von Ober - Postinspektor a. D. Brüggemann in Chemnitz. 

(Schlaft) 

Die Wirkwaren aus ägyptischer Baumwolle (Mako) werden oft im 
ursprünglichen Zustande belassen. Sonst ist es üblich, die Garne roh zu 
verarbeiten und die fertigen Waren einer weiteren Behandlung durch 
Bleichen, Färben usw. zu unterziehen. Die Verarbeitung im Strange ge- 
färbter Garne ist nötig bei mehrfarbiger Ware, ferner bei Waren, die aus 
verschiedenen, nicht in demselben Farbbade zu behandelnden Stoffen be- 
stehen. Auch das Bedrucken und das Besticken (durch Hand oder 
»Tambouriermaschine«) wird viel angewendet. Strumpfwaren stärkerer 
Nummern erhalten vielfach durch Rauhen mit der natürlichen Kardendistel 
(meist Handarbeit) auf der Innenseite eine pelzartige Faserdecke. 

Die Wirkerei mit ihren drei Hauptzweigen, der Herstellung von Strumpf- 
waren, Handschuhen und »Trikotagen« (Unterkleidung) erstreckt sich in 
Sachsen auf ein Gebiet, das Chemnitz zum Mittelpunkte hat. Innerhalb 
dieses Gebiets hat sie sich zu einem derartigen Umfang entwickelt, daß sie 
hinsichtlich der Zahl der beschäftigten Arbeitskräfte und der erzielten 
Warenumsätze unter allen hier vertretenen Industrien wohl an erster Stelle zu 
nennen ist. Die Strumpfwirkerei ist noch zum großen Teile Hausindustrie: 
meist sind die Strumpfwirker auch auf die Handschuhanfertigung einge- 
richtet. Bei den übrigen Zweigen der Wirkerei hat mit der Einführung der 
teueren Maschinen allmählich eine Aufsaugung der Hausindustrie durch den 
Großbetrieb eingesetzt, die zwar, seitdem die Verbreitung der Elektrizitäts- 
werke im Industriegebiete den billigen Betrieb mit Kleinkraftmaschinen er- 
möglicht hat, etwas zum Stillstande gekommen ist. aber dauernd kaum auf- 
gehalten werden kann. Es wird immer mehr nötig, zur Erzielung tadelloser 
Waren alle Herstellungsvorgänge stetig unter fachmännische Aufsicht zu 
stellen und immer vollkommener arbeitende Maschinen einzuführen, die sich 
wegen der Kostspieligkeit, schwierigen Handhabung und des größeren Kraft- 
bedarfs nur t'ur den Großbetrieb eignen, wie er in Chemnitz erst durch den 
Cottonwirkstuhl sich entwickelt hat. Gerade die Chemnitzer .Wirkwaren 
genießen deshalb einen unhcMrittcncn Weltruf. 

Im Jahre 11)00 habtn 10151490 kg Strumpf- und Webwaren die Güter- 
bahnhöfe in Chemnitz in Wagenladungen verlassen. (Ober Stückwaren sind 
Autzeichnungen nicht vorhanden.) Dies entspricht einem Werte von 
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mindestens 70 Millionen Mark. Die Strumpfwaren gehen ins Inland und 
außerdem in großen Mengen nach England, den Niederlanden. Belgien, der 
Schweiz, Schweden, Südamerika, den Vereinigten Staaten von Amerika. 
Australien, Britisch -Indien und Canada. Absatzgebiete für Handschuhe 
bilden die Staaten des europäischen Festlandes, England und seine Kolonien 
und die Vereinigten Staaten von Amerika, neuerdings in erhöhtem Maße 
auch Chile, Argentinien und Brasilien. »Trikotagen« werden nach England 
und seinen Kolonien, Südamerika und China ausgeführt. 

VIII. Spitzen und Stickerei. 

Das eigentliche Gebiet der Spitzen- und Stickerei- Industrie in Sachsen 
ist das Vogtland (Plauen, Auerbach, Falkenstein, Olsnitz); für besondere 
Erzeugnisse kommt Eibenstock, für Posamenten, Perlnäherei und Besatz- 
artikel Annaberg mit Umgegend in Betracht. Vereinzelt werden Spitzen- 
grund , Tülle und Gardinen auch in Chemnitz im Großbetriebe hergestellt, 
und in Verbindung mit der Möbelstoffweberei ist daselbst die Kunststickerei 
hervorragend vertreten. 

IX. Verwertung der Websto f f ab fäl le. 

Die bei der Bearbeitung der Rohstoffe, ferner in der Spinnerei und 
Weberei vorkommenden Abgänge enthalten noch vielfach verwertbare 
Stoffe. Sie werden deshalb gereinigt, sortiert, gemischt und zum Teil aufs 
neue versponnen und verwebt. So wird von dem Abfalle beim Schwingen 
und Hecheln des Flachses, des Hanfes und der Jute der bessere Teil des 
Wergs (Hede) versponnen (Wergspinnerei) und zu grober Leinwand (Werg- 
leinwand) verwebt, der schlechtere Teil zu geringen Seilerwaren und zu 
Watte benutzt. Auch aus den Abfällen der Florettseiden- und der Baum- 
woll- Streichgarnspinnerei wird Watte hergestellt. Lumpen und andere 
Spinnerei- und Webereiabfälle ergeben ein Erzeugnis, das »Shuddy« aus 
langer und starker W T olle, »Mungo« aus kurzhaariger Wolle, »Alpakka« 
oder »Extrakt« aus gemischten Stoffen genannt wird und, entweder für 
sich oder mit Naturwolle zusammen versponnen, die wenig haltbare, aber 
billige und viel verwendete Kunstwolle liefert. Von den Kämmlingen, den 
Abgängen der Kammwolle, ist schon an anderer Stelle die Rede gewesen. 

X. Hilfsindustrien. 

In Verbindung mit der Webstoffindustrie haben sich in diesem gewaltigen 
Industriegebiete mit dem Mittelpunkte Chemnitz auch alle die Gewerbe ent- 
wickelt, welche die Veredlung der Erzeugnisse betreiben. Sie befriedigen 
nicht allein die Bedürfnisse der ansässigen Web- und Wirkwarenindustrie, 
>ondern behandeln in großem Umfang auch die von außerhalb zur Ver- 
edlung zugeführten Roh- und Halbstoite. Es sind Bleicherei. Färberei. 
Zeugdruck und Appretur. 

Das Bleichen erfolgt zu dem Zwecke, die als Verunreinigungen auf den 
Fasern vorkommenden gefärbten Stoffe zu zerstören und die Faserstoffe 
selbst zu entfärben. Meist findet bei der Leinwand die Rasenbleiche, bei 
der Baumwolle die Chlorblcichc. bei Wolle und seidenen Stoffen die Bleiche 
mit schwefliger Säure Anwendung. Jute unterliegt einem besonderen Ver- 
fahren. Wasserstoffsuperoxyd, ein vorzügliches Bleichmittel, kommt wegen 
seines hohen Preises nur für das Bleichen feinerer Waren in Betracht. 

4*- 
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In der Färberei bildet eine Besonderheit von Chemnitz das Färben mit 
dem sog. Diamantschwarz, einem durch Oxydation erzielten, echten, halt- 
baren und nicht abfärbenden Anilinschwarz. Die bedeutenden Fabriken des 
Erfinders, Kommerzienrats Louis Hermsdorf, sind ausschließlich mit der 
Herstellung dieses Schwarz auf Wirkwaren und Garnen beschäftigt; jährlich 
werden etwa 4 Millionen Kilogramm schwarzer Ware (3 Millionen Pfund 
Wirk-, Strick- und Webgarne und 10 Millionen Paar Strümpfe, Hand- 
schuhe und Stückwaren) gefärbt. Auch eine zweite große Fabrik mit neu- 
zeitlichen Einrichtungen (von Dr. Hethmann & Co. in Altchemnitz) befaßt 
sich mit der Herstellung eines Echtschwarz auf Garnen und Strumpfwaren. 

Aber auch auf jeder Stufe der Verarbeitung der tierischen oder pflanz- 
lichen Faser ist die Färberei in Chemnitz vertreten, als Woll-, Garn- und 
Stückfärberei. Verwendung finden alle Arten von Farbstoffen, die Erd- 
oder natürlichen Mineralfarben, die Pflanzenfarben und die künstlichen 
organischen und anorganischen Farbstoffe. Von großer Bedeutung, be- 
sonders für die Färbung von tierischen Fasern, sind in der Färberei die 
Anilin- oder Teerfarben geworden. Die Schönheit der Färbung, die Leichtig- 
keit, mit der sie sich unmittelbar »fixieren«, und die kleine Menge, die 
selbst für kräftige Färbung erforderlich ist, haben ihnen trotz der geringen 
Beständigkeit die ausgedehnteste Verwendung gesichert. 

Der Zeugdruck ergibt weniger haltbare Farben als die Färberei, weil die 
Faserstoffe nur oberflächlich an der Druckstelle Farbe annehmen; er findet 
für einfachere und billigere Massen wäre Verwendung. Er bedient sich 
einerseits der wichtigsten Verfahren der mechanischen Wiedergabe von 
Zeichnungen, wie sie die vervielfältigenden oder die graphischen Künste in 
Anwendung bringen, anderseits aller Hilfsmittel der Chemie und ist zu 
einem der wichtigsten Industriezweige geworden. Je nachdem die erhabenen 
oder die vertieften Teile der Druckformen zum Abdruck kommen, unter- 
scheidet man zwei Arten von Zeugdruck, die Holzschnittmanier (Model- 
druck) und die Kupferstichmanier. 

Der Druck selbst erfolgt mittels der Hand oder der Maschine. Der 
Handdruck kommt wesentlich nur bei dem Einpassen der letzten Farben 
zur Verwendung. Dabei wird die Form durch Auflegen auf das Druck- 
tuch mit Farbe versehen, auf das faltenlos ausgebreitete Zeug aufgesetzt 
und durch Schlag mit der Hand oder dem Hammer abgedruckt. Der An- 
schluß der einzelnen Abdrücke wird durch »Rapportstiftc« erhalten. Um 
das Auseinanderfließen der Farbe zu verhüten, wird sie mit Gummi. 
Tragant, gerosteter Stärke u.dgl. verdickt. Für den Großbetrieb hat der 
Walzendruck besondere Bedeutung. Gravierte Walzen werden durch Farb- 
walzcn gleichmäßig mit Farbe gespeist, elastische Stahlschneiden entfernen 
alle an der Oberfläche haftende Farhe. und nur die Farbe in den das 
Muster bildenden Vertiefungen bleibt auf der Walze übrig. Die Über- 
tragung auf das Zeug geschieht durch starken Druck unter Einschaltung 
einer sehr elastischen Unterlage von Wollenstorf. Bei entsprechender Ein- 
richtung des Musters lassen sich mehrere Farben nebeneinander auf- 
drucken. Das bedruckte Zeug wird in ausgebreitetem Zustande getrocknet 
und erfährt u. U. — zur Fixierung gewisser Farbstoffe — noch eine Be- 
handlung mit Dampf. 

Es lassen sich farbige Figuren auf weißem Grunde, weiße Figuren auf 
farbigem Grunde und farbige (helle oder dunkle) Figuren entweder auf 
gleich- oder andersfarbigem Grunde herstellen. Das Verfahren bei diesen 
verschiedenen Farbendrucken gehört wesentlich in das Gebiet der Chemie. 
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Leinwand und Seide werden seltener bedruckt, häufiger schon die glatten 
Kammwollstoffe; am meisten rindet der Zeugdruck Anwendung bei den 
glatten Baumwollstoffen, den Kattunen. 

Die Appretur umfaßt alle die Verrichtungen, welche bezwecken', der 
Ware Ansehen und höheren Marktwert oder die für den Markt geeignetste 
Form zu geben. Dies geschieht durch Waschen, Trocknen, Noppen (Ent- 
fernen von Knoten, Fäden. Holzsplittern usw.). Formen, Walken, Rauhen. 
Scheren. Bürsten, Sengen, Pressen, Stärken. »Dekatieren«, »Gaufrieren« 
(Einpressen von Mustern), »Moirieren«, Filzen u.a.m.. wofür zahlreiche 
Maschinen tätig sind. Die Anstalten arbeiten teils selbständig, teils sind sie 
mit anderen Zweigen der Webstoffindustrie vereinigt. Das Appretieren ver- 
leiht den Waren ein schönes, bestechendes Aussehen: Dauerhaftigkeit und 
Festigkeit werden aber wohl darunter leiden. 

Im Gefolge der Webstoffindustrie ist ferner eine große Anzahl Er- 
gänzungsindustrien entstanden, deren Einzelaufführung hier nicht möglich 
ist. Bedeutend sind besonders die Fabriken , welche die zahllosen Papp- 
kasten (Kartons) zum Aufputz und zum Einpacken der fertigen Waren 
liefern, die lithographischen Anstalten und Druckereien zur Anfertigung der 
Papierschilder usw. von den einfachsten bis zu den aufs reichste verzierten 
Bunt- und Farbendrucken, endlich auch die im Zusammenhange mit der 
Färberei und Zeugdruckerei stehende chemische Industrie. 

XI. Verkehrswesen. 

Die fortschreitende industrielle Entwicklung der Stadt Chemnitz setzt, 
wie die nachstehende Übersicht ausweist, mit dem Beginne des 19. Jahr- 
hunderts ein, wo mit der Aufnahme des mechanischen und fabrikmäßigen 
Betriebs in der Webstoffindustrie zugleich die Grundbedingung für das 
Entstehen und die andauernde Förderung des jetzt so bedeutenden Chem- 
nitzer Maschinenbaues gegeben war. 



Übersicht über die Zeit der Begründung der Fabrikbetriebe und gleichgestellten Anlagen in Chemnitz 

und Umgebung. 

Stand vom 2. Mai 1004.; 
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•) Anm. Für das Königreich Sachsen sind die entsprechenden Zahlen 3255 und 15255. 
Hieraus ergibt sich, wie eng die industrielle Entwicklung von Chemnitz und ganz Sachsen mit der 
Begründung des Deutschen Reichs, der Erhaltung der Wehrkraft und der Sicherung des Friedens 
zusammenhangt. 
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Wie sehr an diesem Aufschwünge die Webstoff- und Maschinenbau- 
industrie beteiligt ist. möge aus folgendem entnommen werden. 

Am I. Mai 1906 wurden gezählt: 

für Chemnitz Stadt... 1204 Gewerbebetriebe mit 57383 Arbeitern, 
für Chemnitz Land... 1304 - - 31440 

zusammen... 2508 Gewerbebetriebe mit 88832 Arbeitern; 
davon entfielen auf 

a) die Webstoffindustrie 
in Chemnitz Stadt... 219 Gewerbebetriebe mit 17869 Arbeitern, 
in Chemnitz Land... 611 - - 1821)0 

zusammen... 830 Gewerbebetriebe mit 36150 Arbeitern; 

b) den Maschinenbau 
in Chemnitz Stadt... 173 Gewerbebetriebe mit 23445 Arbeitern, 
in Chemnitz Land... 104 - - 3417 

zusammen... 277 Gewerbebetriebe mit 26862 Arbeitern; 

hierzu a) . . . 830 Gewerbebetriebe mit 36159 Arbeitern. 

Summe... 1 107 Gewerbebetriebe mit 63021 Arbeitern. 

d. s. 44,1 v. H. aller Betriebe und 70,., v. H. aller Arbeiter. Nicht be- 
rücksichtigt sind hierbei die Betriebe der Metallverarbeitung und des Hütten- 
wesens, die mehr oder weniger mit dem Maschinenbau in Beziehung stehen. 

Den Fabriken mit ihrem wachsenden Raumbedarf und der zunehmenden 
Einwohnerzahl wurde das alte Heim vielfach zu eng, an Mietwohnungen 
trat gesteigerter Bedarf ein; für Neuanlagen bot bald nur die äußere Stadt 
noch Platz. So wuchsen die Stadt und ihre Vororte einander entgegen, 
die Grenzen rückten sich immer näher, stellenweise wurden sie ganz ver- 
wischt. Nacheinander verfielen dem Schicksale der Eingemeindung: Schloß- 
cheinnitz 1880. Altchemnitz 1894. Gablenz. Altendorf und Kappel 1900. 
Hilbersdorf 1904 und Bernsdorf 1907. Schönau, Furth und Harthau 
rücken immer näher heran an Chemnitz und gehen wohl dem gleichen Schicksal 
entgegen. Mit ihnen und sechs anderen Postorten steht Chemnitz wegen 
der wirtschaftlichen Zugehörigkeit und des baulichen Zusammenhanges im 
Nachbarortsverkehr. Aus den einzelnen Ortschaften hat sich ein zusammen- 
hängender Bezirk größter Menschenanhäufungen gebildet, die zusammen- 
gehalten werden durch die Einheitlichkeit der industriellen Betätigung und 
die beherrschende wirtschaftliche Kraft ihres Mittelpunktes, der Großstadt 
Chemnitz. Diese Entwicklung ist am besten ersichtlich aus der andauern- 
den Zunahme der Einwohnerzahl. Diese betrug 



im J a h r e 
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Sie hat sich von 1700 bis 1821 in 121 Jahren, von 1821 bis 1861 in 
40 Jahren, von 1 86 1 bis 1890 in 30 Jahren verdreifacht, und seit 1890 bis 
jetzt, also in 17 Jahren, annähernd schon wieder verdoppelt. (Einwohner- 
zahl am 1. März 1908: 268480.) 
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Solange sich der Verkehr noch der Landstraßen bedienen mußte, war 
Chemnitz hinsichtlich des Absatzes seiner Waren fast ausschließlich auf den 
Meßplatz Leipzig angewiesen. Schon frühzeitig müssen zwischen Chemnitz 
und Leipzig Beförderungseinrichtungen des Rates der Stadt Chemnitz be- 
standen haben; denn als im Jahre 1696 laut Erlaß des Kurfürstlichen Ober- 
Postamts zu Leipzig vom 13. Juni i6<)6 »zur Beförderung der Korre- 
spondenz und Fortbringung reisender Personen eine wöchentlich zweimal 
gehende, geschwinde fahrende Post von Leipzig über Borna, Penig. Froh- 
burg, Chemnitz, F.hrenfriedersdorf . Thum nach Annaberg« eingerichtet 
wurde, reichten Rat und Bürgerschaft der Stadt Chemnitz am 22. Juni 1696 
beim Kurfürstlichen Ober-Postmeister Käs zu Leipzig ein Gesuch ein, daß 
es aus Geschäftsrücksichten ihrem »geschworenen Boten« Michael Franke 
auch fernerhin gestattet sein möchte, »neben der neuen Post wöchentlich 
mit der Kutsche als Landkutscher unter oder zwischen dem Postwagen 
nach Leipzig fahren oder bei üblem Weg und schlechtem Wetter auch 
reiten zu dürfen«. 

Diese Post verkehrte wöchentlich zweimal in jeder Richtung. Von 
Chemnitz aus wurden dann die mit ihr eingehenden Briefe und Pakete 
nach Zwickau, Reichenbach, Schneeberg, Lößnitz, Frankenberg, Augustus- 
burg, Zschopau. öderan , Freiberg und Dresden weiterbefördert. Auch 
weiterhin ist den Postverbindungen mit Leipzig seitens der Postverwaltung 
besondere Fürsorge gewidmet worden. So wurde für die Zeit des Leip- 
ziger Meßverkehrs im Jahre 181 8 die Einschaltung eines Eilpostwagens 
zwischen Chemnitz und Leipzig betrieben, im Jahre 1820 eine reitende Post 
zwischen Leipzig und Prag über Chemnitz geschaffen, 1833 für den Leip- 
ziger Eilpostverkehr das Stellen von Beiwagen gestattet, 1839 eine tägliche 
Personenpost zwischen Chemnitz und Leipzig neu eingerichtet und 1840 für 
den gesteigerten Güterverkehr während der Leipziger Messe durch eine 
tägliche Güterbeförderung zwischen den beiden Städten gesorgt. Daneben 
wurden aber auch die übrigen Postverbindungen der Zunahme des Verkehrs 
entsprechend verbessert und vermehrt. An regelmäßigen Posten unterhielt 
Chemnitz im Jahre 1843: 

a) täglich verkehrend: 

je 2 Personenposten mit Dresden und Leipzig. 

je 1 Personenpost mit Altenburg, Glauchau, Meißen, Rochlitz und 

Zwickau, 
2 »Diligencen« mit Annaberg; 

b) wöchentlich viermal verkehrend: 

je 1 Personenpost mit Marienberg, Schnccberg und Zwickau, 

1 Diligence mit Dresden, 

1 Botenpost mit Marienberg; 

c) wöchentlich dreimal verkehrend: 

I Personenpost mit Leisnig. 
Wie gewaltig der Verkehr sich seitdem gesteigert hat. ist aus der Zahl 
der jetzt bestehenden Postverbindungen zu entnehmen. Nach dem Stande 
von April 1907 verkehrten bei den beiden Hauptämtern der Stadt täglich 

Landposten ankommend 115, abgehend 66; 

Eisenbahnposten... - 147, - 136; 

zusammen... ankommend 262, abgehend 202. 
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Diese bedeutende Ausgestaltung der Postverbindungen war natürlich nur 
möglich durch den Ausbau des Eisenbahnnetzes, der für die Webstoff- 
industrie und den Maschinenbau in Chemnitz wegen des steigenden Bedarfs 
an Kohlen und Rohstoffen frühzeitig zum dringenden Bedürfnis wurde. 
Schon im Jahre 1836 begannen die Bestrebungen, die Stadt Chemnitz durch 
die Verkehrswege der Neuzeit, die Eisenbahnen, mit der Außenwelt in Ver- 
bindung zu bringen, um bessere Absatzwege zu erhalten und den Rohstoff- 
bezug, der auf die Pferdekraft angewiesen war, zu erleichtern. Im März 
1836 bildete sich mit staatlicher Genehmigung in Chemnitz eine »Erz- 
gebirgischc Eiscnbahngescllschaft«. an deren Spitze hervorragende Kauf- 
leute und Gewerbetreibende der Stadt standen, und die bezweckte, den Bau 
von Eisenbahnen nach Riesa und Zwickau ins Werk zu setzen. Rastlos 
ist von da ab an der Erbauung von in Chemnitz einmündenden Eisenbahnen 
und an der Erleichterung und Hebung des Personen- und Güterverkehrs 
gearbeitet worden. Nacheinander kamen in Betrieb die Eisenbahnlinien 
nach Riesa 1852. Zwickau 1858, Annaberg 1806, Ereiberg (-Dresden) und 
Hainichen 1869, Leipzig und Limbach 1872, Marienberg und Aue- Adorf 
1875, Stollberg 1895, Wechselburg 1902 und die Güterbahn nach Über- 
grüna 1903. So ist Chemnitz einer der wichtigsten Knotenpunkte des 
sächsischen Eisenbahnnetzes geworden. Wiederholt hat sich ein gründlicher 
Umbau der Bahnanlagen in Chemnitz nötig gemacht, um den Anforde- 
rungen des wachsenden Verkehrs nachzukommen. Der Hauptbahnhot 
mußte bereits 1872 umgestaltet werden. Wegen des immer mächtiger sich 
entwickelnden Güterverkehrs wurde im Jahre 1880 der Kohlen- und Güter- 
bahnhof Chemnitz- Kappel eröffnet; in den Jahren 1 880/88 fand eine Er- 
weiterung der Hauptanlagen für den Güterverkehr statt, und 1896 wurde 
mit dem Bau des gewaltigen Rangierbahnhofs Chemnitz- Hilbersdorf , auf 
dem täglich 4500 Güterwagen abgefertigt werden, begonnen. Zur Zeit 
werden unter Aufwendung erheblicher Mittel wieder große Veränderungen 
an den Bahnanlagen in Chemnitz vorgenommen, die neben einer Erweiterung 
des Hauptbahnhofs und der Gleisanlagen den Zweck verfolgen, die Uber- 
gänge in Schienenhöhe zu beseitigen, um dem Straßenverkehr größere Be- 
weglichkeit zu verschaffen. 

Uber den Verkehr auf den Chemnitzer Bahnhöfen gibt die nebenstehende 
Ubersicht Aufschluß. Vergleichsweise sei dazu bemerkt, daß im Jahre 1865 
in Chemnitz 50241 Postreisende zu den Posten eingeschrieben worden 
sind. 

Diesem gewaltigen Verkehr dienen jetzt täglich 233 regelmäßige und 
60 Bedarfs-Personenzüge sowie 74 regelmäßige und 13 Bedarfs-Güterzüge 
auf den 12 von und nach Chemnitz führenden Eisenbahnlinien (ankommend 
und abgehend als eine Richtung gezählt). An Kohlen hat Chemnitz im Jahre 
i<>°5 581 743 Tonnen bezogen, an Roheisen im Jahre 1906 54558 Tonnen; im 
gleichen Jahre an Maschinen usw. abgesandt 63 308 Tonnen. Diese Zahlen 
beziehen sich auf den Wagenladungsverkehr. Uber Stückgut werden gleich- 
artige Aufzeichnungen nicht geführt. 

Der Personenverkehr innerhalb der Stadt und mit deren Vororten wird 
hauptsächlich durch die städtische Straßenbahn vermittelt. Am 23. April 
1880 als Pferdebahn eröffnet und 1893/94 in eine elektrische Straßenbahn 
mit oberirdischer Leitung umgewandelt, hat sie in immer steigendem Maße 
dem Verkehr gedient und seinen Anforderungen entsprechend ihr Netz er- 
weitern müssen. Sie hat im Jahre 1907 20,9 Millionen Personen be- 
fördert. 
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Übersicht über den Verkehr auf den Chemnitzer Bahnhöfen. 



• 

Stationsname 


Abgefertigte *) 
Personen 
(nach dem Fahr- 
kartenverkaufe 

1871 1905 
Anzahl 


Ver- 
kaufte 
Bahn- 
steig- 
karten 

1905 

Stück 


Im öffentlichen Verkehr 
beförderte Telegramme 

Abgang Ankunft 
187t | 1905 1871 1905 
Stück 


Güterbeförderung 

Versand Empfang 
.87. 1905 1871 1905 
To n n e n 


Chemnitz 




















Hauptbahnhof . . 


445 210 1 954402 


176 243 




10747 




3664 




243 663 


873607 


Nicolai -Vorstadt 


t'»i 598 266876 


4607 




294 




581 








Südbahnhof 


- '56917 


1 «32 




162 




777 




93 743 


3442>7 


Hilbersdorf 


1 

— 212 029 


1S1 




.So 




4' 
















3 




2 54 




33923 


— 205722 


Altendorf 
















26 064 


12S388 


zusammen 


506 808 2 590 224 


182 163 


4043 11 286 3772 5 317 


90 ; : . 


397 393 


39 148 1 553034. 



Von dem Aufschwünge der Industrie sind natürlich auch die Post- 
einrichtungen in Chemnitz nicht unberührt geblieben. Schon in den ersten 
beiden Jahrzehnten des ig. Jahrhunderts hatte sich der Postverkehr derart 
entwickelt, daß sich im Jahre 1 8 18 eine Trennung der Postexpedition von 
der Posthalterei nötig machte. Damals bestanden 14 mit gedeckten Kutschen 
eingerichtete fahrende. 9 reitende Posten und eine Fußbotenpost in Chemnitz. 
Die Zahl der zu unterhaltenden Postpferde betrug 1K22 20; sie ist trotz 
des Wegfalls sämtlicher Personenposten auf 42 im Jahre 1907 gestiegen, 
die lediglich zur Verrichtung der Postfuhrleistungen im Orte nötig sind. 

Zehn Jahre nach der Abtrennung der Posthalterei siedelte die Post- 
expedition vom Roßmarkte nach einem an der Ecke des Marktes und 
Neumarkts gelegenen Grundstück über. Sie beschränkte sich auch hier 
noch auf zwei Amtsräume, in denen neben dem Postmeister je zwei Beamte 
und Unterbeamte beschäftigt waren; aber diese Räume reichten bald nicht 
mehr aus, und die Post wurde im Jahre 1836 in das vom Staate angekaufte 
Eckhaus an der Niklas- und Langegasse verlegt. Der gewaltige Verkehrs- 
aufschwung, der sich dann infolge des Deutsch-Osterreichischen Postvertrag< 
entwickelte, führte indes bald zur Übernahme des Postamts in staatliche 
Verwaltung — bis 1850 stand das Postpersonal noch im Dienste des Vor- 
stehers — und einige Jahre später zur Erbauung des jetzigen Hauptpost- 
amts. Am 1. Dezember 1859 wurde das neue Posthaus eingeweiht und 
von 28 Beamten und 38 Unterbeamten in Benutzung genommen. Kurz 
vorher, am 29. Oktober 1859, war die Telegraphenanstalt in dieses neue 
Heim übergesiedelt. 



* Die auf anderwärts gelöste Fahrkarten von den Zielstationen zurückgereisten 
Personen sind nicht mitgezählt. Die Zahl der angekommenen Personen ist höher 
als die der abgereisten (für 1871 522465, für 1905 fehlen die Angaben). 
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Das Gebäude hat seitdem mehrfach, den Anforderungen des gesteigerten 
Verkehrs entsprechend, erweitert werden müssen; auch gegenwärtig ist ein 
solcher Erweiterungsbau im Werke. 

Immerhin hatte dieses eine Postamt bis zum Jahre 1871 für den Ver- 
kehr genügt. Mit der Errichtung der deutschen Reichspost erfuhr dann 
auch der Chemnitzer Postverkehr eine stetige Erweiterung. Aus dem 
Hauptamte haben sich 8 über die Stadt verteilte Zweigämter entwickelt: 
1872 wurden die Postämter 2 und 3, 1889 die Postämter 5 und 6, 1899 
das Postamt 8, 1901 das Postamt 9, 1904 beim Bezüge des neuen Ober- 
Postdirektionsgebäudes das Postamt 10, 1905 die Postanstalt 11 (Agentur) 
eröffnet. Daneben entstanden noch selbständige Postämter: 1871 das Post- 
amt 4 im Hahnhofe, das im vergangenen Jahre in einem geräumigen reichs- 
eigenen Gebäude untergebracht worden ist; 1883 das Postamt 2 in Alt- 
chemnitz, das 1900 zur Zweigstelle 7 des Postamts 1 umgewandelt wurde. 
Durch Eingemeindung der Orte traten ferner als selbständige Stadtpost- 
anstalten hinzu die Postämter in Gabiens, Kappel und Altendorf 1900, 
Hilbersdorf 1904 und Bernsdorf (vorher Agentur) 1907. Alle sind mit 
Telegraphenbet riebstellen verbunden. 

Der Fernsprechverkehr wurde bei dem Telegraphenamt im Jahre 1883 
mit 72 Sprechstellen eröffnet; am 1. April 1907 waren 5567 Haupt- und 
Nebenanschlüsse in Betrieb. 

Den fortgesetzten Verkehrssteigerungen in Verbindung mit erheblichen 
Verbesserungen in den Betriebseinrichtungen und der Einführung umfassen- 
der Dienstcrleichterungen mußte auch eine beträchtliche Verstärkung der 
Arbeitskräfte folgen. Beschäftigt waren in Chemnitz 

a) im Postdienste: 

1828. . . 2 Beamte, I Briefträger, I anderer Unterbcamter. 

1850... 11 6 2 andere Unterbeamte. 

1 862 ... 26 - 16 - 24 

>874- •• 47 - 35 53 

1906... 206 - 257 - 334 - - : 

b) im Telegraphen- und F e r n s p r e c h d i e n s t e : 

1871*)... 15 Beamte. 6 Unterbeamte. 

1888 45 - 14 

1907 .... 285**) - 64 

Statt der zwei Diensträume im Jahre 1828 sind 1907 allein bei den 
drei Hauptämtern (Postamt I, Postamt 4. Telegraphenamt) 191 Zimmer für 
den Betrieb im Gebrauch gewesen. 

Der etatsmäßige Uberschuß der Verkehrsanstalten in Chemnitz hat be- 
tragen: 

1818... 9882 Mark. 1871... 137334 Mark, 

1830... 24942 - 1906... 2231995 - . 

Im Jahre 185«) wurden im Chemnitzer Postamt im Durchschnitt täglich 
1370 Briefe abgefertigt. 

* Ältere Angaben fehlen. 
*• bHnschlicbluh iS8 weibliche. 
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Die gewaltige Steigerung, die der Chemnitzer Postverkehr seitdem er- 
fahren hat, ergibt nachstehende vergleichende Ubersicht: 



Jahr 


Stück 


Stück 
1906 


1 öy 1 


I 04' > /4" 


30 4^0 000 


1874*) 


3880 Il6 


35 405 900 


1871 


l8l 044 


1 484 081 






20388 


187] 


135 576 








66 225 




28(>()(>2 


2 206835 


1874*) 


1 I 214 


10310 


1874*) 


I O J S72 


85871 




22 K)4 


225038 


1874*) 


4 025 


22 486 


1*74*) 


8821 


84 221 


1874*) 


08 I 15 


1 -'30583 


1871 


21 48«) 


930846 


•874*) 


675 °30 


2 855 500 


1874*) 


1 570607 


4 150704 


1871 


54 4<>4 


235 195 


1871 


5 6 447 


264 843 


1871 


49 3-*« 


1 050844 



1. Briefsendungen 

a) eingegangen 

b) aufgegeben 

2. Paket- und Wertsendungen 

a) eingegangene Pakete ohne Wert- 
angabe 

b) eingegangene Pakete mit Wert- 
angabe 

c» eingegangene Briefe und Kästchen 
mit Wertangabe 

d) aufgegebene Pakete ohne Wert- 
angabe 

e) aufgegebene Pakete mit Wertan- 
gabe 

f) aufgegebene Briefe und Kästchen 
mit Wertangabe 

3. Eingegangene Postnaehnahmesendungen 

4. Postauftragsbriefe 

a) eingegangen 

b) aufgegeben 



5. Postanweisungen 

a) eingegangen ... 

b) aufgegeben 

6. Zeitungen 

a) abgeholte und bestellte Nummern 

b) abgesandte Yerlagsnummern .... 

7. Telegramme 

a) aufgegeben 

b) angekommen 

c) Durchgang 

8. Gespräche 

a) im Orte 

b) im Vorortsverkehr 

c) im Fernverkehr 



Leitungen 

a) für den allgemeinen Telcgraphen- 
verkehr 

b) Fernsprecfa - Verbindungsleitungen 



j 1 383321 
10261 



1888*) 



26 
2 



1337205«) 
301 736 
458 502 



78 
**)8o. 



•) Für weiter zurückliegende Jahre konnten Angaben nicht erlangt «erden. 
**) Aulierdem 20 Vorortsleitungen: Sprechverkehr mit 333'- Orten. 
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Daß an dieser gewaltigen Steigerung die Chemnitzer WebstofT - und 
Maschinenbauindustrie einen hervorragenden Anteil hat, steht nach den 
früheren Ausführungen (vgl. S. 620/630) außer Zweifel. Es wird aber auch 
dadurch erwiesen, daß entsprechend ihren Absatzverhältnissen der Post- und 
Telegraphenverkehr mit dem Auslande von besonderem Umfang ist. Etwa 
der achte Teil der aufgelieferten Briefsendungen und der fünfte Teil der 
aufgegebenen Telegramme geht nach Orten außerhalb des deutschen Reichs- 
Postgebiets, und zwar vorzugsweise nach den Absatzgebieten für die Er- 
zeugnisse der WebstotTindustric oder des Maschinenbaues, England. Nord- 
amerika, der Schweiz, Dänemark, Belgien, Frankreich, Österreich. Ungarn, 
Spanien, Italien, den Niederlanden, Schweden, Norwegen, der Türkei. 
Griechenland, Ägypten, Japan und den deutschen Schutzgebieten. 

Die fortschreitende Entwicklung der Stadt zum bedeutendsten Industrie- 
orte Sachsens ist wohl auch Anlaß gewesen, daß sie zum Sitze zahlreicher 
Behörden gewählt worden ist. Die 1807 in Chemnitz neu errichtete dritte 
Ober-Postdirektion für Sachsen hat ihr Personal von 78 Beamten und 
() Unterbeamten bereits auf 120 Beamte und 20 Unterbeamte verstärken 
müssen. 

Im Dienste von Handel und Verkehr stehen aber in Chemnitz noch eine 
Reihe anderer Einrichtungen. Die Königlichen technischen Staatslehranstalten 
mit Abteilungen für Spinnerei, Weberei, Bleicherei und Appretur, Färber- 
und Werkmeisterschule berücksichtigen vorzugsweise die Ausbildung in den 
heimischen Betriebszweigen; auch sind gut geleitete Handelsschulen und 
Fachschulen für die Webstoffindustrie vorhanden. Die Einrichtungen bieten 
den angehenden Fabrikanten. Betriebsbeamten. Werkleitern und Arbeitern 
das geistige Rüstzeug für ihren Beruf und erfreuen sich eines guten Rufes 
weit über die Grenzen des engeren Vaterlandes hinaus. Als privates Institut 
zur Förderung der geistigen Bildung seiner Mitglieder entstand schon im 
Jahre 1846 der Kaufmännische Verein . 1802 wurden die Handels- und 
Gewerbekammer und der Börsenverein ins Leben gerufen, der seine Teil- 
nehmer mit regelmäßigen Nachrichten über den Garnmarkt in Manchester, 
den Weltwoll- und Garnmarkt in Bradford und den Berliner und Leip- 
ziger Garn- und Produktenmarkt zu versorgen übernahm. Dem Geld- 
verkehr dient eine Reihe von Banken, die zur Förderung der Industrie den 
Verkehr mit dem Auslande zum Gegenstand ihrer besonderen Fürsorge 
gemacht haben; ein erklärliches Bedürfnis, wenn man bedenkt, daß im 
Jahre 1906 aus Chemnitz 7 1 Millionen Kilogramm Waren allein über Ham- 
burg und Bremen ausgeführt wurden. Für die Bedeutung des Auslands- 
verkehrs spricht ferner, daß Chemnitz Sitz mehrerer fremder Konsulate ist; 
vertreten sind die Vereinigten Staaten von Amerika, Argentinien, Frank- 
reich, Großbritannien und Spanien. 

Um das Verkehrsbild vollständig zu machen, möge noch Erwähnung 
rinden, daß in Chemnitz zweimal im Jahre ein großer Markt für den Aus- 
tausch der Erzeugnisse zwischen Stadt und Land abgehalten wird, und daß 
an den auf einen Montag fallenden Markttagen nachmittags sogar der 
Fabrikbetrieb ruht und die Arbeiter feiern. 
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Der Brand des Pariser Haupt- Fernsprechamts. 

Den großen Bränden, die seinerzeit die Fernsprechämter in Zürich 
und in Antwerpen zerstörten, hat sich kürzlich ein weiterer angereiht, 
der in bezug auf Umfang und Bedeutung der durch ihn in Mitleidenschaft 
gezogenen Verkehrsbeziehungen und die Höhe des verursachten Schadens 
in der Geschichte des Fernsprechwesens bisher einzig dasteht. Das unter 
dem Namen »Gutenbergu bekannte Haupt - Fernsprechamt in der Rue du 
Louvre in Paris ist Sonntag den 20. September in Brand geraten und voll- 
ständig ein Raub der Flammen geworden. 

Von den sieben Vermittlungsämtern, die der Pariser Fernsprechbezirk 
umfaßt, war das Hauptamt Gutenberg bei weitem das wichtigste. Es zählte 
19 ocx) Teilnehmeranschlüsse; außerdem gehörte zu ihm das Fernamt, von 
dem sämtliche Fernsprech -Verbindungsleitungen in die Provinz und das 
Ausland ausgingen. Der vierstöckige Bau, mit dessen Grundlegung vor 
etwa zwölf Jahren begonnen wurde, bestand im wesentlichen aus Stein und 
Eisen. 

Der Brand soll durch einen im Kellergeschoß entstandenen Kurzschluß 
hervorgerufen worden sein; ob dieser in einem Starkstromkabel oder in der 
Amtseinrichtung aufgetreten ist, konnte noch nicht zweifelsfrei festgestellt 
werden; vorläufig neigt man jedoch überwiegend der Meinung zu, daß die 
neue Sammlerbatterie des Amtes den furchtbaren Brand verursacht hat. 
Seit einiger Zeit arbeitete man nämlich daran, das Amt für den Zentral- 
(ZB) Betrieb umzubauen, wobei die alten Umschalter und Kabel beibehalten 
werden sollten. Ende August war eine Z B- Einrichtung für einen Teil der 
Anschlüsse im vierten Stockwerk in Betrieb genommen worden, und man 
beabsichtigte, die neue Betriebsweise nach und nach auch auf die übrigen 
Anschlußleitungen auszudehnen. Derartige Arbeiten wurden auch an dem 
verhängnisvollen Sonntage vorgenommen; dabei soll im Laufe des Tages 
viermal Kurzschluß aufgetreten sein und zu kleinen Bränden geführt haben, 
die indes rechtzeitig unterdrückt werden konnten. Es ist eine Kommission 
eingesetzt worden, die die Ursache des Brandes ermitteln soll. 

Die ersten Zeichen der Feuersbrunst machten sich gegen 7 Uhr abends 
bemerkbar. Aus den unteren Fenstern des Gebäudes drang Rauch hervor, 
und etwa 20 Minuten später hatte sich das entfesselte Element trotz der 
von Beamten unverzüglich vorgenommenen Löschversuche vom Keller- 
geschoß durch die Kabelkanäle hindurch über sämtliche vier Stockwerke 
ausgebreitet. Den Beamtinnen — es waren wegen des Sonntags nur etwa 
200 im Dienste, ungefähr ein Drittel des an Werktagen beschäftigten Per- 
sonals — blieb kaum Zeit, sich in Sicherheit zu bringen, viele von ihnen 
mußten ohne Kopfbedeckung und noch mit ihren Kopfhörern versehen ins 
Freie flüchten. Da die Fernsprechverbindungen nach den entfernteren Feuer- 
wachen durch das Feuer unterbrochen waren, verfloß kostbare Zeit, ehe eine 
wirksame Bekämpfung des Brandes eingeleitet werden konnte. An eine 
Rettung des Gebäudes und seines wertvollen Inhalts war unter diesen Um- 
ständen nicht zu denken; man mußte sich darauf beschränken, die in der 
Nähe gelegenen Gebäude, besonders das unmittelbar benachbarte Haupt- 
Postamt, zu schützen; da das Wetter günstig war. gelang dies auch voll- 
kommen. Gegen 1 1 Uhr abends hatte man das Feuer in seiner Gewalt, 
und um 2 Uhr nachts war die Löscharbeit im wesentlichen beendet ; nur im 
zweiten und dritten Geschosse waren um diese Zeit noch kleinere Feuer- 
herde vorhanden. Glücklicherweise haben weder der Brand selbst noch 
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die Löscharbeiten Menschenleben gefordert oder Unfälle im Gefolge ge- 
habt. 

Der Sachschaden dagegen ist ungeheuer. Die im Kellergeschosse befind- 
lichen Einrichtungen sowie die daselbst lagernden großen Kabelvorräte sind 
vollständig vernichtet worden. Weniger groß sind die Beschädigungen im 
ersten Geschosse, wo das Fernamt untergebracht war, ebenso im vierten 
Geschosse; ein Teil der Apparate für den Fernverkehr und der Zentral- 
batterieeinrichtung wird daher wieder verwendet werden können. Das 
zweite und dritte Geschoß mit den Umschaltern für den Ortsverkehr sind 
durch Feuer und Wasser vollständig verwüstet worden; auch das Gebäude 
selbst hat hier am meisten gelitten, die starken eisernen Träger haben viel- 
fache Beschädigungen erfahren und müssen ausgewechselt werden. Selbst 
die Kabel in den nach außen führenden Kabelkanälen sind nicht unverletzt 
geblieben; eine Anzahl von ihnen ist auf eine Länge von mehreren hundert 
Metern unbrauchbar geworden. Die Höhe des Schadens entzieht sich vor- 
läufig noch einer genauen Berechnung; jedenfalls aber wird man mit Ein- 
rechnung des Gebührenausfalls für die Fernsprechanschlüsse den Verlust 
für die Verwaltung auf viele Millionen Francs zu beziffern haben. 

Das zahlreiche Personal des zerstörten Amtes ist den übrigen Pariser 
Vermittlungsämtern und dem Haupt-Telegraphenamte, für das wegen der 
fehlenden Fernsprechverbindungen eine starke Verkehrssteigerung erwartet 
wurde, zugeteilt worden. 

Das beklagenswerte Ereignis hat das gesamte Geschäfts- und Verkehrs- 
leben der französischen Hauptstadt natürlich aufs empfindlichste ge- 
troffen, um so mehr als das Amt im Mittelpunkte der eigentlichen Ge- 
schäftsstadt lag und die bedeutendsten Banken, großen Geschäftshäuser, 
Zeitungen sowie viele Behörden zu seinen Teilnehmern zählte. Der ganze 
Fernsprechverkehr nach der Provinz und dem Auslande war für einige 
Tage vollständig unterbrochen: mit Berlin ist er am 24. September wieder 
aufgenommen worden, die Verbindungen nach London und Brüssel waren 
schon früher wieder betriebsfähig. Das zur Aufnahme des Notamts bestimmte, 
dicht neben dem abgebrannten Amte liegende Gebäude ist im Rohbau nahezu 
fertig. Obwohl mit äußerster Anstrengung gearbeit wird und alle irgend 
verfügbaren Apparate und sonstigen Gegenstände für die technische Ein- 
richtung, auch solche von ausländischen Firmen, herangezogen werden, läßt 
sich mit einiger Sicherheit noch nicht angeben, wann alle Teilnehmer wieder 
im Besitz ihres Anschlusses sein werden. Über die endgültige Unterbrin- 
gung des neuen Haupt-Fernsprechamts ist bereits Bestimmung getroffen; es 
wird in dem abgebrannten Gebäude eingerichtet werden, dessen Instand- 
setzung schon in Angriff genommen worden ist. 

Der Telegraphenbetrieb ist durch den Brand ebenfalls stark beeinflußt 
worden. Eine große Anzahl Telegraphenleitungen, die über das Haupt- 
Fernsprechamt Gutenberg führten, wurde beschädigt und dem Verkehr für 
mehrere Tage entzogen, darunter Leitungen nach dem Norden Frankreich», 
nach Belgien, den Niederlanden und England. Alle Verbindungen mit den 
Orten in der näheren Umgebung von Paris waren eine Zeitlang unterbrochen. 
DerTclegrammverke.hr war starker als gewöhnlich; indes soll die Zunahme, 
auch die im Rohrpost verkehr, nicht so bedeutend gewesen sein, daß trotz 
der fehlenden Leitungen größere Stockungen im Betriebe vorgekommen 
wären. 
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Von Dr. A. Serbin in Friedenau. 

Zwischen den beiden Staaten der pyrenäischen Halbinsel besteht eine 
große Ähnlichkeit in bezug auf Bodengestaltung, Pflanzenwuchs und Kultur, 
und man vermag nicht recht einzusehen, weshalb beide Länder bisher ein 
gesondertes politisches Leben geführt haben. Nach Ansicht mancher Poli- 
tiker müßte diese sich auf geographische Verhältnisse gründende Einheit 
auch einst wieder hergestellt werden. Doch dürfte in Wirklichkeit die Aus- 
führung dieses Gedankens auf die größten Schwierigkeiten stoßen. Es be- 
steht zwischen Spaniern und Portugiesen seit Jahrhunderten ein außer- 
ordentlich schroffer Gegensatz, ja mehr als das, ein förmlicher Haß, und 
die Erzählung von dem Portugiesen, der lieber ertrinken wollte, als sich 
von einem Spanier retten lassen, kennzeichnet vortrefflich das Verhältnis 
zwischen beiden Ländern. Trotz großer Ähnlichkeit weisen aber doch 
beide Länder bemerkenswerte Unterschiede auf ; denn wenn auch die 
Gebirge Portugals nur als die Fortsetzungen der spanischen Sierren 
zu betrachten sind, und Portugal nur als die vom Atlantischen Ozean 
aufsteigende Vorstufe der großen mittelspanischen Hochflächen zu be- 
zeichnen ist, so liegt in der Bodengestaltung Portugals gleichwohl eine 
gewisse Eigenart. Diese Eigenart ist aber nicht wesentlich größer 
als bei den übrigen Außenteilen der Halbinsel; sie ist also ebenso- 
wenig wie die Umgrenzung imstande, uns die staatliche und wirt- 
schaftliche Unabhängigkeit Portugals geographisch zu erklären. Das pyre- 
näischc Stromnetz scheint darauf angelegt zu sein, Portugal mit seinen 
gesamten Beziehungen an Spanien zu fesseln. Drei große Hauptströme, 
der Douro, der Tajo und der Guadiana, gehören sowohl dem einen als 
auch dem anderen Lande an. Die genannten Ströme sind dieselben in 
Portugal wie in Spanien, und doch auch nicht dieselben, kann man sagen. 
Der portugiesische Tejo ist nicht der spanische Tajo. In Spanien ist er bald 
ein durch Heiden hindurchschleichendes Gewässer, bald ein durch schauerliche 
Fclsencngen durchbrechender, an Stromschnellen reicher Wildstrom, der 
in der Zeit der W interregen und der Schneeschmelze eine gewaltige Wasser- 
menge führt, während er in der Zeit der lang anhaltenden Sommertrocken- 
heit zu einem dünnen Rinnsale zusammenschrumpft. Der Verkehr meidet 
ihn teils der zu fürchtenden Überschwemmungen und der steilen Ufer- 
wände wegen, teils weil er nicht imstande ist, Schifte zu tragen. Erst 
nachdem er die Granitschwelle bei Alcantara, an der spanisch-portugiesischen 
Grenze, überwunden hat, ändert er seinen Charakter, und obgleich er noch 
immer ziemlich starkes Gefälle und sehr wechselnden Wasserstand hat. wird 
er hier doch eine brauchbare Wasserstraße. Zugleich ermöglicht es auch 
sein breites gewundenes Tal einer Landstraße und einer Eisenbahn, sich 
seinem Laufe anzuschmiegen. Ähnlich liegen die Dinge auch bei dem 
portugiesischen Douro und dem spanischen Ducro. In Spanien fließt dieser 
Strom meist in einem engen, schluchtartig eingeschnittenen Tale über Fels- 
blöcke und Felsschwellen dahin, zur Schiffahrt ohne schwierige Wasser- 
bauten gleichfalls nicht tauglich. In Portugal, unterhalb der bösen Schnelle 
(»cachao«) von Tone de Moncorvo, wird er ein viel sanfterer und breiterer 
Strom. Auf diese Weise gewährt er hier seinem ertragreichen Ufcrland 
eine gute und viel benutzte Verkehrstraße. Ebenso werden auch der 
Guadiana und der Minho erst auf portugiesischem Boden schiftbar. 
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Leider macht die Versandung und Wasserarmut der Flüsse in Portugal 
bedenkliche Fortschritte. Schuld daran sind die früher leichtsinnig betriebene 
Forstwirtschaft und die Vernichtung der Gebirgswälder. Die meisten Berg- 
gipfel in Portugal sind, schon lange von allem Pflanzenwuchs entblößt, 
kahle Felsen, an deren Abhängen der niederfallende Regen sofort in die 
Tiefe stürzt. Philipp II. ließ für den Bau der Armada ganze Wälder 
in Portugal fällen. Ehe man in Portugal Steinkohlen kannte, war man 
für seinen Feuerungsbedarf lediglich auf die Wälder angewiesen. Immer- 
hin ist Portugal, zumal in neuerer Zeit durch Aufholzung früher abge- 
rodeter Strecken vieles wieder gutgemacht worden, in bezug auf Wald- 
rcichtum besser gestellt als sein Nachbar Spanien. Die wasserreiche und 
kühle Provinz Minho hat sogar einen sehr reichen Baumwuchs. Weite 
Strecken nehmen die Pinienwälder von Villa do Conde, Caminha und 
Aveiro ein sowie der von alter Zeit her als Sitz von Räubern, Hexen. 
Kobolden und allerhand unheimlichem Spuk gefürchtete Kiefernwald von 
Azambuja, die Staatsforsten von Marinha Grande und Leirira. Letzte 
Waldung hat König Diniz, vom Volke der Ackersmann genannt, im 
1 3. Jahrhundert eigenhändig angelegt. Kaum seinesgleichen in Europa hat 
der herrliche Zedernwald von Bussaoo, der eine hochragende Bergkuppe 
nördlich von Coimbra bedeckt. Zisterziensermönche brachten Schößlinge 
vom Libanon in das Abendland, die in Portugal gut gediehen. Beim 
heiligen Stuhle wurde eine Bulle erwirkt, die jeden mit Kirchenstrafen be- 
drohte, der eine Zeder des Waldes beschädigte. Unter solchem Schutze 
wuchs die Pflanzung zu einem dichten Zederndickicht heran, durch das 
sich der Wanderer nur mit Mühe Bahn brechen kann. Wie Crawford 
zeigt, hat sich Portugal in den 300 Jahren, die verflossen sind, seitdem die 
Lusiaden geschrieben wurden, und zum Teil infolge der Heldentaten, auf 
die das Gedicht gegründet ist, einen großen Reichtum an Pflanzen, be- 
sonders an Obst- und Waldbäumen, aus allen Teilen der Welt angeeignet. 
Der Loquat aus China übertrifft als Schattenspender selbst den Feigen- 
baum, erfüllt im November die Luft mit den süßen Düften seiner Blüten 
und bietet im Frühsommer seine erquickenden Früchte. Die australischen 
Gummibäume, besonders der Eukalyptus, haben in den letzten dreißig Jahren 
den Anblick des angebauten Landes völlig geändert. Das Land ist fast 
ausschließlich in den Händen selbständiger Bauern oder kleiner Pächter, 
denen das Land nach dem Halbpachtsystem gegeben wird, wobei der Eigen- 
tümer Boden und Betriebsmittel gibt und den halben Ertrag beansprucht. 
Man baut im nördlichen Portugal hauptsächlich Mais und pflanzt Bohnen 
und Kürbisse, zuweilen auch Kohl dazwischen; in den südlichen Provinzen 
baut man Weizen. Sonderbarerweise ist gedörrter Stockfisch ein Haupt- 
nahrungsmittel für alle Klassen, obgleich er aus Norwegen und Neu- 
Fundland kommt und keineswegs sehr billig ist. Aber sein Wert als 
Nahrungsmittel soll außerordentlich sein (Crawford). Die Bodenbearbeitung 
in Portugal ist in der Hauptsache dieselbe, wie sie in den Regeln und Vor- 
schriften des Columella niedergelegt ist. Der Landmann fährt seine Ernte 
in ebensolchen Wagen ein. wie wir sie auf römischen Flachbildwerken und 
Vasen dargestellt finden. Der Schäfer in seinen Bergen lebt noch ebenso 
bei Tage mit seiner Herde und legt sich nachts in ihrer Mitte nieder. Die 
Hirtenflöte des Altertums ist von der Guitarre verdrängt worden, aber die 
Hirten fordern einander noch immer zu Gesängen aus dem Stegreif heraus. 
»Der gesamte Boden Portugals«, sagt Gustav Diercks, »könnte wenigstens 
das Fünffache von dem erzeugen, was er heute bietet, wenn er nach den 
Grundsätzen der heutigen Wissenschaft bebaut würde, wenn der Bauer zu 
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bewegen wäre, statt des als Pflug dienenden Baumzweiges und anderer 
primitiver Geräte und entsprechender Methoden die der modernen zivili- 
sierten Welt anzunehmen. Einzelne Musterwirtschaften beweisen, wie außer- 
ordentlich ergiebig der Boden Portugals ist, aber weder Wald- noch Feld- 
kultur, weder öl- noch Weinbereitung werden so betrieben, wie es die 
heutige Ackerbaukunde ermöglicht.« Was die Berge Portugals in ihrem 
Inneren bergen, das ist meist noch nicht genügend festgestellt, und der 
Bergwerksbetrieb ist erst an verhältnismäßig wenigen Orten ernstlich in 
Angriff genommen. An mehreren Stellen finden sich Kohlen, an anderen 
Kupfer-, Silber- und Bleierze; was aber in dieser Beziehung noch aus 
Portugal zu machen ist, läßt sich einstweilen schwer sagen. Ein wirklicher 
Industriestaat zu werden, dürfte Portugal durch seine ganze geographische 
Eigenart wohl ebensowenig berufen sein wie Italien. In einem übelen 
Zustande befinden sich immer noch die Verkehrsverhältnisse im portugiesischen 
Binnenlande, was bis zu einem gewissen Grade wohl durch die zum Teil sehr 
schwierige Bodenbeschaffenheit erklärlich ist. Selbstverständlich liegt darin 
ein sehr großer Hemmschuh für die wirtschaftliche Entwicklung des 
Landes. 

Das portugiesische Volk, wie es sich heute darstellt, ist ein Mischvolk, 
das auf keltischem Grundstock unter Mitwirkung der verschiedensten Völker- 
schaften entstanden ist. Die lusitanische Urbevölkerung hält Diodor für 
die kriegerischesten Bewohner der iberischen Halbinsel. Ein erster Ver- 
such der Karthager, in die auf der Halbinsel begründete Herrschaft auch 
die Lusitanier hineinzuziehen, war erfolglos. Weitere Kämpfe brachten 
Karthago die gewünschte Oberherrschaft. Die lusitanische Küste wurde 
mit karthagischen Handelsniederlassungen besetzt, und in dem Heere, das 
Hannibal über die Alpen führte, diente eine stattliche Schar Lusitanier. 
Die Römerherrschaft hat den keltischen Bestandteil durch Vernichtung der 
Sprache, Einbürgerung römischer Sitten und Gesetze einer gründlichen Um- 
bildung unterworfen. Der Einbruch der Alanen, Sueven und Gothen 
brachte die ganz romanisierten Lusitanier mit dem Germanentum in Be- 
rührung. Auf die germanische Einwanderung folgte die arabische Herr- 
schaft, die viel bleibendere Spuren im Volksleben hinterließ. So hatte das 
Volk, als es seine nationale Unabhängigkeit wieder errang, die karthagische, 
römische, germanische und arabische Herrschaft kennen gelernt. Auch 
dürfen wir den jüdischen Volksteil nicht vergessen und den der Zigeuner, 
die gegen Ende des Mittelalters Europa durchzogen und sich besonders im 
Süden der Pyrenäenhalbinsel niederließen. Sic wurden die Träger der 
Volksmusik und der Volkstänze und sind dies, besonders in Spanien, noch 
heute. Die Entdeckungsfahrten brachten die Portugiesen mit bis zu jener 
Zeit noch unbekannten Völkern in Berührung. Die Kolonisation hatte eine 
starke Mischung zur Folge, die nicht ohne Einwirkung auf das Mutter- 
land blieb; denn viele Kolonisten kehrten, nachdem sie reich geworden 
waren, in die Heimat zurück, um hier die Früchte ihrer Arbeit zu genießen. 
So erklärt sich die große Zahl von Farbigen, denen der Reisende in den 
Straßen Lissabons begegnet. Kaum in einer Stadt der nördlichen Ver- 
einigten Staaten von Amerika können sie einen verhältnismäßig größeren 
Teil der Einwohner bilden als hier, wo ihnen das Klima z.usagt, und 
keinerlei Vorurteile ihnen entgegenstehen. Die nahen Beziehungen zu 
Brasilien bringen auch heute noch eine starke Vermischung der ver- 
schiedensten Volksbestandteile hervor. Rechnet man dazu die große Zahl 
von Engländern, die in Portugal ansässig sind, und von Fremden anderer 
Völker, die sich vielfach mit Einheimischen verheiraten, so ist klar, daß 
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Portugal keinen reinen urwüchsigen Volkstamm mehr haben kann. Im 
großen ganzen von kleiner Gestalt und anscheinend schwächlich, sind die 
Portugiesen doch in hohem Grade ausdauernd und zäh, allerdings nicht 
imstande, schwere Arbeit zu verrichten und solche Lasten zu tragen, wie 
etwa der englische und der deutsche Arbeiter. Nach einem alten Sprich- 
worte hätte Gott zuerst die Portugiesen erschaffen, gleich darauf aber die 
Galizier, um den ersten das Leben zu erleichtern. Jeder Dienstmann, Pack- 
träger usw. heißt deshalb auch im Volksmunde kurzweg Gallego. Diese 
selbst kehren, nachdem sie sich in der Hauptstadt ein kleines Kapital erspart 
haben, in ihre Gebirgsheimat zurück. 

Um zum Schlüsse noch auf die Beziehungen zwischen Deutschland und 
Portugal einzugehen, so kann behauptet werden, daß vielleicht kein Volk 
Portugal so viele und uneigennützige Dienste geleistet hat wie das deutsche, 
und zwar gehen die Beziehungen zwischen beiden Völkern sehr weit zurück. 
Eines höheren Alters als die von Lissabon dürften sich wenige überseeische 
Kaufmannsniederlassungen rühmen. Norddeutschen und Normannen ist 
schon im grauen Altertume die Seefahrt nach Portugal bekannt gewesen. 
Ist doch bereits aus der Zeit Adams von Bremen (um 1075) eine Segel- 
anweisung für die Fahrt nach Palästina vorhanden, auf der man in Leskabone 
(Lissabon) anzulegen pflegte. Auf der Reise nach dem heiligen Lande be- 
findliche und an die portugiesische Küste verschlagene norddeutsche Kreuz- 
fahrer haben dem König Alfonso Henriquez hilfreiche Hand geleistet oder 
vielmehr die Hauptarbeit getan, als er 1147 den Arabern die Stadt Lacebona 
entriß. Bremische Dichter haben in den folgenden Jahrhunderten diese 
Waffentat besungen, und auch bei den dankbaren Portugiesen muß sie in 
gutem Andenken geblieben sein; denn als die Hamburger, Bremer und 
Lübecker, die unter dem Erzbischof Hartwig II. mit 44 Schiffen an dem 
Kreuzzuge von 1196 teilnahmen, Lissabon besuchten, wurden sie dort sehr 
gefeiert. Vielleicht war es eine Folge hiervon, daß sich gerade in Lissabon 
die Hansestädte ausgedehnter Vorrechte erfreuten. Selbständigen, auf 
unmittelbarer Schiffahrtsverbindung beruhenden Handelsverkehr in Lissabon 
scheinen die Hansen allerdings erst seit dem Anfange des 15. Jahrhunderts 
unterhalten zu haben, während der Umtausch nordeuropäischer gegen süd- 
europäische Waren in noch früherer Zeit zu Brügge und zu Antwerpen 
erfolgte. Den Zugeständnissen, welche die Hansen schon lange besaßen, 
wurden 1503 durch König Emanuel, und zwar zunächst für die über 
Antwerpen handeltreibenden augsburgischen und sonstigen süddeutschen, 
später aber auch für die hansischen Kaufleute, neue und umfangreichere 
hinzugefügt. Der Fall Antwerpens im Jahre 1576 scheint den süddeutschen 
Handel schwer geschädigt zu haben, während die Hansen nicht davon- be- 
troffen wurden. Erwähnung verdient auch, obgleich es mit kaufmännischen 
Dingen nichts zu tun hat, daß in jener mörderischen Schlacht bei Alkazar 
(I. August 1578), die der Großmachtstellung des die Eroberung Afrikas 
anstrebenden Portugals ein Ende machte, dreitausend vom Landgrafen von 
Hessen zu Hilfe geschickte Deutsche unter Herrn von Thalberg Seite an 
Seite mit den Portugiesen gekämpft haben und bis auf den letzten Mann 
gefallen sind. 

LTnter den zahlreichen Vereinigungen, die weit in das Mittelalter zurück- 
reichen und zu gegenseitiger Unterstützung und zur Ausübung der Wohl- 
tätigkeit gegründet wurden und noch heute in Portugal unter dem Namen 
»geistliche Bruderschaft« bestehen, dürfte die »Irmandade de S. Bartholomeu 
dos Allemaes« (Bartholomäus Bruderschaft der Deutschen in Lissabon) eine 
der ältesten sein und die hervorragendste Stellung einnehmen. Der Zweck 
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dieser bereits über ein halbes Jahrtausend bestehenden Bruderschaft ist die 
Ausübung der Wohltätigkeit im Kreise der deutschen Ansiedlung. Die 
Bruderschaft hat aber auch religiöse Ziele, da sie zum katholischen Gottes- 
dienst in ihrer Kapelle und für die evangelische Gemeinde der Deutschen 
Beiträge leistet. Leider sind durch das Erdbeben von 1755 die meisten 
alten Urkunden der Bruderschaft vernichtet worden. Laut eines noch 
vorhandenen Berichts von 1687 soll um das Jahr 1300 ein deutscher 
Kaufmann an der Stelle, wo jetzt die Pfarrkirche von Juliao steht, ein 
Holzlager besessen und auf diesem eine dem heiligen Bartholomäus geweihte 
Kapelle errichtet haben, in der die schon damals zahlreich in Lissabon 
angesiedelten Deutschen ihre Andacht verrichteten. Der regierende König 
Dom Diniz habe jenem, sich Oberstadt oder auf portugiesisch Sobrevilla 
nennenden, Deutschen den Holzhof abgekauft, um eine Kirche zu erbauen; 
er habe aber ihm und seinen Landsleuten eine Kapelle in jener Kirche zu 
freiem Eigentum eingeräumt. Zu ihrer Erhaltung hätten sich dann die 
Deutschen zu einer Bruderschaft vereinigt. Tatsache ist, daß in der drei- 
mal durch Feuer und Erdbeben zerstörten Kirche noch heute die Kapelle 
besteht als ein anerkanntes Eigentum der deutschen Bruderschaft. Die 
älteste noch vorhandene Urkunde der Deutschen stammt aus dem Jahre 1452. 
Aus diesen und anderen Aufzeichnungen geht hervor, daß gegen das Ende 
des 15. Jahrhunderts die Bruderschaft zu ihren hervorragenden Mitgliedern 
das berühmte Korps jener deutschen Bombardiere zählte, die unter Dom 
Manoel nach Portugal gezogen waren. In einigen Urkunden wird die 
Bruderschaft schlechtweg als die der »Bombarderos Allemaes« bezeichnet. 
Im Laufe des 16. Jahrhunderts verschwinden die Bombarderos und deutsche, 
besonders hamburgische und lübeckischc Kaufleute übernehmen die leitende 
Rolle. Aber durch das Erdbeben von 1755 gingen nicht nur die Urkunden, 
sondern auch der größte Teil des besonders in Häusern bestehenden Eigen- 
tums der Bruderschaft zugrunde, so daß die übrigbleibenden Mittel nur 
gerade hinreichten,, um ein einziges Haus wieder aufzubauen, das noch heute 
der Bruderschaft gehört. Bis zum Jahre 1825, d.h. bis zur Lostrennung 
Brasiliens, zahlten die deutschen Kaufleute eins vom Tausend von allen 
Geschäften, »da barra para föra«, also von ihrer Ausfuhr, an die Kasse 
der Bruderschaft. Wie bedeutend das Geschäft damals war, geht daraus 
hervor, daß einzelne Häuser weit über ein Konto Reis (4450 Mark) jährlich 
beisteuerten. Die Lostrennung Brasiliens zerstörte das Geschäft in Erzeug- 
nissen dieses Landes, die bis dahin nur in Lissabon gekauft werden konnten, 
und brachte die vorhandenen großen Häuser zu Fall, bei welcher Gelegen- 
heit das sehr bedeutende Vermögen der Bruderschaft schwere Einbuße er- 
litt. Die Leitung ging darauf während vieler Jahre in die Hände böhmischer 
Glaswarenhändler über, und die ganze Sache drohte ihren rein deutschen 
Charakter zu verlieren, bis zu Anfang der sechziger Jahre des vorigen 
Jahrhunderts neu eingewanderte Deutsche zusammen mit den noch vor- 
handenen Landsleuten eine Neugestaltung herbeiführten, die in den nach 
sechsjährigem Kampfe endlich 1870 eingeführten neuen Satzungen zum 
Ausdruck kam. 
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Der Anteil der Hauptschiffahrtsländer an der Handelsflotte 
der Welt. Der kürzlich erschienene neueste Band des unter dem Namen 
»Nauticus« bekannten »Jahrbuchs für Deutschlands Seeinteressen« enthält, 
wie die früheren Jahrgänge, wiederum eine lehrreiche Zusammenstellung 
über die Entwicklung der Welthandelsflotte. Hiernach belief sich der 
Nettoraumgehalt der gesamten Handelsflotten der Welt im August 1907 auf 
27260300 R.T. Das bedeutet gegenüber dem Stande des Jahres 1906 
(Archiv 1907, S. 601 ff.) einen Zuwachs von rund 3 / 4 Millionen R.T. Der 
weitaus größte Teil, nahezu drei Viertel, des Gesamttonnengehalts entfiel 
mit 20014 700 R.T. auf die Dampfer, während die Segelschiffe zusammen 
nur noch 7245 600 R.T. Nettoraumgehalt aufzuweisen hatten. 

Zieht man den ganzen letzten zehnjährigen Zeitraum in Betracht, so 
ergibt sich, daß der Dampfertonnengehalt (1897: 1 1 427 700 R.T.) um 
mehr als 8'/ 2 Millionen R.T. zugenommen, der Segelschifftonnengehalt 
(1897: 8894700 R.T.) dagegen um mehr als 1,6 Millionen R.T. abge- 
nommen hat. Bei der bekanntlich erheblich höheren Ausnutzungsfähigkeit 
der Dampfer läßt sich hieraus ohne weiteres auf eine sehr starke Zunahme 
der Leistungsfähigkeit der Welthandelsflotte schließen. Inwieweit die Handels- 
flotten der Hauptschiffahrtsländer an dieser Entwicklung beteiligt sind, ist 
aus den nachstehenden Ziffern zu erkennen. Es hat betragen der Netto- 
raumgehalt (in 1000 R.T.) 

der Dampfer der Segler 





1897 


1907 


1S97 


1907 




6 741.4 


10 183,4 


3 098,0 


1 683.3 




1 034.3 


2 267,9 


544.4 


444.3 


- den Vereinigten Staaten 












535.o 


1 263,5 


1 332.8 


1 462,8 




360., 


775-4 


1 103,3 


702,8 




499.9 


736.9 


269,7 


521.* 




246,9 


666,, 


31.7 


168,4 




192.4 


505,8 


399.4 


564.3 




235.7 


518.. 


451.4 


473-3- 



Verhältnismäßig am stärksten ist also die Zunahme des Schiffsraums 
bei den Dampfern in Japan und Rußland gewesen. Durch das ver- 
hältnismäßig stärkere Wachstum des Dampfertonnengehalts bei diesen 
Ländern darf man sich aber nicht zu Trugschlüssen verleiten lassen. Denn 
das tatsächliche Wachstum ist bei den drei größten Schiffahrtsländern 
Großbritannien , Deutschland und den Vereinigten Staaten von Amerika 
erheblich größer. Der Seglertonnengehalt hat namentlich bei den schon 
seit langer Zeit schiffahrttreibenden Ländern Großbritannien. Deutschland 
und Norwegen abgenommen, während die Vereinigten Staaten und die übrigen 
jüngeren Schiffahrtsländer auch im Seglertonnengehalt noch Fortschritte ge- 
macht haben. Auffällig ist, daß neben dem jungen Japan Frankreich die 
stärkste Vermehrung des Seglertonnengchalts zu verzeichnen hat. Dies ist 
ohne Zweifel eine Folge der neuerlichen Subventionspolitik Frankreichs; es 
muß aber fraglich bleiben, ob die französische Handelsschiffahrt dadurch 
in ihrer Entwicklung tatsächlich gefördert wird. 
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Der gesamten Leistungsfähigkeit nach verfügte: 

1897 1907 

Großbritannien über 54,0 v. H., 47,9 v. H., 

Deutschland über 8,4 - 10,8 r , 

die nordamerikanische Union über. . 6,8 - 7,8 - 

des Gesamtraumgehalts der Welthandelsflotte. Deutschlands Anteil ist aho 
erfreulich und verhältnismäßig am stärksten gestiegen. 



LITERATUR 

Deutschland nebst Böhmen und dem Mündungsgebiet des 
Rheins. Die geographische Gestaltung des Landes als Grundlage 
für die Entwicklung von Handel, Industrie und Ackerbau mit be- 
sonderer Berücksichtigung der Seestädte von Prof. Dr. Albert 
Zweck, Königsberg (Pr.). Mit 42 Abbildungen im Text. In Lein- 
wand gebunden 4 Mark. Verlag von B. G. Tcubner in Leipzig und 
Berlin, 1908. 

Professor Zweck hat sich schon seit langen Jahren in der Literatur 
durch seine vorzüglichen Einzeldarstellungen deutschen Landes einen Namen 
gemacht. Bei seinen früheren Arbeiten, die sich zum Teil auf eigene 
Forschung gründen, hat Zweck mit Vorliebe seine engere, ostpreußisclie 
Heimat berücksichtigt. Seine lebenswarmen Schilderungen von Masuren, 
Litauen und dem Samlande, die sämtlich in Buchform erschienen sind, ver- 
mögen wie wenige andere Werke die Liebe zur geographischen Wissen- 
schaft zu wecken und zu pflegen; denn sie beschränken sich nicht auf An- 
gaben über die Bodengestaltung und Bodennatur, sondern geben ein inter- 
essantes Bild von dem Leben und Treiben der Menschen auf jenen weiten, 
eigenartig schönen, fernab von den großen Wanderstraßen gelegenen Ge- 
bieten; sie zeigen, wie die wirtschaftliche Tätigkeit und der Kulturstand 
der Bevölkerung mit den Eigentümlichkeiten des Bodens in Zusammenhang 
steht und durch sie bedingt wird. 

Zweck ist also dem Zuge der Zeit gefolgt; denn in der neueren For- 
schung gewinnt, wie bereits Morgenroth auf dem 14. Deutschen Geographen- 
tage — Cöln 1903 — hervorgehoben hat, die Richtung eine immer größere 
Bedeutung, die die Tatsachen geographischen Wissens vornehmlich unter 
dem Gesichtswinkel wirtschaftlicher und kultureller Erscheinungen zusammen- 
stellt und ein bestimmtes Gebiet nicht bloß als solches, sondern zugleich 
als Schauplatz des sich auf ihm abspielenden Lebens betrachtet. Aus diesem 
Grunde begrüßen wir auch das neue Werk von Professor Zweck, mit dem 
er den heimatlichen Boden verläßt, als eine willkommene Ergänzung unserer 
geographischen und volkswirtschaftlichen Literatur. 

Wie in der Vorrede zum Ausdruck gebracht ist, will der Verfasser ein 
Gesamtbild von den wirtschaftlichen Verhältnissen Deutschlands geben, in- 
dem er die wichtigsten Industriegebiete und die Hauptstätten der Handels- 
bewegung, ohne daß Vollständigkeit erzielt werden soll, in ihrer Eigenart 
und in ihrem Zusammenhange mit der natürlichen Beschaffenheit des vater- 
ländischen Bodens beleuchtet. Die mit Deutschland in engster wirtschaft- 
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lieber Verbindung stehenden Länder Böhmen, Holland und Belgien sind 
mit berücksichtigt worden, zumal Böhmen mit der obersten Strecke der 
Moldau-Elbestraße zum großen Teile noch dem Hinterlande von Hamburg 
zuzurechnen ist, Holland und Belgien aber die Ausgangspforten für das 
Rheingebiet darstellen. Das Buch besteht aus zwei Teilen. Im ersten 
Teile wird die geognostische Gestaltung des Landes und ihre Rückwirkung 
auf Ackerbau und Industrie behandelt; hierbei schildert der Verfasser nach- 
einander die natürlich abgegrenzten Gebiete, und zwar die Oberrheinische 
Tiefebene mit ihren Randgebirgen, das Lothringische Hügelland, das 
Rheinische Schiefergebirge mit der Westfälischen und der Cölner Tiefland- 
bucht, das Triasbecken, den Harz und seine Umgebung, die deutschen Hoch- 
ebenen am Fuße der Alpen , das Böhmische Massiv und das norddeutsche 
Flachland. Bei der Darstellung der industriellen Verhältnisse geht Professor 
Zweck auch auf die nicht bodenständigen Industrien ein, indem er nach- 
zuweisen sucht, worauf ihre Entstehung und Entwicklung zurückzuführen 
ist. Die außerordentlichen Verkehrserleichterungen, die sozialen Verhältnisse, 
namentlich das Angebot billiger Arbeitskräfte, die mächtige Entfaltung ein- 
zelner Großindustrien, z. B. der Kohlenindustrie, und die von ihnen reich- 
lich gewonnenen Nebenerzeugnisse haben zweifellos vielfach Industrien, die 
Webstoffindustrie, die chemische Industrie usw., in Orten und Landstrichen 
ins Leben gerufen, wo die von diesen Industrien benötigten Rohstoffe gar 
nicht oder nur in geringem Maße vorhanden sind. 

Im zweiten Teile bespricht der Verfasser den Handel und Verkehr auf 
dem betrachteten Gebiete. Nach allgemeinen Bemerkungen über die Not- 
wendigkeit und Bedeutung unseres Handels, der seit den achtziger Jahren 
nur noch vom Handel Großbritanniens übertroffen wird, geht der Ver- 
fasser auf die einzelnen Handels- und Verkehrsgebiete ein, indem er u. a. 
das Rheingebiet, die deutsche Nordseeküste, das Wesergebiet, das Elbe- 
gebiet, die Ostseeküste, das Weichselgebiet usw. eingehender betrachtet 
und die Handels- und Verkehrsmittelpunkte in ihrer Bedeutung für den 
inländischen und ausländischen Handel hervorhebt. Der Handel bildet für 
das Deutsche Reich geradezu eine Lebensfrage; denn einerseits gibt es 
kaum noch einen Zweig der deutschen Urerzeugung, der dem Bedarfe des 
Landes Genüge leistete; anderseits sind unsere ausgedehnten und hoch- 
stehenden Industrien auf den überseeischen Absatz angewiesen. 

Das vorliegende Buch ist für weite Kreise, die sich über wirtschafts- 
geographische Fragen unterrichten wollen, von besonderem Werte, weil der 
Verfasser es verstanden hat, in klarer, fesselnder und gemeinverständ- 
licher Weise den Boden zu schildern, auf dem sich das großartige Wirt- 
schaftsleben des tatkräftigen und schaffensfreudigen deutschen Volkes be- 
wegt; zahlreiche vorzügliche Abbildungen erhöhen den Wert des trefflich 
ausgestatteten Buches. 



Grundzüge der Elektrochemie auf experimenteller Basis von 
Dr. Robert Lüpke. Fünfte, neu bearbeitete Auflage von Professor 
Dr. E. Bose, Dozent für physikalische Chemie und Elektrochemie 
an der Technischen Hochschule in Danzig. Mit 80 Textfiguren 
und 24 Tabellen. Berlin, Verlag von Julius Springer. 17 Bogen 8°. 
Preis iti Leinwand geb. 6 Mark. 

Das zuerst im Jahre 1895 erschienene Werk (vgl. Archiv 1895, S. 573, 
und 1896, S. 761) liegt bereits in fünfter Auflage vor, die nach dem in- 
zwischen erfolgten frühen Tode des Verfassers, des allgemein beliebten 
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Dozenten an der ehemaligen Post^- und Telegraphenschule zu Berlin , auf 
Veranlassung der Verlagsbuchhandlung durch den Professor Dr. E. Bose 
in Danzig veranstaltet worden ist. 

In der im Jahre 1899 noch von Dr. Lüpke bearbeiteten 3. Auflage (die 
4. Auflage war ein fast unveränderter Abdruck der dritten) war das Werk 
in nahezu allen Kapiteln umgearbeitet und gegen die 1. Auflage vervoll- 
ständigt worden. In welchem Umfange dies geschehen ist, läßt sich äußer- 
lich schon daran erkennen, daß die 3. Auflage bei 278 Seiten Text 
77 Figuren und 28 Übersichten enthielt, während die 1. Auflage nur 150 Seiten 
Text mit 46 Figuren und 16 Ubersichten umfaßte. Die neueste Auflage hat 
264 Seiten Text mit 80 Figuren und 24 Ubersichten; sie ist namentlich in 
der ersten Hälfte fast gleichlautend mit der 3. Auflage; dagegen hat der 
Herausgeber infolge der Fortschritte der Elektrochemie, insbesondere der 
Metallurgie, zum Teil eine Umarbeitung, mitunter eine Kürzung, einiger 
Kapitel der zweiten Hälfte des Werkes vorgenommen. 

Die Einteilung des Inhalts hat gegen früher wenig Änderungen erfahren. 
Im ersten der drei Abschnitte werden die Erscheinungen und die neuere 
Theorie der Elektrolyse behandelt mit den besonderen Kapiteln: die 
Erscheinungen der Elektrolyse, das Faradaysche Gesetz, die Uberführungs- 
zahlen von Hittorf, das Gesetz von Kohlrausch und die Dissoziationstheorie 
von Arrhenius. Der zweite Abschnitt, der allgemein der van't Hoffschen 
Theorie der Lösungen gewidmet ist, zerfällt in die Kapitel: der 
osmotische Druck, der Dampfdruck der Lösungen, Siedepunkt und Gefrier- 
punkt der Lösungen, die Beziehungen des osmotischen Druckes zur Dampf- 
druckverminderung. Siedepunktserhöhung und Gefrierpunktserniedrigung 
sowie die wässerigen Lösungen der Elektrolyte. Die osmotische Theorie 
der galvanischen Stromerzeugung bildet den Inhalt des dritten Ab- 
schnitts; er enthält die Unterabteilungen: die Flüssigkeitsketten, die Konzen- 
trationsketten, die Daniellschen Ketten, die Reduktions- und Oxydations- 
ketten, die Lösungstension der chemischen Elemente, Polarisation und Haft- 
intensität, die Elektrolyse gemischter Elektrolyte, die irreversiblen Ketten, 
die Akkumulatoren sowie die Thermodynamik der galvanischen Elemente 
und der Elektrolyse. 

Die neue Auflage des Buches ist, wie alle im Verlage von Julius 
Springer erschienenen Werke, gut ausgestattet; nur hätte die Korrektur 
etwas sorgfältiger gelesen werden müssen; sie enthält eine große Anzahl 
von Druckfehlern, die den Genuß stark beeinträchtigen. Seite 65, Zeile 4. 
muß es anstatt Konsonanten a und b Konstanten a und b heißen. Auf 
Seite 262, Zeile 2, ist im Nenner der Formel ein veralteter Zahlenwert an- 
gewendet, wodurch das Ergebnis der Rechnung zu hoch ausfällt. 

Im übrigen ist das Werk klar und verständlich geschrieben; der Heraus- 
geber hat, wo angängig, die knappe und treffende, allen ehemaligen Schülern 
Lüpkes bekannte Ausdrucksweise beibehalten. 



Die deutschen Kolonien (Land und Leute). Von Dr. Adolf 
Heilborn. 98. Bändchen der Sammlung wissenschaftlich-gemein- 
verständlicher Darstellungen »Aus Natur und Geisteswelt«. 
Zweite Auflage mit vielen Abbildungen im Text und zwei Karten. 
Druck und Verlag von B. G. Teubncr in Leipzig. 1908. Preis 
geheftet 1 Mark, gebunden 1 Mark 25 Pf. 

Das Werk ist aus einer Vortragsreihe hervorgegangen, die der Ver- 
fasser im Auftrage der Deutschen Kolonialgesellschaft (Abteilung Berlin- 
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Charlottenburg) vor einigen Jahren im Kolonialmuseum zu Berlin gehalten 
hat. Die einzelnen Kolonialgebiete werden in dem Buche nacheinander be- 
handelt. Bei jeder Kolonie gibt der Verfasser zunächst einen Uberblick 
über die Geschichte ihrer Erwerbung und schildert dann eingehend die geo- 
graphischen und klimatischen Verhältnisse, den Charakter der Pflanzcn- 
und Tierwelt, die Zusammensetzung, Sitten und Gebräuche der Bevölkerung 
und zum Schlüsse den gegenwärtigen Stand der wirtschaftlichen Erschließung, 
wobei auch die Verkehrsverhältnisse (Eisenbahnen, Post- und Telegraphen- 
anstalten) Berücksichtigung finden. Das Hauptgewicht ist auf die geo- 
graphische und ethnographische Beschreibung der Kolonialgebiete gelegt. 
Namentlich die Schilderungen über das Leben und Treiben der eingeborenen 
Bevölkerung sind lehrreich und in ihren Einzelheiten erschöpfend. Als 
Beispiel sei angeführt, was der Verfasser über die Trommelsprache — eine 
Art regelrechten Systems der Telegraphie — bei den Dualanegern in Kamerun 
mitteilt. Mit Hilfe der Trommel, deren Töne weithin vernehmbar seien, 
erzähle man einander Neuigkeiten, teile sich wichtige Botschaften mit, frage 
um Rat, beschimpfe sich usw. Sehr bezeichnend sei es, daß getrommelte 
Beleidigungen höher bestraft würden als die gleichen mündlichen. Jeder 
Duala und auch jeder im Lande ansässige Weiße habe seinen Trommel- 
namen, den er kenne, auch wenn er sonst der Trommelsprache nicht mächtig 
sei. Alles, was mit der Trommel gesprochen werde, könne auch mit den 
Silben »to« (ko, lo, go) für den tiefen und »tu« (ku, lu, u) für den hohen 
Ton gesprochen werden. Trommelmitteilungen seien also gleichsam chiffrierte 
Depeschen. Die Trommelsprache werde in der Regel erst im gereif feren 
Alter (etwa mit 20 Jahren) erlernt; Frauen seien von der Erlernung aus- 
geschlossen u. dgl. m. (Vgl. auch Archiv 1885, S. 61.) 

Durch eine Anzahl in den Text eingestreuter Abbildungen sowie durch 
die beigegebenen statistischen Ubersichten und Karten werden die Aus- 
führungen des Verfassers wirkungsvoll unterstützt. 
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Im Falle eines Krieges bildet die Unterhaltung eines geregelten Nach- 
richtendienstes zwischen den mobilen Truppen und der Heimat sowie inner- 
halb des Feldheers eine wichtige Aufgabe der Behörden. Zur Vermittlung 
des Austausches der abgehenden sowie der ankommenden dienstlichen und 
privaten Postsendungen bei diesen Truppen ist die Feldpost bestimmt. Die 
technische Handhabung des Feldpostdienstes richtet sich im allgemeinen 
nach den für die heimatlichen Postanstalten im Frieden geltenden Vorschriften. 
Es bestehen aber in bezug auf den Feldpostdienst in posttechnischer wie in 
anderer Beziehung mannigfache eigenartige Verhältnisse, deren erschöpfende 
und eingehende Regelung bereits im Frieden erfolgt und zur Kenntnis 
der Postdienststellen sowie der Militärbehörden und Truppenteile gebracht 
wird. 

Die Anfänge einer solchen Regelung reichen in Preußen ziemlich weit zu- 
rück. Von den ältesten Feldpostdienst-Instruktionen ist die vom 25. April 1715 



*) Die sich auf den Feldpostdienst beziehenden Dienstwerke, die Feldpost- 
Dienstordnung und die Ausführungs - Bestimmungen , gehörten bis vor kurzem zwar 
nicht zu den geheim zu haltenden militärischen Dienstbüchern, doch aber zu den 
•nur für den Dienstgebrauch bestimmten« Druckvorschriften und waren als solche vom 
Buchhandel ausgeschlossen. Nachdem indes mit Allerhöchster Genehmigung die Feld- 
post-Dienstordnung zu den Dienstvorschriften Übergeführt worden ist, die dem Buch- 
handel freigegeben werden, ist sowohl für sie als auch für die Ausführungs- Be- 
stimmungen die Bezeichnung »Nur für den Dienstgebrauch bestimmt« in Wegfall ge- 
kommen. 

Archir f. Pott u. Telegr. «. 1908. 43 



Das deutsche Feldpostwesen.*) 



Von Ober- Postinspektor Benkner in Berlin. 
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Das deutsche Feldpostwesen. 



zu erwähnen, die beim Aufbruche des verbündeten preußischen und säch- 
sischen Heeres ins Lager vor Stettin für das Feldpostamt in Vorpommern 
erlassen wurde. In umfassenderer Weise wurden die Verhältnisse geregelt 
durch die beim Ausbruche des Bayerischen Erbfolgekriegs im Jahre 1778 
ausgearbeitete Instruktion über den Feldpostdienst. Der Zweck eines Feld- 
postamts und der bei den abgesonderten Korps einzurichtenden Neben- 
expeditionen bestand danach vorzugsweise in der schleunigsten und sicheren 
Beförderung der Depeschen und Briefe, »im Notfall«, wenn, wie besonders 
im Auslande, »eine andere bequeme Fuhrgelegenheit« nicht vorhanden sein 
sollte, auch der Pakete und Gelder. Der Vorsteher eines Feldpostamts war 
der Feldpostmeister, der einer abgesonderten Feldpostexpedition ein Feld- 
postsekretär. Die Briefe der Unteroffiziere und Mannschaften sowie der 
zum Trosse gehörenden Militärpersonen wurden in der Regel portofrei be- 
fördert, nur das ausländische Porto mußte von den Empfängern entrichtet 
werden. Im übrigen wurde den Heeresangehörigen keine Portoermäßigung 
bewilligt; wenn das Heer ein Lager bezogen hatte, wurde vielmehr außer 
dem eigentlichen Porto noch ein nach der Entfernung abgestuftes, unbe- 
trächtliches Binnen- oder Zuschlagporto erhoben. Die Feldpostämter hatten 
mit allen heimatlichen Postämtern in Kartenschlußwechsel zu treten, emp- 
fingen Kartenschlüsse jedoch nur dann, wenn das Heer im Auslande stand; 
andernfalls erfolgte die Leitung der Sendungen auf die Ortspostanstalten. 
Befanden sich auf dem Wege von der Feldpostanstalt bis zur rückwärts 
gelegenen heimatlichen Grenze Postämter oder Stationen des Feindes , so 
wurden bis zur Grenze oder dem nächsten Postamt einer verbündeten oder 
neutralen Macht von 3 zu 3 Meilen Relais mit wenigstens zwei Postillionen 
bestellt, die hin- und herwärts die Stafettentaschen und Brief-Felleisen ein- 
ander zuzubringen hatten, und von denen der zweite immer zur Aushilfe 
bleiben mußte. Die Vorschriften der Instruktion von 1778 wurden in der 
Folge zum großen Teile, wenn auch mit Abänderungen, als Grundregeln 
beibehalten. 

In Verbindung mit den Vorarbeiten für eine Mobilmachung des Heeres, 
die nach dem unglücklichen Feldzuge 1806/07 stattfanden, wurden auch zur 
Mobilmachung der Feldpost alle erforderlichen Maßnahmen im voraus ge- 
troffen. Dabei erfolgte, und zwar im Jahre 1809, zum ersten Male eine 
Vorausbestimmung des im Feldpostdienste zu verwendenden Beamtenpersonals, 
jedoch ohne gleichzeitige Benachrichtigung der in Aussicht genommenen Be- 
amten, die ihre Weisungen erst beim Eintritte der Mobilmachung erhalten 
sollten. Die Sorge für die Beschaffung der Feldpost-Ausrüstung lag da- 
mals ausschließlich der Militärbehörde ob, die den Feldpostdienst in Be- 
nehmen mit der Postbehörde einzurichten und zu leiten hatte. 

Dank diesen Vorbereitungen konnte sich beim Beginne der Befreiungs- 
kriege, im Frühjahr 181 3, die Aufstellung der Feldpostanstalten rasch voll- 
ziehen. An solchen traten in den Jahren 1813 bis 1815 für die dem 
Korpsverbande angehörenden Truppen Feldpostämter für jedes Armeekorps 
und Feldpostexpeditionen bei den Truppenbrigaden (Divisionen) in Tätig- 
keit. Ferner bestanden ein Reise-Feldpostamt für des Königs Majestät und 
die Feldposthalterei. Dieser lag die Beförderung der königlichen Wagen 
ob, für die keine Marstallpferde gestellt wurden. Sie umfaßte ein Personal 
von 2 Schirrmeistern (Schaffnern) und 23 Postillionen sowie 85 Pferde. Den 
während des Krieges durch besondere Erlasse getroffenen Bestimmungen 
gemäß wurden portofrei befördert: die an die mobilen Truppen und von 
diesen abgesandten gewöhnlichen Briefe sowie die an die Truppen gerich- 
teten Geldsendungen; Portoermäßigung wurde bewilligt für die von diesen 
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Truppen abgeschickten Geldsendungen bis zum Betrage von 10 Talern sowie 
für Pakete an diese Truppen, wenn die Sendungen Kleidungstücke, Wäsche 
und andere notwendige Bedürfnisse enthielten und nicht über 20 Pfund 
schwer waren. Schwerere Pakete, die in beschränktem Umfange befördert 
wurden, sowie die von dem mobilen Heere kommenden Pakete unterlagen 
■dem vollen Porto. Uber die Verpflichtungen der Militärbehörden und 
Truppenteile zur Förderung der den Feldpostanstalten obliegenden Auf- 
gaben bestanden noch keine ausreichenden Vorschriften; auf das äußerst 
wichtige Erfordernis, die Feldpostämter der Armeekorps fortlaufend von 
der Zusammensetzung der Truppenverbände usw. zu unterrichten, wurden 
-die Truppenbefehlshaber erst im August 1813 infolge einer Vorstellung 
<les General-Postmeisters aufmerksam gemacht, nachdem der Betrieb bei der 
Feldpost zahlreiche Klagen hervorgerufen hatte, die auf den Mangel an 
Benachrichtigung der Feldpostanstalten in der erwähnten Beziehung zurück- 
zuführen waren. 

Die unterm 26. Dezember 1825 zwischen dem Königl. Kriegsministerium 
und dem General-Postamte geschlossene und unterm 30. Dezember Allerhöchst 
genehmigte Übereinkunft, betreffend die in Friedenszeiten geltenden Porto- 
Ermäßigungen für die in Reih und Glied stehenden Soldaten bis zum Feld- 
webel und Wachtmeister einschließlich aufwärts, gab den Anlaß, daß unter 
Verwertung der in den letzten Kriegen gewonnenen Erfahrungen neue Be- 
stimmungen über das Feldpostwesen ausgearbeitet wurden. Die erwähnte 
Ubereinkunft enthielt nämlich folgende Festsetzung: »Uber die Behandlung 
omd Beförderung der Correspondenz-, Paquet- und Geldsendungen der Militär- 
personen mit den ordinairen und Feldposten im mobilen Zustande der 
Armee sollen besondere Bestimmungen mit Rücksicht auf möglichste Er- 
leichterung und Sicherstellung des Postverkehrs für die Armee verabredet 
und bekannt gemacht werden.« 

Demgemäß wurde unterm 9. April 1831 gemeinschaftlich von dem 
Kriegsminister und dem General-Postmeister eine Dien st- Instruktion 
für die Feldpostanstalten erlassen, für die von ehemaligen Vorstehern 
der Feldpostämter eingehende Vorschläge abgegeben worden waren. Sie 
wurde durch Druck vervielfältigt und bei der Inkraftsetzung, also bereits 
zu Friedenszeiten, allen Postämtern sowie den Militärbehörden geliefert. Die 
Postämter hatten dafür zu sorgen, daß die »Secretaire und Postschreiber« 
sich mit den Bestimmungen genau bekannt machten. Die Kenntnis der 
Feldpostvorschriften sollte fortan bei den Postdienst-Prüfungen gefordert 
-werden. 

Schon 1830 war es für angezeigt erachtet worden, das für den Feld- 
postdienst in Aussicht genommene Personal alsbald, also nicht erst bei der 
Mobilmachung, von seiner Bestimmung für den Felddienst in Kenntnis zu 
setzen. An Feldpostanstalten wurden damals, in Ubereinstimmung mit den 
Festsetzungen der bereits im Entwürfe vorliegenden neuen Feldpost -In- 
struktion, vorgesehen: ein Ober -Feldpostamt für das Hauptquartier des 
Oberbefehlshabers der Armee sowie ein Feldpostamt und vier Divisions- 
Feldpostexpeditionen für jedes der neun Armeekorps. Zu Vorstehern wurden 
beim Ober- Feldpostamte der Ober- Feldpostmeister, bei den Feldpostämtern 
der Feldpostmeister und bei den Feldpostexpeditionen ein Feldpostsekretär 
bestimmt. Das nachgeordnete Personal bestand aus Feldpostsekretären, 
Briefträgern, Schirrmeistern (Schaffnern), Feldpostillionen und Trainsoldaten. 

Der Ober- Feldpostmeister stand an der Spitze des gesamten Feldpost- 
wesens; er hatte neben der Leitung des Ober- Feldpostamts die Verpflich- 
tung, mit den übrigen Feldpostämtern sich fortlaufend in Verbindung zu 
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halten, von dem Zustande des ganzen Feldpostdienstes sich dauernd genaue 
Kenntnis zu verschaffen und nach Erfordernis überall anordnend einzu- 
greifen. 

Die Ausrüstung der Feldpostanstalten, also die Beschaffung der Wagen, 
Pferde, der Bureauausstattung sowie der Geschirre usw., sollte auch künftig 
der Militärbehörde obliegen, doch wurde mit der Postbehörde vereinbart, 
daß die Bureau- und Betriebsgerätschaften eintretendenfalls vom Haupt- 
Postmagazine für Rechnung der Militärverwaltung geliefert werden sollten. 
Zur Ausrüstung der Feldpostämter gehörte u. a. ein Abfertigungsschrank 
mit Fächern, wie sie im Feldpostbetriebe schon Verwendung gefunden 
hatten. 

In posttechnischer Hinsicht wurden die Feldpostanstalten durch die neue 
Instruktion dem General - Postamt untergeordnet, nachdem auch in anderen 
Verwaltungszweigen das System der ausschließlichen militärischen Leitung 
verlassen worden war. 

Der Paketbeförderungsdienst wurde für beide Richtungen beibehalten, ob- 
wohl dieser Dienst in den voraufgegangenen Feldzügen erhebliche Schwierig- 
keiten und Unzuträglichkeiten veranlaßt hatte. Die für die Truppen ein- 
gegangenen Pakete hatten während der Bewegungen des Heeres nicht be- 
stellt werden können, und es waren bei den Feldpostanstalten Verlegenheiten 
entstanden, wenn es sich um die Weiterbeförderung und Bewachung der 
sich ansammelnden Packereien handelte. Um diese Schwierigkeiten tunlichst 
einzuschränken, wurden Pakete mit anderem Inhalt als mit Wäsche von der 
Beförderung an die Soldaten bis zum Feldwebel und Wachtmeister einschließ- 
lich aufwärts ausgeschlossen; auch wurde für die von solchen Militär- 
personen ausgehenden Pakete ein Höchstgewicht von 6 Pfund festgesetzt. 

Die Gewährung der Portofreiheit für die Postsendungen in Privat- 
angelegenheiten erstreckte sich nicht, wie in den Jahren 1813 bis 1815, auf 
die Sendungen aller Militärpersonen, sondern blieb auf die Sendungen der 
vorgenannten unteren Grade beschränkt, fiel auch für die Geldsendungen 
bei Beträgen über 5 Taler weg. Dagegen traten den portofrei zu be- 
fördernden Sendungen die bis 6 Pfund schweren Pakete an die Soldaten, 
soweit sie zugelassen waren, hinzu. Für die Sendungen an die Ange- 
hörigen des mobilen Heeres kam die Erhebung von Bestellgeld sowie 
(im Falle der Aufbewahrung von Paketen oder Geldern) von Lagergeld in 
Wegfall. 

In bezug auf den Feldpostbetriebsdienst ist die Bestimmung hervor- 
zuheben, daß die Feldpostexpeditionen zwar Kartenschlüsse auf die heimat- 
lichen Postanstalten zu fertigen, von diesen aber keine Kartenschlüsse 
zu empfangen hatten. Alle Feldpostsendungen für die mobilen Truppen 
sollten von den heimatlichen Postanstalten auf die Feldpostämter geleitet 
werden, die sie den Feldpostexpeditionen der Divisionen zuzuführen hatten. 
Nur in Ausnahmefällen, wenn die abgesonderte Stellung einer Division es 
erforderte, wurde die Fertigung unmittelbarer Kartenschlüsse auf die Feld- 
postexpedition einer solchen Division zugelassen. 

Die Vorschriften erfuhren durch die nächste, unterm 1. September 1848 
erlassene »Dienst- Instruktion für die Feldpostanstalten« einige wesentliche 
Änderungen. 

Die Sorge für die Ausrüstung der Feldpostanstalten mit Bureau- und 
Betriebsgerät sowie mit Druckformularen, ferner für die Einkleidung der 
Feldbriefträgcr, Schirrmeister und Postillione lag fortan lediglich den Feld- 
postmeistern ob, die die Gegenstände für Rechnung der Militärverwaltung 
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aus dem Haupt-Postmagazine zu beziehen hatten. Die Militärbehörde hatte 
nur noch für die Gestellung der Fahrzeuge und der Pferde zu sorgen. An 
Fahrzeugen, die bereits im Frieden vorrätig gehalten wurden, waren für 
<lie jetzt »Feld -Oberpostamt« genannte, von dem »Feld -Oberpostmeister« 
geleitete Dienststelle sowie für jedes Feldpostamt 1 vierspänniger und 
1 zweispänniger Geld-, Schriften- und Requisitenwagen sowie 4 zweispännige 
Kaleschen, für jede Feldpostexpedition 1 zweispänniger Geld-, Schriften- und 
Requisitenwagen bestimmt. 

Hinsichtlich der durch die Feldpost zu befördernden Gegenstände wurde 
es für angängig erachtet, Pakete an die Heeresangehörigen der unteren 
Grade mit anderem Inhalt als mit Wäsche, ferner Pakete solcher Militär- 
personen nach der Heimat im Gewichte von mehr als 6 Pfund wieder zu- 
zulassen. 

Die Portofreiheit der Feldpostsendungen wurde auf alle Geldsendungen 
(Briefe und Pakete) zum Heere bis zum Betrage von 10 Talern, auf alle 
Sendungen dieser Art vom Heere ebenfalls bis zum Betrage von 10 Talern 
sowie auf alle bis 6 Pfund schweren Pakete mit Wäsche oder Bekleidungs- 
gegenständen zum Heere ausgedehnt. Die Beschränkung der Portofreiheit 
auf die Sendungen der Soldaten bis zum Feldwebel und Wachtmeister ein- 
schließlich aufwärts kam sonach wieder in Wegfall, wie auch die diesen 
Soldaten gewährte Portoermäßigung für die nicht portofrei zu befördern- 
den Sendungen den Militärpersonen der höheren Grade und allen Beamten 
des mobilen Heeres zugestanden wurde. Für die Feldpostsendungen wurde 
an Stelle der Bezeichnung »Soldatenbrief« (für die Sendungen an und von 
Militärpersonen der unteren Grade) und »Militair-Brief erster Klasse« (für 
die Sendungen der Offiziere und Beamten) die einheitliche Bezeichnung 
»Feldpostbrief« vorgeschrieben. 

Die Vorschriften der Dienst- Instruktion vom 1. September 1848 fanden 
zunächst Anwendung auf den Feldpostdienst für die im 
Frühjahr 1848 nach Schleswig-Holstein entsandten preußi- 
schen Truppen. Bei den in den beiden nächsten Jahren 
erfolgten Mobilmachungen für die Kriegsunternehmungen 
in Baden und Hessen wurde der Feldpostdienst nach 
diesen Vorschriften von vornherein eingerichtet. In Baden, 
wohin 1849 preußische und deutsche Bundestruppen ent- 
sandt wurden, trat außer den Feldpostanstalten für die 
preußischen Heeresteile eine solche für das Hauptquartier 
der Reichsarmee in Tätigkeit (s. den nebenstehenden Abdruck des Aufgabe- 
stempels einer Feldpostsendung aus dem Jahre 1849). 

Während dieser militärischen Unternehmungen machten sich in dem 
nach den neuen Vorschriften gehandhabten Feldpostbetriebe wesentliche Übel- 
stände fühlbar. Es zeigte sich wiederum, daß die Feldpostanstalten durch 
die Besorgung des Päckereidienstes, bei dem es sich namentlich in Baden 
und Hessen um große Massen handelte, an der durchaus nötigen leichten 
Beweglichkeit sowie an der Erfüllung ihrer Hauptaufgabe, der schleunigen 
und sicheren Beförderung der dienstlichen Sendungen des mobilen Heeres, 
gehindert wurden. Ferner ergab sich eine erhebliche Betriebserschwernis 
daraus, daß für einen großen Teil der Sendungen bei den Feldpostanstalten 
Porto zu erheben war. Auch mehrere Änderungen bei der Verwaltung des 
Postwesens, wie die Einrichtung der Ober -Postdirektionen und die Auf- 
hebung des Haupt -Postmagazins, bedingten eine durchgreifende Umgestal- 
tung der Feldpost-Vorschriften. Diese erfolgte durch die unterm 1. Mai 1854 
erlassene »Instruktion über den Feldpostdienst«. 
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Das Feldpostpersonal setzte sich fortan zusammen aus dem Feld-Ober- 
postmeister, den Feldpostmeistern, Feld - Oberpostsekretären , Feldpostsekre- 
tären, Feldpostexpedienten, Feldbriefträgern, Feldpostschaffnern , Feld- 
postillionen und Trainsoldaten. Die Einberufung des Postpersonals für 
die Feldpostämter und die Feldpostexpeditionen wurde den Ober- Post- 
direktionen übertragen; das General-Postamt behielt sich nur die Einberufung 
des Personals für das Feld-Oberpostamt vor. 

Die Ausrüstung der Feldpostanstalten mit Bureau- und Betriebsgerät 
sowie die Einkleidung der Feldpostunterbeamten und Postillione wurde 
wieder von der Militärverwaltung übernommen; Gerätschaften, die in den 
Traindepots nicht vorrätig gehalten wurden, sollten die Feldpostanstalten 
selbst beschaffen. An Stelle der Abfertigungschränke wurden die zum 
Anhängen eingerichteten , bequemer fortzuschaffenden Briefsortiertaschen 
eingeführt, die aus starkem Drillich hergestellt und mit mehreren Reihen 
von Täschchen (Fächern) aus demselben Stoffe versehen sind. Die Lieferung 
des ganzen Bedarfs an Druckformularen lag der Ober-Postdirektion in 
Berlin ob. 

Privatpäckereien wurden mit Rücksicht auf die bei den letzten militä- 
rischen Unternehmungen durch den Paketdienst der Feldpostanstalten her- 
vorgerufenen Unzuträglichkeiten von der Beförderung durch die Feldpost 
ganz ausgeschlossen. Als Versendungsgegenstände in Privatangelegenheiten 
der Truppen waren daher nur gewöhnliche Briefe sowie Geldbriefe bis zu 
50 Talern Inhalt zugelassen. Im weiteren wurde, um das Rechnungswesen 
der Feldpostanstalten möglichst einfach zu erhalten, bestimmt, daß auf 
Feldpostsendungcn weder Postvorschüsse entnommen, noch bare Einzah- 
lungen zur Wiederauszahlung geleistet werden durften. Auch sollten bei 
den durch die Feldpostanstalten zu bestellenden Sendungen die Be- 
zeichnung »poste restante« und das Verlangen der Eilbestellung nicht 
statthaft sein. 

Die Portofreiheit wurde auf alle privaten Feldpostsendungen ausgedehnt, 
also auch für die Geldbriefe mit mehr als 10 Talern Inhalt zugestanden, so* 
daß die Portoerhebung durch die Feldpostanstalten auf Sendungen nach 
und aus nichtpreußischen Postgebieten, für die das fremde Porto zu ent- 
richten war, beschränkt blieb. 

Die Leitvorschriften für die zum Heere gehenden Feldppstsendungen 
sahen zum ersten Male die Bildung von Sammelstellen in der Heimat vor. 
Jedes Feldpostamt hatte für sich und die nachgeordneten Feldpostexpcdi- 
tionen eine oder mehrere heimatliche Postanstalten (Speditionspunkte) zu 
bestimmen, auf die die Aufgabe-Postanstalten die Feldpostsendungen leiten, 
und von denen die Sendungen den Feldpostanstalten, und zwar auch den 
Feldpostexpeditionen, zugeführt werden sollten. Sobald sich das Heer 
außer Landes befand, erfolgte die Bestimmung der Speditionspunkte in der 
Regel durch den Feld -Oberpostmeister. 

Da im Falle der Mobilmachung des ganzen Heeres das Feld-Obcrpost- 
amt dem großen Hauptquartiere zuzuteilen war,, bedurfte es noch der Ein- 
richtung von Feldpostanstalten für die alsdann zur Aufstellung kommenden 
Armeekommandos. Im Jahre 1859 wurde daher für 3 Armeekommandos- 
die Bildung je eines Feldpostamts vorgesehen. Die Einberufung des- 
Personals für diese Feldpostämter übernahm das General -Postamt. 

Die nächste Dienstordnung für die Feldpostanstalten, vom 21. Mai l8Ö2 r 
führte für die bei den Armeekommandos einzurichtenden Feldpostämter 
sowie für deren Vorsteher die Bezeichnungen »Armee - Postamt« und 
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»Armee -Postmeister« ein. Die Feldpostämter wurden in technischer Be- 
ziehung zunächst dem Armee- Postamte . die Armee- Postämter dem Feld- 
Oberpostamt unterstellt. Feldpostexpedienten gehörten nicht mehr zum 
Feldpostpersonal. Der Dienstkleidung der Feldpostbeamten trat infolge 
des Allerhöchsten Erlasses vom 22. Mai 1801 der Helm in der für die 
Militärbeamten vorgeschriebenen Form hinzu. Bei den Feldpostanstalten 
hatte die Verwaltung der Kasse fortan durch eine Kassenkommission zu 
erfolgen. 

Wesentliche Änderungen und Ergänzungen erfuhren die bisherigen Vor- 
schriften durch die unter Berücksichtigung der Erfahrungen aus den 
Kriegen von 1864 und 1866 ausgearbeitete Dienstordnung für die Feld- 
postanstalten vom 16. August 1867. 

Durch das kurz vorher erlassene neue Regulativ über das Etappenwesen 
im Kriege war das Feldpostwesen im Rücken des Heeres mit der Etappen- 
Einrichtung in Verbindung gebracht worden. Zum Zwecke der Herstellung 
und Erhaltung gesicherter Postverbindungen zwischen dem Heere und dem 
Vaterlande war darin bestimmt, daß auf den Etappenstraßen statt der 
Postillionsrelais an geeigneten Punkten besondere Postanstalten — Feld- 
postrclais — eingerichtet werden sollten, bei denen nach Bedarf Umspan- 
nung stattzufinden hatte. Die Beförderung der Post auf den Land- 
Etappenstraßen lag dem in den Etappenorten aufzustellenden Fuhrpark 
ob. Die Leitung und Beaufsichtigung des Etappen-Postdienstes bei einer 
aus mehreren Armeekorps bestehenden Armee wurde einem Etappen -Post- 
direktor übertragen, der nebst zwei Etappen -Postinspektoren dem General- 
Etappeninspekteur zugeteilt wurde. Die Vorschriften über diese Änderung 
gingen in die neue Dienstordnung für die Feldpostanstalten über, die noch 
folgendes bestimmte. 

Die Feldpostämter, die Armee- Postämter und das Feld -Oberpostamt 
werden in technischer Beziehung, ebenso wie die Etappen - Postdirektoren, 
dem General-Postamt unmittelbar unterstellt. 

Als Unterbeamte sollen im Feldpostdienste nur Feldpostschaffner ver- 
wendet werden. Die Einkleidung der Feldpostschaffner und der Feld- 
postillione wird von der Postverwaltung übernommen, die künftig auch 
für die Ausrüstung der Feldpostanstalten mit Bureau- und Betriebsgerät 
sowie mit Fahrzeugen (zweispännigen Akten-, Geld- und Requisitenwagen, 
zweispännigen Briefpostwagen und zweispännigen Postkaleschen), ferner für 
die Beschaffung der Dienstpferde zu sorgen hat. Alle Anschaffungen er- 
folgen für Rechnung der Militärverwaltung. 

Zur Beförderung durch die Feldpost werden private Geldbriefe bis zum 
Betrage von 100 Talern zugelassen, die wie die übrigen Feldpostsendungen 
portofrei zu befördern sind. Außerdem wird der Zeitungsdienst bei den 
Feldpostanstalten eingeführt. 

Die Bestimmung der für den Verkehr in der Richtung nach dem Feld- 
heer einzurichtenden Sammelstellen , die bisher jedes Feldpostamt für seinen 
Geschäftsbereich zu treffen hatte, behält sich die oberste Postbehörde vor. 

Für den Fall, daß das Heer im Auslande steht, wird die Beförderung 
von Privatpäckereien an die Truppen unter gewissen Voraussetzungen in 
Aussicht gestellt. 

Zur Erprobung der für die Mobilmachung der Feldpost nunmehr vor- 
gesehenen Einrichtungen und der Bestimmungen über den Feldpostdienst 
bot der Krieg mit Frankreich 1870/71 infolge der gewaltigen Massen- 
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entfaltung des Norddeutschen Bundesheers vorzügliche Gelegenheit. Auf 
Grund der hierbei gewonnenen Erfahrungen wurden durch die Instruktion, 
betreffend das Etappen- und Eisenbahnwesen und die obere Leitung des 
Feld- Intendantur-, Feld-Sanitäts-, Militär-Telegraphen- und Feldpostwesens 
im Kriege, vom 20. Juli 1872 umfassende Änderungen getroffen. Dem 
Feld -Oberpostmeister wurde ein erweiterter Wirkungskreis zugewiesen; 
danach ist ihm die oberste Leitung des Feldpostwesens auf dem Kriegs- 
schauplatze sowie die einheitliche Regelung und Überwachung des Dienst- 
betriebs bei sämtlichen Feldpostanstalten übertragen. Zur Unterstützung 
werden ihm Feld-Oberpostinspektoren beigegeben. An die Stelle der Etappen- 
Postdirektoren treten die Armee-Postdirektoren, denen außer der Herstellung 
und Erhaltung der Postverbindungen des Heeres mit der Heimat usw. die 
Beaufsichtigung des ganzen Feldpostdienstes im Bereiche des Heeres ob- 
liegt. Jedem Armee-Postdirektor werden als Aufsichtsbeamte einige Armee- 
Postinspektoren zugeteilt, deren hauptsächlichste Aufgabe es ist, die 
Etappenstraßen zum Zwecke der Einrichtung und Überwachung des Post- 
betriebs zu bereisen. Beim großen Hauptquartiere tritt an Stelle des 
Feld -Oberpostamts ein Feldpostamt in Tätigkeit; für die Armee -Ober- 
kommandos sind nicht mehr Armee-Postämter, sondern Feldpostexpeditionen 
vorgesehen. Dem Feld-Oberpostmeister sind alle Armee-Postdirektoren und 
Feldpostanstalten des Kriegsschauplatzes unterstellt. Auf den Etappen- 
straßen werden nach Bestimmung des Armee-Postdirektors in den Etappen- 
orten Umspannungen oder auch besondere Feldpostanstalten — Feldpost- 
stationen (früher Feldpostrelais genannt) — eingerichtet. Zur Besetzung 
der Feldpoststationen erhält jeder Armee-Postdirektor ein Post-Pferde- und 
Wagendepot zugewiesen, das aus 91 Pferden, 30 Fahrzeugen. 30 Feld- 
postillionen und 10 Feldpostschaffnern besteht und einem Feld -Oberpost- 
sekretär unterstellt wird. Um die während des Feldzuges 1870/71 auf dem 
Gebiete des Feldpostwesens gewonnenen Erfahrungen möglichst zu verwerten, 
hatte das General - Postamt im Jahre 1872 eine Anzahl der bewährtesten 
Beamten, die teils im Heimatgebicte, teils auf dem Kriegsschauplatz in 
den verschiedenen Verwaltungs- und Betriebstellen für Feldpostzwecke tätig 
gewesen waren, zu einer Besprechung nach Berlin einberufen. 

Die auf der Grundlage der neuen Kriegs-Etappenordnung sowie nach 
dem Ergebnisse der erwähnten Besprechung im Benehmen mit der Militär- 
verwaltung ausgearbeitete, unterm 28. Juni 1873 Allerhöchst genehmigte 
Feldpost -Dienstordnung führte weitere Änderungen von Bedeutung herbei. 

Danach hat der Ausrüstungs - Etat der Feldpostanstalten mannigfache 
Verbesserungen erfahren. Insbesondere wird der Bestand der Feldpost- 
anstalten an Briefpostwagen vermehrt, dagegen werden die Feldpostkaleschen 
als entbehrlich eingezogen und die bisher eingestellt gewesenen Requisiten- 
wagen durch Fahrzeuge neuer, zweckmäßigerer Einrichtung ersetzt. Der 
Bureauausstattung treten u. a. auch Briefkasten hinzu, die den Truppen die 
Einliefcrung der Feldpostsendungen erleichtern sollen. Für die Feldtische, 
Feldstühle und Briefwagen werden zweckmäßigere Muster festgestellt. Die 
gesamte Feldpostausrüstung wird fortan von der Postverwaltung schon 
im Frieden in solchem Umfange vorrätig gehalten, daß die Mobilmachung 
der Feldpost mit der gebotenen Beschleunigung erfolgen kann. 

Zur Beförderung durch die Feldpost werden neu zugelassen an Sen- 
dungen in Privatangelegenheiten gewöhnliche Postkarten und Postan- 
weisungen über Beträge bis zu 50 Talern vom Heere nach der Heimat ; 
der zulässige Wertbetrag der Geldbriefe wird auf 500 Taler erhöht. Den 
Sendungen, die durch die Feldpost nicht befördert werden dürfen, treteti 
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hinzu Postmandate und Briefe mit Behändigungschein, ferner Postanwei- 
sungen an die im Felde stehenden Truppen. 

Portofrei sind auch die Postkarten und die zugelassenen Postanweisun- 
gen zu befördern, dagegen ist die Portofreiheit bei gewöhnlichen Briefen 
auf solche bis zum Gewichte von 50 g, bei Geldbriefen auf die Sendungen 
bis zum Gewichte von 50 g und bis zu 50 Talern Inhalt beschränkt. 
Durch die Gewichtsbeschränkung soll einer mißbräuchlichen Ausnutzung 
der Feldpost, wie sie in den Jahren 1870/71 namentlich von Seiten Gewerbe- 
treibender vielfach stattgefunden hat, vorgebeugt werden. Die Einschränkung 
der Portofreiheit für Geldbriefe vom Heere nach der Heimat findet ihren 
Ausgleich durch die portofrei zu befördernden Postanweisungen. 

Das Rechnungswesen der Feldpostanstalten wird dadurch wesentlich 
vereinfacht, daß die förmliche Rechnungslegung gegenüber der Postverwal- 
tung wegfällt. Die aufkommenden Postgefälle sind auf kurzem Wege zur 
Postkasse zu vereinnahmen. Zu diesem Zwecke wird jeder Fcldpostanstalt 
eine angemessene Anzahl von Freimarken als eiserner Bestand überwiesen. 

Zu diesen Änderungen und Ergänzungen der früheren Vorschriften 
trat eine weitere, für die Vorbereitungen zur Mobilmachung der Feldpost 
äußerst wichtige Maßnahme: die Herausgabe der »Ausführungsbestimmun- 
gen zur Feldpost - Dienstordnung vom 28. Juni 1873«. Die Feldpost- 
Dienstordnung umfaßte nämlich nur die allgemeinen Grundsätze für die 
Einrichtung und Ausführung des Feldpostdienstes, während die ausführ- 
lichen Anweisungen, namentlich über das Verfahren bei Ausrüstung der 
Feldpostanstalten und über die Handhabung des technischen Feldpost- 
dienstes, erst beim Eintritt einer Mobilmachung durch besondere Verfügungen 
zu erlassen waren. 

Es erschien erforderlich, die Anweisungen über das in solchem Falle 
von den Ober-Postdirektionen und den Postanstalten zu beobachtende Ver- 
fahren so vollständig als möglich schon zur Friedenszeit zu erteilen und 
dem Postpersonal Gelegenheit zu geben, sich mit den während des mobilen 
Verhältnisses anzuwendenden Bestimmungen schon in Friedenszeiten gehörig 
vertraut zu machen. Da diese Anweisungen aber nicht in den engeren 
Rahmen der der Allerhöchsten Genehmigung unterliegenden Feldpost-Dienst- 
ordnung hineinpaßten, wurden die erwähnten »Ausführungsbestimmungen« 
erlassen und als besonderes Druckwerk in zwei Heften ausgegeben. Heft 1 
enthielt Verwaltungsvorschriften, die Bestimmung und Einberufung des 
Fcldpostpersonals sowie die Ausrüstung der Feldpostanstalten betreffend, 
Heft 2 die Bestimmungen über den Feldpost-Betriebsdienst mit Einschluß 
des Zeitungswesens, über das Kassen- und Rechnungswesen sowie den 
Schriftverkehr und die dienstlichen Meldungen. In Heft 2 befanden sich 
auch die Versendungsbedingungen für die nur unter bestimmten Voraus- 
setzungen zur Feldpostbeförderung zugelassenen Privatpäckereien sowie 
Vorschriften über die Behandlung dieser Sendungen im Postbetriebe. Von 
den Postanstalten erhielten nur die Postämter, denen allein auch die neue 
Feldpost -Dienstordnung überwiesen wurde, die Ausführungsbestimmungen 
geliefert, und zwar ohne das Heft 1. Die für die Postagenturen be- 
stimmten gleichen Bücher wurden bei den Ober - Postdirektionen nieder- 
gelegt, von wo die Absendung erst im Falle der Mobilmachung erfolgen 
sollte. 

Die beiden Druckvorschriften von 1873, die Feldpost- Dienstordnung und 
die Ausführungs-Bestimmungen, können als der Schlußstein der Entwicklung 
des vaterländischen Feldpostwesens bezeichnet werden; denn die unter dem 
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unmittelbaren Eindrucke der letzten Kriegserfahrungen darin aufgestellten 
Grundsätze sind in der Hauptsache noch heute maßgebend. Die gleichartigen 
späteren Druckwerke, nämlich die Feldpost-Dienstordnungen vom 12. Juni 
1889 und vom 30. April 1907 nebst den zugehörenden Ausführungs-Bestim- 
mungen, haben, da die durch die Kriegs- Etappeninstruktion von 1872 ge- 
schaffene allgemeine Organisation auch in der Folge beibehalten wurde, im 
ganzen nur Änderungen von geringerer Bedeutung herbeigeführt, insbesondere 
solche, durch die die Feldpost Vorschriften den geänderten Bestimmungen 
und Erfordernissen des gewöhnlichen Postdienstes angepaßt werden soll- 
ten; beispielsweise wurde der Höchstbetrag der Feldpostanweisungen (ur- 
sprünglich 150 Mark) anderweit, zuerst auf 400 Mark, sodann auf 800 Mark 
festgesetzt. Als eine Neuerung grundsätzlicher Art ist nur die durch die 
Feldpost- Dienstordnung von 1907 erfolgte Zulassung von Feldpostanwei- 
sungen nach dem Feldheere zu erwähnen. Postanweisungen an die mobilen 
Truppen wurden bereits während der Expeditionen nach Ostasien und in 
das südwestafrikanische Schutzgebiet befördert; die Auszahlung erfolgte 
durch die Feldkriegs- und die sonstigen Truppenkassen. Die dabei ge- 
machten Erfahrungen ließen es unbedenklich erscheinen, diese Art der Geld- 
überrnittlung unter Beibehaltung der Auszahlung der Beträge durch die 
bezeichneten militärischen Kassen auch bei einer Mobilmachung des Heeres 
zuzulassen. 

Die Erwerbung von Kolonien schuf für die Tätigkeit der vaterländischen 
Feldpost erweiterte Aufgaben und erforderte eine Ergänzung der bisherigen 
Feldpost Vorschriften. Demgemäß wurden unter Berücksichtigung der wäh- 
rend der vorgenannten Expeditionen gesammelten Erfahrungen im Benehmen 
mit den Militär- und Marinebehörden Vorschriften über den bei militäri- 
schen Unternehmungen über See einzurichtenden Feldpostdienst ausgearbeitet 
und in die Feldpost-Dienstordnung von 1907 und die Ausführungs- Bestim- 
mungen aufgenommen. 

* Nach diesem gedrängten Uberblick über den Entwicklungsgang der 
Feldposteinrichtungen soll im nachstehenden die Einrichtung der Feld- 
post und des gesamten Feldpostbetriebs, wie sie sich nach den jetzt 
bestehenden und voraussichtlich für längere Zeit in Geltung bleibenden 
Vorschriften ergibt, in ihren Grundzügen dargestellt werden. Bei dieser 
Darstellung wird zur Erleichterung des Überblicks von der in den amt- 
lichen Feldpost- Druckvorschriften durchgeführten Trennung nach Bestim- 
mungen grundsätzlicher Art und nach Ausführungs-Bestimmungen abgesehen 
werden. 

I. Feldpostdienst bei der Mobilmachung des Heeres. 

A. Allgemeine Einrichtungen. 

1. Feldpostanstalten, Personal und Ausrüstung. 
Bei Mobilmachung des Feldheers werden eingerichtet: 
ein Feldpostamt für das große Hauptquartier Seiner Majestät des 

Kaisers und Königs, 
eine Feldpostexpedition für jedes Armee-Oberkommando, 
ein Feldpostamt für jedes mobile Generalkommando, 
eine Feldpostexpedition für jede Infanterie-, Kavallerie- und Reserve- 
Division. 

Das Personal dieser Feldpostanstalten besteht außer dem Vorsteher 
(Feldpostmeister bei dem Feldpostamt eines Armeekorps, Feldpostsekretar 
bei der Feldpostexpcdition einer Kavallerie-Division, Feld-Oberpostsekretar 
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bei den übrigen Feldpostanstalten) aus der nötigen Zahl von Fcldpost- 
sekretären, Feldpostschaffncrn, Feldpostillionen und Trainsoldaten, das Per- 
sonal der Feldpoststationen aus einem Feldpostsekretär (Vorsteher) sowie 
der erforderlichen Zahl von Feldpostschaffnern und Feldpostillionen. Zur 
Besetzung der Stationen verfügt der Armee-Postdirektor über die ihm für 
diesen Zweck sowie zu seiner Unterstützung bei den Bureau- und Rechnungs- 
arbeiten überwiesenen 30 Fcldpostsekretäre und über 20 Feldpostschaffner, 
ferner über die 10 Schaffner und 30 Postillione des für jede Armee einzu- 
richtenden Post -Pferde- und Wagendepots. Die Trainsoldaten sind ent- 
weder Pferdewärter der Beamten oder Trainfahrer. Die Beamten, Schaff- 
ner und Postillione werden schon in Friedenszeiten von der Postbehörde 
für die einzelnen Stellen des Feldpostdienstes bestimmt. 

Die Ausrüstung der Feldpostanstalten erfolgt an den Mobilmachungs- 
orten für Rechnung der Militärverwaltung und muß innerhalb der für 
jede Feldpostanstalt festgesetzten Frist vollendet sein. Sie erstreckt sich 
auf : 

1. die Lieferung der Bckleidungs- und Ausrüstungsgegenstände für 
die Feldpostschaffner und Feldpostillione — die Feldpostbeamtcn 
haben für die Beschaffung ihrer Dienstkleidung und sonstigen 
Ausrüstung (Reitzeug) selbst zu sorgen; sie erhalten zur Bestrei- 
tung der Kosten ein einmaliges Mobilmachungsgeld — ; 

2. die Lieferung des Feldgeräts sowie der Bureau- und Betriebsgerät- 
schaften; 

3. die Lieferung der Druckformulare; 

4. die Gestellung der Dienstpferde. 

Ein Teil der Groß-Bekleidungsgegenstände für Feldpostschaffner (Dienst- 
mütze, Winterrock, Sommerrock, Tuchhose, Paletot und Schutzkragen), 
ferner das Feldgerät, die Bureau- und Betriebsgerätschaften sowie der erste 
Bedarf an Druckformularen für die Fcldpostdienststellen, mit Ausnahme 
einiger im Bedarfsfalle leicht zu beschaffender Gegenstände, werden bereits 
im Frieden vorrätig gehalten und an den Ausrüstungsorten bei den Ober- 
Postdirektionen oder Postämtern aufbewahrt. Nur die Gerätstücke für die 
Post-Pferde- und Wagendepots werden in der Regel erst bei der Mobil- 
machung beschafft. Für die Beschaffung der Amtsbedürfnis-Gegenstände 
sorgen die Feldpostanstalten selbst. 

Die Dienstkleidung der Feldpostbeamten, Feldpostschaff- 
ner und Feldpostillione gleicht in der Hauptsache der Friedens-Dienst- 
kleidung des Post- und Telegraphenpersonals. Für die Beamten tritt der 
Helm in der für die Militärbeamten vorgeschriebenen Form, für die Feld- 
postschaffner eine am Schutzkragen des Paletots angebrachte Kapotte aus 
schwarzem Glanzstoff sowie das Infanterie - Seitengewehr am schwarzen 
Leibriemen und für die Feldpostillione der Kavalleriesäbel mit Korb nebst 
schwarzem Säbelkoppel hinzu. Die Beamten können statt des zur Friedens- 
Dienstkleidung gehörenden Degens den Infanterie-Offizierdegen mit dem für 
die Infanterie-Offiziere vorgeschriebenen Koppel und mit goldenem (Kaval- 
lerie-) Portepee tragen. Zur Ausrüstung der Schaffner und Postillione 
gehören u. a. Brotbeutel, Kochgeschirr und wollene Decke. Das Feldpost- 
personal muß, ebenso wie die Angehörigen des Heeres, mit einer den 
vollen Namen tragenden Erkennungsmarke versehen sein. 

Das Feldgerät der Feldpostanstalten umfaßt die Fahrzeuge, die 
Geschirr- und Stallsachen, das Schanzzeug, die Wagenzubehörstücke und 
Vorratsachen sowie die Packtaschen für die Feldpostschaffner und Feld- 
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postillsone. Die Fahrzeuge sind zweispännig. Jedes Feldpostamt und jede 
Feldpostexpedition erhält einen Beamten- und Gerätewagen (Requisiten- 
wagen) und die erforderliche Zahl (2 bis 4 Stück) Briefpostwagen geliefert. 
Für den Feld-Oberpostmeister und dessen Personal ist ein Beamten- und 
Gerätewagen und ein Reisewngen bestimmt; die gleichen Fahrzeuge werden 
jedem Armee-Postdirektor zugewiesen. Die Post-Pferde- und Wngendepots 
erhalten 30 Fahrzeuge, die eintretendenfalls aus der Zahl der gewöhnlichen 
Postwagen entnommen werden können; es eignen sich dazu namentlich die 
zweispännigen Güterpostwagen und die Paketbestellwagen, diese nach der 
Einrichtung zum Zweispännigfahren. 

Die Beamten- und Gerätewagen, die nicht wie die übrigen Feld- 
post fahrzeuge von einem Feldpostillion, sondern von einem Trainfahrer 
geführt werden, sind nach einem im Jahre 1872 festgestellten Muster in 
Omnibusform erbaut und derart eingerichtet, daß sie zur Beförderung von 
Feldpostbeamten und Feldpostschaffnern, ferner zur Fortschaffung aller 
Dienstgegenstände (Akten, Gelder, Bureau- und Betriebsgerät usw.) sowie 
der Beamtenkoffer dienen, zugleich auch als Arbeitsraum für die Beamten 
bei Bearbeitung der Feldpostsendungen im Biwak und bei anhaltenden 
Märschen benutzbar sind. Der Omnibusraum des Wagens bietet Platz für 
vier Personen. Die ihn nach vorn zu gegen einen größeren Aufbewahrungs- 
raum abschließende Tür kann niedergeklappt und in diesem Zustand als 
Tisch benutzt werden. Die Öffnung wird dann durch die aufzuhängende 
Brief-Verteilungstasche geschlossen. Die Fei dpostbrief wagen sind nach 
dem jetzt gültigen Muster, das dem der früheren einspännigen Güterpost- 
wagen mit Kabriolett entspricht, erstmalig im Jahre 1867 erbaut worden. 
Sie sind hauptsächlich dazu bestimmt, die im Feldpostbctriebe vorkommen- 
den Brief- und Gcldbriefbcutcl sowie die Dienstpäckereien zu befördern, 
und enthalten den vom Wagenkasten gebildeten großen Laderaum, einen 
vorn offenen Personenraum (Kabriolett) mit Platz für die Feldpostschaffner 
sowie unter dem Sitze des Personenraums eine Geldlade. Sowohl die Be- 
amten- und Gerätewagen als auch die Briefwagen sind mit einem Decklade- 
raume versehen. Die Feldpost-Reisewagen sind nach dem Muster der 
halbverdeckteh Extrapostwagen erbaut. Sie enthalten außer dem Bocksitze 
zwei Sitzplätze und einen zur Aufnahme von Reisegepäck bestimmten Hinter- 
laderaum. 

Hinsichtlich des Anstrichs aller Feldpostwagen gelten die für die Militär- 
fahrzeuge getroffenen Bestimmungen. Danach hatten die Wagen bisher 
einen grauen und schwarzen Anstrich zu erhalten. Nach neuerer Vorschrift 
sind die Wagen feldgrau zu streichen. Die Briefpostwagen erhalten den 
Anstrich der Militärfahrzeuge jedoch erst bei ihrer Einstellung in den Feld- 
postbetrieb; in Friedenszeiten, wo sie Verwendung im gewöhnlichen Post- 
dienstc finden . sind sie nach Art der Güterpostwagen gelb und schwarz 
lackiert. 

Unter den Geschirr- und Stallsachen sowie den sonstigen Feldgerät- 
stücken befinden sich die Sättel für die Postillions-Reitpferde, die Futter- 
säcke, die Geschirre (Hinterkumtgeschirre), die Halftern, Trensen. Hufeisen, 
Peitschen, Zäume, Tränkeimer, Wassereimer, Woilachs, Beile, Schmier- 
büchsen, Laternen und Schraubenschlüssel, ferner ein Vorrat Stearinlichte 
und Wagenschmiere. Für die Geschirr- und Stallsachen usw. sind die für 
die Ausrüstung des Trains vorgeschriebenen Muster maßgebend. 

Zu den Bureau- und Betriebsgerätschaf ten gehören außer den im 
gewöhnlichen Postdienste zur Verwendung kommenden Gegenständen (Dienst- 
siegel, Stempel mit Zubehör. Brief- und Paketwage mit Gewichten. Bricf- 
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beutel, Briefträgertaschen usw.) die eigentlichen Feldpostgeräte, wie Postschild 
auf Maltuch (mit dem Posthorn und der Bezeichnung der Feldpostanstalt), 
Fekltisch, Feldstuhl, Geldkasten, lederne Taschen zur Aufbewahrung der 
Geldsendungen, Aktentaschen, Schreibmappen, hölzerne Kästchen zur Auf- 
bewahrung der Druckformulare, Packkörbe, Brief-Verteilungstaschen, Brief- 
körbe, Geldschwingen, Drillichbeutel für die von den Feldpostschaffnern einge- 
sammelten Briefe, Estafettentaschen, Briefkasten aus BüfTelleder, ferner bei 
jedem Feldpostamt und jeder Feldpostexpedition zwei Revolver. 

Die Feldausrüstung an Druck form ularen umfaßt die im gewöhnlichen 
Postbetriebe zu verwendenden Formulare, soweit sie bei der Feldpost ge- 
braucht werden, ferner die von der Militärverwaltung vorgeschriebenen 
Druckformulare (u. a. Einnahme- und Ausgabe-Tagebuch, Quittungen über 
Brot. Pferdefutter u. dgl., Kriegs-Besoldungs-Liquidation) und die eigent- 
lichen Feldpostformulare. Zu diesen gehören die Formulare zu den alle 
IO Tage dem Reichs-Postamte zu erstattenden Rapporten der Feldpostanstalten 
sowie Vorräte von 10 000 bis 50000 Stück Feldpostkarten und von 2000 
bis 5000 Stück Feldpostanweisungen von den mobilen Truppen. 

Während die Anschaffung der bereits im Frieden vorrätig zu haltenden 
Feldgerätstücke, Bureau- und Betriebsgerätschaften sowie Druckformulare 
für Rechnung der Militärverwaltung erfolgt, wird die Unterhaltung. Auf- 
bewahrung und Erneuerung von der Postverwaltung für eigene Rechnung 
bewirkt. Als Gegenleistung ist der Postverwaltung die unbeschränkte Ver- 
fügung über die Gegenstände eingeräumt; insbesondere können die Feld- 
post fahrzeuge bei vorhandener Gelegenheit, wie schon erwähnt, im Friedens- 
postdienste benutzt werden. Für die Einkleidung und Ausrüstung jedes 
Feldpostschaffners und Feldpostillions erhält die Postverwaltung von der 
Militärverwaltung bei eintretender Mobilmachung eine Pauschsumme von 
150 Mark, für die Erneuerung der Bekleidungs- und Ausrüstungstücke 
nach Ablauf von je ö Monaten, vom Tage der Mobilmachung an gerechnet, 
für den Mann eine solche von 70 Mark. 

Die Dienstpferde für die Feldpostanstalten (Wagenpferde mit Ein- 
schluß der Ersatzpferde, Beamten- Reitpferde und Postillions- Reitpferde) 
werden bei einer Mobilmachung von der Postverwaltung durch freihändigen 
Ankauf beschafft und durch eine Militärkommission an den Mobilmachungs- 
orten der Feldpostanstalten auf ihre Kriegstüchtigkeit untersucht. Die 
Beschaffung des Bedarfs muß schon im Frieden durch den Abschluß von 
Lieferungsverträgen mit Posthaltern, anderen Pferdebesitzern, Händlern usw. 
sichergestellt werden. Die Beamten-Reitpferde kommen dabei nur insoweit 
in Betracht, als die Beamten nicht im voraus erklärt haben, sich bei der 
Mobilmachung die Reitpferde selbst beschaffen zu wollen. Die Postver- 
waltung bewirkt auch die Ersetzung des Abganges und die Beschaffung 
des späteren Mehrbedarfs an Pferden bei den Post- Pferde- und Wagen- 
depots für Rechnung der Militärverwaltung. 

2. Dienstverhältnisse des Feld postpersonals. 

In posttechnischer Beziehung, d.h. in allen Angelegenheiten, die die 
Annahme, Leitung und Ausgabe der Feldpostsendungen, die Regelung des 
Postbetriebsdienstes sowie das postalische Kassen- und Rechnungswesen 
betreffen, stehen der Feld-Oberpostmeister, die Armee-Postdirektoren und 
alle Feldpostanstalten unter dem Reichs-Postamte, dessen Anordnungen sie 
unbedingt Folge zu leisten haben. Innerhalb des Bereichs eines Armeekorps 
6ind die Feldpostexpeditionen dem Feldpostamt unterstellt. Feldpostexpedi- 
tionen, die einem Armeekorpsverbande nicht angehören, stehen unmittelbar 
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unter dem Armee-Postdirektor. Im allgemeinen gelten für die Angehörigen 
der Feldpost hinsichtlich ihrer Pflichten und ihres Verhaltens in posttech- 
nischer Beziehung die bestehenden und noch ergehenden Postverordnungen; 
es sind daher für sie, soweit nicht in der Feldpost-Dienstordnung und den 
Ausführungs-Bestimmungen abweichende Vorschriften getroffen sind, die 
Vorschriften der Allgemeinen Dienstanweisung für Post und Telegraphie 
maßgebend. Für die schnelle und sichere Beförderung aller der Feldpost 
anvertrauten Gegenstände müssen die Feldpostbeamten mit Aufopferung 
ihrer Kräfte sorgen. 

In den nicht posttechnischen Beziehungen unterstehen die Feld- 
postdienststellen den zuständigen Befehlshabern, und zwar 

die Feldpostexpeditionen der Divisionen dem Divisionskommandeur, 
die Feldpostexpeditionen für die Armee-Oberkommandos dem Ober- 
Quartiermeister der betreffenden Armee, 
die Feldpostämter bei den Armeekorps dem Chef des Stabes des 
Armeekorps, 

das Feldpostamt des großen Hauptquartiers dem General-Quartier- 
meister, 

die Armee-Postdirektorcn dem Chef des Generalstabs der Armee so- 
wie in bezug auf den Postdienst im Etappengebiete dem Etappen- 
Inspekteur, 

der Feld-Oberpostmeister dem General-Inspekteur des Etappen- und 
Eisenbahnwesens. 

Die Feldpoststationen und die Post-Pferde- und Wagendepots empfangen 
in militärischer Beziehung ihre Befehle vom Etappen- Inspekteur der 
Armee durch den Armee- Postdirektor oder nötigenfalls durch Vermittlung 
des Kommandanten des Ortes. 

Die Armee-Postdirektoren können ihren Aufenthalt je nach den Um- 
ständen entweder beim Armee-Oberkommando oder bei der Etappen-Inspek- 
tion nehmen. Die den Stäben zugewiesenen Feldpostanstalten müssen sich 
für gewöhnlich im Hauptquartiere des Truppenbcfehlshabers einrichten. Bei 
Kriegsmärschen (Bewegungen der Truppen in Gefechtsbereitschaft, die der 
Regel nach in größeren taktischen Verbänden erfolgen) und während der 
Gefechte befinden sich die Feldpostanstalten, falls nicht ein anderes aus- 
drücklich bestimmt worden ist. bei der großen Bagage derjenigen Kommando- 
behörde, der sie unterstellt sind. 

Die Vorsteher der Feldpostämter, Feldpostexpeditionen und Feldpost- 
stationen haben im allgemeinen die Stellung und die Verpflichtungen des 
Vorstehers eines Postamts. Sie müssen es als eine ihrer wichtigsten Pflichten 
betrachten, stets darauf zu achten, daß ausreichende und zweckmäßige Ver- 
bindungen für die Fcldpostanstalt sichergestellt sind. Zu den Obliegenheiten 
des Feldpostmeisters gehört außerdem, daß er den Dienstbetrieb bei den 
Feldpostexpeditionen des Armeekorps zweckmäßig überwacht. 

Alle Postbeamte werden mit ihrem Mobilmachungstage Militärbeamte 
und stehen als solche unter der Disziplinar-Strafgewalt ihrer militärischen 
Vorgesetzten, sofern es sich nicht um Verletzung der Dienstvorschriften 
handelt, die die Grundlage der Amtswirksamkeit bilden. 

Der Feld -Oberpostmeister und die Armee- Postdirektoren haben die 
Disziplinargewalt der Ober- Postdirektoren , und zwar der Feld-Ober- 
postmeister über das ganze mobile Feldpostpersonal, die Armee-Postdirek- 
toren über das mobile Feldpostpersonal im Bereiche der betreffenden 
Armee. 
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Die Vorsteher der Feldpostämter, Feldpostexpeditionen. Feldpoststationen 
und der Post-Pferde- und Wagendepots haben die Disziplinargewalt eines 
Postamts- Vorstehers gegen alle ihnen untergebenen Beamten, Unterbeamten 
und Postillione; die Feldpostmeister üben diese Disziplinargewalt mithin 
auch über das Personal bei den ihnen untergeordneten Feldpostexpedi- 
tionen aus. 

Die Besoldung und Verpflegung des Feldpostpersonals erfolgt für 
Rechnung der Militärverwaltung. Die für die Feldpost erforderlichen 
Quartiere werden durch die Stabs-Quartiermacher beschafft. 

3. Gegenstände des Feldpostverkehrs. 

Durch die Feldpost werden befördert: 

1. in Militär-Dienstangelegenheiten 

gewöhnliche und eingeschriebene Briefe und Postkarten, 
Geld- und Wertsendungen, 

gewöhnliche und eingeschriebene Pakete von postmäßiger Be- 
schaffenheit, 

Postanweisungen über Beträge bis 800 Mark einschließlich; 

2. in Privatangelegenheiten der Angehörigen des Heeres 

gewöhnliche Briefe bis zum Gewichte von 250 g einschließlich, 
gewöhnliche Postkarten, 

Geldbriefe mit einem angegebenen Werte bis 1500 Mark ein- 
schließlich und bis zum Gewichte von 250 g einschließlich, 

Postanweisungen über Beträge 

bis 800 Mark einschließlich vom Feldheere nach der Heimat 
und 

bis joo Mark einschließlich an die Angehörigen des Feld- 
heers. 

Außerdem nehmen die Feldpostämter, Feldpostexpeditionen und Feld- 
poststationen von den Angehörigen des Heeres Bestellungen auf die in 
der Zeitungspreisliste verzeichneten Zeitungen an unter Erhebung der ge- 
wöhnlichen Zeitungsgelder sowie einer Gebühr für die Verpackung der Zei- 
tungen, die für jeden Bezieher in besonderem Briefumschlag erfolgt. Zei- 
tungen, die die Angehörigen des Heeres nicht bei. der Feldpost, sondern 
bei den Zeitungsredaktionen unmittelbar bestellt haben, und die von diesen 
in Briefform oder unter Band zur Post geliefert werden, sollen ebenfalls 
befördert werden. 

Von der Beförderung durch die Feldpost sind ausgeschlossen: 
Nachnahmesendungen, 
Postaufträge, 

Briefe mit Postzustcllungsurkunde. 

Die Bezeichnung »postlagernd« und das Verlangen der Eilbestellung 
dürfen bei den durch die Feldpostanstalten auszuhändigenden Sendungen 
nicht angewandt werden. 

Die durch die Feldpost zu versendenden Gegenstände müssen in beziig 
auf die Beschaffenheit den für die Sendungen des gewöhnlichen Verkehrs 
geltenden Anforderungen entsprechen. Außerdem muß 

1. bei Sendungen nach und vom Feldheer in Privatangelegenheiten 
der Vermerk »Feldpostbrief« in der Aufschrift angegeben sein; 

2. die Aufschrift der Sendungen an Angehörige des Heeres die genaue 
Angabe des Truppenteils sowie des Dienstgrads und der Dienst- 
stellung des Empfängers enthalten; 
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3. bei Sendungen von Angehörigen des Heeres in Privatangelegen- 
heiten der Absender, wenn er Offizierrang hat oder zu den oberen 
Militärbeamten gehört, bei dem Vermerke »Feldpostbrief« sich nach 
Namen und Dienstgrad als Absender bezeichnen; 

4. bei Privatsendungen von Heeresangehörigen geringeren Grades bei 
dem Vermerke »Feldpostbrief« der Soldatenbricfstempel abgedruckt 
sein. 

In Militär-Dienstangelegenheiten sind alle zur Beförderung durch 
die Feldpost geeigneten Sendungen portofrei. 

In Privatangelegenheiten der Angehörigen des Heeres werden 
portofrei befördert: 

a) gewöhnliche Briefe bis zum Gewichte von 50 g einschließlich, 

b) Postkarten, 

c) Gcldbriefe bis zum Gewichte von 50 g einschließlich und mit Wert- 
angabe bis zu 150 Mark einschließlich, 

d) Postanweisungen vom Feldheere nach der Heimat. 

Bestellgeld kommt bei den Feldpostanstalten nicht in Ansatz. 

Soweit nach vorstehendem die Feldpostsendungen, die zwischen dem 
Heimatgebiet und dem Heere oder innerhalb des Heeres selbst sich be- 
wegen, der Portozahlung unterliegen, kommen — ohne Rücksicht darauf, 
ob das Heer im Inland oder Auslande steht — folgende Gebührensätze 
zur Anwendung: 

a) für gewöhnliche Briefe im Gewichte von mehr als 50 g . . 20 Pf. ; 

b) für Geldbriefe 

1. mit Wertangabe bis zu 150 Mark und im Gewichte von mehr 
als 50 g 20 Pf., 

2. mit höherer Wertangabe — ohne Unterschied des Gewichts — 

über 150 bis 300 Mark 20 Pf., 

300 - 1500 - 40 - ; 

c) für Postanweisungen an die Angehörigen des Feldheers . . 10 Pf. 

Auch zu den Feld postka rten und Feldpostanweisungen an die 
Truppen werden postscitig Formulare ausgegeben. Auf den Feldpost- 
karten dieser Art sind durch Vordruck diejenigen Angaben angedeutet, 
deren es zur pünktlichen Beförderung im Feldpostbetriebe bedarf (Armee- 
korps, Division, Regiment, Bataillon, Kompagnie, Eskadron, Batterie, 
Kolonne). Die Postanstalten und amtlichen Verkaufstellen für Postwert- 
zeichen haben den Verkauf an das Publikum zu bewirken, und zwar, so- 
fern das Reichs-Postamt nicht anderweitige Bestimmung trifft, zu dem für 
gewöhnliche ungestempelte Postkarten geltenden Preise. 

Die Formulare zu privaten Geldübermittlungen an Angehörige des Feld- 
heers werden, ebenso wie die Postanweisungen vom Feldheere nach der 
Heimat, in blauer Farbe hergestellt und sind, mit Freimarken zu 10 Pf. be- 
klebt, bei den Postanstalten und amtlichen Verkaufstellen für Postwert- 
zeichen zum Verkauf an das Publikum für den Betrag der Freimarke bereit- 
zuhalten. Die Formulare zu Feldpostanweisungen an die Truppen in Militär- 
Dienstangelegenheiten , ferner die zum Gebrauche der Truppen bestimmten 
Formulare zu Postkarten sowie zu Postanweisungen nach der Heimat wer- 
den unentgeltlich verabfolgt. 

Die Herstellungskosten der bezeichneten Formulare, mit Ausnahme 
der für Rechnung der Postkasse anzuschaffenden Postkarten an die Truppen, 
trägt die Militärverwaltung. 
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Auf die Beförderung von Privatpäckereien ist die Feldpost nicht 
berechnet. 

Wenn das Heer im Auslande steht, wird die Postverwaltung, sobald es 
die Umstände gestatten, und sofern ihr von Seiten des Generalinspekteurs 
des Etappen- und Eisenbahnwesens die erforderlichen Beförderungsmittel 
auf den Eisenbahnen und gewöhnlichen Landstraßen sowie die zum Ver- 
lade- und Ausgabegeschäft erforderlichen Hilfsmannschaften zur Verfügung 
gestellt werden, darauf Bedacht nehmen, Privatpakete an die Angehörigen 
des Heeres diesem bis zu gewissen Punkten zuzuführen. 

Im Falle der Zulassung solcher Privatpäckereien gelten für deren An- 
nahme folgende Bedingungen. 

Das Gewicht jeder einzelnen Sendung darf 2 1 /« kg nicht übersteigen. 

Die Größe darf nicht erheblich über 35 cm Länge, 15 cm Breite und 
IO cm Höhe hinausgehen. 

Die Sendungen müssen in Kistchen oder feste Kartons recht dauer- 
haft verpackt sein; zur Verpackung ist feste Lein wand oder Wachs- 
leinwand zu verwenden. 

Die Aufschrift muß so hergestellt werden, daß auf die Sendung eine 
mit der vollständigen Bezeichnung des Empfängers versehene, recht deut- 
lich und genau ausgefüllte Feldpostkarte haltbar aufgeheftet oder aufge- 
klebt wird, auf der auch der Absender namhaft gemacht ist. 

Das Porto beträgt für jedes einzelne Feldpoststück ohne Unterschied 
des Gewichts und der Weite der Beförderungstrecke 50 Pf. 

Die Sendungen unterliegen dem Frankier ungszwange. Das Franko 
wird durch Freimarken verrechnet. 

Eingeschriebene Privatpäckereien, Pakete mit Wertangabe und Nach- 
nahmepakete werden nicht angenommen. Außerdem sind von der Be- 
förderung ausgeschlossen: Sachen (Lebensmittel), die dem schnellen Ver- 
derben unterliegen, explodierende Stoffe und die sonstigen ohnehin für die 
Postbcförderung verbotenen Gegenstände. Die Versendung von Flüssig- 
keiten in Feldpostpakcten , die nach der Feldpost-Dienstordnung ebenfalls 
unstatthaft ist, wurde beim Feldpost-Päckereidienste während der Expedition 
in das südwestafrikanische Schutzgebiet unter bestimmten Bedingungen 
nachträglich versuchsweise zugelassen. Da hieraus nirgends Unzuträglich- 
keiten entstanden sind, kann angenommen werden, daß mit der Beförderung 
von Feldpostpaketen mit Flüssigkeiten gegebenenfalls ein weiterer Versuch 
gemacht werden wird. 

Portopflichtige Sendungen aus der Heimat müssen stets fran- 
kiert sein. Finden sich solche Sendungen unfrankiert oder unzureichend 
frankiert im Briefkasten vor, so werden sie nicht abgesandt, sondern als 
unbestellbar behandelt. Portopflichtige Sendungen vom Heere sind eben- 
falls zu frankieren. Ist dies bei Briefsendungen aus dem Feldbriefkasten 
nicht geschehen, so sind sie nach der festgesetzten Taxe mit Porto zu be- 
lasten und nach dem Bestimmungsort abzusenden. 

Sendungen, welche rein gewerbliche Interessen der Absender oder der 
Empfänger betreffen, haben auf Portovergünstigung keinen Anspruch und 
sind daher vorkommendenfalls mit dem gewöhnlichen, tarifmäßigen 
Porto zu belegen. ^Schluß foigu 



Digitized by Google 



66t> 



Bibliographie der Allgemeinen Dienstanweisung usw. 



Bibliographie der Allgemeinen Dienstanweisung 
für Post und Telegraphie (A. D. A.). 

Von Ober- Postpraktikant Raab in Stargard (Pommern). 

(Schloß.) 

Betrachten wir nun den zuerst erschienenen Band näher. Auf seinem 
Deckel steht in Goldpressung: Allgemeine / Dienstanweisung / für / Post und 
Telegraphie / Abschnitt V. Abteilung I. / (Reichsadler) / Berlin 1901. Auf 
dem Rücken des Buches liest man die von unten nach oben laufende, 
gleichfalls in Goldpressung ausgeführte Angabe: Allgemeine Dienstanweisung 
für Post und Telegraphie, und quer dazu ganz oben: V, 1. Dem Titel- 
blatte vorgeheftet finden wir ein Formular zum Nachweis und zur Uber- 
wachung der ordnungsmäßigen Berichtigung; bei späteren Ausgaben hat 
man noch eine Monatspalte eingefügt, so daß das Formular jetzt fünf 
Spalten hat: Berichtigungen von Nr. / bis Nr. / für die Monate / bewirkt 
durch / am. Auf der Rückseite dieses Blattes sind die in dem Bande an- 
gewandten Abkürzungen erläutert. Das Titelblatt trägt folgende Angaben : 
Allgemeine Dienstanweisung / für Post und Telegraphie. / Abschnitt V, 1./ 
Postordnung vom 20. März 1900 /mit Ausführungsbestimmungen. / (Reichs- 
adler) / Berlin * Gedruckt in der Reichsdruckerei. Links unten steht das 
Ausgabejahr. Auf das Titelblatt folgt das Inhaltsverzeichnis, dessen Seiten 
mit römischen Ziffern bezeichnet sind. Der Text des Buches ist mit Typen 
der bisherigen Größe gedruckt, die Randangaben der Quartausgabe sind 
als Überschriften in den Text übernommen, die Anlagenstriche finden wir 
nicht mehr. Im Kopfe der einzelnen Seiten sind Abschnitt, Abteilung und 
die Paragraphen oder Anlagen bezeichnet. Die Muster-Druckformulare, 
die nun zum Teil nicht mehr in der wirklichen Größe als Anlagen haben 
eingefügt werden können, und sonstige Anlagen sind je nach Bedürfnis 
mit kleineren Typen gedruckt worden. 

Diesem Bande entsprechen im allgemeinen die Nachfolger, nur in zwei- 
facher Beziehung zeigt er uns noch nicht die endgültige Einrichtung der 
neuen A. D. A., und zwar beim Papier und beim Einbände. Die nach V, 1 
herausgekommenen Bände, auch schon die Neudrucke von V, 1, sind auf 
besserem Papiere gedruckt, was für das Aussehen wie für die Haltbarkeit 
der Bücher gleich vorteilhaft ist; mit dem 1908 erschienenen Abschnitt V, 3 
hat man die an sich auch zwecklose Deckel-Goldpressung aufgegeben und, 
wie mehrfach gewünscht worden war, die ganze Bezeichnung auf dem 
Buchrücken in abgekürzter Form aufrecht gestellt: Post / D. A. / V, 3. 
Hier wäre auch noch zu bemerken, daß in den vom Jahre 1903 ab aus- 
gegebenen Teilen die mit dem 1. Januar 1903 eingeführte einheitliche 
deutsche Rechtschreibung angewandt worden ist.*) 

Werfen wir nun einen Blick auf die Zusammenstellung der bisher 
erschienenen Oktavbände (S. 622/23), so fällt zweierlei auf: erstens die Ein- 
fügung einer Abteilung 6 des Abschnitts V in die A. D. A. und zweitens 
die bereits erfolgte Erneuerung von V, 3 und V, 6. Wir bemerken auch, 
daß man nicht nur von der Absicht, einige Teile zu einem Bande zu ver- 
einigen, abgekommen ist, sondern vielmehr darüber hinaus noch weitere 
Zerlegungen in selbständige Bände für zweckmäßig hält, wie das Erscheinen 
von IV, 1 als Band für sich zeigt. 

•) Amtsblatt des Reichs- Postamts für 1903, Nr. 1 und Nr. 57. 
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Die Abteilung 6 ist im Jahre 1903 an die Stelle der Dienstanwei- 
sung für das Fcrnsprech wesen getreten,*) die bis dahin außerhalb 
der A. D. A. stand; man hob die besondere Dienstanweisung auf, weil nach 
der gesetzlichen Regelung des Fernsprechwesens eine größere Beständigkeit 
der Vorschriften zu erwarten war. Diese Dienstanweisung war unterm 
23. November 1877 als Dienstanweisung für die Fernsprechämter eingeführt 
worden, um als Richtschnur für die Verwendung des Fernsprechers im 
Verkehrsdienste des Reichs zu dienen.**) 

Die zweiten Ausgaben von V, 3 und V, 6 sind Neudrucke, bei denen 
die bis dahin ergangenen Berichtigungen (94 und 235) in den Text mitein- 
gedruckt worden sind; man hatte sie für die neue A. D. A. neben den 
Neubearbeitungen vorgesehen, weil im allgemeinen keine so lange 
Benutzungsdauer wie früher mehr stattfinden soll. Es wird auch dies 
dazu beitragen, unsere A. D. A. immer handlich und übersichtlich zu er- 
halten. 

Im einzelnen bleibt noch zu erwähnen, daß der Abschnitt II in zwei 
Abteilungen (Post und Telegraphie) getrennt worden ist, und daß der 
Abschnitt VII nur noch zwei statt der früheren drei Abteilungen umfaßt. 
Bei V, 2 sind längere Paragraphen in Unterabteilungen zerlegt und die 
einzelnen Absätze beziffert worden. Von den Postagenturen hat man die 
Abschnitte II, III, V, 5 und später auch V, 6 zurückgezogen, so daß sie 
jetzt nur noch die Abschnitte V, 1 und V, 4 der A. D. A. neben ihrer neuen 
Dienstanweisung vom 1. November 1906 haben. 

Schon die erste Ausgabe der Dienstanweisung vom Jahre 1850 hatte 
Stephan, wie wir gesehen haben, ein unersetzliches Lehrbuch für die 
Beamten genannt. Diese Eigenschaft der Dienstanweisung trat dann mit 
der wachsenden Vielgestaltigkeit des Dienstbetriebs und mit der Steigerung 
der Anforderungen an die Beamten immer mehr in den Vordergrund und 
führte allmählich zu einer lebhaften Nachfrage nach Stücken zum Privat- 
gebrauche. 

Die Verwaltung bestimmte zunächst eine Anzahl Stücke der Auflage 
für den Buchhandel und übertrug den buchhändlerischen Vertrieb der Decker- 
schen Buchhandlung. Seit Einrichtung der Reichsdruckerei gestattete sie 
ferner, um dem Bedürfnisse zu genügen, daß die Beamten neu erscheinende 
Abschnitte durch amtliche Vermittlung unmittelbar von der Reichsdruckerei 
bezogen. Das Verfahren war in der Weise geregelt, daß die Ober- Post- 
direktionen den Postämtern in den Verfügungen, durch die sie ihnen die 
Drucklegung eines neu bearbeiteten Teiles bekannt gaben, jedesmal vorschrieben, 
Bestellungen der Beamten zu sammeln und zusammen mit dem Dienstbedarfe 
bis zu einem genau innezuhaltenden Zeitpunkt anzumelden. In den Ver- 
fügungen war weiter noch angegeben, daß der Druckbogen 5 Pf. (von 1895 
ab 3 Pf.) koste, und am Schlüsse regelmäßig bemerkt, daß sich spätere 
Besteller unmittelbar an den Buchhandel zu wenden und den bedeutend 
höheren Ladenpreis zu entrichten hätten. 

Die durch Vermittlung der Über-Postdirektionen bestellten Privatstücke 
wurden wie die dienstlichen in den Bogen zusammenhängend geliefert, die 
im Buchhandel bezogenen Stücke waren geheftet. 

*) Amtsblatt des Reichs-Postamts für J903, Nr. 27. 
**) Verf. des General-Postmeisters vom 28. November 1877 (Amtsblatt der Deut- 
schen Reichs-Post- und Telegraphenverwaltung für 1877, Nr - **))• 
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Aber nicht alle Beamten gelangten so für wenig Geld in den Besitz der 
wichtigen Bücher; nur die hatten diesen Vorteil, die erstens von der Neu- 
ausgabe überhaupt erfuhren, und die, die zweitens die meist recht kurze 
Bestellfrist (wenige Tage) innehielten. Wer gerade beurlaubt oder krank 
war oder auch nur in der Eile nicht gefragt worden war, wer für die An- 
schaffung noch kein Bedürfnis hatte, vor allem auch die erst später Ein- 
tretenden: sie alle gingen des Vorteils verlustig. Da nun die neu heraus- 
gekommenen Abschnitte im Buchhandel gewöhnlich bald vergriffen waren, 
entstand innerhalb der Postbeamtenschaft bei der steten Nachfrage ein leb- 
hafter Umsatz ganzer A. D. A. oder einzelner Teile von ihr, und da mußte 
mancher vor einer Prüfung stehender Beamter viel Geld für die Erwer- 
bung des wichtigen Studienwerkes anlegen. In der Verkehrszeitung jener 
Zeit waren solche Nachfragen und Angebote eine ständige Erscheinung; 
auch fehlte es darin nicht an Vorschlägen zur Abhilfe. Außer dem nahe- 
liegenden Hilfsmittel, die Auflage der A. D. A. zu erhöhen und die ein- 
zelnen Abschnitte für sich zu binden, finden wir da auch vorgeschlagen, 
jeder Postanstalt mit Dienstanfängern besondere Exemplare zu Lernzwecken 
zu liefern. 

Jene Verhältnisse wurden nun besonders lästig empfunden, als sich 
durch die Pcrsonalreform von 1900 die Nachfrage nach der A. D. A. ganz 
bedeutend vergrößerte. Es half da nicht viel, daß man eine Anzahl Ab- 
schnitte aus den amtlichen Beständen des Reichs-Postamts zur Deckung des 
Bedarfs an die Dcckcrsche Buchhandlung verkaufte. Da veranstaltete dann 
R. von Deckers Verlag, um gründlich Abhilfe zu schaffen, mit Genehmigung 
des Rcichs-Postamts eine H andausgabe der A. D. A., wobei die bis dahin 
erschienenen Berichtigungen in den Text eingedruckt wurden. Binnen vier 
Monaten, Ende August 1900, lagen sämtliche Abschnitte vor, bis auf V, 1, 
der gerade amtlich neu bearbeitet wurde und 1901 gleichzeitig mit der amt- 
lichen Ausgabe auch in der Handausgabe erschien; Beamte des Verordnungs- 
bureaus des Reichs-Postamts hatten die sachgemäße Ausführung und die 
genaue Ubereinstimmung mit der amtlichen A. D. A. überwacht. 

Die gelben, steif gehefteten Oktavbände waren die Vorläufer und An- 
reger der amtlichen Üktavausgabc und unterstützten die A. D. A., ihr über 
die ersten Jahre der Umformung glücklich hinweghelfend, in der Erfüllung 
der ihr mit dem Jahre 1900 zugefallenen, oben erörterten Aufgabe. So 
willkommen sie damals waren, so konnten sie doch den auch erheblich 
billigeren Privatbezug der amtlichen Ausgaben nicht entbehrlich machen, 
zumal sich viele Beamte nicht recht mit der Handausgabe zu befreunden 
vermochten. Als dann auch die A. D. A. amtlich in dem bequemen Oktav- 
format herausgegeben wurde, sank die Bedeutung der Deckerschen Hand- 
ausgabe mit jedem neu herauskommenden Abschnitte; sie wird daher bald 
der Vergangenheit angehören. 

Unter diesen Umständen schritt das Reichs- Postamt im Jahre 1903 zu 
einer Neuregelung des Privatbezugs der A. D. A. Das Reichs-Postamt 
verpflichtete vertraglich den Deckerschen Verlag, dem der buchhändlerische 
Vertrieb übertragen blieb, dauernd einen Vorrat von allen bisher erschienenen 
und künftig erscheinenden Oktavbänden zu halten und nach Bedarf durch Neu- 
drucke zu ergänzen und sie an Angehörige der Verwaltung zu einem ermäßigten, 
vom Reichs-Postamte zu genehmigenden Preise abzulassen. Die Stücke 
werden in Satz, Druck, Papier und Einband in der Reichsdruckerei nach 
den Anordnungen des Reichs-Postamts hergestellt ; sie werden nur gebunden 
geliefert und unterscheiden sich von den dienstlichen bloß dadurch, daß auf 
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dem Titelblatt an Stelle der Worte »Berlin. Gedruckt in der Reichs- 
druckerei« der Verlag angegeben ist. 

Obwohl also seit dem Jahre 1904 die Stücke für den Privatgebrauch 
nicht mehr unmittelbar von der Reichsdruckerei bezogen werden, ist doch die 
amtliche Vermittlung bestehen geblieben. Das Verfahren dabei ist wesentlich 
verbessert worden. Seit 1904 werden im Post- Amtsblatte die Neuausgaben 
unter Angabe des Preises angekündigt, die Bestellungen durch die 
Ämter gesammelt und bei den Ober-Postdirektionen binnen der im Amtsblatt 
angegebenen Frist angemeldet und von diesen an den Verlag weitergegeben ; 
bei diesen Sammelbestellungen trägt der Verlag die Nebenkosten (Porti). 
Nach Ablauf der erwähnten Frist hört die Vermittlung auf; der Verlag 
muß jedoch auch spätere Bestellungen zu dem gleichen Preise ausführen, 
so daß die Bücher nur um das Porto verteuert werden. 

Der am meisten begehrte Abschnitt ist V, 1 ; er war schon im Jahre 
1903 wieder vergriffen. Der Deckersche Verlag gab daher mit Genehmigung 
des Reichs- Postamts 1903 einen Neudruck heraus, der die bis dahin 
erschienenen 143 Berichtigungen in den Text eingedruckt enthält. Im 
übrigen entspricht er ganz der amtlichen Ausgabe, ist auch in der Reichs- 
druckerei hergestellt worden. 

Der Preis für die Privatstücke vor und nach 1900 ist aus nachstehender 
Gegenüberstellung zu ersehen. 



Abschnitt 


II 


III 


v, 


1 


V,4 


V,5 


VII, 1 VII 


VIII 


Ausgabe von 


1897 


"9°3 


1895 t 901 


1892 


1901 


1893 1898 1905 


1894 1906 


1893 


•905 


1893 1908 


kostete 

bei 
amtlicher 
Vermittlung 


36 
Pf. 


64 
Pf. 


24 

Pf. 


52 
Pf. 


»55 1 

k| 


90 
Pf. 


50 30 70 
Pf. Pf. Pf. 

< 


Pf. 


70 
Pf. 


170 

Pf. 


125 
Pf. 


175 140 

Pf. Pf. 



Die danach durch den Einband hervorgerufene Erhöhung des Preises 
um 28 bis 40 Pf. — die vor 1895 ausgegebenen Teile waren zum Einheits- 
preise von 5 Pf. für den Druckbogen abgegeben worden, so daß ihr Preis 
für einen Vergleich erst auf den späteren Einheitspreis von 3 Pf. zurück- 
geführt werden muß — ist als recht mäßig zu bezeichnen; denn ein gleich 
guter Einband würde dem einzelnen Beamten wohl mindestens eine Mark 
kosten. V, 1 von 1901 ist durch bessere Raumausnutzung trotz de9 Ein- 
bandes sogar noch um 3 Pf. billiger. Seit 1904 verschwinden aus den 
Preisen die Pfennigeinerbeträge: V, 3 kostete 1902 53 Pf., 1908 60 Pf., 
V,6 1903 58 Pf., 1908 70 Pf. Die kleine Verteuerung, die bei den großen 
Vorteilen des neuen Verfahrens schon mit in Kauf genommen werden kann, 
ist jedenfalls auf den Wegfall des unmittelbaren Bezugs aus der Reichs- 
druckerei zurückzuführen. 

Der größte Teil des Inhalts der A. D. A. ist seiner Natur nach fort- 
gesetzten Veränderungen unterworfen, schreitet doch der gewaltige Ver- 
kehr, den sie regelt und ordnet, stets vorwärts, weckt neue Bedürfnisse, 
heischt Erleichterung und Anpassung. Auf dem Gebiete, das sie behandelt, 
gibt es keinen Stillstand, von ihm gilt so recht Heraklits Wort zdvra pu. 
Da ist es denn klar, daß die A. D. A. nur Wert hat, daß sie ihre Aufgabe 
nur erfüllen kann, wenn sie dauernd auf dem laufenden gehalten wird. Die 



Digitized by Google 



670 Bibliographie der Allgemeinen Dienstanweisung usw. 



Berichtigungen bilden also einen wesentlichen Bestandteil der A. D. A.. von 
ihrer sorgfaltigen Ausführung hängt der Wert dieses Werkes ab. In einer 
gemeinschaftlichen Verfügung des General-Postamts und des General-Tele- 
graphenamts*) heißt es denn auch: »In Anbetracht des hohen Wertes, der 
auf das Vorhandensein richtig gestellter Dienstanweisungen bei den einzelnen 
Dienststellen gelegt werden muß, wird den Verkchrsanstalten zur Pflicht 
gemacht, die Übertragung der Berichtigungen in die Dienstanweisungen 
unverzüglich nach Empfang der Berichtigungsbogen mit Sorgfalt zu be- 
wirken.« 

Wie unangenehm es ist, veraltete Dienstanweisungen zu Rate ziehen 
oder als Lehrbuch benutzen zu müssen, haben wir in der Ubergangszeit 
der letzten Jahre hinreichend erfahren, wo entweder einzelne Veränderungen, 
wie beispielsweise auf dem Gebiete des Personalwcsens, bei den Berichti- 
gungen unberücksichtigt blieben oder die Berichtigung ganzer Abschnitte 
bis zur Neubearbeitung zurückgestellt wurde. So ist Abschnitt IV seit 
Januar 1904. XII seit August 1905. X seit Dezember 1905 und vor allem 
der so wichtige Abschnitt VIII seit März 1902 nicht mehr berichtigt 
worden. 

Die Berichtigungen zur Dienstanweisung werden seit 1872 in Berichti- 
gungsbogen zusammengestellt den Postanstaltcn mitgeteilt.**) Die Ein- 
richtung der Bogen entsprach von vornherein der noch heute üblichen, 
insbesondere waren sie nur einseitig bedruckt, damit sie in die Bücher ein- 
geklebt werden konnten. Die einzelnen Berichtigungen waren fortlaufend 
beziffert, aber nicht für jeden Abschnitt für sich, sondern durch die ganze 
Dienstanweisung. 

Die Bogen erschienen vierteljährlich als Anlagen des Post-Amtsblatts, in 
dem unter der Überschrift »Berichtigungen« auf sie verwiesen wurde. 
Häufig waren auch im Amtsblatte selbst einzelne Berichtigungen, die dann 
keine Nummer hatten, abgedruckt, zuweilen wurde auch eine Berichtigung 
in der Verfügung über eine Neuregelung ausgesprochen. Von 1879 ab 
wurden die Bogen in zweimonatigen Fristen ausgegeben und nach wie 
vor zwar noch mit den Post-Amtsblättern, jedoch nicht mehr »im Einschluß 
in sie«, sondern getrennt davon versandt; auf ihre Ausgabe wurde nun am 
Schlüsse der Amtsblätter aufmerksam gemacht.*) Ferner wurde seitdem 
für die Postagenturen ein besonderer Berichtigungsbogen hergestellt, der 
die bis dahin im Amtsblatte selbst abgedruckten Berichtigungen der Dienst- 
anweisung für Postagenturen und die Berichtigungen zu den diesen ge- 
lieferten Abschnitten der A. D. A. enthielt. Außerhalb der Bogen kamen 
fortan keine Berichtigungen mehr vor. Der Zeitraum, für den die Be- 
richtigungen galten, lag drei bis neun Monate zurück. Nach der Ausgabe 
der Berichtigungen für November und Dezember 1899 im Oktober 1900 
erscheinen sie wieder nur noch vierteljährlich für das um zwei bis drei 
Monate zurückliegende Vierteljahr. 

Die Bogen waren bis Ende 1903 nur mit dem Post- Amtsblatte zu be- 
ziehen; dieser Umstand trug mit dazu bei, den nachträglichen Kauf von 
Dienstanweisungsabschnitten zu erschweren, weil die zu ihnen schon aus- 
gegebenen Berichtigungsbogen nur schwer zu haben waren. Im Bezugs- 
preise für das Post-Amtsblatt waren die Kosten für sie inbegriffen. 

*) Verf. vom 5. Januar 1S79 (Amtsblatt der Deutschen Reichs- Post- und Tele- 
graphenverwaltung für 1879, Nr. 2). 

** > Verf. des General - Postamts vom 27. Marz 1872 (Amtsblatt der Deutschen 
Reichs- Postverwaltung für 1872, Nr. 24). 
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Seit 1904 ist im Zusammenhange mit der Neuregelung des Vertriebs 
der A. D. A. für den Privatgebrauch auch der Vertrieb der Berichtigungs- 
bogen anderweit geregelt worden. Mit dem Amtsblatte werden nur noch 
die Dienststücke ausgegeben, Privatbeziehern des Amtsblatts die Berichti- 
gungsbogen aber nicht mehr mitgeliefert. Für den Privatgebrauch gibt sie 
R. v. Deckers Verlag seit dem 1. Oktober 1903 in jährlich vier Heften im 
Postzeitungsvertriebe heraus, die genau den dienstlichen entsprechen, außer- 
dem aber noch einen besonderen Bcrichtigungsbogcn für den Neudruck 
von V, 1 enthalten. Ferner erscheinen in diesem Verlage auch für die 
Handausgabe der A. D. A. besondere Berichtigungshefte, die gleichfalls durch 
die Post zu beziehen sind. Gleichzeitig mit dt-r Neuregelung wurde noch 
bestimmt, daß, wie schon das Post-Amtsblatt, nun auch die Berichtigungs- 
bogen zur amtlichen wie zur Handausgabe an Post- und Telegraphenbeamte 
bei Versetzungen unentgeltlich zu überweisen sind.*) 

Wichtig ist noch, daß der Verlag nach der zwischen ihm und dem 
Reichs-Postamte wegen des Vertriebs der A. D. A. getroffenen Vereinbarung 
beim Verkaufe von Abschnitten die dazu schon erschienenen Bcrichtigungs- 
bogcn kostenlos mitzuliefern hatte. Da Decker aber hierbei wegen der 
immer umfangreicher und zahlreicher werdenden Berichtigungen nicht mehr 
auf seine Kosten kam, so wurde ihm Ende 1907 gestattet, für je acht be- 
druckte Seiten 5 Pf. und für Berichtigungen bis zu vier Seiten 3 Pf. zu 
berechnen. 

Die Ausführung der Berichtigungen litt lange unter einer gewissen Ver- 
nachlässigung, indem man sie Dienstanfängern überließ oder mit anderen 
untergeordneten Obliegenheiten als Nebenarbeit übertrug; überdies fehlte es 
mangels ausführlicher Vorschriften an einem einheitlichen Verfahren. Die 
zahlreichen zur A. D. A. geäußerten Wünsche und Vorschläge von Beamten 
bezogen sich denn auch wesentlich auf diese Verhältnisse und gaben der 
Verwaltung reichen Stoff aus der Berufstätigkeit an die Hand. Das 
Wesentliche davon wurde bei der Neuregelung auch dieses Gebiets berück- 
sichtigt. Die 1901 neu eingeführten Vermerkblätter für die Berichtigungen 
sind schon bei Besprechung der neuen Ausgaben der A. D. A. erwähnt 
worden; bei vielen Ämtern waren übrigens schon früher im wesentlichen 
gleiche Vermerke in den Büchern geführt worden, weil man sie für eine 
wirksame Nachprüfung mit Recht für unentbehrlich und den durch sie 
ausgeübten Druck zu sorgfältiger Arbeit für vorteilhaft hielt. Ende 1903 
wurde auch die Ausführung der Berichtigungen in allen Einzelheiten vor- 
geschrieben (Abschnitt IX. § 23) und — ein Zeichen ihrer Wertschätzung — 
der persönlichen Überwachung durch die Amtsvorsteher zugewiesen. Als 
beachtenswerte Neuerung wurden dabei handschriftlich auszuführende Be- 
richtigungen neben den einzuklebenden eingeführt. Beide Teile der Neu- 
ordnung, die Vermerkblätter in Verbindung mit den neuen Vorschriften, 
haben sicherlich die gewünschte Wirkung gehabt. 

Noch liegt zwar die A. D. A. in der neuen Bearbeitung nicht vollständig 
vor, doch sind wir in dem Entwicklungsabschnitte, der um die Jahrhundert- 
wende seinen Anfang nahm, auf einem gewissen Beharrungspunkt angelangt. 
Aus einer ungeordneten Masse einzelner Vorschriften haben wir die A. D. A. 
zu dem stattlichen Ordner und Berater unseres vielseitigen Betriebs heran- 
wachsen sehen, haben große Merksteine in der Geschichte der Postverwal- 
tung, die Errichtung der Ober-Postdirektionen, die Vereinigung der Post 
und Telegraphie und die große Personalreform als Wendepunkte ihres 



*) Amtsblatt des Reichs - Postamts für 1904, Nr. 1. 
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Werdens kennen gelernt und erfreuen uns jetzt des Besitzes einer zum 
wirklichen Handbuche gewordenen Dienstanweisung. In ihrem einheitlichen 
Gewände kennen wir sie überall schnell heraus, durch die gleichmäßige 
Ausführung der Berichtigungen finden wir uns in jeder beliebigen A. D. A. 
sofort zurecht; allen Beamten, auch dem jeweiligen Nachwuchs, ist die be- 
queme und wohlfeile Erwerbung von Privatstücken mit den Berichtigungen 
gesichert, und schließlich wird die gute Ausstattung der Bücher auch dem 
gegenwärtigen Stande der Buchtechnik und dem allgemein verfeinerten 
Empfinden gerecht. 

Sobald alle Bände vorliegen werden, was ja in absehbarer Zeit der Fall 
sein wird, können wir auch damit rechnen, daß dem großen Werke als 
Schlußstein ein amtlich bearbeitetes Sachregister eingefügt werden wird. 
Es sind zwar schon mehrfach (1893, 1895, 1906) außeramtlich bearbeitete 
Sachregister erschienen, sie haben sich jedoch entweder gar nicht eingelebt 
oder sind durch die noch im Gange befindliche Umarbeitung der A. D. A. 
schnell veraltet. Die Ausgabe eines amtlichen Sachregisters wird neben den 
erörterten Neuregelungen dazu beitragen , der A. D. A. ihre anerkannte 
Stellung als ein Eckstein unseres Betriebs zu erhalten. 



Unfallversicherung bei Tätigkeit im Auslande. 

Die im Deutschen Reiche verwirklichte gesetzliche Arbeiterversicherung hat 
schon in sehr vielen Kulturstaaten Nachahmung gefunden, wenn auch nicht 
immer die Formen der Durchführung dem deutschen Vorbilde genau ent- 
sprechen. Diese Ausdehnung der Arbeiterversicherung hat es bei dem immer 
mehr wachsenden Ineinandergreifen der mannigfachen wirtschaftlichen und 
industriellen Tätigkeit der Kulturstaaten mit sich gebracht, daß auch der 
Wunsch nach internationaler Verständigung und wechselseitiger Mitwir- 
kung auf dem Gebiete der Arbeiterversicherung rege geworden ist. Ins- 
besondere forderte vielfach das Ubergreifen eines Betriebs von einem 
Lande nach dem anderen zu einer solchen Verständigung geradezu heraus, 
da hinsichts der Feststellung des entschädigungspflichtigen Teiles bei dem 
nach dem Nachbarlande ausstrahlenden Betriebe, soweit es sich um Unfälle 
in diesem Nachbarlande handelte, vielfach nach verschiedenen Grundsätzen 
verfahren wurde. Den ersten Versuchen auf diesem Gebiete, dem franzö- 
sisch-italienischen Arbeits- und Fürsorge vertrage vom 15. April 1904 (ergänzt 
durch einen Zusatzvertrag vom 9. Juni 1906) und dem luxemburgisch- 
belgischen Vertrage vom 15. April 1905 (ergänzt durch Zusatzvertrag vom 
22. Mai 1906) folgten das deutsch-luxemburgische Abkommen vom 2. Sep- 
tember 1905 und das belgisch-französische Übereinkommen vom 21. Fe- 
bruar 1906. Als letzte Erscheinung auf diesem Gebiet ist der Staatsvertrag 
zwischen dem Deutschen Reiche und den Niederlanden über Unfallver- 
sicherung hinzugekommen, der am 27. August 1907 geschlossen worden 
und am 1. Januar 1908 in Kraft getreten ist. 

Das deutsch-luxemburgische Abkommen legt das Hauptgewicht auf 
die Kenntlichmachung des Grundsatzes, daß die Betriebe, die, abgesehen von 
den land- und forstwirtschaftlichen Betrieben, nach den Unfall Versicherungs- 
gesetzen der sich verständigenden Staaten der Versicherungspflicht unter- 
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liegen, hinsichtlich derjenigen Personen, die in einem vorübergehend 
in das Gebiet des anderen Staates übergreifenden Betriebsteile beschäftigt 
sind, auch für die Dauer dieser Beschäftigung der Unfallversicherung des 
Staates folgen, in dem der Sitz des Haupt- oder Gesamtunternehmens 
gelegen ist. Eine Abweichung von diesem Grundsatze tritt in dem Falle 
ein. in dem der Betrieb nicht bloß vorübergehend, sondern auf längere 
Dauer in den Nachbarstaat übergreift. Es ist dies zwar nicht aus- 
drücklich ausgesprochen, ergibt sich aber aus dem obigen Grundsatz und 
dem dabei gebrauchten und kennzeichnenden Worte »vorübergehend« 
von selbst. Hervorgehoben ist, daß als vorübergehend beschäftigt 
auch das Fahrpersonal, das in durchgehenden Zügen die Grenze über- 
schreitet, sowie solche Personen anzusehen sind, die ohne Wechsel ihres 
dienstlichen Wohnsitzes in dringenden Fällen vertretungsweise zur Wahr- 
nehmung des Eisenbahndienstes in dem Gebiete des anderen Staates nicht 
über sechs Monate hinaus abgeordnet sind. 

Hieraus folgt, daß hinsichtlich des im Betriebe der Reichs-Postverwal- 
tung beschäftigten Bahnpostpersonals die Anwendung des deutschen Rechts 
auch für den Fall Platz greift, daß der Unfall in durchgehenden Zügen 
jenseits der Grenze, also auf Luxemburger Gebiet, stattfindet. 

Der deutsch-niederländische Vertrag steht zwar im allgemeinen auf 
demselben Boden ; er hat aber in Berücksichtigung der tatsächlich bestehenden 
Verhältnisse ein bestimmteres Gepräge. Er bezieht sich zwar auch nur auf 
solche in das Ausland übergreifende Betriebe, die sowohl nach deutschem 
wie nach niederländischem Rechte der Unfallversicherung unterliegen, stellt 
aber zur Vermeidung einer Doppelversicherung in erster Linie den Grund- 
satz auf, daß die im Auslände sich vollziehenden Tätigkeiten stets nur 
nach dem Rechte eines der beiden vertragschließenden Länder versichert 
sind, und daß auf diese Tätigkeiten die Unfallversichcrungsgesetze des 
Landes Anwendung finden, in dem sie ausgeübt werden. Es gilt also als 
Regel das »Territorialprinzip« ohne Rücksicht auf Staatszugehörig- 
keit und Wohnsitz des Unternehmens und des Beschäftigten und ohne 
Unterschied, ob die im Auslande beschäftigten Personen aus dem Lande 
des Betriebssitzes hinübergesandt oder im Ausland angenommen worden sind. 

Das Territorialprinzip erfährt indes zwei wichtige Ausnahmen, durch die 
der Vertrag in seinen Wirkungen dem deutsch-luxemburgischen Abkommen 
im großen ganzen gleichgestellt wird. 

Die erste Ausnahme bezieht sich auf diejenigen Arbeiter usw., die bis 
zum Zeitpunkt ihrer Beschäftigung im Auslande bereits in dem Teile des 
Betriebs, welcher der Unfallversicherung des Landes des Betriebssitzes 
unterliegt, tätig gewesen sind. Diese Personen bleiben während der ersten 
sechs Monate, von dem Zeitpunkt ab gerechnet, zu dem der Betriebsunter- 
nehmer die Betriebstätigkeit im Ausland überhaupt aufgenommen hat, noch 
in der Unfallversicherung des Landes des Betriebssitzes. 

Die zweite Ausnahme gilt allgemein — ohne irgendwelche zeitliche Be- 
schränkung — für den beweglichen Teil (Fahrdienst) der Bef ö rderungs - 
betriebe. Auf diese Betriebe finden ausschließlich die Unfallversicherungs- 
gesetze desjenigen Landes Anwendung, in dem der Betrieb seinen Sitz 
hat. Die in diesem Betriebsteile beschäftigten Personen, z. B. das Fahr- 
personal von Eisenbahnen, die Schiffsmannschaften, bleiben, wie in einem 
unterm 25. Januar 1908 ergangenen Rundschreiben des Reichs- Versicherungs- 
amts dargelegt ist, in der für das eigene Land bestehenden Versicherung 
nicht nur bei den sich auf den Fahrbetrieb erstreckenden Tätigkeiten, sondern 
auch bei Verrichtungen in anderen Teilen des Beförderungsbetriebs (z. B. in 
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Güterschuppen), zu denen sie im Auslande nerangezogen werden. Die 
sonstigen bei letzten Arbeiten — also im rein örtlichen Dienste, nicht im 
Fahrbetriebe — beschäftigten Personen, mögen sie im Ausland angenommen 
oder aus dem eigenen Lande hinübergesandt worden sein, sind dagegen 
gemäß der sich aus der Aufstellung des Territorialprinzips ergebenden Regel 
— mit dem aus dem ersten sechsmonatigen Zeiträume der Betriebswirksam- 
keit folgenden Vorbehalte — nach den Gesetzen des Landes versichert, in 
dem jene Arbeiten ausgeführt werden. Dies gilt nach dem bezeichneten 
Rundschreiben sowohl für Arbeiten in ständiger Einrichtung (Anlagen), die 
für den Beförderungsdienst im Ausland unterhalten werden oder mit ihm 
verbunden sind (z. B. Landungsbrücken, Lagerräume, Hafenboote), als auch 
für nur vorübergehende Hilfsarbeiten (wie Beladen und Entladen der Schiffe, 
Verholen des Schiffes im Hafen, Einnahme von Kohlen). Solche Hilfs- 
arbeiten jedoch, die ihrer Natur nach zum Fahrbetriebe gehören, z. B. Fort- 
bewegen eines Schiffes auf der Fahrt vom Lande aus, Aushilfe für erkrankte 
Matrosen usw., unterliegen der Ausnahme 2; die dazu herangezogenen Per- 
sonen sind also, auch wenn sie im Ausland angenommen worden sind, nach 
dem Gesetze des Betriebssitzes versichert. 

Hiernach bestehen für das von der Reichs-Postverwaltung beschäftigte 
Personal folgende Rechtszustände. 

Nach deutschem Rechte ist und bleibt versichert das gesamte im Fahr- 
dienste des Bahnpostbetriebs tätige Personal, auch wenn es auf fremdem 
Gebiet zu Leistungen im örtlichen Dienst (auf Bahnhöfen, in den Dienst- 
zimmern) mit herangezogen wird. 

Nach deutschem Rechte werden auch versichert alle Personen, die zur 
Aushilfe für erkranktes Bahnpostpersonal im Fahrpostdienste Verwendung 
finden, auch wenn sie erst auf ausländischem Gebiet in den Dienst gestellt 
werden. 

Nach ausländischem (niederländischem wie luxemburgischem) Rechte sind 
indes versichert die auf ausländischem Gebiet in rein örtlichem Dienste, wie 
beim Wagenreinigen, beim Be- und Entladen der Bahnpostwagen, bei Ar- 
beiten in den Dienstzimmern usw., beschäftigten Personen. 



NACHRUF. 

Wirklicher Geheimer Ober -Postrat Kasubski f. 

Am t. November ist in Berlin der vormalige vortragende Rat im Reichs- 
Postamte, Wirkliche Geheime Ober-Postrat Kasubski im achtzigsten Lebens- 
jahre gestorben. 

Kasubski, der am 4. Februar 1829 in Ragnit in Ostpreußen geboren war, 
trat am I. Mai 1848 in den preußischen Staatspostdienst ein und fand zu- 
nächst nacheinander in den Ober -Postdirektionsbezirken Königsberg (Pr.), 
Liegnitz und Oppeln Verwendung. Nachdem er am 8. März 1856 die höhere 
Postverwaltungsprüfung abgelegt hatte, wurde er am I.Mai 1857 Ober- 
Postsekretär, am 1. Januar 1869 Ober-Postkommissarius, am 1. Juni 1871 
Postinspektor, am 1. November 1872 Bezirkspostinspektor und am I. März 
1875 Postrat. In dieser Stellung war er bei der Ober - Postdirektion in 
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Oldenburg (Grhzgt.) tätig, der er vorher schon einmal als Bezirkspost- 
inspektor angehört hatte. Kurze Zeit nach der Ernennung zum Postrat — 
bereits im September 1875 — erfolgte seine Berufung in das Reichs-Postamt. 
Hier wurde Kasubski am 16. Juli 1876 zum Ober-Postrat und ständigen 
Hilfsarbeiter, am 30. April 1878 zum Geheimen Postrat und vortragenden 
Rat und am 19. August 1883 zum Geheimen Ober-Postrat ernannt. Lange 
Jahre hindurch war er bei der Zentralverwaltung Referent für Pcrsonal- 
sachen; außerdem versah er seit dem 1. Januar 1885 die Geschäfte eines 
Abteilungsdirigenten in der Abteilung für Personal- und Etatswesen. Bei 
seiner Versetzung in den Ruhestand (1. Oktober 1889) wurde ihm der 
Charakter als Wirklicher Geheimer Ober-Postrat mit dem Range eines 
Rates erster Klasse verliehen. 

Der Heimgegangene, der sich durch hervorragende Begabung und 
Schaffenskraft auszeichnete und in unermüdlicher Hingebung an sein ver- 
antwortungsreiches Amt über 41 Jahre in der Verwaltung tätig gewesen 
ist, hat sich durch sein verdienstvolles Wirken und durch seinen geraden 
Charakter und gerechten Sinn auch über den Kreis seiner Berufsgenossen 
hinaus allgemeine Wertschätzung erworben, die ihm ein ehrendes Andenken 
über das Grab hinaus sichert. 



LITERATUR. 

Die Finanzen der Großmächte (Deutschland, Österreich, Ungarn, 
Italien, Frankreich, Rußland, Großbritannien, Vereinigte Staaten 
von Amerika, Japan). Eine internationale finanzstatistische Unter- 
suchung. Von Dr. Friedrich Zahn, Ober-Regierungsrat, Vorstand 
des Kgl. Bayerischen Statistischen Bureaus in München. Carl Hey- 
manns Verlag, Berlin 1908. 

Der auf statistisch- wissenschaftlichem Gebiete bekannte Verfasser will 
in dem Buche zeigen , wie unser deutscher (Reichs- und bundesstaatlicher) 
Finanzhaushalt in bezug auf Ausgaben, Einnahmen und Schulden sich bei 
einem auf einen längeren Zeitraum ausgedehnten Vergleiche mit dem Aus- 
lande darstellt. An einem ähnlich umfassenden Werke hat es in der ein- 
schlägigen Literatur bisher gefehlt; jedoch ist es auch dem Verfasser noch 
nicht gelungen, ein alle Beziehungen treffendes Vergleichsmaterial zusammen- 
zustellen, da das Finanzwesen in den einzelnen Ländern sehr weitgehende, 
eine genaue Vergleichung außerordentlich erschwerende Verschiedenartig- 
keiten zeigt. Indes haben sich größere Teilgebiete für die Untersuchung 
nutzbar machen lassen. Das Zahlenmaterial ist in einem umfangreichen 
Tabellenwerk am Schlüsse des Buches gesichtet, das Ergebnis ist in vier Ab- 
schnitten — Hauptergebnis, Staatsausgaben, Staatseinnahmen, Staatsschulden 
— kritisch beleuchtet. 

Der Titel des Buches läßt auf einen spröden, nur dem Fachmanne wert- 
vollen Stoff schließen, der Inhalt ist aber auch für den Laien nicht ohne 
Reiz und durchweg leicht verständlich. Der Gesamteindruck, den man 
nach dem Lesen des Buches erhält, läßt sich dahin zusammenfassen, daß 
es mit der Wirtschafts- und Finanzlage Deutschlands (Reich und Bundes- 
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Staaten als Einheit gedacht) erheblich besser — selbst gegenüber Staaten 
wie Frankreich und England — bestellt ist, als in weiten Kreisen unseres 
Vaterlandes angenommen wird, daß die Finanzlage des Reichs indes dringend 
der Stärkung bedarf, daß aber auch Mittel und Wege dazu reichlich vor- 
handen sind, da die Anforderungen an die Steuerkraft der Bevölkerung 
sich bei uns gegenüber anderen Staaten immer noch in mäßigen Grenzen 
halten. Das Buch dürfte gerade rechtzeitig für die Verhandlungen zur 
Reichsfinanzreform erschienen sein; es läßt sich annehmen, daß es mit 
seinem ausgiebigen, jedenfalls zuverlässigen Zahlenmaterial manches zur 
Klärung der auseinandergehenden Meinungen beitragen wird. Aus dem 
Inhalte sei hier einiges mitgeteilt. 

Erster Abschnitt. Der Verfasser gibt einen Gesamtüberblick über die 
Finanzen der Vergleichsländer und bespricht weiter das allgemeine An- 
wachsen des Staatsbedarfs und der Staatsschulden sowie die allgemeinen 
Ursachen dieser Erscheinung. Danach schließt der Staatshaushalt Deutsch- 
lands mit bei weitem den höchsten Ziffern ab. Für 1905 ergibt sich fol- 
gendes Bild. 





Gesamt- 
ausgaben 
in 

1 000 Mark 


Gesamt- 
einnahmen 
in 

1 000 Mark 


Gesamt- 
schulden 
in 

Millionen Mark 




2 570 569 
4617 950 


2 570 569 
4 606 02 1 


3 io 3>* 
12244,7 


zusammen 


7.88519 


7 '76590 


15448,. 


usw. 


2 967 354 

5 5*4 «4« 
4052 276 

3 023 81 1 


2 964 038 

5 5*4 '4« 
4 052 270 
3012 103 


24 368,0 

>5 545,' 
'5 »57»' 
12054,7 



Aus den hohen Ziffern für Deutschland darf kein ungünstiger Rück- 
schluß auf die Belastung der Bevölkerung gezogen werden. Es ist zu be- 
rücksichtigen, daß in den Ausgabesummen infolge der gegenseitigen Leistungen 
zwischen Reich und Bundesstaaten (Matrikularbeiträge, Überweisungen usw.) 
etwa Y2 Milliarde Mark je in Ausgabe und Einnahme doppelt erscheint. 
Ferner ist zu beachten, daß das Tätigkeitsgebiet des Staates gegenüber dem 
der Gemeinden, Kreise usw. in den einzelnen Ländern sehr verschiedenartig 
abgegrenzt ist. So sind in England verhältnismäßig viele öffentliche Auf- 
wendungen als Verwaltungsausgaben der Gemeinden usw. gar nicht in obigen 
Summen enthalten, während sie anderwärts als Staatsausgaben miteinge- 
rechnet sind. Drittens kommt in Betracht, inwieweit jedes Land eigene 
Erwerbszweige (Domänen, Forsten. Bergwerke, Staatseisenbahnen usw.) be- 
sitzt. In dieser Beziehung steht Deutschland weit voran, was sich natür- 
lich auch in den Zahlen des Staatshaushalts ausdrücken muß. Auf seine 
Staatsbetriebe entfielen 1905 brutto 2'/ 2 Milliarden Mark in Ausgabe und 
% y/ 2 Milliarden in Einnahme. (In Frankreich demgegenüber 359 Millionen 
Franken Einnahme, in England 24 Millionen Pfund Sterling.) 

Das erhebliche Anwachsen des Staatsbedarfs — für das Jahr 1906 
gegenüber 1899 in Deutschland um etwa 950 Millionen Mark, Frankreich 
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200 Millionen Franken, Rußland 940 Millionen Rubel, England 36 Millionen 
Pfund Sterling — erklärt sich zum Teil aus der erheblichen Steigerung der 
Staatstätigkeit, wie sie fast überall eingetreten ist; bei manchen Ländern 
haben aber auch kriegerische Ereignisse wesentlich darauf eingewirkt. Hie 
Steigerung der Staatstätigkeit kennzeichnet sich dadurch, daß die altüber- 
kommenen Leistungen des Staates in immer vollkommenerer Gestalt ver- 
langt und gewährt werden, ferner der Kreis der dem Staate zugewiesenen 
Aufgaben sich zusehends erweitert. Diese Entwicklung darf, wenn sie auch 
zu steigenden Staatsausgaben und drohenden Fehlbeträgen geführt hat, 
nicht schwarzseherisch betrachtet werden, denn die Wirkungen sind doch 
überwiegend segensreicher Natur gewesen. Es ist sehr viel zur Förderung 
der Kultur geschehen, besonders in Deutschland, das hierfür verhältnismäßig 
viel größere Summen aufgewendet hat als z. B. Frankreich, wo Heer und 
Schulden weit mehr verschlungen haben. 

Zweiter Abschnitt (Staatsausgaben). Die Ausgaben der Staaten sind 
hinsichtlich der einzelnen Ausgabetitel ganz verschieden angeordnet, so daß 
es vorläufig nicht möglich gewesen ist, sie unter ein vollkommen vergleich- 
bares Schema zu bringen. Vorläufig läßt sich nur für ganz wenige Gruppen 
der Staatsaufwendungen ein brauchbarer Vergleich anstellen , nämlich für 
Heer, Flotte, auswärtige Vertretung. Kolonien und Staatsschuld. Die Aus- 
gaben für diese Zweige haben nach dem Stande von 1906 betragen: 
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Die Einzelzahlen sind also in Deutschland erheblich niedriger als z. B. 
in Frankreich und England (28 Mark gegen 48 und 45). Der Verfasser 
bespricht in diesem Abschnitte weiter den Anteil der sogenannten »unpro- 
duktiven und produktiven« Ausgaben an den Gesamtausgaben. Hierbei er- 
gibt sich folgendes Bild. 
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Auch in dieser Hinsicht schneidet Deutschland also gut ab. 

Zum Schlüsse gibt Verfasser eine Ubersicht darüber, wie die Ausgaben 
der Vergleichstaaten für Heer, Marine und öffentliche Schuld in den Jahren 
1893 bis 1906 sich entwickelt haben. 
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Dritter Abschnitt (Staatseinnahmen). Dieser Teil hat die meisten Ver- 
gleichspunkte geboten und ist demgemäß am ausführlichsten behandelt. 

Für die Staatshaushalte kommen im allgemeinen zwei große Einnahme- 
quellen in Betracht: einerseits Domänen, Regalien, Staatsbetriebe, anderseits 
Steuern und Verwaltungseinnahmen. Welche Beträge etwa daraus fließen, 
erhellt aus folgender Ubersicht der Etatsvoranschläge für 1906. 
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In Deutschland bringen also die Einnahmen aus Staatsbetrieben usw. 
mehr als die Hälfte der Mittel auf, die zur Bestreitung aller Ausgaben er- 
forderlich sind. In dieser Stellung Deutschlands liegt die Stärke seiner 
Finanzen. Das Finanzwesen der übrigen Großstaaten ist vorwiegend steuer- 
wirtschaftlich, und zwar spielen Zölle und Verbrauchsteuern die Haupt- 
rolle. In Deutschland sind, wie die Übersicht zeigt, gerade diese indirekten 
Abgaben, denen das Ärgernis einer ungerecht hohen Belastung der minder 
bemittelten Volksklassen anhaftet, am wenigsten ausgebildet. Vom gesamten 
Staatsbedarfe haben sie nur etwa ein Sechstel aufzubringen und sind für 
den Kopf der Bevölkerung fast nur halb so hoch als z. B. in Frankreich 
und England. Das System der direkten Steuern hat die größte Bedeutung 
in England. Für Deutschland ist es bisher von geringerer Wichtigkeit. In 
England ist überhaupt kaum noch eine große Steuerquelle unbenutzt 
geblieben (daher auch die finanziellen Schwierigkeiten bei Beschaffung der 
Kosten für den südafrikanischen Krieg, die zeitweilig fast unerträgliche Höhe 
der Einkommensteuer). In Frankreich, der Heimat der Gemeinde-Oktrois, 
würden die Ziffern der indirekten Besteuerung noch weiter anschwellen, 
wenn man die örtlichen Abgaben mit einrechnen könnte. Alles in allem ist 
die indirekte Besteuerung in Deutschland noch starker Weiterausdehnung 
fähig. Große finanzpolitische Aufgaben sind zudem leichter mit indirekten 
als mit direkten Steuern zu lösen. Sollen letzte große Erträge liefern, 
so machen sich ihre Mängel und Härten gleich in drückendster Weise be- 
merkbar. Der Verfasser kommt auch auf Grund anderer Betrachtungen zu 
dem Schluß , daß die Steuerkraft des Volkes kaum irgendwo noch so ge- 
schont wird wie in Deutschland. Viele in anderen Großstaaten sehr ertrag- 
reiche Steuern — wie z. B. die Bier- und die Tabaksteuer, die Erbschaft- 
steuer in Frankreich und England, die Kapitalrentensteuer, verschiedene 



*) z. B. Anleihen, Matrikularbeiträgc, Überweisungen usw. 
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Luxussteuern — sind bei uns noch wenig ausgebildet oder fehlen ganz. In 
dieser Hinsicht ist folgende Übersicht nicht ohne Interesse, die die Belastung 
von Bier, Wein usw. durch einige wichtige Zölle und Verbrauchsteuern 
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Im Anschluß an diese allgemeinen Erwägungen sind die einzelnen Ein- 
nahmequellen noch näher besprochen. Bei den Erwerbseinkünften er- 
fahren wir, daß mit den geringsten Unkosten Domänen und Forsten arbeiten, 
weiter die Eisenbahnen folgen, und am meisten mit Ausgaben belastet sind 
der Bergwerksbetrieb sowie Post und Telegraph. Die Roheinnahmen aus 
Post und Telegraph haben sich seit 14 Jahren in den meisten Ländern 
verdoppelt, in Japan sogar nahezu auf das Fünffache erhöht. Auch bei 
den Staatsbahnen ist eine erhebliche Steigerung des jährlichen Gewinns zu 
verzeichnen. Als bestes Beispiel für die finanzielle Bewährung der Staats- 
bahnen können die preußischen Staatseisenbahnen gelten. Sie haben in den 
Jahren von 1882 ab mehr als 6 Milliarden Uberschuß geliefert. In dem 
Zeitraum 1882 bis 1904 wurden durchschnittlich 72 v. H. des Überschusses 
zur Deckung anderweitiger Staatsausgaben verwendet, und trotzdem wurde 
die Eisenbahnkapitalschuld von 8,4 auf 3,3 Milliarden Mark verringert. Im 
Kapitel Steuern und Zölle fällt die Eigenart des Systems der britischen 
Einkommensteuer auf, namentlich, daß der Steuerfuß alljährlich der Finanz- 
lage entsprechend festgesetzt wird (in der Regel 3'/^ v. H., 1901 5,83 v. H.. 
1902 6,25 v. H. wegen des südafrikanischen Krieges). Weiter sehen wir, 
daß die Wehrsteuer in den wenigen Staaten, wo sie eingeführt ist, recht 
geringe Beträge aufbringt (Österreich 1,7, Ungarn 2,9. Frankreich 2,3 Mil- 
lionen Mark). Die Erbschaftsteuer wirft in Deutschland verhältnismäßig 
wenig ab (1906 30,3 Millionen Mark), ist dagegen in Frankreich und Eng- 
land, wo Nachkommen, Eltern und Voreltern und Ehegatten besteuert werden, 
recht ertragreich (Frankreich 212,^, England 390,5 Millionen Mark für 1906). 
Die Zölle und Verbrauchsteuern sind ebenfalls sehr verschieden ausgebildet. 
In Deutschland sind viele Gegenstände mit Zöllen bedacht; es bringen aber 
Getreide. Hülsenfrüchte, Malz, Petroleum, Kaffee und Wein allein über die 
Hälfte aller Zolleinkünfte. England zieht nur diejenigen Gegenstände zur 
Verzollung heran, die wirklich erhebliche Einnahmen versprechen, belegt 
diese aber mit hohen Sätzen. So ergaben dort Tabak, Zucker, Tee, 
Spirituosen und Wein über neun Zehntel aller Zolleinnahmen, Tabak allein 
rund ein Drittel; Getreide wiederum ist so gut wie zollfrei. In Frankreich zieht 
man aus Lebensmitteln, Getreide, Mehl, Früchten, Wein usw. die größten 
Zolleinnahmen, in Österreich-Ungarn aus Kaffee, Wein, Getreide, Südfrüchten. 

Vierter Abschnitt (Staatsschulden). Hier ist namentlich der Charakter 
der Schulden jedes Staates näher besprochen. Es fällt sehr ins Gewicht, ob 
die Schulden auf ertragbringende oder ertraglose Aufwendungen zurück- 
gehen. Von den Schulden Deutschlands entfallen etwa 8 Milliarden Mark 
auf ertra:;bringende Unternehmungen, besonders Eisenbahnen. England und 
Frankreich würden bei Besitz von Staatsbahnen, wie Deutschland, erheblich 
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höhere Staatsschulden als jetzt haben. Ferner ist für den Charakter einer 
Schuld die Art ihrer Tilgung von Bedeutung. England und Frankreich 
arbeiten stark an der Tilgung der Staatsschulden. Auch in Preußen wird 
planmäßig getilgt, dagegen hat sich bei den deutschen Reichsschulden das 
Fehlen einer regelmäßigen Tilgung in nachteiligster Weise geltend gemacht. 
In keinem staatlichen Finanzwesen sind die Schulden derart schnell ange- 
wachsen wie beim Deutschen Reiche. Im Jahre 1876 war das Reich noch 
ohne Schulden, im Jahre 1906 betrugen sie 3543.5 Millionen Mark. Die fran- 
zösische und die englische Staatsschuld sind heute noch etwa so hoch wie 
vor 20 Jahren. Die Erscheinung beim Reiche ist in erster Linie darauf zu- 
rückzuführen, daß ihm von Anfang an zu geringe eigene Einnahmequellen 
zugewiesen worden sind. Der Charakter der Staatsschulden äußert sich 
naturgemäß auch beim Staatskredit, wenngleich dieser auch noch durch 
andere Umstände mitbestimmt wird, (ökonomische Entwicklung des Landes, 
Kapitalreichtum, Anleihe- und Rentenpolitik des Staates, Vertrauen in seine 
äußere Politik und Machtverhältnisse usw.) Für die Beurteilung des Staats- 
kredits gibt der Kursstand der Staatsanleihen einen Anhalt. In einer die 
Jahre 1886 bis 1907 umfassenden Übersicht zeigt Verfasser diese Kurse im 
höchsten, niedrigsten und Durchschnittstande fürs Jahr. Dabei fällt der 
ungünstige Stand der deutschen Anleihekurse gegenüber den französischen 
und englischen sehr auf. Der Staatskredit Deutschlands wird also geringer 
bewertet als der der beiden anderen Staaten und dies, obwohl die deutsche 
Staatsschuld nicht bedeutender ist, obwohl sie durch Erwerbseinkünfte in viel 
höherem Maße sichergestellt ist, obwohl in Deutschland für die Erhöhung 
des Steuererträgnisses viel mehr Raum ist usw. Weshalb der Staatskredit 
sich in Frankreich und England günstiger stellt, liegt an einer Reihe von 
Umständen, die Verfasser näher anführt. 
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Der gegenwärtige Stand der Luftschiffahrt.*) 

Von Ober- Postinspektor Heß in Berlin. 

Seit das Archiv seinen Lesern zum letzten Male kurz über den Stand 
der Luftschiffahrt berichtet hat (1907, S. 154 ff ), sind in der Eroberung 
der Luft gewaltige Fortschritte gemacht worden, und das Interesse, das 
man den kühnen Forschern entgegenbringt, die sich die Bezwingung 
der Luft zum Ziele gesetzt haben, greift auf immer weitere Kreise 
der Bevölkerung über. Es ist vielleicht in gewissem Sinne ein gewagtes 
Unternehmen, gerade in jetziger Zeit eine Schilderung des Standes der 
Luftschiffahrt geben zu wollen, weil in den letzten Monaten sich auf 
diesem Gebiete die neuen wichtigen Ereignisse, eines das andere überholend, 
gehäuft haben, und weil die unermüdlich fortgesetzten Versuche der Luft- 
eroberer mit jedem Tage weitere Überraschungen bringen können. Immerhin 

Quellen: 

Santos Dumont, A., Im Reich der Lüfte, Stuttgart und Leipzig, 1905; 
Moedebeck, H., Die Luftschiffahrt, ihre Vergangenheit und ihre Zukunft, 
Straßburg 1906; 

Hildebrandt, A., Die Luftschiffahrt nach ihrer geschichtlichen und gegen- 
wärtigen Entwicklung, München und Berlin, 1907; 

v.Zeppelin, F., Die Eroberung der Luft, Stuttgart und Leipzig, 1908; 

von Parseval, A., Motorballon und Flugmaschine, Wiesbaden, 1908; 

v. Zeppelin, F., Dipl.-Ing., Das Zeppelinsche Luftschiff (in Kosmos, Hand- 
weiser für Naturfreunde, Jahrg. 1908, Heft ij; 

Jahrbücher der M o t orluft schi ff- Studi enge se 1 ls chaft m. b. H. zu 
Berlin, 190Ö/1907 und 1907/1908; 

Die Luftflotte, Offizielles Organ des deutschen Luftflottenvereins, Heft l, 
Oktober 1908, und andere Zeitschriften. 

Archiv f. Post u. Tclegr. 23. 1908. 45 
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wird es den Lesern willkommen sein, wenn wir in den nachfolgenden Aus- 
führungen das Erreichte möglichst übersichtlich zusammenfassen und dabei 
auch auf die Entwicklungsgeschichte der Luftschiffahrt soweit eingehen, 
als es das Verständnis des gegenwärtigen Standes erfordert, sodann aber 
die hervorragendsten Merkmale gegenüberstellen, durch die sich die be- 
kanntesten zur Zeit gebräuchlichen Arten von Luftfahrzeugen voneinander 
unterscheiden. 

Die beiden großen Gruppen, in die man die Luftschiffe einzuteilen hat, 
werden am besten gekennzeichnet durch die zuerst in Frankreich aufge- 
kommenen Schlagworte: »Leichter als die Luft« und »Schwerer als 
die Luft«. Zur ersten Gruppe gehören alle die Luftschiffe, bei denen die 
Last mit Hilfe eines Hohlkörpers (Ballons) emporgehoben wird, der mit 
einem Gase »leichter als die Luft« gefüllt ist. Zur zweiten Gruppe sind 
dagegen die Luftfahrzeuge (Luftmaschinen) zu rechnen, die, ohne daß ihre 
Last durch gasgefüllte Ballons gehoben wird, nur mit Hilfe von Schrauben 
oder ähnlichen dynamischen Vorrichtungen durch die Luft geführt werden 
sollen, wobei das Gewicht der Fahrzeuge natürlich »schwerer als die Luft« 
bleibt. Die Luftschiffer, die bei ihren Versuchen Fahrzeuge der ersten 
Gruppe benutzen, nennt man »Aerostatiker«, diejenigen, die Fahrzeuge 
der zweiten Gruppe verwenden, »Aerodynamiker« oder, weil sie bei 
ihren Versuchen meist von der Nachahmung des Vogelflugs ausgegangen 
sind, auch wohl »Aviatiker«. 

Die Wissenschaften, die sich mit der Bezwingung der Luft befassen, 
heißen, je nachdem sie von dem einen oder dem anderen der obigen beiden 
Grundgedanken ausgehen, »Aerostatik« oder »Aerodynamik«. Wäh- 
rend auf dem Gebiete der Aerostatik praktische Erfolge schon seit vielen 
Jahren erzielt worden sind, ist es auf dem Gebiete der Aerodynamik erst 
in allerjüngster Zeit einzelnen ihrer entschlossensten Vorkämpfer gelungen, 
den Nachweis zu erbringen, daß eine Durchquerung der Luft auch ohne 
Ballon zu ermöglichen ist. 

Wir wenden uns zunächst dem Gebiete der Aerostatik zu. Hier 
haben wir wieder zwischen den freifliegenden, willkürlich von den Luft- 
strömungen getragenen Fahrzeugen, den Luftballons, und den dem 
Willen ihrer Führer gehorchenden lenkbaren Fahrzeugen, den Motor- 
ballons, Luftschiffen oder, wie Graf Zeppelin sagt, den »Flug- 
schiffen« zu unterscheiden. 

Der Ruhm, den Luftballon erfunden zu haben, gebührt bekanntlich dem 
Franzosen Joseph Montgolfier, der vor nunmehr 125 Jahren — 1783 — 
zunächst einen unbemannten Ballon aufsteigen ließ, dem noch in dem 
gleichen Jahre der bemannte Ballon folgte. Der erste Mensch, der sich 
einem der von Montgolfier erbauten Fahrzeuge anvertraute, war der fran- 
zösische Edelmann Jean Frangois Pilätrc de Rozier. Der Ballon war 
26 m hoch, hatte 15 m Durchmesser und den beachtenswerten Inhalt von 
2879 cbm. Bei den »Montgolfieren«, wie die ersten Luftfahrzeuge 
nach ihrem Erfinder benannt wurden, erfolgte der Auftrieb durch erwärmte 
Luft. Die vielen Nachteile, die diesen Heißluftballons anhafteten, nament- 
lich die große Feuersgefahr, die in dem Mitführen einer glühenden Heiz- 
pfanne lag, ließen sie jedoch bald wieder von der Bildfläche verschwinden. 
Sie wurden schon nach kurzer Zeit durch die nach ihrem Erfinder, dem 
Physiker Charles in Paris, benannten »Charlieren« oder »Char- 
lotten« abgelöst, deren Füllung zum ersten Male aus dem noch heute 
üblichen Wasserstoffgase bestand. 
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Der schon genannte Pilätre de Rozier kam auf den Gedanken, beide 
Arten von Ballons, Montgolfieren und Charlicren, miteinander zu vereinen. 
Das von ihm erbaute Fahrzeug, die »Roziere«, sollte durch Wasserstoff- 
gas in die Höhe getrieben, der während der Fahrt eintretende Gasverlust 
aber durch Anheizen eines unter dem Ballon angebrachten Luftsacks aus- 
geglichen werden. Das feuergefährliche Fahrzeug explodierte jedoch 1785 
bei der ersten Freifahrt, die von der französischen Küste nach England 
führen sollte, und machte seinen wagemutigen Erfinder zum ersten Opfer 
der Luftschiffahrt. Dieser Unglücksfall übte begreiflicherweise einen 
starken Rückschlag auf die allgemeine Begeisterung für den Luftschiffsport 
aus, und so groß auch das Aufsehen gewesen war, das der erste Aufstieg 
eines Luftfahrzeugs in der ganzen Welt hervorgerufen hatte, so erlahmte 
doch schnell wieder die Teilnahme, namentlich als man sah, daß alle — 
auch schon damals angestellten — V ersuche, den Ballon lenkbar zu machen, 
fehlschlugen. Wissenschaft und Technik zogen sich mehr und mehr von 
der Beschäftigung mit der Luftschiffahrt zurück, und bereits zu Beginn des 
19. Jahrhunderts lag die Ausübung des Luftsports fast ausschließlich in den 
Händen von Marktschreiern und Spekulanten, die aus ihren Aufstiegen ein 
Gewerbe machten und durch besondere Kunststücke das Publikum an sich 
zu locken strebten. 

Nachdem der erfinderische französische Ingenieur Henry Giffard in 
den Jahren 1852 bis 1855 noch einmal den kühnen, aber nicht von Erfolg 
begleiteten Versuch gemacht hatte, die Frage der Lenkbarkeit des Luft- 
ballons durch Verbindung einer Dampfmaschine mit einem Gasballon zu 
lösen, wobei er einen 2000 cbm fassenden Ballonkörper benutzte, ruhten 
die weiteren Fortschritte auf dem Gebiete der Luftschiffahrt bis zum deutsch- 
französischen Kriege von 1870/71. Damals, als die Not der Belagerten in 
Paris aufs höchste gestiegen war und dazu führte, immer neue Aushilfs- 
mittel zu ersinnen, um mit der Außenwelt in Verkehr treten zu können, 
kam auch die Luftschiffahrt wieder zu Ehren. 65 Ballons mit 164 Personen, 
381 Brieftauben, 5 Hunden und 10675 kg Postsachen wurden aus Paris 
herausgelassen, und die Regierung überwies dem Marine- Ingenieur Dupuy 
de Lome 40000 Franken mit dem Auftrag, ein lenkbares Luftschiff zu er- 
bauen. Dupuy de Lome wurde zwar mit seinem Bau bis zur Beendigung 
des Feldzugs nicht mehr fertig und erzielte auch bei den 1872 vorge- 
nommenen Versuchen mit seinem 3450 cbm fassenden Fahrzeuge keine 
nennenswerten Erfolge. Seine Arbeiten gaben aber doch den Anstoß dazu, 
daß sich von neuem wissenschaftlich und technisch gebildete Männer der 
Aufgabe, den Luftballon lenkbar zu machen, zuwandten. In Frankreich 
wurde nach dem Kriege eine Kommission zusammengesetzt, die im mili- 
tärischen Interesse die Frage der Luftschiffahrt im allgemeinen und die des 
lenkbaren Luftschiffs im besonderen eingehend zu bearbeiten hatte. In 
Deutschland war es zunächst der Ingenieur Paul Haenlein aus Mainz, 
der durch seine in Wien angestellten Versuche mit einem 2408 cbm großen 
Fahrzeuge von sich reden machte. Leider mußten die Versuche wegen 
Geldmangels bald wieder aufgegeben werden. Die Teilnahme weiterer 
Kreise wurde in Deutschland für die Luftschiffahrt durch die im Sep- 
tember 1881 erfolgte Gründung des ersten »Deutschen Vereins zur 
Förderung der Luftschiffahrt« angeregt. Auch wurde 1884 im 
preußischen Heere die Luftschiffer- Abteilung ins Leben gerufen. 

Das Verdienst, das erste wirklich lenkbare Luftschiff hergestellt zu 
haben, gebührt wiederum einem Franzosen, dem Hauptmann Charles 
Renard, der — tatkräftig unterstützt durch den weitblickenden Staats- 
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mann Gambctta — in den Jahren 1884 und 1885 die Welt dadurch in 
Erstaunen setzte, daß es ihm gemeinschaftlich mit dem Kapitän Krebs 
gelang, sein Luftschiff »La France« (1864 cbm) mit einer Eigengeschwindig- 
keit*) von 6,4 m in der Sekunde durch die Luft zu bewegen und bei sieben 
Aufstiegen fünfmal zur Abfahrtstelle zurückzukehren. Trotz dieses günstigen 
Ergebnisses scheiterten die Versuche Renards, Mittel für die Erbauung 
eines größeren Fahrzeugs zu beschaffen. Da die mittlere Geschwindigkeit 
des Windes in Westeuropa 8 bis 12 m in der Sekunde beträgt, war die von 
Renard erzielte Eigengeschwindigkeit noch zu gering, um für die Fort- 
setzung der Versuche dauernd brauchbare Erfolge zu versprechen. Es 
folgten die mißglückten Versuche des Dr.Wölfcrt in Berlin, der 1897 
bei einer Probefahrt auf dem Tempclhofer Felde infolge einer Explosion 
seines Luftschiffs das Leben einbüßte, und des österreichischen Ingenieurs 
David Schwarz mit seinem auf Veranlassung der Aluminium-Fabrik Carl 
Berg in Eveking erbauten. 3700 cbm fassenden Aluminium -Luftschiffe. 

Eine Wendung im Luftschiffbau trat erst ein, als 189S der durch seinen 
schneidigen Patrouillenritt im Kriege 1870/71 bekannt gewordene General 
Graf Ferdinand von Zeppelin nach seiner Verabschiedung aus dem 
aktiven Dienste sich an die Verwirklichung des schon lange gefaßten Planes 
machte, ein lenkbares Luftschiff in großen Abmessungen zu bauen. Seine 
praktischen Versuche mit dem 1 1 000 cbm großen Flugschiffe »Zeppelin 1« 
begannen im Jahre 1900 von einer im Bodensee schwimmenden Ballonhalle 
aus und trugen ihm eine außerordentlich ehrenvolle Anerkennung Seiner 
Majestät des Kaisers ein, der von jeher der Luftschiffahrt seine besondere 
Aufmerksamkeit zugewandt hatte (vgl. Archiv 1901. S. 124/125). Leider 
war Graf Zeppelin anfangs sehr wenig vom Glücke begünstigt. Sein Luft- 
schiff erreichte zwar eine Eigengeschwindigkeit von 7,6 bis 9 m in der Sekunde, 
mehrfache Unglücksfälle, die die Lenkbarkeit beeinträchtigten, erschütterten 
aber das Vertrauen in die Richtigkeit und Zuverlässigkeit der von ihm 
gesuchten Lösung der Aufgabe. Man begann, den greisen Erbauer des 
Riesenluftschiffs als phantastischen Träumer zu betrachten, umsomehr als 
es inzwischen dem Brasilianer Santos Dumont 1902 in Paris gelungen 
war, mit einem viel kleineren, nur 630 cbm fassenden Fahrzeuge die erste 
Preisaufgabe für Luftschiffahrt zu lösen, die darin bestand, vom Luft- 
schifferpark in St. Cloud aus in einer halbstündigen Fahrt den Eiffelturm 
zu umkreisen und zum Ausgangspunkte zurückzukehren. Der dem Brasilianer 
zufallende, von dem französischen Industriellen Deutsch de la Meurthe 
ausgeschriebene Preis betrug tooooo Franken. Das Luftschiff Santos 
Dumonts erwies sich aber sehr bald als eine nur bei günstigsten Windver- 
hältnissen brauchbare Luftschiffahrts- Spielerei. 

Nach Santos Dumont war es vor allem der französische Ingenieur 
Juillot, der mit seinen im Auftrage der »Zuckerkönige« Gebr. Lebaudy 
erbauten Luftschiffen namhafte Erfolge zu verzeichnen hatte. Das erste 
Fahrzeug »Le Jaune« (2284 cbm). das mit seinen Aufstiegen 1902 begann, 
erzielte bereits eine Eigengeschwindigkeit von Ii m in der Sekunde. Nach 
mannigfachen Verbesserungen, die namentlich in dem »Lebaudy 1904« 
(2666 cbm) zur Anwendung kamen, gelang es, diese Geschwindigkeit sogar 
noch etwas zu erhöhen. Die französische Regierung hielt nunmehr den 
Zeitpunkt für gekommen, das Lebaudy -Luftschiff, nachdem es eine ihm 
gestellte bestimmte Aufgabe trotz zahlreicher Schwierigkeiten glücklich 

*) Die Eigengeschwindigkeit eines Luftschiffs wird bemessen nach der Weg- 
strecke, die das Fahrzeug bei völliger Windstille zurücklegen würde. 
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gelöst hatte, für Militärzwecke anzukaufen und weitere gleichartige Luft- 
schiffe in Bau zu geben. Erwähnt zu werden verdient noch, daß die 
Lebaudy-Luftschiffc aus deutschem, in Hannover angefertigtem Baumwollen- 
Stoffe hergestellt und mit deutschen, von Daimler gebauten Kraftmaschinen 
ausgerüstet sind. 

Inzwischen war die Zahl der Anhänger der Luftschiffahrt außerordent- 
lich gewachsen, und man hatte infolgedessen — zunächst wiederum in 
Frankreich, später auch in anderen Ländern — damit begonnen, Luftreisen 
sportmäßig zu betreiben. In Frankreich war 1897 der »Aero-Club de 
France« ins Leben gerufen worden, der 1900 während der Weltaus- 
stellung in Paris wiederholt Aufstiege und Wettflüge veranstaltet hatte. In 
Deutschland waren dem Berliner Verein für Luftschiffahrt 1889 der 
Münchener, 1896 der Oberrheinische in Straßburg, 1901 der Augsburger, 
1902 der Niederrheinische in Barmen und der Posener Verein gefolgt. 
Diese Vereine schlössen sich 1902 auf Betreiben des Vorsitzenden des 
Berliner Vereins, des Geh. Regierungsrats Professor Buslcy, zu dem 
»Deutschen Luftschi ff er-Vcrbande« zusammen, dem auch die später 
gegründeten Vereine — so der Ostdeutsche Verein in Graudenz (1904), 
der Koblenzer Verein und der Fränkische Verein in Würzburg (1905) — 
beigetreten sind. Im Oktober 1905 wurde sodann in Paris der »Inter- 
nationale aeronautische Verband« gegründet, um dessen Zustande- 
kommen sich namentlich der Vizepräsident des Aero-Club de France, Comte 
de la Vaulx, und von deutscher Seite der Major Moedebeck verdient 
gemacht haben. Alle diese Vereine beschränkten sich indes fast ausschließ- 
lich auf die Förderung des Luftballonsports, d. h. auf die Veranstaltung 
von Luftreisen in nicht lenkbaren Fahrzeugen. 

Ende 1905 trat Graf Zeppelin mit seinem zweiten verbesserten Flug- 
schiffe — 10400 cbm Fassungsvermögen — hervor. Fast fünf Jahre hatte 
er gebraucht, um die nötigen Mittel für den Bau dieses zweiten Fahrzeugs 
zusammenzubekommen, aber unermüdlich, allen Widerwärtigkeiten trotzend, 
an der Fortführung seiner Pläne gearbeitet. Die vielen üblen Erfahrungen, 
die bei Sturm auf dem Bodensee mit der schwimmenden Halle gemacht 
worden waren, veranlaßten ihn, diesmal seine Versuche von einer festen 
Ballonhalle aus anzustellen, die er sich auf dem Ufer bei Manzell in der 
Nähe von Friedrichshafen in den Bodensee hinein gebaut hatte. Leider 
wurde Graf Zeppelin bei den Versuchen mit seinem zweiten Flugschiffe 
wiederum vom Mißgeschicke verfolgt. Das Fahrzeug erlitt schon beim ersten 
Herausbringen aus der Halle am 30. November 1905 Beschädigungen und 
schoß in den See. Bei der zweiten Fahrt am 17. Januar 1906 trieb es 
infolge Versagens der Maschinen aufs Land, konnte hier — auf einer Wald- 
wiese bei Kislech im Algäu — zwar zunächst verankert werden, wurde 
aber dann in der folgenden Nacht durch einen orkanartigen Sturm so stark 
beschädigt, daß der Abbruch angeordnet werden mußte. 

Ohne sich hierdurch abschrecken zu lassen , machte sich Graf Zeppelin 
sofort an die Erbauung seines dritten Flugschiffs, und nun endlich sah er 
seine Bemühungen von Erfolg gekrönt. Bei den ersten Aufstiegen am 9. 
und 10. Oktober 1906 erreichte der »Zeppelin 3« (11 300 cbm) eine Eigen- 
geschwindigkeit von 14 bis 15 m in der Sekunde, wie sie bisher noch von 
keinem anderen Luftfahrzeug erzielt worden war, und führte zahlreiche 
glatte Wendungen über dem Bodensee aus. 

Tüchtige Fachmänner für Luftschiffahrt waren unterdessen bei den Luft- 
schiffertruppen des Heeres, um deren Fortentwicklung sich u. a. die Majore 
Nieber und Klussmann verdient gemacht hatten, herangebildet worden. 
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Ein wichtiger Fortschritt war namentlich die Einführung des von den 
damaligen Hauptleuten von Parseval und Bartsch von Sigsfcld er- 
fundenen Drachenballons. Hauptmann Bartsch von Sigsfeld fand leider — 
viel zu früh — bei einer verunglückten Landung nach einer wissenschaft- 
lichen Ballonfahrt in der Nähe von Antwerpen am i. Februar 1902 seinen 
Tod. Major von Parseval ging dagegen weiter schöpferisch vor und 
erregte 1906 Aufsehen durch seine Versuche mit einem in der Ballonfabrik 
von August Riedinger in Augsburg nach seinen Angaben gebauten 
Motorluftschiffe (2500 cbm Inhalt). Im Sommer und Herbste 1906 führte 
er mit diesem Fahrzeug über dem Tegeler Schießplätze bei Berlin insgesamt 
II Fahrten aus, bei denen eine Eigengeschwindigkeit bis zu 13 m in der 
Sekunde erreicht wurde. 

Am 31. Juli 1906 wurde in Berlin auf unmittelbare Anregung Seiner 
Majestät des Kaisers die »Motorluftschiff - Studiengesellschaft 
m. b. H.« mit einem Stammkapitale von 1000000 Mark gegründet. Zweck 
der Gesellschaft ist »die Förderung der Technik und Anwendung von Luft- 
schiffen, insbesondere Motorluftschiffen«. In erster Linie beschloß man, 
baldigst einen eigenen Motorballon für die Gesellschaft zu beschaffen. Der 
aus der Luftschifferabteilung übernommene Geschäftsführer, Hauptmann 
a. I). von Kehler, wurde auf eine Studienreise nach Paris zur Besichti- 
gung der Lebaudy- Fahrzeuge und im Anschlüsse daran nach Mailand ent- 
sandt, wo Anfang Oktober 1906 die internationale Kommission für Luft- 
schiffahrt tagte. Das Ergebnis der Erkundungsreise war, daß die bis vor 
kurzem als die erfolgreichste erprobte Form »Lebaudy 1904« inzwischen 
keine wesentlichen Verbesserungen erfahren hatte, und daß auch die anderen 
in der Welt vorhandenen Luftschiffpläne keinen Vorsprung vor denjenigen 
Zeppelins und Parsevals erkennen ließen. Unter diesen Umständen ließ die 
Gesellschaft den ursprünglich gehegten Plan der Erwerbung eines fran- 
zösischen Motorballons, die — wenn auch mit großen Kosten und Um- 
ständlichkeiten verknüpft — an sich doch möglich gewesen wäre, wieder 
fallen und entschloß sich nunmehr, für die Förderung sowohl des Zeppelin- 
schen wie des Parsevalschen Unternehmens einzutreten. Dies wurde in der 
Weise verwirklicht, daß dem Grafen Zeppelin ein zinsfreies Darlehn von 
100000 Mark gewährt und das Motorluftschiff des Majors von Parseval 
für 130000 Mark angekauft wurde. Major von Parseval. bisher Bataillons- 
kommandeur im 3. Bayerischen Infanterie Regimente, schied aus dem aktiven 
Dienste aus und trat am 1. Januar 1907 als zweiter Geschäftsführer in den 
Dienst der Gesellschaft über. Gleichzeitig wurden für die Fortführung der 
Versuche mit dem nunmehr der Gesellschaft gehörenden Motorluftschiffe 
der Hauptmann a. D. von Krogh, der als Luftschiffer bereits bei mehreren 
Fahrten des Grafen Zeppelin und im Sommer 1906 bei sämtlichen Fahrten 
des Majors von Parseval tätig gewesen war, und der Ingenieur Kiefer 
angestellt. 

Die Motorluftschiff- Studiengescllschaft hat sich in der Folge — wie 
hier vorweg bemerkt sei — große Verdienste um die Förderung der Luft- 
schiffahrt erworben. Sogleich nach Fertigstellung der Ballonhallc auf dem 
Übungsplätze der Gesellschaft in Tegel- Reinickendorf ließ sie die Berech- 
nungen und Zeichnungen für einen zweiten Motorballon in Angriff nehmen. 
Ein zweiter Übungsplatz mit Ballonhalle wurde in Bitterfeld eingerichtet, 
ferner eine Lu ftsch i f f- M odcl I versuch sanstal t in Göttingen. Muster- 
gültig sind die vielseitigen Arbeiten des technischen Ausschusses der 
Gesellschaft, in dem die ersten Männer der Wissenschaft Deutschlands sich 
zusammengefunden haben, so z.B. auf meteorologischem Gebiet, in der 
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Prüfung von Ballonstoffen, Motoren und technischen Instrumenten aller 
Art u. dgl. m. Wegen ihrer Verdienste um die meteorologische Erforschung 
der höheren Luftschichten seien die Namen der Professoren von Bezold 
in Berlin, Aßmann in Lindenberg und Hergesell in Straßburg — letzter 
der Begründer der »Internationalen Kommission für wissen- 
schaftliche Luftschiffahrt« — besonders hervorgehoben. Um das 
Interesse an der Luftschiffahrt weiter zu heben, rief die Gesellschaft Ende 
1907 den »Deutschen Aero-Klub«, und um den Bau von Luftschiffen 
zu fördern, 1908 die »Luftfahrzeug-Gesellschaft m. b. H.« mit 
500000 Mark Stammkapital ins Leben. Die letzte soll zunächst die Ver- 
wertung des Parsevalschen Systems in Angriff nehmen. 

Im Herbste 1907 führten sowohl der »Zeppelin 3« als auch der auf 
2800 cbm vergrößerte »Parseval« eine große Zahl gut gelungener Fahrten 
aus, wobei die gleichen Eigengeschwindigkeiten wie 1906 (bei »Zeppelin 3« 
15 m, bei »Parseval« 13 m in der Sekunde) erreicht wurden. Die längste 
Fahrt dauerte bei dem »Zeppelin 3« (am 30. September 1907) rund 8 Stunden, 
bei dem »Parseval« (am 28. Oktober 1907) einschließlich einer Pause mit 
Zwischenlandung 7 Stunden. Die größte durchflogene Strecke betrug bei 
»Zeppelin 3« etwa 340 km, bei »Parseval« etwa 135 km. Durch die Er- 
folge ermutigt, machte sich Graf Zeppelin sofort an die Erbauung eines 
neuen, noch größeren Flugschiffs, des »Zeppelin 4«, und auch die Motor- 
luftschiff-Studiengesellschaft nahm den Bau von zwei weiteren Fahrzeugen 
in Angriff, von denen das eine vom Kriegsministerium bestellt worden war. 
Endlich winkte dem Grafen Zeppelin auch äußerer Lohn für seine un- 
ermüdlichen Bestrebungen im Dienste der Wissenschaft. Die verbündeten 
Regierungen stellten in den Reichshaushalts-Etat für 1908 einen Betrag von 
2 150000 Mark zum Ankaufe der Zeppelin-Luftschiffe für das Reich ein, von 
denen 1 650000 Mark einen Ersatz für die Aufwendungen des Grafen Zeppelin, 
die weiteren 500000 Mark aber eine Entschädigung für die eigenen Arbeiten 
des Erfinders darstellen sollten. Der Ankauf wurde indes davon abhängig 
gemacht, daß es — wie es in der dem Etat beigegebenen Denkschrift heißt — 
»dem Grafen Zeppelin im Laufe des Jahres 1908 gelingen werde, mit seinen 
Schiffen die sowohl hinsichtlich der Dauer der Fahrt wie der Geschwindig- 
keit, der Erreichung großer Höhen und der Sicherheit des Landens auf festem 
Boden zu stellenden Anforderungen der Reichsverwaltung zu erfüllen«. 

Graf Zeppelin rechtfertigte das in ihn gesetzte Vertrauen im vollsten 
Maße. Das Jahr 1908, in dem das etwa 15000 cbm fassende Flugschiff 
»Zeppelin 4« fertiggestellt wurde, wird in der Geschichte der Luftschiffahrt 
für ewige Zeiten eine große Rolle spielen. Von den glatt verlaufenen 
Probefahrten seien nur die am 11. Juli 1908 ausgeführte zwölfstündige 
Fernfahrt nach der Schweiz und ferner die Fahrt besonders erwähnt, an der 
Ihre Majestäten der König und die Königin von Württemberg teilnahmen. 
Bemerkenswert war die letzte Fahrt namentlich deshalb, weil Graf Zeppelin 
bei ihr den Nachweis erbrachte, daß es ihm möglich sei, während der Fahrt 
Fahrgäste auszuschiffen und neue an Bord zu nehmen. Anfang August 
rüstete sich dann Graf Zeppelin zur Ausführung der ihm aufgegebenen 
vierundzwanzigstündigen Dauerfahrt nach Mainz. Die Ereignisse des 4. und 
5. August haben sich aller Gedächtnis viel zu nachhaltig eingeprägt, als 
daß es einer ausführlichen Schilderung bedürfte. Am 4. erhob sich der 
stolze »Zeppelin 4« von der Fläche des Bodensees und trat in majestätischer 
Ruhe seine Fahrt in der Richtung über Konstanz, Straßburg und den 
Rhein hinab an. In ungezählten Scharen strömten die Zuschauer herbei, 
um den Eindruck zu genießen, ein weltgeschichtliches Ereignis mit eigenen 
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Augen sehen zu dürfen. In der Nähe von Oppenheim mußte im Rhein- 
strom eine Zwischenlandung vollzogen werden, um einen Motorschaden 
auszubessern und Ballast abzusetzen. Gegen 1 1 Uhr abends kam das Schiff 
wieder hoch, erreichte sein Ziel, wendete und schlug den Rückweg, dies- 
mal nicht dem Stromlaufe folgend, quer über Land in der Richtung nach 
Stuttgart ein. Nicht mehr weit vom Ausgangspunkte, bei dem kleinen 
Marktflecken Echterdingen, zwang ein abermaliger Motorschaden den kühnen 
Luftschiffer, nochmals zu landen. Die Landung auf freiem Felde vollzog 
sich glatt, aber der Zeitverlust brachte ein schweres Verhängnis mit sich. 
Noch ehe der Schaden ausgebessert war, riß ein plötzlich hereinbrechender 
Gewittersturm am 5. August 3 Uhr nachm. das stolze Schiff von seinen 
Verankerungen los. Dieses geriet auf bisher nicht völlig aufgeklärte Weise 
in Brand und war in wenigen Augenblicken in einen wirren Trümmerhaufen 
verwandelt. 

Der stolze »Zeppelin 4« war zerstört. Aber daß der greise Erfinder 
trotzdem einen gewaltigen Erfolg errungen und auf dem Gebiete der Luft- 
schiffahrt Deutschland mit einem Schlage an die Spitze aller Länder ge- 
bracht hatte, ja daß seine große Fahrt der Sonnenaufgang eines neuen 
Abschnitts der Kulturentwicklung sei, darüber war sich die ganze Welt einig. 
Der Umstand, daß die Fahrt infolge Versagens eines Motors nicht ununter- 
brochen durchgeführt werden konnte, vermochte an der Tatsache nichts zu 
ändern, daß Graf Zeppelin nunmehr auch dem Ungläubigsten die Richtig- 
keit seiner Berechnungen und die unübertroffene Leistungsfähigkeit seines 
Systems klar bewiesen hatte. Auch der neue Unglücksfall war nicht im- 
stande, die Tatkraft des schon so häufig schwergeprüften Erfinders zu 
brechen. Er hatte aber daneben eine andere unvorhergesehene Wirkung 
von nicht zu unterschätzender Tragweite. Die Teilnahme an dem Schick- 
sale des Erfinders und zugleich das Gefühl, daß es sich hier um eine Frage 
von großer nationaler Bedeutung handle, löste in allen Schichten des 
deutschen Volkes eine Erregung aus, die sich in einer gewaltigen Kund- 
gebung Luft machte, wie wir sie in gleicher Stärke und Plötzlichkeit wohl 
kaum je zuvor erlebt haben. Jeder, auch der Ärmste, wollte sein Scherflein 
dazu beitragen, um den Grafen Zeppelin in den Stand zu setzen, das Er- 
rungene festzuhalten und Neues hinzuzufügen. Allerorten entstanden Sammel- 
stellen für Beiträge zu einem Luftschiffbau-Grundstocke. Ein Komitee unter 
dem Ehrenvorsitze des Deutschen Kronprinzen trat an die Spitze der Bewe- 
gung, und in verhältnismäßig kurzer Zeit war ein Betrag von mehr als 
5'/a Millionen Mark aufgebracht, der dem Grafen Zeppelin für seine weiteren 
Arbeiten zur freien Verfügung überwiesen wurde. Diese einmütige Opfer- 
willigkeit war ein erhebender Beweis dafür, daß das deutsche Volk trotz 
aller Partei- und Sonderbestrebungen in nationalen Fragen nach wie vor ge- 
schlossen zusammensteht, und hat auch überall im Auslande seinen Ein- 
druck nicht verfehlt. Auch die Reichsregierung kam dem Grafen Zeppelin 
durch sofortige Auszahlung eines Teiles der für den Ankauf vorgesehenen 
Gelder wirksam zu Hilfe. 

Eine weitere Folge der trotz allen Mißgeschicks siegreichen Fahrt am 
4. und 5. August war die Gründung des »Deutschen Luftflotten- 
Vereins«, der sich u. a. die Herausgabe von besonderen Karten für die 
Luftschiffer, die Klarlegung der Rechtsverhältnisse, die sich aus der Fort- 
entwicklung der Luftschiffahrt ergeben, und namentlich — um die Ver- 
kehrsvermittlung durch die Luft allmählich vorzubereiten — die An- 
lage von Luftschiffhäfen innerhalb Deutschlands zum Ziele gesetzt hat. 
Schon bald nach der Gründung umfaßte der Verein vier Provinzialver- 
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bände und zahlreiche Ortsgruppen, die mit ihrer Aufklärungsarbeit be- 
gonnen haben. 

Graf Zeppelin hat sein Unternehmen mit den ihm überwiesenen 
Geldmitteln alsbald in ein Gesellschaftsunternehmen umgewandelt, 
zur Erweiterung seiner Anlagen größere Grundstücksankäufe in Friedrichs- 
hafen gemacht und seine Arbeiten mit seinen alten Mitarbeitern, unter 
denen namentlich Baron Bassus. der Oberingenieur Dürr und der Neffe 
des Erfinders, Diplom-Ingenieur Graf Ferdinand von Zeppelin jun., 
zu nennen sind, auf nunmehr breiterer Grundlage wieder aufgenommen. 
Zunächst wurde der »Zeppelin 1« umgebaut und durch Einsetzen eines 
weiteren Gliedes auf 12 500 cbm Fassungsvermögen vergrößert, außerdem 
aber sofort der Bau eines neuen großen Flugschiffs, das 16000 cbm fassen 
soll, vorbereitet. Die erste dreieinhalbstündige Fahrt des neuen »Zeppelin 1« 
am 23. Oktober verlief glatt und erwies die völlige Lenkbarkeit des Fahrzeugs. 
Die Schnelligkeit betrug bis zu 14 m in der Sekunde. Bei der zweiten 
Fahrt am 24. Oktober glückte es zum ersten Male, das Luftschiff ohne 
Hilfe eines Schleppboots lediglich durch seine eigene Kraft und Lenkbar- 
keit in die Halle zurückzubringen. An einer am 27. Oktober veranstalteten 
sechsstündigen Fahrt, die rund um die Ufer des Bodensees führte, beteiligte 
sich u. a. Se. Königliche Hoheit der Prinz Heinrich von Preußen. Am 
7. November bei einer sechseinhalbstündigen Fahrt vom Bodensec nach Donau- 
eschingen und zurück hatte das Schiff Se. Kaiserliche Hoheit den Kron- 
prinzen des Deutschen Reichs an Bord. Das Fahrzeug bewegte sich an 
diesem Tage etwa eine halbe Stunde lang mit großem Geschick über der 
Stadt Donauesch ingen, wo um die gleiche Zeit der Hofzug Sr. Majestät 
des Kaisers einlief. Am 10. November wohnte Se. Majestät der Kaiser einem 
Aufstiege des »Zeppelin 1« in Manzell bei und verlieh nach Beendigung der 
Fahrt dem Grafen Zeppelin den hohen Orden vom Schwarzen Adler. Graf 
Zeppelin benutzt neuerdings zu seinen Versuchen außer der auf dem Ufer 
bei Manzell erbauten Ballonhalle wiederum eine zweite, auf der Fläche des 
Sees schwimmende verankerte Halle. 

Auch Major von Parseval konnte im Sommer und Herbste 1908 mit 
seinem zweiten, für die Militärverwaltung erbauten Motorluftschiffe (3800 cbm) 
hervorragende, über das in anderen Ländern Erreichte weit hinausgehende 
Erfolge verzeichnen, so daß Deutschland heute auf dem Gebiete der Aerostatik ' 
mit zwei in der Anlage völlig verschiedenen Fahrzeugen an der Spitze 
steht. Leider aber hatte von Parseval ebenfalls das Unglück, daß sein 
Ballon durch Absturz bei ungünstiger Witterung vorübergehend gebrauchs- 
unfähig wurde. Am 15. September führte das Schiff eine Dauerfahrt von 
1 1 Stunden 35 Minuten aus, bei der eine Strecke von 250 km zurückgelegt 
wurde, und löste damit die erste der ihm von der Heeresverwaltung ge- 
stellten Aufgaben. Am folgenden Tage sollte sich das Fahrzeug zu einer 
Besichtigung durch Seine Majestät den Kaiser nach dem Bornstädter Felde 
bei Potsdam begeben. Trotz sehr ungünstiger Windverhältnisse erreichte 
das Fahrzeug anfangs eine Geschwindigkeit von 15,5 m in der Sekunde. 
Bei der hohen Fahrtgeschwindigkeit zerbrach aber infolge seitlichen Wind- 
stoßes leider ein Holzrahmen der linken Seitenfläche; die Holzstücke wurden 
vom Winde in den Ballon geschleudert und rissen in diesen ein großes 
Loch, so daß das Schiff über der Kolonie Grunewald aus 200 m Höhe 
rasch zu Boden sank, wobei es jedoch von den Zweigen einiger Kiefern so 
sanft aufgefangen wurde, daß von seinen Insassen niemand zu Schaden kam. 

Major von Parseval ging gleichfalls unverzüglich wieder an die Aus- 
besserung der Schäden seines Fahrzeugs. Noch einen Tag vor dem Grafen 
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Zeppelin — am 22. Oktober — konnte er die Fahrten wieder aufnehmen. 
Wenn die Zeitungsnachrichten zutreffen, hat der Motorballon an diesem 
Tage eine Geschwindigkeit von 16 m in der Sekunde entwickelt. Das 
wäre die größte bisher überhaupt von einem Lenkballon erreichte Ge- 
schwindigkeit. Tags darauf löste das Parseval - Luftschiff die zweite 
vom Kriegsministerium gestellte Aufgabe, die darin bestand, daß das 
Fahrzeug sich mindestens eine Stunde hindurch in 1500 m Höhe zu 
halten hatte. Beim Abstieg erlitt der Ballon wieder eine leichte Beschädi- 
gung, die den Verlust der Füllung zur Folge hatte, aber im übrigen keine 
längeren Instandsetzungsarbeiten erforderte. Schon am 4. November war 
der Schaden so weit ausgebessert, daß die Lösung der dritten Aufgabe, eines 
Aufstiegs vom freien Felde aus mit daran anschließender Geschwindigkeits- 
fahrt, versucht werden konnte. Der Aufstieg vom freien Felde vollzog sich 
glatt. Zu einer endgültigen Entscheidung kam es indes nicht, weil die vor- 
geschriebene Geschwindigkeitsprüfung durch starken Nebel unmöglich ge- 
macht wurde. Erst wenn diese Prüfung erfolgt ist. was nicht lange auf 
sich warten lassen dürfte, wird die Abnahme-Kommission dem Kriegsminister 
Bericht erstatten. An der Übernahme des Luftschiffs durch die Heeres- 
verwaltung ist wohl kaum noch zu zweifeln. Der dafür an die Motor- 
luftschiff-Studiengesellschaft zu zahlende Preis beträgt 225000 Mark. Ein 
weiteres, auf 5600 cbm Fassungsvermögen berechnetes Luftschiff der Motor- 
luftschiff-Studiengesellschaft, das ebenfalls dem Parsevalsystem angehört, 
befindet sich zur Zeit im Bau. 

Auch das Luftschifferbataillon hat mit einem vom Major Groß erbauten 
kleineren Fahrzeuge, dem sogenannten »Militärluftschiff«, im Sommer 
und Herbste 1908 günstige Fahrtergebnisse erzielt. Leider scheint auch 
dieses Luftschiff bei der Landung nach seiner letzten Fahrt in der Nacht vom 
11. zum 12. November, die unter sehr ungünstigen Witterungsverhältnissen 
erfolgte, erhebliche Beschädigungen erlitten zu haben. Neuerdings beschäftigen 
sich ferner die bekannten Siemens-Schuckert Werke mit dem Baueines 
Luftschiffs in großen Abmessungen. Sie haben angeblich den Hauptmann 
a. D. von Krogh von der Motorluftschiff - Studiengesellschaft für sich ge- 
wonnen. Die Einzelheiten des künftigen Lenkballons werden zwar noch 
geheim gehalten, doch verlautet, daß er ein Fassungsvermögen von mehr 
als 1 1 000 cbm erhalten soll. 

Uber die Fortschritte, die auf dem Gebiete der Aerostatik in neuester Zeit 
in anderen Ländern gemacht worden sind, seien der Vollständigkeit 
halber noch die folgenden Angaben zusammengestellt. In Frankreich 
hatte Juillot 1906 nach dem Muster des »Lebaudy 1904« ein etwas 
vergrößertes Fahrzeug, die »Patrie« (3200 cbm). erbaut, der 1908 das 
neueste Lebaudy- Luftschiff , die »Republique« , gefolgt ist. die 7000 cbm 
Fassungsvermögen haben soll. Die »Patrie« wurde im November 1907 
unbemannt vom Winde fortgerissen und blieb verschollen. Als Ersatz 
stellte Deutsch de la Meurthe dem französischen Kriegsministerium 
seinen bei der Firma Ed. Surcouf in Sartrouville vom Ingenieur Kapferer 
nach den Plänen des Obersten Renard erbauten Motorballon »Ville de Paris« 
(3200 cbm) zur Verfügung, der recht gute Leistungen gezeigt hat, dessen 
Eigengeschwindigkeit aber über 10 m in der Sekunde nicht hinauszugehen 
scheint. Ebenfalls bei Surcouf wurde das neueste französische Luftschiff 
»Bayard Clement« (3500 cbm). das von dem Automobil - Industriellen 
Clement in Auftrag gegeben worden war, erbaut. Bei seiner ersten, 
sehr erfolgreichen Versuchsfahrt am 29. Oktober fuhr es unter der Führung 
von Kapferer ohne Schwierigkeiten von Sartrouville nach Paris und 
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zurück. Zu erwähnen sind ferner die Arbeiten des Grafen de la Vaulx, 
dessen 720 cbm großes Luftschiff bei Mall et in Puteaux-Paris gebaut 
wurde und sich mit 9 m Geschwindigkeit in der Sekunde bewegt, sowie 
das Sportluftschiff des Privatmanns Malecot. In England wurde 1907 
unter Leitung von Oberst Capper und Mr. Cody beim »ballon Departe- 
ment« in Aldershot das Luftschiff »Nulli secundus« (2000 cbm) erbaut, 
das aber schon bei der zweiten Fahrt wegen zu starken Gegenwindes nicht 
an die Ausgangstelle zurückkehren konnte und nach einer Landung 
beim Kristallpalast in London durch den Wind völlig zerstört wurde. 
Mit einem zweiten, vorläufig noch ungetauften englischen Motorballon 
haben die Versuche in Farnborough kürzlich begonnen. In Spanien sind 
ebenfalls vor kurzem die ersten Versuche mit einem lenkbaren Motor- 
ballon im Luftschi ff erparke zu Guadalajara angestellt worden. In Italien 
hat das von den Hauptleuten Crocco und Ricaldoni erbaute Militär- 
luftschiff, das den Namen »Roma I« erhalten soll, Ende Oktober seine 
erste größere Fahrt vom Bracciano - See nach Rom und zurück (Ent- 
fernung 43 km) erfolgreich ausgeführt. Sein Rauminhalt soll 2500 bis 
2800 cbm betragen. Weiter hat der Graf Almerico da Schia seit Ende 
1905 mit einem von ihm erbauten, 1208 cbm fassenden lenkbaren Sport- 
luftschiffe beachtenswerte Versuche angestellt. Außerdem ist der Ingenieur 
Forlanini in Mailand gegenwärtig mit der Erbauung eines Lenkballons 
beschäftigt. In Amerika wird auf Fort Myer vom Signalkorps der 
Vereinigten Staaten ein von Kapitän Thomas Baldwin erbautes Luft- 
schiff erprobt. Im Bau begriffen sind gegenwärtig Luftschiffe in Belgien 
und der Schweiz. Weiterhin verlautet, daß auch Österreich-Ungarn, 
die Niederlande und Rußland im Begriffe stehen, der Ausführung 
des Baues von Militärluftschiffen näher zu treten. 

Die erste praktische Verwendung von Luftschiffen für den 
allgemeinen Verkehr wird Zeitungsnachrichten zufolge in Amerika ge- 
plant. Schon im Frühjahr 1908 sollte ein Luftverkehr zwischen San Fran- 
cisco und New York eingerichtet werden. Das für diesen Zweck bestimmte 
Morel Ische Riesenluftschiff platzte aber bei seinem ersten Aufstiege von 
Berkeley in Kalifornien aus, nachdem es kaum 120 m Höhe erreicht hatte, 
und stürzte so unglücklich herab, daß von seinen 20 Insassen 7 getötet 
und die übrigen mehr oder minder schwer verletzt wurden. Auch 
aus Paris kommt die Nachricht, daß man dort Luftfahrzeuge dem all- 
gemeinen Verkehr dienstbar machen will. Doch scheint es sich hierbei 
mehr um die Veranstaltung volkstümlicher Sportfahrten als um die Her- 
stellung regelmäßiger Verkehrsverbindungen zu handeln. Nach der »Täg- 
lichen Rundschau« hat die Pariser Zeitung »Le Petit Journal« zwei Luft- 
schiffe mittlerer Größe in Bestellung gegeben, die'Fahrten in der Umgegend 
von Paris unternehmen und jedermann zugänglich sein sollen. Aus der- 
selben Quelle kommt die Nachricht, daß in Paris außerdem eine Gesellschaft 
in der Gründung begriffen sei, die bei einem Fahrpreise von 200 Frcs. für 
die Person Luftschiffrundfahrten um die Stadt ausführen will. 

Nachzuholen haben wir noch einige Bemerkungen über die Fort- 
entwicklung des Luftballonsports seit dem Jahre 1905. Zu seiner 
Förderung hat wesentlich der bekannte Sportsmann James Gordon 
Ben n et, der Herausgeber und Hauptbesitzer der größten amerikanischen 
Zeitung »New York Herald«, beigetragen. Er stiftete 1905, anscheinend 
angeregt durch den Acro-Club de France und durch die zu jener Zeit an- 
gestellten vielseitigen Flugversuche in Paris, einen großen Preis, bestehend 
aus einem kostbaren silbernen Tafelaufsatz im Werte von 12 500 Frcs. und 
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einem Baarbetrag in gleicher Höhe, für den Gewinner in einer alljährlich 
zu veranstaltenden internationalen Ballonwettfahrt. An dem ersten Wett- 
fliegen vom Tuileriengarten in Paris aus im September 1906 beteiligten 
sich 16 Ballons. 1907 fand der Wettflug von St. Louis in den Vereinigten 
Staaten von Amerika aus statt. Hierbei siegte der Deutsche Oskar 
Erbslöh mit dem Ballon »Pommern«. Den von Gordon Bennet bei der 
Stiftung getroffenen Bestimmungen gemäß hatte daher der dritte Wett- 
kampf 1908 auf deutschem Boden stattzufinden. In den Tagen vom lo. 
bis 12. Oktober stiegen auf dem hierzu ausersehenen Gelände neben der 
Gasanstalt in Schmargendorf bei Berlin nicht weniger als 84 Ballons in die 
Luft. Es wurden eine Zielfahrt, eine Fernfahrt und eine Dauerfahrt ins 
Werk gesetzt. An der eigentlichen Gordon Bennet- Wettfahrt, dem Dauer- 
fluge vom 11. Oktober, beteiligten sich 23 Ballons von fast durchweg 
je 2200 cbm Inhalt. Sieger wurde dieses Mal ein Schweizer, Oberst 
Schaeck, mit dem Ballon »Helvetia«. der an der norwegischen Küste 
landete, nachdem es ihm gelungen war, sich länger als drei Tage (74 Stunden) 
in der Luft zu erhalten. 

Diese Veranstaltungen haben zweifellos den Vorteil, daß durch sie 
immer weitere Kreise für die Luftschiffahrt gewonnen, und neue Führer 
herangebildet werden, die ihren Weg durch die Luft zu finden wissen, 
sowie daß vor allem die wissenschaftliche Erforschung der höheren Luft- 
schichten wesentlich unterstützt und erleichtert wird. Aber gerade die Er- 
fahrungen bei dem letzten Gordon Bennet- Wettfluge, bei dem sechs Ballons 
durch widrige Winde in die Nordsee verschlagen wurden, und dem hier- 
durch zwei blühende Menschenleben zum Opfer fielen, haben gezeigt, daß 
die Luftballons doch nur willenlose und unbeholfene Werkzeuge im Kampfe 
um die Eroberung der Luft sind, und daß die Zukunft ausschließlich den 
lenkbaren, mit Kraftmaschinen ausgerüsteten Luftschiffen gehören wird. 

(Schluß folgt) 



Das deutsche Feldpostwesen. 
Von Ober -Postinspektor Benkner in Berlin. 

(Schluß.) 

B. Feldpost- Betriebsdienst 

1. Richtung aus der Heimat nach dem Feldheere. 
Bei Bearbeitung der an die Truppen gerichteten Postsendungen sind 
voneinander zu scheiden: 

a) Sendungen, die nach festen Standorten gerichtet sind, sowie Sen- 
dungen, aus deren Aufschriften sonst unzweifelhaft zu entnehmen 
ist, daß der Empfänger in dem in der Aufschrift angegebenen Orte 
einen dauernden Aufenthalt hat, und 

b) Sendungen an die im Felde, d. h. in Kantonnements- oder Marsch- 
quartieren oder im Biwak befindlichen Truppen, die infolge von 
Marschbewegungen den Standort wechseln. 

Die Sendungen unter a) werden als »stabile«, die unter b) als »mobile« 
Sendungen bezeichnet. 
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Bei der Aufgabe-Postanstalt ist in den Aufschriften der stabilen 
Sendungen der Bestimmungsort sowie das Wort »Ersatz«, »La- 
zarett«, »Etappe«, »stellvertretend« usw. blau zu unterstreichen. 
Außerdem sind bei den Sendungen, die im Inlande verbleiben, die Buch- 
staben »St« in großer Schrift mit Blaustift der Aufschrift hinzuzusetzen. 

Feldpostanweisungen sind in die Annahmebücher A (für Postan- 
weisungen nach Orten außerhalb Deutschlands) einzutragen. 

Den Paketen in Militär-Dienstangelegenheiten dürfen Post- 
paketadressen nicht beigefügt werden. Die Adressierung hat ausschließlich 
mittels deutlicher Aufschrift auf den Paketen selbst zu erfolgen. 

Die im Inlande verbleibenden stabilen Sendungen sind in gewöhn- 
licher Weise unmittelbar nach dem Bestimmungsorte zu leiten. 

Zur Umleitung der mobilen Sendungen werden an den Orten, die 
das Reichs Postamt eintretendenfalls dafür bestimmt, besondere Betriebs- 
stellen, »Postsammelstellen« genannt, eingerichtet. Die heimatlichen 
Ortspostanstalten haben nach dem Abrücken der Truppen aus den Stand- 
orten alle mobilen Feldpostsendungen in der Richtung auf die am 
schnellsten erreichbare Sammelstelle, bei einem Kriege nach meh- 
reren Seiten in der zutreffenden Richtung, abzusenden. Abweichend hiervon 
sind die Feldpostanweisungen nach näherer Bestimmung des Reichs- Post- 
amts ausschließlich einer Postsammelstelle, bei einem Kriege nach mehreren 
Seiten einer in der zutreffenden Richtung liegenden Sammelstelle, zuzu- 
führen. 

Den Sammelstellen dient als Grundlage für die Leitung der nach dem 
Felde gerichteten Sendungen die Feldpost-Übersicht, die im Reichs- 
Postamt aufgestellt wird. 

Zum Zwecke der richtigen Leitung der ohne Angabe des Bestimmungs- 
orts eingehenden Sendungen an Truppen im Inlande wird den Postsammel- 
stellen ferner ein übersichtliches Verzeichnis der nicht im Felde be- 
findlichen Truppen geliefert, das ebenfalls im Reichs- Postamt aufge- 
stellt wird. 

Die Postsammelstellen fertigen auf alle Feldpostanstalten des Feldheers 
unmittelbare Briefkartenschlüsse. Bei Anfertigung der Karten- 
schlüsse sind die Briefsendungen zunächst nach zwei Klassen (A und B) zu 
trennen : 

A. gewöhnliche und eingeschriebene Briefe und Postkarten in Militär- 
Dienstangelegenheiten, gewöhnliche Briefe und Postkarten an Offi- 
ziere. Sanitätsoffiziere und obere Militärbeamte, Zeitungen 
unter Postumschlag ohne Unterschied der Dienststellung des Empfängers 
(Eilige Briefe); 

B. gewöhnliche Briefe und Postkarten an Soldaten vom Feldwebel oder 
Wachtmeister abwärts und an die unteren Militärbeamten (Mannschafts- 
briefe). 

Demnächst erfolgt auf Grund der Feldpost - Übersicht die Verteilung 
nach den Feldpostanstalten, durch die die Ausgabe oder Bestellung bewirkt 
werden soll. 

Die Feldpostanweisungen sind bei der mit der Umarbeitung be- 
trauten Postsammelstellc nach Behörden und Truppenabteilungen (z. B. Kom- 
mandos, Feldverwaltungsbehörden, Stäben, Kompagnien, Eskadrons, Bat- 
terien, Kolonnen) zu verteilen und für jede Behörde und jede Truppen- 
abteilung in eine Uberweisungsliste einzutragen. 
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Beim Vorliegen von Geldbriefen in Privatangelegenheiten wer- 
den von der Postsammelstelle besondere Geldkartenschlüsse für bestimmte 
Truppenteile usw. gefertigt, z. B. für jedes Infanterie- Bataillon und jedes 
Jäger- (Schützen-) Bataillon, für jede Eskadron, jede Pionier -Kompagnie, 
jede Batterie der Feldartillerie, jede Kompagnie, Parkkompagnie oder Bat- 
terie der Fußartillerie oder der Belagerungsartillerie. Aus den nicht in 
solche Kartenschlüsse aufzunehmenden privaten Geldbriefen sowie aus den 
Wertsendungen und Einschreibpaketen in Militär-Dienstange- 
legenheiten werden unmittelbare Geldkartenschlüsse auf die Feldpost- 
anstalten gefertigt. 

Für die gewöhnlichen Pakete in M ilitär- Dienstangelegen- 
heiten fertigt die Postsammelstelle auf jede Feldpostanstalt unmittelbare 
Paketkartenschlüsse. 

Solange die Feldpostanstalten ihre eigentliche Diensttätigkeit nicht be- 
gonnen haben, werden die von der Postsammelstelle gefertigten 
Kartenschlüsse nach denjenigen Orten im Aufmarschgebiet abgesandt, die 
sich zur ersten Verausgabung der Postsendungen eignen, und wohin die Vor- 
steher der Feldpostanstalten nebst einigen Beamten und Unterbeamten vor 
Vollendung der Mobilmachung ihrer Anstalten zu diesem Zwecke voraus- 
gegangen sind. Später erfolgt die Leitung der von der Postsammelstelle 
auf die Feldpostanstaltcn usw. gefertigten Brief-, Geld- und Paketkarten- 
schlüsse nach bestimmten Postanstalten (Leitpunkten), die das Reichs- 
Postamt bekanntgibt. Die Leitpunkte sind dazu bestimmt, die Karten- 
schlüsse der Postsammelstellcn den Feldpostanstalten zuzuführen. Die Be- 
förderung erfolgt im Inlande soweit als tunlich unter Benutzung der ge- 
wöhnlichen Posten, die indes aus Anlaß der Veränderungen im Eisenbahn- 
verkehr beim Eintritt der Mobilmachung vielfach eingeschränkt und in 
ihrem Gange geändert werden. Genügen diese Verbindungen nicht für 
das Bedürfnis, so trifft der Armee -Postdirektor die erforderlichen außer- 
ordentlichen Einrichtungen unter Benutzung der ihm zur Verfügung stehen- 
den Gespanne und Fahrzeuge. 

Sobald die Armee fremdes Gebiet betreten hat, werden die Ver- 
bindungen zwischen den bei den Stäben befindlichen Feldpostanstalten und 
der Heimat durch den Armee -Postdirektor hergestellt, der auch die Post- 
beförderung auf den Eisenbahnen und Etappenstraßen regelt. 

Die Feldposten werden im Inlande täglich so oft abgesandt, als es 
nach den inländischen Hauptverbindungen mit Vorteil stattfinden kann, 
mindestens aber täglich einmal. Im Auslande sind, wenn die Armee still 
steht, mindestens täglich einmal Feldposten abzufertigen. Ist die Armee in 
Bewegung, so werden Posten abgefertigt, soweit es ausführbar ist. 

Jedem fahrenden Feldpostversande muß in der Regel ein Postbegleiter 
mitgegeben werden, der den erforderlichen Geldvorschuß erhält. Die 
Militärbehörde bestimmt, ob außerdem Bedeckungsmannschaften zu stellen 
sind. 

Als Postbegleiter sind vorzugsweise die FeldpostschafTner und, soweit 
diese nicht ausreichen, die zuverlässigsten Fcldpostillione, erforderlichenfalls 
auch die Trainsoldaten zu verwenden. 

Der Postbegleiter muß darüber gehörig unterwiesen werden, welchen 
Weg er einzuschlagen . und welche Sicherheitsmaßregeln er etwa zu treffen 
hat. Die Ladung wird an die Feldpoststationen des Kurses abgeliefert. 

Auf Eisenbahnstrecken werden die K.'irtenschlüsse bis zu den einzelnen 
Abgabestcllen — Eisenbahn - Feldpoststationen — in gewöhnlicher 
Weise befördert. 
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Für Abholung der Postversande bei den Feldpoststationen müssen 
die Feldpostanstalten sorgen, die von der Zeit der Ankunft dem Militär- 
Vorgesetzten Meldung zu machen haben. 

Um die ordnungsmäßige Zuführung der Feldpostversande zu sichern, 
ist es notwendig, daß die Feldpostämter und die Feldpostexpeditionen ihre 
Marschquartiere, wenn irgend möglich, im voraus dem Reichs -Postamt 
und dem vorgesetzten Armee -Postdirektor melden. Die erforderlichen Mit- 
teilungen erhalten die Vorsteher dieser Feldpostanstalten durch ihre Militär- 
Vorgesetzten. 

Das Verfahren bei der Abnahme, Ausgabe und Bestellung der 
bei den Feldpostanstalten eingehenden Sendungen regelt sich im all- 
gemeinen nach den Vorschriften der Allgemeinen Dienstanweisung für Post 
und Telegraphic. 

Die zugehenden Postanweisungsbunde werden den Kassen der in 
den Aufschriften bezeichneten Behörden oder Truppenteile (Feldkriegs- und 
sonstigen Truppenkassen) überwiesen, weil die Auszahlung der Postan- 
weisungsbeträge nicht durch die Feldpostanstalten, sondern durch diese 
Kassen bewirkt wird. 

Im Inlande werden auch die übrigen eingehenden Gegenstände, 
soweit irgend tunlich, unmittelbar durch die Feldpostanstalten an die 
Truppenteile usw. ausgehändigt. Nur wenn dies ohne erhebliche Ver- 
zögerungen nicht durchzuführen ist, nehmen die Feldpostanstalten die 
Vermittlung der Landespostanstalten dabei in Anspruch. Im Auslande 
müssen die Gegenstände, wenn nichts anderes besonders bestimmt ist, stets 
durch die Feldpostanstalten unmittelbar an die Truppenteile usw. ausgehändigt 
werden. 

Im Falle der unmittelbaren Auslieferung der Feldpostsendungen 
durch die Feldpostanstaltcn werden die Gegenstände entweder durch den 
Feldpostschaffner abgetragen oder bei der Feldpostanstalt abgeholt. Die 
Abholung findet in der Regel nicht durch die einzelnen Empfänger statt; sie 
hat vielmehr durch Kommandierte der einzelnen Truppenteile usw. zu ge- 
schehen, die ihre Berechtigung durch einen Ausweis darzutun haben. 

Zeitungen, die beim Eintritt der Mobilmachung bei inländischen Post- 
anstalten bereits bestellt waren, werden den ins Feld abrückenden oder 
den Standort wechselnden Heeresangehörigen auf Antrag nachgesandt; 
Uberweisungsgebühr wird nicht erhoben. Die Versendung der Zeitungen 
an den Bezieher erfolgt sowohl im Falle der Nachsendung als auch im 
Falle der Bestellung bei den Feldpostanstalten unter Briefumschlag. Als 
Entschädigung für die Verpackung wird eine Umschlaggebühr erhoben, die 
für das Vierteljahr beträgt 

a) für Zeitungen, die nur einmal wöchentlich oder seltener er- 
scheinen 30 Pf. ; 

b) für Zeitungen, die zwei- oder dreimal wöchentlich 

erscheinen 60 Pf. ; 

c) für Zeitungen, die öfter als dreimal wöchentlich 

erscheinen 1 JC 20 Pf. 

Die nach dem Aufgabeorte zurückgelangenden Feldpost- 
sendungen, deren Empfänger vermißt oder tot ist, sind in rücksichts- 
voller Weise dem Absender zurückzugeben. Hat dieser seinen Wohnsitz 
im Landbezirke der Postanstalt, so ist die Zustellung durch Vermittlung 
der ürtsbehörde oder des Ortsgeistlichen zu bewirken, und der Landbrief- 
träger dementsprechend mit Anweisung zu versehen. 
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Unbestellbare Sendungen, deren Empfänger verwundet oder krank 
sind, werden diesen nur dann nachgesandt, wenn der Absender den Auf- 
enthalt des Empfängers bestimmt anzugeben vermag. Eine Nachsendung 
durch die Feldpostanstalten nach den Lazaretten, in denen die Verwundeten 
und Kranken zunächst Aufnahme gefunden haben, findet nicht statt, weil 
solche Personen gewöhnlich in kürzester Frist nach anderen, heimwärts ge- 
legenen Lazaretten gebracht werden, die Absendung der Gegenstände nach 
dem ersten Lazarettorte daher zwecklos sein und Verzögerungen herbei- 
führen würde. Auf Wunsch des Absenders wird der ihm nicht bekannte 
Aufenthaltsort des Empfängers durch die Postbehörde ermittelt. Zu diesem 
Zwecke wird die Vermittlung der Ober- Postdirektion in Berlin in Anspruch 
genommen, die an der Hand der ihr von den übrigen Ober- Postdirektionen 
gelieferten Verzeichnisse der in Frage kommenden Personen den Aufenthalt 
in geeigneter Weise, falls nötig durch Nachfrage bei dem Zentral- Nach- 
weisebureau des Kriegsministeriums, festzustellen sucht. 

Die Zeit für die Aufbewahrung unbestellbarer Feldpost- 
sendungen ist allgemein auf sechs Monate festgesetzt. 

Während des Rückmarsches der Truppen fertigen die Sammel- 
stellen ebenfalls unmittelbare Kartenschlüsse auf die Feldpostanstalten. Um 
jedoch eine pünktliche Zuführung der Sendungen auch für solche Truppen- 
teile zu ermöglichen, die während des Rückmarsches von der zugehörenden 
Feldpostanstalt zu weit getrennt sind, als daß sie dort die Abholung der 
Postsachen bewirken könnten, werden als Vermittlungsglieder im Bedarfsfalle 
besondere Zuführungstellen von der obersten Postbehörde eingerichtet. 
Diesen Stellen sind alsdann die Briefschaften von den Postsammelstellen 
mittels Kartenschlusses zu überweisen. Die Verabfolgung an die Truppen 
erfolgt entweder unmittelbar oder durch Vermittlung der Feldpoststationen 
und der heimatlichen Postanstalten. 

Nachdem die Truppen über die Zuführungstelle hinaus marschiert sind, 
haben die Postsammelstellen die Feldpostsendungen auf die heimatlichen 
Postanstalten an den Orten zu leiten, wo die Truppen Ruhetag halten 
oder ihre Friedenstandorte beziehen. 

Sobald die Truppen sich dem Eisenbahn-Einschi f fungsorte nähern, 
richten die Feldpostanstalten ihren Marsch so ein, daß sie vor den Truppen 
diesen Ort erreichen. Hier bewirken sie die Aushändigung der von den 
Postsammclstellen nach dem Orte geleiteten Postsachen an die Truppen, 
bis diese der Reihe nach zur Einschiffung gelangt sind. Die Feldpost- 
anstalt selbst wird deshalb zuletzt eingeschifft. Zur Empfangnahme und 
Nachführung der etwa nachträglich für die abgerückten Truppenteile noch 
eingehenden Sendungen bleibt das erforderliche Feldpostpersonal solange 
wie nötig zurück. Die Feldpostanstalten stellen mit dem Zeitpunkte der 
Einschiffung ihre Tätigkeit ein. 

Von da ab leiten die Postsammelstellen die Feldpostsendungen auf 
den Eisenbahnort, an dem die Truppen wenigstens einen halben Tag 
Ruhequartier nehmen. Ist eine Zuführung während des Rückmarsches 
oder während der Eisenbahnbeförderung nicht mehr möglich, dann erfolgt 
die Leitung unmittelbar auf die Friedenstandorte. 

Mit dem Zeitpunkte der Rückkehr der Truppen nach diesen Standorten 
treten die an sie gerichteten Postsendungen in die Gattung der »stabilen 
Sendungen« über; sie werden vom Aufgabeort aus auch nicht mehr der 
Postsammclstelle zugeführt, sondern auf die Postanstalt des Bestimmungs- 
orts geleitet. Nach der Demobilmachung der Truppen erlischt die ihnen 
für die Dauer des mobilen Zustandes gewährte Portofreiheit, und es treten 
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für sie die ihnen während des Friedens zustehenden Portovergünstigungen 
'wieder in Kraft. 

Im Falle der Zulassung von Feldpostpäckereien (s. A. 3) gestaltet 
sich das Verfahren wie folgt. 

Postanstalten an Landwegen überweisen die Feldpostpäckereien, die wie 
die sonstigen Pakete mit einem Aufgabezettel zu bekleben und in die gewöhn- 
lichen Annahmebücher einzutragen sind, der Eisenbahn-Leitpostanstalt. 

Die Postanstalten an der Eisenbahn haben die Päckereien auf eine 
Paket-Postsammelstelle abzusenden, die nach näherer Anordnung der 
obersten Postbehörde die Umleitung der Sendungen aus dem Ober -Post- 
direktions- Bezirke zu bewirken hat. Hierbei sind in ausgedehntem Maße 
geschlossene Paketsäcke abzufertigen. 

Bloßgehende Feldpostpakete sind mit einem Leitzettel zu bekleben, der 
den Namen des Sammelorts mit dem Zusätze »Postsammelstelle« enthält. 

Die Pakete und Paketsäcke sind nach Bedürfnis mit allen Personenzügen 
abzusenden, mit denen eine unbeschränkte Päckereibeförderung stattfindet. 
Schnellzüge dürfen hierzu nicht benutzt werden. 

Die Paket- Postsammelstellen haben die Feldpostpäckereien in der für 
die privaten Geldbriefe vorgeschriebenen Weise nach Truppen- Abteilungen, 
die für Offiziere und Mannschaften der Kavallerie bestimmten Stücke aber 
stets eskadronweise zu sondern. Zu diesem Zwecke sind alle eingehenden 
Säcke mit Feldpostpäckereien zu öffnen. Sodann werden die Pakete mit 
einer Feldpost -Päckcreikarte, in der nur die Stückzahl anzugeben ist. in 
Säcke verpackt. 

Die Absendung der Paketsäcke erfolgt für die zu einem Armeeverbande 
gehörenden Truppen, die ihre Marschquartiere wechseln, nach gewissen 
Lagerorten, von wo die Abholung durch die Truppen stattfinden muß, 
dagegen für die stabilen Truppen nach einer Feldpoststation. Von 
den Paket- Posteammelstellen sind die geschlossenen Säcke den hinsichtlich 
des Päckereiverkehrs für die einzelnen Armeen festgesetzten Lei t punkten 
zuzuführen, von wo aus sie nach den Lagerorten oder Feldpoststationen 
weiterbefördert werden, die auf den Titelschildern der Säcke angegeben sind. 

Zur Beförderung der Päckereien von den Paket- Postsammelstellen ab werden 
Eisenbahnwagen eingestellt, die von Postunterbeamten begleitet und nach der 
Entleerung von dem Begleiter nach dem Abgangsorte zurückgeführt werden. 

Bei den Lagerstellen und den Feldpoststationen werden die Paketsäcke 
nach Armeen sowie nach Armeekorps und Divisionen verteilt. Der 
Armee- Postdirektor sorgt dafür, daß die Truppenteile sich regelmäßig, 
mindestens zwei- bis dreimal wöchentlich, mit ausreichenden Beförderungs- 
mitteln zur Abholung bei den Lagerstellen melden. Bei den Truppenteilen 
werden die einzelnen Stücke in die Feldpost-Päckereikarte eingetragen, die 
mit den leeren Paketsäcken an die Lagerstelle oder die Feldpoststation 
zurückgelangt und dort die Stelle eines Paket- Lagerbuchs vertritt. 

Feldpoststücke, die von den Truppenteilen als unanbringlich zurück- 
geliefert werden, und deren Zuführung an den Empfänger sich nicht noch 
anderweit bewerkstelligen läßt, überweisen die Lagerstellen usw. einer von 
der obersten Postbehörde hierzu bestimmten heimatlichen Postanstalt, die 
die Nach- oder Rücksendung bewirkt. 

2. Richtung vom Feldheere nach der Heimat. 

Gewöhnliche Briefsendungen sind bei der Abfertigung möglichst genau 
vorzusortieren, dabei ist von Briefpostbunden in ausgedehntestem Um- 
fange Gebrauch zu machen. 
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Die Briefpostbunde und die losen Briefe sind nach Eisenbahnkursen zu 
ordnen. Aus den auf diese Weise gebildeten Gruppen können besondere 
Brief kartenschlüsse gefertigt werden, und zwar sowohl auf die beteiligten 
Bahnposten als auch auf Postanstalten an großen Orten, für die regelmäßig 
zahlreiche Sendungen vorliegen. Die Kartenschlüsse, die Briefpostbunde 
und die einzelnen Briefe werden der nächst erreichbaren Bahnpost zugeführt. 

Ist in einzelnen Fällen die ordnungsmäßige Vorsortierung der nach 
der Heimat bestimmten Briefschaften wegen anhaltender Märsche oder 
wegen gleichzeitiger Einlieferung großer Massen von Briefsendungen, z. B. 
nach einem Gefechte, nicht zu ermöglichen, dann sind die aus den un- 
sortierten Briefen anzufertigenden Briefbunde mit der Bezeichnung: »Un- 
sortierte Briefe« zu verschen und auf das am schnellsten erreichbare Post- 
amt am Sitze einer Ober- Postdirektion zu leiten, woselbst die Umleitung 
zu bewirken ist. 

In keinem Falle dürfen Sendungen, weil die Zeit zum Sortieren fehlt, 
bei den Feldpostanstalten zurückgehalten werden; vielmehr müssen alle ein- 
gelieferten Sendungen von der Feldpostanstalt mit der ersten sich dar- 
bietenden Gelegenheit abgesandt werden. 

Ob zur Umarbeitung der Sendungen vom Feldheere nach der Heimat 
eine Post- Verteilungstelle in Wirksamkeit treten soll, bestimmt die 
oberste Postbehörde. Eintretendenfalls haben die Feldpostanstalten die Sen- 
dungen, soweit sie nicht in unmittelbare Briefkartenschlüsse aufzunehmen 
sind oder auf die nächst erreichbare Bahnpost geleitet werden müssen, weil 
ihr Bestimmungsort auf dem Wege zur Post- Verteilungstelle liegt, mittels 
Briefkartenschlusses auf die Post- Verteilungstelle abzuschicken. 

Die Post- Verteilungstelle hat die Sendungen nach den verschiedenen 
Eisenbahnkursen zu verteilen und nach Bedarf auf die Bahnposten eines 
jeden Kurses innerhalb des deutschen Postgebiets oder auch auf einzelne 
Postanstalten unmittelbare Briefkartenschlüsse anzufertigen. 

Sendungen mit Wertangabe nach der Heimat oder dem Auslande 
sind in unmittelbaren Geldkartenschlüssen auf die vom Reichs -Postamt 
allgemein bezeichneten inländischen Postanstalten zur Umleitung abzusenden. 

In gleicher Weise werden auch die Militärdienstpakete abgesandt. 
Die Pakete und die dazu gehörenden Postpaketadressen sind in Säcke 
zu verpacken. 

Für die bei Feldpostanstalten eingelieferten Sendungen nach dem Aus- 
land ist bei Berechnung des Portos Berlin als Abgangsort der Sendungen 
anzusehen. Jeder Feldpostanstalt wird ein Exemplar des Postblatts, das 
eine Nachweisung der Portosätze für den Verkehr mit dem Inland und dem 
Ausland enthält, geliefert. Auf Grund dieser Nachweisung ist das Porto 
für Sendungen nach dem Auslande von den Absendern mit den vollen Beträgen 
zu erheben. 

Bei den Landespostanstalten tritt hinsichtlich der Behandlung der 
Feldpostsendungen nur insoweit eine Abweichung von den allgemeinen 
Dienstvorschriften ein, als die Bestellung der Sendungen für den Ort 
unter Umständen an Sonntagen und allgemeinen Feiertagen auch während 
der Zeit, wo sonst die Bestellung ruht, stattfinden kann. Von welchem 
Zeitpunkt ab die erweiterte Briefbestellung auszuführen ist, wird von der 
obersten Postbehörde bestimmt. 

Die vom Feldheer in der Heimat eingehenden Sendungen, deren Be- 
stellung aus irgend einem Grunde nicht bewirkt werden kann, sind nur dann 
auf die Aufgabe- Feldpostanstalt zurückzuleiten, wenn der Ab- 
sender namhaft gemacht ist. Fehlt diese Angabe, so hat die Bestimmungs- 
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Postanstalt die Sendungen an den Ausschuß zur Eröffnung unbestellbarer 
Sendungen bei der Ober -Postdirektion einzuschicken. Briefe, deren Ab- 
sender vom Ausschuß ermittelt worden sind, werden diesen unter Um- 
schlag übersandt. 

3. Verkehr innerhalb des Feldheers. 

Nähern sich Feldpostanstalten verschiedener A rmeekorps oder 
verschiedener Armeen einander so weit, daß ein unmittelbarer Verkehr 
zwischen ihnen ausführbar erscheint, so ist auf die Herstellung einer 
regelmäßigen Postverbindung zwischen diesen Feldpostanstalten Bedacht zu 
nehmen. Es hat alsdann auch ein Austausch unmittelbarer Kartenschlüsse 
zwischen den beteiligten Feldpostanstalten stattzufinden. 

Wie weit bei großer Ausbreitung der Unterkunft und bei deren 
dauernder Beibehaltung innerhalb eines Armeekorps Postfahrten oder Post- 
ritte zur besseren Erreichung der Truppenteile einzurichten sind, hängt 
von dem Bedürfnis und der Möglichkeit ab , insbesondere davon , ob die 
Kräfte und Betriebsmittel der Feldpost hierzu ausreichen. Können regel- 
mäßige unmittelbare Postverbindungen zwischen verschiedenen Armeen 
nicht hergestellt werden, so sind die in der Richtung von einer Armee zur 
anderen vorkommenden Postsendungen nach bestimmten, möglichst nahe im 
Rücken der Armee gelegenen Leitpunkten zu befördern, die für den Be- 
reich je einer Armee auf den Vorschlag des zuständigen Armee- Post- 
direktors vom Reichs- Postamte festgesetzt werden. 

Die von mobilen Truppen abgesandten und an mobile Truppen der- 
selben Armee gerichteten Feldpostsendungen, mit Ausnahme der Post- 
anweisungen, sind, sofern zwischen den absendenden und den Bestimmungs- 
Feldpostanstalten unmittelbare Postverbindungen nicht bestehen, den Leit- 
punkten zu überweisen, die die Kartenschlüsse der Postsammelstellen den 
Feldpostanstalten zuzuführen haben. Bei diesen Leitpunkten sind die Sen- 
dungen den für die Postsammelstellen geltenden Bestimmungen gemäß nach 
Truppenteilen zu verteilen und zu verpacken und in unmittelbaren Karten- 
schlüssen auf die Bestimmungs-Feldpostanstalten oder zunächst auf den in 
Betracht kommenden anderen Leitpunkt abzusenden. 

Postanweisungen an Angehörige des Feldheers sind von den 
Aufgabe- Feldpostanstalten unter Umschlag der für die Umarbeitung in Frage 
kommenden Postsammelstelle zu übersenden, die sie wie Feldpostanweisungen 
aus der Heimat behandelt. 

Durch die Feldpost werden in Militärdienst- und in Feldpostangelegen- 
heiten Briefe und andere Gegenstände mittels Estafette befördert. Die 
Sendungen müssen in der Estafettentasche Raum finden. Die Beförderung 
geschieht zu Pferde. Zur Absendung von Estafetten in Militärdienst- 
angelegenheiten bedürfen die Feldpostanstalten schriftlicher Aufforderungen. 

Soweit die Estafetten durch Betriebsmittel der Feldpost befördert werden, 
kommen Kosten dafür nicht in Ansatz. Entstehen auf den weiter gelegenen 
Strecken bei Estafettensendungen Kosten, so verauslagt die Postkasse die 
Beträge, die ihr dann von der General -Kriegskasse erstattet werden. 

C. Kassen- und Rechnungswesen. 

Bei jedem Feldpostamt und bei jeder Feldpostexpedition wird eine 
Kasse geführt, die durch eine Kassenkommission, bestehend aus dem 
Vorsteher und einem zweiten Beamten, zu verwalten ist. 
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Der Feld - Oberpostmeister und die Armee- Postdirektoren haben eben- 
falls eine Kasse zu führen. Diese wird gleichfalls durch eine aus zwei 
Beamten bestehende Kommission verwaltet. 

Die Vorsteher der Feldpoststationen verwalten die von ihnen zu führende 
Kasse allein, ohne Kassenkommission. 

Bei den Post -Pferde- und Wagendepots, die in bezug auf Besoldung 
und Verpflegung den Armee- Postdirektoren zugeteilt sind, findet eine 
Kassenführung nicht statt. 

Zur Bestreitung der Kosten der Geld Verpflegung und des Ge- 
schäftsbetriebs wird jeder Feldpostanstalt, für die ein bestimmter Be- 
soldungsetat besteht, von der zuständigen Feld - Intendantur ein eiserner 
Vorschuß überwiesen. Das Post- Pferde- und Wagendepot erhält keinen 
solchen Vorschuß, dafür ist der eiserne Vorschuß des Armee- Postdirektors 
entsprechend höher zu bemessen. 

Jede Feldpostanstalt mit eisernem Vorschusse führt über die unmittelbar 
für Rechnung der Militärverwaltung bei ihr vorkommenden Einnahmen und 
Ausgaben ein Tagebuch, das allmonatlich abgeschlossen wird. 

Das Kassen- und Rechnungswesen der Feldpostanstalten erstreckt 
sich auf: 

1. die in den militärischen Besoldungsetats vorgesehenen Ausgaben; 

2. die vorschußweise von der Postverwaltung für Rechnung der 
Militärverwaltung zu leistenden Ausgaben; 

3. die auf Postanweisungen eingezahlten Beträge; 

4. die Postgcfällc und sonstigen Posteinnahmen sowie die für Rech- 
nung der Postverwaltung vorkommenden Ausgaben; 

5. die Zeitungsgelder. 

Die auf Grund der Besoldungsetats geleisteten Ausgaben 
werden nach Anleitung der Kriegs- Besoldungs- Vorschrift allmonatlich bei 
der zuständigen Feld- Intendantur in Forderung nachgewiesen (Kriegs- 
Besoldungs - Liquidation). 

Die Armee -Postdirektoren haben die persönlichen Gebührnisse für das 
gesamte, auf ihrem Etat und dem der Post -Pferde- und Wagendepots 
stehende Personal an Beamten, Schaffnern und Postillionen, auch wenn es 
teilweise an Feldpoststationen abgegeben ist, in die eigene Kriegs-Besoldungs- 
Liquidation aufzunehmen. 

Vorschußweise für Rechnung der Militärverwaltung werden die 
bei den Feldpoststationen entstehenden Kosten für Unterhaltung der Bureau- 
und Betriebsgerätschaften sowie für Beschaffung der Bureaubedürfnisse ver- 
ausgabt. Der Armee -Postdirektor führt auf Grund der Forderungsnach- 
weise der Feldpoststationen die Erstattung dieser Ausgaben durch die zu- 
ständige Feld- Intendantur herbei. 

Uber die vorkommenden Einzahlungen auf Postanweisungen 
nach dem Reichs- Postgebiete sowie nach Bayern und Württemberg führen 
die Feldpostämter, Feldpostexpeditionen und Feldpoststationen ein An- 
nahmebuch B (für Postanweisungen nach Orten innerhalb Deutschlands); 
die eingezahlten Beträge überweisen sie an die zuständigen Feldkriegskassen. 
Dabei sind die in fremder Währung eingezahlten Beträge zu dem von der 
Militärbehörde bestimmten Kassenkurse zu berechnen, der für den Tag der 
Einzahlung der Postanweisungen gültig war; Kursunterschiede werden bei 
den Feldkriegskassen ausgeglichen. 

Soweit die rechtzeitige Abführung der Postanweisungsgelder an die 
Feldkriegskassen dadurch nicht gefährdet wird, können die Feldpostanstalten 
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diese Gelder zur Vermeidung der Erhebung erweiterter Vorschüsse vor- 
übergehend zur Bestreitung von Dienstausgaben mitverwenden. 

Die General-Postkasse zieht auf Grund der Empfangsbescheinigungen 
der Feldkriegskassen die an diese abgelieferten Beträge von der General- 
Kriegskasse wieder ein. 

Sämtliche Heimat-Poätanstalten stellen über die aus dem Feldpost- 
verkehr herrührenden ausgezahlten Postanweisungen besondere Auszahlungs- 
verzeichnisse auf. Die schließliche Abwicklung erfolgt beim Post- 
anweisungsamt unter Vermittlung der General - Postkasse, entsprechend dem 
Verfahren bei Abwicklung der Postanweisungen aus dem Auslande. 

Alle bei den Feldpostdienststellen aufkommenden Postgefälle sind, 
soweit tunlich, durch Freimarken zu verrechnen. Hierzu wird jedem 
Armee- Postdirektor und jeder Feldpostanstalt eine angemessene Anzahl 
von Freimarken als eiserner Bestand überwiesen. Eine förmliche Abrech- 
nung über diese Gefälle findet daher nicht statt. Als Einnahmen und 
Ausgaben für Rechnung der Postverwaltung können bei den Feldpost- 
anstalten vorkommen 

A. Einnahmen: erhobenes Franko, zutaxiertes Porto, Rechnungs- 
Fehlbcträge, Geldstrafen, Zeitungs - Umschlaggebühren ; 

B. Ausgaben: zu entlastende Beträge. Rechnungs- Vergütungen. 

Die Vereinnahmung der erhobenen Frankobeträge, des zu- 
taxierten Portos und der als richtig anerkannten Rechnungs-Fehl- 
beträge erfolgt, wie bereits erwähnt, durch Verwendung von Freimarken, 
die auf die Sendungen, die Karten oder die Belege aufgeklebt und ent- 
wertet werden. 

Zeitungs-Umschlaggebühren werden zusammen mit den Zeitungs- 
geldern an die Verlagspostanstalt mittels Postanweisung abgeführt. 

Die zur Entlastung bestimmten Beträge und Rechnungsvergütungen 
werden unter Beifügung der Belege von der Portosummc einer Karte 
abgesetzt. 

Bei den Feldpoststationen wird zum Nachweise der mit dem 
Armee -Postdirektor zu verrechnenden Einnahmen und Ausgaben ein Ab- 
rechnungsbuch geführt, das monatlich abzuschließen ist. Das dazu 
gehörende Schlußbuch dient zum Nachweis über die Berichtigung der bei 
den monatlichen Abrechnungen mit dem Armee- Postdirektor sich ergebenden 
Überschüsse und Zuschüsse. Als Einnahmen kommen zur Verrechnung: 
der eiserne Kassenvorschuß und die Einzahlungen auf Postanweisungen; 
als Ausgaben: die persönlichen Gebührnisse der auf dem Etat des Armee- 
Postdirektors und des Post -Pferde- und Wagendepots stehenden Beamten 
und l Titerbeamten, die sächlichen Ausgaben für Instandsetzungen an Wagen 
und Geschirren sowie für Hufbeschlag und Pferdearznei, die Amtskosten 
und die Ausgaben für Unterhaltung der Ausstattungsgegenstände. 

Der Armee-Postdirektor führt gegenüber den Abrechnungen der 
einzelnen Feldpoststationen ein Abrechnungsbuch mit den Feldpost- 
stationen. 

Die Verrechnung der von den Feldkriegs- und Truppenkassen auf 
Postanweisungen ausgezahlten Beträge erfolgt in der Weise, daß 
-die Kassen sich die Postanweisungsbeträge auf Grund der abgeschlossenen 
Uberweisungslisten, denen die quittierten Postanweisungen beizufügen sind, 
in ihren Abrechnungen in Forderung stellen. Die sich hiernach für die 
Militärverwaltung für je einen Monat ergebende Gesamtforderung wird 
der General -Kriegskasse von der General -Postkasse erstattet. Das Post- 
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anweisungsamt bewirkt die schließliche Abwicklung der Feldpostanweisungen 
aus dem Reichs-Postgebiet und die Abrechnung mit den Postverwaltungen 
von Bayern und Württemberg hinsichtlich der aus diesen Gebieten her- 
rührenden Postanweisungen unter Vermittlung der General-Postkasse. 

II. Feldpostdienst bei militärischen Unternehmungen über See. 

Im Falle einer militärischen Unternehmung über See finden auf den 
Postverkehr der Truppen und auf die Verhältnisse der Feldpostanstalten 
des Expeditionskorps oder der im Kriegszustande befindlichen Teile der 
Schutztruppen die Vorschriften über den Feldpostdienst bei der 
Mobilmachung des Heeres Anwendung, soweit nicht Abweichungen 
im nachfolgenden angegeben sind oder durch besondere Bestimmungen ange- 
ordnet werden. 

Welche Beamte, Unterbeamte und Postillione zur Verwendung 
im Feldpostdienste bei überseeischen Unternehmungen bereit und geeignet 
sind, wird im voraus festgestellt. Hierbei kommen nur unverheiratete Per- 
sonen, die tropendiensttauglich sind, in Betracht. Wenn irgend angängig, 
soll die Einberufung von Beamten und Unterbeamten für folgende Stellen 
jederzeit gesichert sein: 

I Armee-Postdirektor, 
I Armee-Postinspektor, 
I Feld-Oberpostsekretär, 
15 Feldpostsekretäre. 
10 Feldpostschaffner, 
5 Feldpostillione. 

Dem Armee-Postdirektor liegt die obere Leitung des Feldpost- 
dienstes im Feldzugsgebiet ob. Er ist, ebenso wie der ihm beigegebene 
Armee-Postinspektor, dem Chef des Generalstabs des Expeditionskorps oder 
der Schutztruppe sowie in bezug auf den Postdienst im Etappengebiete 
dem Etappen- Kommandeur unterstellt. 

In den heimatlichen Ein- und Ausschiffungshäfen — es 
kommen hauptsächlich Bremerhaven und Hamburg in Frage — sind, soweit 
erforderlich , besondere Maßnahmen für den Post- und Telegraphenverkehr 
der mobilen Truppen zu treffen, namentlich ist das Personal der in Betracht 
kommenden Verkehrsämter für die Dauer der Ein- und Ausschiffung in dem 
erforderlichen Umfange zu verstärken. 

Schiffsposten werden auch auf den zu Truppenbeförderungen besonders 
gemieteten Dampfern eingerichtet, die ebenso wie die Schiffsposten und See- 
posten an Bord der mobilen Kriegschiffe und der zu Truppenbeförderungen 
verwendeten Reichspostdampfer mit Vorräten an Formularen zu Feldpost- 
karten und Feldpostanweisungen zum Gebrauche der Truppen versehen werden. 

Nach näherer Bestimmung des Reichs- Postamts werden in der Heimat 
eine Postsammelstelle für Briefsendungen und im Falle der Zu- 
lassung von Feldpostpäckereien eine Paket-Postsammelstelle, im Feld- 
zugsgebiet ebenfalls eine Postsammelstelle eingerichtet. 

Welche der zur Beförderung durch die Feldpost zugelassenen Arten 
von Postsendungen bei einer überseeischen militärischen Unternehmung 
im Verkehr mit den mobilen Truppen von Anfang an befördert werden» 
und zu welchem Zeitpunkt auch die Arten von Sendungen, die etwa vorerst 
von der Beförderung haben ausgeschlossen werden müssen, zuzulassen sind, 
wird unter Berücksichtigung der jedesmal in Betracht kommenden Verhält- 
nisse von der Postbehörde im Einvernehmen mit der Heeres-, Marine- 
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oder Schutztruppenverwaltung bestimmt. Soweit hiernach die Zulassung 
von Anfang an erfolgt, treten die den mobilen Truppen allgemein gewährten 
Portof reiheiten und Portovergünstigungen für die Angehörigen 
des Expeditionskorps oder der abgehenden Schutztruppen-Verstärkungen 
vom Zeitpunkte des Verlassens des heimatlichen Hafens bis zum Zeitpunkte 
des Wiedereintreffens in diesem — für die im Schutzgebiete stehenden Teile 
der Kaiserlichen Schutztruppen bis zum Wiedereintritt des Friedensverhält- 
nisses im Schutzgebiet — in Kraft. 

Diese Portofreiheiten und Portovergünstigungen gelten auch für die 
Angehörigen der zum Expeditionskorps ausreisenden Ersatztransporte 
und der heimkehrenden Ablösungstransporte sowie für die Besatzungen 
der Kriegschiffe, die sich in der Nähe des Feldzugsgebiets des Ex- 
peditionskorps, auf dem Wege dorthin oder auf der Heimreise befinden. 

Voraussetzung für die Zulassung von Feld postpaketen ist u. a.. 
daß im Ausschiffungshafen ausreichende Räume für den Paketdienst vor- 
handen sind, und daß von der Militärbehörde die erforderlichen Be- 
förderungsmittel gestellt werden können. Eine Gewähr für die richtige 
und pünktliche Überkunft der Privatpäckereien wird von der Postverwaltung 
nicht übernommen. 

Den ausreisenden Truppen werden die gewöhnlichen Briefsendungen 
aus der Heimat, soweit angängig, auch während der Reise als Feldpost- 
sendungen zugeführt. Die Absendung erfolgt seitens der heimatlichen Post- 
sammelstelle in geschlossenen Briefposten an die Schiffsposten oder See- 
posten auf den Truppenschiffen usw. nach den Anlegeplätzen, wo der mit 
Wahrnehmung des Schiffs- oder Seepostdienstes Beauftragte die Briefbeutel 
bei der Landes-Postanstalt oder dem deutschen Konsulat in Empfang zu 
nehmen hat. 

Kommt eine Zuführung während der Reise nicht in Frage, so 
werden die Feldpostsendungen in der Richtung aus der Heimat von der 
heimatlichen Postsammelstelle auf die Postsammelstelle des Feldzugsgebiets, 
in umgekehrter Richtung auf die heimatliche Sammelstelle geleitet. 

Bei der Zuführung von Postsendungen an die heimkehrenden 
Truppen während der Reise verfährt die Postsammelstelle in der Heimat 
wie bei der Postüberweisung an die ausreisenden Truppen. An heim- 
kehrende Angehörige des Expeditionskorps oder der Schutztruppe gerichtete 
Postsendungen, die die Empfänger weder im Feldzugsgebiete noch wäh- 
rend der Seereise, wohl aber bei der Ausschiffung erreichen können, 
werden von den heimatlichen Postsammelstellen der Postanstalt des Aus- 
schiffungsorts überwiesen. Weiterhin sind die Sendungen nach dem 
Au f lösungsorte der Truppen zu leiten oder den Empfängern nach Fest- 
stellung der Heimatadressen unmittelbar zuzuführen. 

Für die Leitung der Postsendungen an die Truppen, die die Ausreise 
oder die Heimreise angetreten haben, müssen den Postdienststellen die 
erforderlichen Hilfsmittel von den bei den Truppenbeförderungen be- 
teiligten Behörden usw. geliefert werden. 



Im Hinblick auf den Umfang, den die Feldpost- Druck Vorschriften nach 
und nach angenommen hatten, wurde es bei der letzten Ausgabe für zweck- 
mäßig erachtet, den Postanstalten des Friedensstandes die Feldpost- Dienst- 
ordnung und den den Feldpostbetrieb umfassenden Teil der Ausführungs- 
Bestimmungen nicht mehr vollständig zu liefern, sondern ihnen einen 
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Auszug aus den beiden Druckwerken zu überweisen, der lediglich die den 
Geschäftsbereich aller heimatlichen Postanstalten berührenden Vorschriften 
enthält. Ein solcher Auszug, »Feldpost -Vorschriften für den Postbetriebs- 
dienst«, wurde gleichzeitig mit der Feldpost- Dienstordnung und den Aus- 
führungs - Bestimmungen von 1907 ausgegeben und, wie die Druckwerke 
von 1873 ur, d 1889, nur den Postämtern geliefert, während die für 
die Postagenturen bestimmten Stücke zunächst bei den Ober-Postdirektionen 
aufbewahrt werden. Beim Eintritt einer Mobilmachung haben noch die 
Sammelstellen, Leitpunkte usw. die vollständige Feldpost-Dienstordnung 
sowie die Ausführungs-Bestimmungen zu erhalten. Allen nicht zur Klasse 
der Sammelstellen, Leitpunkte usw. gehörenden Postanstalten in der Heimat 
wird durch Ausscheidung der ihren Geschäftsbereich nicht berührenden 
Teile der Uberblick über die Betriebsvorschriften außerordentlich erleichtert 
werden. 

Die Dienstordnung von 1867 erhielt im Gegensatze zu den früher erlassenen 
Instruktionen, deren Geltungsbereich auf Preußen und die von Preußen 
mobil zu machenden Feldpostanstalten beschränkt blieb, infolge der Er- 
weiterung des preußischen Postwesens zum Postwesen des Norddeutschen 
Bundes Geltung innerhalb des Norddeutschen Bundes, während bereits die 
Feldpost-Dienstordnung von 1873 und die dazu ergangenen Ausführungs- 
Bestimmungen, an sich nur für den Bereich der Reichs- Postverwaltung 
bestimmt, tatsächlich im ganzen Deutschen Reiche die gemeinsame Grundlage 
für die Einrichtung und Handhabung des Feldpostdienstes bildeten. 

Um die von der Verfassung vorgeschriebene Einheit in der Organisation 
des deutschen Heeres auch für den Feldpostbetrieb herzustellen und zu 
erhalten, war nämlich in der Etappeninstruktion vom 20. Juli 1872 bestimmt 
worden , daß durch Vereinbarung zwischen der Reichs-Postverwaltung und 
den obersten Postbehürden von Bayern und Württemberg festgestellt werden 
solle, in welcher Weise der innere Betrieb der bayerischen und der württem- 
bergischen Landes-Postanstalten mit dem Feldpostbetrieb in Verbindung zu 
setzen sei. Die gemäß dieser Bestimmung mit den genannten obersten 
Postbehörden gepflogenen Verhandlungen führten bald zu einem Ol lerein- 
kommen zwischen der Reichs-Postverwaltung und den beiden süddeutschen 
Postverwaltungen, das später aus Formgründen, zuletzt auch wegen Auf- 
nahme von Vorschriften für eine überseeische Expedition in die Feldpost- 
Dienstordnung, im April 1907 erneuert wurde. 

Nach diesem Übereinkommen bilden 

im Falle der Mobilmachung des Heeres die Kriegs-Etappen- 
Ordnung, die Feldpost- Dienstordnung und die dazu erlassenen Ausführungs- 
Bcstimniungen. 

im Falle einer militärischen Unternehmung über See die 
Feldpost- Dienstordnung und die Ausführungs-Bestimmungen die Grundlage 
für die gemeinsame Wahrnehmung des Feldpostdienstes. 

Diese Druckvorschriften finden sonach auch für den bayerischen und 
württembergischen Postdienst Anwendung, jedoch mit der Maßgabe, daß 
im Falle einer Mobilmachung des Heeres die Mobilmachung und Aus- 
rüstung der bayerischen und württembergischen Feldpostanstalten, ebenso 
wie die Einberufung, Ausrüstung, Dienstbekleidung usw. und die Ergänzung 
des bayerischen und württembergischen Feldpostpersonals, ohne Mitwirkung 
der Reichs-Postverwaltung lediglich durch die Königlich Bayerische und die 
Königlich Württembergische Postverwaltung wahrzunehmen sind. Dasselbe 
gilt von der Ausrüstung und Besetzung der bayerischen und württem- 
bergischen Postsammei-, Postverteilungs- und Zuführungstellen, über deren 
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Einrichtung die beiden Postverwaltungen in jedem einzelnen Falle sich 
mit der Reichs- Postverwaltung verständigen werden. Im Falle einer mili- 
tärischen Unternehmung über See erfolgt die Einrichtung und Ausrüstung 
der Feldpostdienststellen sowie die Verfügung über das Feldpostpersonal 
lediglich durch die Reichs-Postverwaltung. 

Die Königlich Bayerische und die Königlich Württembergische Post- 
verwaltung behalten im weiteren sich vor, in bezug auf den Feldpostdienst 
bei der Mobilmachung des Heeres solche Änderungen in den genannten 
Dienstanweisungen eintreten zu lassen, die das Wesentliche der Vorschriften 
nicht berühren, sich aber nach der Natur der verschiedenartigen Ver- 
hältnisse formmäßig (wie z. B. hinsichtlich des Kassen- und Rechnungs- 
wesens, bei Bestimmung derjenigen heimatlichen Postbehörden, mit denen 
die Feldpostanstalten in dienstlichen Verkehr zu treten haben , bei Fest- 
setzung der Form für die Abrechnung mit der zuständigen Militärbehörde 
u. dgl. m.) als notwendig ergeben. 

Diesen Vereinbarungen gemäß sind auch im Königreiche Bayern die 
Feldpost-Dienstordnung, im Königreiche Württemberg die Feldpost-Dienst- 
ordnung und die Ausführungs-Bestimmungen unter Beigabe von Einfüh- 
rungs-Vorschriften ausgegeben worden, während die Postverwaltung von 
Bayern die Ausführungs- Bestimmungen den bayerischen Verhältnissen ent- 
sprechend umgearbeitet hat. 

Um beim Eintritt einer Mobilmachung des Heeres die Ein- 
heitlichkeit in den Bestimmungen über den Feldpostdienst dauernd zu 
erhalten und die rechtzeitige Übermittlung der ergehenden Änderungs- und Er- 
gänzungsvorschriften an die bayerischen und die württembergischen Ortspost- 
anstalten sicherzustellen, werden Bayern und Württemberg in diesem Falle 
je einen Bevollmächtigten zum Reichs-Postamt in Berlin abordnen. Diese 
sollen an der Beratung und Bearbeitung der Feldpostangelcgenheiten insoweit 
teilnehmen, als es sich um Angelegenheiten handelt, bei denen die auf- 
traggebenden Postverwaltungen mit beteiligt sind. Sie werden dafür Sorge 
tragen, daß die vom Reichs-Postamtc bezüglich des Feldpostdienstes er- 
lassenen allgemeinen Vorschriften, insbesondere die Feldpostordres, zur 
nämlichen Zeit, zu der sie den deutschen Reichs -Postanstalten und den 
Feldpostanstalten zugefertigt werden, auch an die bayerischen und die 
württembergischen Ortspostanstalten und Postsammelstellen usw., und zwar 
mit der Firma der Königlich Bayerischen oder der Königlich Württem- 
bergischen obersten Postbehörde versehen, zur Absendung gelangen. 

Die Feldpostübersichten (Zusammenstellung der mobilen Truppenteile 
und der den Postdienst für sie besorgenden Feldpostanstalten) sowie das 
Verzeichnis der im Inlande gebliebenen Truppen nebst Berichtigungen 
werden im Falle einer Mobilmachung des Heeres für das gesamte deutsche 
Reichsheer im Reichs -Postamt aufgestellt und von da aus unmittelbar 
auch an die innerhalb Bayerns und Württembergs befindlichen Postsammel- 
stellen usw. übersandt. 

Die Benutzung aller einzurichtenden Postsammelstellen, Leitpunktc, 
Postverteilungs- und Zuführungstellen soll für die Reichs-Postanstalten und 
für die bayerischen und die württembergischen Postanstalten durchweg ge- 
meinschaftlich sein. Die Festsetzung der Leitpunkte erfolgt durch das 
Reichs - Postamt. Im übrigen wird die Leitung der Feldpostsendungen 
innerhalb des eigenen Postgebiets von jeder der drei Postverwaltungen 
selbständig geregelt. 

Für den Fall einer militärischen Unternehmung über See haben die 
Königlich Bayerische und die Königlich Württembergische Postverwaltung 
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die Gestellung eines Anteils an dem im voraus zu bestimmenden Feldpost- 
personal übernommen. Uber die etwaige weitere Personalgestellung sollen die 
genannten Postverwaltungen sich eintretendenfalls mit der Reichs-Postver- 
waltung verständigen. 

Die Lieferung der Dienstvorschriften für die Landes - Postanstalten 
wird von den beiden süddeutschen Postverwaltungen in derselben Weise 
wie von der Reichs-Postverwaltung geregelt; auch den bayerischen und den 
württembergischen Postanstalten werden, sofern sie nicht zur Klasse der 
Sammelstellen, Leitpunkte usw. gehören, nur die »Feldpost -Vorschriften 
für den Postbetriebsdienst« geliefert. 

Das Übereinkommen zwischen der Reichs-Postverwaltung und den Post- 
verwaltungen von Bayern und Württemberg bildete den Abschluß in der 
Ausgestaltung der deutschen Feldpost, indem dadurch für den Kriegsfall ein 
einheitliches Verfahren bei der Einrichtung und Handhabung des Feldpost- 
dienstes im ganzen Reiche sichergestellt wurde. 

Möge es lange währen, bis es notwendig wird, die neuen Vorschriften 
für den Feldpostdienst zur Ausführung zu bringen. Tritt diese Not- 
wendigkeit aber ein , dann wird die deutsche Feldpost in der Lage sein, 
ihre Aufgabe zum Besten des Heeres wie der Angehörigen der Krieger 
voll zu erfüllen. 



Die Vernichtung von Wertpapieren.*) 

Von Kaiserl. Bauinspektor bei der Reichsdruckerei Nico laus. 

Je weiter die Reproduktionstechnik vorschreitet, um so höhere Ansprüche 
werden in drucktechnischer Beziehung an die Wertpapiere (Briefmarken, 
Aktien, Banknoten usw.) gestellt, um die Herstellung von Fälschungen zu 
erschweren. Es werden deshalb bei diesen Erzeugnissen auch mehrere 
Druckverfahren hintereinander angewendet, deren jedes seine besonderen 
Eigenheiten und Schwierigkeiten hat, die aber alle den Zweck verfolgen, 
dem Kenner die Feststellung der Echtheit von Wertpapieren sicher zu 
ermöglichen, dem Fälscher aber seine Arbeit so schwierig zu machen, daß 
er nur minderwertige Erzeugnisse anfertigen kann, die deutliche Unterschiede 
von den echten zeigen. Bei den verschiedenen Vorgängen der Herstellung 
fallen jedoch nicht alle Stücke fehlerlos aus, und die Zahl der fehlerhaften 
Stücke wächst mit den Schwierigkeiten der Herstellung. Deshalb muß von 
vornherein mit einer bestimmten Ausschußmenge gerechnet werden. Der 
Druckausschuß muß genau so überwacht werden wie die fehlerlosen Stücke 
und schließlich einwandfrei und vollständig vernichtet werden. Zur Ver- 
nichtung sind verschiedene Verfahren versucht worden. Das Verbrennen 
von Papier ist eine unsichere Sache; es kommt nicht selten vor, daß sich 
im Inneren von Papierpaketen, die lange Zeit dem stärksten Feuer, das die 

•) Der Aufsatz ist bereits in der »Umschau. Wochenblatt für Wissenschaft und 
Technik.« [Frankfurt (Main ] veröffentlicht worden und wird mit Genehmigung der 
Redaktion dieser Zeitschrift hier abgedruckt. 
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Technik kennt, nämlich dem eines Ofens mit Gasfeuerung und Wärme- 
speichern, ausgesetzt waren, noch unversehrte oder nur angesengte Wert- 
zeichen befinden. 

Noch größer werden die Schwierigkeiten , wenn es sich um gummierte 
Papiere handelt, wie bei Briefmarken. Auf solche Papiere wirkt das Feuer 
meist derart, daß die Pakete in der Hitze zu festen Blöcken zusammenbacken, 
so daß die Feuerwirkung gar nicht ins Innere vordringen kann. Ein 
Auseinanderreißen der Papiere vor dem Einbringen erschwert aber wieder 
die Überwachung der abgezählten Bogen und muß deshalb vermieden werden. 
In jedem Falle treten beim Verbrennen Verstopfung der Feuerziige und 
Belästigung der Umgebung durch Rauch und umherfliegende Aschenteile als 
sehr unliebsame Begleiterscheinungen auf. 

Um diesen Übelständen zu begegnen, wird in manchen Betrieben das zu 
vernichtende Papier in verschließbare eiserne Kochgefäße eingebracht und 
darin unter Zusatz von Laugen durch Dampf längere Zeit gekocht. Wird 
nach bestimmter Zeit der Inhalt abgelassen, so kann man mit Sicherheit 
darauf rechnen, daß alles vernichtet ist. Auch Zerfaserungsapparate sind 
verwendet worden, d. s. lange eiserne Trommeln, in denen eine mit Messern 
besetzte Welle läuft und das Papier unter Wasserzusatz so lange bearbeitet, 
bis alles in Brei verwandelt ist. Dieses Verfahren hat vor dem Kochen 
zwar den Vorteil der schnelleren Arbeit und ist auch ganz gut am Platze 
bei Bogenpapier; verwendet man es jedoch bei Wertzeichen geringer Größe 
oder bei gelochten Briefmarkenbogen, so kommt es nicht selten vor, daß 
kleine Teile oder einzelne bei der Lochung abgerissene Marken unversehrt 
die Maschine verlassen. 

Die bisher geschilderten Verfahren sind zwar für kleine Mengen zweck- 
mäßig, genügen aber nicht, wenn große Mengen bewältigt werden sollen. 
Hierbei kommt noch hinzu, daß es nicht überall möglich ist, die feuchten 
Papiermassen, die man als Enderzeugnisse erhält, schnell wegzuschaffen. 
Sie können aber nicht gelagert werden, da sie schnell in Fäulnis über- 
gehen. An der Entstehungstellc fehlt es meist an einer Verwendungsmög- 
lichkeit, und die Beförderung ist zu teuer und umständlich. 

Die Beseitigung großer Mengen aber wird in der Reichsdruckerei ver- 
langt. Es werden hier nämlich nicht nur Druckausschuß, sondern überhaupt 
alle, auch die unbedruckten Wertpapiere, z. B. die wegen kleiner Fehler 
unbrauchbaren Wasscrzeichenpapicre und die noch vor dem Drucke beim 
Gummierverfahren fehlerhaft gewordenen Bogen bis zum Schlüsse in bezug 
auf Anzahl und Echtheit überwacht und dann vernichtet. Diese Mengen 
können mit den geschilderten Verfahren aber nicht bewältigt werden, und 
die Schwierigkeit der Wegschaffung der feuchten Enderzeugnisse würde 
sehr groß werden. 

Um eine leistungsfähige Vernichtungsanlage zu schaffen und möglichst 
wenig Schwierigkeiten mit den Enderzeugnissen zu haben, wurde ein trockenes 
Verfahren gewählt und dazu eine sogenannte Schlagkreuzmühle, wie sie die 
Abbildung zeigt, aufgestellt. Diese Vorrichtung hat ihren Namen von einem 
starken Kreuze aus geschmiedetem Stahle mit etwa '/ 2 m langen Armen, das in 
einem gußeisernen Gehäuse in schnelle Umdrehungen versetzt wird. Die Um- 
lauf szahl beträgt etwa 20 in der Sekunde, und der Betrieb der Mühle er- 
fordert durchschnittlich 40 Pferdestärken. Die zu vernichtenden Papiere 
werden durch einen Trichter in das Gehäuse eingebracht, wo sie sofort von 
dem Kreuze ergriffen und zerrissen, zum Teil aber auch gegen die Wand 
des Gehäuses geschleudert werden. An dieser sind mit geringem Abstände 
von den Armen des Kreuzes vierkantige Stahlstäbe eingesetzt, an denen alle 
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dorthin gelangenden Papierfetzen vollends zermahlen werden , bis sie 
durch ein Sieb an der Unterseite des Gehäuses in die unter der Mühle 
liegende Sammelkammer gelangen können. Die Größe der Sieblöcher 
ist so bestimmt worden, daß die durchfallenden Stücke nicht mißbräuch- 
lich verwendet werden können. Zur Zeit wird der zermahlene Stoff, 
obgleich er von Papier erster Güte herstammt, zu einem ziemlich ge- 
ringen Preise verkauft, weil die kleinen Stücke für eine Verarbeitung 
zu gutem Papiere zu kurzfaserig sind. Die Leistungsfähigkeit und die 
Arbeit der Maschine haben vollauf befriedigt; es machte sich aber doch 
der große Ubelstand geltend, daß der zermahlene Papierabfall, besonders 




der aus gummiertem Papiere herrührende, sehr lose lag, infolgedessen sich 
schlecht entfernen ließ, und, wenn er aus der Kammer herausgenommen 
wurde, um in Säcke verpackt zu werden, einen derartigen Staub entwickelte, 
daß den damit beschäftigten Arbeitern trotz der Anwendung von Schutzmitteln 
die Augen und Nasenlöcher verklebt wurden. Da die Arbeit der Verpackung 
ungern übernommen wurde, ungesund und unwirtschaftlich war, da sie 
die Mühle täglich auf 4 Stunden dem Betrieb entzog, so wurde ver- 
sucht, die Abfälle selbsttätig zu entfernen, und zwar durch eine Schnecke, 
d.h. durch eine Welle, auf der ein eisernes, korkenzieherartig gedrehtes 
Blech befestigt ist, durch das beim Umlaufe der Welle die Papierabfälle 
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vorwärtsgeschoben werden. Die Lösung der so einfach erscheinenden Aufgabe 
stieß am Anfang auf beinahe unüberwindliche Schwierigkeiten, da das zu 
befördernde Papier, wenn es zu lose lag. sich gar nicht mitbewegte, wenn 
es aber zu stark gedrückt wurde, sich so zusammenballte, daß es fest wie 
Holz wurde, und ein Motor von 20 Pferdestärken nicht imstande war, die 
Schnecke zu drehen. Durch Anwendung geeigneter Streicheisen und ent- 
sprechende Gestaltung des Austrittsrohrs gelang es jedoch, aller Hindernisse 
Herr zu werden. Nunmehr arbeitet die Anlage tadellos; sie zerkleinert das 
Papier in jeder gewünschten Weise und liefert es selbsttätig in einen an- 
gehängten Sack ab; ein danebenstehender Arbeiter hat nur nötig, ab und 
zu die im Sacke etwa zu lose liegende Masse mit einem eingeführten 
Stempel festzudrücken. Der Antrieb der Entleerungsvorrichtung erfordert 
jetzt sehr wenig Kraft und wird von demselben Motor mitbesorgt, der die 
Mühle antreibt. Ein Fenster in der Wand des Sammelraums und eine 
elektrische Lampe in diesem Räume gestatten, Zerkleinerung und Entleerung 
jederzeit zu überwachen. Ferner erlaubt eine verglaste Öffnung im Ent- 
leerungsrohre, den Grad der Zerkleinerung ständig zu prüfen. 

Da die Mühle mit dem zerkleinerten Papiere zugleich auch Luft ansaugt, 
entsteht in der Sammelkammer ein höherer Luftdruck als im umgebenden 
Arbeitsraume. Die eingeschlossene mit Staub gesättigte Luft entweicht 
dann, wenn ihr kein anderer Ausweg geboten wird, in den Arbeitsraum 
und erfüllt ihn völlig mit Staubteilen. Es ist daher notwendig, die Sammel- 
kammer zu entlüften. In der Reichsdruckerei ist sie durch ein Rohr mit 
dem Schornsteine des Kesselhauses verbunden, das die Reste in den Schorn- 
stein abführt, wo sie zum größten Teile in den heißen Abgasen der Feue- 
rung verbrennen. Für die Fälle, in denen eine Abführung nach dem Schorn- 
steine nicht möglich ist, ist ein Umführungsrohr vorhanden, das den in der 
Sammelkammer entstehenden Luftüberschuß der Mühle wieder zuführt, so 
daß auch dann Uberdruck und Staubentwicklung ausgeschlossen werden. 

Die Mühle steht nunmehr anstatt, wie bisher, nur 2 bis 3 Stunden den 
ganzen Tag für die Arbeit zur Verfügung, so daß sich die Betriebsstunde 
infolge des geringeren Anteils an dem Tilgungsbetrage für die Anlagckosten 
verbilligt; ferner werden etwa 4 Stunden täglich Arbeitszeit für zwei Arbeiter 
gespart, d. s. jährlich rund 1000 Mark an Löhnen. 



KLEINE MITTEILUNGEN. 

Eine neue Silberstadt. Im Staate Südaustralien liegt eine Stadt, die 
ihresgleichen auf der Erde nicht haben dürfte, d. i. Por t Pi rie. Die »Zeitung 
des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen« teilt darüber in Nr. 79 vom 
7. Oktober 1908 aus einer am 13. September 1908 in Port Pirie vom General- 
direktor der »Brokenhill Proprietary Co. Ltd.« gehaltenen Rede folgendes 
mit. Der Ruf der Stadt Port Pirie beruht nicht auf ihrer Größe, denn diese 
ist gering, auch nicht einmal auf dem Werte der von da verschifften Er- 
zeugnisse, obgleich er im letzten Jahre 77 Millionen Mark betrug, ihre Be- 
deutung beruht vielmehr auf ihren Hüttenwerken, die in ihrem Umfange 
und ihrer Erzeugung von keinem anderen Orte erreicht werden. Vor 
32 Jahren wurde der erste Ofen erbaut, und jetzt liefern die Werke wöchent- 
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lieh 40 000, im Jahre über 2 Millionen Zentner Metall, d.i. dem Werte 
nach ein Drittel der amerikanischen und ein Zehntel der gesamten Welt- 
erzeugung. Port Pirie an der zum Spencergolf gehörenden Germainbucht 
hat seine Bedeutung fast ausschließlich der Bergbaustadt Brokenhill zu 
danken, die unweit des Darling im Staate Neusüdwales liegt. Da dieser 
es unterlassen hat, eine Bahnverbindung nach Brokenhill zu schaffen, ist 
eine solche von Südaustralien hergestellt worden. Infolgedessen werden 
die ungeheueren Mengen der in Brokenhill gewonnenen Sdber- und Blei- 
erze zur Verhüttung und Ausfuhr nach Port Pirie geschafft. 

Im Jahre 1884 entdeckte ein Deutscher namens Rasp die ersten Silber- 
adern in jener Gegend, heute steht an der Stelle eine Stadt mit den 
reichsten Silberbergwerken der Erde. Nach dem soeben erschienenen amt- 
lichen Jahrbuche der Commonwealth von G. H. Knibbs haben die in Broken- 
hill bestehenden 1 1 Aktiengesellschaften seit 1885 auf ein Kapital von 
86 Mdlionen Mark nicht weniger als 224 Millionen Mark Gewinnanteil 
gezahlt; die Brokenhill Proprietary Co. Ltd. hat ein Kapital von nur 
7'/ 4 Millionen und zahlte darauf insgesamt 183 Millionen Mark an Gewinn- 
anteilen. In neuerer Zeit liefert das Hinterland von Port Pirie auch noch 
bedeutende Mengen von Kupfer. 



LITERATUR. 

Einführung in die Elektrotechnik, physikalische Grundlagen und 
technische Ausführungen von R. Rinkel, Professor der Maschinen- 
lehre und Elektrotechnik an der Handelshochschule Cöln. Mit 
445 Abbildungen im Text. Preis geh. 11 Mark 20 Pf. ; in Leinwand 
gebunden 12 Mark. Verlag von B. G. Teubner, Leipzig 1908. 

Das Buch ist aus elektrotechnischen Vorlesungen entstanden, die der 
Verfasser an der Handelshochschule Cöln für Studierende und einen größeren 
Kreis von Hörern aus den verschiedensten Berufskreisen zu halten hat. In 
der vorliegenden erweiterten Form bezwecken die Vorträge, den Leser in 
die hauptsächlichsten physikalischen Grundlagen sowie in die wesentlichsten 
technischen Leistungen der Elektrotechnik einzuführen. Das Buch soll sowohl 
dem kaufmännisch gebildeten Gewerbetreibenden als auch dem Ingenieur, 
der einen Überblick über das Arbeitsgebiet der Elektrotechnik und eine ein- 
gehende Kenntnis der naturwissenschaftlichen Zusammenhänge zu erwerben 
wünscht, eine brauchbare Handhabe bieten. Dieser Aufgabe wird der Ver- 
fasser durch die Art. in der er unter tunlichster Vermeidung mathematischer 
Formeln und durch klare, allgemein verständliche Ausdrucksweise den 
schwierigen Stoff unserem Verständnisse näherbringt, wohl gerecht. 

Nach einer eingehenden Darstellung der grundlegenden Tatsachen der 
elektrischen Erscheinungen, die uns die geschichtliche Entwicklung der Elektro- 
technik und ihre wichtigsten Gesetze vor Augen führt, bespricht der Ver- 
fasser die Grundgesetze des Gleich- und Wechselstroms, die Dynamo- 
maschinen als Stromerzeuger, Gleichstrommotoren, Sammler, Dynamo- 
maschinen und Motoren für Wechsel- und Drehstrom, Transformatoren usw. 
In dem Abschnitte »Rotierende Umformer« lernen wir den in Batterieanlagen 
der Telegraphen- und Fernsprechämter häufiger benutzten Einankerumformer 
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in verschiedenen Ausführungen gründlich kennen. Die wichtigsten Meß- 
instrumente werden in ihrer Wirkungsweise und Zusammensetzung kurz 
vorgeführt. Eine gute Übersicht wird sodann gegeben über die Bedeutung 
und technische Ausführung der elektrischen Kraftübertragung, über die Ver- 
wendung des elektrischen Stromes in Fabriken verschiedenen Charakters, in 
der Landwirtschaft, im Bergbau usw. Der Abschnitt über elektrische 
Bahnen behandelt die einzelnen Systeme des elektrischen Betriebs von 
Straßenbahnen, Vollbahnen, gleislosen Bahnen sowie von Selbstfahrern und 
gibt einen Ausblick auf die nächste Zukunft des elektrischen Vollbahn- 
betriebs. Der letzte Abschnitt macht uns mit den Eigenschaften und der 
technischen Anwendung des elektrischen Lichts in allgemeinen Umrissen 
bekannt. Im Verhältnis zu den die Maschinenlehre eingehend behandelnden 
vorhergehenden Kapiteln hätte dieser Teil des Werkes, um den Stand der 
praktischen Beleuchtungstechnik zur Zeit der Herausgabe des Buches 
treffender zu schildern, weiter ausgeführt werden können, auch wenn, wie 
der Verfasser in der Einleitung des Buches hervorhebt, die Darstellung sich 
bei dem gewaltigen Umfange, den heute die Elektrotechnik besitzt, nur auf 
bestimmte Abschnitte beschränken sollte. Dabei durften neuere wichtige 
Erfindungen nicht unerwähnt bleiben, z. B. die Regelungsvorrichtungen für 
neuere Flammenbogenlampen (»Freifallampen« usw.), die Quarzlampe von 
Küch, die Quecksilberdampflampe als Gleichrichter, das Mooresche Licht, 
die neueren Lampen der Wolframgruppe (genannt ist nur die Osramlampe), 
Glühlampen mit metallisierten Kohlenfäden. Abgesehen hiervon ist das in 
diesem letzten Abschnitte Gebotene vorzüglich geeignet, uns rasch mit den 
allgemeinen Grundzügen der elektrischen Beleuchtungstechnik bekannt zu 
machen. 

Infolge der mustergültigen, leicht verständlichen Darstellung ist das 
Buch berufen, gerade die für Laien geeignete einschlägige Literatur in 
willkommener Weise zu ergänzen. 



Praktisches Hilfsbuch für Beamte der Telegraphie und 
Telephonie zum Gebrauch an internationalen Leitungen 
sowie zur Abfassung von Dienstnotizen. Zusammen- 
gestellt und herausgegeben von Hugo Pinn, Ober -Telegraphen- 
assistent. Vierte vermehrte Auflage. Charlottenburg 1908, Selbst- 
verlag des Verfassers. Preis 1 Mark 25 Pf. 

Viele Amtsgenossen, die als Aufsichts- oder Apparatbeamte eines Tele- 
graphen- oder Fernsprechamts mit der Abwicklung des Auslandsverkehr* 
Befassung hatten, werden die Wahrnehmung gemacht haben, daß man mit 
den auf der Schule erworbenen Kenntnissen in der französischen Sprache 
an den Auslandsleitungen häufig nicht recht auskommt, da die telegraphische 
Dienstsprache, hauptsächlich infolge des Strebens nach möglichster Kürze, 
vielfach Wendungen enthält, die man in den gewöhnlichen Wörterbüchern 
vergeblich suchen würde. An diesem Punkte setzt das vorliegende Buch 
ein; es will die Beamten mit den Besonderheiten des dienstlichen Tele- 
grammstils usw. bekanntmachen, deren Kenntnis für den Dienst an den 
Auslandsleitungen notwendig ist. Das Werk enthält in den ersten beiden 
Teilen ein auf Grund praktischer Erfahrungen zusammengestelltes deutsch- 
französisches und französisch - deutsches Wörterverzeichnis; im dritten 
Teile wird eine reichhaltige, übersichtlich angeordnete Sammlung von 
Mustern für Dienstnotizen gegeben; im vierten, neu aufgenommenen 
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Teile finden sich u. a. Nachweisungen zur Umrechnung von Nachsendungs- 
gebühren und Eilbotenlöhnen sowie eine Zusammenstellung der Namen von 
Ländern, Städten und Flüssen, die im Deutschen und Französischen ab- 
weichend benannt werden. Ein Anhang enthält eine Anleitung für den 
Gebrauch der französischen »Hughessprache«, deren Abkürzungen, Buch- 
stabenumstellungen und andere Eigentümlichkeiten ebenso wie die der 
deutschen Hughessprache keinen festen Regeln unterliegen; die aus der 
Erfahrung gegebenen Ratschläge sind daher um so beachtenswerter. 



Die Uhr. G rundlagen und Technik der Zeitmessung. Von 
Reg. - Bauführer a. D. H. Bock, Ingenieur und Lehrer am Staat- 
lichen Technikum zu Hamburg. 136 Seiten mit 47 Abbildungen 
im Text. 216. Bändchen der Sammlung wissenschaftlich -gemein- 
verständlicher Darstellungen aus »Natur und Geisteswelt«. Druck 
und Verlag von B. G. Teubner in Leipzig, 1908. Preis geh. 
1 Mark, geb. 1 Mark 25 Pf. 

Noch vor wenigen Jahrzehnten hatte die Zeit bei weitem nicht den Wert 
und die Bedeutung wie gegenwärtig, wo Eisenbahnen, Telegraphen und Fern- 
sprecher in vielen Beziehungen sozusagen neue Maße für Zeit und Entfernung 
geschaffen haben. Um so willkommener wird ein Werk sein, das wie das 
vorliegende über alle Fragen der Zeitmessung knapp und klar Aufschluß gibt. 

Vom Wesen und der Entstehung des Zeitbegriffs ausgehend, behandelt 
der Verfasser zunächst die astronomischen Grundlagen der Zeitmessung und 
die Verfahren zur Feststellung der Zeit durch Gestirnbeobachtungen sowie 
zur Ortsbestimmung mittels der Uhr. Sodann folgen von S. 21 an eine 
allgemeine Beschreibung der Uhr und Erläuterungen der für ihre Theorie 
in Betracht kommenden physikalischen Gesetze; die nächsten Kapitel be- 
schäftigen sich mit der Technik der Zeitmesser im einzelnen. Weiter werden 
auf etwa 20 Seiten die Zeitverteilungssysteme behandelt, ein Gebiet, auf dem 
die Elektrizität unbeschränkt herrscht. Es werden hierbei unterschieden: 
Augen- und Ohrmethode, unter welche die Übermittlung der Zeit auf den 
Telegraphen- und Fernsprechleitungen fällt, ferner die rein selbsttätig wir- 
kenden Systeme der Minutenspringer, der zeitweise erfolgenden Kontrolle — 
das bekannteste System dieser Art ist das der Gesellschaft »Normalzeit« — 
und der sympathetischen Kupplung der Nebenuhren. Das Schlußkapitel 
enthält bemerkenswerte Angaben über die Gangergebnisse der Uhren. 

Das anregend geschriebene Buch wird von jedem Gebildeten mit Nutzen 
gelesen werden. 
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Maßnahmen zur Bekämpfung gemeingefährlicher Krank- 
heiten im Post- und Telegraphenverkehr. 

• 

Die Bekämpfung des Aussatzes (Lepra), der asiatischen Cholera, des 
Fleckfiebers (Flecktyphus), des Gelbfiebers, der Pest (orientalischen Beulen- 
pest) und der Pocken (Blattern) — der gemeingefährlichen Krankheiten — 
ist, wie bekannt, reichsgesetzlich geregelt durch das Gesetz, betreffend die 
Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, vom 30. Juni 1900 (Reichs- 
Gcsetzbl. 1900, S. 306) — Reichs -Seuchengesetz — . 

Als unerläßliche Vorbedingung für seuchenpolizeiliches Vorgehen gegen 
derartige Krankheiten gilt die Einführung der Anzeigepflicht. Im Rcichs- 
Seuchengesetz ist daher bestimmt, daß bei Erkrankungen und Todesfällen 
an einer gemeingefährlichen Krankheit oder beim Vorliegen des Verdachts 
einer solchen Krankheit der zuständigen Polizeibehörde unverzüglich An- 
zeige zu erstatten ist (§ 1). Zur Anzeige sind verpflichtet: der zugezogene 
Arzt, der Haushaltungsvorstand, jede sonst mit der Behandlung oder 
Pflege des Erkrankten beschäftigte Person, derjenige, in dessen Wohnung 
oder Behausung der Erkrankungs- oder Todesfall sich ereignet hat, und, 
sofern eine amtliche Leichenschau eingeführt ist, der Leichenschauer. Die 
Verpflichtung der außer dem behandelnden Arzte genannten Personen tritt 
nur dann ein, wenn ein früher genannter Verpflichteter nicht vorhanden ist 
<§ 2). Die Anzeige kann mündlich oder schriftlich erstattet werden. Von 
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den Polizeibehörden werden auf Verlangen Meldekarten für schriftliche 
Anzeigen unentgeltlich verabfolgt (§ 4). Werden zu den Meldungen von 
den Anzeigepflichtigen unfrankierte Postkarten benutzt, die im voraus von 
der Polizeibehörde mit dem Abdruck ihres Dienstsiegels oder -stempeis und 
dem Vermerke »Portopflichtige Dienstsache« versehen sind, so soll nach 
Bestimmung des Reichs- Postamts das für unfrankierte Sendungen vor- 
geschriebene Zuschlagporto nicht erhoben werden. 

Die Polizeibehörde muß, sobald sie von dem Ausbruch oder dem Ver- 
dachte des Auftretens einer gemeingefährlichen Krankheit Kenntnis erhalt, 
den zuständigen beamteten Arzt benachrichtigen. Dieser hat alsdann un- 
verzüglich an Ort und Stelle Ermittlungen über die Art, den Stand und 
die Ursache der Krankheit vorzunehmen und der Polizeibehörde eine Er- 
klärung darüber abzugeben , ob der Ausbruch der Krankheit festgestellt 
oder der Verdacht des Ausbruchs begründet ist (§ 6). In jedem dieser 
Fälle hat die Polizeibehörde alsbald die erforderlichen Schutzmaßregeln zu 
treffen (§ 8). Als solche sind u. a. folgende Absperrungs- und Aufsichts- 
maßregeln vorgesehen. 

1. Kranke und krankheits- oder ansteckungsverdächtige Personen können 
einer Beobachtung unterworfen werden. Eine Beschränkung in der Wahl 
des Aufenthalts oder der Arbeitstätte ist zu diesem Zwecke nur bei Per- 
sonen zulässig, die obdachlos oder ohne festen Wohnsilz sind oder berufs- 
oder gewohnheitsmäßig umherziehen (§ 12). 

2. Es kann angeordnet werden, daß zureisende Personen, sofern sie sich 
innerhalb einer zu bestimmenden Frist vor ihrer Ankunft in Ortschaften 
oder Bezirken aufgehalten haben, in denen eine gemeingefährliche Krankheit 
ausgebrochen ist, nach ihrer Ankunft der Ortspolizeibehörde zu melden 
sind (§ 13). 

3. Für kranke und krankheits- oder ansteckungsverdächtige Personen 
kann eine Absonderung angeordnet werden. Die Absonderung kranker 
Personen hat derart zu erfolgen, daß der Kranke mit anderen als den zu 
seiner Pflege bestimmten Personen, dem Arzte oder dem Seelsorger nicht 
in Berührung kommt, und eine Verbreitung der Krankheit tunlichst ausge- 
schlossen ist. Angehörigen und Urkundspersonen ist, insoweit es zur Er- 
ledigung wichtiger und dringender Angelegenheiten geboten ist, der Zutritt 
zu dem Kranken unter Beobachtung der erforderlichen Maßregeln gegen 
eine Weiterverbreitung der Krankheit gestattet. Auf die Absonderung 
krankheits- oder ansteckungsverdächtiger Personen finden diese Bestimmungen 
sinngemäße Anwendung. 

4. Wohnungen oder Häuser, in denen erkrankte Personen sich befinden, 
können kenntlich gemacht werden (§ 14). 

5. Für Ortschaften und Bezirke, die von einer gemeingefährlichen 
Krankheit befallen oder bedroht sind, können 

a) hinsichtlich der gewerbsmäßigen Herstellung, Behandlung und Auf- 
bewahrung sowie hinsichtlich des Vertriebs von Gegenständen, 
welche geeignet sind, die Krankheit zu verbreiten, eine gesundheits- 
polizeiliche Überwachung und die zur Verhütung der Verbreitung 
der Krankheit erforderlichen Maßregeln angeordnet werden; die 
Ausfuhr von Gegenständen der bezeichneten Art darf aber nur für 
Ortschaften verboten werden, in denen Cholera, Fleckfieber, Pest 
oder Pocken ausgebrochen sind, 

b) die in der Schiffahrt, der Flößerei oder sonstigen Transportbetrieben 
beschäftigten Personen einer gesundheitspolizeilichen Überwachung 
unterworfen, und kranke, krankheits- oder ansteckungsverdächtige 
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Personen sowie Gegenstände, von denen anzunehmen ist, daß sie 
mit dem Krankheitstoffe behaftet sind, von der Beförderung aus- 
geschlossen werden (§ 15). 

6. Für Gegenstände und Räume, von denen anzunehmen ist, daß sie 
mit dem Krankheitstoffe behaftet sind, kann eine Desinfektion angeordnet 
werden. Für Reisegepäck und Handelswaren ist bei Aussatz, Cholera und 
Gelbfieber die Anordnung der Desinfektion nur dann zulässig, wenn die 
Annahme, daß die Gegenstände mit dem Krankheitstoffe behaftet sind, 
durch besondere Umstände begründet ist. Ist die Desinfektion nicht aus- 
führbar oder im Verhältnisse zum Werte der Gegenstände zu kostspielig, 
so kann die Vernichtung angeordnet werden (§ 19). 

7. Zur Verhütung der Einschleppung der gemeingefährlichen Krank- 
heiten aus dem Auslande kann auf Beschluß des Bundesrats der Einlaß 
der Seeschiffe von der Erfüllung gesundheitspolizeilicher Vorschriften ab- 
hängig gemacht sowie 

a) der Einlaß anderer dem Personen- oder Frachtverkehr dienenden 
Fahrzeuge, 

b) die Ein- und Durchfuhr von Waren und Gebrauchsgegenständen, 

c) der Eintritt und die Beförderung von Personen, die aus dem von 
der Krankheit befallenen Lande kommen, 

verboten oder beschränkt werden (§ 24). 

Für den Eisenbahn-, Post- und Telegraphen verkehr sowie für Schiff- 
fahrtsbetriebe f die im Anschluß an den Eisenbahnverkehr geführt werden 
und der staatlichen Eisenbahnaufsichtsbehörde unterstellt sind, liegt die 
Ausführung der nach Maßgabe des Reichs-Seuchengesetzes zu ergreifenden 
Schutzmaßregeln ausschließlich den zuständigen Reichs- und Landesbehörden 
ob. Inwieweit die auf Grund dieses Gesetzes polizeilich angeordneten Ver- 
kehrsbeschränkungen und Desinfektionsmaßnahmen 

1. auf Personen, die während der Beförderung als krank, krankheits- 
oder ansteckungsverdächtig befunden werden, 

2. auf die im Dienste befindlichen oder aus dienstlicher Veranlassung 
vorübergehend außerhalb ihres Wohnsitzes sich aufhaltenden Be- 
amten und Arbeiter der Eisenbahn-, Post- und Telegraphenver- 
waltungen sowie der genannten Schiffahrtsbetriebe 

Anwendung finden sollen, bestimmt der Bundesrat (§ 40). 

Zum Reichs-Seuchengesetze hat der Bundesrat bis jetzt Ausführungs- 
bestimmungen in betreff des Aussatzes, der Cholera, des Fleckfiebers, 
der Pest und der Pocken ergehen lassen. Darin sind die näheren Vor- 
schriften enthalten, in welcher Weise die Beobachtung oder die Absonderung 
der Kranken und der krankheits- oder ansteckungsverdächtigen Personen zu 
erfolgen hat. 

Beim Auftreten der Cholera, des Fleckfiebers, der Pest und der Pocken 
haben nach diesen Ausführungsbestimmungen die Polizeibehörden der von einer 
der Krankheiten ergriffenen Ortschaften dafür zu sorgen, daß Gegenstände, 
von denen nach dem Gutachten des beamteten Arztes anzunehmen ist, daß 
sie mit dem Ansteckungstoffe behaftet sind, vor wirksamer Desinfektion 
nicht in den Verkehr gelangen. Insbesondere ist für Ortschaften oder Be- 
zirke, in denen Erkrankungen gehäuft auftreten, die Ausfuhr von ge- 
brauchter Leibwäsche, alten und getragenen Kleidungstücken, gebrauchtem 
Bettzeuge, Hadern und Lumpen aller Art und alten Papierabfällen, bei 
Cholera auch von Milch, zu verbieten. 

47* 



Digitized by Google 



7i6 



Maßnahmen zur Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten usw. 



Einfuhrverbote gegen inländische, von einer dieser vier Krankheiten be- 
fallene Ortschaften sollen nicht zulässig sein. Das Verbot der Einfuhr be- 
stimmter Waren und anderer Gegenstände aus dem Auslande richtet sich 
ausschließlich nach den Vorschriften, die der Bundesrat in betreff des 
Verbots oder der Beschränkung der Ein- und Durchfuhr von Waren und 
Gebrauchsgegenständen erlassen hat, und die gegebenenfalls durch den 
Reichskanzler oder durch die Landesregierung des zunächst bedrohten 
Bundesstaats in Vollzug gesetzt werden. 

Für gebrauchtes Bettzeug, Leibwäsche und getragene Kleidungstücke, 
die aus einer von der Krankheit betroffenen Ortschaft stammen und noch 
nicht wirksam desinfiziert worden sind, kann eine Desinfektion angeordnet 
werden. Im übrigen ist eine Desinfektion von Gegenständen des Güter- 
und Reiseverkehrs einschließlich der von Reisenden getragenen Wäsche- 
und Kleidungstücke nur dann geboten und zulässig, wenn die Gegenstände 
nach dem Gutachten des beamteten Arztes als mit dem Ansteckungstoffe 
behaftet anzusehen sind. 

Weitergehende Beschränkungen des Gepäck- und Güterverkehrs sowie 
des Verkehrs mit Post- (Brief- und Paket-) Sendungen sind nicht zulässig. 

Die Ausführungsbestimmungen des Bundesrats enthalten für alle fünf 
Krankheiten ausführliche Desinfektionsanweisungen, die die anzuwendenden 
Desinfektionsmittel, die zu desinfizierenden Gegenstände und die Art der 
Ausführung der Desinfektion bezeichnen, ferner »Grundsätze für Maß- 
nahmen im Eisenbahnverkehre«, die beim Auftreten der Cholera, des Fleck- 
fiebers, der Pest oder der Pocken maßgebend sein sollen. Nach diesen 
Grundsätzen findet in solchem Falle eine allgemeine und regelmäßige Unter- 
suchung der Reisenden nicht statt; es werden jedoch dem Eisenbahn- 
personale bekanntgegeben: die Stationen, auf denen Arzte sofort erreichbar 
und zur Verfügung sind, sowie die Stationen, wo geeignete Kranken- 
häuser zur Unterbringung von Fleckfieberkranken bereitstehen (Kranken- 
übergabestationen). Ein Verzeichnis dieser Stationen, nach der geographischen 
Reihenfolge der Stationen geordnet, wird jedem Führer eines Zuges, der 
zur Personenbeförderung dient, übergeben. 

Eine Beschränkung des Eisenbahngepäck- und Güterverkehrs soll, ab- 
gesehen von den für einzelne Gegenstände ergehenden Ausfuhr- und Ein- 
fuhrverboten, nicht stattfinden. 

Ist eine ärztliche Überwachung der Reisenden an der Grenze angeordnet, 
so erfolgt auf den Zollrevisionstationcn auf ärztliche Anordnung zwangs- 
weise die Desinfektion von gebrauchter Leibwäsche, getragenen Kleidungs- 
stücken, gebrauchtem Bettzeug und sonstigen Gegenständen, die zum Gepäck 
eines Reisenden gehören oder als Umzugsgut anzusehen sind und aus einem 
verseuchten Bezirke stammen, sofern sie nach ärztlichem Ermessen als mit 
dem Ansteckungstoffe behaftet zu erachten sind. Im übrigen ist eine 
Desinfektion von Expreß-, Eil- und Frachtgütern — auch auf den Zoll- 
revisionstationen — nur auf Anordnung der Ortsgesundheitsbehörde vor- 
zunehmen. Briefe und andere Schriftstücke, Drucksachen, Bücher, Zeitungen, 
Geschäftspapiere usw. unterliegen keiner Desinfektion. 

Aus der den »Grundsätzen für Maßnahmen im Eisenbahnverkehre« bei- 
gegebenen »Anweisung über die Behandlung der Eisenbahn- Personen- und 
Schlafwagen« ist hervorzuheben, daß während des Ausbruchs einer der vier 
Krankheiten im Inland oder in einem benachbarten Gebiete für besonders 
sorgfältige Reinigung und Lüftung der dem Personenverkehr dienenden 
Wagen Sorge getragen werden soll, und daß ein Personenwagen, in dem 
ein Kranker sich befunden hat, sofort außer Dienst zu stellen und der 
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nächsten mit den nötigen Einrichtungen versehenen Station zur Desinfektion 
zu überweisen ist. Bei Choleragefahr sollen ferner die in den Zügen be- 
findlichen Bedürfnisanstalten regelmäßig desinfiziert werden. Die Be- 
stimmungen dieser Anweisung, die auch ausführliche Vorschriften über 
die zu benutzenden Desinfektionsmittel und die Ausführung der Desinfektion 
enthält, sollen sinngemäß Anwendung finden bei Erkrankungen von Zug- 
und Postbeamten in den von ihnen benutzten Gepäck- und Postwagen. 

Im Verlage von Julius Springer in Berlin, Monbijouplatz 3, sind fünf 
Anweisungen zur Bekämpfung des Aussatzes, der Cholera, des Fleckfiebers, 
der Pest und der Pocken (amtliche Ausgaben) erschienen, in denen die Be- 
stimmungen des Reichs-Seuchengesetzes und die Ausführungsbestimmungen 
des Bundesrats übersichtlich zusammengestellt sind. Sie dienen im ganzen 
Reichsgebiete den Behörden bei der Bekämpfung der genannten Krankheiten 
als Richtschnur. 

Eine Zusammenstellung der den Eisenbahnverkehr betreffenden 
Bestimmungen zur Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten ist vom 
Reichs-Eisenbahnamt als »Anweisung zur Bekämpfung ansteckender Krank- 
heiten im Eisenbahnverkehrca ausgegeben worden, um die einheitliche Durch- 
führung dieser Bestimmungen bei allen Eisenbahnen Deutschlands sicher- 
zustellen und den einzelnen Eisenbahnbehörden und deren Dienststellen die 
Ausführung zu erleichtern. 

Auch die Rcichs-Postverwaltung hat es für geboten erachtet, auf 
Grund des §40 des Reichs-Seuchengesetzes für ihren Bereich Vorschriften 
für den Fall eines Seuchenausbruchs zu erlassen; eine »Anweisung zur 
Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten im Post- und Telegraphen- 
verkehr« ist kürzlich erschienen. Diese Anweisung umfaßt zwölf Para- 
graphen, die folgende Punkte behandeln: grundsätzliche Bestimmungen, 
allgemeine Verpflichtung der Organe der Reichs-Post- und Telegraphenver- 
waltung, Ausschluß kranker oder krankheitsverdächtiger Personen von der 
Beförderung mit den Posten, Maßnahmen zum Schutze des Post- und Tele- 
graphenpersonals, Verfahren bei Erkrankung, Krankheits- oder Ansteckungs- 
verdacht von Beamten usw., Desinfektionen, Maßnahmen gegenüber dem 
Auslände, Postversendungsverkehr, Post- und Telegraphen- Betriebsdienst, 
besondere Bestimmungen für Bahnposten und Posten auf gewöhnlicher 
Straße beim Auftreten der Cholera, des Fleckfiebers, der Pest oder der 
Pocken, Ausschluß weitergehender Verkehrsbeschränkungen und Desinfektions- 
maßnahmen, Meldungen an die oberste Postbehörde. Als Anlagen sind bei- 
gefügt: das Reichs -Seuchengesetz, eine Zusammenstellung der in den 
einzelnen Bundesstaaten als »beamtete Ärzte« geltenden Ärzte und Medizinal- 
beamten, eine Desinfektionsanweisung bei gemeingefährlichen Krankheiten 
im Post- und Telegraphenverkehr und die »Grundsätze für Maßnahmen im 
Eisenbahnverkehre« beim Auftreten der Cholera, des Fleckfiebers, der Pest 
oder der Pocken. 

Die wichtigeren Vorschriften der Anweisung lassen wir hier folgen. 

Beim Auftreten einer gemeingefährlichen Krankheit sowie auch bereits 
im Falle der Krankheitsgefahr sind die Postbehörden und die Verkehrs- 
anstalten sowie die (im folgenden mit »Beamte« bezeichneten) Angehörigen 
der Reichs- Post- und Telegraphenverwaltung verpflichtet, alle behörd- 
lichen Vorschriften und Anordnungen sowie die Anforderungen 
der beamteten Ärzte aufs genaueste zu befolgen und den Polizeibehörden 
sowie den Ärzten auch ohne besondere Aufforderung die zur Bekämpfung 
der Krankheit dienlichen Mitteilungen zu machen. Namentlich muß von 
jeder Erkrankung und jedem Todesfall an einer solchen Krankheit sowie 
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von dem Auftreten des Verdachts einer solchen Krankheit unverzüglich 
der zuständigen Polizeibehörde Mitteilung gemacht werden. Jeden in ihrem 
Haushalte vorgekommenen solchen Hall haben die Beamten unverzüglich 
auch ihrer vorgesetzten Behörde zu melden. 

Von jedem amtlich festgestellten Falle der Erkrankung eines Beamten 
oder einer zu dessen Haushalte gehörigen Person ist der vorgesetzten Ober- 
Postdirektion ungesäumt Anzeige zu erstatten. Dabei ist anzugeben, welche 
Schutzmaßregeln, bei Erkrankungen in dem Haushalte des Beamten auch im 
Hinblick auf den für diesen vorliegenden Ansteckungsverdacht, von den 
Behörden angeordnet worden sind. 

An Aussatz, Cholera, Fleckfieber, Gelbfieber, Pest oder Pocken erkrankte 
oder einer dieser Krankheiten verdächtige Personen sind von der Reise mit 
den ordentlichen Posten (dazu gehören auch die Landpostfahrten) ausge- 
schlossen. Dasselbe gilt von den zur Postbeförderung benutzten Privat- 
Personenfuhrwerken. Kommen solche Erkrankungen der Postreisenden wäh- 
rend der Fahrt vor, so ist am nächsten Kursortc der Ortspolizeibehörde 
hiervon Anzeige zu erstatten. Diese Behörde wird die gebotenen Anordnungen 
treffen. Der Führer oder Begleiter des Wagens hat von dem Vorkommnisse 
der nächsten Postanstalt Meldung zu machen, von der, falls der Seuchen- 
verdacht sich bestätigt, die Desinfektion des Wagens im Benehmen mit der 
Ortspolizeibehörde zu veranlassen ist. 

Von jedem amtlich festgestellten Falle der Erkrankung eines Post- 
reisenden hat die beteiligte Postanstalt der vorgesetzten Ober- Postdirektion, 
tunlichst unter Bezeichnung des Erkrankten nach Namen, Stand usw. sowie 
unter Angabe des Reise- Ausgangspunkts und -ziels sowie der von den 
Behörden getroffenen Maßnahmen, Anzeige zu erstatten. 

In Zeiten der Chol eragcf ahr ist den Gebäuden der Reichs-Post- und 
Telegraphenverwaltung und ihrer Reinhaltung erhöhte Aufmerksamkeit zu- 
zuwenden. Für die Beschaffung von reinem Trink- und Gebrauchswasser, 
für die rasche und tunlichst unterirdische Abführung von Schmutzwässern 
aus der Nähe der Häuser, für die regelmäßige Beseitigung des Hausmülls 
sowie für die Reinhaltung der Abtritte und Pissoire muß besonders Sorge 
getragen werden. Wo eine einwandfreie Wasserversorgung nicht vorhanden 
ist, haben die Verkehrsanstalten für Bereithaltung genügender Mengen ab- 
gekochten Wassers in den Diensträumen usw. zu sorgen. Die Entleerung 
von Abtrittsgruben ist bei Choleragefahr mit besonderer Vorsicht auszu- 
führen, um namentlich Verschleppungen des Grubeninhalts zu vermeiden. 
Höfe, Stallungen, Dungstätten und angrenzendes Gartenland sind von der 
Beschmutzung durch menschliche Ausleerungen freizuhalten. 

In Zeiten der Pestgefahr ist besondere Aufmerksamkeit der Vertilgung 
von Ratten, Mäusen und sonstigem Ungeziefer zuzuwenden. Sobald auf 
einem Post-, Telegraphen- oder Fernsprech -Grundstück unter den Ratten 
und Mäusen (insbesondere in Stallungen, Futtermittellagern u. dgl.) ein auf- 
fälliges Sterben aus unbekannter Ursache beobachtet wird, ist der zuständige 
beamtete Arzt sofort zu benachrichtigen, der eine bakteriologische Unter- 
suchung der Kadaver veranlassen wird. 

In den Post-, Telegraphen- und Fernsprech -Betriebsräumen, Bahnpost- 
wagen usw. sind ausreichende Waschgelegcnheiten zum Gebrauche für 
das Personal bereitzuhalten. Namentlich ist das Bestellpersonal zu gründ- 
lichen Waschungen der Hände vor und besonders nach jedem Bestellgang 
anzuhalten. 

Die Postbehörde muß bei allen in ihrem Dienstbereiche vorkommenden 
Erkrankungen und Todesfällen an einer gemeingefährlichen Krankheit sowie 
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bei dem Auftreten des Verdachts einer solchen Krankheit alsbald nach 
erlangter Kenntnis hiervon den für den Aufenthaltsort des Erkrankten oder 
den Sterbeort zuständigen beamteten Arzt benachrichtigen. Dieser hat 
alsdann die im § 6 des Reichs -Seuchengesetzes vorgeschriebenen Ermitt- 
lungen vorzunehmen und der Postbehürde eine Erklärung darüber ab- 
zugeben, ob der Ausbruch der Krankheit festgestellt oder der Verdacht des 
Ausbruchs begründet ist. 

Beamte der Reichs-Post- und Telegraphenverwaltung, die von einer ge- 
meingefährlichen Krankheit befallen werden, sind alsbald von ihren Dienst- 
geschäften zu entbinden und nach Anordnung des beamteten Arztes ohne 
Verzug abzusondern. Befindet sich die Wohnung des Kranken in einem 
Gebäude, das für den Post-, Telegraphen- oder Fernsprechverkehr benutzt 
wird, so ist der Erkrankte behufs Absonderung tunlichst in ein Kranken- 
haus überzuführen. 

Ansteckungs verdächtige Beamte dürfen zu Beschäftigungen außer- 
halb ihres Wohnsitzes nicht verwendet werden. Hält der beamtete Arzt 
<he Absonderung für erforderlich, so sind sie solange als nötig zu be- 
urlauben. 

Bei Pockengefahr ist darauf hinzuwirken, daß in den bedrohten 
Ortschaften alle Beamte, sofern sie nicht die Pocken überstanden haben 
oder durch Impfung hinreichend geschützt sind, sich impfen lassen. Auch 
sind die Beamten aufzufordern, ihre noch ansteckungsfähigen Angehörigen 
schleunigst impfen zu lassen. 

Gesunde Beamte, in deren Behausung eine gemeingefährliche Krank- 
heit aufgetreten ist, müssen, soweit und solange nach dem Gutachten des be- 
amteten Arztes eine Weiterverbreitung der Krankheit aus dieser Behausung 
durch sie zu befürchten ist, von dem Verkehr mit anderen Personen fern- 
gehalten werden. 

Die Ausführung der Desinfektionen wird von der Polizeibehörde 
veranlaßt, der von dem Postpersonale tunlichst Hilfe zu leisten ist. Post- 
sendungen werden im allgemeinen nicht desinfiziert. 

Im Postversendungsverkehr hat eine Beschränkung des Briefver- 
kehrs nicht stattzufinden. Die Behandlung der Postpakete und des Reise- 
gepäcks unterliegt den beim Auftreten der Cholera, des Fleckfiebers, 
der Pest oder der Pocken ergehenden Ausfuhr- und Einfuhrverboten. 
Die diese Verbote betreffenden Beschlüsse des Bundesrats sind in den 
Ausführungsbestimmungen zum Reichs-Seuchengesetz enthalten und bereits 
angeführt. Die Verpflichtung der Postanstalten zur Beachtung der Aus- 
fuhr- oder Einfuhrverbote bezieht sich auf diejenigen Sendungen, deren 
Inhalt ohne weiteres erkennbar ist. Sendungen, die danach von der 
Ausfuhr oder Einfuhr ausgeschlossene Gegenstände enthalten, dürfen zur 
Beförderung nicht angenommen werden; werden solche Sendungen gleich- 
wohl im Postbetriebe bemerkt, so sind sie wohlverpackt nach dem Auf- 
gabeorte zur Wiederaushändigung an die Absender zurückzuleiten. 

Im Verkehr mit dem Auslande darf der Einlaß der Postfahrzeuge, 
sofern nicht der Bundesrat gemäß § 24 des Reichs- Seuchengesetzes Vor- 
schriften über anderweitige Maßnahmen beschließt, weder verboten noch 
beschränkt werden. 

Hinsichtlich der Cholera und der Pest gilt für den Verkehr mit dem 
Auslande die am 3. Dezember 1903 zu Paris abgeschlossene internationale 
Sanitätsübereinkunft. Danach können die zur Beförderung der Reisenden, 
■der Post und des Reisegepäcks dienenden Eisenbahnwagen an der Grenze nicht 
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zurückgehalten werden. Ist ein solcher Wagen verseucht oder von einem 
Pest- oder Cholerakranken benutzt worden, so wird er zur möglichst 
schleunigen Desinfektion vom Zuge abgehängt. Ebenso ist mit den Güter- 
wagen zu verfahren (Art. 42). Die Maßregeln beim Grenzübergange des 
Eisenbahn- und Postpersonals sollen Sache der beteiligten Verwaltungen 
sein und so getroffen werden, daß sie den regelmäßigen Dienst nicht 
stören (Art. 43). 

In bezug auf den Post- und Telegraphen- Betriebsdienst be- 
stimmt die neue Anweisung, daß bei den Verkehrsanstalten in Orten, in 
denen Erkrankungen vorgekommen, oder die von einer der Krankheiten 
bedroht sind, von den Ober-Postdirektionen, sofern dies nach Ansicht der 
Orts-, Kreis- usw. Behörden geboten erscheint, eine erweiterte Dienstbereit- 
schaft für Postsendungen und Telegramme der mit Bekämpfung der Krank- 
heit betrauten Behörden, Beamten und Ärzte anzuordnen ist. Überhaupt 
sollen die Verkehrsanstalten den Absendern und Empfängern der durch 
die behördlichen Maßnahmen veranlaßten Postsendungen und Telegramme 
das größte Entgegenkommen betätigen und sich insbesondere die unver- 
zögerte und unaufgehaltene Beförderung dieser Gegenstände angelegen sein- 
lassen. 

Die Bestellung von Postsendungen und Telegrammen nach- 
Wohnungen oder Häusern, die von den Behörden als verseucht kenntlich 
gemacht sind, (Reichs-Seuchengesetz § 14), hat zwar nicht zu unterbleiben, 
jedoch dürfen die Post- und Telegraphenbeamten solche Wohnungen oder 
Häuser nicht betreten; hiervon sind die Bewohner mit der Aufforderung 
in Kenntnis zu setzen, dafür Sorge zu tragen, daß die Zustellung auf 
andere geeignete Weise bewirkt werden kann. 

Die nach den Ausführungsbestimmungen des Bundesrats beim Auftreten 
der Cholera, des Fleckfiebers, der Pest oder der Pocken für den Eisen- 
bahnverkehr vorgesehenen Maßnahmen kommen auch für die Bahnposter» 
in Betracht. Die Vorschriften über die Behandlung der Eisenbahn-Personen- 
wagen sollen sinngemäß Anwendung finden nicht allein bei Erkrankunger» 
von Beamten der Bahnposten in den von ihnen benutzten Gepäck- und 
Postwagen, sondern auch bei Erkrankungen des Postpersonals und der 
Postreisenden in den Fahrzeugen der Posten auf gewöhnlicher Straße. Von 
jeder während der Fahrt vorkommenden auffälligen Erkrankung eines 
Beamten der Bahnpost ist dem Zugführer unverzüglich Mitteilung zu 
machen. 

Verkehrsbeschränkungen und Desinfektionsmaßnahmen, die über die 
vorstehend aufgeführten Maßnahmen hinausgehen, finden auf die 
Postreisenden sowie auf das Post- und Telegraphenpersonal, solange der 
Bundesrat Vorschriften darüber nicht erläßt (Reichs-Seuchengesetz § 40), 
keine Anwendung. Es dürfen daher auch Beamte der Reichs-Post- und Tele- 
graphenverwaltung, die sich aus dienstlicher Veranlassung (Aufsichtsdienst, 
Bahnpostdienst, Beförderungsdienst, Leitungsbau) vorübergehend in einem 
von Cholera, Fleckfieber, Pest oder Pocken betroffenen Bezirk oder Orte auf- 
gehalten haben, bei der Rückkehr nach ihrem Wohnorte nicht als zureisende 
Personen im Sinne des § 13 des Gesetzes und als ansteckungsverdächtig 
angesehen werden. 

Falls die höhere Verwaltungsbehörde aber anordnet, daß zureisende 
Personen, die sich vor ihrer Ankunft in einem von einer gemeingefährlichen 
Krankheit betroffenen Bezirk oder Orte aufgehalten haben, nach ihrer An- 
kunft der Ortspolizeibchörde zu melden und einer Beobachtung zu untcr- 
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werfen sind, haben die Vcrkehrsanstalten Vorsorge zu treffen, daß ihre 
Beamten der nach den Verhältnissen gebotenen ärztlichen Überwachung 
unterstehen. 

Die Anweisung zur Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten im 
Post- und Telegraphenverkehr wird, außer bei den Ober-Postdirektionen, im 
allgemeinen nur bei den Verkehrsämtern, wo nötig in mehreren Exemplaren, 
vorrätig gehalten, den Postagenturen aber nur insoweit geliefert, als be- 
sonderer Umstände wegen ein Bedürfnis dazu vorliegt. 

Auch für den Bereich der Königl. Bayerischen und der Königl. Württem- 
bergischen Postverwaltung steht der Erlaß derartiger Anweisungen bevor; 
sie stimmen mit der Dienstvorschrift für das Reichs -Postgebiet insoweit 
übercin, als nicht die bayerischen und württembergischen Verhältnisse 
Änderungen und Ergänzungen erforderlich machen. 



Speiseanstalt für Post- und Telegraphenunterbeamte und 
Telegraphenarbeiter in Frankfurt (Main). 

Von Ober-Postpraktikant Baldow in Frankfurt (Main). 

Die Bestrebungen der sozialen Fürsorge sind seit längerer Zeit vor- 
nehmlich darauf gerichtet, die wirtschaftliche Lage der unteren Klassen 
der Bevölkerung zu verbessern und bestehende Ungleichheiten zu mildern. 
Reich und Bundesstaaten, die eine große Zahl von Personen in ihren 
Diensten haben, nehmen in hervorragender Weise hieran teil und suchen 
durch tätige Fürsorge und Wohlfahrtspflege für ihre Angestellten anderen 
Arbeitgebern ein mustergültiges Beispiel zu geben. Der wichtigste und 
wertvollste Teil der Wohlfahrtspflege im Reiche und in den Bundes- 
staaten ist durch die Gesetzgebung geregelt. Daneben sind aber durch 
nachhaltige Anregung der wirtschaftlichen Selbsthilfe zahlreiche Wohlfahrts- 
anstalten ins Leben gerufen worden, deren segensreiche Einrichtung und 
Wirksamkeit ungeteilten Dank und allgemeine Anerkennung findet. In 
neuester Zeit werden auch die Bestrebungen zahlreicher gemeinnütziger 
Gesellschaften und Vereine, die ihre Tätigkeit auch auf Reichs- und 
Staatsbeamte erstrecken, von Reichs- und Staatsbehörden in jeder Weise ge- 
fördert und durch Gewährung einmaliger oder dauernder Beiträge unterstützt. 

Die Reichs-Post- und Telegraphenverwaltung hat neben der Sorge für 
die Erhaltung der Gesundheit ihres Personals, für Abwendung von Schädi- 
gungen durch Krankheiten und Unfälle, für Besserung der Wohnungsver- 
hältnisse, für Beschaffung gesunder Ubernachtungsräume für das Fahr- 
personal usw. es sich seit langer Zeit angelegen sein lassen, dem Personale, 
das durch Lage und Dauer des Dienstes an der Regelmäßigkeit der Lebens- 
weise behindert ist, bei längerem Dienste die Einhaltung der gewohnten 
Lebensweise tunlichst zu ermöglichen. Zu diesem Zwecke werden in den 
Diensträumen der Verkehrsanstalten Kocheinrichtungen für Rechnung der 
Postkasse beschafft, die den Beamten und Unterbeamten die Zubereitung 
warmer Getränke zu jeder Tages- und Nachtzeit ermöglichen. Bahnhofs- 
postanstalten dürfen solche Kocheinrichtungen beschaffen, um dem Bahn- 
postpersonale fertige Getränke zu liefern. Seit Jahren wird in der be- 
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sonders arbeitreichen Weihnachts- und Neujahrszeit dem während der 
Nacht und im Frühdienst bei größeren Postämtern tätigen Personale heißer 
Kaffee nebst Weißbrot unentgeltlich verabreicht. In neuerer Zeit wird für 
größere Städte angestrebt, dem Personale, vornehmlich den Unterbeamten, 
Gelegenheit zur Erlangung guter und billiger Beköstigung ohne Trinkzwang 
zu gewähren. Hierfür kommen hauptsächlich Speiseanstalten in Betracht, 
wo den Unterbeamten für alle Mahlzeiten (zu billigen Preisen) nahr- 
hafte und gesunde Kost, insbesondere gutes warmes Mittagessen verabfolgt 
wird, ohne daß sie genötigt sind, alkoholische Getränke oder Getränke über- 
haupt zu sich zu nehmen. Von ganz besonderer Wichtigkeit ist eine der- 
artige Einrichtung für die große Zahl der jüngeren unverheirateten Unter- 
beamten, die in Familien wohl Wohnung, nicht aber Beköstigung erhalten 
können und infolgedessen für ihre Mahlzeiten häufig auf das Wirtshaus 
angewiesen sind. 

Solche auf eine bestimmte Klasse von Beamten beschränkte Einrichtungen 
sind schwer lebensfähig zu erhalten, da nicht nur die dargereichte Kost 
durchaus schmackhaft und nahrhaft sein muß, sondern die Preise auch 
erheblich unter denen der sonst aufgesuchten kleinen Wirtschaften bleiben 
müssen, damit der wirtschaftliche Vorteil für die Benutzer ohne weiteres 
in die Augen fällt. 

Im Sinne dieser Bestrebungen hat die O. P. D. in Frankfurt (Main) 
beim Umbau des Postgebäudes an der Zeil eine Speiseanstalt ausschließlich 
für Post- und Telegraphenunterbeamte und Telegraphenarbeiter ins Leben 
gerufen, die nach dem Muster der im Hauptbahnhofe daselbst bestehenden 
Spciseanstalt für Eisenbahnbedienstete eingerichtet ist. Sie wird von der 
Gesellschaft für Wohlfahrtseinrichtungen in Frankfurt (Main) bewirtschaftet, 
einer gemeinnützigen Gesellschaft, die es sich zur Aufgabe gemacht hat, 
dem wirtschaftlich schwachen Teile der Einwohnerschaft Erleichterung in 
der Lebensführung sowie körperliche und geistige Erholung und Kräfti- 
gung zu verschaffen. 

Die Räume für die neue Speiseanstalt liegen im Kellergeschosse des 
westlichen Hofflügels und bestehen aus einem 240 qm großen Speiseraum, 
einer 43 qm großen Küche und einem Vorratsraume von 23 qm für Ge- 
müse, Kartoffeln und sonstige Lebensmittel. Zur Aufbewahrung von 
Brennstoffen ist der Gesellschaft ein großer Keller in der Nähe der Speise- 
anstalt zugewiesen, der einen Vorrat von etwa 100 Zentnern Kohlen auf- 
nehmen kann. Die Räume haben eine lichte Höhe von 2,80 m und liegen 
mit dem Fußboden 2 m unter der Erdoberfläche. Sie erhalten von zwei 
Seiten Luft und Tageslicht. 

Die Ausstattung der Räume ist einfach gehalten. Wände und Decken 
sind weiß gestrichen, der Fußboden besteht aus glattgestrichenem Zement- 
beton. Die innere Einrichtung entspricht derjenigen einfacher Gasthäuser. 
An den einzelnen Tischen, an denen sowohl Stühle wie auch Bänke stehen, 
können 6 bis 12 Personen Platz finden. Im ganzen können gleichzeitig etwa 
100 Personen gespeist werden. Speiseraum und Küche sind durch eine 
Schalteranlage miteinander verbunden, au der die Speisen und Getränke aus- 
gegeben werden. Die Erleuchtung der Räume erfolgt mit Gas, die Beheizung 
durch die Zentralheizungsanlage des Gebäudes. Die Kosten für die bauliche 
Herrichtung und Instandhaltung der Räume hat die Postverwaltung über- 
nommen, während Möbel, Kocheinrichtungen und -gerätschaften sowie das 
Geschirr von der Gesellschaft beschafft und unterhalten werden. 

Für die tägliche Reinigung der Räume sorgt die Gesellschaft. Sie trägt 
auch die Kosten für den Verbrauch an Wasser und an Gas zu Beleuch- 
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tungs- und etwaigen Kochzwecken, für Reinigung des Kochherdes und des 
Schornsteins sowie die Miete für Gas- und Wassermesser. Für die Er- 
wärmung der Räume durch die Zentralheizung wird ein Kostenbeitrag er- 
hoben, der anteilmäßig nach dem Kubikinhalt der Räume und nach den 
wirklichen Kosten für das ganze Gebäude alljährlich festgesetzt wird. 

Die Räume sind der Gesellschaft auf Grund eines Vertrags mietweise 
überlassen, und zwar auf unbestimmte Zeit bei dreimonatiger Kündigungs- 
frist. Da die Spciseanstalt ausschließlich dem Postpcrsonale zugute kommt, 
die Gesellschaft auch für die Einrichtung der Räume zum Wirtschafts- 
betriebe nicht unerhebliche Opfer gebracht hat und durch ihre uneigen- 
nützige Tätigkeit dem dienstlichen Interesse entgegenkommt, ist der Miet- 
betrag so niedrig als möglich bemessen worden. 

Als Wirtschafterin für die Speiseanstalt ist eine Postunterbeamten-Witwe 
angestellt, die mit Unterstützung von vier weiblichen Hilfskräften und 
einem Hausburschen ihres Amtes in der Küche waltet. Die Sorge für 
Aufrechtcrhaltung der Ordnung in der Speiseanstalt ist einem Beamten 
übertragen, dem zur unmittelbaren Beaufsichtigung des Verkehrs in den 
Räumen der Hauswart zur Seite steht. 

Die Benutzung der Speiseanstalt ist auf die Post- und Telegraphen- 
unterbeamten, Telegraphenarbeiter und das aushilfsweise im Unterbeamten- 
dienste beschäftigte Personal beschränkt. Außerhalb der Postverwaltung 
stehenden Personen ist die Benutzung der Spciseanstalt nicht gestattet. 

Die Anstalt ist von 6 Uhr morgens bis 9 Uhr abends geöffnet. Warmes 
Mittagessen wird in der Regel nur in der Zeit von II bis 2 Uhr bereit 
gehalten. Die Gesellschaft hat sich jedoch erboten, warme Kost auch zu 
anderen Zeiten bereitzustellen, wenn die besondere Lage des Dienstes der 
Unterbeamten dies wünschenswert erscheinen lassen sollte. 

Die Speisen und Getränke sind am Ausgabeschalter der Küche in Emp- 
fang zu nehmen, Bedienungspersonal zum Abtragen der Speisen wird nicht 
gestellt. Die Abgabe des Mittagessens erfolgt gegen Gutscheine, die am 
Ausgabeschalter zu kaufen sind. Die Gutscheine bestehen aus zwei Teilen; 
mit dem einen Teile wird zunächst die Suppe allein, auf Grund des anderen 
dann später der zweite Gang des Essens in Empfang genommen. Durch 
diese Einrichtung wird vermieden, daß die Suppe und die übrigen Speisen 
auf einmal abgeholt werden müssen, und daß dann das Fleisch und die 
Zukost erkalten, bevor die meist heiße Suppe verzehrt sein kann. 

Die Speisen und Getränke sind schmackhaft und nahrhaft. Ihre Prüfung 
durch Beauftragte der Postvcrwaltung ist vorbehalten. Die Portionen sind 
reichlich bemessen und genügen dem gewöhnlichen Bcdarfe. Trinkzwang 
besteht nicht. Frisches Trinkwasser steht jederzeit zur Benutzung bereit. 
Auf Lager werden vorwiegend alkoholfreie Getränke gehalten. Der Speise- 
zettel wird durch das Postamt 1 den Verkehrsanstalten am Orte wöchent- 
lich bekannt gegeben. Nach dem Speisezettel wurden in einer Woche ver- 
abreicht 

Sonntag: Reissuppe, Kalbsbraten, Kopfsalat, Kartoffeln. 
Montag: Gerstensuppe, Dämpfbraten, Römischer Kohl, Kartoffeln. 
Dienstag: Erbsensuppe, Hackbraten, grüner Salat, Kartoffeln. 
Mittwoch: Linsensuppe, Kalbsbraten, Kohlrabi, Kartoffeln. 
Donnerstag: Kartoffelsuppe, Kotelett, Rotkraut, Kartoffeln. 
Freitag: Bohnensuppe, Schweinebraten, grüne Bohnen, Kartoffeln. 
Samstag: Suppcnteigsuppe, Ochsenfleisch, Petersilienkartoffeln. 
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Die Preise sind mit der Obcr-Postdirektion vereinbart. Das Preisverzeichnis 
ist dem Personale bekanntgegeben und hängt auch im Speiseraum allgemein 
zugänglich aus; es enthält folgende Angaben 

Speisen: Getränke: 

Suppe, Gemüse, Fleisch, Kar- Kaffee mit Milch ohne Zucker, 

toffeln (Gericht) 35 Pf. (Tasse) 5 Pf. 

Gemüse, Fleisch, Kartoffeln . 30 - desgl. mit 2 Stücken Zucker. 6 - 

Suppe 10 - Schokolade 10 - 

Gemüse, Kartoffeln 12 - Milch 7 - 

Geröstete Kartoffeln 12 - Bouillon 8 - 

Kartoffelsalat 12 - desgl. mit Ei 15 - 

Blut- und Leberwurst (Stück) 10 - Dickmilch (Schale) 10 - 

Fleischwurst - 12 - desgl. mit Zucker und Zimmt 12 - 

Kuchen - 10 - Bier Flasche 10 - 

Gebäck • - 6 - desgl. Flasche 18 - 

Brötchen - 3 - Sodawasser (Flasche) 5 



Brot - 3 - Limonade (Flasche) 10 - 

Butterbrot - 6 - 

Butter - 5 - | 

Handkäse - 5 - j Tabake: 

Eier - 7 - ; Zigarren zu 3, 4, 5, 6, 7, 8 Pf. 

Gurken - 5 - Kautabak 3 Pf. 

Hering, marin - 10 - Rauchtabak fürs Paket 10 und 15 - 

Eine Änderung der Preise darf von der Gesellschaft nicht selbständig 
vorgenommen werden, sie unterliegt vielmehr der Zustimmung der Ober- 
Postdirektion. Die Preise sind so niedrig gehalten, daß ein Geschäfts- 
gewinn für die Gesellschaft ausgeschlossen ist; es werden vielmehr nur die 
Selbstkosten gedeckt. Die Anstalt soll sich selbst erhalten. Auf Gewinn 
kann die Gesellschaft verzichten, weil ihr nicht unerhebliche Mittel zur 
Verfügung stehen, die vollständig für Wohlfahrtspflege Verwendung finden. 

Für die Speiseanstalt werden mehrere Zeitungen geliefert, und zwar 
»Der Arbeiterfreund« in drei Exemplaren, »Die Neue Post« und der 
»Frankfurter General-Anzeiger« in je einem Exemplare, die in dem Speise- 
raum ausliegen und von den Besuchern gern gelesen werden. 

Der von der Ober- Postdircktion mit der Einrichtung der Speiseanstalt 
verfolgte Zweck hat bei den Unterbeamten und den Telegraphenarbeitern 
erfreulicherweise volles Verständnis gefunden. Uberzeugt von den durch 
die Anstalt gebotenen Vorteilen in wirtschaftlicher und gesundheitlicher Be- 
ziehung, haben sie deren Einrichtung dankbar begrüßt und die Anstalt von 
Anfang an stark in Anspruch genommen. An den Werktagen werden 
durchschnittlich 200 Portionen Kaffee und 300 Portionen Mittagessen aus- 
gegeben, außerdem werden noch etwa 200 Tassen Fleischbrühe und 60 bis 
80 1 Milch täglich abgesetzt. An Sonn- und Feiertagen geht der Verbrauch 
zurück, weil insbesondere die Telegraphcnarbeiter dann bei ihren Familien 
außerhalb Frankfurts weilen. Über den Verbrauch der noch weiter zur 
Ausgabe gelangenden Nahrungsmittel sind Aufzeichnungen bisher nicht ge- 
führt worden. Ihr Verbrauch soll sich jedoch gleichfalls auf erfreulicher 
Höhe halten. 

Die größte Zahl der Besucher stellen die unverheirateten Unterbeamten 
der im Gebäude an der Zeil untergebrachten Verkehrsämter und die Tele- 
graphenarbeiter. Indes nehmen auch Unterbeamte anderer Postämter am 
Mittagstischc teil. 
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Infolge der Einrichtung der Spciseanstalt ist die beim Postamt I be- 
stehende allgemeine Kantine für Beamte und Unterbeamte aufgehoben 
worden. Um den Beamten einigen Ersatz zu bieten, ist mit der Gesell- 
schaft vereinbart worden, daß aus der Spciseanstaltsküchc Kaffee. Milch, 
Bouillon, Sodawasser und Limonade an Beamte in den Diensträumen zu 
den nämlichen Preisen abgegeben werden, zu denen die Getränke in der 
Spciseanstalt selbst verabfolgt werden. Voraussetzung ist dabei, daß die 
Getränke aus der Küche abgeholt werden. Auch von dieser Einrichtung 
wird häufig Gebrauch gemacht. 

Nach alledem ist der in Frankfurt gemachte Versuch der Einrichtung 
einer Speiseanstalt für Postunterbeamte durchaus gelungen. Der starke 
Zuspruch beweist, daß sich die Postverwaltung mit dieser Einrichtung einem 
Gebiete praktischer Wohlfahrtspflege zugewendet hat, auf dem noch eine 
weitere segensreiche Entwicklung möglich ist. Da gerade in Frankfurt 
mit seinen ungewöhnlich hohen Lebensmittelpreisen ein besonderes Be- 
dürfnis für die Fürsorge auf diesem Gebiete vorhanden ist. so beabsichtigt 
die Postverwaltung, nach Fertigstellung des in der Ausführung begriffenen 
Post-Um- und Erweiterungsbaues am Hauptbahnhofe für das Postamt 9 
ebenfalls eine Spciseanstalt einzurichten, bei der zweifellos die inzwischen 
gesammelten Erfahrungen Berücksichtigung finden werden. 



Das neue Bundesgesetz über die Organisation 
der Telegraphen- und Telephon Verwaltung in der Schweiz 

vom 16. Dezember 1907. 

Das Post- und das Telegraphenwesen in der Schweiz standen bis zum Jahre 
1867 unter gemeinsamer Verwaltung. Die dann erfolgte Trennung ist bis 
auf den heutigen Tag bestehen geblieben. Neuerdings haben sich zwar 
Bestrebungen geltend gemacht, beide Verwaltungszweige wieder zu ver- 
schmelzen, doch hat man nach längeren Erwägungen davon Abstand ge- 
nommen und sich darauf beschränkt, die Organisation der Telcgraphen- 
und Telephonverwaltung den inzwischen aufgetretenen Bedürfnissen ent- 
sprechend neu zu regeln. Zu dem Zwecke ist das Bundesgesetz vom 
10. Dezember 1907 ergangen. 

Seine wesentlichsten Bestimmungen sind folgende. 

Allgemeine Bestimmungen. 

Dem Bunde steht das ausschließliche Recht zu, elektrische Telegraphen- 
und Fernsprechanlagen in der Schweiz zu errichten und zu betreiben oder 
die Genehmigung zur Errichtung und zum Betriebe solcher Anlagen zu 
erteilen. 

Telegraphenbureaus und Fernsprechstellen sind in solchen Orten einzu- 
richten, deren Verkehr oder deren Bedeutung für staatliche Zwecke es recht- 
fertigen. In der Regel wird ein angemessener Beitrag zu den Kosten in 
Anspruch genommen. Darüber, ob und auf welche Weise der Anschluß an 
das allgemeine Telegraphen- und Fernsprechnetz erfolgt, entscheidet die Tele- 
graphen- und Telephonverwaltung, im Rekursfalle der Bundesrat, der auch 
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über die von den Gemeinden und Privaten zu übernehmenden finanziellen 
Leistungen oder Bürgschaften nähere Vorschriften erläßt. 

Jedermann hat gleiches Recht auf die Benutzung der Telegraphen- und 
Fernsprecheinrichtungen. Privaten gegenüber dürfen keine Ausnahmen ein- 
treten, weder in bezug auf die Gebühren, noch in bezug auf die Schnellig- 
keit der Beförderung und der Bestellung. 

Die oberste leitende Behörde im Telegraphen- und Fernsprechwesen ist 
der Bundesrat. Von ihm gehen alle das Telegraphen- und Fernsprechwesen 
betreffenden Verfügungen aus, soweit er nicht seine Zuständigkeit an das 
Post- und Eisenbahndepartement oder diesem Departement unterstellte Be- 
amte abgetreten hat. 

Der Bundesrat führt die Verhandlungen mit dem Ausland über die 
allgemeinen Telegraphen- und Fernsprechverträge. Die Genehmigung solcher 
Verträge steht jedoch der Bundesversammlung zu. Einzelabkommen mit 
Nachbarstaaten auf Grundlage der allgemeinen Telegraphen- und Fernsprech- 
verträge können vom Bundesrate selbständig genehmigt werden. 

Es wird zwischen Beamten und Angestellten unterschieden. Dem Bundes- 
rate steht das Recht zu, die Telegraphen- und Fernsprechbeamten und die 
Angestellten zu wählen ; er kann aber die Wahl aller oder einzelner Klassen 
von Angestellten dem Post- und Eisenbahndepartement oder der Ober- 
Telegraphen- und Telephondirektion überlassen. 

Die unmittelbare Oberaufsicht über das gesamte Telegraphen- und 
Fernsprechwesen ist Sache des Post- und Eisenbahndepartements. 

Zent ralver waltung. 

An der Spitze des Telegraphen- und Fernsprechwesens steht der Ober- 
Telcgraphendirektor (früher die Telegraphendirektion in Bern) mit einem 
Adjunkten als Stellvertreter. 

Telegraphen- und Telephonkreise. 

Das Telegraphen- und Fernsprechnetz mit den zugehörigen Telcgraphen- 
und Telephonbureaus wird (wie bisher) in sechs Kreise eingeteilt, deren 
Abgrenzung der Bundesrat festsetzt und nach Bedürfnis abändern kann. An 
der Spitze eines jeden Kreises steht ein Direktor (früher Inspektor), dem 
die administrative und technische Leitung obliegt. 

Die Fernsprechnetze und ebenso die Telegraphen- und Telephonbureaus 
zerfallen in solche 1., II. und III. Klasse. 

Die in den Telegraphenkreiscn vorhandenen Telephonnetze I. und II. Klasse 
bilden mit den in ihren Bereich fallenden Telegraphen- und Fernsprech- 
linicn Gruppen der betreffenden Kreise und stehen unter der administrativen 
und technischen Leitung von Telephonchefs, die der Kreisdirektion unter- 
stellt sind. Den Telephonchefs kann die Überwachung der technischen Ein- 
richtungen und des Dienstbetriebs benachbarter Telephonnetze III. Klasse 
sowie die Einrichtung und Unterhaltung von Telegraphenbureaus III. Klasse 
mitübertragen werden. 

In größeren Orten bestehen Telegraphen- und Telephonbureaus I.Klasse; 
sie sind selbständige Dienststellen und werden von besonderen verantwort- 
lichen Beamten (Bureauchefs, Telephonchefs) geleitet. Als Bureaus II. Klasse 
gelten die mit mehreren Beamten besetzten kleineren Bureaus, bei denen Tele- 
graphen- und Fernsprechdienst unter dem gleichen Bureauvorstande ver- 
einigt ist, sowie die selbständigen Telegraphen- und Telephonbureaus, die 
mit dem Bureauvorstande nicht mehr als vier Beamte zählen. Dem Bundes- 
rat ist es vorbehalten, je nach den örtlichen Verhältnissen den Telcgramm- 
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bestellungsdienst durch besondere, von der Verwaltung bezahlte Boten wahr- 
nehmen oder mittelbar durch den Bureauvorstand für dessen Rechnung 
besorgen zu lassen. 

Zu den Bureaus III. Klasse zählen alle übrigen Bureaus mit nur einem 
Beamten, dem die Verpflichtung zur Telegrammbestellung obliegt, und der 
hierzu etwa nötige Hilfskräfte für eigene Rechnung zu unterhalten hat. 
Kleinere Bureaus und Zentralstationen III. Klasse können Personen über- 
tragen werden, die noch einen Nebenberuf ausüben oder ein anderes Amt 
bekleiden. In Klasse III fallen auch die Umschaltestationen mit und ohne 
Telegraphendienst. Im allgemeinen soll der Post-, Telegraphen- und 
Fernsprechdienst bei den Bureaus II. und III. Klasse und bei den Ablagen 
in einem Bureau vereinigt oder wenigstens in demselben Gebäude unter- 
gebracht sein. Über alle Fragen, die das Personal, die Aufsicht und die 
räumlichen Angelegenheiten bei den vereinigten Dienststellen betreffen, hat 
eine Verständigung mit der Postvcrwaltung stattzufinden. Kommt eine 
solche nicht zustande, so hat das Post- und Eisenbahndepartement zu ent- 
scheiden. 

Besoldung der Beamten usw. 
Die Beamten der Zentralverwaltung und der Kreis-Telegraphendirektionen 
sind im Gesetze lediglich nach Besoldungsklassen unterschieden. Für die 
Beamten und Angestellten der Telegraphen- und Telephonbureaus dagegen 
sind die Gehaltsbezüge im einzelnen ausgebracht. Hier ist besonders be- 
merkenswert, daß die Telephonchefs I. Klasse höhere Bezüge erhalten als 
die Vorsteher der Telegraphenbureaus I. Klasse (5500 Fr. gegen 4800 Fr. jähr- 
lich). Diese sind im Gehalt den Chefs der vereinigten Telegraphen- und Tele- 
phonbureaus II. Klasse sowie der selbständigen Telegraphenbureaus II. Klasse 
gleichgestellt. Hieraus erhellt, daß das Fernsprechwesen in den größeren 
Orten der Schweiz an Wichtigkeit und Bedeutung die Telegraphie überragt. 

Wahl der Beamten und Angestellten. 
Die Beamten und ständigen Angestellten der Telegraphen- und Telcphon- 
verwaltung werden auf eine Amtsdauer von drei Jahren gewählt. Arbeiter, 
die drei Jahre lang ununterbrochen im Dienste der Bundesverwaltung ge- 
standen haben, können in die Klasse der Angestellten eingereiht werden. 

Verletzung des Telegraphen- und Telephonregals. 
Als eine Verletzung des Telegraphen- und Telephonregals wird be- 
trachtet: 

a) die Errichtung und der Betrieb einer das Eigentum dritter in An- 
spruch nehmenden Telegraphen- oder Telephonanlage oder einer 
anderen Schwachstromleitung, ohne daß die zuständige Bundes- 
behörde eine Genehmigung erteilt hat; 

b) die Benutzung einer staatlich genehmigten elektrischen Schwach- 
stromanlage zu einem anderen als dem in der Genehmigung ange- 
gebenen Zwecke; 

c) die Benutzung eines Teilnehmeranschlusses oder einer Zweigverbin- 
dung für einen anderen als den geschäftlichen oder familiären Ver- 
kehr des Teilnehmers selbst; 

d) die Verbindung fremder Apparate oder Leitungen mit denen der 
eidgenössischen Verwaltung ohne deren Zustimmung; 

e) die mißbräuchliche Benutzung der eidgenössischen Telegraphen- und 
Telephonanlagen sowie der Eisenbahntelegraphen- und Telephon- 
leitungen zur gebührenfreien Beförderung privater Mitteilungen. 
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Verletzungen des Telegraphen- und Telephonregals werden mit Bußen 
von i bis 500 Fr. belegt. Im Wiederholungsfälle kann die Strafe auf 
2000 Fr. erhöht werden. Die Bußen werden auf dem Verwaltungswege 
durch das Pest- und Eisenbahndepartement festgesetzt. Dieses ist befugt, 
seine Straf Zuständigkeit bis zum Betrage von 100 Fr. den Telegraphen- 
und Telephonbeamten zu übertragen. Wenn der Übertreter die Straffest- 
setzung nicht anerkennt, ist die Angelegenheit vom Post- und Eisenbahn- 
departement dem zuständigen Gerichte zur Aburteilung zu überweisen. Von 
allen erlegten Bußen erhält die die Anzeige erstattende Person ein Drittel, 
der Rest fällt der Bundeskasse zu. Die eidgenössischen Beamten und An- 
gestellten sowie die Polizeibehörden der Kantone sind verpflichtet, bei Ent- 
deckung und Verfolgung von Straffällen tätig mitzuwirken. Die zuständige 
Kantonalbehörde hat den unerlaubten Telegraphen- und Fernsprechbetrieb 
durch Beseitigung der Leitungen und Beschlagnahme der Apparate sofort 
aufzuheben. 



Der gegenwärtige Stand der Luftschiffahrt. 

Von Ober- Postinspektor Heß in Berlin. 
(Schluß.) 

Von den freifliegenden Ballons unterscheiden sich die lenkbaren Luft- 
schiffe schon rein äußerlich durch die Gestalt des Tragkörpers. 
Während bei den freifliegenden Ballons naturgemäß die Kugelgestalt be- 
vorzugt wird, hat man den Tragkörpern der lenkbaren Fahrzeuge von 
jeher eine längliche Gestalt gegeben, die bald einem Torpedo, bald einer 
Zigarre, bald einem Fische — mit kurzem stumpfen Kopfe und langem 
spitz auslaufenden Hinterteil — ähnelte. Die Fischform besitzt nicht nur sehr 
günstige Widerstandsverhältnisse bei Durchdringung der Luft, sondern erleich- 
tert auch die Aufgabe, den Körper des Fahrzeugs in gleichmäßigem, gerad- 
linigem Fluge zu führen, was erfahrungsgemäß außerordentlich wichtig ist. 
Diese letzte Aufgabe wird weiter erreicht durch sogenannte » Stabil i- 
sierungs- oder Dämpfungsflächen« am hinteren Ende des Fahrzeugs, 
die ähnlich den Federn eines Pfeiles angeordnet sind und schon bei dem 
ersten wirklich lenkbaren Luftschiffe, dem des Hauptmann Renard in Paris. 
1884 Verwendung gefunden hatten. Dem Tragkörper wird seine Bewegung 
durch sogenannte »Luftschrauben« erteilt, die den bei Seeschiffen 
gebräuchlichen Schrauben nachgebildet sind. Sie haben zwei . drei 
oder vier Flügel und werden aus Stahlblech. Aluminium. Blech, Holz oder 
aus mit Stoff überzogenen Rahmen gefertigt. Eine Abweichung hiervon 
zeigt nur das Parseval-Luftschiff, bei dem die Schraubenflügel nicht aus 
steifem Materiale, sondern aus sehr kräftigem Leinenstoffc hergestellt sind, 
der durch eingelegte eiserne Seile und Stahlleisten ziemlich schwer gemacht 
wird. Erst bei der Bewegung werden die Flügel durch die Zentrifugal- 
kraft ausgebreitet und sodann gespannt erhalten. Ein wichtiges Erfordernis 
für den Tragkörper eines MotorluftschifFs besteht darin, daß er äußerlich 
keine Falten zeigt, vielmehr stets »prall« ist. Zu diesem Zwecke besitzen 
alle lenkbaren Luftschiffe, mit Ausnahme der Zeppelinschen, einen oder 
zwei große, im Inneren des Ballons auf dem Boden liegende Säcke, auch 
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»Ballonets« genannt, die durch Aufblasen mit Luft gefüllt werden 
können. Bei Gasverlusten wird durch Einpumpen von Luft in diese Säcke 
der Inhalt ausgeglichen und außerdem ein innerer Uberdruck erzeugt, der 
dazu hilft, dem Tragkörper eine stets tadellose äußere Gestalt zu verleihen. 
Der wichtigste Teil des Luftschiffs — seine »Seele«, wie sich Major 
von Parseval ausdrückt — ist der Motor. Dieser muß betriebsicher 
sein, darf nur wenig Raum einnehmen und möglichst geringes Gewicht 
haben. Hier kamen der Motorluftschiffahrt die Fortschritte der Kraft- 
wagenindustrie zugute. Das Gewicht eines zuverlässigen Motors (mit 
Kühler) beträgt heute nur noch 5 kg für I V. S. Die Anforderungen an 
den Motor sind beim Luftschiff aber erheblich größer als beim Kraftwagen. 
Denn während beim Kraftwagen nur selten die höchste Kraftleistung ge- 
fordert wird, ist dies beim Luftschiff in der Regel während der ganzen 
Fahrt der Fall. Daraus erklärt sich auch das häufige Versagen der Mo- 
toren, das namentlich dem Graten Zeppelin so verhängnisvoll wurde. 
Zur Verwendung kommen ausschließlich Benzinmotoren. 

Die einzelnen Systeme der a erostatischen lenkbaren Fahr- 
zeuge weichen hauptsächlich durch die Bauart, die angewandt wird, 
um das Luftschiff möglichst unverändert in seiner Form zu erhalten, 
ferner durch die Zahl und die Art der Anbringung der Schraubenflügel 
und durch die Art der Höhensteuerung voneinander ab. Der erste Ge- 
sichtspunkt ist maßgebend für die Unterscheidung, die sich heute am 
meisten eingebürgert hat, nämlich in die drei Klassen des starren, 
halbstarren und unstarren Systems. Bei dem starren und dem halb- 
starren Systeme werden zur Versteifung der Ballons lange, brückenähnliche 
Träger aus Stahl, Aluminium oder Holz verwendet, die bei dem starren 
System in den Tragkörper selbst eingebaut sind, ihn ganz ausfüllen und 
daher mit ihm ein untrennbares Ganzes bilden, während sie bei dem halb- 
starren System unter dem Ballon befestigt und abnehmbar eingerichtet sind. 
Bei dem unstarren Systeme findet eine Versteifung durch Träger überhaupt 
nicht statt; die nötige Starrheit des Tragkörpers wird vielmehr ausschließ- 
lich durch inneren Überdruck hergestellt. 

Das starre System wird einzig und allein durch die Flugschiffe 
des Grafen Zeppelin vertreten. Diese gehen , wie wir schon aus den An- 
gaben über ihren Kubikinhalt gesehen haben, in ihren Größenverhält- 
nissen weit über die aller anderen bisher erbauten Luftfahrzeuge hinaus. 
»Zeppelin 1 « in seiner ursprünglichen Gestalt war 128 m lang bei 11,6 m 
Durchmesser. »Zeppelin 2« 126 m lang bei 11,7m und »Zeppelin 3« eben- 
falls 126 m lang bei 11.8m Durchmesser; »Zeppelin 4« war sogar 136 m 
lang und hatte einen Durchmesser von 13 m. Der neue »Zeppelin 1« hat 
nach seinem Umbau annähernd die gleiche Länge erhalten, wie der ver- 
unglückte »Zeppelin 4«; sein Durchmesser beträgt jetzt 11,7 m. Der eigent- 
liche Tragkörper besteht bei den Flugschiffen Zeppelins aus einem Zylinder 
vom Querschnitt eines Sechzehnecks, dessen Spitzen eiförmig auslaufen. 
Diese Form wird durch ein starres Aluminiumgerippe gebildet und ständig 
erhalten. Jeder Längsträger bildet eine Kante des sechzehneckigen Zy- 
linders und der Spitzen. Die Längsträger sind durch Querrippen so mit- 
einander verbunden, daß diese die Gestalt sechzehneckiger Reifen annehmen. 
Durch die Reifen werden 16 oder 17 einzelne Querabteilungen gebildet, in 
deren jeder sich ein Gasballon befindet. Das ganze Gerippe wird unten 
noch durch einen Trägerbau in der Längsrichtung versteift, der gewisser- 
maßen das Rückgrat der gesamten starren Konstruktion bildet, entsprechend 
dem Kiele eines Schiffes, während — wenn wir bei demselben Bilde 
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bleiben wollen — die Querreifen die Spanten eines solchen darstellen. Über 
das Gerippe ist eine wasserdichte Stoff hülle gelegt, die dem Tragkörper 
stets eine glatte Außenfläche sichert. Auch die untere Längsversteifung ist 
mit Stoff gedeckt und außerdem mit einem Laufstege versehen, durch den 
die an den Zeppelin-Flugschiffen vorhandenen beiden Gondeln miteinander 
verbunden sind, und in dessen Mitte ein Schlafraum eingebaut ist, damit 
sich die jeweilig dienstfreie Mannschaft ausruhen kann. Unter dem 
Verbindungstege läuft auf Schienen ein von der Führergondel aus 
lenkbarer Laufschlitten, der die nötigen Ersatzbestandteile enthält. Diese 
Vorrichtung hat den Vorzug, daß sie gestattet, Gewichtsunterschiede der 
vorderen und hinteren Luftschiff hälfte (z. B. durch Bewegung einer Person 
von einer zur anderen Gondel oder zum Schlafraum usw.) ohne Aus- 
gabe von Gas oder Ballast lediglich durch Verschiebung des Laufschlittens 
sofort auszugleichen. Die Aluminiumgondeln, die unmittelbar unter dem 
zylindrischen Tragkörper angebracht sind, sind sowohl mit diesem wie 
mit dessen unterer Versteifung starr verbunden. Die vordere Gondel 
ist die Führergondel. In jeder Gondel befindet sich ein vierzylindriger 
Daimler- Motor, der zwei Schrauben — eine rechts, eine links vom 
Luftschiffkörper — antreibt. Es sind mithin vier Schrauben vorhanden. 
Die Gondeln sind so eingerichtet, daß sie sich auch schwimmend mit 
dem Luftschiff über eine Wasserfläche fortbewegen können. Die Seitensteuer 
befinden sich am hinteren Teile des Tragkörpers zwischen den Stabi- 
lisationsflächen. Sie bestehen auf jeder Seite aus drei lotrechten, mit Stoff 
bespannten Rahmen und können nach Belieben alle zugleich oder an jeder 
Seite für sich gedreht werden. Die Höhensteucr sind unter dem vorderen 
und dem hinteren Ende des Schiffes angebracht; sie bestehen aus je vier 
Parallelflächen, die genau wie die Seitensteuer gebaut sind, aber in ihrer 
Mittelstellung wagerecht liegen. Die Wirkung der Höhensteuer ist die 
gleiche wie die eines Drachens. Will man z. B. aufwärts fahren, so wird 
die vordere Flächengruppe so gestellt, daß sie die Spitze des Schiffes hebt, 
die hintere Gruppe dagegen so, daß sie das Heck nach unten drückt. Das 
ganze Fahrzeug stellt sich dann schief und fährt, da der Druck der 
Schrauben stets in der Längsachse des Luftschiffs wirkt, sozusagen wie 
auf einer schiefen Ebene aufwärts oder — wenn die Steuer umgestellt 
werden — abwärts in die vom Führer gewollte Höhenlage. 

Die besonderen Eigenarten der Zcppelin-Flugschiffe sind das Ballon- 
Zellensystem, das die Unveränderlichkcit des langen Wagebalkens gewähr- 
leistet, selbst wenn der eine oder der andere der Gasballons Schaden er- 
leiden sollte; ferner die äußere Hülle zur fortgesetzten Durchlüftung, die 
das Ballongas den Temperatureinflüssen, namentlich den Einwirkungen der 
Sonnenstrahlen, entzieht, die Verteilung der Motoren auf zwei Gondeln und 
die einfache Einrichtung der Höhensteuer. Die Zeppelin- Flugschiffe haben 
den weitesten Tätigkeitsbereich (»Aktionsradius«) und sind daher zweifellos vor 
allen anderen für die größten Aufgaben im Flieden wie im Kriege befähigt. 
Sie können eine Mannschaft von zwölf Personen aufnehmen und übertreffen 
hierin alle anderen Luftfahrzeuge bei weitem. Ein Nachteil des Zeppelinschen 
Systems besteht allerdings noch darin, daß es nicht möglich ist, ein F"lug- 
schiff, wenn es fern von seiner Halle landen muß, durch Entleeren der 
Einwirkung des Windes zu entziehen und es im entleerten Zustande zu be- 
fördern. Sollte dies geschehen, so müßte das Aluminiumgerippe gänzlich 
zerlegt werden, was nahezu einer Zerstörung gleichkäme. 

Das zweite Luftschiff, mit dem Deutschland die Erfolge aller anderen Länder 
übertroffen hat, der Parseval-Motorballon, ist der ausgesprochenste Vertreter 
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des unstarren Systems. Der Tragkörper hat hei dem neuesten in Gehrauch 
befindlichen Luftschiffe dieser Art Fischform und ist ungefähr 58 m lang bei 
einem Durchmesser von 9,6 m. Er besitzt drei Pfeilflächen, von denen die 
senkrechte hinten das Steuerruder trägt. Die nötige Starrheit des Trag- 
körpers wird ausschließlich durch Aufblasen erzielt, was durch die tiefe 
Gondelaufhängung wesentlich erleichtert wird. Die im Inneren des Trag- 
körpers befindlichen beiden großen Luftsäcke können, wenn sie vollständig 
aufgeblasen sind, zusammen etwa ein Viertel des Ballonraums einnehmen. 
Durch Einblasen von Luft in diese Säcke wird die Hülle äußerlich »prall« 
erhalten. Außerdem dienen die Säcke für die Zwecke der Höhensteuerung, 
indem man nach Bedarf Luft aus dem einen Sacke aus- und in den anderen 
eintreten läßt und dadurch den Schwerpunkt entsprechend verschiebt. Jeder 
Luftsack hat ein Überdruckventil und einen durch eine Klappe verschließ- 
baren Einlaß. Die Gondel ist nicht starr am Ballon aufgehängt, sondern 
kann wie eine Schaukel vor- und rückwärts pendeln, wobei sie durch eine 
sinnreiche Vorrichtung (Führung der Halteseile über Rollen am Gondel- 
gestelle) stets parallel zur Ballonachse erhalten wird. Die bisher erprobten 
Fahrzeuge haben nur einen Motor und eine Schraube, das im Bau befind- 
liche neue soll zwei Motoren und zwei Schrauben erhalten. Ein besonderer 
Vorzug des Parseval-Luftschiffs ist, daß es infolge seiner unstarren Bauart 
— abgesehen von der Gondel sind nur bei den Steuer- und Stabilisicrungs- 
flächen einige starre Teile vorhanden — in wenigen Stunden zusammen- 
gelegt und befördert werden kann. Dagegen ist es den Zeppelin -Flug- 
schiffen gegenüber u. a. dadurch im Nachteile, daß es durch die kleinste 
Beschädigung der Hülle des Tragkörpers unfehlbar zum Sinken gebracht 
wird. 

Dem unstarren Systeme sind außer den Parseval-Motorballons noch die 
französischen Luftschiffe »Ville de Paris« und »Bayard -Clement« zuzu- 
zählen, die beide etwa 60 m lang sind und 10,5 m Durchmesser haben, sowie 
der 32.5 m lange Motorballon des Grafen de la Vaulx. Dem Vernehmen 
nach wird auch das bei den Siemens-Schuckert -Werken im Bau befindliche 
Luftfahrzeug unstarr hergestellt. Es wird angeblich bei einer Länge von 
mehr als 100 m einen Durchmesser von 13 m erhalten, also in seinen Ab- 
messungen nur wenig hinter den Flugschiffen Zeppelins zurückbleiben. 
Durch diese zum ersten Male bei einem unstarren Luftschiffe zur Anwen- 
dung kommenden großen Abmessungen beanspruchen die Pläne der Siemens- 
Schuckert -Werke eine ganz besondere Beachtung. 

Die weitaus größte Zahl der zur Zeit vorhandenen Arotorluftschiffe 
gehört dem halbstarren System an, wie es am besten bei den Lebaudy- 
Luftschiffen »Patrie« (Länge 60 m) und »Republique« zum Ausdrucke 
gekommen ist. Diese Schiffe besitzen als Versteifung ein Aluminium- 
gerüst, das unter dem Ballon befestigt ist, also gewissermaßen eine starre 
Grundfläche darstellt, auf die die Ballonhülle aufgeschraubt ist. An dem 
Gerüste hängt an Seilen die Gondel. Stabilisierungsflächen, die aus mit 
Stoff überzogenen Rahmen von Stahl und Aluminium bestehen, sind außer 
am hinteren Ende des Ballons auch noch an dem Gerüst angebracht, 
an dem sich außerdem das Seitcnstcuer befindet. In der Hülle des Trag- 
körpers ist ein Ballonct von 650 cbm Fassungsvermögen untergebracht. 
Zur Höhensteuerung dienen wagerechte Aeroplanflächcn, die so gestellt 
werden können, daß sie den Ballon auf- oder abwärts drücken. Da der 
tief liegende Schwerpunkt der Gondel große Schrägstellungen nicht zu- 
läßt, findet hierbei eine Neigung der Ballonachse nur in sehr geringem 
Grade statt. Die Vorwärtsbewegung wird durch zwei an den beiden Seiten 
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der Gondel angebrachte zweiflügelige Schrauben aus Stahlblech bewirkt. Da- 
durch, daß die Schrauben tief unter dem Schwerpunkte des Luftschiffs und 
der Angriffslinie des Luttwiderstandes liegen, neigt das Fahrzeug nament- 
lich bei unruhiger Luft leicht zu Schwankungen. Die Lebaudy- Luftschiffe 
sind ebenfalls zusammenlegbar, doch erfordert das Zusammenlegen eine 
Arbeit von etwa einem Tage. 

Die halbstarre »Patric« hat u. a. für den englischen Militärballon »Nulli 
secundus« zum Muster gedient. Auch in dem deutschen Militärluftschiffe. 
in dem kürzlich in Spanien in Gebrauch genommenen Motorballon und in 
dem italienischen Militärluftschiffe finden wir diese Form vertreten. Die 
in Belgien und der Schweiz im Bau befindlichen Luftschiffe sollen ebenfalls 
dem halbstarren System angehören. 

Ein von den bisherigen Systemen abweichendes System ist neuerdings 
in Frankreich von verschiedenen Seiten in Angriff genommen worden. Es 
ist das sogenannte »System Mixte«, das eine Art Verbindung von Flug- 
apparat und Ballon bezweckt. Ihm soll bereits der Motorballon Malecots 
angehören. Auch Santos Dumont beschäftigt sich dem Vernehmen nach 
mit der Vervollkommnung dieses Systems. Es dürfte daher die Zeit nicht 
mehr fern sein, wo die bisherige Einteilung der Luftfahrzeuge nach den 
beiden großen Gruppen "leichter als die Luft« und »schwerer als die Luft« 
nicht mehr ausreicht und u. U. einer neuen, nach anderen Gesichtspunkten 
aufgestellten Platz machen wird. 

Wir kommen nunmehr zu dem Gebiete der Aerodynamik, d.h. der 
Wissenschaft, die sich mit der Erfindung von Luft- oder Flugmaschinen 
befaßt. Als Flugmaschinen bezeichnet man, wie wir schon eingangs ge- 
sehen haben, alle Apparate, die ohne Hilfe von Gassäcken nur mit von 
ihnen selbst getragenen Mitteln in die Luft erhoben und in dieser beliebig 
fortbewegt werden sollen. Es sind also bei ihnen zwei Kräfte zum Betrieb 
erforderlich, von denen die eine der Schwerkraft der Erde entgegenzuwirken, 
die andere den Luftwiderstand zu überwinden hat. Die Zahl der auf diesem 
Gebiete seit mehr als 125 Jahren angestellten Versuche ist womöglich noch 
größer als die Zahl der Versuche mit Gasballons. Eriolge sind den auf 
diesem Gebiete tätigen Forschern aber bis vor ganz kurzer Zeit fast völlig 
versagt geblieben. Wir können uns daher bei der Entwicklungsgeschichte 
der Aerodynamik wesentlich kürzer fassen. 

Die ältesten aerodynamischen Fahrzeuge, mit denen Versuche angestellt 
wurden, waren sogenannte » Flügel fl ieger« , d. s. Apparate, bei denen 
die Führer, angeregt durch das ihnen in der Natur von den Vögeln ge- 
gebene Beispiel, sich Flügel anzubinden oder besondere Gestelle mit flügel- 
ahnlichen Schwingen herzustellen suchten. Bei allen diesen Luftmaschinen 
ist man aber, ebensowie bei den sogenannten »Segelrädern«, über erfolg- 
lose Versuche nicht hinausgekommen. Mehr Aussicht auf praktische Ver- 
wertung haben anscheinend die Schraubenflieger. 

Der »Schraubenflieger«, auch »Helikopterc« genannt, ist ein 
Apparat, der durch Luftschrauben mit senkrechter Achse in der Schwebe 
erhalten werden soll. Zwei oder mehr Windräder sind dazu bestimmt, die 
Luft mit solcher Gewalt nach unten zu werfen, daß der Apparat sich hier- 
durch hebt. Nach dem Lirteile des Majors von Parseval, der Anfang April 
1908 im Auftrage der Motorluftschiffahrt-Studiengesellschaft eine Studien- 
reise nach Paris ausgeführt hat, um sich über den Stand der Flugmaschinen- 
Technik in Frankreich zu unterrichten, könnte sich allerdings eine solche 
Maschine wie ein Luftballon von der Erde erheben und allmählich in den 
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Vorwärtsflug übergehen, doch werde zum Heben eine tinmäßig große Kraft 
beansprucht. Ein wirklicher Flug mit einem Schraubenllieger ist bisher 
noch nicht erreicht worden. Auch Santos Dumont, der sich längere Zeit 
hindurch mit der Herstellung eines Schraubenfliegers beschäftigte, ist von 
diesem Gedanken wieder zurückgekommen. Parseval meint, daß vielleicht 
die Versuche von Paul Cornu einige Hoffnung für die Zukunft ver- 
sprechen. 

Wirkliche Erfolge sind auf dem Gebiete der Aerodynamik bisher nur 
mit sogenannten »Drachenfliegern« erzielt worden. Drachenflieger 
sind Flugmaschinen, bei denen die Last im wesentlichen von wenigen 
großen oder vielen kleinen, meist schräg gegen die Wagerechte gestellten 
Flächen (Aero planen) getragen werden soll. Nach diesen Flächen 
nennt man die Apparate auch wohl kurz: »Acroplane«. Die Vorwärts- 
bewegung wird entweder durch die Schwerkraft erzielt, wenn man von 
erhöhten Punkten in sanft abwärts geneigter Bahn eine Strecke weit fort- 
fliegt — »Gleitflieger« — oder durch einen Motor, der Luftschrauben 
in Bewegung setzt. In letztem Falle üben die nach unten ausweichenden 
Luftmassen einen solchen Druck auf die Flächen aus. daß der Apparat 
sich hebt. Zum Schwebenbleiben ist aber eine große Geschwindigkeit er- 
forderlich. Auch muß der Apparat meist vor Beginn des Fliegens erst 
in rasche Bewegung versetzt werden. 

Bemerkenswert sind die mit Drachenfliegern angestellten Versuche des 
Engländers Henson (1843), des amerikanischen Professors Langley 
(]888 und 1896), des Franzosen Ader (1900) und des Ingenieurs Krcß in 
Wien (1901). Die bei diesen Versuchen angewandten Apparate waren 
sämtlich von vornherein mit Motoren ausgerüstet, die schon in die kleinsten 
Modelle eingebaut waren. Über unvollkommene Flugversuche kam aber 
keiner der Genannten hinaus. 

Bahnbrechend war es, als der Deutsche Otto Lilienthal, der bekannte 
und oft verspottete »fliegende Mann« der Berliner, den Grundsatz aufstellte, 
daß man zunächst ohne Hilfe von Motoren den Schwebeflug erlernen und 
erst nach genügender Übung in diesem mit eingebauten Motoren weitere 
Versuche anstellen müsse. Lilienthal errichtete sich in Groß -Lichterfelde 
einen Hügel von 1 5 m Höhe und 70 m unterer Breite, von dem aus er in 
der Regel seine Flugversuche vornahm. Er hatte bereits so große Sicher- 
heit im Fliegen erlangt, daß er von 30 m Höhe herab ohne weitere Arbeits- 
leistung als den freien Fall gegen den Wind Strecken von 200 bis 400 m 
Länge durchflog, und wollte gerade daran gehen, mit Hilfe eines kleinen 
Motors seine Arbeiten auf breiterer Grundlage fortzusetzen, als ihn das 
Schicksal am 9. August 1896 hinwegraffte. Bei einem Flugversuch in der 
Nähe von Rathenow kippte sein Apparat plötzlich in 15 m Höhe nach 
vorn über, schoß pfeilschnell zur Erde und brachte seinen Führer so un- 
glücklich zu Fall, daß er mit zerbrochenem Rückgrate tot auf dem Platze 
blieb. Aber seine Arbeit war nicht vergeblich gewesen; denn gerade die 
Anhänger und Schüler Lilienthals sind es, die der Flugmaschine zu tat- 
sächlichen Erfolgen verholfen haben. 

Schon Lilienthal hatte bei seinen letzten Flügen einen Apparat mit zwei 
übereinander angeordneten Flugflächen angewandt. Eingehende Versuche 
mit Gleitfliegern , bei denen die tragenden Flächen in mehreren Ebenen 
übereinander angebracht waren, machten später Chanute und sein Assistent 
Her ring in der Nähe von Chicago. Auch die Maschinen der Brüder 
Voisin in Paris, die von Farman und Delagrange gesteuert werden, 
sind sogenannte »Doppeldecker«, d. h. sie besitzen zwei übereinander an- 
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geordnete tragende Flächen. Je ein Flächenpaar liegt am vorderen und 
hinteren Ende der Maschine. Vorn ist außerdem ein sogenanntes Kopf- 
steuer angebracht, bestehend in einer einfachen wagerechten Fläche, die 
vom Lenker gedreht werden kann und den Apparat nach oben und unten 
steuert. Die Seitenlenkung wird durch ein am hinteren Ende angebrachtes 
gewöhnliches Steuer bewirkt. Das Gewicht des Apparats beträgt 550 kg. 
die Tragfläche mißt 54 qm. Um den zum Fluge nötigen Anlauf am Boden 
nehmen zu können, sind die Maschinen mit Rädern ausgerüstet. Bei Wind- 
stille beträgt die Länge des Anlaufs 100 bis 200 m. Farman gelang es 
am 30. Mai 1908, eine Strecke von 1200 m zurückzulegen, wobei er sich 
meistens in 7 m Höhe hielt. Am 30. Oktober soll er sogar von Mourmelon 
nach Reims (30 km) geflogen sein. Delagrange blieb am 7. September bei 
seinem besten Fluge, der ihn in einer Höhe von 4 bis 5 m siebenzehnmal 
um das Manöverfeld bei Issv les Moulinaux führte, 31 Minuten lang 
in der Luft. 

Erwähnt zu werden verdienen auch die Versuche, die Archdeacon 
auf der Seine bei Paris mit einem Drachenflieger angestellt hat, der von 
einem mit 40 km Geschwindigkeit auf dem Wasser fahrenden Motorboote 
gegen den Wind aufgetrieben wurde. Es wurden Höhen bis zu 50 m er- 
reicht. Das Fahrzeug ging aber häufig wieder auf die Wasserfläche herab 
und wurde schließlich bei einem für den Führer verhältnismäßig glücklich 
verlaufenen Abstürze stark beschädigt. 

Weitere Versuche werden in Frankreich zur Zeit mit sogenannten »Ein- 
deckern« (Monoplanen) angestellt; das sind Flugmaschinen mit ein- 
fachen Tragflächen, die zwar gute Hebekraft zeigen, aber schwieriger in 
gleichmäßigem Fluge zu erhalten sind. Von anderer Seite werden auch 
»Drcidecker« erprobt. 

Alle bisherigen Leistungen auf dem Gebiete des Drachenfliegens sind 
aber kürzlich in Schatten gestellt worden durch die von den Brüdern 
Wilbur und Orville Wright aus Amerika ausgeführten Versuche mit ihren 
Doppeldeckern. Ihr Apparat besteht ebenfalls aus zwei Doppel-Flügel- 
paaren, von denen das hintere als Haupttragfläche, das vordere als Kopf- 
steuer dient. Der Führer sitzt vorn, der Motor liegt rückwärts, der Antrieb 
erfolgt durch zwei hinter dem Apparate befindliche Luftschrauben. Die 
Kraftübertragung wird durch Ketten vermittelt. Der etwa 13 m lange 
Apparat besitzt keine Laufräder wie die vorher beschriebenen Apparate, 
sondern Schlittenkufen. Soll er in Gang gesetzt werden, so wird er auf einen 
Karren gestellt und durch den Fall eines schweren Gewichts auf einer 
Bretterbahn vorwärts geschnellt. Nach 25 m langem Anlauf ist der Apparat 
im Fluge. Die ersten Versuche der Brüder Wright liegen schon einige 
Jahre zurück. Sie wurden sehr geheim betrieben. An die Öffentlichkeit 
sind die Wrights erst getreten, nachdem sie die Zuverlässigkeit ihres 
Systems erprobt hatten. Während Orville Wright die Versuche in Amerika 
fortsetzte, begab sich Wilbur im Sommer 1908 nach Paris, wo ihm die 
Militärverwaltung ein Ubungsgelände zur Verfügung stellte. Bei seinen 
Flugversuchen in Washington gelang es Orville, sich 1 Stunde 5 Minuten 
ununterbrochen mit dem Winde und gegen ihn in der Luft zu halten und in den 
letzten 20 Minuten seines Fluges eine Höhe bis zu 250 Fuß zu erreichen. 
Leider erfuhren die weiteren Versuche in Washington bald darauf eine 
Unterbrechung durch einen beklagenswerten Unfall, bei dem der Apparat 
infolge Bruches einer Luftschraube zu Boden stürzte, und Orville Wright schwer 
verwundet, sein Begleiter, ein Leutnant Selfriedge, aber getötet wurde. 
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Inzwischen hat Wilbur Wright in Paris Anfang Oktober die Leistungen 
seines Bruders noch übertroffen. Er hielt sich I Stunde io Minuten un- 
unterbrochen in der Luft und durchmaß dabei eine Strecke von 55 oder 
nach anderen Angaben sogar 70 km. Damit erfüllte er die Hauptbedingung 
des Vertrags, der zwischen ihm und einem zur Erwerbung seines Aero- 
plans gebildeten Syndikate geschlossen worden war. Zunächst wurde ihm 
ein Betrag von 250000 Fr. ausgezahlt; eine weitere, gleich große Summe 
sollte er angeblich erhalten , wenn er nach Ablauf von vier Wochen drei 
Führer für das Fahrzeug ausgebildet hätte. Nach den Erfolgen der Brüder 
Wright dürfte es keinem Zweifel mehr unterliegen, daß die Eroberung der 
Luft mit Flugmaschinen nun ebenfalls eine schnellere Weiterentwicklung 
nehmen wird. 

Die Zeitungen brachten bereits in den letzten Wochen die Mitteilung, 
daß ein im Auftrage des französischen Kriegsministeriums er- 
bauter Acroplan, ein Dreidecker, fertiggestellt sei. Nach späteren 
Meldungen soll er allerdings schon wieder bei einer seiner ersten Probe- 
fahrten verunglückt und stark beschädigt worden sein. Weiter verlautet, daß 
der Aero-Club de France in Paris zur Förderung der Aerodynamik in 
seiner letzten Sitzung beschlossen habe, einen großen Preis für Flug- 
maschinen in Höhe von 100000 Fr. auszusetzen, um den der Wett- 
bewerb zum ersten Male im Herbst 1909 stattfinden soll. In England ist 
man ebenfalls auf dem Gebiete der Erbauung von dynamischen Luftfahr- 
zeugen tätig. Die Arbeiten werden aber streng geheim gehalten. Auch in 
Deutschland beginnt das Interesse an den längere Zeit vernachlässigten 
aerodynamischen Versuchen wieder rege zu werden. Die Motorluft- 
schiff-Studiengesellschaft hat neuerdings ihren Arbeitsplan dahin er- 
weitert, daß sie auch die Beschäftigung mit Flugmaschinen unter ihre 
Arbeiten aufgenommen hat. In Magdeburg sind vom Ingenieur Grade 
und in Hagenau (Elsaß) vom Ingenieur Mosser Versuche mit Fliegern 
angestellt worden. Grade ist bei einem Aufstieg am 2. November aus 
8 m Höhe abgestürzt, wobei er selbst unverletzt blieb, während seine 
Maschine beschädigt wurde. Der Apparat von Mosser soll sich von den 
bisher üblichen dadurch unterscheiden, daß er keiner Ahlauf bahn bedarf, 
sondern senkrecht in die Höhe steigen kann. Wenn die Zeitungen richtig 
unterrichtet sind, beabsichtigen ferner die Siemens-Schuckert- Werke 
eine besondere Fabrikanlage für lenkbare Luftschiffe und Gleitflieger in der 
Gegend von Nauen zu errichten. Schließlich ist in jüngster Zeit nach dem 
Beispiele Frankreichs auch mit der Aussetzung eines Preises, und zwar 
von 40000 Mark, der Anfang gemacht worden. Diesen Betrag hat der 
Industrielle Lanz in Mannheim für den genannten Zweck dem Berliner 
Vereine für Luftschiffahrt zur Verfügung gestellt. 

Die Frage, ob in Zukunft die Luftmaschine oder der Motorballon 
größere Bedeutung erlangen wird, läßt sich jetzt noch nicht entscheiden. 
Major von Parscval kommt aber bei der Erörterung dieser Frage zu dem 
Ergebnisse, daß schon jetzt der Plugmaschine die größere Ge- 
schwindigkeit, dem Motorluftschiffe dagegen die größere Flug- 
dauer und die größere Flughöhe zuzusprechen sei. Ob die Flug- 
maschine, wie von Parseval meint, bei genügender Betriebssicherheit viel 
leichter Verbreitung finden wird als der Motorballon, weil sie handlicher 
und billiger ist, bleibt abzuwarten. Zu einem Verkehrsmittel in größerem 
Maßstab ist sie jedenfalls bis jetzt noch weniger geeignet als das Motor- 
luftschiff, weil sie außer dem Führer und höchstens noch einem Mitfahrer 
weitere Lasten nicht aufzunehmen vermag. 
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Der gegenwärtige Stand der Luftschiffahrt. 



Zum Schluß möchten wir nicht unterlassen, darauf hinzuweisen, daß die 
lebhafte Entwicklung, die die Luftschiffahrt in der letzten Zeit genommen 
hat. vielleicht dazu beitragen wird, die ebenso schwierige wie bedeutsame 
Frage nach Schaffung eines besonderen internationalen Luftschiffer- 
rechts ihrer Lösung schneller entgegenzuführen. Bisher sind alle Fragen 
auf diesem Gebiete gewissermaßen im Wege der Selbstverwaltung durch die 
Luftschifferverbände geregelt worden, die eine ganze Reihe von grundsätz- 
lichen Bestimmungen erlassen haben, auf deren peinlichste Innehaltung 
sorgfältig geachtet wird. Damit wird man indes auf die Dauer kaum aus- 
kommen können, da der Luftschi ff betrieb, je mehr er ausgestaltet wird, 
um so stärker seinen Einfluß auf die verschiedensten Rechtsgebiete geltend 
machen und Gesetzgebung und Rechtsprechung zweifellos vor eine ganze 
Anzahl wichtiger neuer Aufgaben stellen wird. 

Die größte Bedcutuug hat wohl die völkerrechtliche Frage, ob die Luft 
als frei und dem gemeinsamen Gebrauch aller Völker ge- 
öffnet anzusehen ist. Auf den ersten Blick erscheint der Gedanke nahe- 
liegend, daß die für das Eigentum am Meere schon bestehenden völker- 
rechtlichen Grundsätze auch auf den Luftraum, das »Luftmeer«, übertragen 
werden könnten. In einem sehr lesenswerten Aufsatze »Luftschiffahrt und 
Recht«, den das »Berliner Tageblatt« (Nr. 552 v. 29. Oktober) veröffent- 
licht, wird indes vom Landrichter a.D. Ernst Mumm der Versuch ge- 
macht, nachzuweisen, daß eine solche Übertragung der völkerrechtlichen 
Grundsätze über das Meer auf den Luftraum nicht der Billigkeit ent- 
sprechen würde. Bei dem Meere unterscheidet man zwischen dem offenen 
Meere, den Küstengewässern und den Eigengewässern. Für das offene 
Meer gilt der Grundsatz, daß daran keinem Staate ein Sondereigentum 
zusteht; in den Küstengewässern üben dagegen die Uferstaaten Hoheits- 
rechte aus, und die Eigengewässcr — das sind außer den Binnenmeeren 
die Strommündungen, Häfen. Reeden und Buchten — werden als 
unmittelbare Teile des Staatsgebiets angesehen, innerhalb dessen sie 
liegen. Wollte man diese Dreiteilung auch auf die Luftschichten über- 
tragen, die sich über dem Festland und den von ihm beherrschten Eigen- 
und Küstengewässern befinden — an der völligen Freiheit des über dem 
offenen Meere liegenden Luftraums kann wohl nicht gezweifelt werden — , 
so würde den Eigengewässern etwa der Luftraum bis zur Höhe der Bau- 
werke, den Küstengewässern das Luftgebiet, das vom Lande aus noch be- 
herrscht werden kann, und dem offenen Meere erst der sich darüber 
wölbende Luftraum entsprechen. Damit wäre aber weder den Verkehrs- 
bedürfnissen noch den Interessen der Staaten genügend Rechnung getragen. 
Während der Seeschiffsverkehr seinen Weg meist durch das offene Meer 
nimmt, sind für den Luftschiffsverkehr die höheren Luftschichten von 
geringerer Bedeutung. Als Verkehrswege für Luftfahrzeuge kommen weit 
mehr die Luftschichten in Betracht, die den Küstengewässern ent- 
sprechen. Anderseits kann eine Einwirkung auf das Festland vom offenen 
Meere aus nicht mehr ausgeübt werden, während sie vom Luftmecr aus 
noch aus den höchsten Luftschichten möglich ist. Mumm kommt daher zu 
dem Schlüsse, daß die völkerrechtliche Regelung der Frage des Eigentums 
an der Luft nicht nach den völkerrechtlichen Grundsätzen stattfinden dürfe, 
die für das Meer bestehen, sondern nach den im Privatrechte schon jetzt 
geltenden Grundsätzen über das Eigentum des einzelnen am Lufträume 
(§ (X^5 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) zu erfolgen habe. Auf dieser Grund- 
lage würde sich folgender Grundsatz ergeben: »Den Staaten steht an dem 
Luftraum über ihrem Gebiete das Recht allgemeiner Herrschaft zu. Sic 
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besitzen grundsätzlich jedwede Macht über diesen Raum , die nach Natur 
und Recht möglich ist. Eine Beschränkung erleidet ihr Herrschaftsrecht 
aber dadurch, daß sich der Grundstaat die Einwirkung anderer insoweit 
gefallen lassen muß, als diese Einwirkung sein Recht nicht beeinträchtigt. 
Er muß insbesondere den Luftraum als Fahrstraße für Luftschiffe frei- 
geben , wenn diese sich in solcher Höhe vom Erdboden fortbewegen , daß 
mit ihrer Fahrt unter normalen Verhältnissen eine Störung oder Belästigung 
des Grundstaats nicht verbunden ist.« Es scheint allerdings, als ob eine 
derartige Regelung den Bedürfnissen des internationalen Verkehrs und den 
Interessen der Staaten besser entsprechen würde als die Anwendung der 
völkerrechtlichen Grundsätze über das Meer. 

Als weitere Fragen, die der Regelung durch internationale Abmachungen 
bedürfen, bezeichnet Mumm die völkerrechtliche Bedeutung des Luftschiffes, 
seine Scheidung in Kriegs- oder Staats- und in Privatluftschiffe, die Füh- 
rung von Luftschi ffsregistern , die Ausstellung von Luftschiffspapieren 
(Meßbrief, Musterrolle, Konnossement, Paß usw.), die Kennzeichnung der 
Staatsangehörigkeit der Fahrzeuge durch Flaggen, eine Luftschiffsignal- 
ordnung, Bestimmungen über das Schiffsnot recht und über Bergelohn für 
gestrandete Luftfahrzeuge und an Land geworfene Gegenstände usw. 

Schon diese kurzen Andeutungen zeigen, wie vielseitig die Rechtsver- 
hältnisse sind, die sich aus der Fortentwicklung der Luftschiffahrt ergeben 
werden. Um so lebhafter ist es daher zu begrüßen, daß der neu gegründete 
Deutsche Luftflottenverein, wie wir schon erwähnten, die Klarlegung dieser 
Rechtsverhältnisse zu einer seiner wichtigsten Aufgaben gemacht hat, so 
daß Deutschland auch auf diesem Gebiete der Lufteroberung die Führung 
übernehmen zu wollen scheint. 



Auslegung des Ausdrucks „prendre livraison" in den Welt- 
postverträgen seitens des Reichsgerichts. 

Uber die Auslegung des Begriffs »prendre livraison« (Empfang- 
nahme) im internationalen Postverkehr hat der I. Zivilsenat des Reichs- 
gerichts unterm 4. April 1908 eine wichtige Entscheidung getroffen. Gegen- 
stand des Rechtsstreits war ein Wertbrief aus Deutschland, der von der 
ausländischen Postverwaltung unbeanstandet übernommen und am Bestim- 
mungsorte dem Empfänger gegen Quittung ausgehändigt worden war. 
Dieser hatte unmittelbar nach Empfangnahme des Briefes am Postschalter 
in Gegenwart des Postpersonals festgestellt, daß der Wertinhalt fehlte; an 
Stelle des Papiergeldes wurden wertlose Drucksachen vorgefunden. Die 
fremde Postverwaltung verweigerte die Ersatzleistung unter Berufung auf 
den Wortlaut des Art. 12, § 9, des Wertbrief-Übereinkommens von Washington, 
wonach die Postverwaltungen von der Ersatzpflicht befreit sind, sobald der 
Empfangsberechtigte Quittung erteilt und die Sendung in Empfang 
genommen hat. Der Absender erhob hierauf die Klage. Das Reichs- 
gericht verwarf die enge wörtliche Anwendung dieser Vorschrift, gab ihr 
vielmehr eine derartig erweiternde Auslegung, daß sie sich im allgemeinen 
mit den Grundsätzen des deutschen Postgesetzes über diesen Gegenstand 
deckt. 
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Aus den Entscheidungsgründen des Reichsgerichts heben wir die folgen- 
den hervor. 

»Die tatsächlichen Feststellungen, welche das Berufungsgericht in 
Ubereinstimmung mit dem Urteil erster Instanz über die Aufgabe des 
vom Kaufmann P. abgesendeten deklarierten Wertbriefs, dessen Inhalt 
zur Zeit der Aufgabe und das Fehlen dieses Inhalts bei der Aus- 
händigung des Wertbriefs an den Adressaten getroffen hat, recht- 
fertigen auf Grund des Art. 12, Nr. 1 und 3 des Weltpostvereins- 
ilbereinkommens vom 15. Juni 1897, betr. den Austausch von Briefen 
und Kästchen mit Wertangabe, die erhobene Klage, wenn nicht der 
Beklagte sich auf die Befreiungsbestimmungen Art. 12, Nr. 9, be- 
rufen kann .... 

Die Bestimmung im Art. 12, Nr. 9, lautet nach dem französischen Ur- 
text und nach der beigefügten Ubersetzung: 

Les Administrations cessent d'etrc Die Ersatzverbindlichkeit der Post- 
responsables des valcurs declarces con- Verwaltungen für den Inhalt der 
tenues dans les envois dont les ayants Sendungen mit Wertangabe hört auf, 
droit ont donne recu et pris Ii- sobald die Empfangsberechtigten Quit- 
vraison. tung erteilt und die Sendung in Emp- 

fang genommen haben. 

Das Berufungsgericht will, wie schon das Landgericht, unter in »Empfang 
nehmen« »prendre livraison« nicht lediglich den rein tatsächlichen Akt der 
Erlangung der Verfügungsgewalt verstehen, sondern verlangt, daß zu der 
tatsächlichen Aushändigung noch der Wille des Empfangsberechtigten hin- 
zutrete, das Erlangte als Leistung gelten zu lassen. Dagegen verteidigt die 
Revision die von dem Beklagten schon in den Instanzen vertretene Aus- 
legung, daß neben der Quittungserteilung nur die Übertragung der Ver- 
fügungsgewalt erfordert werde. 

Aus der Vorgeschichte läßt sich kein bestimmter Anhalt für die Aus- 
legung gewinnen. Die Fassung: donne recu et pris livraison findet sich 
schon in der entsprechenden Bestimmung — damals Art. 8, Nr. 4 — des 
ursprünglichen Übereinkommens vom I, Juni 1878. Auf dem Weltpost- 
kongresse von Lissabon, 1885, wurde, entgegen einem Antrage von 
Schweden, der die Worte: »donm ; recu et« gestrichen haben wollte — 
Congrt-s de Lisbonne, Documents tome I, S. 199/200 — die Streichung 
der Worte »et pris livraison« beschlossen, weil sie mit dem vorhergehenden 
donne rec.u einen Pleonasmus bildeten — das.. tome II, S. 190, 197, 358, 
462 — . In dieser auf die Worte donne recu beschränkten Fassung ist die 
Bestimmung auf dem Weltpostkongresse von Wien, 1891 — als Art. 11. 
Nr. 9. des Ubereinkommens vom 4. Juli 1891 — ohne besondere Erörterung 
beibehalten worden. Dagegen hat auf dem Weltpostkongresse von Washington, 
1897, auf welchem das für den vorliegenden Fall maßgebende Uberein- 
kommen vom 15. Juni 1897 abgeschlossen worden ist, die Wiederherstellung 
des ursprünglichen Textes: donne recu et pris livraison stattgefunden. Mit 
dieser Wiederherstellung beabsichtigte man, die Fassung in Einklang mit 
der Fassung im Hauptvertrage zu bringen. — Documents du congres postal 
de Washington, S. 686 — die entsprechende Bestimmung des Hauptver- 
trags im Weltpostvertrage von Washington, 15. Juni 1897, Art. 8, Nr. 8, 
bezieht sich auf die Entschädigung für Einschreibsendungen und hatte 
ihre Aufnahme in der Fassung donne recu et pris livraison auf dem Welt- 
postkongresse von Lissabon gefunden. Soweit die Verhandlungen Aufschluß 
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geben, — Documents du Congres de Lisbonne tome I, S. 39, 43 ff . — war 
für diese Fassung entscheidend die Rücksicht auf die damals gleiche Fassung 
der Bestimmung in dem Übereinkommen, betr. den Austausch von Briefen 
mit Wertangabc, — Art. 8. Nr. 4 — , welche Fassung dann aber, wie schon 
bemerkt, auf dem gleichen Kongresse von Lissabon geändert worden ist. 

Angaben über die sachliche Bedeutung, in der die Worte pris livraison 
verstanden worden seien, rinden sich in den verschiedenen Kongreßverhand- 
lungen nicht. Da die in Lissabon beschlossene Änderung, wonach die Ent- 
lastung der Postanstalten allerdings schon mit dem formalen Akte der 
Quittungserteilung eintreten sollte, später wieder rückgängig gemacht 
worden ist, so kann man auch aus diesem Vorgänge nichts für die Aus- 
legung Entscheidendes entnehmen, und nur soviel steht danach fest, daß zu 
der formalen Quittungserteilung noch etwas anderes, das prendre livraison 
hinzukommen muß. 

Für den Begriff des Überganges der Sendungen aus der Hand der 
Postverwaltung in die Hand des Empfängers gebrauchen die Weltpostüber- 
einkommen außer dem gelegentlich benutzten remettre, remise (z. B. Wert- 
sendungen Art. 7, Nr. 1, Postpakete Art. 8, Nr. 1, 2, 3. 4) verschiedene an 
das Stammwort livrer eng angeschlossene Wendungen. So livrer selbst (livrer 
au destinataire) — Wertsendungen Art. 8, Nr. 1, Postpakete Art. 13, Nr. 1. 
Abs. 2 — livraison (allein) — Wertsendungen Art. 2, Nr. 2; Postpakete 
Art. 7 — delivrance (mit oder ohne »au destinataire«) — Hauptvertrag 
Art. 8, Nr. 4; Wertsendungen Art. 12, Nr. 4; Postpakete Art. 13, Nr. 4 — 
endlich das hier fragliche prendre livraison, das außer an der eingangs er- 
wähnten Stelle des Wertsendungsübereinkommens auch noch vorkommt: 
Hauptvertrag Art. 8, Nr. 8; Postpakete Art. 13, Nr. 8; Postanweisungen 
Art. 3, Nr. 6, und in der Übersetzung überall mit: die Sendung in Empfang 
nehmen, wiedergegeben ist. Dieser Sprachgebrauch gibt jedoch keine sichere 
Auskunft über das innere Wesen des damit bezeichneten Vorganges und 
läßt nur erkennen, daß an den Stellen, wo von dem prendre livraison des 
Empfangsberechtigten gesprochen wird, das Gewicht nicht auf die einseitige 
Aushändigungstätigkeit der Postbehörde, sondern auf die Tätigkeit des 
Empfängers gelegt ist, der die Aushändigung »nimmt«, d.h. annimmt. 
Weiter führt auch nicht der Versuch des Berufungsgerichts, seine Aus- 
legung auf die Vergleichung mit der Ausdrucksweise in Art. 13, Nr. 1, 
Abs. 2, und Nr. 8 des Postpaketübereinkommens zu stützen. Denn wenn 
es hier aus dem Gegensatze der Fassungen: »livrees aux destinataires«, »an 
die Empfänger ausgehändigt« in Nr. I, Abs. 2, und »pris livraison«, »in 
Empfang genommen«, in Nr. 8 bereits entnehmen will, daß jener Ausdruck 
den bloßen Akt der Übertragung der Verfügungsgewalt bezeichne, die 
Empfangnahme in Nr. 8 aber mehr bedeute, als die bloße Erlangung der 
Verfügungsgewalt, so ist zwar klar, daß auch hier der eben erwähnte Unter- 
schied zutrifft, wonach die Empfangnahme den Vorgang vom Standpunkte 
des Empfängers darstellt, für die nähere Bestimmung aber des sachlichen 
Inhalts der vom Empfänger zu entwickelnden Tätigkeit bieten diese Ver- 
gleichstclleu keine bessere Grundlage als die auszulegende Vorschrift selbst. 
Mit Recht wendet die Revision ein, daß man die beiden Stellen aus dem 
Postpaketübereinkommen nicht so, wie das Berufungsgericht tue, zueinander 
in Gegensatz stellen dürfe, da man sonst zu dem unannehmbaren Ergebnisse 
gelangen würde, daß für ein beraubtes pp. Postpaket, welches der Empfangs- 
berechtigte gegen Quittung ausgehändigt erhalten, sofern er nicht die vom 
Berufungsgerichte verlangte Empfangswillenserklärung abgegeben hätte, der 
Absender Ersatz gemäß Nr. 1, Abs. 1, des Art. 13, wenn aber auf dem 
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Paket eine Nachnahme haftete, nur den Betrag dieser Nachnahme zu bean- 
spruchen hatte. Anderseits hat auch das Argument kein Gewicht, welches 
die Revision im Anschluß an das Instanzvorbringen aus der Fassung des 
Art. 12, Nr. 4, dafür entnehmen will, daß die Empfangnahme in Nr. 9 nicht 
als .unbeanstandete Empfangnahme' zu verstehen sei. Allerdings wird in 
Nr. 4 im Verhältnisse der verschiedenen Postanstalten unter sich die nicht 
beanstandete Übernahme der beförderten Wertsendungen — regu sans faire 
d'observation — besonders hervorgehoben. Aber aus dem Mangel dieses 
Zusatzes in Nr. 9 kann kein Schluß gezogen werden, da es sich um ganz 
verschiedene Fragen handelt, und namentlich das Unterlassen der Bean- 
standung im Falle der Nr. 4 nur eine Vermutung ,bis zum Nachweise des 
Gegenteils' für die Verantwortlichkeit der übernehmenden Postanstalt be- 
gründen soll. 

Wenn hiernach weder die Entstehungsgeschichte, noch sprachliche Gründe, 
noch die Verglcichung mit verwandten Vorschriften eine sichere Grundlage 
für die Interpretation bieten, so entscheiden doch sachliche Erwägungen 
dafür, daß man die Worte prendre livraison, in Empfang nehmen, nicht 
in der von dem Beklagten verteidigten engsten Bedeutung verstehen darf. 
Läßt man, dieser Auslegung entsprechend, schon die bloße Übertragung 
der Verfügungsgewalt genügen, so würde allerdings, worauf das Landgericht 
hingewiesen hat. für den Empfänger die größte Gefahr bestehen, den 
Ersatzanspruch des Absenders auszuschließen, da er die zur Feststellung 
der Unversehrtheit der Wertsendung erforderliche Untersuchung erst nach 
Quittungserteilung und Aushändigung der Sendung vornehmen könnte. 
Nun hat allerdings der Beklagte in der Berufungsinstanz geltend gemacht, 
daß der Empfänger vor der Annahme des Briefes dessen Öffnung durch 
einen Beamten der Postanstalt hätte fordern können. Allein zunächst 
könnte von einem solchen Auswege doch nur dann die Rede sein, wenn 
der Postbeamte, der an sich Bedenken tragen mußte, die Sendung vor der 
Abnahme zu beschädigen , durch sein Reglement zu diesem Verfahren be- 
rechtigt und verpflichtet gewesen wäre. Darüber ist nichts behauptet. So- 
dann würde für die Rechtfertigung einer Vorschrift des Weltpostvereins es 
wenig verschlagen, ob die Post des einen oder anderen einzelnen Landes 
Einrichtungen kennt, die das Publikum vor offenbarer Schädigung bewahren 
könnten. Vielmehr müßte man dann erwarten, daß der Weltpostverein 
selbst durch entsprechende allgemeine Vorkehrungen für diesen Schutz ge- 
sorgt hätte. Davon findet sich keine Spur. Aber auch sachlich würde das 
entgegengehaltene Auskunftsmittel nur von zweifelhaftem Werte sein, so 
lange nicht die vorgängige Untersuchung durch den Postbeamten obligatorisch 
gemacht wäre; denn im regelmäßigen Postverkehr läßt sich kaum er- 
warten, daß das Publikum an diesen, mindestens auffallenden Ausweg 
denken werde, und daß es sich zum Bewußtsein bringen könnte, wie grund- 
verschieden die Wirkung sei, wenn vor der Annahme die Öffnung durch 
einen Postbeamten verlangt wird, und wenn diese Öffnung, selbst im un- 
mittelbaren Anschluß an die Annahme, vom Empfänger selbst bewirkt 
wird... Die rein formalistische Auslegung des Art. 12, Nr. 9. welche der 
Beklagte vertritt, widerspricht endlich auch der allgemeinen Tendenz, die 
der Entstehung des Weltpostvereins und seinen sich immer weiter aus- 
dehnenden Vereinbarungen zugrunde liegt, und die in den verschiedenen 
Kongrcßvcrhandlungcn an zahlreichen Stellen hervorgehoben wird, nämlich 
den Interessen des Publikums möglichst entgegen zu kommen. Es wäre 
geradezu eine Ironie hierauf, wenn der Verlust des Entschädigungsanspruchs 
davon abhängen sollte, ob der Empfänger die Sendung schon in die Hand 
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genommen hat oder nicht. Anzuerkennen ist allerdings , daß die Post 
Grund und Recht hat, sich gegen die Erhebung betrügerischer Ersatz- 
ansprüche zu schützen. Aber dieser Schutzgedanke rechtfertigt nicht eine 
Auslegung, welche die Geltendmachung des grundsätzlich zugebilligten An- 
spruchs in so rigoroser Weise wieder einschrankt. Über diese engste Aus- 
legung des Begriffs prendre livraison, die ihn mit aller Strenge auf die 
äußerliche Tatsache des Überganges der Sendung in die Hand des Emp- 
fängers eingrenzen will, muß daher jedenfalls hinausgegangen werden. Das 
Berufungsgericht sucht, wie bemerkt, die Lösung darin, daß zu der tat- 
sächlichen Aushändigung noch der Wille des Empfängers hinzutreten müsse, 
das Erlangte als Leistung gelten zu lassen. Gegen diese Formulierung 
kann das Bedenken entstehen, daß es zweifelhaft bleibe, ob das als Leistung 
Erlangte die Aushändigung der Wertsendung als Erfüllung des Fracht- 
vertrags bedeuten solle, oder ob daneben noch ein besonderer, auf die 
Billigung des Inhalts gerichteter Wille verlangt werde. Das letzte würde 
nicht gerechtfertigt sein. In dem Sinne aber ist der Auffassung des Be- 
rufungsgerichts beizutreten, daß die Empfangnahme der Wertsendung auch 
den Willen des Empfängers voraussetzt, die Aushändigung der Sendung 
als die aus dem Frachtvertrage geschuldete Leistung anzunehmen, und erst 
vollendet ist, wenn sich aus der Gesamtheit des Vorganges die Übernahme 
als endgültig gewollt darstellt. Darüber, wann dieser Tatbestand vorliegt, 
entscheiden die Umstände des einzelnen Falles. Nicht zweifelhaft aber 
kann sein, daß Reklamationen, die sich unmittelbar an den tatsächlichen 
Akt der Besitzergreifung anschließen, in continenti der Empfangshandlung 
erfolgen und damit eben dartun, daß die Empfangnahme in sich noch nicht 
vollständig abgeschlossen war, nach der richtig verstandenen Vorschrift des 
Art. 12, Nr. 9, nicht verspätet sind. So aber hat sich nach der tatsäch- 
lichen Feststellung des Berufungsgerichts der Vorgang bei der Aushändigung 
des Wertbriefs abgespielt. Es kann daher nicht als rechtsirrtümlich an- 
gesehen werden, wenn das Berufungsgericht unter diesen Umständen ver- 
neint hat, daß eine die Postanstalt von der Ersatzpflicht befreiende Emp- 
fangnahme der Sendung durch den Empfangsberechtigten stattgefunden hat.« 



KLEINE MITTEILUNGEN. 

Schiffsverkehr durch den Suezkanal im Jahre 1907. Der 
durch den Suezkanal vermittelte Schiffsverkehr hat im Jahre 1907 gegen- 
über dem Verkehr des Vorjahrs (Archiv 1907, S. 637) wiederum zuge- 
nommen. Nach Zahlen, die der »Deutsche Rcichsanzeiger und Königlich 
Preußische Staatsanzeiger« (Jahrg. iqo8, Nr. 256) hierüber aus einer eng- 
lischen Parlamentsdrucksache »Suez Canal, Returns of Shipping and Tonnage 
1905, 1906 and 1907« wiedergibt, haben den Suezkanal im Jahre 1907 — ein- 
schließlich der Kriegs- und Militärlastschiffe — insgesamt 42Ö7 Schiffe mit 
einem Nettoraumgehalte von 14728434 R.T. durchfahren, gegen 3975 Schiffe 
mit 13 445 504 R.T. Nettoraumgchalt im Jahre 1906. Der Anteil der wich- 
tigeren Schiffahrt treibenden Länder an dem Gesamtverkehr in den Jahren 
1906 und 1907 ergibt sich aus der nachfolgenden Gegenüberstellung. 
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Land 



1906 



Schiffe Nettoraumgehnlt 



Zahl v. H. 



1 



R.T. v. H. 
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Schiffe !f Nettoraumgehalt 
Zahl v.H.i R.T. v.H. 



Großbritannien 

Deutschland 

Frankreich 

Niederlande 

Österreich-Ungarn 

Japan 

Rußland 

Italien 

Dünemark 

Spanien 

Türkei 

Norwegen 

Griechenland 

Schweden 

Amerika 

Andere Lünder 

insgesamt. . . 



2 333 
588 

2<X> 
202 

•45 

37 

Ii! 

57 

6 1 

8 
22 

4 



U,s 
6,3 

5t' 

3>» 
o,, 

2,S 



l»J 
',« 
0,t 

o,» 
o,» 
o,. 



3 975 »oo,o 



8299 941 

2 «55 55* 
830 31 1 

501 32 z 
483 07 5 
'47 279 
330 375 
181 233 
108 003 
81 063 
63810 
80 oo< 5 

5 240 
22 31S 
67876 

2040 



'3 445 504 



Öl,j 
16,0 
6,4 
4,» 
3, fc 
1»« 

>,J 
O.g 
0,4 

0,6 

0,r>4 
0,15 
0,5 
0,ci 



2 t)5I 

S80 
239 
223 
120 

67 
81 

86 

38 
26 

5' 
47 
21 
10 

9 

9 



ioo r -. 



4267 



62,, 

«3»» 

5,* 
5»' 
3»° 



0,9 
0,6 

«>• 
0,5 
0,1 

0,a 

o,, 



9 493 868 
2 253 6s 1 
806 786 
632 089 

439 997 
259 039 

239 330 

202 112 

105 130 

75 «58. 
73^47 
54 299 
45 494 

23 547 
12537 
10 1 10 



!00,o 14 728434 



<>4,4 

•5»i 
5,^ 

4,5 

3,° 

«,4 

0,- 

0,5 

°.s 
0,4 

o,; 
o,» 
o,. 
o,. 



100,0. 



Der Gesamtverkehr im Kanäle hat sich hiernach gegen das Vorjahr um 
292 Schiffe und 1 282 930 R.T. Nettoraumgehalt gehoben. Beim deutschen 
Anteil ist allerdings die Zahl der Schiffe um 8 zurückgegangen, der 
Nettoraumgehalt hat aber um 98 099 R. T. zugenommen. Auch in der 
Zahl der Schiffe hat Deutschland hinter England mit weitem Vorsprunge 
vor den anderen Landern nach wie vor den zweiten Platz behauptet und 
übertrifft z. B. das nächstfolgende Land, Frankreich, immer noch um mehr 
als das Doppelte. 

Von den 4267 Schiffen, die im Jahre 1907 ihren Weg durch den Suez- 
kanal nahmen, waren 3254 Frachtdampfer — und zwar 3036 beladene 
Frachtdampfer und nur 218 Dampfer in Ballast — ferner 920 Postdampfer, 
59 Kriegs- und Militärlastschiffe und 34 Regierungsdampfer. Unter den 
3254 Frachtdampfern, die einen Nettoraumgehalt von 11 001 341 R.T. 
aufwiesen, führten 2441 oder 75 v. H. Schiffe die britische und 311 oder 
9,5 v. H. die deutsche Flagge, während von dem Nettoraumgehalt 78 v. H. 
auf britische und 10 v. H. auf deutsche Fahrzeuge entfiel. 

Die nach dem 1. Januar 1906 in Kraft getretene Ermäßigung der Kanal- 
gebühren von 8,30 auf 7,75 Fr. für 1 R.T. hat einen Rückgang der Ein- 
nahmen nicht nach sich gezogen; die Einnahmen sind vielmehr infolge der 
lebhaften Verkehrszunahme auch weiter bedeutend gestiegen und haben im 
Jahre 1907 insgesamt 116 000096 Fr. betragen. 



Der Bestand der deutschen Seeschiffe (Kauffahrteischiffe) 
am I. Januar 1908. Im dritten Hefte des Jahrganges 1908 der Viertel- 
jahrshefte zur »Statistik des Deutschen Reichs« werden einige vorläufige 
Mitteilungen über den Bestand an deutschen Kauffahrteischiffen am 1. Januar 
1908 veröffentlicht, die allgemeinerer Beachtung wert sind. Hiernach 
waren zu dem angegebenen Zeitpunkt an Fahrzeugen mit einem Brutto- 
raumgehalte von mehr als 50 cbm 4571 Schiffe mit zusammen 4 282 720 R.T. 
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Brutto- und 2 790 435 R.T. Nettoraumgehnlt vorhanden. Stellt man diese 
Zahlen dem für den 1. Januar 1907 ermittelten, von uns im Archiv 1908, 
S. 132 133, mitgeteilten Bestände gegenüber, so ergibt sich, daß gezählt 
wurden 

Brutto- Netto- 
raumgehalt raumgehalt 
R.T. R.T. 
am 1. Tanuar 1907 4 430 Schiffe mit 4002806 und 2629093 

- I. - 1908 4 571 - - 4282720 - 2790435 

mithin am 1. Januar 1908 mehr 141 Schiffe mit 279824 und 161 342. 



Die Verteilung dieses Zuwachses an Fahrzeugen auf die einzelnen Schiffs- 
gattungen ist aus der nachstehenden Zusammenstellung ersichtlich. 



Es betrug 

• 


die Zahl 

Stück 


der 
Bruttoraum- 
gehalt 

R.T. 


der 
Nettoraum- 
gchalt 

R.T. 


bei den Segelschitfen 


2318 
2 345 


489 044 

4&> 533 


443 «48 
433 749 


mithin 1908 mehr (+) oder weniger {—) 
bei den Schleppschiffen 


+ *7 

279 
3°4 


— 8311 

94 '9 2 
105 740 


~ 9 399 

88998 
99903 


mithin 1008 mehr (+) oder weniger (— ) 
bei den Dampfern 


tS 33 
1 922 


+ 11548 

3 4'9 Gt *> 
3696447 


+ 10905 

2 096 947 
2 256 783 


mithin 1908 mehr (+) oder weniger (— ) 


F 83 


+ 27 6 787 | + '59836. 



Es hat also wiederum die Zahl der Fahrzeuge bei allen Schiffsgattungen 
zugenommen, der Raumgehalt indes nur bei den Dampfern und den 
Schleppschiffen, während bei den Segelschiffen der Raumgehalt (sowohl 
Brutto- wie Netto-) weiter zurückgegangen ist. Der Durchschnitts-Brutto- 
raumgehalt der Segelschiffe ist demgemäß von 211 R.T. auf 205 R.T. ge- 
sunken; bei den Schleppschiffen ist er dagegen von 338 R.T. auf 348 R.T. 
und bei den Dampfern von 1866 R.T. auf 1923 R.T. gestiegen. Daß bei 
den Dampfern das Bestreben nach Einstellung großer Fahrzeuge auch 
fernerhin anhält, geht daraus hervor, daß der Zuwachs bei der Zahl nur 
89 Stück, bei dem Bruttoraumgehalt aber 276 787 R.T. beträgt, mithin auf 
jeden neuen Dampfer durchschnittlich 31 10 R.T. Bruttoraumgehalt ent- 
fallen. 
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LITERATUR. 

Kosmos, Hand weis er für Naturfreunde, herausgegeben und ver- 
legt vom Kosmos. Gesellschaft der Naturfreunde, in 
Stuttgart. Geschäftsstelle: Franckhsche Verlagshandlung, Stuttgart. 
Jahrlich 12 Hefte. Für Nichtmitglieder (ohne Beilagen) jährlich 
2 Mark 80 Pf. Band V. 1908, Heft 1 bis 4, sowie 

Erdbeben und Vulkane von Dr. M. Wilh. Meyer, mit zahlreichen 
Abbildungen. Sechste Auflage. Stuttgart, Franckhsche Verlagshand- 
lung. Geheftet 1 Mark. 

Die vor einigen Jahren in Stuttgart gegründete Gesellschaft der 
Naturfreunde »Kosmos«, die heute mehr als 50000, über den ganzen 
Erdball verstreute Mitglieder aus allen Schichten der Bevölkerung in sich 
vereinigt, hat es sich zur Aufgabe gesetzt, die Kenntnis der Naturwissen- 
schaften und damit die Freude an der Natur und das Verständnis ihrer 
Erscheinungen in den weitesten Kreisen des Volkes zu verbreiten und die 
Nutzbarmachung der naturwissenschaftlichen Forschung für den Fortschritt 
der Menschheit zu vermitteln. Zu diesem Zwecke gibt sie die obengenannte, 
zwölfmal jährlich erscheinende Zeitschrift »Kosmos, Handweiscr für Natur- 
freunde« sowie außerdem eine Reihe einzelner Werke naturwissenschaft- 
lichen Inhalts heraus, bei denen besonderer Wert darauf gelegt wird, daß 
sie gemeinverständlich abgefaßt sind. 

Die uns vorliegenden Hefte des Jahrganges V der Zeitschrift zeichnen 
sich durch Gediegenheit und Reichhaltigkeit des Inhalts sowie durch zahl- 
reiche, in den Text eingestreute vortreffliche Abbildungen aus, die das Ver- 
ständnis des Gelesenen wesentlich erleichtern. Von Aufsätzen, die auch für 
unsere Leser von Wert sein dürften, nennen wir »Radiologische Um- 
schau« von Dr. M. Wilh. Meyer und »Das Zeppelinsche Luftschiff« von 
Graf Ferdinand von Zeppelin, Diplom - Ingenieur , in Heft ], »Verflüssigte 
Luft« von Oskar Hoffmann in Heft 2, »Blitzphotographien« von Friedrich 
Dobe in Heft 3 und »Tönende Steine« von Prof. Dr. Georg Rosenfcld, 
Breslau, in Heft 4. 

Auch der uns vorliegende erste Band der gemeinverständlichen Werke 
aus dem Jahre 1908, »Erdbeben und Vulkane« von Dr. M. Wilh. Meyer, 
der bereits in sechster Auflage erscheint, läßt den Wert der Bestrebungen 
der Kosmos - Gesellschaft erkennen. Der Verfasser gibt einen auch dem 
Laien verständlichen Uberblick der heutigen Anschauungen über die Ur- 
sachen der eigenartigen Erscheinungen, die durch geheimnisvolle Vorgänge 
im Erdinneren hervorgerufen werden, und die schon so häufig zu gewaltigen, 
schreckencrregcndcn Katastrophen geführt haben. 



DErLi«. cnor.iCKT in nrn PKioHsniHXKmKi. 
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